IIIIF 


»B 577 918 





Geſchichte 


des 


erſten preußiſchen Reichötags. 


Von 


KRarl Biedermann. 


— — 


EEE — 


Leipzig, 
Biedermannfche Verlagsbuchhandlung. 
1847. 





LOAN STACK 





IN3674 
B53 


Vorwort. 


—— — — — 


Der erſte preußiſche Reichstag iſt geſchloſſen. Die Vertreter des 
Landes, die fih aus den verfchiedenen Provinzen — aus dem fernen 
Schleſien und aus Weftfalen, von den Geftaden der Oftfee und vom 
Rhein, von der Weichſel und der Saale, fammt den Bewohnern der 
Marken — in der Hauptfladt des Reich nden Ydiyp nun 
in ihre Heimath zurüdgefehrt; die fichtbare Einheit der preußifchen 
Razion, welche die Verſammlung der 600 Nazionalrepräfentanten im 
Weißen Saale zu Berlin darftellte, hat für den Augenblid wieder auf: 
gehört zu eriftiren ; die gewaltige Stimme des preußiſchen ‘Barlaments, 
das Echo einer Bevölferung von 16 Millionen, ift wieder verſtummt, 
und die Regierung — wir meinen: die Bureaufratie — athmet freier 
auf, fühlt fich erlöft von dem Alpdruck einer, ſich an jeden ihrer Schritte 
beftenden, unnachfichtigen Kontrole. 

Der Landtag ift geſchloſſen! — welche Refultate läßt er hinter ſich 
zurück? welche Spuren hat er in das lebendige Fleiſch des Staats» 
organismus eingedrüdt? weldye neue Bahnen hat er den Geſchicken 
Preußens geöffnet? 
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Der Landtag ift geſchloſſen, und, gefchloffen, ift er ein Hiftorifches Fak⸗ 
tum, eine vollendete Thatſache geworden, welche der Gefchichte und ih: 
ter unerbittlihen Kritif anheimfällt. Die Verwalterin diefes Fritifchen 
Amtes der Gefchichte ift aber die Preffe, und ihr geziemt es daher 
wohl, diefen nun vollendeten Landtag vor ihr Korum zu fordern, feine 
Beftrebungen und feine Leiftungen, feine erreichten wie feine verfehlten 
Zwede in einem getreuen Spiegelbilde ihm felbft und der Nazion vor: 
zuhalten, und durch gewiffenhafte Einregifttirung fowohl Deſſen, was 
er wirklich errungen, als auch der Forderungen, die er unerfüllt 
geraſſen, die aber darum nicht aufgegeben find, Deren Durchfegung nur 
vertagt ift, gleichfam eine Brüde zu fchlagen von diefem Landtage zu 
einem Fünftigen, welcher ja doch fommen wird, fommen muß, und wäre 
ed auch wirklich erft in vier Jahren, hoffentlich aber noch früher. 


* 


ia 

Dieſe Verarbeitung der Reſultate des verfloſſenen Landtags durch 
die Preſſe muß vollenden, was der Landtag ſelbſt mit ſeiner freien und 
Öffentlichen Diskuſſion — dieſem gewaltigen „Aufeinanderplatzen der 
Geiſter““ — begonnen hat — die politifhe Bildung des Bol 
kes in allen — , vie Erwedung und Belebung eines 
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wahren, felbfitbewußten öffentlihen Geiftes in. der preußifchen 


Nazion, 





Inwieweit man der preußifchen Preffe geftatten wird, diefe Auf- 
gabe zu erfüllen, ift ungewiß — troß des einftimmigen Votums 
der Ständefurie für Aufhebung der Zenfur —; wäre ed aber aud) 
nicht, fo würde Doch der außerpreußifchen deutſchen Prefje nicht ver: 
argt werden Fönnen, wenn fie ebenfalls ihr Theil an diefem großen 
und ehrenvollen Gefchäfte zu haben wünfht. Dem Verfaſſer diefer 
Schrift aber, der unter den Erften war, die dem Vereinigten Landtage 
noch vor feinem Zufammentritt die Wünfche des preußifchen und aller 
deutfchen Völker, die Forderungen der Zeit und der Gefhichte and 
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Herz legten und fo gleichſam feine Wirkſamkeit inaugurirten *), ihm 
möge es geftattet fein, nun auch mit dem Bereinigten Landtage Abredy- 
nung darüber zu halten, wie Biel von jenen Wünfchen und Anfor« 
derungen er erfüllt und wie er den Erwartungen, die an fein Zufam- 
mentreten gefnüpft wurden, entjprochen habe. 


Ueber ven Plan diefer „Geſchichte des erften preußifchen Reichs— 
tags’ habe id) Wenig zu fagen. Meine Abfiht war, wie auch ſchon 
der Titel andeutet, nicht blos fubjektive Reflerionen und Räfonnements 
über den Landtag, fondern eine wirkliche objektive Darftellung uno 
Entwidlung defjelben zu geben. Deshalb habe ich überall, fo viel als 


möglih, die Thatfachen fprechen laffen und nur da mein fubjeftives 
Urtheil und meine eignen Betradytungen eingemifcht, wo ich glaubte 


daß die Thatfachen allein nicht deutlich genug fpräcdhen, um von Reer— 
mann richtig verftanden und beurtheilt zu werden. Denn ich wollte 
nicht blos für die Eingeweihten und in folhen Dingen Bewanbderten, 
vielmehr ganz hauptfächlich für die minder Eingeweihten und der Be: 
lehrung Bebürftigen fchreiben. Ich wollte auch dem Theil des Volfs, 
der nicht von Politif umd pofitifcher Leftürg Kraieiigngiacht gi der 
daher die Verhandlungen diefed Landtags in ihrer ganzen Ausdehnung 
entweder nicht zu lefen oder nicht zu behalten und fich ein Flares Bild 
daraus zu geftalten im Stande war, dieſem wollte ih durch Hervor- 
bebung und möglichft lichtvolle Anordnung der Hauptmomente jener 
Verhandlungen dazu behülflich fein, ſich ebenfalls eine deutliche 
Ueberſicht davon und ein begründetes Urtheil darüber zu bilden. 


Ein anderer Zwed, den ich dabei im Auge hatte, war der: dem 
preußifhen Volke und im Beiondern den preußifchen Währ 


) Siehe des Verfaſſers Schrift: „Die Aufgabe des erften Vereinigten Land⸗ 
tage in Preußen’‘, Leipyig, bei G. Wigand, 336. ©. 8. 
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lern die Richtungen Far zu bezeichnen, die ſich auf dem Landtage her- 
vorgethan, fo wie die Perfönlichkeiten, welche die Träger diefer Rich: 
tungen waren, damit dad Volk hiernach feine Sympathien, die Wähler 
ihr Bertrauen bemeſſen und, wo fie etwa Diefes getäufcht fänden, es 
bei der nächften Wahl anderswohin Ienfen möchten. Einer der wich: 
tigften Vortheile der neuen ftändifchen Einrichtungen ift die ausge 
dehntere Deffentlichkeit der Verhandlungen, welche auch die Namen 
der Einzelnen dem Urtheile der öffentlihen Meinung blosftellt 
und dadurd) den Wählern einen feften Mapftab für die Wahlen an die 
Hand giebt, der ihnen bisher gänzlich fehlte. Diefen Vortheil nad) 
Möglichkeit zu benugen, halte ich für eine Hauptaufgabe der Preffe, 
und ich habe daher, felbft auf die Gefahr hin, durch Aufzählung von 
Namen manchen Lefer zu ermüden, ed mir zur Pflicht gemacht, bei 
allen Verhandlungen von nur einigem prinzipiellen Interefje Die Red» 
ner für und wider wenigftens namentlich aufzuführen, fo weit mög« 
lich auch den Kern ihrer Reden, die Schlagworte, welche den politis 
ſchen Standpunkt anzeigen, wenn auch nur furz, wiederzugeben. 
„Dagegen babe ich eine perfönliche Karakteriftif der einzelnen Ab» 
geordneten, wobei aud) ihre Befähigung und Eigenthümlichkeit als 
Redner u. dgl. M. hätte zur Sprache fommen müffen, als außerhalb 
der Grenzen diefes Werkes liegend angefehen. Eine folche mag gleidh- 
falls von großem Intereffe fein und anderwärts daher wohl ihren Plag 
finden; hier indeß fam es mir nur darauf an, die Einzelnen als Theile 
einer Gefammtrichtung, nad) ihrer Stellung innerhalb einer Partei 
oder an der Spige einer ſolchen, zu erfaffen und kenntlich zu machen. 
Dazu ſchien mir die Verfolgung der ganzen parlamentarifchen Wirk» 
ſamkeit eines Jeden nad) ihrer Einordnung in die Gefammtthätigfeit 
des Landtags, unter Hervorhebung der Hauptmomente, in denen ſich 
diefelbe entwidelte, beffer geeignet, als die bloße Gruppirung einzelner 
farakterifirender Züge um einen individuellen Mittelpunft. Ber 
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diefe Gefchichte der Landtagsverhandlungen aufmerkſam von vorn bis 
hinten durchlieft, wird wohl über feinen der nur irgend beventen« 
deren politifchen Karaftere, welche darin handelnd auftreten, im Un- 
flaren fein. 

Noch eines Punktes muß ih Erwähnung thun. Es find Dies 
die Anführungen aus der innern oder geheimen Geſchichte des 
Landtages, durch welche ih an vielen Stellen die äußere, in den 
authentifhen Berichten öffentlich vorliegende Geſchichte zu ergänzen 
oder zu erläutern verfucht habe. In der Sichtung des Materials hier 
zu, welches mir theilß die öffentlichen Blätter , theils perfönliche und 
brieflihe Mittheilungen, theils endlich die eigne Anfhauung während 
eines faft adhttägigen Aufenthalts in Berlin gerade in der erfien, ver 
hängnißvoliften Zeit des Landtags lieferten, bin ich möglichft forg« 
fältig und gewiffenhaft zu Werke gegangen. Sollten fich dennoch Irr⸗ 
thümer eingefchlichen haben, fo mögen diefe in der allgemeinen Uns 
fiherheit derartiger Beobachtungen und der Schwierigfeit, hierbei 
immmer das Wahre aus dem für wahr Gegebenen oder Wahrfchein- 
lichen herauszufondern, ihre Entfhuldigung, übe, Beſonders be 
müht bin ich gewefen, in Bezug auf den wichtigften Moment des gan- 
zen Landtags, die Wahlen, über die nähern Umftände, welche diefen 
vorausgegangen, insbefondere aber über die Beweggründe, welche die 
verfchiedenen Parteien und deren Führer, die Einen zum Nichtwählen, 
die Andern zum Wählen, mit oder ohne Vorbehalt, veranlaßt haben, 
möglihft genaue und authentifche Aufflärungen mir zu verfchaffen. 
Ich glaubte, dazu Feinen ficherern Weg wählen zu können, als den: 
mich geradezu an die Hauptbetheiligten jelbft zu wenden und Diefe 
offen und vertrauendvoll um die gewünfchten Aufichlüffe zu bitten. 
Und ich muß mit Danf und Freude befennen, daß diefem meinem Ber: 
trauen von den meiften Seiten her mit gleichem Bertrauen und gleicher 
Dffenheit entfprochen worden iſt. Ob es mir num gelungen, aus bie 
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fen aͤußerſt werthvollen Material ein ſolches Bild jener Vorgaͤnge zu 
entwerfen, welches, neben den fchuldigen Rüdkfichten der Diskrezion 
und neben der Pflicht einer offenen Darlegung des eigenen Urtheils, 
auch die Gerechtigkeit und Unbefangenheit in der Aufführung und 
Würdigung der jo verfchiedenartigen Beweggründe des einen wie 
des andern Theil nirgends vermiffen laſſe — darüber möge das 
Publikum, mögen jene Männer felbft entfcheiden. 

Und fo übergebe ich diefe Schrift dem preußifchen, dem deut- 
fhen Volke mit der Hoffnung, dadurd au ein Scherflein zu dem 
großen Razionalwerke der Entwidlung unferes öffentlichen Lebens, der 
Befeftigung unferes Rechts. und Berfaffungszuftandes und ber politi« 
ſchen Erziehung unferer Nazion beizutragen. 


Leipzig, im Oftober 1847. 


8. Biedermann. 
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Die Lage der Dinge beim Zufammentritt des erften Vereinigten Yand- 
tages: Eindrud der Gefege vom 3. Febr.; das Volk; die Preffe; die 
Abgeordneten; Maßregeln der Regierung: Stimmung des Königs. 
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Welches auch immer die Gedanken und Geſinnungen geweſen ſein 
mögen, aus denen die Geſetzgebung vom 3. Februar hervorgegangen, 
ſo Viel iſt gewiß: man hatte ſich ſtark verrechnet, wenn man gehofft, 
durch dieſelbe die öffentliche Meinung zufriedenzuſtellen, das unbequeme 
Andringen von Wünfchen und Rechtsforderungen an den Thron zu be— 
feitigen, wohl gar einen allgemeinen Danfes » und Begeifterungsjubel 
für das freie Geſchenk Föniglicher Gnade im Volke zu erregen. Der 
Beröffentlihung des Patents und der Berordnungen folgte zuerft im 
ganzen Lande und in der Preſſe ein beängftigendes Schweigen — man 
wußte nicht recht, ob der Gleichgültigkeit, oder des ftillen Ingrimme 
über getäufchte Hoffnungen, — fodann aber eine Entladung der Ge- 
witterf[hwüle in einzelnen ftarfen Schlägen: voran der gewaltige Don: 
ner des Simonſchen Buches, dem bald ein vielfahes Echo von nah 
und fern antwortete. Dazu die gewichtigen Stimmen der franzöfifchen 
und der englifchen Breffe, von denen diefe in glimpflicheren, jene in ſchär— 
feren Tönen, beide aber doch darin gleichlautend fid) vernehmen lie- 
Ben, daß fie den Gedanfen, der offenbar bei der Gefeggebung des 
3. Febr. der leitende gewefen, infeiner völligen Richtigfeit und Blöße dar- 
ftellten, den Gedanfen, als lafje ſich durch ein paar oftroyirte Baragrafen 
der bis zum höchſten Rande gefhwollne Strom der Bolfswünfche und 
der Zeitideen leicht und gefällig in Funftreiche Wafferfälle, Springbruns 
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nen und fonftige Spiele der Fantafte eindämmen und ableiten, als 
fönne man einer großen, geiftig reifen Nazion ein öffentliches Leben 
und parlamentarifche Formen geben, aber dabei den ftrengen Vorbehalt 
machen, daß ed auf diefer Bahn fchlechterdings nicht weiter gehen 
dürfe, als man Allergnädigft ihm geftatten werde. 

Natürlich ward dies Alles hohen und höchſten Orts fehr übel ver- 
merkt. Man hatte auf laute Dankes- und Freudenbezeugungen für das 
fönigliche Gefchenf gerechnet, und jegt fah man, wie daſſelbe faft über: 
all mit ziemlich unzweideutiger Verſtimmung oder höchſtens mit einem 
ſchwachen Anflug von Freude, der aber weniger der Abficht des Gebers, 
als den muthmaßlichen unfreiwilligen Folgen der Gabe galt, im Volfe 
aufgenommen wurde. Die gehofften Dankesadreſſen, Illuminazionen 
und Freudenfener blieben aus bis auf wenige vereinzelte Berfuche dazu, 
und aud) diefe waren mit Nefervazionen verbunden. Sogar das, fonft 
fo leicht erregbare Publifum der Reſidenz verharrte in einem unheim— 
lihen Schweigen, einem Schweigen, welches unangenehmer auffiel, 
als felbft die gewohnte Weife der Berliner es gethan haben würde, 
durch Wigesworte ihren Unmuth ausklingen und zugleich verpuffen 
zu laffen. 

Ganz ſicher fcheint man freilich gleich von vornherein über den 
Eindrud, den das Patent vom 3. Febr. machen würde, nicht gewefen 
zu fein. Schon am Tage nad) deffen Veröffentlichung brachte die Allg. 
Preußifche Zeitung einen langen Erläuterungsartifel, welcher die Ab- 
fichten der Gefebgebung des 2. Febr. ins rechte, d. h. ins vortheilhaf: 
tefte Licht zu ftellen bemüht war. Daffelbe minifteriele Organ gab 
ſich überhaupt alle erdenkliche Mühe, die öffentliche Meinung in Betreff 
des Patents und der Verordnungen zurechtzufegen, damit auszuföhnen 
und zu befreunden. Abwechſelnd ftimmte es bald den rührenden Ton 
eindringlicher Ermahnungen und Warnungen, bald den hochfahrenden 
ftrenger Berweife und fouveräner Machtiprüche an; mit fanften Wor— 
ten fchien e8 felbft eine Polemik über die Geſetze vom 3. Febr. hervor: 
rufen zu wollen; aber im gleichen Augenblide fchrieb es aud) Fategorifch 
die Grenzen vor, über welche diefe Polemik nicht follte hinausgehen 
dürfen. 

Aud von andrer Seite her zeigte ſich ein ähnlicher fonderbarer 
Widerſpruch. Leichtverftändliche Winfe wurden gegeben : man wünfche 
eine freimüthige Befprechung der Verordnungen v. 3. Bebr., man 
werde einer folhen Fein Hinderniß entgegenftellen — und doch ſtrich 
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die Zenfur Alles, was nur in etwas einfchneidender, wenn auch noch 
fo gehaltener Weife fi) über die Berfaffungsfrage ausfprad). 

Auch Fleine Liften foll man nicht verfhmäht haben. Das Gerücht 
ſpricht von Artifeln, die den Redafzionen mancher preußifcher Blätter 
von guter Hand mit der nicht wohl abzulehnenden Weifung, fie aufzu: 
nehmen, zugefonmen, Artikeln, worin die Gegenfchriften gegen die 
Geſetze vom 3. Febr., insbefondere das Simonfche Buch, mit loyaler 
Entrüftung befämpft wurden. Die Allg. Preuß. Zeitung nahm dieſe 
Artifel fodann in ihre Spalten auf oder erwähnte fie lobend, unter Be- 
zeugung ihrer freudigen Rührung über die befonnene und loyale Hal: 
tung, welche die unabhängige preußifche Preſſe beobadyte gegenüber 
den frivolen Angriffen einzelner Parteigänger auf die Föniglidye 
Gabe. 

Gegen das Simonfche Bud, jelbft und feinen Verfafler verfuhr 
man mit der vollen Strenge des Geſetzes und, wo diefe nicht aus. 
reichte, mit dem ganzen Aufgebot polizeiliher Allgewalt. Den preußi: 
Shen Buchhändlern ward der Verfauf des Buches bei Androhung von 
Kriminalftrafe unterfagt, obgleich noch Fein Gericht darüber ent« 
fhieden hatte, ob der Inhalt des Buches verbrecheriſch, alfo deſſen 
Verbreitung geſetzlich ftrafbar fei. Ja, fo weit ging vieler Verfolgungs— 
eifer, daß man, um dem Vertriebe der verhaßten Schrift überallhin 
ſicher nadyfpüren zu fönnen, bei der fächfifchen Regierung die Einfor: 
derung der VBerfendungsliften von dem Leipziger Verleger beantragte. 
Die ſächſiſche Regierung war fhwac genug, fi) diefer Zumuthung 
zu fügen und die Einreichung der Liften zu verlangen, die natürlich ver: 
weigert und auf der dann auch nicht weiter beftanden ward — ein Be: 
weis, wie wenig man fich hierbei auf gefeglichem Boden fühlte. 

Simon felbft wollte man mit Stedbriefen verfolgen, weil er, 
eben auf einer Reife begriffen, von Breslau abweiend war, als man 
ihn zitirte, Nur die fchleunige Dazwifchenfunft eines Freundes, der 
Simons fofortige Nüdfehr und fein freiwilliges Erfcheinen vor dem 
Gerichteverbürgte, retteteihn vor dem Schickſale, wie ein gemeiner Berbre: 
cher behandelt zu werden. Simon hattefeinWerf, obgleich es ald zen: 
furfreie 20:Bogenfchrift erſchien, doch auf eigne Hand vorher der ſäch— 
ſiſchen Zenfur unterworfen und die Druderlaubniß dafür ohne irgend 
eine Aenderung erlangt. Man wußte aus früheren Vorgängen, daß 
die preußifchen Gerichte in ſolchen Fällen, geftügt auf $. 7. des Bun» 
desbefchluffes vom 20. Sept. 1819, die völlige Nidhtverantwortlichkeit 
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der Schriftfteller für die von der Zenſur irgend eines deuiſchen Bundes⸗ 
ftaates zum Drud gelaffenen Schriften auszuſprechen pflegten. Rum 
eriftirte ein Bundesbeſchluß vom 3. 1832, der jene Beſtimmung des 
Beichluffes von 1819 wieder aufhob. Diefer Ipätere Beſchluß hatte 
aber bisher feine Geſetzeskraft in Preußen gehabt, weil er nicht in der 
üblichen Weife publizirt worden war. Schleunig half man jegt dieſem 
Mangel ab; ein Patent erſchten unterm 8. April — drei Tage vor Eröff- 
nung des Landtags —, weldyes den Bundesbeſchluß von 1832 publi- 
zirte, ihn dadurch zum Landesgefeg erhob und ihm fomit bindende Kraft 
auch fir die Gerichtshöfe verlieh. Nun Fonnte man ſchon weit zu: 
Verfichtlicher den Prozeß gegen Simon fortftellen. 

Eine andere Taftif gebrauchte man gegen die Schrift: „Die 
Aufgabe des erjten Vereinigten Landtages in Preußen‘. Man verbot 
diefe nicht allgemein (nur hier und da ward fie fonfiszirt); man that 
Nichts gegen ihren Verfaffer; aber man fuchte durch kecke Entftelungen 
ihres Inhalts in einem Artifel der Allg. Preuß. Zeitung den Verfaffer 
und feine Anfichten bei der freifinnigen Partei zu verdächtigen, und, als 
der Verfaffer in einer öffentlichen Erklärung diefes Truggewebe aufvedte, 
verſuchte man, mit einer neuen Unwahrheit fi aus der Schlinge zu ziehen. 

Alles Dies verrieth auf Seiten der Regierung eine Reizbarkeit, 
eine Unfidjerheit, einen Mangel an Vertrauen zu der innern wirfenden 
Kraft der Gefepgebung vom 3. Febr., welcher das Mistrauen des Vol- 
fes gegen das ihm gebotene Geſchenk nur noch mehr beftärfen und 
rechtfertigen mußte. "Eine oftroyirte Verfafjung , die man durch ſolche 
Mittel ver öffentlihen Meinung zu empfehlen fuchte, hinfichtlich deren 
man gegen jede Kritik fo empfindlich war, fonnte unmöglich Vertrauen 
erweden. Mit leichter Mühe fühlte das Bolk heraus, daß bei der 
Erlaffung der Gefege vom 3. Febr. entweder nicht mit wahrer Offen- 
'heit oder nicht mit farem Bemwußtfein von Dem, was man thue und 
thun wolle, verfahren worden fei; man glaubte, dieffeits auf ſeiner Hut 
fein zu müffen, weil man fah, wie fehrman es jenfeits war; und, wenn 
man bemerfte, wie auf Seiten der Rathgeber der Krone die Abfiht ob— 
waltete, durd) die Verfaffung vom 3. Febr. das Volk abzufinden 
‚und ihm zugleich die Berufung auf frühere Verheißungen und gefhicht- 
lich begründete Rechte für immer abzufchneiden, fo befeftigte man 
ſich nur um fo mehr in dem Entfchluffe: ſich eben fo nicht abfinden zu 
laſſen, vielmehr um fo entfdyiedener imd beharrlicher an jenen hiſtori— 
ſchen Reditsanfprücen feſtzuhalten. 
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Soldye Anfihten waren es, die ſich mit überwiegender Gewalt im 
den öffentlichen Stimmen wie in den vertraulichen Urtheilen über die 
neuen Berfaflungsgefege kundgaben; fie zogen ſich, wie ein rother Fa— 
den, durch alle Artifel der unabhängigen liberalen Preffe, durch alle 
die Schriften hindurch, welche die Gelege vom 3. Febr. einer Kritif 
unterwarfer. Vergebens mahnte die Allg. Preuß. Zeitung mit zärt- 
licher Beſorgniß: man folle doch erft den Kreis der durch die Geſetze 
vom 3. Febr. verliehenen Rechte ausfüllen, ehe man weitere Forderun- 
gen ftele. Vergebens erklärte fie jeve Berufung auf die älteren ftändi« 
fhen Gefege von 1815 und 1820 für einen ‚, ungefeglichen Boden ’’, 
für ein ,„ Sichverlieren in ein Reich der Träume‘’, welches mit dem in 
Preußen ‚, Möglichen *’ Nichts gemein habe. Vergebens ließ fie fogar 
duchbliden: man werde wohl Manches nocd über die ftrenge Wort: 
beftimmung der Verordnungen vom 3. Febr. hinaus nachgeben, aber nur 
aus freiem Willen, nicht als Verpflichtung. Jeder neu auftretende 
Kämpfer für die verfaffungsmäßigen Volfsrechte ftellte ſich doch wieder 
- auf den. Boden jener älteren Gefege, verlor ſich doch wieder in jene 
„Träume“ von Konftitugion und Nationalrepräfentazion , von wirkli— 
hen Reihsftänden und ihrer jährlichen Einberufung — Träume, wie fie 
das preußifhe Bolt nun fchon über ein Menfchenalter hindurch 
träumt, feit jener Zeit, wo man für gut fand, es vom Throne 
ſelbſt herab mit folchen lieblihen Klängen in den Schlaf zu wiegen. 
Mochte auch der fchrofffte Ausdrud diefer Stimmung, das Simonfde 
„Ablehnen!“ nicht unbedingten Anklang finden, mochten die An: 
ſichten darüber, was man zur Ergänzung der Öejeggebung vom 3. Febr. 
nothwendig noch fordern, und ebenfo darüber, wie man diefe Forderun— 
gen durchſetzen müffe, nicht überall die gleichen fein, mochten die Einen 
die entfchiedene Berufung auf ältere Gefege, Andere die mildere Form 
der Bitte vorzüglicher finden, die Allermildefteu endlich, in überfließen- 
dem Vertrauen, von der eignen Weisheit des Geſetzgebers allein die 
Fortbildung der neuen ftändifhen Inftitugionen erwarten, darin ka— 
men doch Alle überein, daß mit dem Erlafje der Verordnungen vom 
3. Febr. der Kampf um die politifchen Rechte des preußischen Volkes 
feineswegs beendigt, vielmehr erft recht begonnen und gleichſam legali— 
ſirt, in beftimmte gefegliche Formen gebracht ſei; daß der erfte Verei— 
nigte Landtag nicht blos dazu ſich verfammle, um die durd) jene Ber: 
ordnungen ihm übertragenen Rechte und Pflichten auszuüben, fondern 
um allererfi das richtige Verhältniß jener Rechte zu diefen Pflichten 
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feftzuftellen und ſich einen geficherten Rechtsboden für feine Fünftige 
Wirkfamfeit zu erfämpfen. 

Unter den Abgeordneten felbft gewannen foldye Anfichten einen 
breiten Boden. In der Rheinprovinz, in Sachſen und Preußen fan— 
den Befprechungen unter denfelben, namentlich im Stande der Städte 
und Landgemeinden, über das auf dem Landtage einzuhaltende Verfah— 
ren ftatt. Am Stärfften war diefe Bereinigung inder Rheinprovinz; 
auch Fam man dort am Erften zu einem beftimmten Refultate iiber Das, 
was man thun und fordern wollte. Ein förmlidhes Programm ward 
entworfen, an welchem feftzuhalten man fich gegenfeitig verfpradh. Ale 
Hauptbafts der negen das Patent vom 3. Febr. auf dem Landtage zu 
organifirenden Dppoflzion ward darin das Staatsfchuldengefeg von - 
1820 aufgeftellt. Auf ältere hiſtoriſche Gerechtfame wollte man nicht 
zurüdgehen, weil man fürchtete, daß dieſe, da fie für jede Provinz ans 
dere wären, die nazionale Einheit ftören und dem Sondergeifte Nah: 
rung geben möchten. Den Gedanfen einer Infompetenzerflärung im 
Simonfhen Sinne wies man, ald unpraktiſch und gefährlich, von 
vornherein entfchieden zurüd. Aehnliche Abfichten gaben ſich unter der, 
freilih nur Heinen, freifinnigen Frakzion der fähfifchen Abge— 
ordnneten fund, während die Preußen und die Schlefier fi 
theilweife mehr den Simonfchen Ideen zuneigten. 

Die Oppofizion, welche fich folchergeftalt bereit vor dem Zuſam— 
mentritt ded Landtags gegen die eigne Grundlage diefed Landtags, das 
Patent vom 3. Febr. , zu bilden angefangen, ward noch beftärft und 
angefeuert durch vielfache Zeichen von Zuftimmung, die aus der Mitte 
der Wähler ihr zu Theil wurden. Faft fämmtliche Hauptftädte 
der Monarchie, auch viele andere Drte, ganze Kreife, endlich einzelne 
Wähler richteten Adreſſen an ihre Abgeordneten, worin fie denfelben 
die Wahrung der verbrieften, verheißnen Rechte des Volfes dringend 
and Herz legten. *) Die meiften dieſer Adreſſen gingen gleichfalls auf das 
Geſetz von 1820, viele auch auf das von 1815 zurüd: alle aber ver: 
langten und erwarteten von dem Landtage ein thätiges, pofitives Auf: 
treten, nicht ein blos paffives Verhalten, eine Infompetenzerflärung. 


) S. d. ‚‚Atenflücde für den erften Verein. Landtag Preußens ’’ (Leipzig, GEr⸗ 
pebizion des Herold), welche zwei ſolche Zufchriften, die eine von dem Grafen von 
Dohna > Finfenftein, die andere von den Ständen des Neidenburger Kreifes in Oft: 
preußen enthalten. 
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Das war der Stand der öffentlichen Meinung, ihrem überwiegen: 
genden Ausdrude nad, wie fie fich dem Patente vom 3. Febr, gegen: 
über fundgab ; Das waren die Stimmungen und Eindrüde, unter des 
nen die Abgeordneten des preußifhen Volfs zum erften allgemeinen 
Landtage in der Reſidenz zufammentraten. 

Der Regierung entging keineswegs, wie wenig günftig dieſe 
Stimmungen ihr und ihrer neuen Schöpfung waren, und, da eine Be- 
fehrung der öffentlichen Meinung durd die gute Preffe zu Gunften des 
Patents nicht gelungen war, fo fuhte man auf andern Wegen diefelbe 
wenigftens nad Möglichkeit zu paralyfiren. Unmittelbar vor und nad) 
dem Beginne des Landtages brachte die Allg. Preuß. Zeitung Tag für 
Tag neue Gefege von umfaflender Wichtigkeit und überrafchend libera= 
ler Faͤrbung. Durch das eine diefer Gefege ward die Bildung religiös 
fer Selten legalifirt, die Freiheit des Austritts aus den beftehenven 
Kirchengeſellſchaften, ohne Verluſt der bürgerlichen und politiſchen 
Rechte, garantirt und zu Gunſten der Ausgetretenen eine neue, vom Glau— 
bensbefenntniffe unabhängige Form für die bisher nur unter firchlicher Aus 
torität vollgiehbaren bürgerlichen Afte feftgeftellt. 

Durd ein zweites Geſetz erhob man die Deffentlichfeit der ſtrafge— 
richtlihen Verhandlungen, die bis dahin nur eine theilweife gewefen 
war, zu einer allgemeinen , beinahe unbeichränften, und dehnte diejelbe 
zugleich auch auf die zivilrechtlichen Verhandlungen aus. 

Ein drittes Geſetz verfügte die Einführung von Handeldfammern 
und Handelögerichten in den Theilen der Monarchie, wo ſolche noch 
nicht beſtanden. 

Unleugbar bezeichneten dieſe Gefege insgefammt einen bedeutenden 
Fortfchritt in den Grundfägen der Gefeggebung; unleugbar waren fie 
von einem liberalen, den Zeitforderungen Rechnung tragenden Geifte 
diftirt. Allein der Umftand, daß fie fo unmittelbar vor dem Zufams 
mentritte ded Vereinigten Landtags, gleihfam unter den Augen der 
fi) verfammelnden Stände erfchienen , lenfte die Aufmerkfamfeit von 
ihrem eigentlichen Zwede und Inhalte ab und auf die muthmaßlichen 
Abfichten hin, welche wohl ihre Veröffentlichung gerade in diefen Mo: 
mente veranlaßt haben möchten, Man konnte nicht wohl anders, ale 
irgend welchen Hintergedanfen dabei vorausfegen; vielleicht wollte die 
Regierung zeigen, daß fie auch' ohne die Stände gute und freifinnige 
Geſetze erlaſſen könne; vielleicht wollte fie den Forderungen und Anträs 
gen zuvorkommen, die möglicherweife von den Ständen aus an fie ge 
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ridstet werden möchten. Am Wahrfcheinlichften blieb aber immer , daß 
die Regierung durch diefe Gefege die öffentliche Meinung des Landes 
md vorzugsmweile der Refidenz für fich zu flimmen und dadurch audy 
auf den Landtag eine günftige Rüdwirfung hervorzubringen beabſich— 
tigte. Das Mittel fchien nicht fchlecht gewählt. Das Religionspatent 
mußte wohl, bei der in den legten Jahren fo überwiegend geworbenen 
religiöfen Bewegung, im ganzen Lande einen günftigen Eindrud ma— 
hen. Die Erweiterung der Gerichtsöffentlichfeit verfprach einer Haupt: 
neigung des Berliner Publifums, der Neugier und dem Intereffe an 
Öffentlichen Schaufpielen, mannigfache Befriedigung und mochte zus 
gleih den Rheinländern (von denen man wohl im Voraus fich der 
ftärfften und gefährlichften Oppofizion verſah), ald Bürgichaft immer 
größerer Annäherung an ihre Gerichtsinftituzionen, fchmeicheln. Auch 
die Fürforge für das Gedeihn des Handels und der Gewerbe, die ſich 
in der Errichtung von Handeldforporazionen ausſprach, mußte der 
Mehrzahl der ftädtifchen Abgeordneten erfreulich fein und fonnte Diefe, 
deren Stimme gar fehr zu beachten war, wohl der Regierung vers 
pflichten. 

Allein man hatte ſich dennoch verrechnet. Statt der gehofften 
Wirfung trat die entgegengefehte einz das Volk fowohl wie die Abge— 
ordneten merften die Abficht, wurden dadurch nur noch mehr verftimmt 
und betrachteten die Gefege, die unter andern Umftänden vielleicht 
Freude erregt hätten, mit Gleichgültigfeit, ja mit Mistrauen. Dazu 
fam, daß das widhtigite diefer Gefege, das Rligionspatent, auf der 
einen Seite nicht befriedigte, indem es zwar den Austritt aus ber 
Kirche freigab, dafiir aber die Kirche felbft mit um fo engern Schran— 
fen umgab und eine Fortbildung derfelben im Ganzen (wie ſie z. B. die 
Uhlich ſche Partei wünſcht) für immer abzufchneiden fchien, auf der 
andern Seite aber durch) die faft-zu große und mit dem bisherigen Sy— 
fteme der Regierung nicht wohl zu vereinbarende Liberalität feiner Bes 
ftimmungen den Verdacht erwedte, es möchte fich in der Praxis wohl 
Manches ganz anders ausnehmen, ald auf dem Papier. 

Kurz, wenn man den Zwed gehabt hatte, die öffentliche Meinung 
durch jene Geſetze zu gewinnen, fo ward diefer Zwed gänzlich verfehlt ; 
hatte man ihm aber nicht gehabt, fo hatte man mindeftens den Zeit: 
punft zur Erlaffung derfelben fehr übel gewählt und fich dadurch ebenfo 
geichadet, als wenn dabei wirklich eine folche Nebenabficht im Spiele 
gewefen wäre. 


Eine andere Sorge der Regierung war die, daß nicht durch ein 
planmäßiges Zufammenhalten der oppofizionell gefinnten Abgeordneten 
und durch deren Berührungen mit gleidyartigen Elementen der Haupt: 
ftadt der Geift des Widerftandes und das politische Selbfiberwußtfein 
Jener allzufehr geftärkt werden möchte. Der Magiftrat und die Abges 
orbneten von Berlin hatten beſchloſſen, den jämmtlihen Abgeorbneten 
noch vor dem Beginn der Sigungen ein großes Feſt zu geben, welchem 
auch die Mitglieder der beiden ftäptifchen Kollegien beimohnen folften. 
Man wußte ihnen diefe Abficht auszureden, unter dem Vorgeben, daß 
die Bürgerjchaft es übel aufnehmen werde, wenn manin dieſer Zeit 
der Noth fo bedeutende Summen für einen ſolchen Zwedverausgabe. Das 
gegen bereitete man von Seiten des. Hofs und der Minifter Diners und 
Soupers für die Abgeordneten vor, um Diefe neben der ernften parla= 
mentarifchen Thätigfeit ſogleich auch die gefelligen Freuden der Haupt: 
ftadt ſchmecken zu laffen und durch die intimen Beziehungen des perfön- 
lihen Zuſammenſeins das fchroffe Sichgegenüberftehen der Volksver— 
treter und der Regierungsorgane im Ständefaale nah Möglichfeit zu 
mildern, 


Ganz befondere Aufmerkfamfeiten hatte man für die Mitglie 
der der Herrenfurie, denen man Hofequipagen zur Verfügung ftellte. 


Für den König perfönlicy mochte wohl ein nicht geringer Reiz der 
neuen Inſtituzion darin liegen, daß fie feinem romantiſchen, nad 
neuen und großartigen Eindrüden verlangenden Geifte erwünfchte Ge: 
fegenheit bot, das in Berlin noch nie gefehene Schaufpiel einer großen 
parlamentarifhen Berfammlung ins Leben zu rufen, einen glänzenden, 
mit Equipagen, Livreen, fürftlichen und gräflihen Wappen prunfenden 
Herrenftand , eine in bunten Uniformen prangende Ritterfhaft und in 
der Vertreterichaft von Stadt und Land die Repräfentanten fo verſchie— 
dener Stämme und Provinzen um ſich zu verfammeln, fie zu empfans 
gen in dem vollen Glanze des Königthums, fie anzureden mit der gan— 
zen Würde der Majeftät und mit dem ganzen Selbftgefühl des überle- 
genen, feiner Gewalt über die Gemüther fi) bewußten Geiſtes. 


Man erzählte fi) damals in Berlin eine Anefoote. Der König, 
der ſich mit großem Eifer der Einrihtung und Ausfhmüdung der ftän- 
difchen Sigungslofale in den Gemächern des Schloſſes annahm und 
Vieles dabei felbft angab, habe, ald Alles fertig gewefen, feinen Bru- 
der, den Prinzen von Preußen, darin umbergeführt und ihm die getrof: 
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fenen Anordnungen gezeigt, „Recht ſchön!“ habe der Prinz gefagt, 
„nur etwas eng !’’ worauf der König fogleich erwidert: „Nun, breit 
follen ſich auch die Herren nicht machen!” Sehr möglich ‚- daß diefe 
Anefvote erfunden iſt; jedenfalls aber bezeichnet fie treffend die Stim- 
mung, mit weldyer der König die von ihm gefchaffene neue Inſtituzion 
betrachten mochte. Es find die Eingangsworte des Patents, in die 
Sprache des Berliner Witzes überfegt. Die erften Afte des Königs 
in Bezug auf den Landtag, die Gefhäftsordnung unddie Throne 
rede, lieferten dazu den offiziellen Kommentar. 


Dweites Kapitel. 


Die Gefhäftdorbnung. 


Die Geſchäftsordnung einer parlamentarifchen Verſammlung ift 
der Körper, in welchem und durch welchen ſich deren Geift bewegt. 
Iſt der Körper verfümmert oder misgeſtaltet, fo wird auch der Geiſt da— 
durch in feinen Bewegungen gehemmt. Ein ftarfer Geift mag zwar dieſe 
Hemmungen theilweife überwinden und die Schranfen, die der unvoll: 
fommene Körper feiner freien Entwidlung fegt, durchbrechen, aber jo 
harmonifch werden feine Bewegungen doch nie fein, als wenn fein 
äußerer Organismus vollftändig zu feiner innern Kraft und Lebens» 
fähigfeit ſtimmt. 

Eine wahrhaft gute und zwedmäßige Gefhäftsordnung fann 
eigentlich nur aus der lebendigen Wirffamfeit, aus der Praris einer 
parlamentarifchen Berfammlung felbft hervorgehen, gleidy wie die or: 
ganifche Körperform dem Geifte nicht von außen angebildet, fondern 
von innen heraus durch deſſen formſchaffende Kraft felbft erzeugt wird. 
Freilih muß eine folhe Verſammlung gleich von vornherein gewifle 
Formen ihres Wirfend haben, aber diefe Kormen müflen wenigitens 
fo elaftifch al8 möglich) fein, müffen gleihjam nur Das feftftellen, was 
das eigne Bedürfniß der Verfammlung gebieten würde, und müffen 
im Zweifelsfalle allemal dem lebendigen Geifteder Berfammlung, ihrem 
Ermeflen und Befchließen fidy unterorbnen. 

So ift es da, wo man in den parlamentarifchen Körperfchaftert 
lebendige Organismen fieht, die fich frei und naturwüchſig aus ſich 
felbft entwideln und geftalten. 

Anders da, wo man die Stände nur wie einen fremden Körper 
betrachtet, der zwifchen die Räder der bureaufratifchen Mafchinerie ges 
fommen ift und dieſe in ihrem ruhigen Gange zu hemmen droht, oder wie 
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ein ungelehriged Roß, das man mit Kappzaum und Gebiß zu maniers 
lichen Courbaden und fehulgerechtem Gange in den abgemefjenen Bah— 
nen anzuhalten für nothwendig findet. Da freilich ift die Gefchäftsord- 
nung felbft nichts Anderes, als diefer Kappzaum und diefes Gebiß, 
womit der abfolute Wille und feine Diener, die Bureaufraten, die 
Stände zu zügeln und jede aufftrebende Bewegung derfelben durch einen 
fharfen Rud fofort niederzuhalten meinen. 

Die Geſchäftsordnung für den Bereinigten Landtag, welche am 
Tage feiner Eröffnung die A. Pr. 3. veröffentlichte, war im Wefent- 
lichen den Geſchäftsordnungen der Provinziallandtage nachgebildet — 
ein Zeichen, daß man in dem Vereinigten Landtage nichts Anderes 
ſah und fehen wollte, als ein Agglomerat von acht Provinziallandtagen. 

Die vom Könige ernannten Marfchälle der beiden VBerfammlungen 
— der Herrenfurie und der Kurie der drei Stände — ernennen ihrer 
feit8 nad; freiem Ermeffen, ohne irgend eine Mitwirkung der Berfamme 
fung, die Sekretäre, ebenfo die Mitglieder der vorberathenden Abthei- 
lungen oder Ausfchüffe und in diefen wiederum die Vorfigenden, 

Die Referenten zum Borirag in den Abtheilungen werden von 
den Borfigenden diefer, dagegen die Referenten zum Vortrag in der 
Hauptverfammlung wiederum vom Marfchall erwählt. 

Der Marſchall beftimmt bei gleichzeitiger Anmeldung mehrerer 
Redner deren Reihefolge. 

Der Marfhall hat die Redner, wenn fie ſich Abfchweifungen, 
Einmifhung fremdartiger Gegenftände oder Perfönlichfeiten erlauben, 
zur Ordnung zu rufen, ohne daß dem dadurch Betroffenen eine Beru— 
fung an die Berfammlung zufteht. 

Der Marſchall kann jederzeit ven Redner unterbrechen, fobald er 
es zur Leitung der Debatte nöthig findet. 

Der Marſchall allein kann Anträge, die nicht zur rechten Zeit eins 
gegangen find, dennoch) zulaffen, ohne die Berfammlung zu fragen, 

Der Marfhall fann den Schluß der Debatte ausſprechen, auch 
wenn noch Redner angemeldet find, und nur auf den Widerfpruch von 
24 Mitgliedern in der zweiten, von 6 Mitgliedern in der erften Kurie 
muß er die Verfammlung darüber, ob die Debatte gefchlofien fein fol, 
abftimmen laflen. 

Der Marfchall beftimmt die Faſſung und die Reihefolge der Fra— 
gen; die Mitglieder fönnen zwar Erinnerungen dagegen machen, allein 
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dem Ermeffen des Marſchalls bleibt es überläflen, ob er dieſe berüdt- 
fichtigen will oder nicht. 

Der Marſchall kann eine Frage ohne Abſtimmung für entſchieden 
serftären, wenn nach feiner Anficht die Meinung der Verſammlung 
ſich überiviegend dafür andgefprochen hat, und ed gehört dann abermals 
der ausdrüdliche Widerſpruch von 24 Mitgliedern dazu, um eine förm⸗ 
liche Abftimmung herbeizuführen. 

Des Marfhalls Stimme giebt bei Stimmengleichheit ohne Weis 
tered den Ausſchlag (nicht, wie ed in andern parlamentarifchen Ber: 
fammlungen Brauch ift, erft nach nochmaliger —— in einer 
folgenden Sitzung). 

Der Marſchall hat Erinnerungen, die zum Protokoll gemacht 
werden, durch ſeine Erklärung zu erledigen; kann er Dies nicht ſogleich, 
fo läßt er, jedoch ohne Diskuſſion, darüber abftimmen. 

Der Marſchall hat die ftenografiichen Nieverfchriften der Ber: 
bandlungen, bevor fie zur Veröffentlichung kommen, zu genehmigen. 

Der Marjchall giebt die, nur an ihn zu richtenden ſchriftlichen 
Anträge der Mitglieder, ohne vorherige Berlefung derfelben in der 
Berfammlung , fofort an eine Abtheilung. 

Endlid), um die Souveränetät des Marſchalls vollſtändig zu 
machen, verfügt $. 29, daß bei Zweifeln über die Auslegung der Ge— 
ſchaääftsordnung die Entfheidung des Königs eingeholt, bie zu Deren 
Eingange aber nah den Beftimmungen des vorfigenden 
Marſchalls verfahren werden folle. 

Und diefe ganze, faft unbefchränfte Gewalt, welche die Marichälle 
der beiden Kurien und namentlich der Marichall der Herrenkurie (der 
‚zugleich den Vorfig in den vereinigten Kurien führt) den Kurien 
gegenüber befigen, liegt in den Händen von Männern, welche nicht 
das Vertrauen der Berfammlung felbft, fondern allein ver Wille des 
Königs auf diefe Poften geftellt hat! 

Dar famen andre, die Kreiheit der Verhandlungen befchrän- 
ende Vorfchriften:: fo die, daß die königlichen Propofizionen allen ans 
dern Gegenftänven bei der Beratung vorgehen müfjen — man erinnert 
fi), weldyen bedenflichen Gebraud) von einer ähnlihen Beftimmung 
die Regierung Holſteins noch unlängft gemacht hat! — fowie die Auf- 
ftellung einer Präftufivfrift von 14 Tagen für die Einweihung von 
Petizionen. 

Wieder andere Beſtimmungen ſchienen weniger aus der Abſicht, die 
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Selbftftändigkeit der Verſammlung zu befchränfen, als aus einer zu 
ängftlichen Beforgniß für Aufrehthaltung ftrenggeregelter Geſchäfts— 
formen und aus gänzlicher Unfenntniß des parlamentarifchen Bedürf- 
nifjes hervorgegangen zu fein, waren aber Darum nicht minder beengend 
für die. Freiheit der Verhandlungen und nicht minder nadhtheilig für 
den Gefhäftsgang, den fie, ftatt ihn zu fördern, nur hemmten und 
verwirtten. 

Dahin gehörte z. B. die Vorfchrift, daß Aenderungsvorfchläge zu 
Berhandlungsgegenftänden, wenn fie nicht vor der Sigung ſchriftlich 
eingereicht worden, nur ausnahmsweije, durch die Gunft des Mar— 
ſchalls, fofort in der betreffenden Sigung zur Verhandlung fommen 
follten — eine Beftimmung, welche, wenn fie ftreng gehandhabt ward, 
die Verhandlungen unendlich weitläufig machen und wefentlid Zuſam— 
mengehöriges auf ftörende Weife auseinanderreißen mußte. 

Ebenso erfchwerend war das vorgefchriebene Sprechen von der Tri- 
büne aus, eine Vorfchrift, die zum Theil freilich durdy die großen und 
afuftifch ungünftig gebauten Räume des weißen Saales nöthig geworben 
fein mag, ferner die Sigordnung, welche die einzelnen Provinzen und 
in ihnen wieder die einzelnen Stände von einander abſchied. Hätten 
fi die Mitglieder ihre Sige frei wählen können, fo würde, wenigftens 
für die fpätere Zeit des Landtages, in Folge des allmäligen Zufammen- 
rüdens der ‘Barteien die Meberficht und das Zählen bei den Abſtimmun— 
gen unendlich erleichtert und mancher zeitraubende Namensaufruf ver: 
mieden worden fein. 

Alein diefer legten Beftimmung lag freilid; eine wohlbewußte Ab- 
fit zu Grunde: die Erhaltung der provinziellen und ftändifchen Un: 
terfchiede felbft in der äußeren Erfcheinung. Was hätte auch fonft aus 
den zierlihen Marichallsftäben und bunten Wappenzeichen werden 
follen, mit denen die forgfältig von einander abgepferdhten Sigreihen 
der einzelnen Provinzen bezeidynet waren? 

Einen merkwürdigen Widerfprudy boten die Beftimmungen des 
$. 24 über die Beröffentlihung der Verhandlungen des 
Landtages dar. Auf der einen Seite Fam darin die ganze Aengft- 
lichfeit und Deffentlichfeitsicheu der Büreaufratie zu Tage, die ſich nur 
unter dem Schuge einer dreifachen Zenfur der Verhandlungen — 
durch die Sefretäre, die Marfchälle und den königlichen Kommiffar — 
fiher und beruhigt fühlte. Auf der andern Seite war die Oeftattung der 
namentliden Aufführung der Redner ein Zugeftändniß, deffen man 
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ſich, nad) den fo entichieden abweijenden Erflärungen des Könige 
auf mehrfache ftändifche Gefuche darum, faum noch verfehen konnte, 
am Wenigften aber gerade jegt und gerade für den Vereinigten Landtag. 
Denn wen konnte es wohl entgehen, welch' gewaltiges Gewicht da- 
durch in die Wagichale der Volksſache, gegenüber dem abjoluten Re- 
gimente, geworfen werde? Mit der Namensnennung der Redner fiel der 
Schleier, der bis dahin die Landtage noch immer vor den Bliden des 
Bolfes verbarg ; fie hörten auf, mythiſche Subftanzen zu fein, deren 
einzelne Perfönlichfeiten nur hinter dem verhüllenden Vorhang der Ano⸗ 
nymität oder im ungewiffen Hellvunfel myfteriöfer Gattungsbegriffe 
und Zahlen handelten und wandelten; fie wurden Fleifch und Bein, in 
jedem ihrer Theile fihtbar dem Auge und erreichbar dem Urtheil 
des Volks; das natürliche Band war hergeftellt zwifchen ven Wählern 
und den Gewählten, zwifchen der Nazion und ihren Vertretern, aber 
in das ftändifche Syftem war ein tiefer Riß gemacht, durch welchen 
das fo gefürdhtete Prinzip Fonftituzioneller Volfsvertretung triumfirend 
feinen Einzug hielt. 

Der König von Hannover hatte wohl Recht, wenn er feinen 
Ständen ihr Gefuh um Deffentlichfeit ihrer Sigungen mit dem Be: 
merken abichlug: Das pafje ſich nur für Fonftituzionelle Stände, ſolche 
aber wären fie nicht und follten fie nicht werden. 

Das Leptere meintenun zwar der König von Preußen auch, aber, 
nicht fo durch die Erfahrung gewigigt, wie der alte englifche Tory, 
dachte er wohl nicht daran, als er jenen $. 24 erließ, daß er damit 
felber den Feind in die fo ängftlich gehütete Burg hereinführte. Biel: 
leicht däuchte es ihm ritterlih, daß Jeder mit feinem Namen und 
feiner Berfon für feine Worte einftehen ſolle; vielleicht fcheute er fich 
auch, vor den Augen Guropad das Scyaufpiel eines preußiichen 
Reichstages aufzuführen, defien Mitglieder nur nad) Zahlen, wie die 
Sträflinge in Sibirien, bezeichnet würden. 

Er hätte nur zugleich bedenfen follen, daß in dem Augenblide, 
wo er die öffentliche Meinung von ganz Europa zur Ridyterin über den 
Landtag und jede feiner Handlungen einfegte, er jedes Mitglied deſſel— 
ben ‚ebenfowohl unter den Einfluß wie unter ven Schuß diefer öf— 
fentlihen Meinung ftellte, und daß die Macht, die er dadurch der Volks— 
ftimme über den Landtag und dem Landtage über die Regierung ein: 
räumte, nothwendig auch die legten Stügen feiner geträumten unge: 
ſchwächten Alleinherrfchaft wie ein [hwaches Rohr zerfniden mußte. 
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Glücklicherweiſe bedachte er Dies nicht oder glaubte ed nicht, wenn 
es ihn vieleicht von feinen Rathgebern vorgeftellt ward. In feinem 
tomantifchen Sinne hielt er e8 für möglich, eine Berfammlung won 


‘600 Abgeordneten des Landes, berufen als die Vertreter einer großen 


Nazion, berathend im Lichte einerfaft vollftändigen Deffentlichfeit, unter 
den Augen von ganz Europa, ebenfo mit dem Winfe feiner fürftlichen 
Allmacht lenlen und zügeln zu können, wie acht getrennte Provinzial: 
landtage in ihrer vereinzelten und halbverhüllten Wirkfamfeit. 
Unbegreiflicher Widerſpruch im dem Karafter viefed Königs! An 
demfelben Tage, wo er felbft die Vertreter des Landes durch die geftat: 
tete Deffentlichkeit ihrer Verhandfungen zu dem Bewußtſein ihrer welt 
geſchichtlichen Aufgabe aufftachelt, wo er durch Preisgebung des 
Namens jedes Einzelnen an das öffentliche Urtheil der Mit- und Nach 
welt felbft die Berzagten und Gefinnungslofen zwingt, ſich als Männer 


zu fühlen und zu bewähren, an demfelben Tage fpricht er vom Throne 


herab zu diefen Männern wie zu unreifen Knaben, im belehrenden, 
verweifenden,, fcheltenden, drohenden Tone eines geftrengen Lehrers 
oder VBormundes ! 


Drittes Kapitel. 


Die Throntede, ihr Eindruck und ihre Folgen. 


So lauten die Worte, mit denen König Friedrich Wilhelm IV. 
am 11. April 1847 den eriten Bereinigten andtag Preußens eröffnete: 


„Durchlauchtige, Eole Fürften, Grafen und Herren! Liebe Getreue 
Stände von Nitterfchaft, Städten und Landgemeinden! Ich heiße Sie aus 
der Tiefe Meines Herzens willkommen am Tage der Vollendung eines gro: 
Ben Werfes Meines in Gott ruhenden unvergeflichen Vaters, König Fried: 
rich Wilhelm’s TIL. glorreichen Andenkens. 

Der edle Bau ftändifcher Freiheiten, deſſen acht mächtige Pfeiler ver 
bochjelige König tief und unerfchütterlich in die Gigenthümlichkeiten feiner 
Länder gegründet Hat, ift heut durch Ihre Vereinigung vollendet. Gr hat 
fein ſchützendes Dach erhalten. Der König wollte jein Werk felber vollen: 
den, allein leider jcheiterte feine Abjicht an der gänzlichen Unausführbarfeit 
der ihm vorgelegten Pläne. Daraus find Uebel entftanden, bie fein Flarer 
Blick mit Schmerzen erfannte, vor Allem die Ungewißheit, vie manchen 
edlen Boden dem Unkraut empfänglich machte. Segnen wir aber noch heute 
dad Gewiſſen des treuen lieben Königs, der eigene, frühe Triumphe ver: 
ſchmähte, um fein Volk vor ſpätem Ververben zu bewahren, und ehren wir 
fein Andenfen auch in dem Stüd, daß wir fein endlich und eben vollendeted 
Werk nicht gleich durch Neulingshaft in Frage flellen. Ich verfage im vor: 
aus jede Mitwirfung dazu. Laffen wir die Zeit und vor Allem die 
Erfahrung walten, und vertrauen wir dad Werf, wie ſichs gebührt, den 
fürdernden bildenden Händen der göttlichen Vorfehung. Seit dem Beginn 
der provinzialftändifchen Wirffamfeit habe Ih den Mangel von Einheitds 
punkten unjeres ſtändiſchen Lebens empfunden und Mir die ernſte Frage zur 
gewiffenhaften Löſung vorgelegt: wie dem abzuhelfen fei? Meine Entfchlüffe 
darüber find jeit langer Zeit zur Reife gediehen. Gleich nach Meinem Res 
gierungsd: Antritt Habe Ich den erften Schritt zu ihrer Verwirklichung ges 
than durch die Bildung der fländiichen Ausichüffe und bald darauf durch 
ihre Bulammenberufung. Sie wijfen, Meine Herren, daß Ic die Aus: 
Ihußtage nunmehr periodiich gemacht und ihnen die freie Bewegung ber 
Provinzialsfandtage beigelegt habe. Für den gewöhnlichen Lauf der Dinge 
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wird ihre Wirkfamkeit den gefuchten Einheitspunft befriedigend varftellen. 
Aber das Staatöfchulden » Gele vom 17. Januar 1820 giebt, in feinem 
unaudgeführten Theil, den Ständen Rechte und Pflichten, die weder von 
Provinzial: Berfammlungen noch von Ausſchüſſen geübt werden können. 

Als Erbe einer ungeichwächten Krone, die Ich Meinen Nachfolgern 
ungeſchwächt bewahren muß und will, weiß Ih Mich zwar vollfommen 
frei von jeder Verpflichtung gegen Nichtaudgeführtes, vor Allem gegen das, 
vor deffen Ausführung Meinen erhabenen Vorgänger fein eigenes wahr: 
haft landesväterliches Gewiffen bewahrt hat. Dies Geſetz ift aber in allen 
weientlichen Theilen ausgeführt, ein Rechtögebäude ift darauf gegründet, 
Eide find darauf geichworen, und es hat fi, auch unvollendet wie ed ift, 
durch 27 Jahre als ein weiſes Gefeß bewährt. Darum bin Ich getroften 
Muthes, aber mit der ganzen Freiheit der Königlihen Machtvollfommen- 
beit an feine ergänzende Vollendung gegangen. Ich bin aber unverfühn- 
licher Feind jeder Willkürlichkeit und mußte es vor Allem dem Gedanken 
fein, eine ftändiiche Verſammlung Fünftlich willkürlich zufammenzufegen, 
welche die edle Schöpfung des theuern Königs, die Provinzial= Landtage, 
entwertbet hätte. Es war daher ſeit vielen Jahren Mein fefter Entichluß, 
diefe gefeglich gebotene Berfammlung nur durch die Vereinigung 
der Provinzial-Landtage ſelbſt zu bilden. 

Sie iſt gebildet. Ich habe ihr alle aus jenem Geſetze fließenden Rechte 
zuerkannt, und über dieſelben hinaus, ja weit hinaus, über alle Verhei— 
Bungen des hochſeligen Königs, auch das Steuerbewilligungs-Recht in ge 
wiſſen nothwendigen Gränzen; ein Recht, Meine Herren, deſſen Verant: 
wortlichfeit weit ſchwerer wiegt, als die Ehre, die ed giebt. Diefe wichtige 
Derfammlung wird nun fünftig wichtige Abfchnitte im Leben Unſeres 
Staates bezeichnen, welche in Meinem Patente vom 3. Februar d. I. vor: 
geſehen find. Treten diefelben ein, fo will Ich die Landtage jederzeit um 
Meinen Thron vereinigen, das Befte Meiner Länder mit ihnen berathen 
und ihnen zur Uebung ihrer Rechte die Veranlaflung bieten. Ich habe Mir 
aber die ausprüdliche Befugniß vorbehalten, auch ohne die gefeglichen Ber: 
anlaffungen diefe großen Verfammlungen dann zufammenzuberufen, wenn 
Ich es für gut und nüglich halte, und Ich werde ed gern und öfter thun, 
wenn dieler Landtag Mir den Beweis giebt, daß Ich ed Fünne, ohne höhere 
Regentenpflichten zu verlegen. 

Mein und Meines Vaters freied und treued Volk bat alfe die Geſetze, 
die Wir Beide ihm, zum Schuge feiner Höchften Interefien, gegeben 
haben, und namentlich Die Gefege vom 3, Februar, mit warmer Danfbar: 
Teit empfangen, und Wehe dem! der ihm feinen Danf verfümmern und ihn 
gar in Undanf verfehren wollte, 

Jeder Preuße weiß feit 24 Jahren, daß alle Gefeße, die feine Freiheit 
und fein Eigenthum betreffen, zuvor mit den Ständen berathen werben. 
Don diefer Zeit an aber weiß Jedermann im Lande, daß Ich, mit alleini- 
ger nothwendig gebotener Ausnahme der Krieged:Drangfale, feine Staatd- 
Anleihe abfchließen, feine Steuer erhöhen, feine neue Steuer auflegen 
werde, ohne die freie Zuftimmung Aller Stände. 
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Edle Herren und getreue Stände! Ich weiß, daß Ich mit dieſen 
Rechten ein Eoftbares Kleinod der Freiheit Ihren Händen anvertraue, und 
Sie werden c8 treu verwalten. Uber ich weiß auch eben fo gewiß, daß 
Manche dies Kleinod verfennen, daß ed Vielen nicht genügt. Gin Theil der 
Preffe zum Beifpiel fordert von Mir und Meiner Regierung geradezu Re: 
volution in Kirche und Staat, und von Ihnen, Meine Herren, Ute zus 
dringlicher Undankbarkeit, der Ungefeglichfeit, ja ded Ungehorfams. Es 
ſehen auch Viele, und unter ihnen ſehr redliche Männer, Unſer Heil in 
der Berwandlung ded natürlichen Verhältniffes zwifchen Fürft und Volt 
in ein conventionelles Weſen, durch Urkunden verbrieft, durch Eide befiegelt. 

Möchte doc das Beiſpiel de? Einen glüdlichen Landes, deffen Ver: 
fafjung die Jahrhunderte und eine Erb: Weisheit ohne gleichen, aber Fein 
Stück Papier gemacht haben, für und unverloren fein und die Achtung 
finden, die es verdient. Finden andere Länder auf anderem Wege, ald jened 
Volk und wir, nämlich auf dem Wege ‚‚gemachrer und gegebener‘ Gonfti« 
tutionen, ihr Glüd, fo müffen und wollen wir ihr Glück aufrichtig mit ihnen 
preifen. Wir wollen mit gerechtefter Bewunderung das erhabene Beifpiel 
betrachten, wenn e8 einem ftarfen Willen, eiferner Konfequenz und hober 
Weisheit gelingt, Bevenkliches in diefen Zuftänden aufzuhalten, zurüdzu: 
drängen, zu befchwichtigen, vor Allem dann, wenn e8 zum Heile Deutich- 
lands und zur Aufrechtbaltung des europäiſchen Friedens gereicht. Preu: 
Ben aber, meine Herren, faun diele Zuftände nicht ertragen. Fragen Sie 
Mid: Warum? fo antworte IH: Werfen Sie einen Blid auf die Karte 
von Europa, auf die Lage unfered Landes, auf unſere Zuſammenſetzung, 
folgen Sie den Linien unferer Gränzen, wägen Sie die Macht unferer 
Nachbarn, vor Allem thun fie einen geiftigen Blick in unfere Gefchichte! 
Es ift Gottes Wohlgefallen geweien, Preußen durch das Schwert groß zu 
machen, durch dad Schwert des Krieged nach außen, durch das Schwert 
des Geiſtes nach innen. Aber wahrlich nicht des verneinenden Geiſtes 
der Zeit, fondern des Geifted ver Ordnung und der Zucht. Ich ſprech' 
ed aus, Meine Herren: Wie im Feldlager ohne die allerdringenpfte Gefahr 
und größte Thorheit nur Gin Wille gebieten darf, fo können dieſes Landes 
Geſchicke, foll es nicht augenblidlich von feiner Höhe fallen, nur von 
Einem Willen geleitet werden, und, beginge der König von Preußen einen 
Frevel, wenn er von feinen Unterthanen die Folgſamkeit des Knechtes for: 
derte, fo würde er wahrlich einen noch viel größeren Srevel begehen, wenn 
er nicht da 8 von ihnen fordern wollte, was die Krone des freien Mannes 
ift, den Gehorfam um Gotted und des Gewiſſens willen. Wen etwa die 
Deutung diefer Worte beunruhigt, den verweif’ Ich nur allein auf die 
ftändifchen Edikte, endlich auf diefe Verfammlung und ihre Rechte. Da 
wird er Beruhigung finden, wenn er will, 

Edle Herren und getreue Stände! Es drängt Mich zu der feierlichen 
Erflärung : daß e8 Feiner Macht der Erde je gelingen foll, Mich zu bewegen, 
das natürliche, gerade bei und durch feine innere Wahrheit fo mächtig 
machende Verhältniß zwiſchen Fürſt und Bolfineinconven- 
tionelles, conſtitutionelles zu wandeln, und daß Ich es nun 
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und nimmermehr zugeben werde, daß ſich zwiſchen unferen Herr 
Gott im Himmel und dieſes Land ein beihriebened Blatt, 
gleihiam als eine zmeite Vorſehung, einpränge, um und 
witfeinen Baragraphenzuregierenund durch fie die alte, 
heilige Treuezuerfegen. Zwiſchen uns fei Wahrheit. Bon einer 
Schwäche weiß Ich. Mich gänzlich frei. Ich ſtrebe nich.t nach eitler Volks: 
gunft. (Und wer fünnte das, der ſich durch die Geſchichte Hat belehren 
laſſen?) Ich ftrebe allein danach, Meine Pflicht nad, beftem Willen und 
nach Meinem Gewiffen zu erfüllen und den Dank Meines Volkes zu ver- 
dienen, follteer Mir auch nimmerzu Theil werden. 

63 Hat Mich, oft in den erften Jahren meiner Regierung Bekümmer⸗ 
niß und Ungeduld angewandelt, daß Ich Hinderniffe nicht befeitigen Fonnte, 
die. fich einer früheren Berufung Ihrer Berfammlung, Edle Herren: und 
getreue Stände! entgegenftellten. Ich babe Unrecht gehabt, Wir Hätten 
und gegenjeitig um viele Erfahrungen ärmer getroffen; ärmer um Erfah— 
zungen zum Theil köſtlicher Art, alle aber, wenn auch nicht immer gut, 
Doch für und unſchätzbar. Jetzt liegen die Erfahrungen von fieben Jahren 
offen vor und und, Gott wird's geben! niht umfonft. Das Treiben der 
Parteien auf einer Seite, die Geſinnung Meines Volkes auf der andern 
find. jegt Elar und unzweifelhaft. Es ift ein herrliches Vorrecht ded König: 
lihen Amts, die Dinge jederzeit und unerjchroden bei ihrem rechten Namen 
zu nennen. Dad werde Sch heut ald Plichterfüllung vor Ihnen thun. 
Jetzt bitte Ich Sie, Mir einen Augenblid zu folgen, um icharfen Blicks die 
Rage der Dinge bei und zu betrachten. i 

Die Noth, die ganz Europa in den legten Jahren heimgefucht., ift 
auch zu und gedrungen, menn auch minder fchlimm, ald in anderen Län— 
dern. Sie hat und aber wohl gerüftet gefunden und Ich fann Meiner Re— 
gierung das ehrende Zeugniß geben, daß jie redlich das Ihre zu ihrer 
Milverung gethan bat, auch find Mittel vorhanden, ihr ferner entgegen: 
zutreten, wenn und Gott mit neuem Mißwachs verichont. Hier muß Ich 
aber der Vrivat: Wohlthätigfeit gerenfen, die jich von neuem unter und 
fo, herrlich, herzerwärmend in dieſer Zeit offenbart hat, und Ich bringe 
derielben Gier, vor Ihnen, den Zoll Meiner Bewunderung und Meiner 
Danfbarfeit var. Doch gehen wir weiter! 

Die Tilgung der Staatsſchuld jchreitet wor, Die Abgaben find ver: 
mindert, die Finanzen geordnet. Sie bieten Mir heut dad Glück, den 
Provinzen zum Behufe ihrer Hulfsfaffen eine Gabe von 2,000,000 Rthlr. 
anzubieten. 

Verwaltung und Nechtöpflege find bei und fo lauter, wie wohl faum 
in einem andern Rande, bei ven Gerichten ift Mündlichkeit und Deffentlich: 
keit angebahnt; Straßen, Kanäle, Landeöverbefferungen aller Art in 
früher ungefanntem Maafe im Werk; Wiſſenſchaft und Kunft in feltenfter 
Blüthe; der National-Wohlftand im Zunehmen; Handel, Inpuftrie, Ger 
werbe, wenn auch vor ihren europäiichen Echwanfungen leider! nicht ge— 
Ihügt, doh für die Berhältniffe befrievigend., väterliche Fürſorge und 
beſtes Wohlen gewiß, nirgend zu verfennen; die Prefje jo frei, als es die. 
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Bundesgeſetze nur irgend geſtatten; die Brkenntniß = Freiheit unferer alten 
Glaubens⸗ und Gewiflen® : Freiheit belebend gefellt, und unſer gerechter 
Stolz und ftarker Schild, Mein Heer in Linie und Landwehr unvergleich⸗ 
lich zu nennen. 

Mit unjeren Nahbarn und den Mächten dieſſeit und jenſeit des Welt⸗ 
meers ftehen wir im beiten Vernehmen und mit unferen Bundesgenoffen, 
in deren Bereinigung wir einft Deutichland befreiten und von deren geiege 
neter Eintracht mit uns die Aufrechthaltung des 32jährigen Friedens eines 
großen Theild von Europa abhängt, ift dad Verhältniß fefter und inniger, 
denn je. 

Vieles könnte Ich noch hinzufügen, geeignet unfere Kniee in Dant 
gegen Gott zu beugen, aber 8 jei genug. Denn e8 reicht vollfommen hin, 
diefen Dank und eine Zufriedenheit zu begründen, welche trog mancher 
gerechten Wünfche, aber bei revlichem Vergleich als ganz natürlich er: 
feheint. Bor Allem, follte man meinen, müßte die Preſſe Danfbarkeit und 
Zufriedenheit alljeitig verbreiten ; denn Ich darf ed wohl jagen, daß gerade 
die Preſſe Mir in befonderem Maße ihren Dank ſchuldet. Edle Herren 
und getreue Stände! Ich fordere Ihre deutichen Herzen 
auf, diefen Dank zumürdigen! Bei aller Anerkennung des ehren: 
haften Strebens, die Breffe durch einen edlen und gewiflen Geift zu heben, 
iſt's Doch unzweifelhaft, daß in einem Theile verjelben ein finfterer Geiſt 
des Verderbens herricht, ein Geiſt der Aufloderung zum Umſturz und 
frechfter Rüge, ſchmachvoll für die deutiche Treue und die 
preußifhe Ehre. Ich weiß, daß der reine Bolksiinn feftfteht, doch 
täuschen wir und darum ja nicht über die argen Früchte des argen Baumes, 
die und unter der Geftalt der Verſtimmung, des Mißtrauens und trauriger 
Einſchüchterung von Seiten des Liberalismus entgegentreten — und fogar 
an der Hand noch ſchlimmerer Erfahrungen, offenen Ungehorſams, ges 
heimer Verſchwoͤrung, erklärten Abfalld von Ullem, was guten Menichen 
heilig ift, verfuchten Königsmords. Ja bis in nniere Kandesfirchen hinein 
zeigen fich diefe Früchte neben dem zwiefachen Tode in Gleichgültigfeit und 
Fanatismus. Aber das Kirchliche gehört nicht vor die Stände. Es hat in 
beiden Konfeffionen feine rechtmäßigen Organe. Ein Bekenntniß vermag 
Ich doch heut unmöglich zu unterdrüden, eingedenf des entießlichen Bes 
ginnend, Mein Volk um fein heiligſtes Kleinod zu betrügen: um den 
Glauben an feinen und unferer Aller göttlichen Heiland, Herrn und König. 
Dies Bekenntniß aber lautet: — (und hierbei erhoben Sich Se. Majeftät 
und fprachen died Befenntniß ftehend und mit erbobener Rechten) — Ich 
und mein Gans, Wirmollendem Herrn dienen! 

Ich wende den getrübten Blick von den Verirrungen Weniger auf das 
Ganze Meines Volkes. Da verklärt er ich in Sreudenthränen, da, Meine 
Herren, ift, bei alfen fchweren Regierungs: Erfahrungen, Mein Troſt. 
Mein Bolt ift noch das alte, chriftliche Volk, das biedere, treue, tapfere 
Bolt, das die Schlachten Meiner Bäter geichlagen hat und deſſen ehren: 
werthe Eigenjchaften mit ver Größe und den Ruhm des Baterlanded nur 
gewachſen find, das fich einft, wie fein andere je, in ven Tagen der Trüb⸗ 
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fal mit feinem väterlichen Könige verband und ihn dann gleichfam auf feinen 
Schultern von Sieg zu Siege trug, ein Voll, Meine Herren, oft verfucht 
durch Künfte der Verführung, aber immer bewährt gefunden. Auch aus 
der gewaltigften diefer Prüfungen wird ed rein hervorgehen. Denn fchon 
wird das freche Spiel mit dem Chriſtenthum, der Mißbrauch der Religion 
zu einem Mittel des Umfturzed mehr und mehr in feiner wahren Geftalt 
als Safrilegium erkannt und flirbt Hin. Auch ift Mein felfenfeftes Ver: 
trauen auf Volkstreue, als auf das ficherfte Löjchmittel ded Mordbrands, 
noch immerdar herrlich belohnt worden, von den älteren wie von den jüns 
geren Söhnen unſeres preußiichen Baterlandes, felbft da, wo eine andere 
Sprache ald hier geredet wird. 

Darum, hören Sie ed, edle Herren und getreue Stände, und mög’ 
ed durch Sie das ganze Land erfahren: von allen Unmwürbigfeiten, denen 
Ih und Mein Regiment feit fieben Jahren ausgelegt geweien, appellir’ 
Ich an Mein Volk! Bon allen ſchnöden Erfahrungen, die Mir viel- 
leicht noch vorbehalten find, appellir’ Ih im voraus an Mein 
Bolt! Mein Volk kennt mein Herz, Meine Treue und Liebe zu ihm und 
hängt in Lieb’ und Treue an Mir: Mein Volk will nicht das Mitregieren 
von Repräfentanten, die Schwächung der Hoheit, die Theilung der Sous 
verainetät, das Brechen der Vollgewalt feiner Könige, die ihm feine Ge- 
fchichte, ſeine Freiheit, feinen Wohlftand begründet und feine theuerften 
Errungenichaften allein ſchützen fönnen und — fie fchügen werden, fo Gott 
gnädig ift, wie bisher. Wiſſen Sie aber, Meine Herren: Ich lefe die Ges 
finnungen des Volkes nicht in den grünen Pforten und im Jubelruf des 
Feſtes, noch weniger in Xob und Tadel der Prefje, oder gar in den bedenk⸗ 
lichen, zuweilen verbrecherifchen Forderungen gewiſſer Adreſſen, mie fie 
mohl an Thron und Stände oder fonft wohin gelangen; Ich habe fle aber 
mit Meinen Augen in dem rührenden Dank der Menfchen gelefen für faum 
verheißene, faum begonnene Wohlthaten, bier, wo breite Landftriche unter 
Waſſer ftanden, dort, wo die Menjchen faum vom Hunger genafen; in 
ihrer jchönen Freude, in ihren naffen Augen hab’ ich fie gelefen vor drei 
Jahren bei der Königin und Meiner wunderbaren Lebensrettung! Da ift 
Wahrheit — und in Meinen Worten ift Wahrheit, wenn Sch fage: das 
ift ein herrliches Volk! und Ich fühle ganz das Glück, diefem Volke vor: 
zuftehen. Und Ihre Herzen werden Mich verftehen und Mir zuftimmen, 
wenn Ich Sie in diefer großen Stunde auf das eindringlichfte aufforbere: 
zeigen Sie fich diefed Volkes werth ! 

Durchlauchtigſte Edle Fürſten, Grafen und Herren ! Sie werden in 
der Stellung, die Ihnen mein Geſetz auf dem vereinten Landtag einräumt, 
Meine Abficht erfannt haben, daß dieſelbe eine würbige, den Begriff des 
deutichen Herrenftandes entiprechende, für dad Wohl des Ganzen eriprieß- 
liche fei. Ich vertraue Ihnen, daß Sie in diefer Stunde und in dieſen 
Tagen ed tief empfinden, was es heißt und mas es fordert, die Erften 
einer Nation zu fein. Sie werden Mein Vertrauen lohnen. 

Sie, Meine Herren von Ritterihaft, Städten und Randgemeinden ! 
find, des bin ich feft überzeugt, durchorungen von der Wahrheit, daß Sie 
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in biefer Stunde und in dieſen Tagen die Erſten Ihrer Stände find, aber 
auch darum die Wahrer Ihres alten Ruhmes. Bliden Sie auf diefen 
Thron! Ihre und Meine Väter, Diele von Ihnen und von Meines 
Haufed Fürften und Ich ſelbſt haben für feine Erhaltung, feine Rets 
tung, feine Ehre, für das Leben des Baterlandes gefochten. Gott war 
mit und! — Ießt gilt's einen neuen Kampf, um dieſelben hoben Güter, 
einen friedlichen zwar, aber feine Treffen find nicht um eined Haared Breite 
unwichtiger, als es jene im Blachfelvde waren. Und Gott wird wieder mit 
uns fein, denn ed gilt den Kampf gegen die böfen Gelüfte der Zeit. Ihre 
Einmüthigkeit mit Mir, Ihr thätiges Bekenntniß, Mir helfen zu wollen: 
den Boden des Rechts (den wahren Ader der Könige) immer mehr zu bes 
fefligen und zu befruchten, wird aus diefem Landtage eine gewonnene 
Haupt: Schlacht wider jenes arge, rechtloje, Deutichland betrübende und 
entehrende Treiben machen, zu Ihrem und des Vaterlanded Ruhm und zur 
Befriedigung des Volkes. 

Meine Herren von der Ritterfchaft, feien Sie, wie vor Alters, fo 
auch jegt und fünftig die Erften, die dem Banner von Hohenzollern folgen, 
das in diefen Landen feit bald fünftehalbhundert Jahren aller Ehre vorans 
gebt. Und Sie, Meine Herren von den Städten, legen Sie jegt vor aller 
Welt ein lebendiges Zeugniß ab, daß die Intelligenz, deren größere Maffe 
zu vertreten Sie ftolz find, bei und die rechte, die wahre fei, die durch Res 
ligion und Sittlichfeit veredelte, durch Königs: und Vaterlandd » Liebe ber 
flimmte. Und Sie, getreue DBertreter der Landgemeinden, Sie und Ihr 
Stand find niemals die Legten, wenn es gilt: mit Gott für König und 
Baterland, ſei's im Kriege, ſei's im Frieden. Hören Sie die Stimme 
Ihres Känigd, die Ihnen zuruft: Jetzt gilt e8 wieder ! 

In Meiner Monarchie fteht feiner der drei Stände über dem andern 
oder unter dem andern. Sie fteben alle in gleich wichtigen Rechten und 
in gleich geltenden Ehren neben einander, ein jeder aber in jeinen Schran- 
fen, ein jeder in feiner Ordnung. Das ift mögliche und vernünftige 
Gleichheit, das ift Freiheit. 

Edle Herren und getreue Stände! 

Noh ein Wort über eine Lebendfrage, ja Ich muß fagen über die 
Lebendfrage zwifhen Thron und Ständen. Der bodhielige 
König hat das Ständifche Wefen nach reiferer Ueberlegung im geihicht> 
lich-deutſchen Sinne in's Leben gerufen und Ich habe an feinem Werfe 
allein in viefem Sinne fortgebaut. Durchdringen Sie fih, Id ber 
fhwöre Sie, mit dem Geift vieler uralten Ginfegungen. Sie, Meine 
Herren, find deutiche Etände im althergebrachten Wortfinn, d. 5. vor 
Allem und wefentlih ,‚Bertreter und Wahrer der eigenen 
Rechte“, ver Nechte der Stände, deren Vertrauen den bei weitem 
größten Iheil dieſer Verſammlung entfendet. Nächftvem aber haben Sie 
die Rechte zu üben, melche Ihnen die Krone zuerkannt hat. Sie 
haben ferner ver Krone den Rath gewilienhaft zu ertbeilen, 
den diefelbe von Ihnen fordert. Enplich ficht es Ihnen frei, Bitten 
und Befhwerden, Ihrem Wirfungdfreije, Ihrem Ges 
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ſich tsfreifeentnommen, aber nach reifliger Prüfung, an den Thron 
gu bringen. 

Das find die Rechte, das die Pflichten germanifcher Stände, daß 
Ihr herrlicher Beruf. Daß aber ift Ihr Beruf niht: „Meinungen 
zu repräfentiren“, Zeit: und Schul-Meinungen zur Geltung bringen 
zu follen. Das ift vollkommen undentfh und obenein vollkommen unprak 
tisch für das Wohl des Ganzen, venn es führt nothwendig zu unlößbaren 
Bermictelungen mit der Krone, welche nach vem Geſetze Gottes und 
des Landes und nah eigener freier Beftimmung berricdhen 
foll, aber nicht nach dem Willen von Majoritäten regieren 
Bann und darf, wenn Preußen nicht bald ein feerer Klang in Europa 
werden fol! Meine Stellung und Ihren Beruf klar erkennend und feſt 
entfchloffen, unter allen Umſtänden vieler Erfenntniß treu zu han— 
dein, bin ch in Ihre Mitte getreten und habe mit Königlichen Freimuth 
zu Ihnen geredet. Mit derielben Offenheit und als höchften Beweis Meines 
Innigen Vertrauens zu Ihnen, Edle Herren und getreue Stände, gebe Ich 
Ihnen bier nun Mein Königliches Wort, daß Ich Sie nicht hierher ge= 
rufen haben würde, wenn Ich den geringften Zweifel hegte, daß Sie Ihren 
Beruf anders deuten wollten und ein Gelüft hätten nach der Rolle foge- 
nannter Volks:Nepräfentanten. Ich würde es parum nicht gethan haben, 
weil alddann nach Meiner tiefinnerften Ueberzeugung Thron und Staat 
gefährdet wären, und weil Ich e8 als Meine erfte Pflicht er: 
fenne, unter allen Berhältniffen und Schieungen Thron und Gtaat 
Meiner Regierung zu bewahren, wie fie find. Ich gedenke ver Worte eines 
Königlichen Freundes: ‚, Vertrauen wet Vertrauen”. Das ift wahrlich 
heute meine fchöne Hoffnung. Daß Mein Vertrauen zu Ihnen ein ſehr 
großes ift, habe Ich Ihnen dur Meine Worte bewiefen und mit der That 
Ihrer Berufung befiegelt. Auch von Ihnen, Meine Herren, erwarte Ich 
Zeugniffe des Vertrauens und in denfelben Antwort auf Meine Rede durch 
die That. Ich habe Sie, Gott ift Mein Zeuge, als Ihr wahrfter, als 
Ihr befter, als Ihr treufter Freund berufen, und Ich glaube feft, daß unter 
den Hunderten vor Mir nicht Einer ft, der nicht entichloffen wäre, fich 
in diefer Zeit ald Meinen Breund zu bewähren. Manche unter Ihnen 
waren zu Königäberg am 10. September 1840 anweſend, und noch jegt 
höre Ich den donnergleichen Ton Ihres Eided der Treue, der Mir erwär— 
mend durch die Geele drang. ‚Viele von Ihnen haben Mir am Huldigungs- 
tage Meiner 'deutichen Erblande mit Laufenden ein in Meinem Herzen nie 
verflingendes „Ja“ zugerufen, als Ich Sie aufforderte: „Mir mit Herz, 
Gift, Wort und That in Freue und Kiebe zu Helfen und beizuftehen, 
Preußen zu erhalten wie es ift und wie es bleiben muß, 
wenn es nicht untergehen foll, und im bedächtigen, aber jugend 
Fräftigen Fortſchritt Mich nicht zu laffen, noch zu verfaumen, aber mit 
Mir auszuhalten durch böfe und durch gute Tage.’ Löſen Sie jegt Ihr 
Wort! Erfüllen Sie Alle Ihren theuer geleifteten Eid! 

Sie vermögen ed ſchon bei einer Ihrer wichtigften Berufsühungen, 
indem fle echte, aufrichtige Freunde des Throns und unferer guten Sache 
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in die Ausſchüſſe wählen, Männer, Die es begriffen haben, daß «8 iin dieſer 
Beit bie erſte Pflicht der Stände iſt, jede gute Gefinnung, jede Treue im 
Bande durch eigenes Beilpiel zu beleben und zu beben, dagegen jede Art ver 
vielgeftalteten Untreue niederzufchlagen,, zu entmuthigen, Männer, Meine 
Herren, bie jeder Knechtichaft feind, vor Allem Feinde des fchmachvollen 
Joches find, welches eine irreleitende Meinung (ven Namen der Freifinnig: 
Zeit brandmarkend) auf Ihre Hälſe legen will. Diefer Wahlakt ift ein fehr 
enticheidender, jehr folgenichwerer Akt. Erwägen Sie das mit Ihrem Her: 
zen und wählen Sie mit Ihrem Gemiffen ! 

Bedenken Sie auch, daß die Zeitder Ungewißheit über die Ge: 
ftaltung des ftändifchen Welens vorüber ift. Manches, was die Nachficht 
bisher mit diefer Ungewißbeit entichulpigen fonnte, bat hinfort feine 
Entihuldigung mehr. Der 3. Februar dieſes Jahres bat, wie der 
3. Februar 1813, den echten Söhnen des Vaterlandes die Bahn geöffnet, 
bie fie zu wandeln baben, Aber daſſelbe unaudfprechliche Glück, welches 
damals Meinem ruhmgefrönten Vater zu Theil wurde, ift ja auch heut 
das Meinige, jegt in dieſem Augenblid. Ich rede ja, wie Er, zu 
preußiichen, zu deutichen Männerberzen. 

Wohlan denn! Durdjlauchtige, Edle Bürften, Grafen ımd Herren, 
liebe und getreue Stände von Ritterfchaft, Städten und Landgemeinden! 
Gehen Sie mit Gott an Ihre Arbeit! Sie werden fich (des bin Ich in 
Hoffnung jegt gewiß) Durch diefe ganze michtige Zeit unferes Beifanımen« 
ſeins, während ganz Europa auf Sie blickt, als echte Preußen zeigen und 
fünftig durch alle Abftufungen Unferer Ständiſchen Verfammlungen fich 
immerdar als echte Preußen bewähren. Dann bleibt auch, glauben Ste Mir’s, 
das Eine, was noth thut, nicht aus, nämlich „Gottes Segen, an dem allein 
Altes gelegen’. Er wird fich aus unjerer Einmüthigkeit in einem breiten 
Strome auf dieled und die kommenden Geichlechter und, ich hoff’ es, auf das 
ganze berrliche deutiche Vaterland ergießen, in einem Strome, an dem fich’8 
gut und ſicher wohnen läßt, wie an den wohlverwahrten Ufern der fegen: 
fpendenden, großen Wafler diefer Erde. Und nunnod einmalaud 
der Fülle Meines Herzens Willfommen!! 

So jehr ed im Karafter des Königs lag und daher wohl erwartet 
werden durfte, daß er bei diefem feierlichen Eröffnungsafte aus der 
ganzen Fülle feines fubjektiven Gefühls und mit Dem ganzen Gepränge 
fürftliher Machtvolllommenheit zu den Ständen jprechen werde, — 
auf eine foldye Rede war man doch nicht gefaßt. Diefer fcharfe, haftige 
Akzent, begleitet von heftigen und unfchönen Handbewegungen ſtach 
auffallend ab von der freudigen Sicherheit und dem Selbftvertrauen, 
womit der König bei früheren Gelegenheiten feine Anfichten und Wil- 
fensmeinungen ausgefprochen hatte. Eine franfhafte Gereiztheit Flang in 
der ganzen Rede durch, verhaltener Ingrimm über die modernen Zeit- 
ideen und Bewegungen, deren Berechtigung der königliche Redner nicht 
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felber nicht verbergen zu können fehlen. Diefes Prunfen und Prahlen 
mit dem Glanze der ‚‚ungefhwächten Krone‘ und der ‚freien fürftlis 
hen Machtvollkommenheit“ verrieth, ftatt den Zuhörern zu imponiren, 
nur zufehr, daß der Inhaber diefer Krone und diefer Machtvollkommen⸗ 
heit felbft nicht mehr an die ungefhwächte Kraft feines Talismans 
glaubte, daß er eine Antaftung, eine Infrageftelung feiner Macht fürch— 
tete und von folhen Verfuchen im Voraus durch Drohungen abfchref: 
fen wollte. Wozu fonft fo viele Worte über Etwas, was man als ans 
erfannt bei Allen vorausfegt? Warum fo abfidhtsvoll immer wieder 
darauf zurüdfommen, daß das ganze Verfaffungswerk nur ein freies 
Geſchenk der Gnade fei, wenn man nicht fürdhtete, dafjelbe möchte als 
ein Red) tangefehen und mit dem Maßftabe eines Rechts gemeffen werden? 

Und nun gar diefe Polemik gegen die Preffe, eine Polemik, welche 
ihren Gegenftand, während fie ihn zu erniedrigen glaubt, zu dem Range 
einer ebenbürtigen Macht erhebt — wie wenig angemeffen einer Fönig- 
lichen Thronrede! Diefe Appellazion an das Volk — wie übel berech— 
net und fich felbft widerfprechend — da im gleichen Augenblide der Fö- 
nigliche Redner die Stände für die ausfchließlihen Vertreter ihrer 
Rechte, der Rechte der Stände erflärt, deren Vertrauen fie entfendet, 
alfo nicht des Volfes in feiner Gefammtheit und am Allerwenigiten der 
Schichten des Volkes, deren Gefinnungen gleichwohl in der Appellas 
zion an das Volk als die allein normalen dargeftellt werden — jener 
Proletarier, deren gerührter Dank für die Fönigliche Hülfe bei Waſſers— 
und Hungersnoth einen Maßſtab abgeben fol für die Beurtheilung 
der politifchen Meinungen des ganzen Volks, dafür, daß das Volk 
„das Mitregieren von Repräſentanten, die. Schwächung der Hoheit, 
die Theilung der Souveränetät, das Brechen der VBollgewalt feiner 
Könige‘’ und was fonft noch Alles, nicht wolle. Wie übelberechnet, die 
„ſchöne Breude’’ der Bürger bei der Lebensrettung des Königs vor der 
mörderifchen Kugel Tſchechs in eine folche Beziehung zu fegen zu den 
politifchen Zeitbeftrebungen — ald ob Königsmörder und die Anhän- 
ger verfaffungsmäßiger Volksrechte in einer Kategorie ftänden; ald ob 
das Volf, wie e8 Jene Achte, auch Diefe ächten müffe? Wie übelberech- 
net, den Danf der Ueberſchwemmten und Hungerleidenden für eine 
Hülfe, welche der König ihnen im Namen des Landes und aus 
den Mitteln des Landes gewährt, als einen Freibrief zu betrach- 
ten, fraft deflen das ganze Volk ihm, dem König, die Bewahrung und 
Verwaltung der unbefhränften autofratifhen Machtvollkommen⸗ 
heit anvertraut und gleihfam zur Pflicht gemacht habe. Und Dies 
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wieder in demfelben Augenblide, wo er gleichwohl einen fo wefentlis 
hen, gerade für die Wohlfahrt des Volfes wichtigften Theil diefer 
Maditvolllommenheit, dad Recht der Bewilligung von Steuern und 
Anleihen, mit den Ständen theilt — jenen Ständen, die nicht das 
ganze Volk, die nur die Rechte ihrer Standesgenvffen vertreten follen. 

Wo ift denn, fo fragte man ſich, jened Volk, welches der König 
auszeichnend und bevorzugend „ſein Volk, fein biederes, treues, 
chriſtliches Bolf’’ nannte? jened Volk, an deffen ‚immer bewährte, 
allen Liften der Verführung widerftehende Treue’’ er von dem Undanke 
und den Untrieben der Preſſe, von Allem, was gegen feinen Wunfch 
und Willen gefagt oder gethan worden fei oder werden möchte, fo feier- 
lich appellirtte? Wo iſt es denn, wenn es weder in den Stimmen der 
Prefle — den Organen des denfenden und gebildeten Volksbewußtſeins 
— noch in den Adreffen der ftändifchen und ftädtifchen Körperfchaften 
— diefer gefeßlich berufenen und berechtigten Vertreter des Landes — 
enthalten fein fol? Soll etwa jene Heine Frafzion Buchftabengläubi- 
ger oder Gefühlsfeliger als das ausfchließend „chriſtliche Bolf’’, oderjene 
ebenfo fleine Frakzion blinder Royaliften ald das ausfchließend ‚treue 
Bolf’’ gelten? Dover jollen einzelne zufällige oder rein menfchliche 
Gefühlsäußerungen einerunbeftimmten VBolld menge zum Ausdrud 
des bewußten Bolfsgeiftes in feiner Totalität geftempelt und zu 
Richtern über die politiichen Beitrebungen des gebildeten Theils der 
Nazion gefegt werden? Hält ed der König der Würde und Sicherheit 
einer „„ungefhwächten Krone ’’ für angemefjener, nad) ſolchen zufälli- 
gen und fchwanfenden Gefühlsftimmungen einzelner Theile des Volks, 
als nad) den, aus der organifchen Bewegung ded allgemeinen Volks— 
bewußtjeind und dem geregelten Spiel politifcher Inftituzionen fich er: 
zeugenden parlamentarifchen Majoritäten zu regieren? Iſt ed des Kö- 
nigthums würdig, an die Maſſe zu appelliren, um fi) den begründes 
ten Rechtsanfprüchen und Wünfchen der politifch vorgefchrittenen Klaffen 
der Razion zu entziehen? 

Dazu nun ferner die gänzliche Ungefchichtlichfeit diefer Berufun— 
gen auf Geſchichtliches! Diefe Anpreifung der englifchen Berfaffung, im 
Gegenſatze zu den fonftituzionellen Berfaffungen, als ob nicht gerade 
England das Mutterland und Vorbild diefer legtern wäre, als ob nicht 
in England mehr denn ſonſt wo, nach Majoritäten’’ regiert würde ! Diefes 
Berweifen der Stände auf den „,‚gefhihtlihedeutfchen Sinn’, in 
welhem fie wurzeln, died Heraufbefhwören des „Geiſtes uralter 
Einſetzungen“, mit dem fie fi „durchdringen“ follen, — Worte, 
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welche der leichteſte Einblick in die Geſchichte deutſcher Stände aufs Ent- 
ſchieden ſte Lügen ftrafte. Nein! viefer oftroyiete Geift ver Gefchichte war 
fo wenig der wahre Geift der Geſchichte, als die beliebig ausgewähls 
ten Stimmungen einzelner Volfstheile der wahre Geift des Volkes. 
Der romantifihe Sinn des Königs mochte wohl gern aus der unbelie: 
bigen Gegenwart mit ihten ‚‚Zeit: und Schulmeinungen’‘ fich flüchten 
wollen in eine feinen Neigungen zufagendere, von diefer modernen Bes 
wegung noch unberührte Vergangenheit; allein dort mußte er, wenn 
er ſich nicht ſelbſt täufchen wollte, einer noch weit furchtbareren Macht 
begegnen, ver Tradizion jener ächtgefchichtlichen deutichen Stände, je 
ner Stände, weldhe, das Schwert in der Kauft, mit ihren Bürften um 
ihre Rechte kämpften, welche mitregierten im vollften Sinne des 
Worts, mitentfchieven über Krieg, Frieden und Bünpdniffe, welche ven 
Haushalt und felbft den Privataufwand des Fürften umter fcharfer 
Kontrofe hielten, und ihn falten, wenn er verfchwenderifd damit 
fchaltete. 

Endlich noch diefer theologische Beigeſchmack der Rede, der an eis 
nen Jacob I. erinnerte, diefes emfatifche Ausiprechen eines Glaubens: 
befenntniffes, welches nur zu fehr erfennen ließ, wie unauflöslidy in 
dem Geifte des Königs die kirchliche mit der politifchen Richtung ver: 
ſchlungen fei, wenn ſchon er die natürliche Trennung beider den Wor: 
ten nad) anzuerfennen ſchien! 

Nicht alle diefe Betrachtungen mochten beim Anhören der haftig 
geiprochenen Rede unterfchieden und deutlich den Gemüthern der Ange» 
redeten vorfchweben — aber ſchon der Gefammteindrud der Rede und 
einzelne befonders einfchneidende Stellen derjelben reichten hin, um 
eine tiefe und allgemeine Verftimmung bei dem größten Theile der Ber: 
fammlung hervorzubringen. Das Gefühl, fi, Die Stände des Reiche, 
wie Schulfnaben behandelt, belehrt, ermahnt, gefcholten zu fehen — 
und Das vor den Augen von ganz Europa welches diefe Rede leſen 
wird — Das war ein Stachel, der auch den Unempfindlichſten, polis 
tiſch Gleihgültigften, ja felbft den minder Freiſinnigen tief in die Bruft 
drang. Der Adel und namentlich der Herrenftand erröthete über diefe 
Erniedrigung im eignen Namen — durfte man fo zu ihm fprechen , der 
ſich durch Rang, Geburt, Reihthum und hiftorifche Erinnerungen be— 
rufen fühlte, eine ausgezeichnete Stellung einzunehmen? — Der Büts 
gerftand Enirfchte in dem Gedanken, fih, den Vertreter eines intelligen- 
ten, edlen, gebildeten Volks von 16 Millionen, fo herabgewürdigt zu 
fehen, in dem Gedanken an das Mitleid oder den Hohn, mit dem nicht 


nur alle. große und freie Nazionen, fondern felbft die ſſammverwandten 
Voͤller in den Heinen. konſtituzionellen Staatem Deutfihlands: auf ihn 
herabiehen würden. Die befonnenen Royaliften ſelbſt bellagten bie 
ſchroffe Stellung, Die das Königthum durch dieſe Rede fo offen „ fo vor 
aller Welt Augen, gegemüber den gereihten. und- unabweisbaren Forde⸗ 
rungen der Rozion, einnehme , eine Stellung, welche ein Zurückgehen, 
ein Gewähren von Zugeftändniffen ohne Blosgebung der perfönlichen 
Autorität des Monarchen beinahe unmöglich made, und die Freunde 
eines geſetzlichen, organischen Fortſchritts fahen mit Beforgniß die Hoff⸗ 
nung auf eine friedliche und verföhnliche Löfung der ohnehin fo vers 
widelten Berhältniffe durch diefen hartnädigen und leidenfchaftlichen 
Widerftand des Königs gegen jede Prinzipänderung wiederum in uns 
gewiffe Ferne hinausgerüdt. Die Pairioten vernahmen mit ſchmerzli⸗ 
chen Empfindungen Die, wie es ſchien, nicht abfichtslofe Hindeutung 
auf das unwandelbare Fortbeftehen der fo verhaßten rufjifchen Allian. 
Alle logifche und politifche Köpfe waren erftaunt über die Unklarheit 
der Ideen in der königlichen Rede, verlegt durd) die Zumuthung, fol 
hen fategorifchen Ausfprächen ihre eigne beflere Einſicht unterzuordnen, 
zum Spotte gereizt gegen die eigenmächtigen Behauptungen. und man» 
gelhaften Beweisführungen,, in denen ſich diefe politifhe Borlefung 
bewegte. 

Die Minifter felbit follen über die Rede des Königs betroffen ge: 
wefen fein, vor Allen der Minifter des Innern, der dazu auserſehen 
war, als Föniglicher Landtagsfommiffar die Regierung vor den Stäns- 
den zu vertheidigen. Eine ſolche Rede war ein fchlechter Geleitsbrief 
für ihn zu diefem Geſchäfte. 

Wie man hörte, war die Rede entweder gar nicht vorher 
mit den Miniftern berathen oder gegen ihren Rath fo abgefaßt worden, 
wie fie gehalten wurde. Nur der Kabinetsminifter v. Thile fol im 
Bertrauen des Königs gewefen fein; wenigſtens jah man ihn während 
des Vortrags der föniglichen Rede mit einem Manuffripte in der Nähe 
des Thrones ftehen und dem Könige von Zeit zu Zeit fouffliren, wäh: 
rend ein Adjutant des Königs im Hintergrunde, in einer Fenfternifche, 
die Abweichungen des freien Vortrags von dem Texte der ausgearbei- 
teten Rede notirte. 


Auch in der Stadt machte die Thronrede, als fle noch am gleichen: 
Abend: in der Allg. Preuß. Zeitung gedrudt erſchien, einen. allgemeinen: 
und tiefen Eindruck. Die loyalften Männer, felbft bis zu den höchſten 
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Beamten hinauf, waren darüber betroffen, und bis in die unter⸗ 
ften Bürgerflaffen pflanzte fih die Verfiimmung, die Berbittes 
rung, die fehmerzliche Beftürzung fort. Nur die Heine Zahl der royali- 
ftifchen Ultras priefen die fönigliche Rede als eine große und erhabene 
That, als ein Meifterftüc politifchen Freimuthes, freuten fich, daß bier 
das Königthum doc, wieder einmal in feiner ganzen Hoheit und un: 
nahbaren Würde zum Volke gefprochen und die frevlen Anmaßungen 
Derer, weldye in einem König nur einen Menſchen wie andere Menfchen 
fehen möchten, mit dem gewaltigen Schütteln feines olympifchen Haup: 
tes niedergefchmettert habe. Sie beiwiefen durch diefen Jubel nur aufs 
Neue, was freilich Längft ſchon fein Geheimniß war, daß die Bergötter 
ter der Könige die gefährlichften Feinde des Königthums find. 

Ein großer Theil der Mitglieder des Landtags verfammelte fich 
noch am Abend diefes Tags in einem öffentlichen Lokale, dem Mie- 
lengfchen Saale, den die Stadt ihnen ausprüdlich zu ſolchen Ver: 
einigungen angeboten hatte. Schon in den Tagen vorher hatten eins 
zelne Befprechungen dafelbft fattgefunden; heute aber fanden ſich Ab- 
geordnete aller Provinzen, auch Einige vom Herrenftande, hier zuſam⸗ 
men, umihre Gefühle, Gedanken und Entfchlüffe auszutaufchen. Jegt, da 
man die Rede des Königs gedrudt vor fich hatte, im Leſen und Durch— 
fprechen des Einzelnen, ward der ganze bittere Eindrud derfelben in den 
Gemüthern Aller wieder lebendig; die Beftürzung und Verſtimmung 
war allgemein; aber, während die Einen fich einer gewiffen dumpfen 
Refignazion hingaben, fteigerte fich bei Andern die verlegte Empfindung 
zur höchſten Erbitterung, zu fehwerverhaltenen Ausbrüchen des lauten 
Unmuthes. Die Mehrzahl der preußifchen und der fchlefifchen Abgeord- 
neten,, die ohnehin nur halb unwillig zum Landtag gefommen waren 
und lieber gleich von vornherein Durch eine Infompetenzerflärung der Res 
gierung den Handſchuh hingeworfen hätten, — wollten jegt auf der Stelle 
Berlin verlaffen — was follten fie hier, wenn man fie blos dazu beru: 
fen babe, um ihnen zu fagen, daß man ihnen Nichts nachgeben, daß 
man das Werf des 3. Febr. auf feinen Fall durch „Neulingshaſt in 
Frage ftellen laſſen“ werde? Die Fälteren, praftifcheren Rheinländer hiel« 
ten fie zurüd und ftellten ihnen vor, daß ruhiges Ausharren und Auf: 
nehmen des Kampfes weiter führe und felbft tapferer fei, als ein Ber: 
lafien des Schladhifeldes vor der Shadt. Man kam endlich überein, 
daß in der erften Sigung eine Adreffe ald Antwort auf die Thronrede 
beantragt werden folle.. Ein Mitglied der pommerfchen Ritterfchaft, 
aus der alten, in der Kriegsgefchichte Preußens rühmlich befannten 
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Bamilie der Grafen v. Schwerin, der Schwiegerfohn Schleier: 
machers, übernahm es, diefen Antrag zu ftellen. 

So hatte die Thronrede gleih am erften Tage Das zu Stande 
gebracht, wozu fonft vieleicht Wochen nöthig gewefen wären: das ra⸗ 
fche Zufammenrüden der oppofizionellen Elemente zu einer Partei, deren 
Einheitspunft der entfchiedene Entfchluß war, die Rechte des Landes 
und die Würde der Ständeverfammlung aufrecht zu erhalten — felbft 
ber erklärten perfönlichen Willensmeinung des Königs gegenüber, wenn 
es denn einmalfein müßte! 


Wiertes Kapitel. 


Die erfte Sigung der vereinigten Kurien: der Antrag auf eine Adreſſe 
und die Angriffe auf die Gefchäftsorbnung. 


Sehr ernfte Gefichter fah man am Morgen des 12. April, wo 
die Mitglieder des Landtags fih zur erften Sigung in das Schloß bes 
gaben. Die Gefinnungsvolleren und Intelligenteren unter ihnen be- 
griffen vollfommen die Schwierigfeit und den Ernſt der Lage, in der 
ſich der Landtag, nad) einer foldyen Thronrede, auf der einen Seite dem 
Bolfe, auf der andern dem Könige gegenüber befand. Wenn der Land» 
tag in diefem Augenblide unmännliche Schwäche verrieth,, fo hatte er 
das Vertrauen des Volkes verſcherzt, deffen heiligfte Rechte preisgeges 
ben, einen großen, vielleicht unwiederbringlichen, weltgefchichtlichen 
Moment verfäumt und fid ein Denfmal ewiger Schande bei allen 
freien Nazionen geftiftet. Treat er dagegen ftarf und entfchieden auf, 
wie das Bemwußtfein feiner großen Aufgabe, wie die öffentliche Stimme, 
wie die Pflicht gegen das Vaterland, gegen ganz Deutfchland ihm 
gebot, fo war eine fihleunige Auflöfung faft unvermeidlich, denn der 
König konnte nad) diefer Thronrede fo ſchnell nicht zurückgehen, feine 
Rathgeber felbft konnten ihm zu fo ſchnellem Nachgeben nicht rathen; 
mochten fie auch vielleicht die fchroffe Stellung beflagen, in vie der 
König fi) dadurch, den Ständen gegenüber, verfegt, fo war ed doch 
nun einmal gefchehen, und die Würde der föniglichen Berfon ftand auf 
dem Spiel, wenn er genöthigt ward oder ſich bewegen ließ, feine eig: 
nen, fo feierlich verfündeten Worte fhon fo bald Fügen zu ftrafen. 

Bei vielen, zwar freifinnigen, aber zugleich ftreng royaliftifchen 
Abgeordneten traten gleichfalls Betrachtungen ſolcher Art, je näher 
man ber entfcheidenden Stunde fam, mehr und mehr in den Vorder: 
grund und machten ihre Lage peinlich. 
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Eine andere Klaſſe von Abgeordneten, wenig felbftftändig in ib» 
rem politifhen Urtheil, ungehbt in den parlamentarifchen Formen, 
dazu befangen gemacht durch das Neue und Ungewohnte der Lage, ja 
ſelbſt durch die Dertlichfeit der Berfammlung, durdy den glänzenden 
Prunf der Schildwachen, Heiduden und Hofbedienten aller Art, zwi⸗ 
fhen welchen hindurch fie in den weißen Saal gelangten — fah verftört 
und mit dumpfer Erwartung den Dingen entgegen, die da fommen 
follten. 
Am Ruhigften unter Allen war die, glüdlicherweife nicht allzu 
große Zahl der fanatifchen Royaliften und Ariftofraten, Leute, die ihre 
Partei ein für allemal genommen hatten, die mit verächtlichem Lächeln, 
zum Theil auch mit fhwerverhaltener Wuth auf die Beftrebungen der 
Dppoftzion herabfahen und feft entfchloffen waren, den Willen ihres 
gnädigften Königs und feiner Minifter unter allen Umftänden und ges 
gen Jedermann zu vertheidigen. Sie fühlten fich fiher im Schatten 
des Thrones und glaubten durch das gewaltige Herrfcherwort des Mo⸗ 
narchen alle Gefahren des verhaßten Liberalismus für immer befeitigt. 


Bon Seiten des Volks war eine befondere Theilnahme oder Auf: 
merfjamfeit für die zum Scyloffe fih begebenden Abgeorpneten des 
Landes nicht zu bemerfen. Höchſtens verfammelten die glänzenden 
Equipagen, in denen die Mitglieder des hohen Adels vor dem Schloß« 
portale vorfuhren, hier und da eine Gruppe Neugieriger um ſich, bie 
fi aber ebenfo bald wieder verlief. Sonft fündigte Nichts in der 
Haltung der Refivenz die weltgefchichtliche Bedeutung der Stunde an, 
in welcher das große Drama des erften preußifhen Reichstags 
und Damit eine neue Aera für Preußen, vielleicht für Deutſchland, für 
Europa fid) eröffnen follte. 

Der Landtag begann feine Gefchäfte in vereinigter Sigung beider 
Kurien. Der Marfchall der Herrenfurie, ald Vorfigender des ganzen 
Landtags, hielt eine Rede an die Berfammlung, ernannte dann die Se: 
fretäre und die Abtheilungen. Als Dies vorüber, erbat ſich Graf 
Schwerin das Wort und ſprach: 


„Durchlauchtiger Herr Landtagsmarſchall! Ich Habe mir das Wort 
erbeten, um an diefe hohe Berfammlung des vereinigten Landtags den 
Antrag zu flellen, in einer an Se. Majeftät den König zu richtenden Adreſſe 
den Dank auszufprechen für die aus fönigliher Machtvolltommenbeit 
hervorgegangene Schöpfung eines allgemeinen fländifchen Organs in dem 
vereinigten Landtage, wodurch lange gehegte Wünſche erfüllt find, fo wie 
für die Zufammenberufung deſſelben; — zugleich aber auch in diefer Adreſſe 
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pie ehrerbietigen Bedenken nicht zurücdzubalten, die ih, von dem Ge— 
ſichtspunkte des Rechts und der Garantieen aus, die durch die frühere 
Geſetzgebung, namentlich durch das Gele vom 17. Januar 1820, dem 
Volk und den Staatögläubigern gemährt find, gegen mehrere Beftimmun- 
gen des Patents und der Verordnungen vom 3, Februar aufprängen müffen. 
Sch behalte mir vor, bei der Diskuſſion meine Meinung in dieſer Be— 
ziehung näher zu motiviren; für jet bitte ich den Herrn Landtagsmarfchall 
nur, den Antrag, infofern er genügende Unterftügung in der Verſamm— 
lung findet, einer Kommilfion zu überweifen, mit der Bitte, die Ausar- 
beitung der Adreſſe jo viel wie möglich zu befchleunigen, damit das erfte 
Wort, was von diefer Verfammlung an Se. Majeftät ven König gerichtet 
wird, ein Wort des Danfes, nicht minder aber auch der Offenheit und 
Wahrhaftigkeit fei, wie es einem getreuen Unterthanen und einem gewiſ— 
jenhaften Landſtande geziemt.” 


Die Unterftügung des Antrags erfolgte zahlreich ; Niemand ſprach 
dagegen; aud) der Minifter des Innern, der ald königlicher Kom 
miffar dem Landtage beigeordnet war, erhob Fein Bedenfen gegen def 
fen Inbetrachtziehung, obfchon die Geſchäftsordnung, die Nichts von 
einer Adreſſe weiß und die Gegenftände, mit denen fi die Stände 
zu befchäftigen haben, genau aufählt, wohl allenfalls einen Grund 
dazu an die Hand gegeben hätte. Allerdings foll man vor dem Beginn 
des Landtags, als ſchon damals von einer Adreffe, die von der Oppo— 
ſizion ausgehen würde, verlautete, damit umgegangen fein, einer fol: 
hen ſich geradezu zu widerfegen. Der Minifter des Innern hätte 
darüber mit den Marfchällen der acht Provinzen Befprechungen gepflo= 
gen, in deren Folge fei jedoch für beffer befunden worden, die Sache 
ihren Gang gehen zu laffen. est, unter dem frifcheften Eindrude der 
Thronrede, mochte man noch weniger Luft haben, durd) einen neuen 
Art ſchroffen Machtgebrauchs die fchon fo fehr erregten Gemüther noch 
mehr zu reizen. Man ließ alfo gefchehen, was man freilich wohl nicht 
gern fah. 

Bei der Abftimmung waren nur einige verneinende Stimmen ges 
gen den Antrag; felbft die Füniglichen Prinzen, bis auf einen oder 
zwei, ftimmten dafür. Der Marfchall ernannte daher fofort eine Ab» 
theilung von 20 Mitgliedern, welche den Entwurf einer Adreffe fo 
fhleunig als möglich vorlegen follte. 

Jetzt wollte der Marfchall die Berfammlung fragen, ob fie gewillt 
fei, von der ihr nad) $. 24 der Gefchäftsordnung zuftehenden Befug« 
nißder Beröffentlihung ihrer Verhandlungen Gebraud) zu 
madjen. Da erhob ſich der Abgeordnete Hanfemann, griff die Ge— 
ſchaͤftsordnung wegen der großen Befchränfungen, die fie der parlamen: 
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tarifchen Thätigfeit des Landtags auferlege, heftig an und beantragte: 
man möge vor allem Andern auf ſchleunige Revifion derfelden hinwir⸗ 
fen und zu dem Ende ſogleich eine Kommiffion niederfegen, welche dies 
felbe einer Prüfung unterwerfen und darüber der Berfammlung Bericht 
erſtatten folle. 

Zugleich ſprach Hanfemann die Erwartung aus, daß der königl. 
Kommiffar von feinem Rechte der Kontrole über die Veröffentlichung 
ber Verhandlungen einen mäßigen Gebraud; machen werde, damit 
das Land vollftändig erfahre, was feine Abgeordneten hier fprächen. 

Der fön. Kommiffar gab fein Wort, daß Dies in vollftem 
Maße gefchehen werde. Es fei der Wunſch des Königs, daß von 
jener Kontrole nur in ganz ertremen Fällen Gebraud gemacht 
werde. Nach diefem Wunfche werde er ſich um fo lieber richten, als 
er hoffe, daß ein folder ertremer Fall nicht vorfommen werde. 

Den andern Antrag Hanſemanns betreffend, erklärte der Kom 
miffar, daß zwar PBetigionen auf Abänderung einzelner Beftimmungen 
der Gefhäftsordnung ftatthaft feien, daß er aber jeder andern Weife, 
die Gefege feiner Majeftät einer Kritif zu unterwerfen, fidy von feinem 
Standpunfte aus entfchieden widerjegen müffe. 

Der Marfchall ſtimmte Dem bei und wies den Antrag in dieſer 
Form zurüd: heut fei überhaupt nicht Zeit, auf die Sache einzugehen ; 
werde ein fchriftlicher Antrag eingereicht, fo werde diefer feinen Weg 
durch eine Abtheilung nehmen und dann zur Berathung fommen. 

Die Abgeordneten v. Bederath und v. Auerswald fuchten 
vermittelnd einzutreten und wollten den Hanfemannfcen Antrag 
wenigftens zur Unterftügung gebradht wiffen — der Marfchall nahm 
feine Notiz davon. | 

Ein Pole, v. Zakrzewski, ſprach ebenfall8 gegen die befchrän- 
fenden Vorfchriften der Gefchäftsordnung und gegen die Befugniß des 
fönigl. Kommiffars, eine Zenfur der zu veröffentlichenden Verhandlun— 
gen auszuüben. Die Form, in welcher verhandelt werde, fei von ents 
fhiedenem Einfluß auf die Art der Verhandlungen felbft. Unter Be: 
ſchränkungen, wie die hier vorgefchriebenen, werde nicht nur das Volk 
leiden, welches von den Ständen unbefchränfte Wahrheit verlange, 
fondern aud) der König, welcher ſie fogar verlangen müffe. Er beantrage 
daher, daß diefe fo wichtige Verordnung (das Gefchäftsreglement) dem 
Könige nochmals vorgelegt werden dürfe. Sie fei ihm in ihrer jegigen 
Geftalt vorgelegt worden von Beamten, welche die Wünfche der Stände 
und des Volkes nicht berüdfichtigt hätten, welche die Bedürfniffe Deis 
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der nicht fännten. Deshalb müffe man den König bitten, die Stände 
nicht auf eine Weife in formeller Hinficht zu befchränfen, wodurch es 
ihm unmöglich werde, fie fo zu fehen, wie fie wirklich feien. 
Hier ertönte aus der Verfammlung Bravoruf. Der Redner fuhr 
in gefteigerter Xebhaftigfeit fort: 
„Meine Herren, wozu diefer Zwiefpalt, diefe Trennung zwiſchen Kö: 
nig und Volf, wie fie vielfach gemacht worden? Ich kenne eine folche Tren= 


nung nicht! Ich frage Alle: Fönnen Sie fih einen König den— 
Ten ohne Volk?“ 


; ‚ „Rein! unterbrach den Redner hier der Marfchall, „„ich muß 
aber bitten, beim Gegenftand zu bleiben.““ 


v. Zakrzewski ſprach weiter: 


„Sobald diefe Trennung nicht ftattfindet, muß auch feine Beſchrän— 
fung flattfinden, und namentlich deshalb nicht, weil, wie wir es fühlen und 
denken, Se. Majeftät der König ed auch jo erfahren muß. Der Paragraf 
über die Veröffentlihung fann unmöglich fo bleiben, wenn Se. Majeftät 
überhaupt eine Veröffentlihung wünſcht. Wenn diefe Beftimmung frucht: 
bar werben foll, fo trage ich darauf an, daß die Verdffentlihung 
‚fo erfolge, wie gefproden wird, damit ein Jeder fi fozu 
erfennengebe, wieerift, damit das Volkwiſſe, aufmwen ed 
für vie Zufunft fein Vertrauen fegen fann.” 


Auch diefer Rede und dem darin ausgefprochenen Antrage ward 
keine Bolge gegeben; der Marfchall erflärte vielmehr den Gegen» 
ftand für erfchöpft. 

Jept fuchte Hanfemann feinen Antrag zu modifiziren, bat den 
Kommiffar, diesmal von feinem Rechte abzufehen und zu geftatten, daß 
der Antrag in befchleunigter Weife zur Verhandlung gebradt, daß 
gleich heut eine Kommiffion dafür ernannt werde. 

Bergebens! Der Marſchall verfiherte: Das feiunmöglich, und 
drängte von Neuem zum Schluß der Debatte. 

Ein Abgeordneter der Provinz Sachſen, Gier, Kane ihm bei, 
mahnte an den Werth der Zeit, die man durch ſoiche Verhandiungen 
verkümmere — wie ſolle der Landtag ſonſt in 8 Wochen zu Ende 
kommen? 

Glückliche Naivetät, welche für dieſen erſten allgemeinen Landtag 
keinen andern Maßſtab hatte, als den Zeiger der Uhr! 

Dazwiſchen erklärte wieder ein anderer Pole, v. Kraszewski, 
daß er eine Veröffentlichung der Verhandlungen, ſo lange 8. 24 nicht 
geändert ſei, nicht wünſche, blieb jedoch mit ſeiner Anſicht allein. 
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Endlich erhob ih au) Auerswald nochmals, um die Aeußerung 
Hanſemanns zurüdzumeifen, ald ob der königl. Kommiffar über 
die Verhandlung von Anträgen Etwas zu beftimmen hätte. Dies Recht 
ftehe nur dem Borfigenden der Berfammlung felbft zu. 

Hiermit ſchloß dies Heine Borfpiel großer Verhandlungen. So 
furz es war, fo war ed doch nicht ohne Bedeutung. Es zeigte bereits 
den Marſchall in der ganzen fchroffen Entfchiedenheit, mit welcher 
er fi vom Anfang an bei der Handhabung feines Amtes umgab, den 
Fön. Kommiffar auf der einen Seite im beftechenden Scheine einer 
gewiflen Offenheit und Liberalität der Gefinnung, auf der andern Seite 
aber feft und fireng in Aufrechthaltung der Föniglichen Prärogative, 
die Berfanmlung felbft noch gänzlich unvorbereitet und befangen in 
den ungewohnten größeren Verhältniffen und den formellen Hemmnifs 
fen der Gefhäftsorbnung, das gegenfeitige Berftändniß erfchwert felbft 
durd die Räumlichkeit des Saales, von einem planvolfen Zuſammen⸗ 
wirken Gleichgefinnter kaum noch eine Spur, dagegen bei den Einzel- 
nen eine offenbare Unficherheit über das eigne Wollen und Dürfen, da- 
ber fein Fräftiges, entjchiedenes, einmüthiges Auftreten. 

Der Antrag felbft war vielleicht nicht ganz geſchickt angebracht, 
und einem minder tüchtigen und unverzagten parlamentarifchen Streiter, 
al8 Hanfemann, hätte diefer mislungene Verſuch fogleich beim erften 
Auftreten leicht gefährlich werden fünnen. Es ift um fo mehr zu ver- 
wundern, daß gerade Hanſemann ſich diefer Gefahr ausſetzte, er, 
der jonft überall einen fo feinen und fichern Inftinft der Majoritäten 
zeigte. Bielleiht war es ihm blos darum zu thun, die Stimmung für 
einen ſolchen Antrag zu fondiren , oder auch den Landtagsfommiffar zu 
einer bindenden Erklärung über $. 24 zu provgziren, War Legteres 
feine Abficht, ſo ift ihm diefe allerdings gut gelungen, und Landtag 
und Volk haben Urfache, ihm dafür dankbar zu fein. Die Berfiherung 
des Kommiffars, daß er „nur in extremen Fällen‘’ von dem Rechte der 
Zenfur Gebraudy machen werde, hat ficherlidy mancherlei Anfechtungen 
von den Berhandlungen ferngehalten, die jonft wohl ſchwerlich ausgeblie- 
ben wären, hat die Ausübung jener fommiffarifchen Befugniß gewifferma- 
Ben in die Hand der Marfchälle und derBerfammlung felbft gelegt. Denn 
‚‚extreme Bälle’’ mußten fchon in der Berfammlung felbft der Rüge des 
Marſchalls anheimfallen; war eine folhe nicht erfolgt, fo konnte nicht 
wohl hinterher der Kommiffar alein das Vorhandenfein eines ‚‚erttemen . 
Falles“ ald ausreichenden Grund zur Geheimhaltung einer Verband: 
lung geltend machen. 
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Uebrigens war der Eindrud diefer erften Sigung, fo wenig Re 
fultgte fie eigentlich gegeben, doch ſchon im großen Publikum Fein ges 
zinger. Namentlich die fühne Filippifa des Polen gegen dad Beamten: 
thum Figelte die Berliner, die, was fie längft im Geheimen gedacht und 
gefagt,, hier vor aller Welt Augen den Miniftern ins Geſicht geworfen 
ſahen. Man wollte wiffen: der Bole, des Deutfchen wenig mächtig, 
habe ftatt: Beamte, Bediente des Königs gefagt, und Dies machte 
die Sache noch pifanter. 

So Viel ift gewiß: die Spalten der Allg. Preuß. Zeitung hatten 
etwas Achnliches, wie diefe Verhandlung, noch nicht enthalten, und 
eö war allerdings Iuftig anzufchauen, wie dies Blatt, in welchem fonft 
der bureaufratifche Unfehlbarfeitspünfel allein das Wort zu führen ges 
wohnt war, jegt die härteften Ausfälle aufeben diefe Bureaufratie, ihre 
Herrin und Meifterin, geduldig abdrudte und aller Welt verfündigte. 

Es follte no ganz anders kommen! 


Fünftes Kapitel. 


Der Adrefentwurf und bie Verhandlungen darüber. 


Die Kommiffion von 20 Mitgliedern, welche unter dem Vorſitze 
des Grafen Solms-Baruth den Adreßentwurf abfaffen follte, ſchien 
in ihrer Zufammenfegung nicht eben große Bürgfchaften für eine be« 
ſonders freifinnige Behandlung ihrer Aufgabe zu bieten. Bon fchon 
befannten Namen waren nur etwa fünf bis fechs dabei — v. Becke— 
rath, v. Auerswald, Graf Schwerin, Milde, Grabow, 
Männer, von denen man erwarten durfte, daß fie ihr Möglichites thun 
würden, um einen entichiedenen,, der Verfammlung würdigen Adreß⸗ 
entwurf zu Stande zu bringen. Die große Mehrzahl der Kommiffton 
Dagegen beftand aus Solchen, die theild als ftrenge Konfervative oder 
Royaliften befannt, theils überhaupt noch unbekannt waren. 

Ein gutes Zeichen war es, daß Herr v. Bederath zum Bericht: 
erftatter ver Kommiffion ernannt ward. Bon ihm, der nod) auf dem letz⸗ 
ten rheinifchen Landtage durch fein Korreferat in der Frage der Reichs: 
ftände eben fo viel Öefinnung als parlamentarifches Talent gezeigt hatte, 
war etwas Tüchtiges zu erwarten. Auch hörte man bald, daß von den 
0 Mitgliedern nur etwa ein Biertheil für eine bloße Dankadreſſe, die 
große Majorirät dagegen für eine ſolche fei, welche zugleich die verfaf- 
fungsrechtlichen Bedenken gegen das Patent ausfpräche. Legtere Anftcht 
follten die fämmtlichen drei Standesherren theilen, welche ver Kommif: 
fion angehörten. 

Nach zweitägiger Arbeit Fam die Kommiffton mit dem Entwurf zu 
Stande. Die erfte Faſſung, die Herr v. Bederarh vorgefchlagen, - 
erkitt in der Berathung der Kommiffton einige Abänderungen. Die 
ausprüdiihe Wahrung des allgemeinen Petizionsredhtes und 
der Antrag auf unbebingtes Steuerbewilligunsredt, wel 
ches Beides er in den Entwurf bringen wollte, konnte die Majorität 
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nicht erlangen und mußte daher wegfallen. Ebenfo ward die Stelle 
etwas gemildert, welche fi) auf den Eindruck, den die Thronrede ges 
macht, bezog. Nach diefen Abänderungen nahm die Kommiffton den 
Entwurf einftimmig an. | 

Während die Kommiffion arbeitete, waren die Führer und Ans 
hänger der Oppofizion nicht müßig. Zufammenfünfte und Befpredhuns 
gen fanven ftatt, allgemeine in dem Milensfchen Saale, vertraulichere, 
unter den fich ſchon als gefinnungsverwandt Erfennenden, im ruffifchen 
Hofe, wo namentlich die rheinifchen Abgeordneten der Städte und 
Landgemeinden fidy zum größten Theil regelmäßig zufammenfanden. 
Die Rheinländer hatten feit jenem erften Tage, wo fie die Preußen 
und Scylefier vom vorfchnellen Fortgehen zurüdhielten, eine Art von 
Vorrang und Leitung unter der Oppofizion eingenommen. Sie ver: 
danften Dies ihrer unleugbar größern Gewandtheit und praftifchen 
Sicherheit in der Behandlung politifher Fragen, ihrer numerifchen 
Stärfe, fo wie der Einigkeit und der vollfommeneren Organiſazion, wo— 
mit fie gemeinschaftlich handelnd auftraten. Dies Mebergewicht ward. 
ihnen auch von den übrigen Provinzen ohne Widerrede zuerfannt; das 
gegen fehlte es nicht an einiger Beargwöhnung der Entfchiedenheit ihrer 
Gefinnungen, namentlicy von Seiten der Oftpreußen, die fich felbft für 
die Entfchiedenften unter Allen hielten. Indeß blieben dieſe kleinen 
gegenfeitigen Eiferfüchteleiert glüdlicherweife ohne Einfluß auf das ge- 
meinfame Zufammenwirfen und traten in den Hintergrund, fobald es 
galt, mit vereinten Kräften das ald nothwendig Erfannte zu vers 
folgen. 

Wenn fomit hier die Elemente einer entfchiedenen Oppofizion gegen 
die Gefege vom 3. Februar zu immer fefterer Vereinigung zufammen- 
rückten, fo fuchte man von anderer Seite her eine Anziehungskraft im 
entgegengefegten Sinne zu entwideln. Sogleih am Tage der erften 
Sigung fand in den Räumen des Schloffes ein großes Diner für 
fämmtlihe Mitglieder des Landtags ftatt, wobei der König diefelben 
provinzenweile empfing und mit feiner gewohnten gewinnenden Weife 
beziehungsreiche Anreden an fie richtete. Tags darauf gab der Brinz 
von Preußen eine glänzende Sofiree — kurz man ließ den Abgeorbneten 
faum Zeit, zu ſich zu kommen und fich zu befinnen. Der verführerifche 
Glanz eines fürftlichen Lurus, die betäubende Atmoffäre des Hofs und 
der höchften ariftofratifchen Kreife, welche fie hier umgab, die magifche 
Gewalt, welche der Nimbus der königlichen Perſon fo leicht ausübt, 
die vertrauliche Anfprache hoher und höchfter Berfonen, die auf dem neu⸗ 
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tralen Boden des gefelichaftlichen Parkets fich fo leicht und ungezwungen 
machte, alles Dies waren gefährliche Klippen für die unbewachten, 
folder VBerhältniffe ungewohnten Gemüther fo mancher Deputirten. 

Auch gingen Gerüchte: die Regierung werde wohl Etwas nad): 
geben — vielleiht eine Zufiherung wegen Wiedereinberufung der 
Stände —, wenn man fie nur nicht ungebührlic dränge; dagegen 
müfje fie den Landtag auflöfen, wenn derfelbe ſich in direfte Oppofizion 
mit dem ausgejprochenen Willen des Königs fege, u. dgl. m. 

So fam der Tag wichtiger Enticheidung, der Debatte über den 
Adreßentwurf heran. 

Ein Fleines Zwifchenfpiel ging diefer voraus. Das Protofoll der 
vorigen Sigung fagte aus, daß der Marfchall die Frage nicht auf eine 
Adreffe jhlehthin, fondern auf eine Danfadreffe geftellt habe, 
Diefe Angabe erklärte ein Mitglied, der Abg. v. Bodums»Dolffs, 
- für ungenau: es fei nur von einer Adreffe die Rede geweien, worin 
zwar der Danf der Berfammlung gegen den König, aber zugleid, deren 
Bedenken gegen das Patent niedergelegt werden follten. Eine bloße 
Danfadrefie jei etwas ganz Anderes. 

Der Marſchall entfchied: er habe die Frage auf eine Adreffe 
geftellt, und nahm weiteren Widerſpruch nicht an. 

Jetzt wandte ſich ein anderes Mitglied, Herr v. Saucken-Tar— 
putichen, gegen den fummarifchen Bericht, den die Allg. Preuß. 3. 
über die erfte Sitzung fogleih am Abend nad) derjelben erftattet hatte, 
Auch da fei nur von einer Danfadrefie die Rede gewefen. „In meiner 
Provinz,‘ fagte er, „wird ed augenblidlich die Gemüther erregt haben, 
wenn man glaubt, wir hätten verfäumt, unfre Bedenfen auszufprechen.”’ 

Der fönigl. Kommiffar bezog fich auf die Erklärung des Mar: 
ſchalls, welde die Richtigkeit des gewählten Ausdruds beftätige, 
Doch folle die. Pr. 3. fünftig Feine andern, als die ftenografirten Bes 
richte von den Verhandlungen bringen. 

Aber auch damit war der Streit noch nicht gefchlichtet. Der Abg. 
Hanfemann machte bemerflih, daß die Allg. Br. 3. nicht von der 
Fragftellung, fondern von dem Antrage fpredhe und diefen dahin 
deute, als fei er auf eine Dankadreſſe gerichtet gewefen. 

Eine weitere Berfolgung der Sache ward durch die Erklärung des 
Strafen Schwerin, daß er in dem Berichte Nichts finde, was dem 
Sinne feines Antrags widerfprehe, und durch die peremtorifche Ent« 
fiheidung des Marfchalls: die Sache feierledigt, unmöglich gemacht. 

Doch war fhon die Beharrlichfeit, mit der man immer wieder 
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auf diefen Punkt zurückkam, ein erfreuliches Zeichen der Sorgfalt, 
womit die Oppofizion jeden anfcheinenden Eingriff in die Selbftftän- 
digfeit der Verſammlung überwachte, fo wie der faſt ängftlichen Rück— 
fit, die fie auf den Eindrud ihrer Verhandlungen im Lande nahm. 
Es begannen num die Debatten über die Adreffe. Der Entwurf, 
wie ihn v. Bederath im Namen der Kommiſſion vortrug, lautete fo: 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigfter König ! 
Allergnädigfter König und Herr! 

Ew. Königlihe Majeftät haben feit Allerhöchſtihrem Regierungs: 
Antritt auf eine edle Entfaltung des National: Lebend unabläflig hinge— 
wirft, und danfbar erfreut fih das Land des Segend, ven eine lebendigere 
Theilnahme des Volfes an den öffentlichen Angelegenheit gewährt. Eine 
neue höhere Stufe bat fich diefer Theilnahme erfchloffen; dad Bedürfniß 
eines ſtändiſchen, der Einheit des Staates förderlichen Gelammtorgans ers 
fennend, gerubten Em. Königliche Majeftät, die Stände aller Provinzen 
zu einem Dereinigten Landtage zu berufen, Ew. Majeftät haben aus freien, 
wahrhaft Königlichem Entfchluß einen großen Schritt gethan, und wir ers 
füllen eine erfte heilige Pflicht, indem wir in unwandelbarer Anhänglich: 
feit an Em. Königlichen Majeftät Perfon und Haus den Dank eines treuen 
Volkes am Throne nieverlegen. 

Durch den hohen Geift feiner Fürften und die Kraft ver Volfägefin- 
nung ward dad Vaterland emporgehoben ; auch fein ferneres Gedeihen be— 
ruht auf diefer Gemeinjamkeit. Sie hat fich darin neu bewährt, daß Em. 
Königl. Majeftät in dem Allerhöchften Patente vom 3. Februar d. 3. die 
Abſicht kundgaben, fortzubauen auf den von ded Hochleligen Königs Ma: 
jeftät erlaffenen Gefegen, an welchen das Volt ald an dem mohlerworbes 
nen Erbe jeiner Kampfestreue hängt. 

Nachdem Ew. Königl, Majeftät den in dem Gelege vom 5. Juni 1823 
ausgedrückten Vorbehalt verwirklicht und der Berfammlung, welche in jenem 
Geſetze eine allgemeine ftändiiche, in demjenigen vom 17. Januar 1820 
eine reichöftindiiche Berfammlung genannt wird, den Namen ded Nereinig- 
ten Landtags beigelegt haben, find dadurch dem letzteren die in den ange 
führten und in früheren Gefegen begründeten Rechte erworben, Die Ber: 
ordnung vom 17. Januar 1820 verpflichtet die Staatsichulden-Verwal: 
tungs-Behörde, der reichäftänpifchen Verſammlung alljährlich Rechnung 
zu legen, und gewährt ihr hierdurch die Lebensbedingung einer gedeihlichen 
Wirkfamkeit, die periodifche Einberufung. Daffelbe Gefeg knüpft an bie 
Mitgarantie der reichöftändifchen Verſammlung nicht nur Anleihen, für 
welche das gefammte Vermögen des Staates zur Sicherheit beftellt wird, 
oder welche zu Friedenszwecken dienen, fondern jedes neue Darlehn, welches 
aufzunehmen der Staat zu feiner Erhaltung oder Förderung des allgemeinen. 
Beften in die Nothwendigkeit kommen möchte. Sodann ift die Garantie 
von Staatsfchufven weientlich bedingt durch eine genaue Kenntniß der Fir 
nanzlage des Landes und durch den Befland des Staatsvermögens, aus 
welchen leßteren Grunde auch die Mitwirkung der Stände bei Berfügungen 
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über die Domainen , welche über die Beftimmungen des Geſetzes vom 17. 
Sanuar 1820 hinausgehen, einen Theil ihres Nechtsgebieteö bildet. Ferner 
beftimmt das Gefeg vom 5. Juni 1823, daß, fo lange feine allgemeine 
ftändiihe Berfammlungen ftattfinden, auch die Entwürfe zu allgemeinen 
Geſetzen den Provinzial: Ständen vorgelegt werden follen, welche Beſtim— 
mung jedoch nunmehr durch die Errichtung des Vereinigten Landtages ihre 
Erledigung gefunden bat, fo daß der Beirath des letzteren zu allen allge 
meinen Gejegen, welche Veränderungen in Perjonens und Eigenthumss 
rechten und in den Steuern zum Gegenftande haben, erforderlich ift und 
durch dad Gutachten der Provinzial: Landtage und der Vereinigten Aus— 
ſchüſſe nicht erfegt werden kann. 
Allergnädigiter König und Herr ! 

Das Wort unſeres Königlichen Gebieters, auch wenn e8 ſchmerzlich 
berührt, ald treue Unterthanen ehrend und eines Eingehens auf die Thron- 
Rede in Ehrfurcht und enthaltend, gedenken wir nur ded Ausipruches Ew. 
Majeftät, daß das Staatsichulden-Gefeg vom 17. IYanuar 1820 in feinem 
unausgeführten Theile den Ständen Rechte und Pflichten giebt, die weder 
von Provinzial: Beriammlungen noch von Ausichüffen geübt werden füns 
nen. Auch wir vermögen nicht anzuerkennen, daß der Vereinigte Landtag 
in den ihm ald reichsftändiicher Verſammlung zuftehenden Bunctionen durch 
andere ftändifche Körperfchaften rechtsgültig vertreten und daß bei der Auf: 
nahme von Anleihen durch Zuziehung folcher Körperfchaften die Mitgas 
rantie ded Dereinigten Landtagd erfegt werben fann, 

Gehorſam nem Rufe Em, Majeſtät und im Begriff, unfere Wirkſam— 
keit zu beginnen, fühlen wir und in unferem Gewiffen gebrungen, zur 
Wahrung der ftänviichen Rechte die gegenwärtige ehrfurchtsvolle Erklä— 
zung am Throne niederzulegen. Bertrauendvoll richtet ſich unier Blid 
auf den hochherzigen Fürften,, der und in feiner Weisheit um ſich verfams 
melte, damit die Macht der Krone mit der gedeihlichen Wirkfamfeit der 
Stände auf unerichütterlichem Boden fich verbinde. Em, Königl. Majeflät 
Selbit haben dad Recht als dieſen Boden bezeichnet und das fürftliche Wort 
gelprochen: zwiichen und jei Wahrheit! Wir leben der freudigen Zus 
verficht, daß auf ſolchen Grundlagen der Bau der vaterländifchen Zus 
funft immer fchöner fich erheben werde. Dann ift die Macht der Krone 
feft begründet, denn fie wurzelt in dem fittlichen Bemußtfein der Nation z 
dann ift dem preußiichen Volke ein vor den fozialen Gefahren der Gegen 
wart geficherter Entwidelungsgang gewährt; unter den Segnungen einer 
fräftigen monarchiſchen Regierung wird es der Güter eines freien, Öffent 
lichen, alle Klaffen des Volkes erhebenden Staatslebens theilhaftig werden 
und, in Liebe und Treue geichaart um feinen Königlichen Bührer, ber 
großen Beftimmung entgegengeben, zu welcher die Vorfehung den preußis 
fhen Staat und mit ihm das gefammte deutiche Vaterland berufen bat. 

In tieffter Ehrfurcht Em. Königlichen Majeftät 

alleruntertbhänigft treugehorfamfte 
Die zum Vereinigten Landtag verfammelten 
Stände. 
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Sogleih nad) Berlefung dieſes Entwurfs erhob ſich der koͤn. Kom⸗ 
miſſar und ſprach: 


„Es iſt in keiner Weiſe meine Abſicht, mich in die Debatte miſchen zu 
wollen, welche eben eröffnet werden ſoll, um dem Inhalt, der Form oder 
dem Ausdruck der „Dankadreſſe“, oder der „Dank- und Beichwerdeadreffe” 
(tie Sie Solche nennen wollen), welche Sie in Begriff find an Se. Majes 
ftät den König zu richten, vorzugreifen. In dem Entwurf aber, welchen 
Ihre Kommilfion vorgelegt hat, findet fich ein bedeutender Paffus, welcher 
mir die Pflicht auferlegt, Auffläarungen zu geben, die theil8 rechtlicher, 
theils faftiicher Art find; ich glaube, dieſe Aufflärungen nicht allein in 
meinem, fondern auch im Namen aller Räthe der Krone geben zu müffen, 
welche Se. Maj. der König berufen hatte, ihm bei Vollendung feines legis- 
latorifchen Werkes beizufteben. Ich meine denjenigen Theil des Adreßent⸗ 
wurfs, welcher eine Verwahrung gegen vermeintlich verlegte Rechte enthält. 
Ich befenne, daß die Räthe der Krone die Frage, ob eine noch nicht ges 
Ichaffene Körperichaft andere Rechte befigen fünne, als diejenigen, welche 
aus den Geſetzen hervorgehen, welche fie ind Leben gerufen, nicht erwogen, 
weil fie niemald zur Sprache gefommen ift. Ich bemerfe weiter, daß die 
Räthe der Krone die Frage: ob der Gefeggeber verpflichtet jei, im Bezie— 
bung auf den nicht ausgeführten Theil älterer Gejege bei dem neuen Werke 
fih genau und buchſtäblich an die Andeutungen der alten Gefege zu halten, 
gleichfalls unermogen gelaffen Haben. Wir find aber auch nicht in dem Fall 
geweſen, diefe Frage erörtern zu müffen, weil wir der Ueberzeugung wa—⸗ 
ren, daß es räthlich und nüglich fei, die Andeutungen des frühern Gefep- 
geberd in dem neuen Werke auf das treuefte und vollftändigfte zu 
erfüllen. In diefer Vorausſicht, in diefer Abficht Haben wir Sr. Majeftät 
dem Könige unfern Rath ertheilt, und ald meine Kollegen und, ich die Ges 
fege Eontrafignirten, haben wir Alle, einichließlich desjenigen unter ung, 
welcher bereit8 bei Abfafjung des Gefeged vom 17. Jan. 1820 thätigen 
Antheil genommen, und einschließlich der drei Herren Juftizminifter, die 
pflihtmäßige Ueberzeugung ausſprechen Fönnen, daß Feine Verlegung der 
früheren Berfprechungen irgendwie in dem neuen Gelege enthalten fei. Diefe 
Zufiherung haben wir Sr. Maj. pflichtmäßig unferem Eide gemäß gemacht. 
Die hohe Verlammlung wird e8 gerecht finden, wenn wir und überraſcht 
fühlen, jet in diefem Entwurfe mit einem Male eine Reihe von Punkten 
aufgeftellt zu finden, wodurch die hohe Berfammlung eine Verlegung des 
beftehenden Rechtözuftandes in vemfelben zu finden glaubt. 

Ich gehe auf die einzelnen Punkte über. Die Ausführung des unvol« 
lendeten Theils des Gefeges vom 17. Jan. 1820 mußte ein Hauptgegens 
ftand der neuen Geſetzgebung fein, fie ift deshalb in allen Inſtanzen auf das 
allergenauefte, reiflichfte und befte erwogen. Dabei fam natürlich zunächft 
die Bedeutung der Worte dieſes Gefeges in Frage, welche befagen, daß nur 
unter Zuziehung und unter Mitgarantie der fünftigen reichs- 
ſtändiſchen Berfammlung neue Darlehne aufgenommen werben fönnen. Es 
fragte fih: mas heißt Zuziehung und Mitgarantie? ift Zuziehung gleichbes 
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deutend mit Einwilligung? Zuziehung und Einwilligung find gewiß ſehr 
verfchiedene Begriffe. Zuziehung involvirt nichts weiter, ald Kenntniß- 
nahme und Mitwirkung, Einwilligung involvirt nothwendig ein Veto. Man 
konnte weiter fragen: If unter Zuziehung und Mitgarantie eine Einwillis 
gung verftanden? Dann würde nun aber bejahenven Falles die weitere 
Brage aufgeftellt werden müffen: warum ift dann nicht einfach das Wort: 
@inmwilligung, Zuſtimmung gewählt? Zur Schlichtung vieler Zwei: 
fel hätte man rathen können, in das neue Geſetz genau und pünftlich die 
Worte des älteren Gejeged aufzunehmen. Ginmal wäre dadurch aber bie 
Ungewißheit ver Gegenwart nur auf die fünftige Praris hinausgeſchoben, 
andererjeitö überhob uns ein ausprüdlicher Befehl des Königs eines jeden 
Bedenkens, indem Se. Maj. zu befehlen gerubten, daß das neue Geſetz deut: 
lich und ununmunden die Regel ausiprechen jolle, daß zu neuen Darlehnen 
die Zuftimmung der Ständeverfammlung nothmendig fei, mit anderen Wor: 
ten, daß feine neuen Schulden ohne Zuftimmung der Stände gemacht wer: 
den fönnten. Aber eine Ausnahme war nöthig. Es wird feiner großen 
Ausführung bedürfen, um die hohe Berfammlung zu überzeugen, daß in 
Kriegsfällen durch feindliche Invajionen ein Zuftand herbeigeführt werben 
fann, wo ed unmöglich ift, daß eine reichsftändiiche Verfammlung , fie be: 
ſtehe aus 600 oder 400 Perſonen, oder aud welcher größeren Zahl immer, 
vorher zufjammenberufen werden fann, um die Öelomittel zu beichaffen, von 
welchen vielleicht die Eriftenz des Vaterlandes abhängt. Es ift ebenfo wenig 
zu bezweifeln, daß Eoftbare Rüftungen unerläßlih nöthig werden fönnen, 
die nicht durch Zulammenberufung einer folchen Verfammlung zu einem 
europuaifchen Geheimniß gemacht werden dürfen. Deshalb war ed unerläß: 
lich, wenn das Gejeg nicht in einer Weile eingeführt werden follte, die dem 
Baterlande Verderben brächte, daß ein Modus aufgefunden wurde, um in 
diefem Falle das Gefeg mit dem Wohle des DVaterlandes in Einklang zu 
bringen. Diefen glaubt dad Ciaatsminifterium gefunden zu haben in dem 
Auswege, den Sie Alle kennen, der in dem Geſetz vom 3. Febr. enthalten 
ift. Es ift varin ein fehr enger Ausichuß der hohen Verſammlung fonftis 
tuirt; ed ift beftimmt, genau nad dem Worte des Geſetzes, daß diefer in 
folchen Notbfällen zugezogen werden foll, und daß auf dieſe Weife die ihn 
fonftituirende große ftändiiche Verfammlung eine Mitwirkung erhalte. Es 
ift aber keineswegs darin gejagt, daß diefer enge Ausichuß die Zuftimmung 
der großen Berfammlung ergänzen folle; denn fonft würde das Wort Zu: 
ſtimmung auch in diefem Falle gebraucht worden fein; fondern es ift nur 
gelagt, daß diefer enge Ausihuß (die Deputazion für dad Staatsichulden- 
wejen) zugezogen werden foll, damit er Kenntniß erhalte, jo von der 
Nothwendigkeit des Darlehnd, wie von der öfonomilchen Beichaffung dei: 
felben, und in der großen Ständeverfammlung, die berufen werden fol, 
ſobald die Umftände es geftatten, damit die Regierung Rechenſchaft gebe 
über Nothwendigkeit und Verwendung des Darlehne, das Organ fei, Zeug: 
niß abzulegen, wie die Regierung gehandelt. In vielem Sinne ift dieſer 
Inſtituzion gedacht. Es ift allerdings nur die Zuziehung durch eine fehr 
Kleine Korporazion vorgefchrieben, allein dies war nöthig, weil mit einer 
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großen Korporazion in einem foldhen Falle nicht zu verhandeln wäre, . Auf 
diefe Weife ift vem Befehl Sr. Maj. des Königs genügt, e8 ift in dem Falle 
das Geſetz vom Jahre 1820 auf das breitefte zu Gunften der Stände er= 
tlärt, wo es ohne Gefahr für das Vaterland geichehen konnte; wo dies aber 
ohne Gefährdung nicht geichehen konnte, da mußte allerdings die engfte In— 
terpretazion eintreten, aber auch diefe blieb in Uebereinftimmung mit dem 
Geſetz. Keiner, dem ein preußifches Herz im Bufen fchlägt, fann eine Aus: 
führung des Gefeged wünfchen, die das Vaterland in Gefahr bringen möchte, 
und, wenn ich fage, Keiner, dem ein preußifches Herz im Bufen ſchlägt, fo 
beißt das: Keiner in diefer Berfammlung. Wenn aber die hohe 
Verſammlung einen anderen, befferen Weg zu bezeichnen vermag, welcher, 
vereinbar mit unferen Inftitugionen, das Gefeg vom 17. Januar 1820 mit 
dem Gefege von 3. Bebr. d. I. in Nehereinftimmung bringt, ohne das 
Baterland zu gefährden, fo kann ih im Voraus die Verfiherung geben, 
daß die Regierung ihn mit Freuden betreten wird, denn dazu haben Se. 
Mai. Sie berufen, daß ihm guter Rath zu Theil werden möge; es muß 
aber, ich wiederhole ed, ein Rath fein, der vereinbar ift mit unfern Inftis 
tuzionen und vereinbar mit der Wohlfahrt des Vaterlandes. (Bravo.) (I 
bitte, meine Herren, ein für alle Mal, rühmen Ste mich nicht, ich trete 
nicht auf, um Bravos zu erhalten, fondern ich trete auf, um zu reden, was 
aus meinen innerften Herzen kommt.) 

Die zweite Ausftellung, die gemacht worden ift, ift die, daß die Zus 
flimmung der ſtändiſchen Berfammlung für folche Darlehne erfolgen Tolle, 
für welche das gefammte Eigenthum des Staates verpfän 
detift. Ich muß es befennen, daß erft, nachdem das Gefeg längft voll: 
zogen war, ich aus Pamfleten und Zeitungen ven böfen Sinn entnommen 
babe, den man diefen Worten unterlegen könnte. Ich habe auch in aufer- 
preußiichen Zeitungen gefunden, daß es nichts weiter bedürfe, als daß eine 
einzige Domäne ausgenommen fei von der Verpfändung, um jedes Dar: 
lehn ohne ſtändiſche Zuftimmung zu Eontrahiren. Ich glaube nicht, daß 
Jemand von Sr. Maj. dem Könige oder feiner Regierung eine jo üble Mei— 
nung haben könne, daß man fich Hinter einen fo jchlechten Kunftgriff ver- 
fteden und die ſtändiſchen Nechte verfümmern wolle. In unferen Sinn ift 
es, das beiheuere ich, nicht gefommen. Es find im neuen Gelege genau die 
Worte des $. 3 des Geſetzes vom Jahre 1820 gebraucht, worin es heißt: 
„bie Darlehne, wofür fammtliche Staatseinnahmen verpfändet find“; — ſie 
ftehen aber allerdings in einem etwas anderen Zufammenbange, fo daß fie 
die neue Baffung nicht völlig rechtfertigen, und ich gebe es zu, daß eine fo 
fchlimme Interpretazion ded neuen Geſetzes möglich ſei; aber noch einmal, 
fie ift nie in unferen Sinn gefommen. Die Sache ift vielmehr die: Zwi— 
chen Berwaltungsfchulden und Staatsanleihen befteht ein wejentlicher Unter: 
ſchied. Unfere Finanzverwaltung ift vielleicht die einzige größerer Staaten, 
welche Feine fchwebende Schuld Katz wir bezahlen unfere Ausgaben aus 
wirflich vorhandenem Gelde, fo ift ed von der Weisheit des Hochieligen 
Königs Maj. eingerichtet und fortgeführt. Aber auch bei der vorfichtigften 
Berwaltung ift es möglich, daß Fälle vorfommen, mo mäßige Geldſummen 
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zur Beftreitung augenblidlichen Bebürfniffes für kurze Zeit angelichen wer: 
den müffen: das nennt man Berwaltungsichulden. Wenn alio beiſpielsweiſe 
im Monat Februar eine Million fehlt, von der man weiß, dap jie im März 
abgetragen werden kann, jo würde, ohne eine folche oder ähnliche Klaufel, 
nad den Beflimmungen ded Gejeged der Finanzminifter, wenn man fie 
verbotenus oder strictissime nehmen wollte, die große Ständeverfammlung 
befragen müſſen. (Sie werden mir die Beantwortung der Frage erlaffen, ob 
bied wünjchenswerth , ob es zuläjjig ſei.) Vor diefer Nothwendigkeit follte 
die Klaufel des Geſetzes ſchützen können. Einen andern Sinn follte fie nicht 
haben. Möchte aber die Hohe Ständeverfammlung eine beffere Garantie für 
biefe Interpretazion verlangen, ald mein Wort geben kann, fo mache ich 
mic) verbindlich, daß Se. Maj. der König folche auf eine Weiſe geben 
werde, die jeden Zweifel umftößt. 

Ic komme jegt auf die Bemerfung über die Domänen, die in dem 
Adreßentwurf fteht. Ich befenne, daß ich fie nicht ganz verftehe. Weder im 
Geſetz vom Jahre 1815, wenn man überhaupt dahin zurückgehen will, noch 
in dem vom Jahre 1820 oder 1823 jind einer künftigen reichsſtändi— 
ſchen Verſammlung in Beziehung auf Domänen bejondere Rechte zuge: 
fichert worden, und in Gefeg vom 3. Febr, 1847 find die Verhältniffe ver 
Domänen nicht im leijejten verändert. Alle vechtlihen Beziehungen, welche 
in Anjehung auf Verwaltung, Verwendung und Veräußerung der Domäs 
nen beftehen, find durch dieſes Geſetz nicht durch einen Hauch berührt ; wenn 
aljo die Gelege von 1815, 1820 und 1823 den fünftigen Ständen feine 
befonderen Rechte in Bezug auf Domänen verheißen, wenn das neue Geſetz 
die Domänen gar nicht berührt, jo weiß ich nicht, woher ein Recht ent: 
nommen werben könnte, noch wie e8 gefränft jein ſollte. Glaubt die hohe 
Ständeverlammlung, daß fie nach ihrer jegigen Stellung einen beionderen 
Einfluß auf die Domänenverwaltung haben müffe, jo würde dies einen 
Antrag, einen Wunſch, eine Bitte veranlaffen fünnen; aber wegen eines 
folchen erft zu formirenden Antrages kann man doch feine Verwahrung ein— 
fegen. Es ift möglich, daß ich die Stelle des Adreßentwurfs nicht richtig 
verftanden habe, aber ich Fann ihr feine andere Deutung geben. 

Ic erwähne jet des vierten Berwahrungspunftes, welcher aus dem 
Geſetz vom Jahre 1823 entnommen ift. Dieſes beftimmt, daß, jo lange 
feine allgemeine Ständeverlammlungen da find, die Provinzialftände allge: 
meine Gejege berathen jollen ; es bejtimmt ferner: „wann eine Zujams 
menberufung der allgemeinen Stände erforderlich fein 
wird und mie fie dann aus den Provinzialftänden hervor 
geben jollen, darüber bleiben Uns die weiteren Beftim: 
mungen vorbehalten.“ Nach dieien Beitimmungen war, wenn Ge. 
Maj. auc jedes Wort für jich verbindlich hielten, für Sie feine weitere Ver— 
pflihtung vorhanden, ald: die allgemeine Ständevertretung aus den Pros 
vinziallandtagen zu berufen, fobald Sie es für möthig hielten. Wie fie 
daraus hervorgehen follte, war der allerhöchften Weisheit vorbehalten. 
Der König konnte, wie Er e8 gethan, die Provinziallandtage in ihrer Ges 
fammtheit berufen, Er konnte aber auch jede beliebige Frakzion aus ihnen 
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entnehmen, ohne daß Iemand behaupten fünnte, das Geſetz fei verlegt. Er 
bat Sie, meine Herren, in die große Verſammlung berufen und bat ihr 
den vollen Genuß nicht nur der verheißenen Attribuzionen der fünftigen 
Reichsſtände, fondern auch meit darüber hinaus Rechte gegeben, melche 
niemals verheißen waren. In feiner früheren Verheißung war von einem 
Steuerbewilligungsrechte, immer nur von fländijchen Berathungen bie 
Rede. Ebenfo ift in feiner von dem Petizionsrechte geiprochen; beide wich— 
tigen Rechte haben Se. Maj. der Verſammlung aus freier Entichließung 
beigelegt. Allerhöchſtdieſelben haben aber für erforderlich gehalten, dieje— 
nigen Theile der Sunfzionen der Zentralverfammlung, welche fih nad 
ihrer Anficht und derjenigen der Räthe der Krone in einer fo großen Ber: 
fammlung ſchwer bewältigen laſſen, ver Regel nach einer aus ihr hervor: 
gehenden £leineren Berfammlung zu übertragen. Se. Maj. der König wären 
in ihrem vollen Rechte geweſen, wenn fie dieje Eleine Berfammlung für eine 
reichsſtändiſche erflärt und fie in venWVollgenuß derjenigen Rechte einges 
fegt hätten, welche ver großen Berfammlung beigelegt find. Konnte aber der 
Heineren Berfammlung (ven Ausichüffen) dad Ganze gegeben werben, fo 
fann in der fonfurrivrenden Berleihung eined Theiles dieſer Nechte Feine 
Rechtöverlegung liegen. Es handelt ſich bier nur von einer Nützlichkeits— 
frage, von Feiner Frage des Rechtes. Ift aber Dies anerkannt, fo erledigt fich 
auch Die angeregte Frage über die Periodizität dahin, daß eine Zentralver: 
fammlung vorhanden ift, welche in regelmäßig wienerfehrenden Perioden 
die durch das Gefeh vom Jahre 1820 der Hauptverwaltung der Staats- 
fchulden vorgefchriebene Rechnungslegung abzunehmen hat. Weiter verlangt 
dad Gele nichts, und in Beziehung auf den Rechtöpunft ift dieſes daher er: 
füllt. Ob diefe Art der Erfüllung die befte fei, davon handelt es fich hier 
nicht, denn die Frage der Nüglichkeit liegt nicht vor. Ebenjo wenig aber 
fann ich eine Rechtöverlegung in der Beſtimmung zugeftehen, daß die Pro⸗ 
vinzialftände auch fortan in einzelnen Ausnahmefällen über allgemeine Ges 
fege follen berathen fünnen. Das Gejeß vom 5. Juni 1823 jagt: So lange 
feine allgemeine Ständeverfammlung gebildet ift, follen die Provinzial 
ftände dad Necht haben, auch über allgemeine Landesgeſetze zu beichließen. 
Daraus folgt doch nach der gefunden Logik nur, daß, nachdem eine gemeine 
fame Ständeverfammlung geichaffen ift, die PBrovinzialftände feinen Anfpruch 
mehr darauf haben. Ob aber Se. Maj. der König ihnen das konkurrirende 
Recht laſſen wollte oder nicht, das war ein Recht der freien Entſchließung, 
iwie es nur einedgeben fann, Hiermit ift die Reihe der Berwahrungspunfte 
beichloffen. 

Ich glaube, meine und meiner Kollegen Anficht, daß fein beſtehendes 
Geſetz irgendwie verlegt fei, genügend nachgemwiefen zu baden. Sollte aber 
die hohe Berfammlung, follten einzelne Glieder verfelben dadurch nicht übers 
zeugt fein, glauben diefelben, Rechte aus andern Geſetzen ableiten zu kön— 
nen, ald wodurch die jegige Ständeverfammlung ins Leben gerufen ift, fo 
fteht e8 felbftrevend frei, die Bedenken im gefegmäßigen Wege, d. h. im 
Wege der Petizion oder der Befchwerde, an den Thron zu bringen und Se. 
Maj. um Abhülfe zu bitten. Died wäre nach meiner Lleberzeugung der geſetz⸗ 
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einichlagen oder ihre Wünfche doch eine Verwahrung in der Adreſſe nies 
verlegen wollen, das muß ich Ihrem Ermeſſen überlaffen, da mir, wie id 
Eingangs erwähnt, feine Einmiſchung zuftand, wohl aber die Pflicht der 
Aufklärung oblag”. 

Ihm entgegnete fofort in einer trefflichen improvifirten Rede Ref, 
v. Beckerath: 


„Wenn ich dem fo eben vernommenen Vortrag des Königlichen Herrn 
Kommiffarius Punkt für Punft zu folgen juche, fo wird mir dieſes Verfah— 
ven zugleich die befte Gelegenheit geben, den Gedanken darzulegen, von wel: 
chem der Ausschuß bei Abfafiung des Entwurfs geleitet wurde. Der Herr 
Minifter hat die Frage unerdrtert gelaffen, inwiefern die Krone fich gegen 
den nicht ausgeführten Theil des Geſetzes vom 17. Januar 1820 verbinde 
lich erachte. Ich werde alfo auch darauf weiter nichts zu bemerken, ſondern 
nur einfach auf die von Sr. Majeftät dem hochieligen König in dem Gelege 
felbft ausgelprochene Erklärung hinzuweiſen haben, daß die Beitimmungen 
dieſes Geſetzes unmiderruflich feien. Der Herr Minifter hat den Sinn des 
Wortes: „Mitgarantie” in Frage geftellt, ohne übrigens aus dem Zweifel 
irgend etwas Materielles herzuleiten. Die große Wichtigkeit der Verband: 
fung, in ber wir ung befinden, und die Bedeutung, die ſich an dieſes eine 
Wort fnüpft, macht e8 mir zur Pflicht, daran zu erinnern, daß ‚‚Mitgarans 
tie’’ unmöglich etwas Anderes heißen fann, als „Zuftimmung”, denn, wenn 
die Stände aufgefordert werden, eine Anleihe zu garantiren, fo hängt es 
von ihnen ab, diefe Garantie zu leiften oder abzulehnen, in dem eriteren 
Balle geben fie eine Zuftimmung, in dem zweiten verweigern fie dieſelbe. 
Welche Interpretazion auch dem Wort „Zuziehung“ gegeben werden möge, 
das Wort „Mitgarantie“ bat feinen andern Sinn, als Zuftimmung. Diefe 
Beftimmung des Gefeged vom 17. Januar 1820 mit denjenigen Rüdfich: 
ten zu vereinbaren, welche die Negierung auf die Wohlfahrt ded Vaterlan— 
des in drangvollen Augenbliden des Krieges zu nehmen bat, ift eine Auf: 
gabe, deren Wichtigkeit nicht verfannt werben kann, und, wenn ſeitens ber 
Krone ein Vorfchlag zu ihrer Löfung den Stunden gemacht werden follte, 
fo wird derfelbe gewiß eine willige Aufnahme finden. Ich kann nicht um: 
bin, bei diefer Gelegenheit auf den großen Vortheil Hinzumeifen, den dad 
Zufammenwirfen der Negierung mit ven Ständen bat. Wenn michtige 
Entſcheidungen zu treffen find, fo wird durch die vorherige Berathung mit 
den Ständen ein beflagenöwerther Fall, wie er und jeßt vorliegt, vermieden 
werden fünnen, Wie erfreulich auch vie Erklärung des Herren Landtags: 
Kommiffard war, fo wird Doch dadurch, nach meiner Anficht, die Stände— 
Verſammlung fich nicht derjenigen Pflicht entbunden fühlen können, die fie 
gegen ihre Kommittenten hat, nämlich, das Recht des Landes fo lange zu 
wahren, bis, dem neuen Gefege gegenüber, dieſes Recht durch die Geſetzge— 
bung febft wieder hergeftellt ift. Diefelbe Bemerkung trifft auch den Punkt 
in dem Gefege vom 3. Februar 1847, nach welchem nur diejenigen Anlet- 
ben an die Mitgarantie der Stände gefnüpft find, für die das gefammte ' 
Stantövermögen zur Sicherheit geftellt wird. Auch hier ift durch den Herrn 
Landtags: Kommiffar eine Ausficht zur Verftändigung mit der Regierung 
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eröffitet worden; und gewiß wird die Stände-Verſammlung eine desfallſige 
authentifche Erklärung mit Befriedigung empfangen. Was die Domainen 
betrifft, fo Hat der Ausichuß geglaubt, durch die betreffende Stelle in der 
Adreſſe feine Anjicht hinreichend auszudrücken. Es fei mir erlaubt, fie bier 
weiter zu entwideln. Bei der Mitgarantie von Anleihen, bei der Zuftim- 
mung zu Handlungen, welche ven Staat belaften, kommt es mejentlich auf 
den Beftand des Staatövermögend, auf die Maffe,, auf den Ertrag der 
vorhandenen Domainen an. Die Verpflichtung, welche die Stände bei der 
Mitgarantie von Anleihen übernehmen, hängt alfo mit einem beftimmten 
Buftande auf das innigfte zufanımen. Wird diefer Zuftand, der die Bepin- 
gung ihres Handelns bildet, ohne ihre Mitwirkung alterirt, jo ift die Vor⸗ 
ausfegung, unter welcher fie die Anleihe bewilligten,, aufgehoben und ib» 
nen gleichfam der Boden unter den Füßen weggenommen. Ich will mich 
nicht in die Entwidelung der ftaatörechtlichen Beftimmungen vertiefen, die 
in unferm Lande eben fo wenig wie in den anderen deutichen Staaten feh⸗ 
fen, Beftimmungen, nach welchen die Domainen ald Staatövermögen zu 
betrachten find und nach welchen die Verfügung darüber in verjchiedener 
Weije an die Mitwirkung der Stände gebunden ift. Die einzige Betradh- 
tung genügt, daß eine Mitgarantie von Anleihen, die Betheiligung an der 
Dermehrung der Staatöjchuld, in dem innigften Zufammenhange mit dem 
aktiven Staatövermögen fteht, daß mithin die Stände, wenn fie dem 
Rande eine Verpflichtung auferlegen follen, auch verfichert fein müffen, daß 
die vorhandenen Aktiva, aus welchen theilmeife die Mittel zur Verzinſung 
‚und allmäligen Ablöfung fließen, in vemfelben Zuftand bleiben, in welchem 
fie bei der Handlung der Stände fich befanden. In dem Vortrag des Kö- 
niglichen Herrn Kommiſſars wurde ferner hervorgehoben, daß die Krone 
in dem Gejeg vom 5. Juni 1823 fich ausprüdlich vorbehalten habe, Die 
allgemeine Stände: VBerfammlung in der der Krone angemeffen jcheinen- 
den Weile aus den ProvinzialsStänvden hervorgehen zu lafien. 

Dieſes Recht ift unbeftritten. Die Krone hat ed ausgeübt, indem jie den 
Dereinigten Landtag errichtete. Es wurde darauf hingedeutet, daß die nach 
den früheren Gefegen zu bildende reichsſtändiſche Verſammlung durch die 
Gelege vom 3. Februar 1847 gleichlam in drei verſchiedene Körperichaften 
getheilt worden jei. Der Zuläffigfeit diefer Eintheilung muß ich wider: 
ſprechen. Einmal ift der Begriff einer reichöftändiichen Berfammlung ein 
einheitlicher, untheilbarer, zum Andern aber hat es nicht in der Abficht des 
Geſetzgebers gelegen, eine jolche Theilung zu bewirken, Es heißt in dem 
Patente vom 3. Februar d. 3.8.3: „Dem Vereinigten Landtag und in 
deſſen Vertretung dem vereinigten Ausschuß übertragen Wir u. f. w.“ 
Alſo ift auch nach dem Ausipruch des Gefeßgebers felbft der Vereinigte 
Landtag allein als die in den früheren Gejegen vorgefehene reichsſtändiſche 
Verſammlung anzufehen. Der Landtagsfommiffar deutete darauf hin, 
daß in dem angeführten früheren Gefege ein Anſpruch auf das Petitiond- 
recht nicht begründet, aber dennoch dem Vereinigten Randtage tefp. den 
vereinigten Ausichüffen das Petitionsrecht zuerkannt fei. Meine Herren! 
Das Vetitionsrecht ift ein Recht, ohne welches die Eriftenz einer Landes— 
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Vertretung nit gedacht werden fann. Nicht allein aber als Vernunft⸗ 
anfpruch, fondern auch als ein aus dem pofitiven Geſetz herzuleitender 
Rechtsanſpruch ſteht dem Landtage das Wetitionsrecht zur Seite, Die 
Bundesakte ſichert allen veutfchen Staaten eine landſtändiſche Verfaſſung 
zu, von einer landfländiichen Verfaffung ift das Petitionsrecht ungertrenns 
lich, und e8 würde nicht ſchwer werden, darzuthun, daß ed von feiner deuts 
fchen Verfaſſung jemald ausgeichloffen war. Was nun die Vorlage der 
allgemeinen Geſetzentwürfe an bie Provinziallandtage betrifft, fo hat es 
nicht in der Abficht des Ausſchuſſes gelegen, ver Krone das Recht zu bes 
ftreiten, von den Provinziallandtagen Beirath auch zu den allgemeinen 
Belegen zu verlangen. Die Abfiht war aber dahin gerichtet, audzubrüden, 
daß, nachdem eine allgemeine Stänveverlammlung errichtet iſt, dieſe Ver: 
fammlung auch der Eentralpunft der Mitwirkung des Volkes bei der Ges 
feßgebung fei. Man erkannte, daß, wenn diejenigen Entwürfe, die den 
ganzen Staat, die allgemeinen Landesintereſſen betreffen, nicht regelmäßig 
von dem einen zur Landesvertretung berufenen Körper beratben werben, 
wenn vielmehr diefe Entwürfe bald dem Vereinigten Landtage, balb dem 
Bereinigten Ausfhuß, bald den Provinzialftänden zur Berathung vorge: 
legt werden, alddann nicht nur dasjenige fehlt, was der Begriff einer land⸗ 
ſtändiſchen Verfaffung erfordert, ſondern auch eine geordnete Mitwirfung 
des Volkes bei der Geſetzgebung nicht ftattfindet. Auf diefer geordneten 
Mitwirkung aber beruht der Segen, den eine landſtändiſche Verfaflung ges 
währt, und er tritt erft ein, wenn eine regelmäßige periodifche Einberufung 
der Ständeverfammlung feftgeftellt ift. Das Gefeh vom 17. Januar 1820 
fagt mit einfahen und unzweideutigen Worten, daß die Staatsfchulden: 
verwaltungsbehörbe der reichsftändiichen Verſammlung alljährlich 
Rechnung abzulegen verpflichtet ift. Das Recht des Vereinigten Landtags, 
in feiner Bigenfchaft als reichäftändiicher Verſammlung, alljährlich einbes 
rufen zu werden, geht ungmeifelbaft aus diefer Beftimmung hervor. ine 
andere Frage ift diejenige der Zweckmäßigkeit. Wenngleich die periovifche 
Einberufung unbedingt erforderlich ift, fo fann zugegeben werben, daß bins 
fichtlich des Zwiſchenraums abweichende Meinungen beftehen. Meine 
Veberzeugung von dem Rechte aber ift durch die Bemerkungen des Herrn 
Landtagsfommiffartus nicht erſchüttert worden. Zwar foll der Vereinigte 
Ausihuß periodifch verfammelt werden, allein, wie ich bereits andeutete, 
der Vereinigte Ausſchuß ift nicht die reichsftändische Verfammlung, fondern 
nur eine ohne ihre Zuftimmung angeordnete Vertretung derſelben. Der 
provinzialftändifche Eharafter des vereinigten Ausſchuſſes, mie ihn das 
Gefeg, durch welches er in das Dafein gerufen wurde, feftgeftellt hat, macht 
e8 unmöglich, ihn als eine reichäftändiiche Verfammlung anzuiehen. Ich 
erlaube mir, aus dem Geſetz vom 21. Juni 1842, die Vereinigten Aus: 
ſchüſſe betreffend, die bier in Betracht Fommenden Stellen vorzutragen. 
Der $. 2 dieſes Geſetzes lautet: 
$. 2. Die verfafjungsmäßige Wirkfamfeit der Provinzialftinde, wie foldhe 
durch den Urt. II. des allgemeinen Geleged vom 5. Juni 1823 vors 
geichrieben ift, erleidet durch den Ausschuß ($. 1) feine Beeinträchtigung. 
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3 3. Die Wirkfamfeit des Ausſchuſſes fol vielmehr eintreten, wenn die 
Anfichten der Landtage verjchiedener Provinzen über einen von ihnen 
berathenen Geſetz- Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder 
wenn in der weitern Berathung der Gefege in den höheren Inftanzen 
der Regislation neue Momente hervortreten und Wir ed angemefjen 
finden, durch ftändifche Organe eine Ausgleichung der verfchiedenen 
Anfichten herbeizuführen. 

$. A. Insbeſondere aber noch foll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein 
ſtändiſches Organ darbieten, mit dem wir auch bei Gegenftänven, 
welche bisher in ver Regel an die Provinzialftände nicht gelangt find, 
fofern Wir dabei den Rath erfahrener Männer aus den Eingefefjenen 
der Provinz einzuholen für gut finden werben, die anzunehmenden 
Haupt-Grundſätze einer Beiprechung wollen unterwerfen lajfen. 

Es gebt hieraus hervor, daß die Vereinigten Ausichüffe nur zur Er: 
ganzung der provinzialftändiihen Wirkſamkeit geichaffen und ein provin= 
zialftändifches Inftitut find. Ich kann für diefe Anficht noch eine Autorität 
anführen, die Niemand in der Berfammfung beftreiten wird. Der 7te rheis 
nifche Landtag hatte darauf angetragen, daß dem Vereinigten Ausſchuſſe 
reihöftändiiche Bunctionen verliehen werden möchten. In dem Landtags: 
abichievde vom 30. December 1843 erging darauf folgender Allerhöchfter 
Beſcheid: „Den dad Weſen der preußischen VBerfaffung verfennenden An— 
trägen Unferer treuen Stände, deren Sinn ed ift, die Ausjchüffe ver Landtage 
in Reichsſtände zu verwandeln, müſſen Wir Unfere Genehmigung verſagen.“ 

Ich glaube, wenn mein Gedächtniß mich nicht trügt, die Hauptpunfte 
aus dem Dortrage ded Herrn Landtagsfommifjarius berührt zu haben. 
Der Adreßausſchuß, meine Herren, hielt e8 nach feiner innigften Ueber: 
zeugung für nothwendig, in der Adreſſe, die gegen Se, Majeftät ven Dank 
für die Einberufung ausipricht, die Nechte, welche dem Lande nach der 
früheren Geſetzgebung zuftehen, mit welchen aber die Geſetze vom 3. Febr. 
d. I. fih nicht im Ginklang befinden, darzulegen und in ehrfurchtsvollen 
Formen zu verwahren. Gr war davon durchdrungen, daß der gegenwärtige 
Augenblick eine aufrichtige und freimüthige Darlegung der moralifchen 
Lage des Landes verlange, daß eine ſolche Darlegung nicht weniger durch 
die Pflicht gegen unſere Kommittenten, ald durch die Pflicht gegen Die 
Krone geboten fei. Die Rechte, welche die früheren Gejege dem Lande ges 
währen, find fein evelfter Befig, und, daß dieſelben ungeichmälert erhalten 
bleiben, ift ein nicht nur durch das gefchriebene Geſetz begründeter, ſondern 
auch von dem höheren Gejeg der Sittlichfeit getragener Anſpruch. Diefen 
Anſpruch zu erheben, im Intereffe ver Krone ſowohl als des Volkes, im 
Intereffe des Volkes, das fich nicht weniger ald die Monarchie auf die Ges 
ſchichte, auf die glorreichiten Ihaten nationaler Erhebung berufen kann, 
ihn zu erheben mit dem entjchlojjenen Ernfte, der in einem enticheidenden 
Augenblid die Seele des Handelnden erfüllen muß, ihn zu erheben envlich 
mit der tiefen Ehrfurcht gegen die Krone, mit ver loyalen Gefinnung, zu 
der wir und ja mit Kopf und Herz befennen, das iſt die Aufgabe diefer 
Verfammlung. Jeden von und durchdringt dad Bewußtjein ihrer Bedeu: 
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tung, Jeder von uns fühlt ſich Klein vor der Größe des Werkes, an dem 
mitzuarbeiten die Borfehung ihn berufen hat. Was mußte nicht geſchehen, 
ehe es dahin fam, daß die edlen Stämme, die das preußiiche Königsfrepter 
regiert, in einem gemeinfamen Organ zu lebensvoller Einheit fich verbins 
den konnten! Das ruhmvolle Preußen des vorigen Jahrhunderts mußte 
erliegen im Zufammenftoß mit einer fremven, von neuer Weltentwidelung 
getragenen Macht, dann mußten weltbiftoriiche Schlachten gejchlagen, uns 
ermepliche Opfer gebracht werben, ehe bie Freiheit nach außen und mit ihr 
ber Raum zur inneren freien Entwidelung errungen war, Taufende treuer 
deuticher Herzen verbluteten auf dem Felde des Siegeß, viele andere rangen 
Sabre lang mit dem Schmerz getäufchter Hoffnungen, uns endlich ift es 
vergönnt, dem Ziele näher zu treten, für das jene Edlen begeiftert in den 
Tod gingen. Der Gedanfe eines verjüngten, in Freibeit und Selbſtſtändig—⸗ 
feit fich entfaltenden Volfölebens in Preußen, der Gedanke einer höheren 
Einigung und nationalen Kräftigung des gelammten deutichen Vaterlans 
ded, aufs neue hat er die Gemüther ergriffen, und diefe Verſammlung ift 
berufen, dahin zu wirken, daß er eine Wahrheit werde. Sie kann diefen 
Beruf nur erfüllen, wenn fie von demielben Geift geleitet wird , der in der 
Zeit des Befreiungsfrieged jo Großes vollführte,. von dem Geifte der 
Treue, der Wahrhaftigkeit, der Einigkeit. Treue gegen das Fürs 
ſtenhaus, das, unter den Dynaftien Guropa’s die berrlichfte, unferen 
Königsthron ziert, Treue gegen das Volk, das feine theuerften Rechte unſe— 
rer Obhut anvertraute, das fei der glänzende Echild diefer Verſammlung, 
den auch nicht das leifefte Wölkchen trübe! Wahrhaftigkeit ziere unfer 
Thun, Wahrhaftigkeit, wie der Deutiche fie verfteht, der den Grundcha— 
after feines Volks verleugnet, wenn er feine Ueberzeugung rüdfichtsvoll 
verhüllt, wenn er nicht vor König und Volk der ganzen vollen Wahrheit 
Zeugniß giebt. inigfeit endlich, fie war in jener glänzenden Epoche uns 
ferer Geſchichte die Mutter großer Thaten; die heilige Liebe zum Water: 
lande, die alle Herzen durchflammte, fie verband die deutichen Stänme 
anfs neue zu einem einigen Brudervolke; als die Weftfalen in ihren gelegs 
neten Feldern, die Nheinländer an den Ufern ihres herrlichen Stromes mit 
Jubel die Pommern, die Preußen und die tapferen Bewohner der andern 
Provinzen ald ihre Befreier begrüßten, da wob fich zwiſchen den entlegen— 
ſten Theilen des Reichs ein ungerftörbared Band, und von jenen Tagen 
an wuchs das Verlangen nach einer innigen Gemeinſchaft, nad einer 
Bahn zu einem einheitlichen politiichen Entwidelungsgang. Sie ift geöff— 
net, diefe Bahn; der erfte Schritt, mit dem wir fie betreten, fei eine Ber: 
brüderung der Provinzen zu einem großen, von Vaterlandsliebe getrages 
nen Ganzen; wie meine Stimme binüberbringt über die Scheidung, die 
in diefem Saal die Provinzen von einander trennt, jo mögen auch innerlich 
alle provinziellen Schranfen fallen, hier, wo ed die große Sache des Vater⸗ 
landes, wo es die Ehre und die Wohlfahrt unferes Volkes gilt! Und fo 
pulfive in diefer Verſammlung das einheitliche Leben der Nation, bier fei 
der Herzichlag eined neuen, verjüngten Preußens, eined Preußens, das der 
Welt aufs neue das Beilpiel geben wird, daß die Monarchie in der reis 
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heit und die Freiheit in der Monarchie eine Stüge findet, eines Preußens, 
das, umgeben von den Sympathien der deutſchen Brüberflaaten, datz 
deutſche Volk zu der Stelle Hinanführen wird, die ihm unter den Kultur: 
nölfern der Erde gebührt ! 


Hierauf nahm abermals der kön. Kommiffar das Wort: 

„Es tft für mich eine fchmerzliche Pflicht, die vortreffliche Rebe, die 
wir eben gehört, theilmeife widerlegen zu müffen. Dem wahrhaft erheben: 
den Schluß verfelben pflichte ih Wort für Wort bei mit um fo tieferem 
Gefühle, da auch ich der Zeit angehöre, die der Redner fo lebhaft geichil- 
dert, da ed auch mir vergönnt gewefen, die Güter, die wir errungen, mit 
meinem Blute zu bezahlen. Schmerzlich ift mir die Pflicht (ich wiederhole 
e8), den Eindruck diefer Rede unterbrechen zu follen durch einige nüchterne 
faktifche Berichtigungen, zu welchen mich meine Stellung zwingt. 

Es iſt im Entwurf der Danfapreffe nicht die Rede von alljahr: 
licher Wiederkehr der reichsſtändiſchen Berfammlungen, fondern 
nur überhaupt die Nothwendigkeit periopifcher Wiederkehr aus dem Um: 
ftande gefolgert, daß die Hauptverwaltung der Staatsſchulden der Reichs; 
verfammlung Rechnung legen fol. In der Rede ded Herrn Berichterftat- 
terd aber ift Bezug genommen auf den Paragrafen des Geſetzes für die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden, worin gefagt ift, daß alljährlich 
Rechnung gelegt werben foll, und daraus gefolgert, daß die fogenannte 
reichöftändifche Verſammlung fih nicht nur periodiſch, fondern daß fie ſich 
alljährlich verfammeln folle. Wäre dies in dem Adreßentwurf beanfprucht, 
fo würde ich diefen Punft gleich berührt haben. Ich darf jet zur Wider: 
fegung verfichern, daß Feiner unter Allen, der in allen Inftanzgen dem Kö— 
nige bei der neuen Geſetzgebung Rath zu ertheilen hatten, zu der Anficht 
oder überhaupt nur auf den Gedanken gefommen ift, daß aus dem zitirten 
Paragrafen zu folgern jei, daß behufs der Nechnungslegung die reichöftän- 
diſche Berfammlung alljährlich verfammelt werden müffe. Es fteht 
allerdings darin, daß die Hauptverwaltung der Staatöfchulden der reichs— 
ftändifchen Berfammlung alle Jahre Rechnung zu legen habe, und, daß 
das erfüllt werden folle, ift nicht zweifelhaft, daß aber die Verſammlung 
alle Jahre die Rechnung auch abzunehmen habe, fteht nicht darin. Wenn 
man fih an Worte halten will, muß man ji auch durch Worte ſchlagen 
lafjen. Unfer Gevanfe war, daß es beim Definitivum genau bleiben follte, 
wie es feither bei dem durch das Geſetz vom Jahre 1820 vorgefchriebenen 
Proviforium gehalten worden iſt. Die Hauptverwaltung der Staatsſchul— 
den legte alle Jahre Rechnung, diefe gelangte an die Ober : Rechnungs: 
Kammer, welche fie revidirte, ohne daß über den Zeitpunkt, wann dieſe 
Revifion vollendet fein muß, etwas vorgefehen wäre. Wenn die Rechnung 
von dort zurüdfam, ging fie an einen fehr engen Ausſchuß des der ftindi- 
Shen Verfammlung einftweilen fubftituirten Staatsraths. Diefer, aus 
etwa A Perſonen beftehende Ausschuß unterzog ſich dem Gefchäft ver vor: 
bereitenden Abnahme, welches in einer größeren Verfammlung unmöglich 
ausgeführt werden Fann. Nach Beendigung derſelben erftattete der Aus— 
ſchuß dem Staatsrath feinen Bericht und diefer erteilte die Decharge. Daffelbe 
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Verfahren ift durch bad vorliegende Geſetz vorgeſehen, in dem für ben Staats⸗ 
rath der Vereinigte Landtag oder die Vereinigten Ausichüffe eintreten, ber Aus⸗ 
ſchuß des Staatsraths aber durch die Deputazion für das Staatöjchulpen: 
weſen erjegt wird. Selbſt wenn aus anderen Gründen auch alle Jahre 
die Bentralverfammlung vereinigt würde, jo würde die eigentliche Abnahme 
immer nur durch einen jehr Eleinen Ausſchuß bewirkt werden fünnen, und 
fo glauben wir, daß in diefem Punkt das Geſetz nicht allein wirklich, fon« 
dern auch dem Geifte nach erfüllt ift. Bedenken Sie, daß die Staatsſchuld, 

geringen Ausnahmen, in Staatsfchulpfcheinen Fonfolivirt ift, und ers 

en Sie, ob für ein fo einfaches Geſchäft, wir diefe Rechnungsabnahme, 
eine fo große oder auch nur bie mittlere Berfammlung alljährlich zu bes 
zufen, irgendwie geratbhen jein könnte. Ich glaube daher, wir haben in dies 
fem Bunt nicht allein das Wort und das Recht, fondern auch die Nüg- 
lichkeit für und. Ich gebe jegt zu einem zweiten neuen Ginwand gegen bie 
Legalität ver Attribuzionen der Vereinigten ftändiichen Ausſchüſſe über, wels 
her aus den älteren Gelegen über die Ausjchüffe entnonmen ifl. Darauf 
babe ich zu erwidern, daß der jegige Vereinigte Ausſchuß rechtlich eine 
ganz andere Korporazion ift, ald die aus den Provinzialftänden bervors 
gehenden Ausfchüjfe, auch wenn dieſe vereinigt wären; nur die Perfonen find 
im Wejentlichen diefelben. So lange der Vorbehalt des Geſetzes vom 5. Junt 
1823 nicht erfüllt und gelöft war, war es geleglich unmöglich, den Aus: 
ſchüſſen Attribuzionen zu geben, welche bis dahin den Provinzialftänden 
zuftanden, und, wenn deshalb die rheinischen und preußilchen Stände im 
Sabre 1843 baten, daß ihnen Ausichüffe gegeben werden möchten, ganz 
analog denen, welche ihnen jegt gegeben find, fo erbaten fie etwas rechtlich 
Unmödgliches; die Regierung konnte dies nicht zugeftehen ohne wirkliche 
Berlegung des beftehenden Rechts. Nachdem Se. Majeftät aber dad Ge: 
feg vom 5. Juni 1823 durch Kreirung des Vereinigten Landtags erfüllt, 
das Provijorium aufgehoben und demfelben die vorbehaltenen Rechte der 
Zentralverfammlung gegeben hatte, konnte der Gejeggeber mit allem 
Fuge und mit voller Konfequenz einen Theil vieler Befugniffe, jo weit er 
es für nüglich und räthlich hielt, auf die Vereinigten Ausjchüffe übertragen. 
Die von dem Herrn Redner verfuchte Berufung auf Gefege, welche für 
eine rechtlich ganz andere, wenngleich den Perfonen nah ähnliche Körpers 
[haft gegeben find, muß ich daher als völlig unzutreffend zurüdweifen. 
Dies habe ich dem Redner noch zum Verſtändniß meiner früheren Anga— 
ben erwiedern müſſen.“ 

Der kön. Kommiffar hattein feiner Rede, neben der Auslegung 
der früheren Gefeße in feinem Sinne, aud) Gründe der Zwedmäßigfeit 
für die Beftimmungen der Berfaffung vom 3. Februar geltend gemacht. 
Auf dieſes Feld folgte ihm ein anderer rheinifcher Abgeordneter, Herr 
Gamphaufen, indem er fagte: 

„Ich gebe zu, daß bei einer Angelegenheit von fo unendlicher 


politiicher Wichtigkeit, wie diejenige der Verordnungen vom 3. Febr. e8 
ift, ver Wortlaut der Gefege nicht allein beftimmend fein kann, fondern 
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daß die Zwermäßigkeit ver Beftimmungen zu berüdfichtigen ift, daß daher 
der Königl. Herr Kommiffarius nicht mit Unrecht auch Gründe der Zweck— 
mäßigfeit für ven Inhalt der Verordnungen geltend gemacht hat. Nur 
wäre dann zu verlangen, daß nicht in dem einen Falle das ältere Geſetz, 
in dem andern Falle die Zweckmäßigkeit angerufen werde, jondern in allen 
Fällen entweder das Cine oder die Andere. Bon den Anführungen des 
Königl. Herrn Kommiffarius find die meiften Schon durch meinen Kollegen 
beantwortet worden; ich Fomme nur noch auf Einzelnes zurüd, Die Ans 
fiht, daß durch den Uebergang des Berathungsrechted allgemeiner Geſetze 
auf dem Vereinigten Landtage unbenommen fei, auch dem Provinzialftänden 
dieß Recht zu belaſſen, erkenne ich nicht für richtig. Das Recht der Bera— 
thung allgemeiner Gefege kann nur einer Körperichaft zuftehen, entweder 
den Provinzialftänden, oder dem Bereinigten Landtage; haben beide Körper: 
ſchaften das Necht, fo bat es feine. Daß binjichtlich der jährlichen Ver— 
fammlung der Reichöftände der Buchftabe entgegenftehe, ift ebenio wenig 
zuzugeben. Man fann einer Verſammlung nur dann Rechnung legen, 
wenn fie verfammelt iftz eine Verfammlung, die nicht verfammelt ift, ift 
feine Berfammlung. 

Wenn zu Gunften einzelner Beftimmungen der Verorbnungen vom 
3. Febr. die Zmerfmäßigfeit derſelben hervorgehoben wird, fo muß auch 
zu Öunften und als Grund der Berufung auf die frühern Gejeße die etwaige 
Unzweckmäßigkeit jener Verordnungen geltend gemacht werden dürfen. Es 
liegt nicht in meiner Abficht, gegenwärtig in eine ausführliche Beleuchtung 
derſelben einzugehen; indeffen will ich doch in Kürze einiges berühren, was 
nach meiner perfünlichen Anficht für zweckmäßig nicht zu halten ift. Nicht 
für zweckmäßig halte ich die mangelnde Einheit der ftändifchen Vertreiung. 
Es ift diefe Vertretung eine fünffache, denn wir haben den Vereinigten 
Landtag, die Vereinigten provinzialftändiichen Ausſchüſſe, die ſtändiſche 
Deputazion, die Provinzialftände und die Trennung in Theile fomohl 
nach Ständen ald nah Provinzen. Davon ift eine Schwächung ver 
Stände und der Regierung die Folge; es muß und wird der Mereinigte 
Landtag mit einer gewiffen Eiferfucht die Handlungen der Ausfchüffe über: 
wachen, Letztere werden mit Befangenheit beratben und ftetö der im Hinter: 
grunde zu erwartenden Kritif der größeren Korporazion gedenken. 8 
wird daraus eine ſchädliche Unabgeſchloſſenheit' unferer Stände entftehen 
und eine Schwanfung in der Gefetgebung, weil zu befürchten, daß die 
von den Ausſchüſſen berathenen und erlaffenen Gejege in der nächften Ver: 
fammlung ded Vereinigten Landtags wieder der Gegenftand neuer Anträge 
werden würden. Nicht zwedmäßig halte ich die fehlende Beftimmung pe: 
riodiſcher Berufung. Die Gründe für fie find fchon hervorgehoben worden, 
und eine leile Ahnung fagt mir, daß auch die Näthe der Krone ſie nicht 
für verwerflih halten, indem der Königl. Herr Kommiffarius wenigftens 
vermieden hat, ſich für ihre Unzweckmäßigkeit auszufprechen. Nicht für 
zweckmäßig erachte ich die Art der Zufammenfegung des Herrenftandes und 
unter Anderem die gänzlich fehlende Berückſichtigung provinzieller Verthei— 
lung. Nicht für zweckmäßig die Schwierigkeit der Ausbildung der Verfaſ— 
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fung , indem Berfaffungsanträge nur von dem Vereinigten Landtage, der 
vieleicht in vielen Jahren nicht zufammentreten würde, ausgehen und ben 
Bereinigten Ausſchüſſen unterfagt fein follen. Nicht für zweckmäßig vie 
Beſchränkung der Petizionen auf innere Angelegenheiten und ihre Beichräns 
fung durch die erforderte Stimmenzahl, in Folge deren einer fleinen Mino- 
rität die Herrſchaft überwiefen wird, indem es ihr möglich gemacht ift, 
zu verhindern, daß ein im Rande noch fo verbreiteter Wunfch an ven Thron 
gelange. Nicht für zweckmäßig halte ich vie Einforderung abgeſonderter 
Gutachten und die Mittheilung der Anficht der Minorität bei der Bera⸗ 
thung von Gefegen. Sie widerjpricht dem Zwecke des Vereinigten Land» 
tags, welcher nur der fein kann, zu erfahren, was derſelbe ald Korpo» 
razion, ald eine ganze, ungetheilte Körperichaft über Gefegesvorichläge 
urtheilt. Käme es blo& darauf an, zu Fonftatiren, welche Anficht in jedem 
einzelnen der verfammelten 600 Köpfe ſich auögebildet hat, fo würde es 
faum nöthig fein, diefelben zu einer großen Verſammlung zu vereinigen, 
fondern auch auf anderem Wege die Anficht jedes Einzelnen erfragt werden 
fönnen. Nicht für zweckmäßig halte ih, daß dem Vereinigten Randtage 
feine Einwirkung auf feine eigene Gefchäftsordnung, noch auf die Ernen- 
nung des Landtagsmarfchalld eingeräumt if. 

Wenn demnach Gründe der Zmedmäßigfeit gegen die Berufung auf 
gefegliche Beftimmungen gültig fein follen, fo finde ich mich durch Gründe 
der Zweckmäßigkeit zu diefer Berufung meinerfeit8 bewogen. Daß die in 
dem Adrefentwurf aufgeführten Punkte mwirflich eine fefte Grundlage in den 
beſtehenden Gejegen finden, wird nach den bereits ftattgehabten Erdrte- 
zungen wohl nicht mit Erfolg beftritten werden fünnen. Sie find aber 
nicht nur den Gefegen entiprechend, ſondern auch, ſowohl was die Ber 
riodizität der Verſammlungen, als die vollftändige Theilnahme des Verei— 
nigten Landtags an Staatsanleihen und an der Geſetzesberathung betrifft, 
aus den der Verſammlung vorgetragenen Gründen als nüglich und nothwen⸗ 
dig zu erfennen. Indem ich daher für den Entwurf der Adreſſe mich aus: 
fprechen darf, habe ich dafür ein befondered Motiv anzuführen. Wie man 
namlich auch das, was wir bier repräfentiren, die Art der Repräſentazion, 
welche wir ausüben, fich vorftellen möge, unter jeder Vorausſetzung bleibt 
eines unangreifbar feftfteben, daß namlich die Meiften von uns in Folge 
einer Wahl bier erfcheinen, und daß diejenigen, welche und wählten, nicht 
nur das Recht der Wahl hatten, fondern auch das Recht, zu verlangen, 
daß die von ihnen Gewählten ihre ftändiichen Befugniffe ausüben und auf 
nicht eined der ihnen zuftehenden ftändifchen Befugniffe verzichten. Treu 
der Monarchie, treu meinem Gemifien und meinem Man: 
date, flimme ih für die Adreſſe.“ 


Nach Kamphaufen betrat die Rednerbühne ein Mitglied der Herren: 
furie, Fürft Lychnowski. Luchnomsfi ift befannt als abenteuern: 
der Barteigänger für die Sache der Legitimität und des Don Carlos in 
Spanien. Hier trat er auf mit der Prätenfion eines Ariftofraten nah 
englifhem Zufchnitte, aber gleich feine erfteRede verrieth, daß er Feiner. 
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jener großen Karaktere aus einem Gtüd, jener sterlingcaracters jei, wie 
fie der freie Boden Englands und die Schule des dortigen parlamentaris 
ſchen Lebens erzeugt. Statt der imponirenden Ruhe einer auf feiten po- 
litiſchen Prinzipien fußenden Denk: und Handlungsweife, zeigte fich hier 
ein affektirtes, fantaftifches Wefen, das bei allem Prunk rhetorifcher 
Gemwandtheit und allem Gleißen mit liberaler Gefinnung doch Fein Ver⸗ 
trauen erweden konnte. Bolgendes find die Worte, die Fürſt Lych⸗ 
nomwsfi über den Adreßentwurf fpradh : 


„Eine reine Dankadreſſe,“ fagte er, „die feinen Wunfch, feinen 
BE in die Zukunft enthielte, fönnte den König, der und richtet, und 
das Volf, das uns benbanhtet, zu dem Glauben verleiten, ald wären alle 
unfere Wünfche erfüllt worden, als befänden wir und auf jenem Kulmina- 
zionspunkte menschlicher Glückſeligkeit, die feinem Drange und feinem Schnen 
and im Grunde ned Herzens mehr Raum giebt, Und do, bei Gott! 
dem ift nicht fo, während doch auf der andern Seite es Frevel wäre, nicht 
zuerft und vor Allem jene Worte ded Dankes, der Verehrung und Liebe 
audzufprechen,: die wir dem Königlichen Gefeggeber fchulden, der durch 
feine große Gabe den erften Stein, den Grunpftein zum feften Gebäude 
unferer Berfaffung auf Jahrhunderte gelegt hat. Königliche Geſetzgeber 
find jeltene Geſchenke der Vorſehung, hellleuchtende Meteore, Morgen: 
flerne der Freiheit, die über den Ländern diefer Erde glänzen. Dieſes ift 
in Preußen in einem Jahrhunderte preimal zur Wahrheit geworden. Aber 
eben, weil wir von dieſer Wahrheit durchdrungen find, müffen wir bei 
der Ueberzeugung feit bebarren, daß der Königliche Grfeßgeber fein Werk 
vollenden werde. Daher find wir vem König Wahrheit ichulpig. (Beifall.) . 

Es ift in leßter Zeit der Ausdruck Dankadreſſe mit dem Ausdruck 
Loyalitätsadreſſe oft verwechlelt worden. Ich muß geftehen, daß ich für 
diefe Zulammenftellung feinen Anfnüpfungspunft finden fann. Denn die 
böchfte Loyalität liegt in der höchſten Wahrheit. Es wäre aber Lüge, dem 
Könige zu fagen, daß fein Volk nichts mehr wünfcht, und es ift Frevel, 
ed ihm auf eine Weile zu Sagen, die fein großes, reiches, warmes Herz 
verlegen, ihn fchmerzlich berühren, ald Undank ausgelegt werden könnte. 

Je weiter wir vorfchreiten im parlamentarifchen Leben, defto mehr 
ift es Pflicht, fich den gewiegten Formen altparlamentarifcher Staaten zu 
näheren, die in geieglicher Ausübung ihrer Nechte und Gerechtfame, 
wenngleich in althergebrachten Formen, ihre Freiheit erhalten und befeftigt, 
die Größe ihres Volkes gefichert haben. Ein Bli auf ein altfreied und 
ftammvermwandtes Volf, das feine fiegreihen Banner über alle Meere ent: 
faltet, wird diefen Ausfpruch beftätigen. Ich habe mit rechtem Vorbe— 
dacht der Formen erwähnt, die fo leicht aus dem Auge gelaffen werben, 
und fomme auf fie zurüd. Wer ven ernften Kampf der alten Parlamente 
mit redlichem Geifte ftudirt hat, wird ihre große Wichtigkeit nicht verfen- 
nen. Dieje Wichtigkeit fteigt mit der Bedeutung des Augenblid3, und ich 
fann unmöglich glauben, daß irgend Einer unter Ihnen, meine Herren, 


59 


den gegenwärtigen Moment nicht für fo ernſt und wichtig Hielte, als irgend 
einen in der großen preußiichen Geſchichte. 

Darum beichwöre ih Sie, meine Herren, wenn auch Sie Alles 
fagen, was Ihnen das Herz bewegt, es in Formen zu büllen, die und 
Dem Zwede einer Verfländigung nähern, ohne a unferer Unabhäns 
gigkeit zu Schaden. 

IH kann nit umbin, zu erklären, mie ich mit Freuden in dem 
Adreßentwurfe, der und vorliegt, dieſes Maaß, diefe Formen gefunden 
und den Herren, die ſich mit der Abfaſſung deſſelben beichäftigt, dieſes 
bier gern ausdrücke; nur zwei Stellen fcheinen mir einer Modification zu 
bevürfen, fo redlich der Wille und die Abficht auch ficher geweſen find, 
die ihre Redaction veranlaßt haben. Es iſt die Hinweilung auf vie Thron⸗ 
rede und dad Wort: „Wahrung. — Die Kommilfion bat mit Vielen von 
und empfunden, daß einzelne Stellen in der Thronrede und ſchmerzlich 
berührt haben. Warum aber dem Königlichen Herrn in unferem erften 
parlamentarifchen Aft Dinge jagen, die ihn verlegen müffen, obne zur 
Darlegung, zur Berveutlihung unferer Wünfche, unserer Bedenken etwas 
beizutragen, unumgänglich nöthig zu fein. Berühren wir die legteren und 
übergeben die erfteren. Was uns ſchmerzlich bewegt baben mag, fann 
nach dem, was und noch zu wünidhen übrig bleibt, dem König und dem 
Zande, ja ganz Europa, das auf uns fieht, ohnedies unmöglich zweifel- 
baft fein, Als der König und berief, wollte er durch feine Worte und 
Freude, niht Schmerz bereiten; dafür wollen Sie den König gewiß 
nicht verlegen; — weg alſo mit dem Worte: Schmerz! (Lauter Beifall.) 

Das zweite, mad ich zu erinnern finde, ift dad Wort „Wahrung‘s 
ich geſtehe, daß mir feine Anwendung nicht fo poſitiv verwerflich ericheint, 
als die eben angeführte Stelle. — Wahrung oder Verwahrung — im 
Grunde identiſch — ift ein an fich gefegliches oder gebräuchliches Wort; 
doch Hat ed durch feine Anwendung bier den Inbegriff von Mißtrauen, 
Zweifel, Oppofition in einem Sinne mit ſich verbunden, den wir gewiß 
nicht bineinlegen wollen. 

Wenn und nun eine Verftändigung ehrlich und wahrhaft am Herzen 
liegt, wenn wir die Gaben der Krone und die Wüniche des Volks in Gin: 
Hang bringen wollen, wenn andrerjeit8 in dem Wortlaute dieſes Aus: 
druds etwas geſucht wird, das fich flörend zwiſchen und ftellen könnte, 
warum dann, meine Herren, follten wir nicht in ber fchönen, reichen 
deutichen Sprache ein Wort finden, das unfere Meinung ausdrückt, ohne 
durch Mißtrauen zu verlegen? Gewiß, meine Herren, Sie werben ein 
ſolches Wort finden, und, wenn ich mir erlauben dürfte, Ihnen eines vor: 
zufchlagen,, fo wäre es das Wort: „Bertrauen.‘ 

Mir vertrauen dem Königlichen Worte! Wir vertrauen, daß feines 
unferer alten Rechte geichmälert ift! Wir vertrauen, daß Se. Majeftät 
geruben werden, und — nicht neben Die Krone, fondern neben feine Räthe 
in regelmäßig wiederfehrenvden Perioden zu berufen, Die und geftatten 
werden, die Noth und die Bedürfniffe des Volkes, feine Wünfche und 
Bitten vor die Stufen des Throned zu bringen mit der Sicherheit der 
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Abhülfe, die nur fefte, nicht ſchwankende Zuftände geben fünnen. Wir 
vertrauen endlich hauptfächlich und vor Allem, daß Se. Majeftät unfer 
großer König in diefen unfern wahren und ehrfurchtsvollen Worten feine 
eitle Sucht nach Oppoſizion oder Popularität, fondern die offene Darftel- 
lung eines Zuftandes fehen wird, da ed von und gewiſſenlos wäre, in 
diejer Halle verfchweigen oder befchönigen zu wollen. ” 


Ihm folgte ein anderes Mitglied des Herrenftandes, Graf von 
Arnim. Bekanntlich war Graf Arnim der Vorgänger Bodelſchwinghs 
im Minifterium des Innern. Man behauptete, daß er noch fort- 
während in jehr intimen Beziehungen mit dem Hofe und dem Kabinette 
jtände und daß auch der Antrag, den er jegt dem urfprünglichen Adreß« 
entwurf entgegenftellte, vorher in einer außerorventlihen Minifterfon- 
ferenz mit ihm berathen worden wäre, Wie Dem fei, gewiß ift, daß 
fein Antrag und die Rede, mit der er ihn einführte, der Disfuffton 
eine für die Regierung entfchieden günftige Wendunggab. Graf Arnim 
griff Hauptfächlich ven Theil des Entwurfs an, der eine Wahrung fpes 
zieller Rechte enthielt. Er ftellte dieſe Wahrung ausdrüdlich als un: 
nöthig, unzeitig und ſchädlich dar: als unnöthig, weil, wenn 
wirklich Rechte der angeführten Art für den Landtag beftänden, diefe 
aud ohne eine befondere Wahrung nicht verloren gehen würden; ale 
unzeitig, weil unmöglich über alle jene einzelnen Punkte ein allgemei- 
nes Einverftändniß in der Verſammlung vorausgefegt, ebenfowenig 
aber ein foldhes im Laufe diefer Verhandlungen über die Adreffe erzielt 
werben könnte; aus demfelben Grunde endlich als fchädlich, weil man 
gar nicht im Stande fein würde, in dieſer Adreffe reife, wohlerwugene 
Beichlüffe über Fragen von fo hochwichtiger Art niederzulegen. In 
dieſes erſte Aftenftüd des Landtages dürfe nichts Unreifes, nichts Halb- 
erwogenes oder Unbegründetes hinein fommen. 


„Zweifelt einer von Ihnen, meine Herren,“ fuhr der Redner fort, 
„an der Wichtigkeit dieſes Aftes, an der Wichtigkeit dieſes Dofuments? 
Die Ihronrede hat gewiß die Aufmerfiamfeit von Preußen, von Deutfch- 
land, von Europa auf fich gelenkt; aber wird nicht unfere erfte Anfprache 
an Se. Majeftät den König auch die Aufmerkfamfeit von Preußen, Deutfch- 
land und Europa auf fich Ienken? glauben Sie nit, daß Alle jegt ſchon 
geipannt harren, wie die Stände fih äußern werden, und fühlen wir 
nicht, daß, wenn ed fi handelt von Preußens Fortichritt, Alles, Alles 
darauf ankommt, ihm zu fihern? Glauben Sie nicht, daß diejenigen, die 
ihn wünfchen, feine Freunde, innigft befümmert werden würden über 
Alles, was in Frage geftellt wird, und diejenigen, die ihn nicht wünfchen, 
fi$ freuen würden, wenn die Stände etwas thäten, was ihn in Frage 
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ftellt? Ich glaube gewiß, daß dem fo ift, und ich glaube ferner, daß Sie 
durch eine Verwahrung der Art, mie fie bier liegt, allerdings diefen Weg 
in Frage ftellen. 

Siebenundzwanzig Jahre feit dem Geſetze, das heute fo oft genannt 
wurde, find verfloffen, ehe die Könige Preußens fich darüber entſchieden, 
welches die Form der reihsftändiichen Verfafjung fein foll, welches die Form 
der Vertretung. Sieben Jahre hat unfer jegt regierender Herr gebraucht, 
um darüber mit fih und feinen Räthen zum Ziele zu gelangen. Um Alles 
in der Welt wollen wir nicht wünichen, daß dieſes ſchwer und langſam 
erreichte Ziel wieder in Frage geftellt werde. Wem es aber darum Ernft 
ift (und, weiß Gott, mir ift es Ernft darum, obgleich ich an ver Faſſung 
nicht Theil genommen habe), der ftelle ed nicht in Frage, indem er in dem⸗ 
jelben Augenblide an feine Gewährung die Bebingung der VBermahrungen 
fnüpft, die mit den ausvrüdlichen Worten bezeichnet find, daß zwiſchen 
dem, was gewährt ift, und dem, mad die Stände für nöthig halten, noch 
Lüden find, Liegt denn darin nicht eine nur bedingte Annahme? Ich babe 
gefagt und wiederhole ed: ich glaube nicht, daß die Regierung an Kleine 
Rechtsbehelfe ich Elammert, ich boffe nicht, daß die ſtändiſche Verſamm— 
lung an ſolchen Rechtöbehelfen hält, aber halten Sie e8 für nöthig, durch 
verklaufulicte, Speziell gefaßte Berwahrungen an fich zu fihern? Mit welchem 
Rechte verlangen Sie von der Krone, daß fie das beftehen laflen joll, was 
fie gab, während fie nicht ald rechtsbeſtändig betrachten foll, was Sie 
nicht als rechtöverbindlich gelten laſſen wollen ? 

Die Verhandlungen werben lehren, ob irgendwo die Rechte im Ver—⸗ 
bältniß zu früheren Gefegen beeinträchtigt find; die Verhandlungen werden 
lehren, was der Vereinigte Landtag für nöthig hält, ſobald er die Mittel 
zur Ausfüllung der Lüde, vie er erkannt, veiflich erwogen bat; wir haben 
in der heutigen Sigung vernommen, daß des Königs Majeftät Hierzu nicht 
abgeneigt jei. Wir haben auch ohnedies das Vertrauen, daß Se. Majeftät 
auf geeignete Weife die Lücken auszufüllen bereit fein werde, wenn Ihm 
die Borichläge dazu gemacht werden. Darum wünſche ich und bitte drin— 
gend, ftellen wir nicht das in Frage, was wir Alle zu erhalten wünſchen, 
und verfennen wir ed nicht, daß wir ed in Frage ftellen, indem wir und 
in diefer Weile verwahren. Uber, meine Herren, jelbft abgeiehen von 
diefem Rechtöpunfte, der in der Adreſſe nur eben die eigene Stellung, nicht 
aber die Stellung deſſen im Auge bat, ver auch Rechte in diefer Beziehung 
befigt und der eben deshalb fich veranlaßt finden fünnte, was Er hoch: 
berzig. gegeben hat, wieder in Frage zu ftellen, — bebenfen wir, daß wir 
auch Gefühle zu ehren haben, daß ed in der Adreſſe fih nicht davon han— 
delt, Gegenftände materieller Art zur Sprache zu bringen, fondern nur 
Gefühle ver Verfammlung gegen Se. Majeftät auszufprechen, und dieſe 
Gefühle werden nicht ausgeiprochen in diefem Saale von Mund zu Mund, 
von Mund zu Ohr, nein, fie werden ausgeiprochen vor Europa, und da 
behaupte ich, wenn einft die Gefchichte die ſtändiſche Verſammlung richten 
wird, fo wird fie eine Berfammlung hochftellen, die fich ſelbſt hochſtellte 
durch weile Mäßigung in folhem Augenblid. Noch eins! blicken wir auf 
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Preußens Vetfafſung, fie unterſcheidet ſich weſentlich won ber anderer Ma: 
tionen. Diefe haben fich fortgebildet in ihren Zuſtänden in einzelnen 
Perioden durch Ummälzungen, Preußen aber hat fich fortgebildet durch 
Reformen; Preußen hat ven großen Vorzug, daß es alle vie traurigen 
Erfahrungen, die von jener Art des Fortſchritts begleitet find, nicht durch— 
zumachen gebraucht hat, ſondern es ift auf dem Wege der Reform zu dem 
gekommen, was es befigt, und auf dieſem Wege wollen wir weiter gehen, 
und auch unfer Königlicher Herr iſt gefinnt, auf demfelben weiter zu gehen; 
damit er dad aber könne, muß er frei gehen auf dein Wege, wie ed einen 
Monarchen geziemt. Denn eine Gabe, die nicht aud freiem Herzen gegeben 
wird, fie möchte an fich gut fein, aber fie trägt Feine guten Brüchte, Ihm 
mit aller Lebendigkeit und Aufrichtigkeit jagen, was wir wünſchen, dad 
wollen wir, aber, meine Herren, in der Adreffe auf dieſe Weiſe ausge: 
fprochen,, ift e8 nicht ein Wunſch, fondern ein Fußen auf ein Recht. Der 
König kann dann nur fagen, entweder: die Stände haben Recht, oder: Ich, 
and wenn er die Rechte der Stände anerkennt, fo würde er nicht fo frei 
erfcheinen, wie ich glaube, daß ed wünfchensmerth iſt. Alfo bleiben wir 
auf dem Bange, der Preußen groß gemacht hat, es ift ver Gang, der et- 
was langfamer, aber um fo fiherer zum Ziele führe. Wenn ich mir nun 
noch einen Blid erlauben darf auf diejenigen, denen wir Rechenſchaft zu 
geben haben von unferen Handlungen, jo weiß ich, daß gerade dieſer 
Blick Vielen von ihnen die Frage ftellt, ob eine ſolche Wahrung der Rechte 
nöthig fei. Ich ehre diefe Anficht; aber, meine Herren, werden nicht auch 
diejenigen Kommittenten, an die Sie in diefem Augenblicke denken, von 
Ihnen erwarten, daß Sie alle die Rüdkfichten nehmen, die genommen werben 
müffen, um dem Werke, auf dem wir fortbauen wollen, vollftändige 
Sicherheit zu verfchaffen? Würden viefelben Kommittenten und nicht ans 
Hagen, wenn wir durch ein Zumeitgehen diefe Sicherheit gefährdet hätten? 
Blicken wir nicht allein darauf, daß fie mit Freuden eingehen auf die erreg- 
ten Bedenken, ob dieſes oder jened Recht gewährt ift, ſondern bliden wir 
auch darauf, daß eine Verwahrung der Rechte in einer Weile, die Sr. 
Majeftäat dem Könige Ichmerzlich fein muß, von vornherein das Verhält- 
niß trübt, auf deſſen Beftehen wir unſere beften Hoffnungen und unfer 
beftes Vertrauen fegen müffen! Aus viefen Gründen ſchlage ich vor, zu 
der vorliegenden Adreſſe ein Amendement in Erwägung zu ziehen, welches 
mit Genehmigung des Marichalld Ihnen vorzutragen ich mir die Ehre 
geben werde. 

Un der Stelle, wo e8 heißt: „nachdem Ew. Majeftät 1.” bis zu der 
Stelle: „an dem Thron nieberzulegen”, würde ich vorfchlagen, folgende 
Erflärung zu fegen: 

(Lieft vor.) 

„Bu Em. Königlichen Mafeftät hegen wir das Vertrauen, daß Aller: 
höchftdiefelben es nicht ald einen Mangel an Dankbarkeit betrachten werben, 
wenn wir im Laufe unferer Verhandlungen auf Diejenigen Punkte der Vers 
ordnungen vom 3. Februar d. 3. näher eingehen, in melchen Viele unter 
und die volle Hebereinftimmung mit den älteren Gefegen vermiflen. Denn, 
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damit Ew. Königlichen Majeſtät getreue Stände dein Throne eine währ- 
hafte Stüße fein, damit wir Ew. Königlichen Majeſtät wirkſam mithelfen 
können zum Heile und Gedeihen tinferes theuern Vaterlandes, muß in 
denen, die wir vertreten, die llebergeugung leben, daß uns, — wie bie 
Ehre und die Kraft der Krone, — fo auch die und von unſern Königen 
verliehenen ſtändiſchen Rechte theuet find, daß wir beide als unſchätzbare 
Kleinode bewahren und pflegen. 

Sollte der Landtag durch feine Berathungen, follten Ew. Königliche 
Majeftät durch feine ehrfurchtsvoll vorzutragenden Gründe fih von dem 
Borhandenfein foldher Abweichungen zwifchen den älteren und den gegens 
wärtigen Gefrgen überzeugen, fo zweifeln wir nicht, daß Em. Königlichen 
Majeſtät Weisheit und Gerechtigkeit die Wege erwählen werde, welche gu 
nn Ausgleihung in einer mit der Wohlfahrt Preußens vereinbaren 

eife führen, der Wohlfahrt, die auf der Stärke des monardhifchen Prin⸗ 
zips und aufeinem fiheren und georpneten ftändiichen Rechtsboden beruht.” 

Dies ift der Vorſchlag, den ich an die Stelle jener ausführlicheren 
Auseinanderfegung zu fegen bitte. 

Ich wage, ihn mit kurzen Worten näher zu begründen. Derielbe ent 
fernt ein Wort, mas fchon von einem früheren geehrten Redner ala ein 
ſolches angedeutet ift, welches die Gefühle wiedergeben foll, die die Thron: 
rede auf ben Landtag gemacht hat; ich glaube nicht, daß es in der Bes 
ſchlußnahme der Verfammlung lag, dies in die Adreffe zu legen. Abgefehen 
von dieſem formellen Grunde, appellire ich an das, mas ber legte Redner 
fagte, der fih fo gefühlvoll äußerte; ich nehme diefen Punkt als erledigt 
an. Es tritt in dem Amendement ferner an die Stelle fpezieller Auffüh— 
tung der Folgerungen aus den älteren Gefegen die allgemeine Andeutung 
an Se. Majeftät, daß unter und Männer find, welche im Patent die 
polle Uebereinftimmung mit den Geſetzen vermiffen, deren Anfichten ich 
ehre. Uber es ift meine Anficht, daß die allgemeine Andeutung dem Zwecke 
genügt, den die Berfammlung haben kann, und dieſer Zweck kann fein 
anderer jein, ald, Se. Mujeftät vorzubereiten, daß derartige Punkte noch 
zur Erörterung fommen werden, fo daß man nicht jagen kann, wenn 
künftig Bunfte in diefer Art erörtert werven, es falle auf, daß die Stände 
ihren Dank ausgelprochen und fein Wort erwähnt haben, daß in dem 
neuen Geſetze Dinge enthalten find, die bei einem Theile der Mitglieder 
Bedenken erregen. 

Wenn ich Hoffe, daß ein Theil der Verſammlung eine Befriedigung finden 
wird, dergleichen zu fagen, fo halte ich ſchon deshalb für rathſam, es zu thun. 

Findet man einen befferen Ausweg an diefer Stelle, fo ift das eine 
Sache der Anficht. Aber das Weſentliche ift nur viele Erflärung, diefe 
Andeutung, und ich weiß fie nicht anders zu geben. 

Es ift dadurch noch nicht entfchieden über alle Folgerungen. Die An: 
ficht der Einzelnen über diejelben fann nicht angenommen werben, ebe ſie 
nicht die Stadien der reiflichen Prüfung durchlaufen hat. Wir können alfo 
nichts weiter fagen, ald dag Mitglieder im Randtage vorhanden find, welche 
die volle Uebereinſtimmung ded Patentd mit den älteren Gejegen vermiffen, 
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etwas Weiteres zu fagen, weiß ich nicht, und etwas Anderes können wir 
auch für jegt noch nicht jagen. Es ift ferner gejagt, daß und die ſtändiſchen 
Rechte theuer find, daß wir fie bewahren und pflegen werben, und Dies hat 
und der König felbft empfohlen, Dies Fönnen und müffen wir fagen, und 
wir werden unferen Kommittenten gerecht werben, wenn wir fagen, wie 
wir diefe unfchägbaren Kleinodien wahren und pflegen werden. Wir deuten 
ferner an, daß, wenn der Vereinigte Landtag durch feine Berathung zu 
der Heberzeugung kommt, daß folche Abweichungen zwiſchen ven älteren 
und den gegenwärtigen Verordnungen beftehen, wie fie erwähnt find, und 
wenn Se. Majeftät durch die Gründe des Landtags, von welchen in der 
Adreſſe nicht die Rede fein fann, davon überzeugt werben und e8 fih darum 
handelt, dieſe Lücken auszugleichen, daß dann die Weisheit und Gerechtig- 
keit des Könige Wege finden wird, die zur Audgleichung führen, Der Herr 
Landtagskommiſſar hat und heute darin beftärft, und (erlauben Sie mir 
zum erften- und legtenmale von meiner Perfon zu reden) ich habe die Ehre 
gehabt, 20 Jahre dem Staate unter dem hochieligen und dem jegt regieren: 
den Könige zu dienen und 3 Jahre zu den Räthen unferes jegt regierenden 
Königs Majeftät zu gehören, und ich müßte lügen, wenn ich jagen wollte, daß 
der König nicht die aufrichtigfte und freudigfte Theilnahme an ver ftändifchen 
Entwicelung gefunden und nicht geneigt wäre, das, was auf rechtlichen 
Boden gewünicht worden, mit wahrhaft Königlihem Willen zu erfüllen. 
Nicht ald früherer Diener der Krone, nicht ald Bürger allein, fondern als 
unabhängiger preußifcher Landſtand, der nicht allein die Rechte des Einen, 
fondern auch) die Rechte des Andern ehrt, als jolcher habe ich es für nöthig 
gehalten, die beiden wefentlichen Grundlagen, auf welchen Preußen 
rubt, hervorzuheben. Sie find: die Stärfeded monarchiſchen Prin- 
zip 8 und ein ficherer und geordneter ftändifcher Rechtöboden, und, wenn 
biefe Erklärung niedergelegt wird, ift Alles gethan, um die Rechte ver 
Ständezumahren, und, wer dann fommen und fagen wollte: ihr habt euch 
nicht vorgefehen, nicht genug verwahrt, der würde nicht im Rathe ved Königs 
figen,, weil ver König folchen nicht hineinberufen würde, der würde nicht 
in diefer Berfanimlung figen, weil er unfere Achtung nicht haben fünnte.’’ 

Die Rede des Grafen Arnim hatte offenbar einen großen Ein- 
druck gemacht, denn bei der Unterftügungsfrage, welche der Marſchall 
auf deſſen Amendement ftellte, erhob ſich der größte Theil der Verfamm: 
lung. Der Marfhall wollte auch fogleic zur Abftimmung fchreiten ; 
nur der entfchiedenen Einfprahe Hanfemanns war es zu verdan- 
fen, daß die Diskuſſton fortgefegt ward. 

Es nahm nun der Abg. v. Binde das Wort, Derfelbe, welcher 
auf dem legten weftfälifchen Landtage den Antrag auf Reihsftände 
geftellt und in einer fo glänzenden Rede entwidelt hatte *). 


) Diefe Verhandlungen, welche in den offiziellen Landtagsverhandlungen nicht er⸗ 
fheinen durften, find vollftändig abgedrudt im I. Bande der Schrift: „Unſre Gegen- 
wart und Zufunft’’ (Leipzig bei Mayer, 1846). 
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„Ich ſchließe mich ganz dem Vortrage des vorigen Redners an und 
fomme auf die drei von demfelben berührten Punkte zurück; nämlich erfteng, 
daß Se. Majeftät der König frei fein müſſe in feinen Entfchliefungen, wie 
auch wir in den unfrigen ; zmeitend, daß wir Sicherheit gewähren müffen 
den Rechten unferer Kommittenten, und drittens, daß wir beide Zwecke ver: 
binden mit weiſer Mäpigung in der Form. Diefe Trias nehme ich ebenfalls 
unbedingt an, gelange aber zu ganz anderen Schlüffen, als der vorige Red— 
ner. Ich erkläre mich gegen jede Adreſſe. Zunächft erinnere ich daran, daß 
Se. Majeftät der König nach der Thronrede feine andere Erwiderung er: 
warten, als durch die That, alfo nicht durch leere Worte, fondern durch 
Handlungen Ihrer getreuen Stände. Ich möchte die hohe Verfammlung 
nicht gern in den Verdacht ver Zudringlichkeit bringen, wenn fie ſich dem 
Throne naht, fei ed mit Dank, fei ed mit Bitte, Auch fann ich nicht ent- 
decken, daß ein Herfommen in einer Provinz eriftirte, welches mich davon 
entbinden fönnte, diefem Allerhöchſten Willen Folge zu feiften. In Weit: 
falen wenigftend haben nie Adreſſen beitanden ; ob fie in anderen Provinzen 
unſeres Staated Herfommen find, kann ich nicht wiſſen; ich halte mich da— 
ber nur an das, was mir befannt ift. Wir in Weftfalen haben und immer 
an den Kern gehalten, nicht an die Schale; wir haben ſtets ganz beftimmt 
gefagt, was wir wollten. Bielleicht wird man mir Beifpiele von conftitus 
tionellen Staaten entgegenftellen ; aber ich frage Em. Durchlaucht, ob wir ung 
in einem conftitutionellen Staate befinden? Hier erblide ich Eeinen Schatten 
davon. Cine Adreſſe ald Antwort auf die Thronrede hat dort einen ganz 
anderen Sinn; denn dort befteht ein verantwortliched Minifterium. Durch 
eine billigende Adreſſe ſucht man dieſes zu Eonferwiren, durch eine mißbillis 
gende zu flürzen. Wir wenden und aber mit unferer Adreſſe direft an Die 
Krone und würden zunächft auf die Thronrede zu antworten haben, um bie 
Gefühle zu ſchildern, welche viefelbe in und erregt hat. Ich halte es aber 
für unerlaubt, einen Tadel oder ein Lob Sr. Majeftät auszufprechen und 
die Föniglichen Worte zu Eritifiren; muß mich vielmehr in diefer Beziehung 
entfchieven dem Redner aus der Herrenkurie anjchließen, der fih dahin außs 
ſprach, daß ihm der Ausdruck des Adreßentwurfs mipfallen habe, welcher 
von dem fehr fchmerzlichen Eindruck Spricht, den die Thronrede erregt babe. 
Sch halte vaber eine folche Adrefje für unparlamentarifh; wenn es aber 
darauf anfommen follte, eine Dankadrefje mit hinzugefügter Verwahrung 
unferer Rechte an Se. Majeftät zu richten, jo könnte ich dies eben jo wenig 
billigen. Ich frage Ew. Durchlaucht felbft, ob wir uns in ver Lage befin— 
den, einen Danf und eine Verwahrung zugleich auszufprechen? Ich frage, 
ob dies die richtigeForm ift, zwei fo verichiedene Gegenftände zu vereinigen? 
Um hier ein naheliegendes Beijpiel zu geben, verfege ich mich in das Pri- 
vatleben, Es verfchuldet Jemand einem Anderen die Gewährung einer Zu— 
fage, die er ihm dann nur zum Theil erfüllt; wird er ihm nicht vorläufig 
über die theilweife Erfüllung feiner Anfprüche quittiren mit Vorbehalt des 
Rechte auf die vollftändige Befriedigung? Ich frage, ob dies eine Form 
ift, in der wir und Sr. Majeſtät naben dürfen, wenn wir fo Danf und 
Berwahrung mit einander vereinigen? Ich Fann eine Adreſſe nicht billigen, 
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die mit dem einen Worte den Dank, mit dem anderen eine Mobification 
deffelben ausfpricht, denn ich kann dies nicht vereinigen mit der Ehrfurcht, 
die wir alle Sr. Majeftät ſchulden. 

Es ift eine große That der Krone, wenn fie den Bereinigten Landtag 
zufammenberief. Mit Recht wurde er am Sonntage Quasi modo geniti er: 
Öffnet. Denn wir fühlen und gleichfam wiedergeboren aus dem bejchränften 
Kreife der Provinzialftände zu dem gemeinfamen Gefühle des Staatöverban- 
des und der gefammten Landesintereſſen. Ich möchte dad Gefühl vieles 
Dankes nicht durch eine folche Adreſſe ſchwächen; gleichwohl kann ich nicht 
verfennen, daß fich in den Kelch der Freude ein bitterer Tropfen Wermuth 
milcht. 

Wir haben aus dem Munde des Vertreters der Krone die in der Adreſſe 
behaupteten Rechtöverlegungen Punkt für Punkt bekämpfen hören; doch 
erinnere ich mich zu gut der Verheißungen unferes höchftieligen Königs 
Majeftät. Zwar vermag ich mich nicht zu allen einzelnen Behauptungen der 
Adreſſe zu befennen; namentlich hat e8 für mich der Ausführung des Herrn 
Minifters nicht bedurft, um mich zu überzeugen, daß die angebliche Ver: 
Iegung des Geſetzes von 1823 nicht begründet ift. Ich finde es mit der 
Rogif unvereinbar, wenn aus der Beftimmung jenes Geſetzes, daß, jo lange 
feine allgemeine Stände befländen , die betreffenden Geſetze den Provinzial: 
fanden vorgelegt werben follten, umgekehrt gefolgert werden foll: wenn 
alfo jegt allgemeine Ständeverfammlungen berufen werben, fo follen ferner— 
hin den Brovinzialftänden feine allgemeine Gejege mehr vorgelegt werben. 
Auch kann ich die Bemerkung in Betreff ver Domainen nicht begründet fin- 
den, wenn auch vielleicht für einzelne Provinzen derartige Beftimmungen 
beftehben mögen. Andererſeits vermiffe ich die Anführung des wichtigen Ger 
jeged vom 22. Mai 1815. Es ift darin im $. 4 gefagt worden, daß die 
Wirkfamfeit der Landesrepräfentanten ſich auf alle Gegenſtände. des Per- 
fonen: und Eigenthumsrechtes mit Einfchluß der Befteuerung erftrerfen Tolle. 
In dem Patent vom 3. Febr. d. 3. hat ſich Se. Majeftät im Falle eines 
Krieges das Recht vorbehalten, außerordentliche Steuern ohne Zuftim:- 
mung des Landtags auszufchreiben, für den Hal, daß die Zufammenbe- 
rufung deſſelben nicht zuläffig befunden werben möchte; es follen aber nach 
per geſetzlichen Vorſchrift $.A des erftermähnten Gefeges feine Steuern aus: 
geichrieben werden, ohne die Lanveörepräfentanten wenigſtens mit ihrem 
Beirathe gehört zu haben, das ift unzweifelhaft. Mit ver Ausführung der 
Adreſſe in Betreff des Gejegeö vom 17. Januar 1820 bin ich einverftan- 
den; ich finde dies Geſetz völlig flar und mwünfchte, daß in unferer ganzen 
fpäteren Geſetzgebung diefelbe Klarheit fich wiederfinden möchte. In dem 
Geſetze ift gefagt, daß fünftig fein Staatsfhulofchein ohne Zuziehung und 
Mitgarantie der fünftigen Reichsſtände Freirt werden follte. Wenn ich nun 
auch damit einverfianden wäre, daß man unter dem Worte: „Zuziehung“ 
nur einen Beirath verfiehen könne, jo würde es doch zu rügen fein, daß 
diefer Beirath von der ftändifchen Deputation für das Staatsfchuldenwefen 
und nicht von der allgemeinen Verſammlung der Repräfentanten gegeben 
werde. Wenn aber auch unter vem Worte: „Garantie“ nur ein Beirath be— 
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griffen werben foll, fo ift eine folche Auslegung mit meinem Nechtögefühl 
nicht vereinbar, wenn auch drei Juftigminifter dad Gegentheil behaupten, 
denn das Wort Garantie enthält eine Flare Beſtimmung, es enthält ven 
Begriff einer Bürgichaft, und eine Bürgſchaft ift an eine Willenserflärung 
gebunden, denn ich kann nicht Bürge fein, wenn ich nicht gefagt habe: ich 
will mich verbürgen, Wenn es nun ferner in dem Gefeße vom 17. Januar 
1820 heißt, daß überhaupt Staatsfchuldendofumente nur unter Zuziehung 
und Mitgarantie der Reichsſtände Freirt werden können, fo hat dieſe Be: 
fimmung befchränft werden follen auf Schulden, für welche das gefammte 
Vermögen des Staates zur Sicherheit beftellt ift. Der Minifter des Innern 
bat deshalb Bezug genommen auf $. 3. Darin fteht wörtlih: „Für bie 
fämmtlichen jegt vorhandenen und in dem von und vollzogenen Etat ange: 
gebenen Staatsſchulden garantiren Wir für Und und Unfere Nachfolger in 
der Krone mit dem geſammten Vermögen und Eigenthum des Staats. * 
Hierin ift alfo nur dieRede von einer Sicherftellung mittelft ded gefammten 
Staatdvermögend für die jet (1820) vorhandenen Schulden, nicht für 
diejenigen Schulden, welche künftig noch Freirt werden möchten. Auch ift 
im $.2 vorausgeſetzt, daß neue Staatsſchuldendokumente nur, nachdem die 
Reichsſtände ihre Zuftimmung ertbeilt haben, ausgeftellt werden follen. Die 
Sicherheit mit dem gefammten Staatövermögen ift nur das Acceſſorium — 
die Hypothek, nachdem bereitd eine rechtäverbindliche, von den Reichäftän- 
den garantirte Schuld befteht. 

Endlich bin ich mit der Adreſſe einverftanden, wenn darin gelagt ift, 
die periodifche Zufammenberufung der allgemeinen Stände werde ald ein 
Recht beaniprucht, weil im $. 13 des Geſetzes vom 17. Januar 1820 aus: 
drücklich beftimmt worden, daß die Staatsfchuldenverwaltung verpflichtet 
fei, der fünftigen reihsftändischen Verfammlung alljährlich Nechnung ab» 
zulegen; denn damit ift zugleich das alljährliche Zufammentreten der Reichs: 
ftände beftimmt ausgeſprochen, und ed fann nicht davon die Rede fein, ob 
die Beftimmung zweckmäßig oder nothmendig fei. Ich erblicke daher in dem 
neueren Gelege eine Verlegung mohlhergebrachter Rechte. 

Der Minifter hat und gefagt, daß im Ball eined Krieges ed unmöglich 
werden fünne, den Landtag fo fehnell zu berufen, um die erforderlichen 
Geldmittel zu beichaffen. Wir werden indeß bei dem rafchen Fortjchreiten 
der Eifenbahnanlagen bald in der Lage fein, daß wir und aus allen Pro: 
vinzen des Staatd in acht Tagen bier verfammeln Fönnen. Ich bin der Mei: 
nung, daß gerade im Falle eined Krieges die Zufammenberufung der all: 
gemeinen Stände am nothiwendigften feiz ich erinnere hier an ein erhabenes 
Beispiel ver Geichichte. Als unfer großer König die Öfterreichifchen Staaten 
(Böhmen und Mähren) bejegt hatte, erichien die jugendliche und helden— 
mütbige Königin Maria Therefia in der ungarifchen Ständeverfammlung. 
Die anweſenden Magnaten zücten ihre Säbel und riefen: Moriamur pro 
rege nostro , Maria Theresia. Damit warb der öſterreichiſche Staat geret= 
tet, und das Haus Defterreich war noch ferner an Siegen und an Ehren 
reih. Sollten wir von unferem Patriotismus eine geringere Meinung has 
ben? Sollte er und nicht diefelbe Begeifterung einflößen, als der ungaris 
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ichen Nation? Sollte e8 aber auch wirklich unmöglich fein, den Landtag 
zu berufen, fo würde ed doch ein anderes Auskunftsmittel geben, wie es 
namentlich in dem glücklichen Lande üblich ift, deffen Verfaſſung die Jahr: 
hunderte und eine Erbmweisheit ohne gleichen gemacht haben. Die Minifter 
ſcheuen fich dort nicht, im einem folchen dringenden Falle für die Rettung 
des Vaterlandes ihren Kopf auf Spiel zu ſetzen, und begehren dann nach: 
träglich von den Volfövertretern eine Indemnitätöbill, die ihnen dann auch 
nicht verweigert wird; das ift der gejegliche Weg. Eine ſolche Ausnahme 
muß man nur im Fall dringender Nothwendigfeit machen und nicht bie 
Ausnahme zum Geſetz erheben. 

Ich Kann daher weder die Zwedmäßigkeit, noch die Nothwendigkeit 
einer folchen Beſtimmung anerkennen. Auch handelt e8 ſich immer zunächft 
darum, ob fie ohne die Zuftimmung der Stündeverfammlung ind Leben 
treten kann. Ich will nur noch kurz auf die Folgen, welche die Ausführung 
diefer Maßregel nach fich ziehen würde, aufmerffam machen. Es würde dies 
den Kredit des Staatd gefährden. Wir fafen vor Kurzem in der Allgem. 
Pr. Ztg., in einem Artikel, welchen das allgemeine Gerücht der Feder des 
Landtagsfommiffard zufchreibt, daß der Staat bis zum Erfcheinen der Ver: 
ordnung vom 3. Februar kreditlos geweſen feiz aber eben darum müflen 
wir einen anderen Zuftand herbeiführen. Es find den GStaatsgläubigern 
durch frühere Geſetze Garantieen gegeben, Diefe find biöher nicht ausge: 
führt worden. Ich maße mir nicht an, ein Geldmann zu fein (ich fühle 
nur etwas in mir von einem Manne des Rechtö), aber ich berufe mich auf 
das Zeugniß aller Geldmänner in der hohen VBerfammlung, daß aller Kre: 
dit zwei Grundlagen habe: 1) muß der, welcher Kredit fucht, im Stande 
fein, feine Verbindlichkeit zu erfüllen, und 2) muß er auch die Abficht ha— 
ben, e8 zu thun. Died zweite Requiſit fehlt aber den Gläubigern unferes 
Staates, da die Abichliegung von Anleihen an die Zuſtimmung der Stände 
gebunden ift und fie nicht wiffen Eönnen, ob die Reichsſtände die kontra— 
birten Schulden fpäter anerfennen werden. Ich Ipreche nicht etwa von ima= 
ginairen Fällen; dieje find vorgefommen, namentlich bei den Anleihen der 
Serhandlung in den Jahren 1822 und 1832. Die Seehandlung ift nad 
dem Gefege vom 17. Januar 1820 ein Geldinftitut ded Staats, und der 
Staat haftet für ihre Geichäfte als Selbftichuloner; alfo find die Anleihen, 
die fie gemacht hat, ald Anleihen des Staats zu betrachten. Der Fall liegt 
gerade fo, ald ob mein Rentmeifter für mich eine Anleihe gemacht hat, 
nachdem ich ihm Generalvollmacht ertheilt und für die von ihm einzugehen— 
den Verbindlichkeiten mich verbürgt habe, und fo ift in den Prämienſchei— 
nen der Seehandlung nur ein Staatsfchuldendofument zu erfennen. Es 
kann aber diejelbe Möglichkeit wieder eintreten, und um fo leichter, ala im 
$. 4 des Patents vom 3. Februar 1847 ausbrüdlich gefagt ift, daß nur 
jolche neue Darlehne, für welche das gefammte Staatövermögen haftet, 
nicht anders, ald mit Zuziehung des Vereinigten Landtags aufgenommen 
werben follen. Es braucht alfo Fünftig nur wieder das Vermögen der See: 
handlung oder ein Komplerus von Domainen zum Pfande gefegt zu wer— 
den, um der Händifchen Onrantie zu überheben. Die Sache liegt ſogar jegt 
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noch ungimftiger, als früher; bisher fonnte man noch glauben, daß einft 
die VBerfprehungen der früheren Gefeße ind Leben treten und die Leber: 
fehreitungen derſelben durch ein ſpäteres Geſetz fanirt werden würden. Diefe 
Hoffnung der Staatögläubiger ift ihnen durch Die neuere Gefeggebung ent— 
zogen, welche ſich als vollendet anfündigt. — Breilich bin ich nicht der 
‚Anfiht, daß der Staat auf diefe Art ganz kreditlos werden würde, auch 
Gipartero und feine Gegner haben Darlehne erhalten, und ed bat immer 
europäifche Juden gegeben, melche jelbft den Republifen jenfeits des Mee— 
res bereitwillig ihr Geld gemährt haben. Hat aber die Mitgarantie ber 
Stände für den Gläubiger einen Werth, fo wird, wenn fie nicht ertheilt 
ift, der, der das Geld bergiebt, fich eine größere Rififoprämie oder einen 
höheren Zindfuß bedingen müffen, und wir alle werden vie größeren Zinfen 
aus unferem Bentel zu bezahlen haben. Es gewährt mir in dieſer Bezie— 
hung einige Beruhigung, daß der Landtagsfommiffarius die Hoffnung auf 
eine Declaration der Verordnung vom 3. Februar d. J. nicht unbedingt 
zurüdgewiefen hat, nur muß ich bemerken, daß die materiellen Beeinträch- 
tigungen, daß die Gefahren für den Stantöfredit um fo größer werben 
müffen, je länger es verfchoben wird, den Rechtszuftand herzuftellen. — 
Allein weit größer, al8 die materiellen, fcheinen mir die immateriellen $ol- 
gen zu fein, ich meine den bedenklichen Zuftand, daß durch die neuen Ge— 
fege die Eriftenz aller ftändifchen Rechte gewiffermaßen in Brage geftellt ift: 
ich fage: gewiffermaßen. Der Monarch ift nicht befugt, die Rechte der 
Stände aufzuheben; zum Beweife berufe ich mich auf einen anerfannt fons 
fervativen Gewährdmann, auf den fehr ehrenwerthen Eomund Burke, in 
feiner Geſchichte der franzöfiichen Revolution, wenn er fagt: daß freilich 
nicht rechtliche, wohl aber moralifche Schranken für die Machtvollkommen— 
beit eines Monarchen zu denfen wären. Wie der König nur abdanken fünne, 
nicht aber die Königliche Würde abichaffen, fo dürfe er aber auch die Rechte 
der Stände nicht antaften. 

Nun gehören aber jene älteren Geſetze zu unferen verfafjungsmäßigen 
Grundgefeßen, und in diefer leberzeugung verlange ich unfere ausdrückliche 
Zuftimmung, nicht allein unferen Beirath zu Aenderung jener Geſetze. Es 
fommt hinzu, daß für diejenigen Provinzen, die dem Staate erft ſpäter 
hinzugetveten find, durch die Befigergreifungspatente beftimm: worden ift, 
daß der hochfelige König fie der Verfaffung anfchlieten wolle, die er feinen 
gefammten Staaten verleihen wolle. Für und ift alfo dadurch ein vertrags— 
mäßiger Nechtözuftand begründet. Wir haben feither unferen Theil des 
Vertrages ald treue Unterthanen erfüllt, und wir dürfen daher erwarten, 
daß der Dertrag auch andererfeitd erfüllt werde. Ich betrachte unferg ſtän— 
difchen Freiheiten und unfere gefammte Verfaffung als ein großes Fidel 
fommiß, worin wir auch die Rechte der Nachgeborenen zu berücjichtigen 
haben. Wie der Fideikommißbeſitzer zu jeder Menderung der Zuftimmung 
aller Agnaten bedarf, fo ift auch der Monarch an die Zuftimmung ber 
Stände gebunden. Unſere Rechte bilden gleichfam ein eifernes Inventar, 
was wohl vermehrt werden wird mit manchem Stüde des Hausraths, bis 
es eine vollfländige Haushaltung wird, in der der Landesherr behaglich 
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wohnt mit der großen Familie feiner Unterthanen, wovon aber kein Stück 
verloren gehen darf ohne die Zuſtimmung aller Miteigenthümer. In dieſem 
Sinne, glaube ich, darf unſer Mitwirkungsrecht in Anſpruch genommen 
werden. Es wird nur die Frage ſein, in welcher Form wir unſere Rechte 
verwahren wollen. Ich berufe mich auf das Zeugniß des Mitgliedes der 
Herrenbank, daß wir unſeren Kommittenten Sicherheit gewähren müſſen. 
Auch ich ſage, daß wir unſeren Kommittenten Sicherheit ſchuldig find; Doch 
bin ich der Anſicht, daß dies weder in der Form des Adreßentwurfs, noch 
in der des Amendements geſchehen kann, wodurch wir uns erſt die Erlaub— 
niß zur Wahrung unſerer Rechte erbitten. Die Rechte, die wir bereits be— 
ſeſſen haben, können wir nicht erſt erbitten auf dem Wege der Petition, 
ſondern es handelt ſich hier blos um die einfache Erklärung, daß wir dieſe 
und durch die früheren Geſetze verbürgten Rechte noch haben, daß die er- 
wähnten Beftimmungen ver früheren Geſetze durch die widerjprechenden 
Beftimmungen ver neuen Gefege nicht aufgehoben worven find, und daß 
jene Gejeße nicht aufgehoben oder abgeändert werden fünnen, es ſei denn 
mit ausdrüdlicher Zuftimmung der verfaffungsmäßig berufenen Stände. 
Und dieje Erklärung erlaube ich mir der hohen Verſammlung in Vorſchlag 
zu bringen. Diefe Erklärung Scheint mir alle Vortheile zu vereinigen 5 fie 
ift Elar, denn fie jagt beſtimmt, was wir wollen; fie ift farblo8, denn fie 
fteht nicht auf dem Boden der politifchen Varteien, fondern auf dem Bo: 
den des Rechts; fie ift einfach, denn fie hüllt fich nicht in Schöne Redens— 
arten, ſondern erjcheint in der nackten Geftalt der Wahrheit; fie wird zur 
Kenntnip Sr. Majeftät gelangen, denn jie wird abgegeben in Gegenwart 
des Landtagskommiſſars; fie wird Se. Majeftät nicht drangen; wenn wir 
auf eine Adreſſe vielleicht eine unliebiame Antwort zu erwarten hätten, To 
läßt eine jolche Erklärung unferem Königlichen Herrn feine freie Entſchlie— 
Bung. Se. Majeftät werden nicht getrieben, und wir müfjen geduldig ers 
warten, daß Allerhöchftviefelben den geftörten Rechtszuſtand durch eine 
Erklärung wiederberftellen werden. Diefe Art der Verwahrung entſpricht 
unjeren Berpflichtungen gegen unfere Kommittenten, denn fie beweift ihnen, 
daß wir ihre Rechte kennen und fie ungeichwächt erhalten wollen; fie ent 
ſpricht ven Pflichten gegen die Staatdglaubiger, denn fie jagt ihnen, daß 
wir ohne uniere Zuftimmung fontrabirte Schulden nicht anerkennen; fie 
entipricht den Pflichten ver Offenheit und Wahrheit gegen Se. Majeftät, 
und jie Ichließt jede Dankadreſſe aus. Eine pure Dankadreffe neben dieſer 
Verwahrung halte ich für unmöglich; denn ich kann nicht danken mit 
der Reſervation auf den Lippen. Ich glaube in allen diefen Beziehungen 
feinen Anfechtungen entgegenzugehen, denn dieje Erklärung jagt beftimmt 
und flar, was wir wollen, jie entfernt fih nicht von den Formen, die wir 
der Ghrfurcht vor Sr. Majeität ſchuldig n Ich komme jegt zum Schluß 
noch zu einem jehr wichtigen Bunft...... 


Hier ward der Redner vom Darf mit der Bemerfung unter: 
brochen, daß fein Vorfchlag, weil er auf Umftoßung des in der vorigen 
Sigung gefaßten Beichluffes über Abfaffung einer Adreffe gehe, unftatt: 
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haft jei. Trotz feines beharrlichen Widerfirebens mußte er die Redner- 
bühne verlaffen. 

Die Worte Bindes über die Zuziehung der Stände bei Anleihen 
im Kriege riefen von Seiten des fün. Kommiffars eine Entgegnung 
bervor. 

Derfelbe erflärte: es fei weder in dem Gefep vorgefehen, noch von 
ihm behauptet worden, daß der König, wenn er eine Anleihe im Kriege 
zu machen genöthigt fein follte, die Stände nicht berufen werbe, 
Vielmehr habe er oft aus des Königs Munde gehört: „In Fällen des 
Kriegs werde ich vor Allem die Stände zufammenberufen.‘’ Allein es 
tönne Fälle geben, wo eine ſolche Zufammenberufung unmöglich fei, 
und Dabei müffe er beharren. Dem von Binde angeführten Beifpiel 
Marien Thereftens fepte erdie Frage entgegen: wenn nun damals Fried- 
rich d. Gr. auch Ungarn befegt gehabt hätte, würde dann die Kaiferin 
auch nad) Preßburg gegangen fein, um von dem ungarifhen Reiche« 
tage Hülfe zu fuchen? Eodann fuhr er fort: 

„Ich babe noch den zweiten Punft zu berühren, nämlich den, wo 
und der Redner geratben bat, wir Minifter jollten unſre Köpfe daran 
fegen, wenn wir im Kriege Anleiben zu machen hätten, und dann vor die 
Berfammlung bintreten und jagen: Köpft und oder bewilligt die gemachten 
Schulden! Der Fall paßt auf und nicht. Wir preußifche Minifter fünnen 
feine Schulden machen, fondern nur das Staatsoberhaupt; Das ift der 
Unterfchied; und es wird wohl Niemand fagen, der König folle ed nur 
wagen, folche Anleihen zu fontrabiren, und dann den Ständen fagen: — 
doch, ich bitte, mir den Schluß zu erlaflen. 

Jetzt kamen zwei ſäch ſiſche Abgeordnete, Gießler und Gier, 
an die Reihe. Der erſte wollte blos Dank in der Adreſſe ausgeſpro⸗ 
hen wiflen , weder Vorbehalte nody Rechtsverwahrungen: er habe das 
fefte Vertrauen , daß von einem Monardyen, welcher zu den Vertretern 
feines Volkes fprehe: „Ich und mein Haus wir wollen dem Herrn 
dienen,“ daßvon einem folchen Königshaufe aud) für die Zukunft Alles, 
was dem Lande Glück und Segen bringen fönne, zu erwarten fei. 

Der Zweite, Gier, erklärte fich entichieden für die Rechtsbeftän: 
Digfeit der Gefege v. 3. Febr. — „kein Unbefangener fönne daran zwei⸗ 
feln’’ — und gegen die Angriffe Derer, welche von einer Infompetenz 
fprächen: ‚Wir würden das Misvergnügen des ganzen Landes erregen, 
wenn wir darauf eingehen wollten.“ Der König habe durch die groß» 
artigen Verleihungen, die in den Gefegen v. 3. Fbr. enthalten feien, 
dem Bolfe eine große Wohlthat befcheert; die Ausnahmen darin feien 
als Nebendinge zu betrachten; Bitten und Wünjche, in diefer Hin- 
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ſicht vorgetragen, würden wohl auch erhört werden. Eine periodifche 
MWiederberufung wünfche er. Das Geſetz über Darlehne finde er in der 
Drdnung; Das könne nicht anders fein; auch in den Fonftituzionellen 
deutfchen Staaten feien für folhe Fälle Ausnahmen zugelaffen. Ebenſo 
zwedmäßig und nothwendig fei DieBefchränfung des Befteuerungsrechtes 
in Betreff der Zölle und indireften Abgaben — wie ſich beim Kornmangel 
gezeigt habe. Nur wünfche er, daß bei den indirekten Steuern der Bei- 
rath Sacjverftändiger gehört werde. 

Den Schluß diefer erften Sigung madıte eine lange Rede Me— 
wiſſens, eines nod jungen Abgeordneten aus dem Rheinlande. Er 
verbreitete fich zuerft nochmals über die fchon vielfach diskutirten Rechts— 
punfte. Gegen das Anführen des kön. Kommiſſars, daß das Gef. v. 
1820 nur eine jährlihe Rechnungsablegung , aber Nichts weiter feſt— 
fege, berief er fi auf den Geift jenes Gefeged und der ganzen dama— 
ligen Gefeggebung feit 1815. 

„Damals,“ fagte er, „im 3. 1820, war bei allen Staatömännern 
die Anficht vorherrfchend, daß, wenn in dieſem Lande Reichsſtände be— 
rufen werden follten, dieſe Reichsſtände auch dauernd und feſt begründet 
werben müßten. Dauernd und feft find die Reichöftande aber nur dann bes 
gründet, wenn fie jährlich wiederkehrende Bunfzionenregelmäßigausüben. 
Das Gefeg vom Jahre 1820, das aus jenem Geifte, dem ed um die Kreirung 
von Reichsſtänden Ernſt war, hervorgegangen ift, bat fich freilich darauf 
beſchränkt, nur ver Rechnungslegung an die Reichsſtände zu gedenken. 
Uber dieſe eine Funkzion fchließt alle andern in ſich. Steht die rechtliche 
Eriftenz der Reichöftände für eine ihrer Bunfzionen unvermüftbar feft, fo fteht 
auch feſt, daß fie berechtigt find, alle übrigen Rechte und Bunfzionen, die 
ihnen durch ältere Öefege beigelegt waren, auszuüben. Glaubt wohl Einer 
von Ihnen, m. H., die Krone hätte im I. 1820 Reichsſtände zufammen- 
berufen wollen, nur um ihnen jährlich Rechnung über die Verwaltung ver 
Staatsfchulden ablegen zu laſſen? Die damalige allgemeine Ueberzeugung 
und auch die Heberzeugung der Räthe der Krone war vielmehr, daß Reichs— 
fände mit allen von ihrer Eriftenz untrennbaren Rechten durch das Wohl 
und die Größe des Vaterlandes gebieterifch erheifcht würden. Kein Marften 
um die Rechte, Fein Mistrauen fand damals flatt, weil Alle einig waren, 
weil Alle das gleiche Ziel erftrebten. * 


Hinfihtlid der Kriegsanleihen meinte der Redner: die Krone 
werde Doch immer Zeit haben, wenigftens aus den noch nicht vom Feinde 
befegten Provinzen die Stände zu berufen, und, gewiß, das ganze 
Volk werde hinterher die Rechtmäßigkeit diefer Vertretung anerkennen. 

Die Berathung allgemeiner Gefege, welche das Geſetz v. 1815 
ausdrücklich den künftigen allgemeinen Ständen zuweife, müffe daher 
auch dieſen in allen Fällen gefichert bleiben, was abernicht ausfchließe, 
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daß Daneben auch andere ftändifche Körperfchaften darüber gehört 
würden. 

Das Steuerbewilligungsrecht, welches in dem neuen Gefeg den 
Ständen eingeräumt werde, fei nicht, wie der kön. Kommiffar behaupte, 
etwas ganz Neues, über die früheren Verheißungen Hinausgehendes. 
Der Rheinprovinz wenigftens fei daffelbe ſchon in dem Befigergreifungs« 
patent v. 5. April 1815 zugefichert. 

Endli das unbefchränkte Betizionsrecht fei das Minimum ftän: 
difcher Rechte, welches, wenn man einmal ein ftändifches Organ der Ein« 
heit begründen wolle, nicht in Frage geftellt, nicht durch Fleinliche Be- 
fchränfungen verfümmert werden dürfe, 

Der Redner erhob fi) hieraufvon diefen einzelnen ‘Bunften zu dem 
Allgemeinen der Frage, indem er fo fortfuhr: 

„Siebenundzwanzig Jahre hat das Volk die Erfüllung des Geſetzes 
vom Jahre 1820, 32 Jahre die Erfüllung des Gefeged vom 22. Mai 1815 
mit Zuverfiht, mit Vertrauen erwartet. Se. Majeftät ver König haben 
erklärt, daß unabwendbare Hindernifje die frühere Erfüllung dieſer Vers 
beißungen verhindert haben; das Volk bat durch fein Vertrauen, durch 
feine Ruhe viele Hinderniffe gewürdigt, aber heute, heute find fie gehoben, 
heute ift eine reihöftändifche Berfaffung endlich begründet, heute ftellt das 
Volk mit Recht die Forderung an feine Vertreter, daß dieſe Verſammlung 
dazu beitrage, daß eine flarfe Verfaflung dauernd begründet werde. Eine 
ſolche kann aber nur dann begründet werden, wenn König und Bolf in der 
Anficht über die weientlichen Elemente einer folchen Verfaſſung vollkommen 
einig ſind. Dieſe Verſammlung hat die Schöne Aufgabe, die getrübte Uns 
mittelbarfeit zwijchen dem Könige und feinem Volke wiederherzuftellen. Es 
wird daher zu unterfuchen fein, was nach dem Rechtsbewußtſein des Volkes 
ald unentbehrlich für die reichöftändiiche Verfaſſung dieſes Landes betrach- 
tet wird. 

Wenn ich in meinem bisherigen Vortrage die Nechtsanficht, To weit 
fie fich auf Gefege begründet, hervorgehoben babe, fo finde ich noch einen 
anderen, noch einen ftärferen Grund zur Rechtfertigung der in der Adreſſe 
niedergelegten Verwahrung darin, daß nach dem allgemeinen Volksbewußt— 
fein diefe Rechte, die und in den älteren Gejegen gegeben find, dad Mini- 
mum der Rechte bilden, die Landftände überall haben, ohne die Reichs: 
ftände ald wahrhaft lebendig gar nicht gedacht werden fünnen. Das Rechts— 
bewußtjein im Wolfe hat fich jahrelang an dieje in den älteren Geſetzen 
begründeten Rechte angeflammert, ed hat vertrauensvoll dem Augenblide 
entgegengefehen, wo dieſe Rechte verwirklicht werden würden, weil das 
Volk wußte, daß bei ungefchwächter Rechtöbeftändigfeit des Gejeged vom 
17. Januar 1820 diefer Augenblick envlih, wenn auch jpät, fommen 
müßte. Ich will in den tiefen Abgrund nicht hineiniehen, der fich eröffnet, 
wenn diefe Rechte jegt von den Vertretern des Volkes nicht gewahrt, von 
den Räthen der Krone nicht in ihrem ganzen Umfange anerfannt werben. 
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Stellen Sie fich die Frage, meine Herren, ob dann, wenn alle diefe 
Rechte, die wir in Anfpruch nehmen, und eingeräumt werben, die Verfaſ— 
fung Preußens mit der Verfaffung anderer conftitutioneller Ränder auf 
gleicher Stufe ftehen wird? Täuſchen wir und darüber nicht, es beftehen 
auch dann noch die allererheblichflen Unterſchiede, die, ich gebe ed zu, zum 
Theil durch die eigenthümliche Lage unfered Landes gerechtfertigt fein mögen. 
Ich will für jegt nicht in das Gebiet der Wünfche, die durch diefe Differenz 
begründet werben fünnen, hinüberfchweifen, weil ich für eine Adreſſe das 
Wort genommen habe, die nicht Bitten an den Stufen des Throned nieder: 
legen will, fondern für eine Aoreffe, die fich darauf befchränft, beſtehendes 
Recht ehrfurchtsvoll zu wahren. 

In der bisherigen Diskuſſton ift Hin und mwieber die Anficht laut ge 
worden, ald ob durch das in Anfpruch Nehmen eined Minimums fländi- 
ſcher Rechte bereitd der Macht und dem Anſehen der Krone Abbruch ges 
ſchehen, als 05 das monarchifche Prinzip in Gefahr gerathen könne? ich 
glaube, Jeder von und wird gern der Verpflichtung nachkommen, feine 
Ueberzeugung dahin audzufprechen, daß er die Monarchie, und zwar eine 
ftarke und fräftige Monarchie, will...... die Ueberzeugung, daß ohne ein 
mächtiged Gentrum die gedeihliche Entwickelung des Vaterlandes nicht ges 
fidert erfcheint. Aber eine Divergenz der Meinungen befteht darin, wie 
diefe Einheit der Monarchie, das Königthum, für alle Zukunft ftarf und 
mächtig zu erhalten jei. 

Werfen Sie mit mir einen Blid auf die Geſchichte! Die Krone 
Preußen bat fich fo lange, ald Preußen hiftorifch exiftirt, auf die im Staate 
vorhandene Intelligenz geftügt. So lange, ald diefe Intelligenz hauptſäch— 
ih in dem Beamtenthum Fonzentrirt und repräfentirt war, hat die Krone 
feine Stände berufen, fo lange bat fie ohne alle ſtändiſche Mitwirkung nach 
befter @infiht mit dem Beamtenthum das unumſchränkte Regiment im 
Rande geführt; aber die Zeiten find fortgefchritten, die Intelligenz, die fich 
früher vorzugsweife in dem Beamtenthum fand, fie findet fich heute außer: 
halb vefjelben, dad Beamtenthum repräfentirt heute nur einen Theil viefer 
Intelligenz, die längft nicht mehr ausfchlieplich in ihm, fondern vorzugs⸗ 
weife im Volke wurzelt. Das felbftftändig gewordene Volfringt nach einem 
Organe, nach einer Arena, in welcher e8 feine Kräfte zum Wohle der Ger 
fammtheit erproben, in welcher es vereint mit feinem Fürften fein Ziel ans 
fireben fan. In Anerkennung vieler veränderten Lage haben des hoch— 
feligen und des regierenden Königs Majeftät, die Stände des Landes neu zu 
begründen, für die wichtigfte Aufgabe ver Krone erachtet. Das Patent vom 
3. Februar und die Verordnungen, die in deffen Folge erlaffen find, follen 
den längſt beabfichtigten Ausbau ſtändiſcher Freiheiten zum Abſchluß bringen. 
Wenn aber diefer Bau wahrhaft zu einem Abſchluß gebracht werden foll, 
fo muß er Alles enthalten, was das Volf, feinem heutigen NRechtöbewußt: 
fein nach, für unumgänglich nothwendig erachtet. Soll die lebensvolle Ein— 
heit zwifchen Fürſt und Volk wiederhergeftellt werden, fo Dürfen in dem 
Bau der flänpifchen Verfaffung Feine dem heutigen Rechtsbewußtſein des 
Volkes widerfprechende Lücken bleiben. Ich glaube, daß, wie weit auch die 
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Meinungen in diefem Saale audeinandergeben, fie darin alle übereinftim- 
men, daß ohne Periodizität, ohne fefte jährliche Zufammenberufung viele 
Berjammlung nur ein Kind ded Zufall ift, das die ihm zugedachte Stelle 

im Staatöleben nun und nimmermehr einnehmen Fann. Das Volk verlangt 
für feine Stände einen geficherten, feftbegründeten Rechtsboden; es kann 
nicht zugeben, daß diefe wichtigfte aller Inftitugionen ded Staates fortan 
noch dem Zufalleanheimgegeben bleibe, Es ift freilich in den Berorbnungen 
vom 3. Februar d. I. die Kontrabirung von Anleihen und die Bewilligung 
von Steuern an die Zuftimmung der Reichsſtände gefnüpft, aber bei ver 
Lage unferes Landes dürfen wir uns fühn der Hoffnung Bingeben, daß der— 
artige Fälle, die nach den Verordnungen vom 3. Februar einzig und allein 
der Krone die Verpflichtung auferlegen, die Reichöftände zu berufen, im 
geraumer Zeit gar nicht eintreten werben. 

Don diefen beiden Fällen abgejehen, ift feine Beftimmung in dem 
Gejege enthalten, welche irgend eine Verpflichtung in fich jchlöffe, den 
Vereinigten Landtag zu berufen. Das Fundament ded Vereinigten Land: 
tages ift ein durchaus ſchwankendes, ein gänzlich unficheres, To lange die 
periodifche Berufung nicht durch das Geſetz feſt und beſtimmt, ganz frei von 
allem Belieben, vorgeſehen if. Es wird mir zugegeben werden müffen, daß 
es die höchfte Aufgabe der Staatdmänner Preußens fein mug, Mißtrauen 
und Schwanfen aus unferen ftaatörechtlichen Inftitutionen zu entfernen, 
damit ein geficherter Nechtszuftand herbeigeführt werde, pamit das Etreben 
aller Parteien ſich innerhalb gefeglicher Schranken zum Heil des Staates 
frei entwickeln könne. Gin fefter Rechtszuſtand in der Verfaflungsfrage ift 
für Die Krone eben fo Dringend, ja noch dringender geboten, wie für das 
Volk. Er kann nur herbeigeführt werden, wenn die gerechten Borderungen 
anerfannt werden, die in dem verbrieften Rechte wie in dem Bedürfniſſe 
ded Landes aufs tieffte begründet find. 

Mas ich für den einen Punkt, die periodifche Berufung, angeführt habe, 
läßt jich in demielben Maße auch für die übrigen in den Adreßentwurf 
aufgenommenen Punkte anführen. Der Größe und Macht unferes Vater: 
landes droht Gefahr, wenn die Bürger mit Neid auf unfere Nachbarftaaten 
hinſehen müffen, ed droht Gefahr, wenn es fich für ung bei einem Wer: 
gleiche mit freien Staaten nur von einem Mehr, nicht von einem Minder, 
das wir an Nechten des Tolfes dort finden, handelt. Werl ich diefe Gefahr 
von unferem Vaterlande abwenden möchte, weil ich die in der Adreſſe auf 
geführten einzelnen Bunfte durch ältere Rechte verbürgt, durch innere Zweck— 
mäßigfeit und durch das Bedürfniß des Volkes abfolut bedingt erachte, weil 
ich endlich glaube, daß das Volk ein Recht hat, zu fordern, daß feine bie 
hergeſandten Vertreter von feinen wenigen bis jegt gefeglich zur Anerfen: 
nung gelangten Rechten nichts vergeben, fo halte ich es für meine Heilige 
Gewiflenspflicht, diefe Rechte nachdrücklich vor Beginn unferer ſtändiſchen 
Wirkfamkeit zu verwahren. Sch erfülle diefe Gewiffenspflicht, indem ich 
erfläre, daß ich der Adreſſe meine volle Zuftimmung gebe, und nur noch 
im Namen der Rheinländer die Erklärung hinzufüge, daß nach dem Befig- 
ergreifungspatent vom 5. April 1815 bei allen Steuern den Ständen ein 
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Recht der Mitwirkung zuftehe. Ich erfülle dieſe Pflicht um fo lieber, als 
ich glaube, daß die Berfammlung dem Willen eines hochfinnigen Königs 
nurdann entfprechen wird, wenn fie überall ohne Rüdhalt die ganze Wahr: 
heit fagt und von diefer Wahrheit, die fie befeelt, in ihrem erften Akt ein 
feierliches Zeugniß ablegt.“ 


Abermals wollte nad) diefer Rede der Marfchall die Debatte jchlie- 
fen; abermals ward widerfprochen ; aber erft, ald Graf Arnim felbft 
den dringenden Wunſch ausfprach, daß fein Antrag gedrudt und an die 
Mitglieder vertheilt werde, damit die Verſammlung denfelben reiflich 
prüfen könne, ehe fie darüber befchließe, erſt dann ließ der Marfchall 
ſich bewegen, die Frage zur Abftimmung zu ſtellen: ob die Debatte ver: 
tagt werden folle. Die Verfammlung entfchied fich mit Majorität für 
die Vertagung. 


So endigte der erfte Schladhttag, für die Sache der Oppofizion und 
des Bederathfchen Entwurfs nicht eben günftig. Die Arnimſche 
Rede und fein Aenderungsantrag batte ihr eine fehr gefährliche Diver: 
ſion gemadjt. Die Unflaren in der Verfammlung — ein nur zu großer 
Theil — fanden in dem Antrage ganz Daſſelbe, wohl gar noch Mehr, 
als in der urfprünglichen Faffung der Adreſſe: dieſe legtere, meinten fie, 
enthalte eine allzu fpezielle Aufführung von Rechtsanſprüchen; dabei 
fönne manches wichtige Recht ausgelaffen fein, oder man könne wohl 
dem einen beiftimmen, andern nicht; der Arnim ſche Antrag dagegen 
umfaffe Alles, behalte Alles vor, ſchließe Nichts aus, vergebe Nichts. 
Andere, die Unentfhiedenen, die Aengftlihen, die wohl gern Etwas 
thun oder zu thun feheinen wollten, aber nur nichts Ganzes, Entfchie= 
denes, waren hoc) erfreut über die ihnen gebotene Gelegenheit, ihren 
Muth und ihre Freifinnigkeit unter einer fo ungefährlichen Form zeigen 
zu fönnen, und fuchten ebenfalls fi) und Andern weiß zu machen: 
fie zögen darum den Arnimfchen Antrag vor, weil er umfaffender, 
weitergehender wäre, als der Bederathfche Entwurf. Manchen 
wirklich Freiſinnigen beſtach der liberale Ton der Arnimfchen Rede 
und die freimüthige Kritif, die darin einzelnen Punkten der Verfaffung 
vom 3. Februar widerfuhr. Die Partei der minifteriell Gefinnten end⸗ 
lich und die ftrengen Anhänger des Beftehenden, die große Maffe der 
Männer des unbedingten Vertrauens und der überfließenden Hinge- 
bung — alle Diefe fahen natürlich in dem Arnimfchen Antrage einen 
erwünfchten Weg, um der Adreffe, wenn man fie nun einmal nicht gang 
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befeitigen Fönnte, wenigftens die Spige abzubrechen , fie fo farblos als 
möglich, jo wenig unbequem als möglich für die Krone und die Re 
gierung zu machen. 

Unter der Oppofizion herrſchte am Abend dieſes erften Tages große 
Beftürzung. Man fah das Unterliegen des Becker at h ſchen Ent: 
wurfs und den Sieg des Arnimfchen für beinahe unvermeidlich an. 
Wenn e3 nicht noch gelang, die Unflaren über die eigentliche Tendenz 
dDiefed Antrags und deffen wefentliche Verfchiedenheit von dem erften 
Entwurf aufzuflären, die Unentfchiedenen und Aengftlichen von der 
Nothwendigkeit eines entfchiedenen Handelns und von den bedenklichen 
Bolgen einer ſolchen zweideutigen Haltung des Landtags gleich bei fei- 
nem erſten Aft nachdrüdlich zu überzeugen, fo war Alles verloren. In 
diefem Sinne fuchten daher die entfchiedenen Parteigänger der Oppofts 
zion auf ihre Kollegen zu wirken, wogegen natürlich von der andern 
Seite her auh Nichts unverfucht gelaffen wurde, um die günftige Stim- 
mung für den Arnimfcen Antrag zu erhalten und zu befeftigen; über—⸗ 
al, wo Abgeordnete zujammentrafen, ſah man fich Gruppen bilden, 
in denen die beiden Adreßentwürfe lebhaft diskutirt, die Vorzüge des 
einen oder ded andern hervorgehoben und bald für den Arnim fchen, 
bald für ven Bederathihen Stimmen geworben wurden. 

Die Führer der Oppoſizion traten noch am felben Abende zueiner Bes 
ſprechung zufammen, um den Operazionsplan für den zweiten Schlacht: 
tag zu entwerfen. Es war fchwer, zu einem gemeinſamen Beſchluſſe 
zu fommen. Bon den Weftfalen fchloffen fich die meiften der Binde: 
[hen Anfiht an, daß es beffer fei, gar feine Adreſſe, fondern nur eine 
Erflärung oder Verwahrung zu Protokoll zu befchließen ; die Preußen, 
entmuthigt und verftimmt durch den Verlauf diefes erften Tages, ka— 
men auf ihre erfte Idee zurüd, daß es beſſer geweien wäre, vor allen 
Verhandlungen wieder fortzugehen. Indeß gelang es endlich doch, zu 
einem Verſtändniß und einem feſten Entfchluffe zu gelangen, der dahin 
ging, daß man unter allem Umftänden an dem urfprünglichen Entwurf 
der Adrefie feithalten und zur Befämpfung des Arnimfchen Antrags . 
Alles aufbieten wollte, 

Unter einem Theile der preußifchen Abgeordneten fand noch am 
folgenden Morgen eine Verabredung ftatt, zufolge welcher man dem 
Aenderungsvorichlag Arnims einen andern entgegenjegen wollte, der 
an Entjchiedenheit ebenfo über den urfprünglichen Entwurf hinausgehen 
foßte, wie der Arnimfche unter denfelben herabging. Man meinte, 
daß die Berfammlung dann um fo eher geneigt fein möchte, fi 
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für den mfpünglichen Entwurf, als das zwifchen beiden Extremen mitten 
inne Liegende zu entfcheiden. Ohnehin war den Preußen der Becker at h⸗ 
fche Entwurfvom Anfang an nicht weit genug gegangen, und fie wollten 
vielleicht auf dieſe Weife wenigftens ihr politifches Gewiſſen falviren, 
wenn fie auch hinterher ans praftifchen Rüdfichten für den Entwurf 
flimmen möchten. 

Sp ftanden die Sachen beim Beginn der zweiten Sigung über 
die Adreſſe. 

In der erften Sigung hatten nur die Rheinländer für den Ent- 
wurf-das Wort ergriffen, und felbft von der Adreßkommiſion hatte aus 
Ber dem Referenten Niemand gefprochen ; heut eröffnete die Debatte ein 
fehlefifches Mitglied von der entfchiedenften Oppofizion, der Abgeordnete 
Milde. Er bob vor Allem das Unftatthafte und Bedenkliche einer 
Mebertragung reihesftändifcher Funfzionen , insbefondere der Berwillis 
gung von Darlehen, an eine fo Feine Körperfchaft, wie eine Deputa- 
zton von 8 Mitgliedern fei, hervor. Diefe Bedenken müͤſſe man fogleich 
beim Beginn der ftändifchen Wirkſamkeit ausfprechen, damit der König 
Har erkenne, welches die Meberzeugung der Majorität fei. 


„Ich Könnte e8 nicht über mein Herz bringen”, fagte er, „daß ich die 
ftändifche Wirkſamkeit anträte und nachher mitten in diefer Wirkſamkeit 
ex post jagte: Ich kann der Krone und will ihr nicht dieſes und jenes 
Berlangen mit erfüllen helfen, wozu fie vollkommenes Recht hat, indem 
ich das Recht als ein für mich verbindliches in meinem Gewiffen anfehe. 
Es würde außerordentlich fchwierig für mich fein, wenn ich nachher kom— 
men follte, nachdem diefe Wirkfamkeit eingetreten ift, und fagen: Ich werde 
mich nicht zu einer Wahl verftehen! — ein folcher Akt wäre ein Akt des 
Ungehorfamd, wenn ich der Patentgefeßgebung vom 3. Febr. ohne aus: 
drüdliche Verwahrung von diefem Orte mich unterworfen hätte“. 


Sodann, zu einem allgemeinern Standpunfte übergehend, fprad) 
der Redner folgende Worte: 


„Meine Herren, ich habe mich gefragt, al8 ich die Gefeggebung vom 
3. Febr. zuerft ſah: Iſt dieſe Geſetzgebung eine ſolche, die eine allfeitige 
Befriedigung im Volke geben wird? Ich mußte mir leider nein! fagen. 
Aus welchen Gründen konnte fie jetzt gegeben fein? Ich Habe darin die 
allerhöchfte Weisheit der Diener der Krone erblidt, daß man in Friedens 
zeiten will ein Werk zu befeftigen verfuchen, welches ein neues in der ftäns 
diſchen Entmidelung ift, fo meit die fländifche Entwidelung unfer Land 
umfaßt, das Werk der ſtändiſchen Thätigfeit zu Forporiren und in den Zei- 
ten des Friedens zu beginnen. Es iſt mir oft in den Provinzialstandtagen 
gejagt worden, daß die Gefeßgebung von 1807 — 14 eine der Noth abge: 
drungene fei, das bat mein Herz tief geſchmerzt. Das Löfen rined jeden 


79 


Zwanges, died Palladium bat uns fo ftarf gemacht, ald wir im Jahre 
1813 aufgeflanden find. Ich halte ed darum für eine weife Mafregel, 
daß man Stände in der Zeit des Friedens, wo die Staatd-@innahmen alle 
Sabre fleigen, in einer ſolchen blühenden Zeit zufammenberufen hat, um 
die Bafiß zu bilden, auf welcher für die Zeit der Noth das Volk gefräftigt 
werden kann. Will man durch die Gefeggebung vom 3. Febr. d. I. einen 
nationalen preußiſchen Volköfinn erweden, fo bin ich frühzeitig dazu be 
reit, meine Hand dazu zu geben, weil das der Krone die größte Garantie 
geben muß, mögen die Zeiten fommen, wie fie wollen. Wenn aber gefragt, 
wird: werben wir durch die vorliegende Geſetzgebung diefen Zweck erreicht 
ſehen? — Ih ſehe mich genöthigt, zu fagen: nein! Und dies „Nein 
müffen wir in die Adreffe niederlegen und der Krone debhalb Gelegenheit 
geben, in welcher Art und Weife fie wolle, die ſtändiſche Inftituzion anf 
die Baſis zu bringen, von der wir gebeihliches Zufammenwirfen erwarten 
dürfen. * 

Die Behauptung Mildes, daß nad) dem Gefege vom 3. Febr. 
der Vereinigte Landtag genöthigt fei, feine Rechte im Kriegsfall auf die 
Deputazion zu übertragen, wollte der fön. Kommiffar nicht gelten 
lafien. Das Recht der Mitgarantie, weldyes der Vereinigte Landtag 
babe, folle er nicht auf die Deputazion übertragen ; nicht einmal eine 
Zuftimmung derfelben werde in jenen Gefegen verlangt, fondern blos 
deren Zuziehung. Wohl aber fei den unter folcher Zuziehung auf: 
genommenen Darlehen die gleiche Sicherheit beigelegt, wie den unter 
Zuftimmung und Mitgarantie des Vereinigten Landtags gemachten. 

Gedrängt duch Mildes Entgegnung, mußte er indeß endlich 
zugeftehen, daß jene Beftimmung, der Sache nah, wirklich eine Ueber⸗ 
tragung des Zuftimmungsrechts auf Die Deputazion für folde Bälle 
in fi fchließe, und fuchte ſich nur noch durch die Sofifterei zu helfen : 
Richt die Berfammlung jolle der Deputazion diefes Recht geben, ſon⸗ 
dern der Gefeggeber habe es ihr gegeben. 

Es folgten nun mehrere Redner für den Arnimfchen Antrag. 

Graf Renard wünfchte am Liebften gar feine Adreffe, wofern aber 
doch, dann eine möglichft einftimmige. Aug diefem Grundefchloß er ſich 
dem Arnimſchen Antrage an, weildiefer einen fo großen, allgemeinen 
Anklang gefunden, obſchon er eigentlich noch lieber in der Adreſſe Nichts 
fähe, ald „den Ausdrud unbedingter Treue und Bertrauens’’. Er fei 
überzeugt, daß die Gefeggebung vom 3. Febr. fich fortbilden nrüffe, 
denn ‚, alles Beftehenbe ftrebt nadı Rundung , nad) Ergänzung, nad) 
Vollendung““. Durch Uebereilung werde Nichts gefördert — was 
der Natur gemäß fei, Das werde fommen, Das müfje fommen zur rech⸗ 
ten Zeit und zur rechten Stunde, 
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Fürſt v. Wied glaubt, daß, „nach den Eröffnungen, die von dem 
fön. Kommiffar gemacht worden, und nad den Schilderungen der 
edlen Gefinnungen St, Majeftät des Königs’, die Verfammlung fich 
„vollkommen beruhigen‘’ könne, Nur eine Bitte um periodiſche Wie: 
derfehr des Vereinigten Landtags wünfcht er in die Adreſſe aufge: 
nommen. 

Abg. Dittrich ift für das Amendement „um der Einigkeit wil« 
len‘’. Doc erregt ihm die Beftimmung wegen ver Kriegsanleihen 
Bedenken. 

Abg. Eonze ſchilt aufdie „ſchlechte Preffe‘’’, welche Unzufrieden- 
heit verbreiten wolle, welche behaupte, es fei Aufregung im Volke da; 
folche finde fich aber nur ‚‚unter ven Männern, nicht des Fort-, fondern 
des Sturmſchritts, unter den Meiftern im Niederreißen‘‘. Er ift für 
das Amendement. 

Abg. Naumann erinnert daran: man müfle fcharf jcheiden zwi⸗ 
[hen Wünſchen, die man hege, und Rechten, die man verlept 
glaube. Jene gehörten in den Kreis der Betizionen, diefe allein fönn- 
ten zu einer Wahrung in der Adreſſe Beranlaffung geben. Er wider: 
legt die Gründe, weldye gegen die Rechtsbeſtändigkeit der neuen Ver— 
fafjungsgefege aus der unterlaffenen Berathung derfelben mit den 
Brovinzialftänden und dem Staatsrathe, aus den unterlaffenen Neus 
wahlen, aus der angeblichen Beeinträchtigung der beftehenden Rechte 
der Provinzialftände ıc. hergeleitet würden. Dagegen findet er das 
Geſetz von 1820 durch die neuen Gefege nicht vollftändig erfüllt, allein 
er fchließt- daraus nur, daß die Rechte, welche jenes Geſetz den Reichs: 
, ftänden unbedingt zufpreche und welche dagegen das neue Geſetz dem 
Bereinigten Landtage nicht oder nur verkürzt einräume, daß diefe 
Rechte nur gleichfam ruhen, nicht aber außer Kraft gefegt, alfo auch 
nicht verlegt fein Fönnten. Beſtimme das neue Geſetz, daß im Kriegs: 
falle die bloße Zugiehung einer Deputazion genügen folle, um Anleihen 
zu kontrahiren, fo werde gleihwohl, wegen der fortdauernd gültigen 
Borfchrift des Gefeges von 1820, die Regierung auf diefem Wege 
feine Anleihen machen können. Sei alfo der gegenwärtigen allgemeinen 
Ständeverfammlung das Recht, in allen Fällen um ihre Zuftim- 
mung zu Staatsfhulden gefragt zu werden, vorenthalten, nun, fo fei 
Dies nur ein Beweis, daß Die Reiheverfammlung, welche das Geſetz 
von 1820 im Auge gehabt, noch gar nicht eriftire. Was folge daraus? 
Daß die Regierung die Afte, zu denen nad) jenem Gefege die Zuftim- 
mung der Reihsftände nothwendig fei, gar nicht vollziehen könne, 
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weil fie Reihsftände nach dem Gefege von 1820 noch nicht geſchaffen 
habe. Aber Rechte diefer gegenwärtigen Ständeverfammlung 
feien Dadurd nicht verlegt. 

Der Redner ift daher mit der Adreſſe und ihrer Wahrung von 
Rechten nicht einverftanden,, weil diefelbe zum Theil Wünfche aus: 
fpreche, wo es ſich nur um Rechte handle. Er würde am Liebſten, der 
Krone gegenüber, lediglich die Anficht des Landtags auegefprochen fer 
ben, „daß Das, was an die Zuftimmung der Stände gebunden 
war, ohne Zuftimmung der Stände nicht ausgeübt werden darf, wenn 
auch das Recht der Zuftimmung nicht diefer Verſammlung übertra- 
gen worden ift’’. Er glaubt jedoch, daß das Amendement, zufammen- 
gehalten mit der Erflärung des Fön. Kommiffars, eine genügende 
Sicherheit begründe, um die Geſetzgebung, die gegenwärtig eine lüden- 
hafte jei, zu vervollftändigen. Er ftimmt daher fürs Amendement. 

Sept trat Hanfemann auf und danft zuvörderft dem Miniftes 
rium dafür, daß es in parlamentarifcher Weife die Verantwortlichfeit 
für alle den Ständen vorgelegten Erlaffe der Krone auf fi genommen 
und dadurch eine freimüthige Beſprechung derfelben möglich gemacht 
habe. Das Minifterium werde durch die bisherigen Verhandlungen 
die Ueberzeugung gewonnen haben, daß die Gejeggebung vom 3. Febr. 
das Land nicht befriedigt habe, wie man vielleicht gehofft. Nun fei er 
zwar der Meinung, daß die VBerfammlung eine Fortbildung des Geges 
benen nicht durch die Form ihrer Erklärungen erfchweren dürfe, allein 
eine ſolche Erſchwerung finde er auch nicht in dem Adreßentwurfe. 

Scharf und klar bob er die Unterfcheidungspunfte zwifchen dem 
urfprünglichen Entwurfe und dem Arnim chen Amendement heraus, 

Der Entwurf erfläre beftimmt, daß der Vereinigte Landtag fich, 
wenn er auch nicht fo gemeint fei, doc, dem Wefen nad) als die reiche: 
ftändifhe Verfammlung betradhte und alle auf diefe lautende Nechte 
als auf fi) übergegangen anſehe. Davon ftehe Nichts, wenigitens 
nichts Deutliches, im Amendement; gerade in diefem Punkte aber müſſe 
größte Deutlichkeit herrſchen. 

Der Entwurf hebe mehrere Punkte ausdrüdlich hervor, worin er 
vorhandene Rechte in Anſpruch nehme und wahre. Eine fodhe klare 
Wahrung von Rechten fei im Amendement nicht vorhanden, nicht ein- 
mal in allgemeinen Ausdrüden; es werde darin nur die Vorausſe— 
Hung ausgefprochen, daß wenn die Berfammlung zu der Heberzeugung 
von der Nichtübereinftimmung der neuen mit den älteren Gefegen kom— 
men follte, dann der König diefe Unterfchiede durch neue Anordnungen 
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wegräumen werde; das Ganze fei alfo nur eine Bitte, welche Aehn⸗ 
lichfeit mit einer Berwahrung habe, aber feine fei. f 


„Machen Sie fi Das wohl Kar!‘ rief er der Verſammlung zu. 
„Das ift der große Unterfchied zwifchen dem Amendement und dem Ent: 
wurf der Kommiffion: der legte fügt fich klar und beftimmt auf den vor—⸗ 
bandenen Rechtöboden und fagt: wir haben Rechte; das Amendement 
fegt Dies noch in Zweifel, Berner ift der zweite Unterfchied, daß der Ent— 
wurf der Adreſſe fich beftimmt auf den Grund der früheren Gefehe ftellt, 
daß er erklärt: wir find die reichsſtändiſche Verſammlung und als ſolche 
gehen die früheren Rechte auf uns über. (Bravo!) Das ift der große 
Unterfchied, und, wenn es zur Abftimmung fommt, fo prüfen Sie wohl 
Ihr Gewiſſen! Es handelt fih um einen wichtigen Moment, ed handelt fich 
darum, ob das lebendige Gefühl des Rehtsin Ihnen lebt, 
oder ob Sienurpvon Vertrauen, von Gnade [eben wollen. 
(Große Bewegung.) 

Ich liebe und achte meinen König, aber ald freier Mann geftehe ich : 
Recht, Dasiftder Boden der Vaterlandsliebe!“ 


Einen weitern Vorzug des Entwurfs fand Hanfemann darin, 
daß derfelbe freimüthig, aber ehrfurdtsvol Wahrheit rede. 

„Gerade vor einem fo erhabenen Herricher, ald wir das Glüd haben 
. unferm König zu befigen, geziemt e8 fich freimüthig die Wahrheit zu 
agen. 

Sodann zu den Gründen der Zwedmäßigfeit, der Politik über: 
gehend, fuhr der Redner fo fort: 


„Meine Herren! Was ift einer der großen Fehler unferer bisherigen 
Gefeggebung über Rechte der Stände? Es ift die Ungewißheit, die Un— 
klarheit, e8 ift der Umftand, daß man ändern kann nad) Grund der Zwed- 
mäßigfeit, ſelbſt Schnell ändern Fan, Und fo haben wir denn in Preußen, 
meine Herren, eine jehr wandelbare Berfaffung, weil die Anfichten darüber 
feit 1815 bis 1846 vielfeitig gewechjelt haben. Diele Wandelbarkeit der 
Verfaſſung erachte ich meines Theils für ein Unglüd, nicht nur für die 
Nazion, vielmehr für die Stärke des Throns. Kin Hauptelement 
der leßteren befteht darin, daß die Nechte klar beftimmt find, daß ein 
Bertrauen auf das Feftftehen öffentlicher Rechtsprincipien vorhanden jei, 
und died fann nur flattfinden, wenn die Verfafjung nicht aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit blos mit dem Beirath der Räthe der Krone abgeändert wer: 
den fan. Indem wir und nun im vorgelegten Entwurf erklären: Wir 
find die reichsſtändiſche Verfammlung, wie die Gefege fie vorgefehenhaben, fo 
folgt daraus, daß alsdann von felbft, nach unferer Ueberzeugung wenig: 
ſtens, ein Vertrag mit der Krone über dasjenige, was etwa abzuändern ift, 
fünftig flattfinden werde, Wir fommen dann auf den feften Boden der Un- 
wandelbarkeit ver Verfaffung, und zwar einer folchen, daß die fernere Ent: 
widelung nur mit gegenjeitiger Zuftimmung und Berathung zwiſchen 
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Thron und Ständen flattfinden,, nie aber auf einfeitigen Rath der Räthe 
der Krone erfolgen kann, Berner wird auf diefe Weife das Mistrauen be 
feitigt, was vielfeitig ſich eingefchlihen hat. Wir find hier dem Lande, 
dem Ihrone Wahrheit ſchuldig, und ich fpreche es unumwunden aus, es 
iſt Höchft bedauerlich, daß das Vertrauen, was früher ftattfand, nicht mehr 
im gleichem Maße für die Regierung vorhanden if. 

Mehrere Stimmen: Das ift nicht wahr! (Aufregung.) 

Der Marſchall: Der Rebner wird fortfahren. 

Abgeoron. Hanfemann: Möge hierüber, über diefe Ihatjache, 
ich halte fie für eine ſolche, auch eine verfchiedene Anficht fattfinden, nun, 
das ändert nicht die Pflicht, die ich habe, das, mas ich aus meinen Beob- 
achtungen genommen habe, bier zu fagen. Mögen Andere anders beobadh- 
ten, mögen fie e8 auch jagen. Nun, meine Herren , das iſt gerade aus die— 
fen Berordnungen in Berbindung mit der Geichäftsorbnung entftanden 5 
dieſe Aktenſtücke find, indem fie die ſtändiſchen Rechte vielfeitig beichränfen, 
mit Mistrauen von den Räthen der Krone gefchrieben, mit Mistrauen 
Dagegen, daß wir eben unfere Rechte misbrauchen würden. Mir fcheint es 
befier, daß Klarheit darüber obmwalte, und ich hege jetzt die Hoffnung, nach 
dem, was der Herr Landtagsfommiffar geftern und gefagt, daß ſowohl in 
den Erlaffen vom 3. Febr. d. J., fo wie in der Gefchäftsordnung, das bes 
reitwillig von den Räthen der Krone nachgelafien werde, was ein folches 
Mißtrauen gegen und ausipricht. Ich halte weiter die Adreſſe der Koms 
miffion für die befte, weil fie nur wenige Rechte pofitiv verwahrt und weil, 
wenn wir das nicht thun, wir den Anfichten der Nazion, nach meiner Ues 
berzeugung , wenigftend in meiner Provinz — ich vermag andere nicht jo 
zu beurtheilen — nicht entiprechen würden. Bedenken Sie do, meine 
Herren, daß es jich nur von fehr wenigen Rechten handelt, von Fleinen im 
Vergleich zu denjenigen Rechten, deren ſich die Stände anderer Staaten 
zu erfreuen haben. Wohlan, wir wollen ruhig abwarten, was weiter von 
der Krone befchloffen wird, aber diefe wenigen Rechte, die wollen wir 
wahren. 

Wenn Sie zurüdbliden, meine Herren, in die Gefchichte anderer Län⸗ 
der, auch in die unfrige, fo werden Gie finden, daß die Kraft der Nation 
auf zweierlei Weife geweckt wird, befonderd da, wo, wie bei der unfrigen, 
nicht eine lebhafte, ſtark ausgebildete Nazionalität Schon befteht. Sie wird 
gewedt durch große Unbilden, die die Nazion erfährt. Das ift der eine 
Weg, und daß ift der, ven Deutichland durchgemacht hat zu Anfang vieles 
Jahrhunderts bis 1812 und 1813. Hier, meine Herren, müffen wir und 
ſelbſt ald Deutiche nicht fchmeicheln. Wir mögen anerkennen, welche Vor— 
züge wir ald Nazion haben, laſſen Sie und aber auch freimüthig uniere 
Mängel anerkennen. Das war ein großer Mangel des Nazionalcharafters, 
daß es zehmjähriger Bedrückung von Seiten der Fremden bedurfte, bis die 
Nazion ganz aufftand. Bedenken Sie, meine Herren, daß damals erft dieſe 
Bedrückungen vorausgegangen find. Nun der zweite Weg. Es iſt derjenige, 
auf welchem die civilifirten Nazionen heutigen Tages zu wandeln haben. 
Die Kraft der Nazionalität wird geweckt durchs Rechtögefühl. Dies ift es, 
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was überall beleben muß, ohne ein folches giebt es feine lebendige, feine 
fräftige Nazion. Da ift nun unfere Aufgabe zuerft, die wir nach der Ber: 
ordnung vom 3. Febr. d. 3. nicht zu ftark Hingeftellt find, ſondern durch 
mancherlei Befchränkungen und ſchwach fühlen müffen, und zu ftärfen, ſelbſt 
als Vertreter der Nazion, und deshalb Halte ich es für zweckmäßig. Es ift 
der erfle Grund der Zwedmäßigfeit, daß wir in einer Verwahrung von 
Rechten fprechen, dadurch erheben wir und zum Nechtögefühl! Es wird 
und flärfen, und diefe Stärkung halte ich für jehr nothwendig für Preu— 
Ben. Die Ihronreve hat auf Gefahren von Seiten des Auslandes hinge— 
wieſen. Ich werde bier nicht in die auswärtige Politik eingehen, aber 
Wahrheit Habe ich mir zur Pilicht gemacht, und fo fpreche ich ed unum— 
wunden aus: Preußen ift allerdings in einer unter gewillen Eventualitäten 
bevenflichen Lage, und laffen Sie e8 und wohl begreifen, wir müffen und 
ftärken. Die bedenkliche Lage will ich Ihnen nur in zwei Momenten her—⸗ 
vorheben. Wir Eönnen hier vollftändig die Wahrheit fagen und über Dinge 
fprechen, die in ganz Europa befannt find. Wir haben mächtige Nazionen 
zu Nachbarn. Auf der einen Seite eine Nazion, die danach ringe, mit eis 
jener Konfequenz eine große Nazionalität von vielen Millionen zu begrün— 
den, und deren Eroberungen feit hundert Jahren ungeheuer geweſen find. 
Ich bezeichne fie nicht, diefe Macht, Sie Alle werden mich verftehen. 

Eine Stimme:' Ich glaube nicht, daß died zur Debatte gehört. 
(Aufregung.) 

Abgeoron. Hanlemann: Ich weile nah, wie wir und ftärfen 
müffen. 

Der Marfhalt: Ich glaube, daß in diefem Augenblick nicht mehr 
Grund vorhanden ift, den Redner zu erinnern, daß er jich nicht von dem 
Gegenftand entferne, als dies bei anderen Reden der Fall war, die wir ges 
fiern und Heute vernommen haben. Ich habe mich abjichtlich und aus 
Gründen, deren Gewicht mir auch in diefem Augenblicke noch nicht zweifel: 
haft ift, folcher Erinnerungen enthalten. 

Abgeoron. Hanfemann: Ich fahre fort, meine Herren, und mache 
daraufaufmerkiam, daß am entgegengefegten Ende eine eben fo große Gefahr, 
wenn auch in anderer Form, und bevorfteht. Nun, das ift’8 gerade, was 
ich hervorheben will, daß das Rechtsgefühl, wenn es die ganze Nazion bes 
lebt, fie ftark erheben, fie Eräftigen wird, und daß es fein befferes Mittel 
giebt, ald das, um die Nazion dahin auszubilden, wohin fie kommen muß, 
wenn fie in Gintracht mit den übrigen deutichen Stämmen ſich mächtig 
durch ſolche Gefahren erheben ſoll. Es hat mich erft ein Redner unterbro- 
hen und gejagt, dad gehöre nicht hierher. Wohl! meine Herren, ich fage, 
es gehört hierher. Was ift die Urfache, weshalb von Rheinlande, von 
dem außerften Weiten, und von der andern Seite, von Oſten ber, das Be: 
dürfniß der Entwickelung des öffentlichen Nechts am ſtärkſten gefordert 
wird? Mas ift der Grund, der tiefliegende Grund? Ich will es Ihnen 
jagen, und Sie werden ed ehren, wenn ich ed Ihnen angeführt. Er befteht 
darin, die öſtlichen wollen nicht ruſſiſch und die weftlichen wollen nicht 
franzöfifch werden, (Bravo.) Wir wollen Deutiche, wir wollen Preußen 
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bleiben, aber das Öffentliche Recht entwideln. Das ift unfere tiefe Hebers 
zeugung! (Sehr gut! Bravo!) Und nun noch ein Wort zum Schluß! 

IH habe feit Jahren die Ueberzeugung geäußert, daß für Preußens 
Berfaffung eine auf alte Gefchlechter gegründete Ariftofratie einen weſent⸗— 
lichen Theil in der Berfaffung einnehmen möge. Meine Ueberzeugung grün 
det fi darauf, daß auf der einen Seite die neuen Elemente unferer ſozialen 
Verhältniſſe vollfommen demokratifcher Natur find, und daß ich, weil die 
Nothwendigkeit e8 erfordern wird, neue Elemente fi entwideln zu laffen, 
auf der andern Seite ald Gegengewicht ein ftolzes, auf fein Recht Fräftiges 
Haus haben möge, was die alten Geichlechter vertrete und die Rechte ver: 
wahre, die Nechte der Krone, wenn die Demofratie zu weit gehen will, bie 
Rechte ded Volks, wenn die Näthe der Krone Erlaffe vorfchlagen, wodurch 
die früheren Rechte des Volkes gefränft werben. Alſo Konfervativfein ift 
nach meiner Ueberzeugung die Aufgabe. Das beftcht aber darin, zu wah- 
ren, was man hat, und befonderd die Rechte; und von Ihnen, meine 
Herren, erwarte ih, daß Sie fonjervativ fein werden und wahren, was 
beſteht.“ 


Nach Hanſemann nahm ſofort der Prinz von Preußen 
das Wort: 


„Wir haben gehört, daß geſagt worden iſt, die vorliegenden Verord— 
nungen feien aus dem Mißtrauen der Räthe des Königs hervorgegangen. 
Bermöge meiner Geburt bin ich der erfte Unterthan ded Königs, vermöge 
des Vertrauens des Königs fein erſter Rathgeber. Als jolcher gebe ich 
die Heilige Berficherung in meinem und der übrigen Natbgeber Namen 
(die Minifter erheben fich), daß fein Miftrauen einen von und beichlichen 
bat, als diefe Verordnungen berathen worden find. Aber eine Voraus— 
ficht haben wir gehabt, daß die Verorbnungen, die zum Beſten des Bater- 
landes gegeben wurden, Breiheiten und Rechte, der Stände niemals auf 
Unfoften der Rechte und Freiheiten der Krone gewähren follten. Das ift 
der Grundfag, nad) welchem ich an diefem Werke Theil genommen habe, 
und einen Vorwurf des Mißtrauend laffe ih auf die Krone und ihre 
Räthe nicht kommen.“ 


Auch der kön. Kommiſſar ſprach zur Entgegnung auf Han— 
ſemanns Rede: 


„Ich muß noch einmal um das Wort bitten, bitte aber nicht zu glaus 
ben, daß ich das mit Sehnfucht erwartete Ende der Debatte zu fehr hinaus: 
fehieben werde. Der verehrte Redner hat angeführt, ed gebe aus ven 
Aeußerungen, die ich gemacht habe, hervor, daß das Minifterium, daß 
die Räthe ver Krone fich für verantwortlich erklärt haben. Ich weiß nicht, 
aus welchem meiner Worte dieſe Schlußfolge gezogen ift. Ich weiß aber, 
daß wir uns allerdings für verantwortlich halten für alled das, was wir 
thun, vor Gott, vor dem Könige und vor unferem Gewiffen. Wir find 
aber nicht verantwortlich für das, was Se, Majeſtät Allerhöchftielbft als 
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Souverain beichließen und befehlen. Dafür find wir nicht verantwortlich. 
Das ift es, was ich zur Aufklärung habe fagen wollen und müſſen, weil 
ed nöthig ift, daß die Berfammlung dieſes Verhältniß ganz genau erfenne 
und erwäge.“ 


Noch 34 Redner waren eingefchrieben; von den preußifchen Ab: 
geordneten hatte fein einziger gefprocdhen ; von den 20 Mitgliedern der 
Kommiffion waren erft zwei zur Vertheidigung des Kommifftonsent- 
wurfs aufgetreten. Der Marfchall beftand jedoch darauf, nur noch drei 
Rednern das Wort zu geben, dem Abg. v. Auerswald zur Einbrin: 
gung eines neuen Amendements, nad) ihm dem Grafen Arnim und 
Herrn v. Bederath zur Bertheidigung ihrer Entwürfe. 

Die außerordentlichfte Spannung begleitete ven Abg. v. Auer s⸗ 
wald auf die Tribiine — man erwartete von ihm dad Signal zu einer 
neuen Wendung des Kampfes. 

v. Auerswald fprach zuerft für den urfprünglichen Adreßent- 
wurf, ſchlug aber im Berlauf feiner Rede einen vermittelnden Weg 
zwifchen diefem und dem Arnimfchen Amendement ein. 


‚Angegriffen find bis jegt meined Ermeſſens vornehmlich drei Punkte 
des Adreßentwurfs. Einmal die Aufführung fpezieller Bedenken, fodann 
die Erwähnung einer Ichmerzlichen Berührung durch die Thronrede Sr. 
Majeftat, endlich der Ausdruck „zur Wahrung ſtändiſcher Rechte’. Was 
nun die Anführung fpezieller Bedenken betrifft, fo erkenne ih, was ein 
geehrted Mitglied der Herrenfurie dagegen angeführt hat, in vielem 
Betracht als richtig an, und ift dies auch in der Abtheilung nicht über: 
ſehen. Dieſe jevoch, welche ſich ſowohl auf Grund des von dem Abgeord— 
neten Grafen von Schwerin geftellten Antrages, ald nach eigener Ueber: 
zeugung verpflichtet hielt, die obwaltenden Bedenfen anzuzeigen, glaubte 
neue Undeutlichkeiten und Mißverftänpniffe am beften durch Spezialifirung 
weniger und faft allgemein getheilter Bedenken zu verhüten. Ich meiner: 
feit8 bin bereit, mich jedem anderen Wege zur Erreichung dieſes Zweckes 
anzuichließen, glaube auch, daß derjelbe zu finden ift, wenn das von dem 
Mitglieve der Herrenfurie beantragte Amendement verändert oder anders, 
als beantragt, eingefchaltet wird. Nach dem vorliegenden Antrage halte 
ich es nicht zureichend, denn es ift nichts mehr und nichts minder, als eine 
allerdings offene Ankündigung der zu erwartenden PBetizionen. Darum 
aber handelt es fich bei mir nicht, fondern e8 liegt mir daran, offen und 
ehrerbietig auszufprechen,, wie ich mein Gewiffen befchwert fühle dadurch, 
daß ich in Vorausfegung einer Uebereinftimmung von Gefepen handeln, 
mit beivußter Theilnahme meine Mitwirkung eintreten laffen foll, während 
ich jene Uebereinftimmung nicht zu erfennen vermag. 3 handelt fich bei 
mir nicht um dad Mehr oder Minder des Gewährten, nicht um die größere 
oder geringere Zweckmäßigkeit und Nüglichkeit der getroffenen Einrichtun- 
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gen, e8 Handelt ſich bei mir um ernfte Bedenken meines Gewiſſens, welche 
ich nur aufgeben kann, wenn ich die Ueberzeugung gewonnen babe, daß 
fie unbegründet ober erledigt find und dadurch die Lebensbedingung meiner 
Wirkſamkeit in allen Fällen, wo diefe Bedenken obmalten, wiederhergeſtellt ift. 

Indem ich mir vorbehalte, in diefem Sinne eine Vervollftändigung 
des Amendementd vorzufchlagen, gehe ich zu der zweiten angegriffenen 
Stelle der Adreffe über. 

Ein geehrter Repner der Herrenkurie hat in lebendigen und berebten 
Worten hervorgehoben , daß die Erwähnung einer fchmerzlichen Berüh— 
rung das Gefühl verlegt habe. Nach der ihm, wie ed mir jchien, zu 
Theil gewordenen Zuftimmung der hohen Verfammlung glaube auch ich 
diefe Erwähnung für befeitigt halten zu dürfen. Damit aber diejenigen, 
welche diefen Ausdruck wählten, nicht verfannt werden, muß ich dem ges 
ehrten Redner bemerflich machen, daß die von ihm vorgefchlagene Aende⸗ 
rung wohl einen anderen, aber ficherlich feinen flärkeren Ausdruck des 
Bertrauend enthält, ald die Worte ver Adreſſe. 

Herr Marichall! ich begebe mich bei ſolchen Verhandlungen nicht 
gern in das Reich des Gefühles, wenn ich aber diesmal dem geehrten Red: 
ner dahin folgen muß, fo appellire ich, ftatt anderen Beweiſes, an das 
Gefühl eines Jeden, der in feinem Leben wahren Schmerz empfunden hat, 
und frage, ob und welches Vertrauen dazu gehört, denſelben auszuſprechen? 

Was num endlich das in der niederzulegenden ehrfurchtsvollen Erflä- 
rung angegriffene Wort „Wahrung“ betrifft, fo muß ich aufrichtig befen- 
nen, daß ed mir bei allem Nachdenken nicht gelungen ift, irgend etwas 
Bevenkliches in demselben zu entdecken. Ich enthalte mich jeder näheren 
Erörterung und bitte nur, der Stelle der Ihronrede Sr. Majeftät zu ges 
denken, in welcher wir ausdrüdlich Vertreter und Wahrer unserer Rechte 
genannt werden. Nun denn, ein Wahrer jeined Rechts, ein folder, ven 
fein König ſelbſt dafür erfennt, wird fich wohl unbedenklich des Wortes 
„Wahrung“ bedienen dürfen. 

Bon den bier angedeuteten Gefichtöpunften ausgehend, trage ich nun: 
mehr auf eine Vervollftändigung des eingebrachten Amendements dahin 
an, daß daffelbe nicht eingejchaltet werde zwiſchen denjenigen Stellen, 
welche dazu bezeichnet find, fondern erft nach dem Gate ded Adreßent— 
wurfs, welcher heißt: 

„Nachdem Ew. Königliche Majeftät den in dem Gejege vom 5. Juni 
1823 audgedrücdten Vorbehalt verwirklicht und der Verfammlung, welche 
in jenem Gefege eine allgemeine ftändifche, in demjenigen vom 17. Januar 
4820 eine veichäftändische Werfammlung genannt wird, den Namen de 
Vereinigten Landtags beigelegt haben, find dadurch dem leßteren Die in 
den angeführten und in früheren Gefegen begründeten Rechte erworben '; 
und vor dem Satze, welcher lautet: 

„Gehorſam dem Rufe Em. Majeftät und im Begriff, unjere Wirk: 
famfeit zu beginnen, fühlen wir und in unferem Gewiffen gedrungen, zur 
MWahrung der ftändiichen Rechte die gegenwärtige ehrfurchtsvolle Erklärung 
am Throne niederzulegen.'’ 
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Die Hinzufügung diefer beiden Stellen des Adreßentwurfes balte 
ich für eben jo nothwendig als unbedenklich. Was die erfte Stelle anbetrifit, 
fo enthält fie eigentlich erft die Vervollftändigung des vorher ausgeſpro— 
chenen tiefen und ehrerbietigen Dankes; fie jpricht ed aus, was wir dem 
freien königlichen Entichluffe Sr. Majeftät zu danken haben und, meine 
Herren, wofür, nach den Worten des Dichterd, „wir und halten im 
eigenen Herzen.’ 

Herr Marfchall! ich möchte fo gern deutlich bezeichnen, was mich 
bewegt und an diefem Antrage feithalten läßt. Geftatten Ew. Durchlaucht, 
daß ich ed mit den Worten eines befjeren Mannes, als ich, thue, welcher 
dem mächtigften Monarchen feiner Zeit, dem Monarchen, welcher fagte, 
„der Staat, das bin ich’’, fchrieb: „Dem Könige die Wahrheit nicht im 
ganzen Umfange jagen, Heißt an ihm felber einen Verrath begehen.’ Ich 
weiß wohl, daß das Wort, dad vor dem Könige ertönt, den Eifer für 
feine Ehre, die Sanftmuth und die Ehrfurcht nicht verleugnen dürfe, aber 
ich weiß auch: man möge ed machen, wie man wolle, am Ende muß 
man ihm doch die Wahrheit jagen.’ 


Graf Arnim vertheidigte fid) zuerft gegen den Borwurf eines 
Redners (Mildes), daß er die Perfon des Königs in die Debatte 
gemifcht habe: 


‚Mag die Berfaffung anderer Länder ,” fagte er, „die Minifter 
zwijchen König und Volk ftellen. Nach unferer Verfaffung ſteht Nichts 
zwiichen dem Könige und feinem Wolfe, aber die Mittler zwifchen Beiden 
find die Stände. Wenn mir aber diefer Vorwurf gemacht wird, fo frage 
ich, weshalb denn die Kommiſſion in ihrem Adreßentwurfe die Worte der 
Thronrede zum Gegenftande ihrer Beleuchtung machte und die Gefühle fchil- 
derte, die fie hervorgerufen bat. Ift dies nicht ein Hineinziehen des Königs 
in die Debatte? Wäre es denfbar, daß über diefen Paſſus der Adreſſe de— 
battirt würde, ohne die Perſon des Königs zu berühren ?’’ 


Sodann fuhr er fort: 


„Derſelbe Redner fürchtet ferner den Vorwurf feines Gewiſſens, wenn 
er nicht alle Verwahrungen niederlegt, die in dem Entwurf enthalten find, 
er fürchtet ſpätere Vorwürfe über vergebene Rechte. Wird er aber auch 
gegen die Vorwürfe gefichert fein, wenn er, um ängftlich die Nechte zu 
verflaufuliven, Zwieſpalt erregt hat zwifchen König und Volk, zwifchen 
König und Ständen, wenn er im erften Augenbli unferer Wirkſamkeit 
die Harmonie, die er wünfcht, trübt? Gerade von jener Seite ift gefagt 
worden, daß ed wefentlich darauf anfonımt, ftändifche Rechte zu wahren 
und die Stärfe ihrer Entmwidelung zu fördern. Ich frage diejenigen, die 
vielleicht in dem Begehren und in dem Wunfche ihrer größtmöglichiten 
Ausdehnung am weiteften gehen, ob fie ihrer Sache einen Dienjt thun, 
wenn fie dei dem erften Schritt, den Preußens Stände thun, indem fie 
ihre Gefühle ihrem Könige fagen, irgendwie die Einheit und den guten 
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Einklang in Frage ſtellen. Ich citire Hier nicht gern Schriften und 
Autoritäten außer der Berfammlung; aber ich beziehe mich doch auf einen 
Schriftfteller, der in conftituzionellen Ländern einen gewiſſen Klang bat, 
und der fagt: Ein Schritt, den Preußen als ein großer Staat auf der 
tonftituzionellen Bahn thut, der wiegt mehr, als zehn Schritte, die Fleine 
Staaten thun. Alſo dieſen einen Schritt wollen wir ja fefthalten, und 
glauben denn diejenigen, die fih ängftlid an Worte früherer Geſetze ans 
Hammern, daß fie diefen Schritt fördern, Muth und Freubigfeit bringen, 
wenn fie ihm entgegentreten mit achtungswerther, aber mit allzu peinlicher 
Gewifjenbaftigkeit? Derjelbe Redner hat geſagt: er wolle um den König 
fiehen, wenn e8 gelte, dur Kriegführung das Land zu vertheidigen. 
Nun, meine Herren, das wollen wir Alle, darüber ift nur Eine Stimme. 
Die Frage ift aber: Iſt e8 verboten, ift ed in einer ſolchen Rüdficht nicht 
gut, den Weg zu bezeichnen, um dem König die Mittel zu geben, wenn 
er und nicht rufen fann? Ich wüniche von Herzen, daß, wenn ein Ges 
witter am politifchen Horizont heraufzieht, Se. Majeftät dann auch die 
Möglichkeit Habe, alle feine Stände um fich zu berufen, und ich bin über: 
zeugt, Dies würde einen Eindruck machen, gleich einer Schlacht, die ges 
wonnen ift. Uber ich finde in der Vorausſicht des Falles, daß die Einbe- 
rufung Aller nicht möglich, feinen Angriff auf unfere Rechte, deflen Zus 
rücweifung ich für nöthig halte. Der geehrte Redner, , ven ich öfter er—⸗ 
wähnt babe, fagt, er halte jich verpflichtet, Erklärungen zu geben, daß 
er in gewiſſen Dingen nicht mitwirken könnte. Ich achte feine Anficht, ich 
frage ihn aber: Iſt diefe Erklärung bier nicht zu früh? Will fi ver 
Redner ſchon jetzt fein Votum vergeben, will er feine Anficht derjenigen 
Leitung entziehen, die durch gründliche Debatte fich bei und erft heraus» 
ftellen fann? Ich bin der Meinung, man halte fein Botum frei bis zum 
Tage der Abflimmung. Ich mwenigftens thue Dies; ich erkläre frei, was 
meine Abficht jegt ift, wenn ed nöthig; aber ich werde abwarten, ob mich 
die Berfammlung jpäter anders belehrt, und dann werde ich mein Gewiſſen 
zu Rathe ziehen und meine Stimme geben nach meinem Gewiffen. Des: 
halb fage ich, daß jene Erklärung zu früh abgegeben iſt. Wer da fagt: 
Ih kann den Ausschuß nicht vertreten, der mag Recht haben in jeinem 
Sinne; er foll ſich aber nicht der Berathung entziehen, denn durch die— 
felbe wird fich erft zeigen, was die wahre Anficht ift, indem fie Durch bie 
Läuterung des Landtags gegangen. Ob, wie der Redner es wünſcht, bie 
Berhandlungen der Regierung mit den Ständen harmonifcher fein werben 
nach dem Amendement, wie ich ed proponirt, oder nach dem Moreßentwurf, 
wie die Kommilfion ihn vorgeichlagen,, darüber mag die Verfammlung 
entfcheiden. Der Redner hat auch verlangt, dem Könige folle vie Wahr: 
beit nicht verfchwiegen werden, er hat verlangt, es follen feine ſtändiſchen 
Rechte vergeben werben; ich glaube, hierin tritt ihm Jeder bei. Die Brage 
ift aber: wird denn durch das Amendement die Wahrheit nicht gefagt? 
werben ſtändiſche Mechte vergeben? Ich überlaffe Dies wiederum lediglich 
Ihrer Entjcheidung. Auf die Perſon ift fein Gewicht zu legen, aber bei 
der Deutung des Sinnes eined Vorſchlags fann man einigermaßen daraus 
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ſchließen, wenn man die Perſon anſieht. Deshalb frage ich den Redner, ob 
er denn glaubt, daß ich nicht gejonnen bin, dem Könige vie Wahrheit zu 
fagen, ob ich mich fo gezeigt habe, daß ich zu Feicht umginge mit ſtändi— 
fchen Rechten? Das fei meine einzige Antwort auf die geftellte Frage: ob 
wir hier Wahrheit jagen, ob wir ſtändiſche Rechte vergeben ſollen. Ein 
anderer Redner hat, wenn ich nicht irre, gelagt: es müſſe der Sag in die 
Adreſſe aufgenommen fein, daß der Landtag die Rechte ver älteren ſtändi— 
ſchen Gefeße und des Staatsſchuldengeſetzes von 1820 ald erworben be— 
trachtet. Gegen den Sinn dieſes Satzes an fih kann, wenn ich ihn richtig 
faffe, nicht wohl ein Ginwand gemacht werden. Ich habe in dem Sag 
nichts Tiefe, überhaupt nichts Weſentliches gefucht, noch gefunden; 
aber ich habe mich aus zwei Gründen gegen den Ausfpruch veffelben beſtim⸗ 
men laffen, weil er mir, feiner ganzen Faſſung nach, etwas zu enthalten 
fehien, was mir nicht in der edlen Stellung zwifchen König und Ständen 
zu liegen ſcheint, fich gewiffermaßen zu fichern und das, was freigegeben 
ift, an fich zu ziehen und auf diefe Weife feftzubalten. Ich bin überzeugt, 
daß Dies nicht die Abficht der Verfaffer gewefen; aber dies Gefühl bat 
er mir gemacht. Deshalb würde ich mich aus folchen formellen Gründen 
mit der Xcceptazion, die für Privatverhältniffe nöthig fein mag, nicht 
recht befreunden koͤnnen, aber ich Halte auch den Sat in der Sache nicht 
für konſequent, nicht für logiſch richtig, nicht für aus dem Rechtsſtand— 
punft zu rechtfertigen. Ich glaube, gerade aus dem juriftifchen Stand: 
punfte wird jeder in dem ganzen Adreßentwurfe der Kommiffton finven, 
fie acceptire einen Theil, den andern nicht; und es ift eine alte Nechts: 
regel, daß man entweder die Sache ganz vder gar nicht acceptiren muß, 
wenn man fich über die Acceptazion erklärt und jie Wirkung haben fol, 
Deshalb ſteht diefer Sag den folgenden des Aprefentwurfs entgegen. Eben 
deshalb Habe ich auch ven Punkt der Acceptazion bei meinem Vorfchlage 
ausgelaſſen, weil dieſer ed freiläßt, die Bedenken zu erörtern, die erhoben 
werben könnten; während, wenn ſie bier entfchieven aufgeftellt wären, 
die Acceptazion des übrigen Theils eine wirfungslofe wäre. Ich appellire 
an alle diejenigen, die dem Richterftand angehören, ob dieſe einfache 
Ausführung nicht juriftifch richtig ift. 

Das Amendement, ift gefagt worden, erfennt nicht genug an, daß 
wir Rechte haben, die Adreſſe erfennt Died an. Ja, wenn die Adreſſe nichts 
weiter thäte, als zu jagen, daß wir gewiffe Nechte haben, daß alfo Das 
und Das in dem Geſetz vom 5, Juni 1823 ftehe, fo wäre darin nichts Un- 
richtiges, nichts Vorgreifendes, fie würde dann nur etwas Unnützes fagen. 
Aber ich babe geftern Schon ausgeführt, die Adreſſe fagt nicht blos: ges 
wife Rechte find geichrieben im Geſetz, jondern fie folgert Rechte aus 
dem Gejeg, und das ift etwas, was für die Adreſſe zu weit gebt. Die 
Bolgerung der Rechte wird Gegenftand ver Berathung fein. Ein ans 
derer Redner hat ausgeführt, daß die Aenderung der Verfaſſung höchft 
bedenklich fei, wenn fie nur von Räthen der Krone begutachtet wäre. Für 
unfere Zufunft jcheint mir in diefer Behauptung ein Grund zur Beforg: 
niß zu liegen. Denn, während dad Geſetz vom Jahre 1823 den einzigen 


9 


Punkt, wie die Reichöftände aus den Provinzialftänden hervorgehen 
follen, der landesväterlichen Fürſorge vorbehält, fo ift, nachdem der König 
hierüber entjchieden bat, nach den Worten des Geſetzes vom 3. Februar 
feine Veränderung der ſtändiſchen Berfaffung mehr möglich, ald mit dem 
Beirath der Stände, Der Fall kann alfo nicht mehr vorfommen, daß ohne 
Beirath der Stände Aenderungen bervorgeben können, und, noch mehr, 
gerade für diefen Zweck ift unter allen Umftänden der Beirath des ganzen 
Bereinigten Landtags in Anfpruch genommen und ald Bedingung geftellt. 
Ob wir bei denjenigen Umwandlungen,, die die ſtändiſche Verfaſſung im 
Laufe der Zeit erfahren könnte, von Vertrauen befeelt fein wollen oder 
nicht, darauf, fage ich nur, hat die Verſammlung bereits entfchieden, ala 
ein Redner dad Wort „Vertrauen“ auf die Regierung in Zweifel zog. Ich 
balte e8 für höchſt bevenklich, fein eigened Vertrauen zur Anficht des Lan: 
tags zu machen. Die Kreife, in denen ſich der Ginzelne bewegt, und 
wären fie noch fo weit, find immer noch viel zu Hein, um bier einen 
Ausipruch darüber zu füllen, was 16 Millionen über diefed Vertrauen 
denken, und, fo Gott will, werben diefe 16 Millionen in ungebeurer Mas 
jorität dad Bertrauen bewahren, welches auch wir und nicht wollen ers 
fehüttern laffen. (Bravo.) Man fagt, in dem Amenvdement liege nichts als 
eine Anfündigung von Betizionen. Es fei mir erlaubt, einen Augenblid 
auf das Wort: Petizion, einzugehen. Heißt das: es ift im Amendement 
nichtö weiter enthalten, als die Möglichkeit von Bitten? Ich Tage nein; 
denn unfer ſtändiſches Geſetz kennt Bitten und Beſchwerden. Ich zeige hier 
ganz deutlich, daß ich in meinem Amendement der Beurtheilung des Land⸗ 
tags frei laffe, von feinen ftändifchen Rechten im vollften IImfange Ges 
brauch zumachen, und, findet der Landtag in feiner Majorität einen Grund, 
Se. Majeftät den König aufmerkiam zu machen, daß bier oder dort ein 
Geſetz wirklich nicht vollftändig erfüllt, bier oder dort ein Recht verfüms 
mert oder verengt fei, To mag man dies eine Petizion nennen, darıım ver: 
liert fie nach jener ſtändiſchen Bedeutung des Worts, welches Bitte und 
Beichwerde in fich ſchließt, nicht an ihrem Gewicht. Ich bin überzeugt, 
daß eine ſolche Ausführung, wenn fie das fünigl. Rechtsgefühl anfpricht, 
den Weg zur Abhülfe anbahnen wird, aber nöthig dazu ift zweierlei. 
Man hat nämlich eingewendet: es fei zu Schwach, zu fagen: „ſollte der 
Landtag Die Meberzeugung gewinnen, daß Mangel an llebereinftiimmung 
zwifchen den älteren und neueren Geſetzen vorhanden fei, und follte der 
König diefe Ueberzeugung tbeilen, fo werde er unfehlbar die Wege zur 
Ausgleihung finden.” Sagt man: dies fei zu Schwach und nicht deutlich 
genug, nun fo frage ih: welcher andere Weg ift denn denkbar, um 
die Abhülfe zu finden? Es muß doch zweierlei vorangehen, 1) daß der 
Landtag die Aenderung eines Punktes ald wünſchenswerth erfenne und. ent= 
weder Se. Majeftät darum bitte oder ſich überzeuge, daß in diefem oder 
jenem Punkte ein Necht gekränkt fei und dies vorftelle, dann 2) daß der 
König fi davon überzeuge. Denn ift ed nicht nöthig, daß fich der 
König von dem überzeuge, mas ald Punkt des Gravamens bingeftellt wird, 
um von Ihm zu verlangen, daß Er auf Wege zur Abhülfe vente? Ich 
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glaube alfo, im Amendement liegt nichts weiter, als logiſche Entwidelung 
Deſſen, was ſich ald ndihig und richtig Jedem darftellt. Der legte Redner 
fagte, daß feine Bedenken, die er in feinem ftändifchen Gewiffen habe, ihn 
in die Lage ſetzen, nicht eher zu weichen, bis er die Ueberzeugung habe, 
daß den fländifchen Rechten nicht zu nahe getreten fei. Will er denn aber 
feine Meinung als unumftößlich Hinftellen und fich nicht zuvor der weiteren 
Verhandlung Hingeben, um jene Ueberzeugung dadurch vielleicht zu ge= 
winnen? Erkennen wir denn nicht, daß wir fonft im Voraus etwas auf: 
geben, von dem wir wünjchen, daß es möglich ſei? Zum Schluß noch 
eine Bitte. Ich gebe zu, daß Ihnen ein Wort von einem Anderen beffer 
vorgeichlagen werden könnte, ald von mir, aber marften wir nit 
in dviefem Augenblid um ein armfeligeds Wort! Das Wort 
bat noch nicht Großes erbaut, fondern nur der wahre Sinn, der hinter 
ihm lag; aber e3 hat ſchon oft in der MWeltgefchichte Großes zerſtört. 
Meine Herren! Als am Iahredtage ded neuen Patents, am 3. Vebruar . 
41813, der hochfelige König den Aufruf an fein Volk erließ, da hat jenes 
Wort freilich Großes erbaut, und warum? Weil Hinter ihm der Sinn 
lag eines Königs und eined ganzen Volkes. Aber ift ed nicht oft genug 
ein einziges Wort geweien, dad Zwieſpalt erregt bat zwifchen einzelnen 
Berfonen, zwifchen einzelnen Schichten der Gelellfchaft, zwiſchen ganzen 
Bölkern, zwifchen Königen und Völkern, und find nicht Ströme des 
Blutes darüber geflofien? Gott fei Dank! von ſolchen Berhältniffen und 
Worten find wir fern, aber wir find nicht fern, daß die Einigkeit getrübt 
werben fönnte zwifchen König und Volk, wenn wir das erfte Wort nicht 
wägen, Ob noch ein Wort in die Adreffe Hineinfommt oder herausbleibt, 
darum werben unſere Rechte nicht vergeben, Ein Wort fann nichts vauben. 
Darum geht meine dringende Bitte dahin, es mögen Die, welche in vieler 
Weiſe denken, fich für dad Amendement ausfprechen und, wie von einem 
Redner bereits gelagt ift, gern und willig ihre eigenen Anfichten den allges 
meinen unteroronen. Ich bitte, beftehen Sie nicht auf dieſes oder jenes 
einzelne Wort! Laffen Sie und um Desmwillen nicht eine Adreffe an Se. 
Majeftät ven König richten, die den Landtag in zwei Rager fpaltet ! Seien 
wir hierin einig, und dieſe @inigfeit wird länger leben in ven Annalen der 
Geſchichte, als jenes einzelne Wort!’ 


&8 folgte num endlich das Schlußwort v. Bederaths. Nach Be- 
tichtigung einiger Misverftändniffe in Betreff der Stellen des Entwurfs, 
welche von dem Beirath des Ver. Landtags bei Geſetzen und von der 
Unftatthaftigfeit mehrer ftändifcher Körperfchaften nebeneinander fpre: 
chen, kam der Redner auf die Gegenüberftelung des Entwurfs und des 
Amendements und ſprach fich darüber fo aus: 

„Es ift von dem geehrien Mitgliede des Herrenſtandes, welches das 
Amendement geftellt hat, gefagt worben, daß der Entwurf der Kommilfion 
die Krone in die Alternative jeße, entweder fofort den Ständen Recht zu 
geben oder ihnen daffelbe abzufprechen. Ich glaube, daß dieſes eine irrige 
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Auffaffung if. IH Halte es im Gegeniheil für einen der weientlichften 
Vorzüge ded Entwurfs, daß er die Krone gar nicht in den Fall bringt, 
ſich fofort auszuſprechen, und gerade deshalb ift diefe Form von der Roms 
mifjion gewählt worden, weil je die zartefte und rückſichtsvollſte iſt. Es 
wurde der Weg empfohlen, durch Petizionen die Bedenken zu äußern, 
Ganz abgejchen von den andern Gründen, aus welchen hierauf von meiner 
Seite nicht eingegangen werben fonnte, erlaube ich mir zu bemerken, daß 
gerade dadurch Das herbeigeführt werden würde, was der geehrte Antrags 
fieller vermieden wiſſen will, nämlich, daß die Krone in die Lage gebracht 
wird, fich jofort zu erklären. Wir würden gerade dann, wenn wir den 
Weg der Petizionen einjchlügen, der Aufforderung entgegen handeln, vie 
die Krone in der Thronrede audgelprocdhen hat, das neu geichaffene Werk 
nicht durch Neulingshaft in Frage zu ftellen. Wie aber die Adreſſe gefaßt 
ift, jo ift darin nur eine einfache Erwähnung und Wahrung derjeniegen 
Rechte enthalten, die dem Lande aus der früheren Gefeggebung zuftehen, 
öhne daß auf dieje Darlegung eine fofort zu gemährende Forderung gegrün- 
det wird. Daſſelbe verehrte Mitglied hat mit Recht bemerkt, daß der Weg 
der Reformen derjenige fei, auf welchem wir uns befinden. Ich trete Dem 
vollfommen bei, daß das der rechte Weg ſei, ich füge noch hinzu, daß ich 
jelbft ven Weg der allmäligen Reform für den beiten, den gedeihlichften 
halte. Damit aber vieler Weg und erhalten bleibe, damit auf dieſem 
Wege nit nur die Regierung, ſondern au dad Volk wandeln fönne, 
liegt die Nothwendigfeit vor, in der Adreſſe die betreffenden Rechte zu 
wahren. Denn von den jet geichaffenen ftändiichen Inftituzionen hat nur 
der Vereinigte Landtag das Recht, in fländiichen Angelegenheiten, aljo 
in Bezug auf die Fortbildung der Verfaffung, Petizionen zu ftellen. Der 
Bereinigte Landtag hat aber nicht das Recht der periopiichen Einberufung. 
Da er dieſes Recht nicht Hat, fo fteht Nichts entgegen, die Möglichkeit ans 
zunehmen, daß er nicht mehr einberufen wird. Ich ſage: die Möglichkeit. 
Der Vereinigte Ausfhuß, dem freilich periodiihe Einberufung verliehen 
ift, hat nicht das Recht, in Bezug auf die Verfafjung zu petigioniren; bie 
Provinziallandtage haben dafjelbe noch weniger. Wird alfo der Vereinigte 
Landtag nicht wieder einberufen, fo ift dem Volfe jever Weg abgeichnitten, 
feine Bitten und Wünfche in Betreff der ftaatlichen Entwidelung an den 
Thron gelangen zu laſſen. Wir haben nicht nur den Weg der Reform be- 
treten, wir haben auch fchon eine Strede zurüdgelegt. Daß dies geichehen, 
Das haben wir allerdings, wie in der Adreſſe ausgedrüdt ift, der von dem 
Throne herab ergangenen Anregung zu danken; wir haben e3 aber auch zu 
danfen der mitwirfenden Ihätigkeit des Volkes, die fich durch die gejege 
mäßigen Organe, durch die Provinziallandtage, bis dahin in fortwähren- 
den Bitten und Anträgen auf Fortbildung unferes Öffentlichen Lebens fund» 
gegeben hat. Dieſe mitwirfende Thätigfeit un zu erhalten und zu fichern, 
fie nicht von einem einfeitigen, wenn auch dem mohlmollempften Ermeſſen 
abhängig zu machen, dad war einer der Gefichtöpunfte, die der Adreſſe 
zum Grunde liegen. Ic gehe näher auf das von dem geehrten Mitgliede 
der Herrenfurie geftellte Amendement ein und muß mich im Allgemeinen 
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dahin Außern, daß ed eben dasjenige, was nach einer ziemlich allgemein 
in der Berfammlung ausgefprochenen Meinung darin enthalten fein muß, 
nicht enthält, indem ed nämlich den Rechtsboden, um deſſen beutliche 
Bezeichnung und Wahrung es fich handelt, nicht wahrt, ſondern jogar in 
Frage ftellt. Ich finde, was das Einzelne betrifft, das Amendement nicht 
freimüthig, denn ed verleugnet dad Bewußtſein des Volkes und biefer 
Berfammlung; es ftellt Dinge in Zweifel, die ſeit Jahrzehnden abgemachte 
Fragen find. Vergebens wird eingewendet, daß ed einer genaueren Prü- 
fung, einer tiefer eingehenden Erörterung bedürfe, um jene Rechte Elar 
zu ftellen. Meine Herren! Diefe Rechte leben im Volke, fie find Jahr: 
zehnde lang Gegenftand der Betrachtung und Erörterung geweſen, denn 
es find die Angelpunkte ver vaterländiichen Hoffnungen. Freimüthig kann 
ich das Amendement nicht nennen. Ich Fann vielmehr dabei nur erinnern 
an den Ausſpruch eines der berühmteften Meifter ver Diplomatie, „daß 
man die Worte gebrauchen müſſe, um die Gedanken zu verbergen.” Ich 
finde dad Amendement zweitens nicht parlamentarifch. Meine Herren! Was 
würben wir fagen, wenn wir vom englifchen Parlamente hörten, es ſei 
von diefem eine Mittbeilung an die Krone ergangen, worin ed heiße, daß 
manche Mitglieder diefer oder jener Meinung wären, daß das Parlament 
fi noch nicht überzeugt habe, daß es aber juchen wolle, jich zu überzeu- 
gen, und daß, nachdem dieſe Ueberzeugung fich gebildet Haben werbe, 
Petizionen an die Krone gerichtet werden würden. Ich glaube, daß fo 
etwas mit der haltung des englifchen Parlaments nicht vereinbar ift; warum 
follte e8 denn mit der unfrigen vereinbar fein? Wohl mag jene Berfamm- 
fung mitzuwirken haben an den Gefchiden eines mächtigen Reiches, aber 
auch wir vertreten eine Weltmacht, hinter uns ftehen nicht nur die 15 Mil 
lionen, die unfer engered Vaterland umfaßt, fondern auch die 25 andern 
Millionen des deutihen Volks, deren Geſchicke hier auch mehr oder weni- 
ger entjchieden werden. Warum foll diefe Verfammlung, vom Könige 
berufen, vom Volk entfendet, nicht ihre Meberzeugung unverhüllt varlegen? 
Was fanın entgegenftehen, wenn dabei, wie ed hier geichehen ift, mit 
forgfältiger Rüdjicht auf die Lage des Augenblicks verfahren wird? Ich 
finde endlich das Amendement nachtheilig, weil e8 vor der Krone einen 
. Schleier wirft über das Herz des Volkes, weil ed dazu beitragen fünnte, 
die Krone irre zu leiten über bie innere Lage und über die Stimmung des 
Landes. 

Meine Herren! Erlauben Sie mir, daß ich zum Schluß viefer De— 
batte noch einige Worte an Sie richte. Es giebt im Leben der Nazionen 
Augenblide, mo ſich all’ ihr Kühlen und Denken, ver ganze Inhalt ihres 
Gejanmtdafeind wie in einem einzigen Punkt zufammendrängt, Dann 
treten die Gegenfüße feharf einander gegenüber, eine Wahl muß getroffen 
werben, und diefe Wahl entjcheidet über die höchſten Interefien des Volkes, 
In ſolchen entfcheidungsvollen Momenten weht uns der Hauch der Welt: 
geichichte an, vemüthig ahnt der Menich das Walten eines höheren Geiftes, 
aber feine Seele wird feft, wenn er fi im Einklang fühlt mit diefem 
ewigen Geifte, und feine Künfte, feine Combinationen, wie gefchidt fie 
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auch berechnet fein mögen, fünnen ihn ableiten von dem Wege, den fein 
innerfted Bewußtjein ihm vorzeichnet. Meine Herren! Sie haben ein in- 
haltſchweres Wort zu reden in diefer feierlichen Stunde, Sie werben ent- 
fcheiven über den theuerften Beſitz, über ein heilige Gut des Vaterlandes. 
Es handelt ih darum, ob alles dad, woran unfer Herz hängt, was wir 
alsınad Fundament unjerer Zukunft betrachten, was und bisher ein Troft 
war, wenn wir über bie Nichterfüllung vaterländifcher Hoffnungen trauer: 
ten, ob alled das ein leerer Schatten, ein zweifelhaftes Wefen war, dem 
wir auf ungewiffen Wegen nachgehen müſſen, oder ob wir die edle Errun⸗ 
genſchaft uniered Volkes, wie ed unfere Pflicht it, unferen Kindern unge: 
ſchmälert erhalten wollen. Es handelt fi) darum, ob wir dazu beitragen 
wollen, der Krone eine unrichtige Meinung von den inneren Zuſtänden des 
Landes beizubringen und fo die Gefahren zu vermehren, die früher oder 
fpäter hieraus hervorgehen müſſen; ed handelt fi darum, ob wir dem 
edlen Fürften , deſſen Seele nah Wahrheit verlangt, die Wahrheit vorent: 
halten wollen! Das Amendement entipricht nicht der Wahrheit, ich ver: 
werfe es und beftebe auf dem Entwurf der Kommiſſion, einverftanden ba= 
mit, daß die Stelle, welche ven Eindruck der Thronrede jchildert, daraus 
wegbleibt.” 

Es fam nun zurAbftimmung. DasArnim ſche Amendement warb 
zuerft zur Stage geftellt ; es fiel mit 

303 gegen 290 Stimmen, 
alfo mit einer Mehrheit von 
13 Stimmen. 

Hierauf fam man zu dem Auerswaldſchen. GrafArnim felbft 
verwandte fidh jegt für diefes und fpradh die Hoffnung aus, daß Die, 
weldye für fein Amendement geftimmt, fich nun indem Auerswaldichen 
wiederfinden würden. Und foerlangte dieſes letztere durch eine Vereinigung 
der Konfervativen und eines Theils der Liberalen die bedeutende Majo- 
rität von 

484 gegen 107 Stimmen. 

Nur die äußerfte Oppofizion — beftehend aus einigen 80 Rhein- 
ländern, Weftfalen, Schlefiern und Poſenern — ftimmte 
dagegen, weil es ihr nicht entichieden genug, dazu eine Heine Frakzion 
royaliſtiſcher Ultras, denen es fchon viel zu entfchieden war *). 

Der Kommiffionsentwurf kam hiernach gar nicht zur Abftimmung. 


*) Eine Korrefpondenz des belgifchen Journals ‚‚Ind&pendance’’ giebt das Stim> 
menverhältniß fo an: von der Oppofizion 41 Rheinlänber, 40 Weftfalen und Schlefler ; 
bazu 26 Ultras verfchiedener Provinzen. Die 41 Rheinländer führt fie fogar nament- 
lih auf; es wären Dies Folgende gewefen: Aldenhoven, Baum, Bederath, Bem- 
melmanns, Bruft, Camphauſen, Dahmen, Fasbinder, Flemming, Graech, Her- 
ger, Hanfemann , Herberg, Heydt, Graf v. Hoensbroich, Hüffer, Joeriſſen, Jungs 
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Sp war der erfte Akt des großen Dramas vorüber und damit die 
Entfheidung gegeben über den Karalter des Landtags und feine Stel: 
lung zur Gefeggebung des 3. Fbr. Es war entfchieden, daß der Land: 
tag in feiner Majorität zwar eine Fortbildung der neuen Verfaſſung 
wünfchte, ja eine ſolche fogar für nothwendig zum Wohl des Landes 
und für geboten durch frühere Zuficherungen erfannte, daß er aber den 
Muth nicht hatte, fie ald ein Recht von der Krone zu fordern, fon- 
dern immerfort — um mit Hanfemann zu fprehen — von Ber: 
trauen und Önade leben wollte, 

Wenn derLandtag die Adreffe in ihrer urfprünglichen Geitalt, nad) 
dem Bederathfchen Entwurfe, annahm, fo ftellte er ſich dadurch auf einen 
felbftftändigen Rechtsboden außerhalb der Öefeßgebung des 3. Febr. 
und gegenüber der Krone. Er ſprach dann zur Krone: „Wir find 
nicht, wozu uns zu machen Dir beliebt, fondern wir find und wollen- 
fein, was zu fein die Stimme des Volfes und die Mahnung der Ge- 
Ihichte und gebietet und wozu die frühere Gefeßgebung felbft uns 
berechtigt. Wir fordern für die 16 Millionen, die wir vertreten, die 
Rechte und Freiheiten, welche zu fordern ein politifch gebildetes und 
reifes Volk nad) den urewigen Gefegen der Gefchichte berechtigt ift, die 
Rechte und Freiheiten, deren ſchon vor mehr denn 30 Jahren diefes 
Bolf von feinem Fürften felbft für würdig und bedürftig erflärt ward, 
die Rechte und Freiheiten, ohne weldye ein geordneter Verfaffungszus 
ſtand, ein gedeihliches Verhältniß zwifchen Thron und Volk, eine ftarfe 
Regierung im Innern und nach außen heutzutage nicht mehr möglid) ift. 
Wir fordern fie, weil wir e8 gut und ehrlich meinen mit dem vereinten 
Wohl des Königs und des Landes, und Du, König, wenn Du es 
wirklich gut meinft mit dem Glücke Deines Volks, wenn dieles Glüd, 
wenn die wahre Macht Deiner Krone, die wahre Stärke Preußens Dir 
höher fteht, als der wejenlofe Schein felbftherrlicher Allgewalt und 
fchranfenlofen Beliebens, Du wirft ung, was wir fordern , nicht ver: 
meigern.‘’ 

Das war der Geift, der aus der Adreſſe in ihrer urfprünglichen af: 
fung, der ausden fchönen und erhabenen Reden der Oppofizion — eines 
Bederath, eines Camphauſen, eines Hanfemann, eines 


bluth, Kaspers, Kayfer, Koenig, Lang, Lenfing, Zoe, Merkens, Mewiſſen, Minder- 
jahn, Mohr, Müller, Mylius, Nyvenheim, Raffauf, Reh, NReicharbt, Reinhard, 
Rombai, Schöller, Schult, Stedtmann, Uellenberg, Zunderer. Wir wagen nicht, diefe 
Aufzählung unbedingt als richtig anzunehmen, 
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Milde, eines Binde und eines Mewiffen — fo fräftig, ſo bes 
geifternd herausflang. 

Es war der Geit wahren Rechts — gegenüber dem Belie⸗ 
ben, das fih in die Formen des Rechts kleidet —, der Geift des 
wahren Konjervatismus, weicher das Lebensfähige erhält, in« 
dem er das Lebensunfähige abftößt — gegenüber jenem falſchen Kon- 
ſervatismus, der Nichts aufgeben will und lieber Alles aufs Spiel fegt, 
— der Geiſt wahrer Geſchichtlichkeit, der die ewigen Geſetze 
ber Geſchichte begreift und anerfennend ehrt — gegenüber jenem Geifte dex 
Afterhiftorie, der fich vermißt, dem Weltgeift in den Arm zu fallen und 
auf eigue Hand Gefchichte zu machen, 

Für diefen andern Geift Fämpften die Gegner der urfprünglichen 
Adreſſe, kämpfte vor Allem das Minifterium, Einzelne Zugeftänpniffe, 
„einzelne Abändernngen der Geſetze v. 3. Febr. gab man nad) oder ftellte 
man in Ausfiht — nur das Prinzip follte nicht angetaftet werben, 
aus dem dieſe ganze Geſetzgebung hervorgegangen und zu defien Ber 
ewigung fie beftimmt war — das Prinzip abfoluten Belieben, 
unbefchränfter Machtvollkommenheit der Krone. Die 
Stände, das Volk follten feine Rechte fordern oder beanipruden 
bürfen, jondern fich mit denen begnügen müffen, welche die Krone ihnen 
zu geben beliebt hätte oder künftig noch belieben würde; es follte fein 
Zweites geben neben dem allein fouveränen Willen des Monarchen, 
Nichts, was man gegen diefen anrufen, Nichts, wodurd er gebunden 
oder beftimmt werden könnte, gar Nichts, nicht einmal die feierliche, 
mit Geſetzeskraft befleiveten Ausfprüche eines gleich fouveränen Willens 
auf dem gleichen Throne. Der König follte ganz frei handeln, aus ganz 
freiem Entfchluffe tun, was etwa noch zu thun, geben, was noch zu 
geben ſei, — wann und wie e8 ihm gut dünfen würde; er follte nicht 
gedrängt, es follte fein Zwang, auch nicht der moralifche einer Rechtso⸗ 
forderung feitens der Stände, auf ihn geübt werden. Das war, was 
man als das unveräußerliche Recht der Krone und als die unmweiger- 
lihe Pflicht der Stände darzuftellen fi) bemühte, Das war das 
Thema, weldyes Graf Arnim in feinen Reden fo kunſtreich variict 
durchführte. Der Landtag follte feinen beftimmten Rechtsanſpruch, Feine 
Wahrung ‚‚erworbener‘’ Rechte in der Adreffe niederlegen ; er follte nur 
bitten — umd um was? um die Erlaubniß, Fünftig vielleicht um 
weitere Rechte bitten zu dürfen, um die Gunſt, daß Dies ihm nicht 
ald Undanf ausgelegt werden möchte! Ja, fo weit ging man in ber 
ängftlihen Beforgniß, felbft das moralifche Gewicht eines entfchiedenen 
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Gefammturtheils der Stände über das Patent v. 3. Febr. abzuwenden, 
daß man lieber die parlamentarifche Monftrofität auf fih nahm, den 
Landtag feierlich erflären zu laſſen, er wifle eigentlich felbft noch nicht, 
was er wolle, einen Ausfpruch der Gefammtheit zu provoziren, der 
aber ausdrüdlich fih nur als die Meinung Einzelner geben follte. 

Zwifchen diefen beiven Richtungen — der des urfprünglichen Ent⸗ 
wurfs und der des Arnimfchen Amendements — war eine Vermittlung 
nicht wohl denkbar: fie ftanden ſich direft und fchroff gegenüber. Ent⸗ 
weder Rechte fordern — oder um Bergünftigungen bitten 
— ein Drittes zwifchen Beiden gab es nicht. 

Und dody ward eine ſolche Vermittlung verſucht — und nicht blos 
verfucht, fondern der Landtag ging aud) darauf ein, ging darauf ein 
mit einer überwiegenden Majorität! Man ließ den Landtag ausfprechen 
— und der Landtag fprad) es aus —, daß er gewiffe Rechte als durch 
feine Berufung für fi) erworben eradhte, daß er diefe Rechte hiermit 
feierlih wahre, daß er aber vielleicht fpäter die Krone bitten 
werde, diefe Rechte — er wifle felbft nody nicht weldhe — ihm auf dem 
Wege der Gnade zuzugeftehen. Das hieß denn doch wahrlich, die 
Monftrofität der Arnimfchen Adreffe noch überbieten! 

Die bedeutende Minorität, welche für das Arnimſche Amendement 
ftimmte, zeigte die Stärfe des abfolut royaliftifchen Elements in der 
Berfammlung ; die gewaltige Majorität aber, welche der Auerswalpfche 
Antrag erlangte, verrieth die Unklarheit und den Mangel eines feften 
leitenden ‘Prinzips, der unter einem großen Theile der Liberalen herrfchte, 
eine Beobachtung, die für die Anhänger diefer legtern Richtung in 
mancher Hinficht noch fchmerzlicher und Bedenken erregender war, als 
jene erfte. 

Auf der andern Seite lag allerdings einiger Troft und ein gewiſſer 
Triumf für die Oppofizion in der Verwerfung des Arnimfchen Amende- 
ments, diefes Amendements, weldyes mit fo viel Gefchid vertheidigt, 
deffen Annahme von der Regierung felbft gewünfcht ward, dieſes Amen- 
dements, worin die ultraroyaliftifche Partei bereits das Aeußerfte, ja 
eigentlich fhon Mehr erblidte, als man billigerweife hätte nachgeben 
follen. Und diefes Amendement ward verworfen, dagegen das aus den 
Reihen der Oppofizion ihm entgegengeftellte angenommen! Das gab 
wenigftens der Hoffnung Raum, daß die Oppofizion bei fefterem Zu⸗ 
ſammenhalten, in ähnlichen Fragen beflere Erfolge erzielen könne, daß 
die Bartei der unbedingten Royaliften und Regierungsmänner doch nicht 
die Mehrheit der Berfammlung bilde. 
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Ueberhaupt, wenn man von dem nadten Refultate der Adreßver⸗ 
handlungen abfah und mehr diefe felbft ins Auge faßte, fo ftellte ſich 
die Sache günftiger für die Oppofizion. Es war ſchon ein großes Zus 
geftändniß und, vom Standpunkte der Regierung aus, fogar ein großer 
Behler, daß man ſich auf Erörterungen über die Geſetzgebung v. 3. Febr. 
einließ. Der Abfolutismug, der mit Gründen fämpfen] will, ift allemal 
in diefem Kampfe verloren. Vollends nun aber ein ſolches Zwitterding 
von Recht und Belieben, wie die Verfaffung v. 3. br. war — um 
Das mit Erfolg zu vertheidigen, dazu hätte der Minifter Mehr, als 
Dedipus, und der Landtag Mehr, ald Davus, fein müffen. Der König 
hatte in der Thronrede den allein möglichen Standpunft bezeichnet, aus 
welchem fid) die Gefeggebung v. 3. Fbr. vertreten ließ: er fei, hatte er 
gefagt, mit der ganzen Freiheit Fönigliher Madtvoll- 
kommenheit an die Ergänzung und Vollendung des Gefeges von 
1820 gegangen. Diefen Standpunft gab der Minifter auf, indem er 
den Ständen zu beweifen verfuchte, daß die Geſetzgebung v. 3. Fbr. 
die wirflihe Erfüllung des Gefepes von 1820 enthalte. Ein 
folcher Beweis mußte mislingen und mislang denn aud) volftändig. 
Man bewies vielmehr dem Minifter, daß das neue Geſetz dem alten 
nirgends entfpreche, daß es die beftimmteften Zuficherungen deſſelben 
unerfüllt laffe und zurüdnehme. Was follte er nun machen? 

Die natürliche Konjequenz wäre gewefen, daß der Minifter zuges 
geben hätte: die neue Berfafjung, da fie einmal zur Erfüllung des 
Befegesvon 1820 gegeben fei, folle auch, infoweit fie wirklich 
demfelben nicht entfpreche , in deſſen Geift und Sinn ergänzt, vervolls 
ftändigt werden. Aber Das fonnte er nicht, denn Das lief wider das 
Wefen des Abjolutismus , der fouveränen Selbftherrlichkeit des Mo: 
nardhen, des: Tel estnotreplaisir! Ein Recht auf ſolche Ergänzungen 
durfte der Minifter den Ständen nicht einräumen ; er durfte fie nur auf 
den Weg der Betizion verweifen. Das heißt alfo mit andern Worten: 
als Vertheidiger des Patents mußte der Minifter in der Debatte wohl 
oder übel die logifche Nothwendigfeit von Ergänzungen und Aenderuns 
gen deffelben zugeftehn, oder, wenn er fieauch nicht förmlich zugeftand, fo 
fonnte er fie doch nicht ableugnen; gleihwohl aber durfte er, ald Mi— 
nifter einer ‚‚ungefhwächten Krone’, nicht zugeben, daß diefe Noths 
wendigfeit für den abfoluten Willen eriftire, vielmehr mußte er 
diefem die völlig unbefchränfte Entſcheidung darüber vorbehalten, durfte 
die Stände nur auf den freien Entſchluß, die Gnade des Königs ver, 
tröften. 
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Hierin lag die erfte moraliſche Niederlage des alten Syſtemo, der 
etſte entſcheidende Sieg der Oppoſizion über daffelbe, darin nämlich, 
Daß bus ganze Land und das fernfte Ausland aus diefen Debatten er: 
kannie: dieſes Syſtem fei mit Gründen, fei dor der allgemeinen 
Vernunft, in bet Öffentlichen, freien Debatte nicht meht zu Kalten, ſeine 
einzige Stüge fei roch dad: Statproratione voluntas! Vom Throne 
herab ließ fich wohl den Ständen zurufen: „Keinet Macht der Erde ſoll 
es gelingen!’’ und: „Ich verfage jede Mitwitkung dazu, das Verfaf— 
ſungswetk durch Neulingshaft in Frage zu ſtellen““ — denn dott durfte 
Niemand antworten; aber in der Debatte, im Kampf der Gedanken, 
wo Gründe, nicht Machtſprüche entfcheiden, da mußte diefes Syſtem 
in feiner ganzen Nichtigkeit und Blöße offenbart werben. Die Haltung 
des Minifters in der Adreßdebatte war ein eflatanted Dementi der 
Föniglichen Thronrede und eine glängende Huldigung jener, dort fo hart 
Vertictheilten ‚,Zeit- und Schulmeinungen““, denn eben diefe „Zeit⸗ und 
Schulmeinungen,“ die ewig fiegreichen Waffen der Vernunft und der 
Geſchichte waren es, welche den Minifter mit feiner Vertheidigung des 
Patents ſchmaͤhlich in die Flucht ſchlugen, welche ihn von Widerſpruch 
zu Widerfpruc, von Konzeffton zu Konzeffion trieben und endlich zwan⸗ 
gen, mit Freuden ein Amendement zu begrüßen, das, bei aller ſtreng⸗ 
topaliftifchen Tendenz, doch nicht umhin fonnte, Anträge auf Abände- 
rungen det Verfafjung des 3. Fbr. fchon für dieſen erften Landtag anzu: 
- Tündigen, alſo recht eigentlich das kaum vollendete Werk „durch Neu— 
lingshaſt in Stage zu ſiellen.“ 

Das ift die Konſequenz des abfolutiftifchen Syftems ! 


Sechſtes Kapitel. 


Die Antwort des Königs auf die Adreſſe der Stände. 





Am 23. April, in vereinigter Berfammlung beider Kurien, ward 
die Antwort des Königs auf die Adreffe den Ständen mitgetheilt. Sie 
fautet fo: 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. ſ. w., 
entbieten unfern zum erften Vereinigten Landtage verfammelten Ständen 
Unfern gnädigen Gruß. Wir haben mit Befriedigung den Ausprud des 
Danfes vernommen, welchen unjere getreuen Stände in der Adreſſe vom 
20. d. DM. niedergelegt Haben, und mit noch größerer Befriedigung daraus 
erfehen, wie dieſelben ihre Aufgabe darin erkennen, in einer aufdem Rechts: 
boden begründeten innigen Vereinigung der Krone mit den Ständen für 
eine fegensreiche Entfaltung der vaterländiſchen Zukunft zu wirfen. Darin 
erfennen auch Wir ihren jchönen Beruf. 

Wenn unfere getreuen Stände gleichzeitig wegen ded Umftandes, daß 
viele Mitglieder derſelben die völlige Uebereinftimmung der älteren und 
neueren ftändifchen Gefeßgebung zu vermifien glauben, eine Wahrung der 
fländifchen Rechte in die Adreſſe niedergelegt haben, fo wollen Wir zwar 
diefe Aeußerung nicht einem Mistrauen in Unfern Föniglichen Willen bei— 
meſſen, alle wohl erworbene Rechte jelbft zu wahren und zu fehirmen ; den⸗ 
noch aber erfordert die nie zu trübende Wahrheit und Offenheit zmifchen 
Uns, Unfern Ständen und Unferm Volke eine unzweideutige Erwiderung. 

Mir haben, ald Wir dad Patent und die Verordnungen vom 3. Fhr. 
d. 3. aus freiem Entichluß und königl. Machtvollkommenheit erließen, die 
ſtündiſchen Verheißungen Unſeres in Gott ruhenden Königs und Vaters 
Maieftät nicht nur nach beftem Willen und Gewiſſen erfüllt, ſondern au 
Unfern getreuen Ständen darüber hinausgehende wefentliche Rechte vers 
lieben ; fo weit jene Berheigungen einer Auslegung und Ergänzung be⸗ 
durften, haben Wir dieſe in dem Sinne gegeben, wie Wir ſolche mit den 
Inſtituzionen und der Wohlfahrt des Vaterlandes allein für vereinbar 
hielten. Deshalb vermögen Wir für den durch Unſere Geſetzgebung von 
B. Behr. d J. ind Leben gerufenen Vereinigten Landtag feine andern Bes 
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rechtigungen anzuerkennen, als diejenigen, welche demſelben durch viele 
Gefepgebung beigelegt find oder Fünftig von Uns im verfaffungsmäßigen 
Wege beigelegt werden möchten. Unſere getreuen Stände dürfen bei Aus: 
übung diefer Rechte fich Unſeres Fräftigften Schuges verfichert halten, wo— 
gegen Wir auch zu ihnen das fefte Vertrauen hegen, daß fie fih nur inner⸗ 
bald derselben bewegen und ihre venfelben entfprechenden Pflichten erfüllen 
werden. 

Die Gefeßgebung vom 3. Febr. d. J. ift in ihren Grundlagen 
unantaftbar; Wir betrachten fie aber deshalb nicht als abgefchloflen , viel: 
mehr als bildungsfähig. Darum haben wir Unfern getreuen Ständen jelbft 
den Weg eröffnet, die darauf bezüglichen Anträge Und vorzulegen, und 
Wir werben folche, wenn fie an und gelangen, genau prüfen und gern in— 
fomeit gewähren, ald Wir dies mit den unveräußerlichen Rechten der Krone 
und der Wohlfahrt des Landes für vereinbar halten. Auf dieſem verfaf- 
fungsmäßigen Wege können zugleich alle Zweifel ihre Erledigung finden, 
die etwa über den wahren Sinn dieler Gefeggebung obmalten möchten. 

Auch wollen Wir, da den von dem erften Vereinigten Randtage aus: 
gehenden Anträgen und Wünfchen der vorgedachten Art die Orundlage reif: 
licher Erfahrung fehlen würde, für diefen Zwed aber, nach Borfchrift des 
$. 12 der erften Verordnung vom 3. Febr. d. J., die Thätigfeit ded Der: 
einigten Landtages erforderlich ift, Unfern getreuen Ständen hiermit gern 
die Zuficherung ertheilen, daß wir diefelben das nächfte Mal innerhalb der 
durch $. 2 der zweiten Verordnung vom 3. Febr. d. J. für die periodische 
Zufammenberufung zentralftändiicher Berfammlungen vorgefehenen Frift 
von vier Jahren, auch wenn Feine durch das Geſetz felbft gebotene Veran— 
laffung dazu vorliegen follte, vollzüählig um Und verfammeln werden, da— 
mit die Früchte befferer Erfahrung nicht unbenugt bleiben, 

Uebrigens bleiben Wir Unfern getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, ven 22. April 1847. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen, 
v. Bogen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodel- 
ſchwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Frh. v. Ganig. v. Duesberg. 


Es müßte intereffant fein, die Berathungen zu Fennen, die der 
Abfaffung diefer Antwort vorausgingen. Leider aber liegt, was auf 
dem andern Flügel des Schloffes gefhah, nicht fo offenfundig vor Aller 
Augen da, wie die Verhandlungen im weißen Saale. So Viel ift in- 
deß gewiß und geht auch aus dem Karakter diefer Antwort deutlich her⸗ 
vor, daß diefes Aftenftüd nicht, wie die Thronrede, von dem Monat: 
hen felbft, nur im Geheimniß mit wenigen Vertrauten , höchfteigen 
abgefaßt, fondern daß es mit den Räthen der Krone berathen, vielleicht 
fogar von denfelben entworfen und vom Könige nur genehmigt worden 
iſt. Wäre diefe Antwort wieder blos ein Erguß perſönlicher Gefühle 
des Monarcheri gewefen, fo hätte fie, wenn man den Karafter deffelben 
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und Die Borgänge feit der Thronrede in Rechnung zieht, wohl ganz ans 
ders ausfallen müflen. Wenn fchon der bloße Gedanke an eine Aufs 
lehnung der Stände gegen das ‘Patent v. 3. Febr. den König zu jenen 
Ausbrücdhen gereizter Stimmung hinriß, die man mit Erftaunen vom 
Throne herab vernahm, was hatte man nicht jegt zu erwarten, nad)» 
dem die zweitägige Adreßdebatte beinahe eine fortlaufende Reihe von 
Angriffen auf jenes ‘Batent entfaltet und fo den peremtorifchen Ermah- 
nungen des Königs an die Stände, nichts Andres zu erftreben, als 
wozu er fie berufen, geradezu Hohn gefprochen hatte ! 

Aber, fei es nun, daß die große Uebereinſtimmung, mit welcher 
faft alle Redner, die in der Apreßdebatte auftraten, jelbft die am Wenig⸗ 
ften liberalen , das Ungenügende der Gefeggebung v. 3. Febr. und die 
Rothwendigfeit einer Erweiterung derfelben anerfannten, den Glauben 
des Königs an die Bollfommenheit feines Werfes doch etwas erfchüt- 
tert und ihn für Widerfprüche empfänglicher gemacht oder daß die Mäßi- 
gung und die ebenfo monarchifche als patriotifche Gefinnung, welche fi 
auch in den fchärfften Oppofizionsreden kundgab, feinen Haß gegen 
die liberalen Beftrebungen entwaffnet und ihm imponirt hatte — ober 
fei es, daß feine Minifter ihm VBorftellungen machten und ihn baten, 
nicht durch allzu fchroffes Entgegentreten die ſchon wieder etwas bes 
rubigte Aufregung von Neuem anzufachen und der Oppofizion neue 
Stärfe zu geben, während man eben durch Fluges Diplomatifiren Alles 
ins befte Gleis gebracht und eine Löfung der Streitfragen eingeleitet 
habe, bei der die Krone gänzlich freie Hand behalte und wenigfteng, 
wenn fie auch Etwas nachgebe, doc die Form, das Prinzip retten 
fönne — genug, die Antwort des Königs fiel, wie man fieht, in eben 
dem Grade verföhnlich aus, wie die Thronrede fchroff und verlegend 
war. Freilich, im Wefentlichen gab fie ebenfo wenig von dem Prinzipe 
Etwas auf; entjchieden verneinte fie jede vorgebliche Berechtigung der 
Stände, die nicht aus der Geſetzgebung v. 3. Fbr. flöffe; entfchieden 
erflärte fie die Grundlagen diefer Gefeßgebung, d. h. das Prinzip 
des abfoluten Königthums deſſen Außerfte Spike das perfönliche 
Belieben des Monarchen ift, für unantaftbar und machte fomit jede 
Fortbildung der Verfaſſung — die fie allerdings nicht ausſchloß — ein- 
zig und allein von dem guten Willen des Königs abhängig. 

Das einzige wirkliche Zugeftändniß , welches darin den Wünfchen 
der Stände gemacht ward, war die Verheißung einer Wiederberufung 
derfelben binnen 4 Jahren — ein dürftiged Zugeftändniß im Vergleich 
zu den großen und gerechten Anliegen der Stände, und ein gefährliches 
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obendtein, denn durch dieſe Ausficht gewann man die große Maſſe ber 
Afeitzufriedenen , die bei jedem Fleinften Fortſchritt der Regierung Tor 
gleich in Dank und Rührung erſtarben, erfliäfte unbequeme Wünſche 
im Reime, indem man fie auf die nächfte Sitzung des Landtags ver- 
wies, und entzog Der Oppoſizivn den gewichtigen Beiftand einer flar- 
fen gernäßigten Frakzion, welche hauptſächlich nur in dieſem einen 
Punkte, der Petivdizität, eine Ergänzung der Berfaffung vom 3. Febr. 
wünſchte. 

So ſuchte man von Seiten der Regietrung das Refultat der Adreß⸗ 
debatte nach Möglichkeit zum Beſten zu wenden. In der Allg. Preuß. 
Zeitung belobte man gleichzeitig den Landtag wegen feiner ‚männlichen 
Befonnenheit“ bei dieſen erften Verhandlungen, freute ſich aber doch, 
daß deſſen Wirkfamfeit fich num nicht mehr „auf dem Terrain der Prin⸗ 
zipien“ entwidte, „, auf weldyem die Wärme der Empfindung den Ein- 
zelnen Teicht weiter führe, ats für dad Wohl des Ganzen gut ſei“, 
fondern an einzelnen ftofflichen Fragen. Möchte‘ ſich dabei auch die 
entſchiedenſte Meinung nach beiden Seiten hin geltend machen, To 
würden doch, wie es bei der Entſcheidung über faktiſche, greifbare Ver⸗ 
haͤltniſſe natürlich fei, immer nım die größten Kenntniffe von 
der Sachlage umd die beften Gründe auf die Majorttät zählen 
Fönnen. 

Man dachte wwahrfheintich : wenn man nur erft über die Prinzip⸗ 
fragen hinweg ımd zu praftifchen Fragen der Gefeßgebung gefommen 
fet, fo werde ſchon die Intelligenz der Beamten über das leere politiſche 
Theoretifiten der Oppofigion glänzende Siege feiern. 

Aber auch darüber follte ver ‚intelligente Beamtenftaat ” bitter 
enttäufcht werden. 


Siebentes Kapitel. 


Die Rage der Opprfizion nad den Adreßverhandlungen, ihre Husfich 
ten und Pläne. Die „Deklarqzion der Aechte“ und ihr Schickſal. 





a 

Auf den zweitägigen Sturm der Adreßdebatte war eine mehrtägige 
Pauſe in den Verhandlungen des Landtags gefolgt. Während Diefer 
begannen die Barteien, und namentlich die Oppofizion , über ihre Lage 
nad) jenem Kampfe und über Das, was nun zu thun fei, fich gu orien⸗ 
tiren und zu verfländigen. Unter der Oppofigion herrſchte allerdings 
anfangs nicht geringe Verwirrung, Niedergefchlagenheit, zum Theil 
auch gegenfeitige Verſtimmung. Befonders die Nheinläuder waren uns 
muthig über das Berfahren Auer swald:s und der Oftpreußen , wel 
hen fie den ungünftigen Ausgang der Adreßverhandlungen ſchuldgaben. 
In der That fchien es unbegreiflich, wie gerade aus der Mitte ber 
Dfipreußen, denen doch früher felbft der urfprüngliche Adreßentwurf 
nicht entfchieden genug geweien, und gerade von Seiten Auerswalds, 
welcher Mitglied der Adreßkommiſſion war, ſolch ein matter, fich ſelbſt 
swiderfprechender Antrag hatte ausgehen können. Zur Rechtfertigung 
dieſes Antrags und zum Troft über den Ausgang, den die Adreßdebatte 
genommen, führte man zwar an, daß ohne denfelben das Arnimfche 
Amendement fonder Zweifel angenommen worden und daß biefed ber 
Regierung noch weit günftiger geweſen wäre. Allein die Entſchiedene⸗ 
ren wollten nicht zugeben, Daß felbft die Annahme des Arnim fchen 
Antrags den Landtag weiter von der Rechtsbafis entfernt oder mehr 
mit ſich in Widerſpruch verfegt haben würde, als Dies jegt in Folge 
des Auerswaldſchen Antrags der Fall feiz fie meinten ferner: eine 
anfehnliche Minorität gegen das Arnimfche, von der Regierung fo 
lebhaft gewünſchte Amendement würde faft denſelben Eindrud gemacht 
haben, wie diefe Verwerfung mit einer fo Heinen Majorität, eine Ber- 
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werfung, die überdies fo gut wie gänzlich paralyfirt worden fei 
durch die Annahme des Auerswaldfchen Antrags, der im Wefent: 
lichen die Rechte der Stände und des Volks ebenfowenig wahre, die 
Geſetzgebung vom 3. Febr. ebenfowenig entfchieden anfechte. Endlich 
aber, fagten fie, hätte die Annahme des Arnimfchen Antrags gegen 
die vereinigten Stimmen einer kompakten Oppofizion diefer Letztern 
wenigftens freie Hand gelaffen, um auf anderem Wege eine Wahrung 
der ftändifchen Rechte zu verfuchen; hätte man dann einen foldyen 
Schritt mit Eintraht und Entſchiedenheit gethan, fo wäre davon viel- 
leicht ein bedeutender Erfolg zu erwarten gewefen. Sept fei Dies fehr 
erſchwert, wenn nicht unmöglich gemacht; denn der Theil der Oppoſi⸗ 
zion, welcher mit der Majorität für das Auerswald ſche Amendement 
geſtimmt, habe dadurd für einen folchen entfchiedenen Schritt, wenn 
er ihn felbft jegt noch thun wollte , eigentlich die Berechtigung und den 
rechten Boden verloren; die Minorität aber fei zu ſchwach, um allein 
mit Erfolg Etwas der Art wagen zu fönnen. Was bleibe nun übrig? 
Der Weg der Petigion. Aber bier befinde man fich auf dem ungün: 
ftigften Terrain, dem unbeichränften Ablehnungsrecdhte der Krone gegen- 
über, genöthigt, Das im Einzelnen zu erfämpfen,, was man bei der 
Adreſſe, unter weit günftigeren Berhältniffen, im Ganzen hätte wahren 
follen. Die legte Hoffnung fei nun noch auf dieWahlen der Ausichüffe 
und der ftändifchen Deputazion zu fegen; da würden hoffentlich alle 
Die, welche die Heberzeugung hätten, daß dem Volfe und den Stän— 
den aus dem Geſetz v. 1820 wirklich Rechte erworben feien, diefe Rechte 
thatfächlich durch Verweigerung jener Wahlen wahren. Freilich fei 
eine fo direkte moralifche Verpflichtung hierzu, wie ſolche in dem urs 
fprünglihen Entwurfe enthalten gewefen, nunmehr, nad Wegfall 
jener darauf bezüglichen Worte, nicht mehr vorhanden, und es fei 
zweifelhaft, ob die lebendige Leberzeugung der Berfammlung von der Uns 
ftatthaftigfeit einer Mehrzahl zentralftändifcher Korporazionen, wie fie fi) 
bei den Adreßverhandlungen allerdings fundgegeben,, biß zu dem Mo— 
ment der Wahlen ungefhwächt fich erhalten werde. 

Die Weftfalen waren über den Ausgang der Adreßdebatte we⸗ 
niger beftürzt. Bei ihnen lebte alsbald die Idee wieder auf, die fie 
fchon früher gehegt: eine Wahrung der Rechte blos im Protofoll nieder- 
zulegen. Binde fuchte für diefe Idee die andern Mitglieder der Oppo» 
flzion zu gewinnen. Milde mit feinen Schlefiern und ein Theil der 
Rheinländer, Hauptfähhlich unter Stedtmanns Vorgang, ſchloſſen ſich 
zunähft an; etwas zögernd folgten Hanfemann und Mewiffen, 
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und, was fonderbar erfcheinen mag, au Auerswald trat hinzu und 
zog feine Oftpreußen nah. Auerswald mochte freilich wohl die 
Nothwendigkeit einfehen, auf irgend eine Weife recht entſchieden wieder 
gutzumachen, was er bei der Adreſſe durch feine ſchwankende und ver: 
mittelnde Haltung der liberalen Sache geichadet, und den Schein der 
Unentſchiedenheit, wohl gar der Zweidentigfeit von fich abzuwenden. 

Dagegen verfagten drei der beveutendften Barteigänger aus der 
Rheinprovinz, Bederath, Camphauſen und v.d. Heydt, ihren 
Beitritt zu der Deklarazion, weil fie die Form einer Verwahrung, die 
nicht direkt an die Krone gerichtet wäre und weder Petizion, noch Bes 
ſchwerde fein follte, für unzwedmäßig und unftatthaft hielten. Sie woll» 
ten nunmehr, nachdem der Verſuch misglüdt war, eine fpezielle Wah- 
rung der fländifchen Rechte in der Adreffe, wohin fie gehörte, nieder- 
zulegen, blos noch den Weg der Petizion , als den allein ordnungsmäs- 
figen, in der Berfaffungsfrage betreten. | 

Aus Ähnlichen Gründen hielt ih auh Graf Schwerin von der 
Deklarazion fern. 

Faft zwei volle Wochen vergingen mit den Verfuchen, fich zu eini⸗ 
gen, und den Verhandlungen über Korm und Inhalt der Deflarazion. 
Endlich, am 1. Mai, ward diefelbe, mit 139 Unterfchriften bededt, *) 
dem Marfchall der Dreiftändefurie überreicht. Sie lautet fo: 


An den 
Landtagsmarſchall, Ritter ıc. Herrn von Rohom 
bier. 

In der am 16. dv. M. ftattgefundenen Plenarfigung des Ber: 
einigten Landtages hat derfelbe eine Aoreffe an des Königs Majeftät 
beichloffen und in vieler, mit Bezug auf die von vielen jeiner Mitgliever 
vermißte volle llebereinftimmung der Verordnungen vom 3. Februar d. J. 
mit den älteren Gefegen, zur Wahrung der fländifchen Rechte eine ehr— 
furtövolle Erklärung am Throne niedergelegt. 

Wenn es nicht angemeffen gehalten wurde, in der erwähnten Adreſſe, 
welche zugleich den Danf für die Zufammenberufung des Landtages ent: 
bielt, die fpeciellen Punkte anzuführen, in welchen die erwähnte Uebereins 
flimmung vermißt wird, fo erjcheint e8 um fo mehr gebotene Pflicht, daß 
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*) Auf dem ald Manuffript gedruckten Exemplare, welches wir befigen , bes 
finden fi 142 Namen; wahrfcheinlih haben Drei ſich noch fpäter angefchloffen. 
Bei den Verhandlungen darüber warb die Anzahl der Unterzeichneten ebenfalls ver: 
ſchieden angegeben; die Einen nannten fie die „Deklarazion der 137°’, Andere: 
„die der 138°, noch Andere: „die der 139°, 


ber Bnubtag Über dieſe fich verfländige und fie zur Wermeidung jedes Mikr 
yerfiändnifies naͤher begeichne, 

u dieſem Ende beehren ſich die Unterzeishneten, Euer Hochwohl ade 
ten bie anliegende Erklärung zu überreichen, mit dem Antrage: biefelbe eis 
ner Abtheilung zur gründlichen Erörterung überweiſen zu wollen, damit 
fie demnächft von der hohen Kurie der drei Stände zum Beſchluß erhoben 
und im Protokoll niedergelegt merhe. 


Donalitiußd Sperber Reimer Sende v. Dohmna. v. Sau— 
den. v. Schön, Käjewurm. Thiel. v Bardeleben. v, Ralf. 
KSunfrl. v. Auerswald. v. Donimiersfi. Hoof. Stadtmiller. 
2. Koſſowski. v. Gordon, v, KRaldftein. Wächter Pultfe, 
Dembowski. Sperling, Heinrid. Duld, Meyhöfer. v. 
Frantztus. Abegg. Jebens. Kraufe Grunau. Weeſe. Weiſe. 
Gadegaſt. Martens Dahlſtröm. Meyhbfer. Brämer Schu— 
mann. Siegfried. Sackſen. Forſtreuter. Schulz. Riebold. 
Harder. Schönlein. Schulz. Hein Jachmann. du Boiß, 
p. Platen. Thiel. Simm Urra. Greger. Banaſch. v. Be: 
ringe Wehr. Schlentber. Haaſenwinkel. Born. Moewes. 
Schauß. Anwandter DOffermann. Heuer. Berein. Hübler. 
Schulz. v. Hagenow. Müller Tſchokke. Milde Werner. 
Schneider. Hayn. Kraufe Berndt Allnoch. Walliczek, 
Sommerbrodt Siebig. v. Kracyewski. Fellmann. Koenig. 
Kraufe Urban. Pendzynski. Praygodzfi, Coqui. Hart 
mann. Geyer. Schmidt. Schneider. v. Binde v. Bodum: 
Dolffs. Rombei. Deliuß Barre. Schmöle, Epping. 
Schulze Brüningbausd Berger. Braacht. Bergenthal. 
Deimel. Meyer v. Nyvenhbeim. Hanfemann. Kaspers. 
Mohr Baum Dahmen. Funk. Hüffer Flemming. Bie— 
fing Scheidt. Müller. Mewiffen. JSungbluth. Minderjahn. 
Graacht. Kayier. Reinhardt. Raffauf. Stevtmann. Zur 
derer. Schult. Lenfing. vonderkXo&, Hellenberg. Alpen 
boven. Beemelmannd. Fafbinder Koenig. Reihardt.Bruft, 
v. Rynſch. Seulen. de Galhau. 


J. 


Das allgemeine Geſetz wegen Anordnung der Provinzialſtände vom 
6. Juni 1823 lautet unter HI. 2: 
Diefer Beftimmung gemäß werdenWir ihnen, fo lange feine allgemeine ftäns 
diiche Verfammlungen ftattfinden, die Entwürfe folcher allgemeinen Ge: 
ſetze, welche Veränderungen in Perſonen⸗ und Eigenthumsrechten und in 
den Steuern zum Gegenſtande haben, ſoweit fie die Provinz betreffen, 
zur Berathung vorlegen laffen. 
Es fleht im unverkennbaren Zufammenhange mit $. A. der VBeroxhr 
nung vom 22. März 1815, welcher lautet ; 
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Die Mirkjamkelt der Landesrepräſentanten erfiret fich auf die Ber 
thung über alle Gegenflände der Geſetzgebung, welche Die profönlichen 
und Eigenthumsrechte ver Staatäbürger mit Einfchluß der Beſteuerung 
betreffen. 
Dagegen ſagt der $. 12, der Verordnung vom 3. Behr. o. über bie 
Bildung des Vereinigten Landtags: 
Dir behalten Und vor, den nach dem Gefege vom 5. Juni 1823 erfor 
derlichen ſtändiſchen Beirath zu den Gefeßen, welche Beränderunigen in 
Verſonen- und Eigenthumsrechten oder andere, ald die im $. 9. bezeich⸗ 
neten Veränderungen in den Steuern zum Gegenftande haben, wenn 

dieſe Geſetze die ganze Monarchie oder miehrere Provinzen betreffen, in 
dazu geeigneten Fällen von dem Bereinigten Landtag zu erfordern, web 
her denjelben mit voller rechtlicher Wirkung zu geben befügt iſt. 

Sollten wir ums bewogen finden, ftändifchen Beirath über ſolche 
Aenderungen ber ſtändiſchen Verfaſſung zu erfordern, welche nicht, als 
die Berfaffung einer einzelnen Provinz betreffend, von bem Landtage dies 
fer Provinz zu berathen find, jo werden wir ein ſolches Gutachten nur 
von dem Berrinigten Landtage einfordern, und bleiben dieſem alle auf 
dergleichen Aenderungen bezügliche ſtändiſche Verhandlungen ausſchlie— 
Bend vorbehalten. 

Und ver $, 3, der Verordnung vom 3, Febr. e. über die petiodiſche 
Bulammenberufung des Bereinigten Ständeausichuffed und deſſen Ber 
fugniſſe: 

Den nach dem Allg. Geſetze wegen Bildung der Provinzialſtände vom 
5. Juni 1823 erforderlichen ſtänd. Beirath zu den Geſetzen, welche Ber: . 
Änderungen in Berfonen: und Eigenthumsrechten oder andere ala die in 
6: 9, der Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des Ber 
einigten Landtags bezeichneten Berändetungen in den Steuern zum Ger 
genftande haben, werben Wir, wenn dieſe Geſttze die ganze Monarchit 
oder mehrere Provinzen betreffen, der Megel nach von dem Bereinigten 
Ständeausichuffe erfordern, und ertheilen demielben Hierdurch die Ber 
fugniß, folchen mit voller rechtlicher Wirkung abzugeben. Die Borichrift 
im Artikel II. Nr, 2. des angeführten Gefeged findet durch gegenwär⸗ 
tige Beflimmung ihre Erledigung. 

Wie Wir aber in der vie Bildung des Vereinigten Landtags betrefs 
fenden Verordnung vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, au 
von dieſem dergleichen Gutachten in dazu geeigneten Fällen zu erfordern, 
fo wollen Wir und gleichfalld vorbehalten, Gelege der erwähnten Art, 
weldhe die ganze Monarchie oder mehrere Brovinzen betreffen, aus: 
nahmsweiſe auch den Provinziallandtagen zur Begutachtung vorzulegen, 
wenn died aus befonderen Gründen, namentlich der Beichleunigung we: 
gen, räthlich erfcheinen möchte, 

Wir hegen bie Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte ver Verord⸗ 
nungen vom 3, Febr. e. veöhalb nicht vereinbar find mit den angeführten 
Beitimmungen ver älteren Gefege, weil nach biefen den Provinzialſtänden 
die Gefege, welche Veränderungen in Perfonen= und Eigenthumsrech⸗ 
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ten fo wie in den Steuern zum Gegenftande haben, fo lange zur Bera- 
thung vorgelegt werden follen, als keine allg. ſtändiſche Berfammlung 
ftattfindet, die Wirkſamkeit der legteren aber auf die Berathung über alle 
Gegenftände der Gefeßgebung, welche die perfönlichen und Eigenthumsrechte 
der Staatsbürger mit Einfchluß der Steuern betreffen, fich erfireden fol 
len ; während nad) den Verorbnungen vom 3. Febr. c. diefer fländ. Bei- 
rath dem Vereinigten Randtage nicht unter allen Umftänden zufteht, 
vielmehr auch von den Ausſchüſſen oder den Provinziallandtagen erfordert 
werben fann. 
u. 

Berner enthält ver $. 10. der Verorpnung vom 3, Febr. c. über die 
Bildung ded Vereinigten Landtags die Worte: 

Für den Fall eines Krieges behalten Wir und vor, aufßerorbentliche 
Steuern ohne Zuftimmung ded Vereinigten Landtages auszufchreiben, 
wenn wir deffen Zufammenberufung in Berüdfichtigung der obwalten- 
den politische Verhältniffe nicht zuläflig befinden ſollten; in dieſem Falle 
werben wir aber, fobald e3 die Umſtände geftatten, fpäteftens ſogleich 
nach Beendigung ded Krieges, dem Bereinigten Landtage den Zweck und 
die Verwendung der erhobenen außerorventlihen Steuern nachweiſen 
laſſen. 

Wir hegen die Ueberzeugung, daß dieſe Worte ebenfalls mit den be— 
reits angeführten Beſtimmungen der älteren Geſetze unvereinbar ſind, inſofern 
nach dieſen Beſtimmungen die Wirkſamkeit der Landesrepräſentanten oder 
Allg. Ständeverſammlung auf die Berathung über alle Gegenſtände der 
Geſetzgebung ſich erſtrecken ſoll, welche die perfönlichen und Eigenthums- 
rechte der Staatsbürger, mit Einfhluß der Befteuerung, betreffen, 
während nach der Verordnung vom 3. Febr. ec. für den Fall eined Krieges 
außerordentliche Steuern ohne Zuftimmung des Vereinigten Landtags dann 
ausgefchrieben werden fünnen, wenn die Zufammenberufung ded Bereinig- 
ten Landtags in Berüdfihtigung der obmaltenvden politifchen Verhältniffe 
nicht zuläffig befunden worden, alfo auch die durch die Verordnung vom 
22. Mai 1815 vorgefchriebene Berathung der Landesrepräſentanten über 
alle Gegenftände der Befteuerungdgefeßgebung nicht ftattgefunden haben 
möchte. 

IH. 

Die Berordnung vom 17. Ian. 1820 wegen der fünftigen Behand- 
lung des gefammten Staatsſchuldenweſens, Gefegfammlung Seite 9, lautet 
im Eingange folgendermaßen: 

Wir find nunmehr von dem gefammten Schuldenzuftande des Staates 
unterrichtet und haben daher beichloffen, felbigen zur öffentlichen Kennt: 
niß zu bringen. 

Wir Hoffen dadurch und durch die von Und beabfichtigte Fünftige 
Unterordnung diefer Angelegenheit unter die Reichsſtände, pas Ders 
trauen zum Staate und zu feiner Verwaltung zu befefligen und Unferen 
aufrichtigen Willen, allen Staatögläubigern gerecht zu werden, um fo 
unzweideutiger an den Tag zu legen, als wir zugleich wegen Sicher: 
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ftellung fo wie wegen regelmäßiger Berzinfung und allmähliger Til: 

gung aller Staatöfchulden das Nöthige unwiderruflich hiermit feftiegen. 
Und im $, Il wörtlich alſo: 

Wir erklären dieſen Staatsichuldenetat auf immer für gefchloffen. Ueber 

die darin angegebenen Summen hinaus darf fein Staatoſchuldſchein oder 

irgend ein andered Staatsſchuldendocument audgeftellt werden. 

Sollte ver Staat künftighin zu feiner Erhaltung oder zur Förder 
rung des allgemeinen Beften in die Nothwendigkeit fommen, zur Auf: 
nahme eines neuen Darlehns zu fchreiten, fo kann ſolches nur mit Zus 
ziehung und unter Mitgarantie der fünftigen reichöftändifchen Berfamm- 
lung geſchehen. 

Dagegen jagt die Verordnung v. 3. Febr. c. über die Bildung des 
Bereinigten Landtags in den 68. A— 7: 
Dem Bereinigten Landtag übertragen Wir die im Artifel II. der Ber: 
ordnung über dad Staatsichuldenweien v. 17. Ian. 1820 vorbehaltene 
ftändische Mitwirfung bei Staatsanleihen, und follen vemgemäß neue 
Darlehne, für melde das gelammte Vermögen und Eigentum des 
Staates zur Sicherheit geftellt ift (Art. III. vom 17. Ian. 1820), fort 
an nicht anders, ald mit Zuziehung und unter Mitgarantie ded Ber: 
einigten Landtags aufgenommen werden. 
$. 5. 
Wenn neue Darlehne von der im $. 4 bezeichneten Art zur Deckung des 
Staatsbedürfniſſes in Friedenszeiten beftimmt find, fo werden mir 
folche ohne Zuftimmung des Vereinigten Landtags nicht aufnehmen laffen. 
6 


Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder bereitö ausgebrochenen 
Krieges zur Beichaffung des nöthigen außerordentlichen Geldbedarfs die 
in Unſerem Staatsſchatze und fonft vorhandenen Refervefonds nicht auds 
reichen und deshalb Darlehne aufgenommen werden müflen, die Einbes 
rufung des Vereinigten Landtags aber von Und in Berüdfihtigung der 
obmwaltenden politifchen Berhältniffe nicht zuläffig befunden werben follte, 
fo foll bei Aufnahme jener Darlehne die flänpiiche Mitwirkung durch 
Zuziehung der Deputazion für dad Staatöfchuldenweien erſetzt werben, 
Den zu dem gedachten Zmede unter Zuziehung diefer Deputazion aufges 
nommenen Darlehnen fteht ebenfalls diejenige Sicherheit zu, welche in 
Art. Il. ver Verordn. v. 17. Ian. 1820 ven Staatsſchulden beigelegt ift. 
8.7. 

IR ein Darlehn in der im 8.6 bezeichneten Weife aufgenommen, jo wer⸗ 
den wir, Sobald wir dad Hinderniß der Berufung des Vereinigten Land» 
tags für befeitigt erachten, denjelben zufammenberufen und ihm den Zweck 
und die Verwendung ded Darlehns nachweiſen laffen. 

Und es fagt $. 1 der Verordnung v. 3. Febr. c. über die Bildung 

einer ftänd. Deputazion für das Staatsſchuldenweſen: 

Zur Ausübung der in $. 6 der Verordnung vom heutigen Tage über bie 
Bildung des Vereinigten Landtags vorbehaltenen Mitwirkung bei der 
Aufnahme von Staatsanleihen für Kriegszeiten, fo mie zur fortlaufen- 
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den fländ, Mitwirkung bei der Berzinfung und Tilgung der Stants- 
ſchulden ſoll 
eine fländ. Deputazion für das Staatsſchuldenweſen gebildet werden. 
Wir hegen die Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte der Verord⸗ 
nung vom 3, Febr. e. mit der angeführten Beflimmung der Derorbnung 
vom 17. Jan. 4820 unvereinbar find, infofern:: 

4) nach ver von weiland Friedrich Wilhelm HI. Maj. ald unwiderrufs 
lich bezeichneten Verordnung vom 17. Ian. 1820 fein Staatsjchulo- 
fehein oder irgend ein anderes Staatsſchuldendoeument audgeftellt 
werden ſoll ohne die Zuziehung und Mitgarantie der fünftigen reichs⸗ 
ftändifchen VBerfammlung ; während $. 4 der Verordnung vom 3. Febr. 
c. über die Bildung des DBereinigten Landtags die Nothwendigkeit 
diefer Zuziehung und Mitgarantie auf diejenigen neuen Darlehen bes 
ſchränkt, für welche das gefammte Vermögen und Eigenthum des 
Staates zur Sicherheit beſtellt wird; ferner 

2) nach $. 6 der Verordnung vom 3. Febr. c. über die Bildung des 
Vereinigten Landtags in den dort vorgeſehenen Fällen bei Aufnahme 
jener Darlehne die ſtänd. Mitwirkung durch Zuziehung der fländi- 
ſchen Deputirten für dad Staatöfchuldenweien erſetzt wird. 


IV. 


Endlich lauten die $$. 8, 9, 13 und 14 der Verordnung vom 17. Jan. 
1820 wegen ber fünftigen Behandlung des gefammten Staatsſchuldenweſens 
wie folgt: 

8. 

Unſer Staatsrath Hat bei Gelegenheit feines wegen der Verordnung über 
die rechtliche Natur der Domainen in den neuen und wiebereroberten 
Provinzen abgegebenen Gutachtens vom 30. Junius 1818 bereitö Darauf 
angetragen: 

daß bei der ferneren Ausführung ded Domainenverfaufd eine be- 

fondere Behörde niedergefegt werde, welcher die Verbindlichkeit 

obliege, für die Verwendung der Kaufgelder zur Schulventilgung 

zu forgen. 
In Berüdfichtigung dieles Antrages und zur Ausführung der in gegen- 
wärtiger Verordnung enthaltenen Beftimmungen jegen wir daher eine 
von der übrigen Staatd- und Finanzverwaltung ganz abgelonderte Be- 
börde unter der Benennung: 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
hiermit ein. 
9. 

Diele Behörde foll aus: 

einem Bräfiventen und vier Mitgliedern 
beftehen. Wir ernennen hierzu 

den Wirkl, G. Ob. Finanz. Rother zum Präfiventen, 

den Wirfl. ©. Ob. Fin.:R. Dom-Dech. v. d. Schulenburg 

zum 1. Mitgl., 
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den Land R. u. Domherrn v. Pannwitz zum 2. Mitgl., 

den hiefigen Stadt-®er.:Dir. Beelig zum 3. Mitgl., 

den Chef des biefigen Handl.Hauſes Behr. Schidler, David 

Schickler, zum 4. Mitgliede, 
In Zukunft und beim Abgange des Präſidenten oder eines dieſer Mit: 
glieber werden und von der fünftigen reichsſtänd. Verfammlung und bis 
zu deren Errichtung von dem Staatsrathe drei Individuen zur Auswahl 
eines derfelben vorgeichlagen. 

Dem Präfipenten liegt die Leitung des Ganzen ob, außerdem aber 
haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugniffe und daher auch gleiche 
Berantwortlichkeit. 

13. 


Endlich ift die Staatöfchuldenverwaltungsbehörde verpflichtet, der fünf: 
tigen reichsſtändiſchen Verſammlung alljährliche Rechnung zu legen. 
Bis zur Ginführung derielben tritt ver Staatsrath an deren Stelle. Die 
Ertbeilung der Decharge behalten wir und nach Maßgabe des und von 
erfterer, vorläufig aber von letzterem zu erflattenden Gutachtens vor. 


14. 


Dis die reichsftänd. Verſammlung zı.fammengetreten fein wird, ſoll ſtatt 
ihrer eine Deputazion des biefigen Magiftratd mit der Staatsfchulden- 
verwaltungsbehörde die eingeldjeten Staatsſchuldendokumente alljährlich 
nach erfolgtem Rechnungsichluffe in gemeinfchaftlichen Verſchluß nehmen 
und für deren abgefonderte und fichere Aufbewahrung bei dem Depofl- 
torio ded Ramınergerichtd Sorge tragen. Bor der Niederlegung werden 
jedoch jedesmal die Nummern und Lettern der eingelöfeten Documente 
zugleich mit der Rechnungdverwaltungsbehörde zur öffentlichen Kennt- 
niß gebracht werden. 

Dagegen Sagt die Verordnung v. 3. Febr, c. über die Bildung des 
Bereinigten Landtags im $. 8: 

Außerdem bat der Vereinigte Landtag 

a. nach Art IX. der Berordn. v. 17. Jan. 1820 Und die Kandidaten 
für die bei der Hauptverwaltung der Staatsfchulden erledigten Stel: 
[en vorzufchlagen und 

b. nad Art. XII. derfelben Verordnung die Rechnungen der Haupt: 
verwaltung der Staatsfchulden auf Grund der durch die Deputazion 
für das Staatsfchuldenweien zu bewirfenden vorläufigen Prüfung 
abzunehmen und uns mittelft befonderen Gutachtens zur Decharge 
vorzulegen. 

Wenn der Vereinigte Landtag nicht verfammelt if, werben dieſe Ge- 

fchäfte durch den Vereinigten Ausichuß beforgt. 

Und es fagt die Verordnung vom 3. Febr. c. über die pertodifche 
Zufammenberufung des Vereinigten Ausfchuffes und deffen Befugniffe in 
dem $. 4: 

Der Vereinigte ftändifche Ausſchuß hat in Vertretung ded Vereinigten 
Landtags die im $. 8 unferer Verordnung vom heutigen Tage über Die 
8 
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Bildung des Vereinigten Landtags bezeichneten, dad Staatöfchulden: 
weſen betreffenden Gejchäfte zu beforgen. 

Endlich fagt die Verordnung vom 3. Febr. c. über die Bildung einer 
ſtänd. Deputazion für dad Staatöichuldenmweien im 8. 4: 

Zum Wirfungskreife der Deputazion gehören, außer der ihr im $.6 der 
Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtags übertragenen 
Mitwirkung bei Aufnahme von Kriegsanleiben,, folgende Geſchäfte: 

1. Die Deputazion bat, nach Borichrift des Art. XIV. der Verordnung 
vom 17. Januar 1820, gemeinfchaftlich mit der Hauptverwaltung 
der Staatöjchulden die eingelöjeten Staatsjchuldenporumente in Ber: 
ſchluß zu nehmen und deren Depofizion beim Kammergerichte zu 
bewirfen. 

2. Sie hat die Jahredrechnungen über die Verzinſung und Tilgung der 
Staatsfchulden, nachdem diefelben zuvor von der Oberrechnungsfam- 
mer revidirt worden, zu prüfen und dad darüber von dem Vereinig— 
ten Landtage oder dem verein, flünd. Ausichuffe bei deſſen nächftem 
Zufammentritte nach Art. XI. der Verordn. v. 17. Ian, 1820 an 
Uns zu erftattende Gutachten vorzubereiten. 

3. Sie iſt befugt, bei Gelegenheit ihrer Berfammlungen außerordentliche 
Revifionen der Staatsſchuldentilgungskaſſe und der Kontrole der 
Staatöpapiere vorzunehmen. 

Wir hegen die Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte dev Verordn. 
vom 3. Febr. c. mit den angeführten Beflimmungen der Verordnung v. 
17. San. 1820 unvereinbar find, infofern : 

1, nach der Verordnung vom 17. Ian. 1820 die Mitglieder dev Haupt: 
verwaltung der Staatsichulden von der reichäftändiichen Verſamm— 
lung vorgeichlagen werden ſollen und jene Behörde verpflichtet fein 
fol, der reichsſtändiſchen Verlammlung alljährliche Nechnung zu 
legen, während nach den Verordnungen vom 3. Febr. c., wenn der 
Vereinigte Landtag nicht verſammelt ift, durch den vereinigten ſtän— 
difchen Ausfchuß die Kandidaten für die bei der Hauptverwaltung 
der Staatsfchulden erledigten Stellen vorgejchlagen und die Rech: 
nungen diefer Behörde abgenommen werden; 

2. Die nad) der Verordnung vom 17. Jan. 1820 zum Wirkungskreiſe 
der Reichöftände gehörige Entgegennahme und Depofizion der einge: 
löfeten Staatsichuldendofumente durch die ſtändiſche Deputazion für 
das Staatsſchuldenweſen vorgenommen wird. 

Im Hinblicen auf die vorftehend hervorgehobenen Gegenfäge zwifchen 
den Verordnungen vom 22. Mai 1815 und 17. Jan. 1820 einerfeitd und 
den Verordnungen vom 3. Febr. c. andererfeitö hegen wir die Ueberzeu— 
gung, daß die mehrerwähnten älteren Gefege in den bervorgebobenen Punk— 
tn noch zu Rechte befteben. 


Wir müffen hier der Zeitfolge der Verhandlungen etwas vorgreifen, 
um fogleich das Schickſal diefer Deflarazion in beiden Kurien der ſtän— 
difchen Verſammlung zu fchilvern. 
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Die Deflarazion erſchien zuerft auf der Regiftrande der Stände: 
furie, und der Marfchall bemerkte dazu, daß er diefelbe an den Marfchall 
der Herrenfurie abgeben werde, damit fie, als Kortfegung der Adreſſe— 
verhandlungen, ebenfalls in den vereinigten Kurien zur Berathung 
fomme. 

Dagegen erhoben ſich die Unterzeichner der Eingabe : die Deflara: 
zion fei nicht als eine Fortfegung der Adreffe anzufehen , fie fei etwas 
Neues, Selbftftändiges, und müfle Daher auch felbftftändig in der Kurie, 
bei der fie eingereicht worden, verhandelt werden. Die Achtung der 
eigenen Selbftftändigfeit gebiete Dies der Kurie, ebenfo aber aud) die 
Achtung gegen die andre Kurie, der man Gelegenheit geben müfle, 
gleichfalls jelbftftändig über diefen Gegenftand zu befchließen. Die De: 
klarazion fei feiner von den Gegenftänden, welche das Gef. v. 3. Febr. 
ausdrüdlich den vereinigten Kurien zuweife 3 fie fei vielmehr ganz analog 
den Betizionen, weldye fid) auf Abänderungen derBerfaffung v. 3. Febr. 
bezögen,, und, wie diefe an Abtheilungen der Dreiftändefurie verwieſen 
worden fein, fo müſſe e8 auch mit der Deklarazion gefchehen. 

Auch andre Mitglieder der Oppofizion, welche fidy der Deflarazion 
nicht angefihlofien hatten, wie Bederatb, Schwerin, Camp: 
haufen, Sauden:Tarputfchen *), verwandten fih dafür, daß 
diefelbe einer Abtheilung überwiefen und zur gefonderten Berathung in 
der Dreiftändefurie geftellt würde. 

Allein der Marfchall beharrte bei feiner Anficht, daß die Deflara- 
zion eine Wiederaufnahme der Verhandlungen über die Adreſſe fei und 
als jolche ver Mitberathung der Herrenkurie nicht entzogen werden dürfe, 
und mehre Mitglieder von der andern Seite gingen fogar jo weit, ber 
Deflarazion jede Berechtigung, in Betracht gezogen zu werden, abzu— 
fprechen , da fie weder eine Petizion , noch eine Befchwerde, noch fonft 
einer der im Gefege v. 3. Febr. vorgezeichneten Gegenftände ftändifcher 
Berathung fei. 

Das Refultat war, daß der Marfchall den Unterzeichnern der De— 
Harazion die Wahl freiftellte: ob fie diefelbe zurüdnehmen oder ihm 
geftatten wollten, fie an den Marfchall der Herrenfurie abzugeben. 

Binde, ald Der, welcher die Deklarazion eingereicht, proteftirte 
zwar gegen diefed Verfahren des Marſchalls, erflärte aber doch, unter 
Zuftimmung der andern Unterzeichner, daß er, wenn er einmal nur 


*) Diefer Lepte war nur durch äußere Umftände verhindert worden, fle mit zu 
unterzeichnen. 
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diefe Wahl habe, das Zweite wählen und ſich die Abgabe an der Mar- 
ſchall ver Herrenkurie gefallen laſſen wolle. 

Am folgenden Tage Fam diefe Sache von Neuem in Anregurig. 
Der Abg. v. Sauden:- Tarputfhen hatte am Tage vorher ge: 
äußert: er finde in der Deflarazion ganz den Weg eingeichlagen , wel: 
chen der för. Kommiffar früher felbft ald den von der Krone gewählten 
bezeichnet habe, den Weg einer Ausfprache und Verftändigung über die 
Differenzen , welche. wegen einzelner Beftimmungen der Geſetzgebung v. 
3. Febr. zwifchen Krone und Ständen obwalteten. 

Der kön. Kommiſſar leugnete Dies entjchieden ; der Weg, den er 
als den richtigen damals bezeichnet Habe und noch jegt bezeichne, fei der 
Weg der Betizion. 

„Der Weg aber,” fuhr er fort, „der bier eingefchlagen ift, ift nicht der 
Meg der Petizion, der Bitte um Aufklärung , nicht der Weg der Verftän: 
digung, fondern der Weg der Proteftazion, und ich habe ihn nie als 
den geeigneten bezeichnet, fondern begeichne ihn als einen folchen, der weder 
indem Geſetz, noch in dem Reglement vorgeſehen iſt.“ 

„Nach meiner Meinung,“ ſetzte er ſpäter hinzu, „iſt dies kein Weg, der 
überhaupt zu Etwas führt, denn in dem Augenblicke der Beſchluß— 
nahmewärejadieganze Verhandlung geſchloſſen.“ 


Dieſe Aeußerungen riefen verſchiedene Erklärungen von Seiten der 
Unterzeichner der Deklarazion hervor, Erklärungen, welche wichtig ſind, 
weil ſie die Anſichten erkennen laſſen, aus denen dieſe hervorgegangen, 
und den Zweck, den die Urheber derſelben dabei im Auge gehabt. 


Abg. Milde. Er verwahre ſich auf das Allerenergiſcheſte dagegen, 
daß das Schriftſtück, welches er mitunterzeichnet, eine Proteſtazion 
genannt werde. Daſſelbe ſei vielmehr eine Deklarazion, und zwar des 
Rechtszuſtandes, wie er in den Unterzeichnern lebe und ihnen zugehöre. 
Dieſe Deklarazion ſei nothwendig geworden durch Annahme des Arnim— 
ſchen Antrags, weil dieſer nicht die poſitive Geſinnung der Verſammlung 
in ihrer Totalität ausgeſprochen habe. „Ich bin der Meinung,“ ſagte er, 
„daß wenn wir mit unfren Geſchäften vorangehen wollen, wir auch die Rechte 
wahren müffen, die und inhäriren. Ich fann nicht um Rechte bitten, die 
ich bereitd befige und die mein eigen find. Ich will mich aber auch Denen 
anfchließen, die ven Weg nehmen wollen, eine Interpretazgion Allerhöchften 
Orts in Bezug auf die Gefeßgebung v. 3. Febr. zu erbitten. Ich will mein 
Gewiſſen wahren, ich will dem König treu fein in Allem, was er mir bes 
fiehlt, mögen auch Bälle vorfommen, wo ich geborchen muß wider meine 
Ueberzeugung ; aber nie werde ich mich dazu verftehen, meine freie Mitwirs 
fung zu irgend Etwas herzugeben, wo mein Gewiffen tangirt wird. Ich 
babe diefe Deflarazion unterjchreiben müſſen, weil ich fie für ven einzigen Weg 
anjehe, auf dem wir zu einer gedeihlichen Löfung der Frage kommen fünnen, 
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die und zumeift beichäftigt. Gehen wir ven Weg der Petizion, dann zwingen 
wir Die Krone, ſich zu erklären; wir aber wollen die Krone nicht zwingen, 
zumal in der nächſten Zukunft, nachdem wir die fönigliche Botſchaft auf 
unfre Adreſſe faum empfangen, ift ed nicht Zeit, über organische Beftimmungen 
in der Geſetzgebung v. 3. Febr. fich ſchon jegt audzufprechen. Unſer Wunich 
geht vielmehr dahin, daß man in Bezug auf diefe uns erlaffe, folche Akte 
vorzunehmen, bei denen ich und Die, melche mit mir gleich denken, nad 
meiner früher gegebenen Erklärung nicht mitwirken fönnen. Wir hoffen, ins 
dem wir in unſrer gegenwärtigen Ihätigfeit ald Reichsſtände vorangeben, 
daß man und erlaflen wird, das Geieg in feinem ganzen Umfange in Aus— 
führung bringen zu helfen. ” 

Abg. Tſchocke: „Ich halte dieſe Ausführung für nothwendig. Ich 
will nicht, daß die hohe Ständeverfammlung eine verdeckte Stellung der Regie: 
rung gegenüber einnehme. Se. Majeftät der König bat fich gegen uns fo offen 
und vertrauensvoll ausgeiprochen, wie ein Fürſt gegen fein Volf es nur 
thun fann ; ich frage Sie, fordert nicht dieſes Vertrauen, gebietet nicht die 
Pflicht, unfrem allverehrten Könige und «Herren gegenüber, gebietet e8 end» 
lich nicht die Pflicht, denen gegenüber, die wir vertreten: Ihm, unfrem 
Könige, die vollfommen gleiche Offenheit und Aufrichtigkeit an den Tag 
zu legen?’ 

Abg. Binde: „Ich glaube, unfer Weg wird gerade der fein, welcher 
am leichteften eine Berfländigung herbeiführen wird. Der Weg, den eine 
zelne andere Mitglieder einichlagen wollen, der Weg der Petizion, der 
in dem Weſen vaffelbe enthält und nur in der Form von dem unirigen ver: 
fchieden ift, infofern wir und auf eine Erflärung beichränfen, vieler 
Weg kann meiner Ueberzeugung nach nicht fo leicht zur Verftändigung füh— 
ren; denn er wird Ge. Majeftät ven König in die Lage verlegen, fich dar: 
über entfcheiden zu müffen. Ich glaube, Sr, Majeftät Hat die neuere Geſetz— 
gebung im vollften Bemußtiein emanirt, daß er fich im vollen Rechte befinde, 
daß er dem Lande damit eine große, eine hohe Wohlthat erweiſe: ich glaube, 
daß alle Rathgeber der Krone darüber befragt worden find. Der Landtags: 
fommifjar hat und gejagt, daß felbit die drei Juftigminifter dabei mitgewirkt 
haben; Männer, die auf den Höhen der Gefeßgebung wandeln und Die 
Wage der Themis in unbefledten Händen halten. Wenn ſolche Männer 
ihren Beirath zu diefer neuen Gefeggebung gegeben haben, wenn fie darin 
nicht die Mebereinftimmung mit den früheren Gefegen vermißt haben, dann 
fönnen wir der Ueberzeugung fein, daß Se. Majeftät der König gewiß nicht 
den leifeften Zweifel über eine folche volle Uebereinſtimmung gehabt bat. 
Nachdem aber das Patent vom 3. Febr. einmal emanirt worden ift, glaube 
ich nicht, Daß ed dem Könige willfommen fein faun, daß es unjerer Stels 
lung als Stände angemefjen fein fann, wenn mir fon jegt den Wunſch 
ausfprechen, daß eine Aenderung diefer Gefetgebung eintrete. Es möge 
wenigftend dad Gras dieſes Sommers darüber wachen und die Aufregung 
in diefer Verfammlung fih etwas gelegt haben; denn wir Alle wünfchen, 
und ja nur auf dem Boden ded Rechts und des Geſetzes zu befinden. Wenn 
diefe Aufregung fich gelegt haben wird, dann wird es Zeit fein, einen 
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Hebergang zu fuchen und auf dieſem Wege zu den Beflimmungen der ältes 
ren Gelege den Weg zurüdzufinden, die wir in der neueren Gefeßgebung 
vermißt haben. Aber jegt Se. Majeftät zu erinnern an die Nichtüberein- 
flimmung des Patented mit unferen früheren Gefegen, das halte ich nicht 
im Ginflange mit der Achtung, die ich der Krone und ihrem Allerhöchften 
Träger fchulvig zu fein glaube, So habe ich bereits bei der erften Debatte 
in diefem Saale, bei der Adreßdiskuſſion, mich geäußert. Se. Majeftät haben 
bei vielen Beranlaffungen gefagt, Sie wollen nicht gedrängt und getrieben 
fein; aber ich frage die Berfammlung: mas thun wir anders, ald drängen 
und treiben, wenn wir jegt und mit Petizionen wegen Abänderung des Ge: 
feed dem Throne nahen? Aber, unfer Gewiſſen zu rechtfertigen, unſere 
Rechte zu wahren, das balte ich für Gewilfenspflicht; davon kann und 
Niemand diöpenfiren. Died würden wir erreicht haben durch dieſe Erflä- 
rung, die den König nicht nöthigt, ſich fofort darüber zu enticheiven, die 
innerhalb ver Räume vieles Saales bleibt und feinen Weg nach außen 
findet. Wenn viele Erflärung nur von unferer Kurie ausgegangen, wenn 
eben deswegen fie fein vollftändiger Beichluß der Stände geworden 
wäre, ſo würde der Riß nicht fo breit und weit gezogen fein, als er, meiner 
Ueberzeugung nach, jegt fchon befteht, und gerade deshalb jcheint mir dieſe 
Erklärung in der Art, wie wir fie vorgeſchlagen haben, vollftändig zu 
genügen. 

Kehren wir jegt zu der Deflarazion felbft und ihren weitern Schids 
falen zurüd! 

Wie fhon erwähnt, hatte verMarfchall der Ständefurie diefelbe an 
den Marfchall der Herrenfurie abgegeben, weil nad) feiner Anficht die 
Sache nur vor den vereinigten Kurien zur®erhandlung fommen Fönnte, 
Der Marihall war dabei aller Vermuthung nach im guten Glauben. 
Er mochte wohl zweifelhaft fein, ob die Eingabe überhaupt ſich zu einer 
Berathung eigne, und glaubte, über dieſe Bedenfen am Leichtejten hin- 
wegzukommen, wenn er diefelbe an den Marfchall ver Herrenfurie, als 
Marichall des gefammten Landtags verwiefe und Diefem fomit die Ent- 
ſcheidung zufchöbe. 

Der Marfchall der Herrenfurie handelte fo unbefangen nicht. Er 
war gewiß nicht einen Augenblid in Zweifel, was mit der Eingabe zu 
thun fei, daß eine Berathung darüber weder in einer noch in beiden 
Kurien ftattfinden dürfe. Hatte er aber dieſe Anficht, fo fonnte und 
mußte er fofort danach entfcheiden, fraft der fouveränen Gewalt, welche 
das Gefchäftereglement ihm verlieh und von welcher er doch fonft immer 
einen fo unbefchränften Gebrauch zu machen pflegte. Aber er wollte 
Mehr, als die bloße Zurücdweifung der Eingabe von der Berathung in 
ven vereinigten Kurien: er wollte überhaupt ihre Inbetrachtziehung un- 
möglih machen, er wollte den Fehler, den der Marſchall der Stände: 
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furie durch Annahme derfelben begangen, wieder gutmachen , endlich 
wollte er zugleich die Herrenfurie zu einem entfchieden verurtheilenden 
Botum gegen die Deflaragion veranlaffen , um dadurch jeden ähnlichen 
Verſuch einer einfeitigen Erflärung oder Befchlußfaffung der Dreiftänder, 
furie in der Berfaffungsfrage im Voraus nieverzufchlagen. Unftreitig 
lag der Regierung nicht wenig daran, eine ſolche förmliche Verurtheis- 
lung des ‘Proteftverfuches wenigftens in einer Kurie herbeizuführen, 
nachdem durch die Gutmüthigkeit des Marfhalls v. Roc o w derMo: 
ment einer fofortigen eflatanten Zurüdweifung der Deflarazion in der 
Ständefurie verloren gegangen war. 


Diefes Intereffe muß dem Marfchall der Herrenfurie wichtig genug, 
erichienen fein, um nicht allein von feiner gewohnten Cigenmächtig- 
feit, fondern ſogar von den ausdrüdlihen Vorfchriften des Geſchäfts— 
reglements auf eine fo auffallende Weife abzugehen. Genug, er ließ die 
Herrenfurie darüber berathen und befchließen, ob die Deflarazion fi) 
zur Berhandlung vor den vereinigten Kurien eigne, er ließ fie das Ge— 
fchäftsreglement auslegen, deflen Auslegung doch, nad) $. 29, lediglich 
ihm zuftand; ja er ließ ed darauf anfonımen, daß am Ende gar die 
&lauchte Verſammlung gegen das Gejchäftsreglement und gegen das 
Gefeg vom 3. Februar die Zulaffung der Deflarazion bejchließen 
möchte. Der Marfchall erklärte zwar glei im Voraus: wie er über die 
Sache durchaus nicht in Zweifel, vielmehr der Ueberzeugung fei, daß 
der Gegenftand von der Berfammlung der beiden Kurien nicht berathen 
werden fönne, daß er überhaupt in feiner von beiden Verfammlun: 
gen zur Berathung zuläffig fei, weil er weder eine Bitte noch eine Be: 
fchwerde enthalte. Dennoch aber hielt er e8 für „angemeſſen,“ ja für 
„nothwendig,“ die Anficht der Berfammlung darüber zu vernehmen, 
welchen Gang jie in der Sache einfhlagen wolle. Es fei die Mitwir: 
fung der Berfammlung in Anspruch genommen worden; ed würde 
„Mehr fein, ald er zu thun vermöchte,“ wollte er erflären: die Ver: 
fammfung habe diefe Mitwirfung eintreten zu laffen, oder fie habe ſie 
zu verfagen. 

„Ob fie ihre Mitwirfung will eintreten laſſen,“ fagte er, „hat die 
Verſammlung zu beurtbeilen; ob fie fie veriagen will, wird fie gleichfalls 
zu beurtheilen haben.‘ 


Sonderbar! Diefer Mann, der fonft die Verſammlung nicht über 
den kleinſten Punkt in ihren Angelegenheiten felbft entſcheiden läßt, viel: 
mehr allemal fi) die Entfcheidung vindizirt, legt es hier in die Hände 
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einer der beiden Kurien, darüber zu befchließen, ob eine Beftimmung des 
Geſetzes v. 3. Febr. gelten folle, oder nicht! 

Freilich , Die Gefahr war nicht groß; der Marfhall wußte fehr 
wohl, wie der Beſchluß der hohen Kurie ausfallen würde. Fürft Lich⸗ 
nowsky war naiv genug, den Etand der Sache, wie er eigentlich 
war, zu verrathen: 

„Ich glaube,” fagte er, „wir fönnen eine Mitwirfung nur verfagen, 
nie. aber gewähren. Zur gewährenden Mitwirkung gehört die geſetzliche 
Zufammenberufung, die und nicht zufte ht; zum Verſagen ift fie aber 
nicht erforderlih. Wir Fünnen alſo der zweiten Kurie nicht jagen: wir 
wollen mitwirken, fondern wir fünnen nur fagen: wir wollen nidt 
mitwirfen.’ 

Man fpielte alfo nur Komödie; aber man fpielte fie mit viel Ernft 
und Anftand. Die Hauptrolle übernahm wieder, wie bei der Adreffe, 
Graf Arnim. Er feste in langer, funftreicherRede auseinander, was 
rum die Herrenfurie auf eine gemeinfame Berathung mit der andern 
Kurie über diefe Sache ſich nicht einlaffen fönne, ging aber dann no 
einen Schritt weiter und beantragte folgende Erklärung: 

„Die Herrenkurie ift der Anficht, daß fie gefeglich nicht an der Be: 
rathung des in Rede ſtehenden Antrages Theil nehmen fünne, daß fie aber 
diefes ihr Votum nicht fo gedeutet wiffen wolle, als erkenne fie einer 
Kurie des Landtags das Recht zu, einen Beichluß zu faflen, welcher Theile 
der Gefege für nicht zu Recht beftehenn erklärt, die dem Vereinigten Land- 
tag, aljo beiden Kurien, ald einem unzertrennbaren Ganzen, zur Grund: 
lage dienen. 

Diefer Antrag fand fofort lebhafte Unterftügung. Der Marſchall 
machte zwar noch die gleißnerifche Bemerfung: es würde ihm eine ‚Bes 
friedigung‘’ gewähren, wenn die Gelege e8 zuließen, eine Berathung - 
über diejen Gegenftand in den vereinigten Kurien zu leiten, eine Be: 
friedigung deshalb, weil er das Refultat einer ſolchen durchaus nicht 
für zweifelhaft halte, wie er auch nicht im Zweifel fei, welchen Aus— 
gang die Berathung in der andern Kurie, wenn fie zuläffig wäre, haben 
würde. 

Gleichwohl beeilte er fi), auszufprechen, daß er das Einverftänd- 
niß der Kurie über den Arnim ſchen Antrag ohne Abftimmung als vor- 
handen vorausfege. 

Niemand erhob fi dagegen — der Antrag ward als einftimmig 
angenommen proflamirt. 

Sp fam die Sache an die andre Kurie zurüd. Der Marſchall viefer, 
nunmehr beffer belehrt über Das, was er zu thun habe, gab die Dekla= 
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razion ben Unterzeichnern mit dem Bemerken zurüd, „daß ihm die Be: 
fugniß nicht zuftehe, in der Kurie der drei Stände die Beſchlußnahme 
über eine Art von Erflärung zuzulaſſen, zu welcher die Verordnung v. 
3. Gebr. dem Bereinigten Laudtage das Recht nicht beilege.“ 

Bergebens erhob ſich gegen diefe Entfcheidung in der nächften 
Sigung nochmals derAbg.v. Binde; vergebens geißelte er mit ſchar⸗ 
fen Worten das Berfahren der Herrenfurie und ihres Marfchalls ; ver: 
gebens machte er auf die Infonfequenz in dem Verfahren des Marfchalls 
der Ständefurie aufmerffam, weldyer früher darüber, ob die Deklara- 
zion überhaupt zur Berathung fommen fönne, feinen Zweifel geäußert 
habe, jondern nur darüber, wo fie zu berathen fei, jegt aber fie mit 
einem Male gänzlich zurüdweifen wolle. Der Marfchall beharrte bei 
feiner Entiheidung , erklärte, daß eine Beſchlußfaſſung in diefer Sache 
nicht ftattfinden fönne, und fo ward, auf den eignen Antrag eines der 
Mitunterzeichner, die Diskuffion hierüber, als zwecklos unter ſolchen 
Umftänden, gefchloffen. Die Deklarazion war hiermit für immer begra- 
ben, und das Einzige, was erreicht ward, war deren vollftändiger Ab» 
druck in den ftenografirten Verhandlungen. Ihre Beröffentlihung auf Pri⸗ 
vatwegen hatte bis dahin die Zenfur mit gewiſſenhafter Strenge verhindert. 

So war denn auch der zweite Verſuch, einen felbitftändigen Rechts⸗ 
boden für den Landtag zu gewinnen, vollftändig geicheitert, weit voll» 
ftändiger noch, als der erfte, die Adrefie. Ein foldyes Refultat war 
übrigens vorauszufehen. Die Deklarazion hatte nicht mehr ald Alles 
wider ſich: die ftrengen Formen der Gefhäftsordnung und ihre eigne 
Formlofigfeit, die Ungunft des Moments — unmittelbar nady einer 
Niederlage der Dppofizion — endlid die Infonfequenzen und innern 
MWiderfprühe ihres Juhalts und ihrer Tendenz. Die Unterzeichner der- 
felben wollten , daß über die einzelnen Punkte, in denen fie einelleber: 
einftimmung der neuen mit der früheren Gefeßgebung vermißten, der 
Landtag ſich verftändige. Gleihwohl aber follte — nad ihrem 
Antrage — die „Erklärung“ von der Kurie der drei Stände 
allein zum Befhluß erhoben und im Protokoll nieder: 
gelegt werde. Sie fihnitten alſo felbft eine Kommunifazion mit der 
Herrenkurie in Betreff diefer Erflärung ab, denn, was die eine Kurie 
blos im Protofolfe niederlegt, Das ift für die andre fo gut wie nicht 
vorhanden. Wie fonnte aberfo eine Berftändigung desLandtags, 
d.h. beider Kurien, darüber zu Stande fommen? 

Die Unterzeichner der Deflarazion bezeichneten es als einen Vor: 
zug der von ihnen gewählten Form, daß dieſe nicht, wie eine Petizion, die 
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Krone zur Entfcheidung dränge, nicht vorſchnell eine Abänderung ber 
Geſetze vom 3. Febr. verlange; aber was bezwedten fie denn Damit? 
Wenn fie die Nichtübereinftimmung der neueren Geſetze mit den älteren: 
und die noch fortdauernde Gültigkeit diefer legtern darin ausſprachen, 
was konnten fie Anderes wünfchen, als daß möglichft bald jene Gül— 
tigfeit der Älteren Gefege von der Krone anerfannt und die vermißte 
Nebereinftimmung zwifchen ihnen und der Gefeggebung vom 3. Febr. 
hergeſtellt, alfo diefe legtere abgeändert werde? Angenommen, der. 
Landtag, oder audy nur eine Kurie, wäre diefer Erklärung mit Stim— 
menmehrheit beigetreten, hätte dann wohl die Krone noch länger mit 
den Ständen verhandeln fönnen, ohne einen enticheidenden Entichluß. 
zu faſſen, d. 5. entweder dem ftändifchen Proteſte ftattzugeben, oder 
ihn für null und nichtig zu erflären? Der kön. Kommiffar fprad) es 
deutlich aus, daß mit einem ſolchen Bejchluffe jede Verhandlung abge: 
brochen fein würde, Alfo hätte man dadurch die Krone weit mehr zu 
einer Entfcheidung gedrängt, als durch eine Petizion, denn bei einer 
Betizion blieb der Krone unbenommen, ausweichend zu antworten, 
diefelbe nur „in Erwägung zu ziehen.“ Oder glaubten die Deflaranten 
ernftlih, was Winde fagte: ihre Erflärung werde ‚‚innerhalb der 
Räume des Ständefaales bleiben und feinen Weg nach außen finden. ’’ 
Mag fein! Aber dann war wenigftens diefer Weg, den fie wählten, 
nicht fo offen und mannhaft, wie fie behaupteten, dann war ed nichts 
Anderes, ald was man eine „Fauſt in der Tafche‘‘ nennt, eine pas 
pierne Schanze, hinter der man fich verftecdte, ftatt im offenen Felde, 
Stirn an Stirn mit derRegierung, die Rechte, die man zu haben glaubte, 
zu verfechten und ihre Anerfennung, wenn man ed fonnte, zu er= 
zwingen. 

Nachdem der Landtag nicht den Muth gehabt hatte, durd) eine 
feierliche Erflärung in der Adreſſe — wo allein Dafür der rechte Drt 
war — eine Wahrung jener Rechte auszufprechen und die Krone zu 
nöthigen, entweder diefe anzunehmen, oder den Landtag aufzulöfen, 
nachdem Dies einmal gefchehen und damit der Rechtsboden von der 
Majorität aufgegeben war, gab es für die entfchiedene Minorität nur 
eine Wahl. Entweder fonnte fie den Weg der Betizion betreten (den 
die Verſammlung fi ausdrüdlicdy vorbehalten hatte), in der Erwar— 
tung, daß durch ein entfchiedenes, einmüthiges Bitten des Landtags 
vielleicht Daflelbe zu erreichen ftehe, was man urſprünglich — freilich 
fonfequenter — durch eine Wahrung der verbrieften Rechte hatte erlan— 
gen wollen. Daneben mußte fie fi) der Hoffnung hingeben, daß der 
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Landtag jene Rechte wenigftens praftifch wahren und feine der Funk⸗ 
zionen vornehmen werde, welche nur einer auf der vollftändigen Baſis 
des Geſetzes von 1820 Fonftituirten reichöftändifchen Verfammlung zu- 
ftanden, und im fhlimmften Falle konnte fie fi der Mitwirkung bei 
folden Funkzionen enthalten. 

Wem aber diefer Weg nicht entfchieden genug war, wer die Ans 
fiht hatte, daß der Landtag fo lange gar feine Wirkfamfeit entfalten, 
fi) gar nicht als zu Recht beſtehend und fonftituirt anfehen dürfe, bis 
er die ihm gebührenden Rechte von der Krone erlangt haben würde, 
Der mußte entweder fofort nad) dem Ausgange der Adreßdebatte den 
Landtag verlaffen, oder, wenn er blieb, durch eine Erklärung zu Pro: 
tokoll ſich ausdrüdlich verwahren, daß er an den Gefchäften des Land: 
tags nur unter der Borausfegung Theil nehme, dadurch den Rechten 
des Volks Nichts zu vergeben. Hätten die 142 Unterzeichner der Der 
klarazion diefen Weg betreten, jo würde man ihnen wenigftens Kon— 
fequenz nidyt haben abfprechen fünnen. Daß fie aber einen Beſchluß 
des Landtags oder einer der beiden Kurien über den Gegenftand ihrer 
Berwahrung herbeiführen wollten, war infonfequent und machte ihre 
Stellung unhaltbar. Nach dem Ausfall der Adreffe fonnten fie auf 
eine Majorität für ihre Deflarazion, felbft in der Dreiftändefurie, nicht 
entfernt rechnen; wenn nun aber die Berfammlung fi) gegen fie aus: 
fprah , wenn fie ihren Proteſt für unbegründet erflärte — was dann? 
Mollten fie dann fich ver Majorität unterwerfen und von ihrer Ver: 
wahrung abftehen? Oder wollten fie fovdann Mann für Mann zu 
Protokoll proteftiren? Wozu aber dann erft eine Abftimmung ? 

Die ganze Behandlung diefer Sache, fowohl in den Vorbera— 
thungen der Theilnehmer, als in der Verſammlung felbft, verrieth 
eine große Unficherheit und Unflarheit, die nothwendige Folge des 
falfhen Standpunftes , auf den man fich geftellt hatte, und ein Glüd 
war ed, daß die Gegner diefe falfche Stellung der Dppoftzion nicht 
befier zu benugen verftanden. Denn diefen Gegnern fonnte eigentlich 
gar Nichts erwünfchter fommen, als eine Verhandlung der Deflarazion 
in der vollen Berfammlung, eine Berhandlung, deren Ausgang, 
wie der Marfchall der Herrenfurie nur zw richtig bemerfte, durchaus 
nicht zweifelhaft war. Eine Verwerfung der Deflarazion durd die 
Ständefurie wäre ein großer Triumf für die Regierung geweſen. 

Wie ſchwach mußte Diefe ſich alſo in dem Rechtspunkte fühlen, 
daß fie fchon die bloße Wiederaufnahme der Disfuffion darüber fo 
ängftlich fcheute und um jeden Preis zu vermeiden fuchte! 


Achtes Kapitel, 


Beginn der eigentlichen Berathungen des Landtags. Berhandlungen 

über Ausdehnung der Praklufivfrift für Petizionen, über das Interpella: 

zionsrecht, über die Veröffentlihung der Verhandlungen der Herren: 

kurie und über das gegenfeitige Hospitiren der Mitglieder beider Kurien 
bei einander. 


Der Landtag hatte inzwifchen feine ordentliche berathende Thätig- 
keit begonnen. 

Zunächſt ftanden verfchiedene innere Angelegenheiten zur Frage; 
man mußte fich erft die Kormen zurechtmachen, ehe man an die Sache 
fommen konnte. 

Auf Antrag Hanfemanns erbat die Dreiftändefurie eine Ver: 
längerung der Utägigen Friſt zur Einreihung von Petizionen; die 
Herrenfurie ftimmte diefem Antrage bei, und der König entſprach dem: 
felben , indem er die Krift bis auf den 1. Mai ausdehnte. 

Auch das Verhältnig der ftändifchen SPBetizionen zu den königlichen 
Propofizionen, wie es die Gefchäftsordnung vorfchrieb, Fam zur 
Sprade; und von freien Stüden erklärte der fün. Kommiffar: es fei 
durdaus nicht die Anficht der Regierung, daß PBetizionen erft dann 
an die Reihe kommen follten, wenn fämmtliche königliche Bropoftzionen 
alle Stadien der Berathung durchgemacht hätten; ja man werde fogar, 
bei befonderer Dringlichkeit, einzelnen ftändifchen Anträgen gern den 
Vorrang vor minder dringenden föniglichen Propofizionen einräumen. 

So zeigte man fich in Nebenfachen den Ständen gefällig, wäh. 
rend man in der Hauptfache nur um fo fefter auf feinem Sinne beharrte. 

Eines der wichtigften und nüglichften Rechte Fonftituzioneller Ver: 
fammlungen ift das Recht, die Vertreter der Krone über einzelne Re— 
gierungsmaßregeln und Vorkommniſſe des öffentlichen Lebens fofort, 
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ohne die weitläufige Form von Anträgen oder Beſchwerden, zu interpel- 
liren. Der Abg. Kamphaufen wollte dies Recht auch dem Verein. 
Landtage erobern. Der fön. Kommiffar begriff fehr wohl, welche 
mädtige Waffe er den Ständen in die Hand geben würde, wenn er 
ihnen ein foldyes Recht zugeftände; er antwortete daher anfangs auss 
weichend, behielt fich eine Befprechung mit feinen Kollegen vor und 
erflärte endlich in der folgenden Sigung : Anfragen über Dinge, die 
zur Tagesordnung gehörten oder durch fürmliche Anträge eingeleitet 
wären, würden die Minifter, fo weit fie Dies vermöchten, jedesmal 
fogleid beantworten, Interpellazionen im eigentlihen Sinne dagegen 
müßten fie ſich verbitten ; Anfragen diefer Art möge man fchriftlich durch 
den Landtagsmarfhall an den kön. Kommiflar richten; die Antwort 
werde dann auf gleichem Wege erfolgen. Auch zu mündlichen Privat- 
ausfünften feien die Minifter jederzeit bereit. 

Milde beftand darauf, daß die Minifter wenigftens auf vorher 
angemeldete Interpellazgionen jogleid in der Verſammlung jelbft Rede 
ftehen möchten, wie Dies in England Brauch fei; allein der Minifter 
blieb dabei, daß Dies nicht angehe. 

„Wir bilden und nicht ein ‚’’ fagte er, ‚To gewandt zu fein, wie eng: 
liſche Minifter, um fogleich auf Alles antworten zu können.” 


Durch diefe liebenswürdige Beicheidenheit und Raivetät milderte 
er die Härte feiner abfchlägigen Antwort und entwaffnete zugleich die 
unbequemen Dränger. 

In der Herrenfurie ward gleich in der erften Sigung die Zu» 
jiehbung von Stenografen und die Veröffentlichung der 
Berhandlungen zur Frage geftellt. Fürft Lihnomsfy erklärte 
die allervollftändigfte und unbedingtefte Veröffentlihung 
aller Verhandlungen für unumgänglich nothwendig. 


Es jei befannt, iagte er, daß gegen die abgefonderte Stellung des 
Herrenftandes eine Art von Zweifel und Mifftimmung ſich ausgeprüdt 
babe. Die Verfammlung habe nur einen Gegenftand, wodurch ſie St. 
Majeftät dem Könige ihren Dank für fein Geſchenk ausiprechen, wodurch 
fie fih wahrhaft auf die Höhe flellen könne, mozu fie von Sr. Majeftät 
berufen fei: indem fie fich bewähre und ihre vollſtändige Tüch— 
tigfeit bethätige. 

Die Berfammlung habe keine Tribüne, feine Zuhörer, Nach feiner 
Anjicht wäre ed im höchften Grade wünſchenswerth, daß eine der Thüren 
geöffnet und fo den Mitgliedern beider Verſammlungen gegenfeitig Gelegens 
beit gegeben würde, zu hospitiren. Es fei ſchon früher die Rede davon 
geweien, und er fei überzeugt, daß, wenn beide Verfammlungen darum 


bäten, es noch nachträglich gefchehen würde. Jetzt bleibe ver Verſamm⸗ 
lung fein anderes Mittel, ald die Veröffentlichung der Verhandlungen, 
und er betrachte es ald eine Lebendfrage für die Berfammlung, daß diefe 
ganz vollftändig und ohne Ausnahme erfolge. Wenn Hundert Debatten 
veröffentlicht und eine einzige ausgelaffen würde, fo würde vielleicht man— 
ches Mitglied in der andern Verſammlung oder mandye Stimme im Bus 
blikum in diefer einen Debatte etwas Hoftiles finden. Geheimnifle feien 
an und für fich nicht möglich; wenn nach dem Reglement die Beröffent- 
lichung in einzelnen Fällen ausgefchloffen bleiben folle, fo feien dabei Fälle 
gemeint, wo das jeder parlamentariichen Berathung gelegte Maß über: 
fchritten werde. Es fel unmöglich, daß jemals in diefer Verſammlung 
dieſes Maß überfehritten werde, aber es fei nothwendig, daß diefelbe wür: 
dig ins Öffentliche Leben trete. 

Auch der Prinz von Preußen fprad fih dahin aus, daß die 
vollftändige Veröffentlichung die Regel bilden möge; ausgeſchloſſen 
ſollten nur Perfönlichfeiten und ſolche Gegenftände fein, deren Geheim— 
haltung die VBerfammlung für nothwendig erachten werde. So geichehe 
es felbft in Fonftitugionellen Ländern. 

Graf Arnim äußerte dad Bedenfen, ob nicht, bei wörtlicher 
Veröffentlichung, die Verhandlungen zu lang und für das Publifum 
ermüdend werden möchten, allein Graf Itzenplitz meinte: geben 
müffe man Alles; das Publifum fönne ja überfchlagen, was ihm 
zu lang fei. 

Fürſt W. v. Radziwill: Es erfcheine durchaus wünſchenswerth, 
daß die Gefchäftdordnung und ihr Gebrauch in beiden Kurien ganz dieſel— 
ben feien, um das Vertrauen zwiſchen beiden Kurien und dem Publifum 
zu befeftigen. 

Fürſt Lihnomskty: Die Verſammlung befinde fi in anderer Lage, 
ald ähnliche Verfammlungen in andern Ländern, welche durch die lange 
Dauer ihres Beftehens volled Vertrauen gewonnen hätten und die Veröf— 
fentlihung ausschließen könnten, fo oft fie wollten. Diejer Berfammlung 
ftehe ein folches Bertrauen noch nicht zur Seite, fie fei noch neu und müſſe 
e8 erft erwerben; habe fie ed einmal erworben, dann fönnten die huis-clos 
begehrt werden, jo oft ed erforderlich fei. 


Graf York und Graf Dyrhn machten darauf aufmerfjam, daß 
doc in manchen Fällen es nothwendig fein werde, geheime Sigung 
zu befchließen. 

Fürſt Salm: Eine ſolche Sigung wäre feine ordentliche Sigung, 
fondern eine bloße Befprehung ; ordentliche Sigungen müßten allemal 
verdffentlicht werden. 

Kurz, man überbot fih in Freifinnigfeit und fühnem Muthe, der 
Deffentlichfeit gegemüber, 
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Die vollftändige Beröffentlihung aller Berhandlungen 
ward einftimmig befchloffen. Und, als hierauf Fürft W.v. Radzi— 
will nohmals auf die Geheimhaltung einzelner Sigungen zurüdfam 
und äußerte: man fönne die Beſtimmung darüber mit vollem Vertrauen 
in die Hände des Marſchalls und des Kommiffars legen, da wies der 
Marſchall darauf hin, daß es nad) $. 24 des Gefchäftsreglements 
lediglich in die Hand der Berfammlung gelegt fei, ob fie Ausnahmen 
von der fonft geftatteten allgemeinen Beröffentlihung befchließen wolle 
und daß fein Grund vorhanden fei, von diefer Beftimmung abzuweis 
hen, Graf Arnim aber fhhloß fi diefer Bemerkung an und fügte 
hinzu: 

Bei dem vollften Vertrauen zu den Perſonen merde man doch nicht 
vom Reglement abweichen dürfen, welches die Enticheidung der Verfamm: 
lung ſelbſt beilege. 

So fihien man wetteifernd bemüht, die Wahrheit Deſſen, was 
der Marfhall in feiner Einleitungsrede zur Berfammlung gefprochen, 
recht auffallend zu befräftigen : 

‚dab e8 eine faliche Vorausfegung fei, ald ob in der erften Kurie 


nurdie Intereſſen des Beſtehenden, in derandern Die per Bewe— 
gung ihre natürliche, nothwendige und grundfägliche Vertretung fanden.’ 


Fürſt Lichnowsky war aber audy damit noch nicht zufrieden. 
In einer fpäteren Sigung beantragte er: 


Man möge Se. Majeftät um die Erluubnip bitten, daß die Mitglie: 
der der einen Kurie den Eigungen der andern beimohnen dürften, fo 
meit der Raum Dies geftatte. 


Sein Hauptmotiv war abermals der Wunſch, daß die Herren: 
furie fi) vor ihrer Schwefterverfammlung, der Ständefurie, parlamen: 
tarifch tüchtig zeigen möge. | 

Graf v. Dyrhn und Fürft Ly mar unterftügten den Antrag, den 
auch die Abtheilung mit 9 gegen 1 Stimme bevonvortet hatte. 

Graf Dyrhn äußerte: 


„Es ift den Verfammlungen Deffentlichkeit gegeben worden ; ich habe 
mic, aber gerade während der Adreßdebatte überzeugt, daß der Drud 
nur die halbe Deffentlichkeit if. Es ift fehr Ichön, daß Alles 
gedrudt wird und daß die Namen genannt werden. Allein ich muß wie: 
derholen: es ift nur halbe Deffentlichfeitz; denn der Ginprud, 
den manche Rede macht, ift ein ganz anderer, ald der Eindruck, den die— 
felbe Rede dann gedrudt gemacht hat. Ich halte Beides für noth— 
wendig, dennedergängteine Deffentlichfeit Die andere.‘ 
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Fürft Lynar: „Bertrauen und Oeffentlichkeit find faft ſyn⸗ 
onyme Worte geworden. Wir wünfhen Bertrauen — jo müs— 
fenwiraud Deffentlihfeit wollen. Das Prinzip ift von diefer 
boben Kurie langft anerkannt, und es fommt gegenwärtig nur darauf an, 
e8 audzudehnen und in größere Anwendung zu bringen.’ 


Der Marfchall fuchte den Antrag zu befeitigen, indem er Rüd- 
fihten der befchränften Räumlichkeit in dem Sigungsfaale der Herren» 
furie geltend machte, Rüdfihten, welche der Kurie nicht geftatteten, 
der andern Kurie eine wirfliche Gegenfeitigfeit in diefer Beziehung an- 
zubieten. Ueber das Prinzip ſelbſt ſchien er am Liebften ganz hinweg⸗ 
fhlüpfen zu wollen. Doc fonnte er nicht verhindern, daß Andre, die 
zwar nicht größere Gegner der Deffentlichkeit, als er, aber minder gute 
Diplomaten waren, mit naiver Geradheit die Debatte mitten in die 
Prinzipfrage hineinwarfen. Domprobft v. Krofigfwar es, der die 
Gefahr des Ueberganges von der zuerft bejchloffenen ſchon wieder zu 
einer andern Art von Deffentlichfeit glüdlich herauswitterte und der 
Verſammlung denunzirte. 


„Es ift und,‘ fagte er, „im Kaufe der Debatte vorgetragen worden, 
welche geringfügigen Anfänge die Deffentlichfeit in andern Rändern gehabt 
hat, in Ländern, die Konſtituzionen befigen, Konftitugionen, die jedoch 
auf anderer Bajis beruhen, ald unjere Berfaflung. Es ift unjchwer zu 
ermeflen, daß die für jet beantragte beichränfte Deffentlichkeit und auf 
gleichem Wege und mwahrfcheinlich in Fürzerer Zeit zu gleichem Reſultate, 
der Deffentlihfeitder Tribünen, führen werde. Ich erlaube mir, 
dem Herrn Antragfteller ins Gedächtniß zurüczurufen, daß er bei der Bes 
rathung über Beichränfung oder Ausdehnung der Deffentlichkeit durch ſte— 
nografirte Protofolle, alfo Faum vor 8 Jagen, die unbedingte Veröffent— 
lichung der ftenografirten Verhandlungen für nothwendig erachtete, wenn 
feine Deffentlichkeit der Sigungen ftattfände. Jetzt, nachdem die Kurie 
unter diefer Vorausſetzung die unbefchränfkte Veröffentlihung der Landtags: 
verhandlungen durch die Stenografie votirt hat, gebt er einen Schritt 
weiter und beantragt vorerft die beichränfte Deffentlichkeit der Sigungen. 
Die unbejhränfte Tribüne wird, wie ein Glied der fette 
dem andern, unverweilt nachfolgen. Meine Herren! ich lafle 
die Würdigung der Tribüne auf fich beruhen; jie har ihre Vorzüge; fie 
hat ihre Nachtheile; aber ſie ift fein Element unferer ſtändi— 
hen Berfafiung; das Batent vom 3, Febr. Fennt ſie nicht. 
Aus dieſem Grunde treie ich jedem Schritt entgegen, der und der Tri 
büne näbert. 

Wenden Sie mir nicht ein, daß bei Eonfequenter Durchführung diefer 
Argumentazion jede Verbefferung unferer Verfaſſung ausgeſchloſſen ſei, 
daß anftatt der beabfichtigten Stabilität weiterhin Stagnazion ein 
treten müfle. Das tft meine Anſicht nicht; ich Halte dafür, daß auch wir 
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dem Bedürfniß der Zeit Schritt vor Schritt, aber mit Befonnenbeit fol: 
gen müſſen; Das aber halte ich nicht für die Aufgabe der Landſtände, 
einem befonnenen und Eoniequenten Gouvernement gegenüber ein Geſetz — 
das wohlerwogene Reſultat jahrelanger Berathungen und angeſtrengter 
Arbeiten, — das noch nicht fein vierteljährliches Jubiläum gefeiert hat, 
foftematifch zu durchlöchern und von allen Seiten anzubobren, wo es nicht 
von der dringendſten Nothwendigkeit geboten if. Möge man fich wenige 
ſtens die Folgen nicht verhehlen, die bei ſolchem Verfahren für das Lebens: 
prinzip des ganzen Geſetzes in Ausficht ſtehen! Bis zur Stagnazion Haben 
wir noch einen weiten Weg vor uns.” 

Der kön. Kommiffar zeigte fi entgegenfommender gegen den 
Antrag, dem er indeß alle gefährlichen Konfequenzen dadurd) zu neh: 
men fuchte, daß er ausſprach: bei der innigen Vereinigung der beiden 
Kurien zu einem allgemeinen Landtage habe derſelbe an und für ſich 
fein Bedenken, und e8 werde wohl darauf eingegangen werden können, 
fobald nur die Hindernifle der Ortlichkeit nicht im Wege ftänden. 

Auh Graf Arnim verwandte ſich für den Antrag. Die Ber: 
fammlung nahm denfelben mit allen gegen 3 Stimmen in der Weife 
an, daß der Fön. Kommiffar gebeten werden folle, bei Sr. Majeftät 
anzuftagen, ob ed wohl Defien Abfichten zuwider fei, den Mitglies 
dern beider Kurien das gegenfeitige Anhören ihrer Verhandlungen zu 
geftatten. 

Der königliche Befcheid auf diefe Frage lautete bejahend, und die 
Ständefurie ging bereitwillig auf den Vorſchlag ein. 

Seit diefer Zeit fand eine lebhafte gegenfeitige Theilnahme der 
Mitglieder der einen Kurie an den Verhandlungen der andern ftatt. 

So weitete der Landtag felbft die Schranken , die feiner Wirffam- 
feit geftedt worden waren, allmälig eine nad) der andern aus, und es 
bethätigte fich wieder der alte Spruch, daß der Geift mädtiger 
ift, al8 die Form. Was in der Ständekurie der inwohnende 
Drang freier Bewegung und das Bewußtſein einer großen, weltge- 
Ihichtlihen Aufgabe, Das that bei der Mehrzahl der Herren, die jenen 
Drang wohl ſchwerlich und diefes Bewußtfein nur fehr bedingt theilten, 
die Scheu vor dem Urtheil der Welt und das unabweisbare Gefühl, 
daß fie ebenfalls, um Etwas zu fein, Etwas aus ſich machen müßten. 

Uebrigens war Dies nur der Anfang zu weiteren Beftrebungen 
des Landtags in der gleichen Richtung. Bevor wir jedoch diefen nach» 
gehen, müflen wir zuvor dem Landtage auf das Gebiet materieller 
Fragen folgen, diejegt feine nächfte Aufmerkfamkeit in Anfpruch nahmen. 


UNeuntes Kapitel. 


Unruben in Berlin. Verhandlungen des Landtags über den Rothſtand 
und über die Provinzialhülfskaſſen. 


— 


Darin hatte die Allg. Preuß. Zeitung Recht gehabt: ſehr ſtoffli— 
her und greifbarer Art waren die Gegenftände, welche den Landtag 
zunächft nach der Adreßdebatte und nach Erledigung der nöthigften 
Formfragen in Anfpruch nahmen. Mitten unter den großen Fragen der 
Zufunft ragten die dringenderen Forderungen des Augenblids gewaltig 
mahnend in die Wirkfamfeit des Landtags herein. Die materielle Noch 
war auf einen bedenklichen Höhepunft geftiegen; tumultuarifche Auf: 
tritte, durch die Verzweiflung der hungernden und hülflofen Menge 
und durch einzelne wucherifche Erprefiungen beim Verkaufen der erften 
Lebensmittel veranlaßt, hatten in mehren Städten der Monarchie be: 
reits ftattgefunden. Jetzt begannen fie auch in der Hauptitadt, unter den 
Augen des Königs und der verfammelten Stände, DreiTagelang wieder: 
holten ſich die Exzeſſe; eine entfeflelte Menge wogte durch die Straßen 
und auf den öffentlichen Plägen, zerftörte, plünderte, mishandelte Die, 
welche fie der wucherifchen Bertheuerung der Lebensmittel fchuldig hielt, 
übte dabei auch fredyen Muthwillen zog felbft bis in die Nähe des fö- 
niglichen Schloſſes und zerftörte einen Theil der prachtvollen Scheiben 
am Palais des Prinzen von Preußen, deren Lurus ihre Erbitte— 
zung erregte. Die Polizei und das Militär, fonft fo rafch zur Hand 
und fo bereit zum ftrengen Einfchreiten, famen diesmal faft überall ent- 
weder zu fpät oder griffen nur ſchwach ein und beftärften dadurch den 
Muthwillen der erregten Maffe. Die Bürger, eine allgemeine Ent— 
feflelung des Pöbels und die Zerftörung oder Plünderung ihres Eigen« 
thums fürdhtend , boten ihre Hülfe zur Unterdrüdung der Ruheftörune 
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gen an und baten um die Erlaubniß, eine Bürgerwache bilden zu dürs 
fen; der Minifter des Innern wies diefen Antrag zurüd — man fand 
e8 bedenflih, dem Gedanken der Selbftregierung bei den Bürgern Nah: 
rung zu geben und die Jlufionen von der Allmacht und Alleinberech» 
tigung der Polizei und des Militärs zu fchwächen. Doch fing man 
jest an, etwas ernfter gegen die Tumultuanten zu verfahren, und in 
Kurzem war die Ruhe bergeftellt. 

Auswärts brachte man natürlich dieſe Vorgänge mit den politifchen 
Ereigniffen, die fich fo eben in Berlin zu entwideln begonnen, mit dem 
lebendigen Auftreten des Landtags und dem Erfcheinen einer entfchie: 
denen Oppofizion in Verbindung. Eine Wechſelwirkung des Einen auf 
das Andere ſchien unabweisbar. Entweder waren die Unruben gerade: 
zu von politifchen Barteigängern angeftiftet, oder e8 hatte fih ganz von 
ſelbſt durch die erften Afte des Landtags, durch die Thronrede, durch 
den unglüdlichen Ausgang der Adreßdebatte ein Gefühl der Verftim- 
mung, der Verbitterung, der Erregung in der Bevölferung der Reſidenz 
entwidelt und war — wie Dies ja fait immer zu gefchehen pflegt — 
zuerft in den unterften Schichten zum Ausbruch gefommen. Unwill: 
kürlich mochten Viele an die Begebenheiten des Jahres 1789 in Paris 
denfen, wo auch die parlamentarifchen Stürme der verfammelten Ger 
neralftaaten mit Brodemeuten und Volfsaufläufen Hand in Hand 
gingen. | 

Diefe Bermuthungen haben indeß in den Thatfahen, fo weit 
ſolche offenkundig geworden find, Feinerlei Beftätigung gefunden, Die öfs 
fentlihen Gerichtsverhandlungen , in denen fofort nad) beendigten Un- 
ruhen das Urtheil über die gefangen genommenen Tumultuanten ges 
fprochen ward, ergaben Nichts, was auf tiefere Verzweigungen oder 
politifche Zwerte diefer Erzeſſe fchließen ließe. Ebenfowenig famen wäh: 
rend der Erzefie felbft Demonftragionen von eigentlich politifhem Ka— 
tafter vor.! 

Dieſe Zufammenhanglofigfeit zwifchen der politifhen Bewegung 
in den obern Regionen der Hauptftadt und der tumultuarifchen Er: 
hebung der untern Volfsklaffen — fo auffallend fie auf den erften Blid 
erfcheinen mag, da dod) beide an einem Drte und zu einer Zeit ftatt- 
fanden — wird doch gar wohl erflärlih, wenn man die Zuftände 
ing Auge faßt, wie fie wirklich waren, und nicht fremde Mafftäbe an- 
fegt, welche auch hier, wie gewöhnlich, täufchen. Bei aller äußern 
Aehnlichkeit der Ereigniffe in Berlin mit den Vorgängen des Jahres 
1789 in Paris, beftand dennoch zwifchen beiden mehr als ein wefentlicher 
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Unterfchied. Zwar gab es in Berlin, wie damals in ‘Paris, eine große, 
leichtbewegliche und namentlich in ihren untern Schichten auch zu einer 
kecken Schilderhebung wohl aufgelegte Bevölkerung ; ebenfomwenig hätte es 
vielleicht an Seitenftüden zu den Rednern des Palais royal und der 
Klubbs gemangelt. Allein im Uebrigen waren die Verhältniffe doch 
ganz andre. Namentlic) fehlte Das, was allein die Maffen zu einer 
allgemeinen Bewegung im politiihen Sinne veranlaffen fann: ein die 
veftes, handgreiflices Iutereffe an der Umgeftaltung des Beftehenden, 
ein unmittelbar auf ihnen laftender Drud, deflen Abfchüttelung fie von 
einer allgemeinen Syftemsänderung zu erwarten haben. Hier war fein 
prunfender,, verfchwenderifcher, übermüthiger Hof, der das Marf des 
Landes verzehrte und der Noth des Volkes durch frivole Vergeudung 
ſchwer erpreßter Abgaben Hohn ſprach; hier gab eg feine feudalen Feſ⸗ 
fein des Verkehrs, der Gewerbe, des Aderbaus zu fprengen, feine mit: 
telalterlihen Beihränfungen der perfönlichen Freiheit abzufchütteln ; 
feine unerfchwingliche Steuerlaft beprüdte das Volk; feine zu Tage lie 
gende Zerrüttung der Staatsfinanzen bedrohte ven Wohlftand der Mit: 
telflaffen mitRuin. Im Oegentheil erfchien die Berwaltung im Ganzen 
als jorgfam und wohlgeordnet, die Steuerlaſt ald mäßig und wenig» 
ftens nicht allzu ungleich vertheilt, der Hof als einfach und mindeftend 
ohne die verlegende Dftentazion einer abfichtlichen Ueberhebung über 
bürgerliche Zucht und Sitte; die feudalen Laften und Feffeln hatte ſchon 
längft die Regierung jelbft auf dem Wege einer friedlichen Revoluzion 
befeitigt — ſomit war Alles entfernt, was unmittelbar das Gefühl des 
Bolfes reizen und erbittern Fonnte. i 

Dazu fam, daß die Klaffen, von welchen jegt die gewaltfame Bewe— 
gung ausging, durchaus nicht das gleiche Intereffe mit den Klaffen 
hatten, welche bei der politifchen Reform zunächſt betheiligt waren. er 
nes waren hauptfächlich die arbeitenden Klaffen, die Proletarier, Dies 
ſes der Mittelftand , die Befigenden. Die Legteren mußten fürchten, 
daß eine gewaltfame Erhebung der Maffen ſich eben fo leicht, ja noch 
eher gegen ihren Befigftand richten möchte, als gegen Die Regierung 
und ihr politifches Syftem, und die ärmeren Klaffen wären wohl auch 
dazu geneigter gewefen, als zu einer politiihen Revoluzion , deren 
Zwed und Nutzen für fich fie fchwerlich einzufehen vermochten. 

Wenn daher überhaupt in jenen Tagen ernftere Ereigniffe zu 
befürchten waren, fo waren es gewiß weit mehr ſolche im fozias :. 
liftifchen, als im politifchen Sinne, Gerade diefe Furcht aber, welche 
Damals wohl Biele aus dem Mittelftande theilen mochten, war ber 
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politiſchen Oppoſizion nicht günftig, fondern eher hinderlich. Die furchtſa⸗ 
meren unter den Deputirten fanden darin eine Berechtigung, ja Bers 
pflichtung für fi) , ver Regierung fich enger anzufchließen , um ja nicht 
etwa durch einen ungeitigen Tadel ihrer Mafregeln der vorhandenen 
Erregung der Gemüther noch mehr Nahrung zu geben. Im Allgemei⸗ 
nen wurde das Intereſſe momentan von den politifchen Fragen hinweg⸗ 
und auf die materiellen Bedürfniffe des Augenblids abgelenft. Wenn 
man Gerüchten trauen darf, fo hätte eine Partei, welche Nichts unver: 
fucht ließ, um die ſtaͤndiſchen Inftitugionen in ihrer Entfaltung zu hem⸗ 
men, wenn nicht gar, fie wieder rüdgängig zu machen, auch jene Erzeffe 
für ihre heimtüdifchen Pläne ausgebeutet. Es wäre von diefer Seite 
ber audgeiprengt worden : die Regierung würde gern weit Mehr zur 
Erleichterung des Volks thun , allein fie fei gehemmt durch den zuvor 
einzubolenden Rath der Stände; die Stände würden fich aber nicht fehr 
beeilen, dem Rotbftande ein Ende au machen , da ein großer Theil ders 
felben von deſſen Fortdauer Nugen zöge. 

Wir würden diefem Gerüchte feine Beachtung ſchenken, wenn nicht 
auffallender Weife in einer Schrift, welche in vielen Beziehungen höchft 
bedeutungsvoll für die Stellung diefer Partei zu den neuen Berfaffungss 
formen in Preußen ift, in ven „Gefprächen aus der Gegenwart“, unter Ans 
derm auch den Anhängern des Beftehenden der Rath gegeben wäre: 
man möge doc) die untere Klaſſe näher an fich heranziehen, um fich ihr 
rer gegen die Mittelklaffe zu bedienen. 

Wie Dem fei, die Stände bewiefen fehr bald durch die That das 
Grundlofe folder Bervächtigungen. Schon vor dem Ausbrud der Er: 
zefle in Berlin waren verfchiedene Betizionen wegen Abhülfe des Noth: 
ftandes bei der Kurie der drei Stände eingereicht worden. Wenige 
Tage nad) der völligen Wiederherftellung der Ruhe famen diefelben zur 
- Berathung. 

Die Berhandlungen darüber verriethen allerdings eine gewiſſe Ha> 
fligfeit, weldye die Ruhe und Freiheit einer tieferen Grörterung der fo 
wichtigen Frage vermiffen ließ. Man fühlte fich offenbar unter dem 
Drude momentaner Bedrängniffe, denen man fo fchnell als möglich 
und um jeden Preis abhelfen wollte. Weitergehende Vorfchläge oder 
felbft nur Hindeutungen auf foldhe, wie fie von mehreren Seiten ge« 
macht wurden, wies die Ungeduld der Berfammlung als unzeitig ab. 
Man befchränkte ſich darauf, zwei Maßregeln zu befchließen,, welche 
ziemlich übereinftimmend in den Betizionen der Abgg. Krüger, Biefe, 
Mehls und Bauch empfohlen waren und zu deren Ausführung die 
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Regierung felbft vorzugsweife geneigt fehlen: das Verbot einer Aus⸗ 
fuhr der Kartoffeln auch für die öftlichen Provinzen (für die weftlichen 
beftand ed fchon ) und das Verbot des Brennens von Kartoffeln für 
eine gewiffe Zeit. Ein gleiches Ausfuhrverbot auch für das Getreide 
anzuempfehlen, wie von Manchen gewünjcht ward, hielt man im In— 
tereffe des allgemeinen Handels für bedenklih. Zwar'wurden aud) ges 
gen die Räthlichfeit und Nüglichkeit jener beiden Maßregeln viele Be: 
denfen laut; auch fam der nicht unbeträchtlihe Schaden in Erwägung, 
der dadurch manchem Privatinterefie zugefügt würde; dennoch nahm 
die Kurie mit großer Majorität beide Anträge an, und auch der Bor- 
fchlag einer Entfhädigung für die Bejiger von Brennereien, der von 
Einzelnen gemacht wurde, fand bei der überwiegenden Mehrheit der 
Berfammlung und felbft beim Fön. Kommiffar entfhiednen Wider: 
ſpruch. Der Abg. Mevifjen machte befonders aufmerkffam , wie die 
Augen des Landes bei dieſer Frage auf die Stände gerichtet feien, da 
man wiffe, daß ein Theil der Berfammlung aus Bejigern von Brennes 
reien beftehe. Der Vorſchlag fand feine Unterftügung. Als hierauf ein 
eitterfchaftlicher Abgeordneter, Herr v. Grävenig, eine „Sonderung 
in Theile’’ für den Ritterftand beantragte, weil deffen Intereffen durch 
den gefaßten Beſchluß verlegt feien, widerfpradh der kön. Kom miſ— 
far diefem Antrage, als unftatthaft, weil ein verlegtes Standes: 
interefje nicht vorläge, denn die Rittergutöbefiger würden fich doch nicht 
mit den Brennereibefigern identifiziren wollen. Bei der hierauf geftell- 
ten Frage erfolgten, ftatt aller Unterftügung, nur Zeihen der Mis— 
billigung, wogegen, ald.Herr v. Auerswald den Antragfteller — 
im Sinne vieler Mitglieder der Ritterfchaft, wie er glaube — dringend 
erfuchte, feinen Antrag zurüdzunehmen, lebhafter Beifall fi) fundgab. 

Seitdem ift auf dem ganzen Landtage fein zweiter 
Berfuh einer Sonderung in Theile von Seiten eine 
einzelnen Standes vorgefommen. 

In der Herrenfurie wiederholten ſich fo ziemlich diefelben Be— 
denfen gegen, diefelben Gründe für Die beiden Vorſchläge. Fürft Lich: 
nowsky und Fürſt Lynar erklärten es für Pflicht der Verſammlung, 
zu zeigen, daß fie nicht durch Privatinterefien geleitet werde, daß fie an 
Patriotismus und Aufopferung nicht zurüdbleibe, wo es gelte, dem 
Vaterlande oder ihren ärmern Mitbürgern einen Nugen zu fchaffen. . 

„Ich glaube,” fagte Fürft Lichnowsky (mit Beziehung aufden Vor: 
trag eined anderen Mitgliedes, der die Räthlichkeit ver Maßregel erörtert 
batte,, „ich glaube, die Herrenkurie hat die Frage von einem andern Ge: 
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ſichtspunkte aufzufaſſen. Die Herrenfurie befteht zum größten Theile aus 
Mitgliedern, welche weſentlich durch diefe Maßregel leiden werden. Es 
wird wenigftend in der zweiten Kurie und im Lande mit größerem oder ge— 
zingerem Rechte behauptet werden, baß bie Herrenfurie darunter leide. 
Die zweite Kurie beſteht aus Vertretern aller Stände — der Ritterfchaft, vie 
auch Kartoffeln verbrennt und verfauft; der Städte, wo die Maffe von lins 
bemittelten und Proletariern auf das Berzehren von Kartoffeln hingewiefen 
if, und der Landgemeinden, die zum Theil Kartoffeln zu verkaufen haben, 
zum Theil fie jegt um große Summen einfaufen müflen, um das Leben 
nothdürftig bis zur nächften Aernte zu friften. Diefe drei verfchiedenen 
Stände finden fich Hier gleichfam vereinigt und vertreten. Denn wir 
vertreten nit allein und, jondern auch jene Infaffen 
und armen Leute, weldhe auf unfern Gütern wohnen und 
darben. Ic halte e8 daher für ganz unmöglich, daß eine Mafregel, 
melche darauf hinausgeht, ein wohlfeiles Lebensmittel für die jegige Zeit 
zu fchaffen, nicht mit ver ungeheuerften Afflamazion in diefe Ver— 
fammlung aufgenommen werde.‘ 


Fürft Lynar: 


„Meine Herren! wir alle gehören zu den größern Grundeigenthümern 
bed Landes; die Meiften von und find vielleicht auch im Beſitze von Vor—⸗ 
räthen, die ausgeführt werden fünnen. Aber gerade deshalb müffen wir 
für diefe Maßregel ftimmen, denn dieje erfte Kurie wird nie zurück 
eben, wo eögilt, jihaufzuopfernzum Wohle des Ganzen. 
Ih glaube, wir haben den Beruf, den hoben und ſchönen Be 
ruf, undal&dienatürlihen Befhüger derjenigen Klaſſen 
binzuftellen, welche bieraufdem Landtagenichtvertreten 
finvundnidhtvertreten fein fönnen.“ 


Auch Graf York, obfchon er ausſprach: eine Verſaͤmmlung, 
wie diefe, müffe fih nicht von ihren Gefühlen, fondern von den Prin- 
zipien des Rechts leiten laffen, und er könne darum einen ſolchen Ein⸗ 
griff in Die Privatrechte eigentlich nicht bevorworten, ftimmte doch, um 
der dringenden Noth willen, für den Vorſchlag der andern Kurie. Nur 
wünfcte er, daß, wenn diefe Noth noch höher fteigen follte, dad Gou—⸗ 
vernement Mittel finden möge, auch die Grundbefiger, die, wie er, 
feine Brennereien hätten, heranzuziehen und an der Roth Theil nehmen 
zu laflen. 

Andere Mitglieder fchloffen ſich mit ähnlichen Aeußerungen an. 

Nur der Grafvon Weftfalen erflärte fich entfchieden gegen den 
Vorſchlag: 


Es ſei eine Härte, eine Ungerechtigkeit, den Beſitzern von Kartoffeln 
die Verwendung derſelben zum Branntweinbrennen zu verſagen, und, daß 
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foldyeß gerade Hier in die ſer Berfammlung vorgehe, halte ex in hohem 
Grade für bedenklich. 

„Ob die Berfammlung fich fcheinbar popular macht oder nicht”, fagte 
er, „darauf kann fehr wenig anfommen , fondern ed fommt hauptjächlich 
auf die Feftigfeit des Prinzipienfefthaktens an. Der Wahlipruch des preus 
Bifchen Staates if: Suum ceuique! und, wenn ich auch gerade nicht behaup⸗ 
ten will, daß durch die vorgefchlagene Mafregel Einem dad Seine genom: 
men werben foll, fo liegt in der Beichranfung der Dispofizionsbefugniß 
des Eigenthums, und zwar nicht etwa ald allgemein einen Jeden treffend, 
fondern nur den zufällig gerade Befigenden, deſſen Befisthum zufällig am 
Gierigften begehrt wird, und zwar ohne Entichädigung, der erfte Ueber- 
ganginjeneverderblihe Konſequenz, gegen bie ich jeden Unter: 
thanen des preußifchen Staatöverbandes durch dieſes unfer Grundgefeg 
geihüst glaubte.“ 

Es kam auch zur Sprache: warum nicht die Regierung die Inizia- 
tive in Diefer Sache ergriffen habe, und zwar fofort nad) dem ungüns» 
ftigen Ausgang der Kartoffelärnte, wo die Maßregel wirkſamer gewe⸗ 
fen fein würde. Das Leptere fuchte der Finanzminifter v. Duesberg 
damit zu rechtfertigen, daß die Regierung nicht ohne die Außerfte Noth 
zu einer folhen Ausnahmemaßregel habe fchreiten wollen. 

Es habe nicht die leifefte Veranlaſſung vorgelegen , einen Zuftand zu 
vermuthen, der das Aeußerſte nothwendig machte. 

Der Prinz von Preußen erflärte: 

Die Regierung habe fich des Lobes, welches ihr hätte zu Tdeil wer⸗ 
den koͤnnen, enthalten, um es den S tänden zu überlaffen, babe vorgezos 
gen, diefen Antrag von den Ständen auögehen zu laffen. 

Die Abftimmung ergab beinahe a für die Vor: 
fhläge der andern Kurie. 

In einer fpätern Sigung der Ständefurie famen noch verſchie— 
bene andere auf den Nothftand bezügliche Petizionen zur Berathung. 
Aber auch diesmal wollte die Berfammlung von einem tieferen Einge⸗ 
ben auf die Urſachen der vorhandenen Noth und die weitergehenden 
Mittel ihrer Befeitigung Nichts hören. Vergeben ſuchte Diergardt 
die Frage auf Das Gebiet der Zollgefeggebung, des fogenannten „Schu⸗ 
bed der nazionalen Arbeit gegen fremde Konkurrenz”, hinüberzufpielen; 
— man ging nicht weiter darauf ein; vergebens empfahl Facilides 
die allgemeine Einführung des Liedkeſchen Sparkaſſenſyſtems — fein 
Antrag blieb ohne Unterftügung; vergebens wandte ſich Grunau 
an die Arbeitgeber, denen, wie er fagte, die arbeitenden Klaffen noch 
mehr, als der Regierung felbft, am Herzen liegen müßten; vergebens 
rief er aus: 
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„Es wird eine Zeit fommen, wo wir bedauern werben, daß — ich 
bin @iner von derjenigen Klaſſe, weldye mit diefer arbeitenden Klaffe Viel 
zu thun bat — für diefelbe Nichts gefchehen iſt.“ 

Sein Borfchlag: Die Arbeitgeber möchten freiwillig den Arbeitern 
einen höheren, mit den gefteigerten Preiſen der Lebensmittel im Ber: 
hältnig ftehenden Lohn geben, ward gar übel aufgenommen ; bebeuten« 
der Lärm unterbrach den Redner, und eine Stimme rief ihm zu: 

„Das wäre eine Belehrung, deren bedürfen wir nicht. Wir wiflen, wie 
wir und mit unfern Arbeitern zu flellen haben.’ 

Bon allen Anträgen fand nur der eine den Beifall der Berfamm: 
lung, der den gemeinfamen Inhalt der Petizionen der Abgg. v. Dos 
miniersfi, Wächter und Seulen bildete, nämlid): 

‚Die Regierung zu bitten, daß für die Dauer der gegenwärtigen 
Iheuerung durch gemeinnügige Anlagen, ſowohl unmittelbar auf Koften 
des Staates, ald mittelbar durch Unterflügung von Kreis, Kommunal 
und Aßzienunternehmungen diefer Art, den arbeitenden Klaffen neue Er: 
werböquellen in höchſtmöglicher Ausdehnung eröffnet werden möchten.” 

Die Herrenfurie ftimmte diefem Antrage faft ohne Debatte 
bei. Nur Fürft Lynar wollte in längerer Rede auf die Arbeits» und 
Lohnverhältniffe im Allgemeinen eingehen, ward jevoh vom Mar: 
ſchall gebeten, feinen Vortrag, da er, wie er ſelbſt vorausgefchidt, eis 
nen beftimmten Antrag damit nicht verbinde, für eine andere Gelegen— 
heit aufzufparen. *) 


Die Verhandlungen über den Rothftand hatten auch ihre poLi« 
tifche Seite. Zwei wichtige Thatſachen wurden dadurch in ein helles 
Licht geftellt. Fürs Erfte, daß der bureaufratiihe Mechanismus feines: 
wegs fo gut und ficher arbeite, um allen Berhältniffen, au ungewöhn- 
lichen, gewachſen zu fein. Der Minifter mußte felbft eingeftehen, daß 
die Regierung das Vorhandenfein und den Umfang der Noth erſt da 
recht erfannt habe, als es zur wirffamen Abhülfe ſchon faft zu fpät war, 
‚Man wies ihm aber auch nad), daß diefe Unfenntniß zum Theil eine 
verfchuldete gewefen, indem er die Anzeigen und Warnungen von Sad» 


) Wie man hört, ift Biefer Vortrag, zu deſſen Haltung in der Berfammlung 
Fürft Lynar nicht gelangte, in Abfchriften verbreitet worden. Er fol fehr umfänglich 
fein und in tiefe Grörterungen ber fozialen Fragen der Gegenwart eingehen. Es wäre zu 
wünfchen, daß der Fürft ihm durch den Druck veröffentlichte. 
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verftändigen zu wenig beachtet. Hier befirafte ſich durch die öffentliche 
Beſchaͤmung der bureaufratifche Dünfel des Allesbeſſerwiſſens. 

Das Zweite war, daß die Regierung für gut befand, die Anträge 
des Landtags abzuwarten, ftatt fofort auf eigne Hand mit den Maßs 
regeln, von deren Nothwendigfeit fie für ihren Theil überzeugt war, 
vorzufchreiten. Sie erfannte damit ftillfchweigend an, weldyen großen 
Werth fie darauf lege, wichtige Maßregeln nur im Einvernehmen mit 
den Ständen auszuführen und ihre VBerantwortlichfeit gegen das Land 
mit den Vertretern des Landes zu theilen. 

Diefes Eingeftändniß erfcheint um fo beveutungsvoller, wenn man 
envägt, wie dringend die Noth war, welche der helfenden Hand der 
Regierung harrte, und wie fehr das Minifterium ſelbſt dieſe Dringlich⸗ 
feit anerfannte. Sprady doch der Minifter des Innern in der Kurie 
der drei Stände die inhaltichweren Worte aus: „Noth fennt fein 
Gebot!’ Und dennoch zog er ed vor, zu warten und den Ständen 
die Iniziative bei diefen Maßregeln zu überlaffen! Freilich entging 
man auf diefe Weife der unerfreulihen Nothwendigkeit, fi) unter dem 
Stande der großen Grundbefiger durch eigenmädhtiges Eingreifen in 
deren Intereſſe Feinde zu fchaffen, und handelte doch immer noch po: 
pulär, indem man fich bei der Debatte für das Gemeinwohl und die 
Intereſſen der ärmern Klaffen eifrig bezeigte. 


Aus den Verhandlungen über die Provinzialhülfskaſſen 
(die in vereinigter Sigung beider Kurien ftattfanden) ift nur ein einziges 
belangreiches Moment hervorzuheben. Es handelte ſich hier um Uebers 
laffung einer Summe von 2%, Mil. Thlen. (aus verfchiedenen dispo⸗ 
nibeln Ueberfchüffen) zur Begründung von Provinzialfaffen für 
Förderung des Aderbaus und der Gewerbe, Unterftügung von Gemein- 
den, Erweiterung von Provinzialinftituten u. dgl. M. — nad) dem 
Mufter der ſchon beftehenden weitfälifchen und, wie diefe, unter jtän- 
difcher Verwaltung. 

Gegen diefe provinzielle Abgrenzung eines für den ganzen Staat 
nüglihen Inſtituts, fo wie gegen die Erweiterung der Verwaltungs: 
befugniffe der Provinzialftände, äußerte der Abg. Camphauſen Be: 
denfen — doch wollte er dadurch der Idee felbft nicht entgegentreten. 

Als aber, bei der Debatte über die Vertheilung jener Summe an 
die einzelnen Provinzen, der Abg. v. Winde darauf beftand, daß dieſe 
Vertheilung nicht nad) der Kopfzahl, fondern nad dem Maßftabe ver 
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direften Befteuerung ftattfinde , weil fonft einzelne Provinzen , wie na⸗ 
mentlich Rheinland und Weitfalen, benachiheiligt würden; als Der- 
felbe, nachdem die Berfammlung feinen Antrag abgelehnt, auf „Son—⸗ 
derung in Theile‘ für die Provinz Weftfalen antrug, da erhob fidy 
gegen diefen Provinzialgeift der Abg. v. Bederath und fagte: 


„Der Sinn des Vortrags eined Mitglieds der Nheinprovinz, den wir 
beim Anfang der Debatte vernommen haben, ging dahin, daß «8 nicht 
rathjam fei, den PBrovinzialftänden eine Wirffamfeit einzuräumen, welche 
dahin führen fünnte, daß die Zentralgemwalt des Staates, diejenige Ge: 
walt, die durch das Zufammenwirfen der Krone mit den Ständen im Mit- 
telpunfte des Staates entſteht, geihwächt würde. Was gegen dielen Por: 
trag eingemwendet worden ift, bat mir nicht geeignet geichienen, ihn zu 
entfräften. Was aber jegt in der Verſammlung vorgeht, bemeift mir, daß 
die Gründe dieſes Vortragd unerichütterlich feftftehen. Das ift gerade 
das Unglüd Deutſchlands gemeien, daß es feine Kräfte 
während einzelner Perioden jeiner Geihichte in provin— 
zieller Abfonderung zeriplitterthat, und es ift eine der 
größten Aufgaben, die undvorliegen, daß wir dieeinheit- 
lihe Kraft des preußiſchen Staated immer mehr befefti- 
gen sollen. — Benn eine einzelne Provinz des Staated wegen ihres 
größern Wohlftandes, wegen des größern Wohlftandes der einzelner Bes 
wohner an direften Steuern Mehr beiträgt, ald eine andere, in welcher 
fi der Wohlftand noch nicht fo entwidelt hat, fo wird Diele Provinz — 
ich glaube Died im Namen aller Provinzen, welche hier vertreten find, 
fagen zu fünnen — fo wird diefe Provinz, jage ih, es fih zur Ehre 
und Freude rechnen, aus ihrem Wohlftande dazu beizutragen, daß in 
jeder andern Provinz dafjelbe gegenfeitige Verhältniß bergeftellt werde,“ 
( Bravoruf. ) 

„Meine Herren !” fuhr Beckerath fort, „laflen Sie ung feft an ber 
Staatdeinheit halten! auf diefer beruht unfere Kraft. Bern fei von und 
eine itio in partes, fern fei von und jede Sonderung! Laſſen Sie und bier 
gemeinfam berathen, mad im materiellen wie im höhern Intereffe des 
Ganzen recht und billig iftz und, mas von der Berfammlung für recht und 
billig anerfannt worden ift, ſei allen Provinzen gemeinfam, aber niemals 
möge eine einzelne Provinz auftreten und gegen einen folchen Beichluß ſich 
erheben!" (Wieverholter Bravoruf. ) 

Fürft Radziwill: „Bon beiden Abgeorbneten der Rheinprovinz 
find direfte Angriffe gegen das Prinzip der Provinzialflände gemacht wor⸗ 
den. Diefe Angriffe ſcheinen nur von dem fon ftituzionellen Geſichts— 
punfte aus betrachtet und dahin gerichtet zu fein, die Provinzialflände in 
Frage zu ftellen. Gegen Dieſes will ich mich, im Intereffe der Provinz, die 
ich mitzuvertreten die Ehre habe, verwahren. Es giebt allerdings Provins 
zialintereffen, aber nicht nur materielle, fondern auch moralifche, die mir 
noch höher ſtehen, ald die materiellen. Diefe moralifchen Interefen, die 
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ich hier zu vertreten habe, Fönnen nur auf dem Wege provinziaffländifdher 
Sreiheit gewahrt werben. Ich verwahre mich daher, im Namen ver Bro- 
vinz, die ich zu vertreten bie Ehre babe, gegen die Tendenz diefer Angriffe,” 
(Bravoruf.) 

Abg. v. Beckerath: „Ich verkenne keineswegs, daß es Provinzial—⸗ 
intereſſen, moraliſche wie materielle, giebt; wo ſie aber mit dem höheren 
vaterländiſchen Intereſſe kollidiren, da müſſen fie zurückſtehen, da muß das 
Einzelne aufgehen in das große Ganze; dagegen, daß Dies nicht geſchehen 
fol, verwahre ich mich im Namen des Vaterlands!“ 


Die Sonderung in Theile unterblieb und iſt ſeit— 
dem ebenfalls nicht wieder verſucht worden. 


Dehntes Kapitel. 


Die Polenpetizion; eine Prinzipfrage über das Necht ded Marſchalls 
zur Jurüdweifung von Petizionen. 


Eine intereffante Epifode bildete in der Dreiftändefuriedie Polen: 
petizion, intereffant fowohl um ihrer jelbft willen, ald wegen der 
Prinzipfrage, die dabei zur Sprache fam. 

Es war in der Sigung vom 5. Mai, als der Abg. Shumann 
fi) erhob und Klage darüber führte, daß der Marfchall eine von feinen 
Kollegen aus der Provinz Pofen eingereichte Petizion um Aufrecht- 
haltung der den dortigen Polen zugejiherten Nazio- 
nalität und Spracde mit der Bemerkung zurüdgemwiefen habe, 
daß diefelbe ein bloßes Provinzialintereffe betreffe, daher, nad $. 13 
des Gef. v. 3. Febr. , nicht hierher, fondern vor den Provinzialland» 
tag gehöre. Dagegen nun erhob er Widerſpruch: 

Ein Gegenftand, jagte er, welcher die Lebenöfrage eined ganzen 
Volksſtammes, eines ganzen Landestheils betreffe, könne unbedingt für 
die ganze Monarchie nicht gleichgültig fein, intereifire fie vielmehr weſent— 
lich, fei aljo gewiß eine innere Angelegenheit des ganzen Staated. 

Sollte Died aber auch zweifelhaft fein, fo ftehe dody nicht dem Mar: 
Shall zu, dieſen Zweifel zu enticheiden und die Petizion kurzweg zurückzu— 
weiſen; vielmehr fchreibe das Neglement vor, daß jede Petizion einer Ab- 
theilung zur Vorberathung zu überweilen fei. Diele habe zu prüfen und 
die Berfammlung dann zu enticheiden, ob die Petizion zu ihrer Kompe— 
tenz gehöre. 

Diefer Beſchwerde fchloffen fich die pofenfchen Abgg. Brodowski, 
Kraſſewski, Niegolewsfi an. Kraſſewski Außerte: 

„Die erwähnte Petizion enthält einen materiellen Grund, weshalb 
fie eine allgemeine genannt zu werden verdient, fie Ipricht von Verheißuns 
gen, die von des hochjeligen Königs Maieftät gemacht worden find. Wir 
fußen auf diefe Verbeißungen, wie Sie, meine Herren, Ihrerſeits das 
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Necht haben, darauf zu fußen, wenn Sie auf eine Konftitution dringen, 
Wir vertheidigen unfere höchften Güter. Meine Herren, es giebt feine 
Konftitution ohne Volksrhümlichkeit, fie ift die Baſis und jenes iſt der 
Eeift, alfo fprechen Sie und Das nicht ab, was Ihnen jelbft jo Noth thut.“ 


Tiefer noch ging Niegolewski auf das Materielle der Betizion 
ein. In einer von innerer Bewegung zeugenden Rede ſprach er ſich 
über die Befchwerden und die Wünſche der polnifchen Nazionalen 
Poſens folgendermaßen aus: 


„Als die pacificirenden Mächte auf dem Wiener Kongreſſe die chrift: 
fihe Moral für die Grundlage ihrer Bolitif erklärten und den Willen aus: 
fprachen, Staaten und Völker in den vorigen, durch die Folgen der großen 
Staatdummälzungen geftörten Stand wieder einzufegen, erkannten fie, wie 
gerecht die Anjprüche ver polnischen Nation auf Vergütung des ihr 
zugefügten Unrechts waren. Weil aber übermächtige Rüdjichten und Ber: 
hältniffe die Gewährung der vollen Gerechtigkeit durch Wiedervereinigung 
der getrennten Glieder unter einem Haupte zu neuen, felbftfiändigen Leben 
binderten,, fo follten wir wenigftend vor der Schmach der Vernichtung ald 
Volk bewahrt werben, jo wurde und überall der Öffentliche Gebrauch un 
ferer Sprache, unfere volfsthümliche innere Entwickelung, alio ein Zu: 
ftand, welcher ung als Polen, wenn nicht zufriedenftellen, doch mit unſe— 
rem harten Schickſale verföhnen Eonnte, zugefichert. Auf Grund diefer Zu— 
fiherungen hat Se. Majeftät der jegt in Gott ruhende König Friedrich 
Wilhelm II. bei ver Befignahme des Großherzogthums Posen vom 15. Mat 
1815 ein Patent erlafien, in welchem es beißt: 

„Auch Ihr habt ein Vaterland und mit ihm einen Beweis Meiner 
Achtung für Eure Anhänglichkeit an vafjelbe erhalten. Ihr werdet Meiner 
Monarchie einverleibt, ohne Eure Nationalität verleugnen zu dürfen. Ihr 
werdet an der Gonftitution Theil nehmen, die Jh Meinen getreuen Unter: 
thanen zu gewähren beabfichtige, und Ihr werdet, wie die übrigen Pro— 
vinzen Meines Reichs, eine provinzielle Berfaffung erhalten. 

Eure Religion foll aufrecht erhalten und zu einer ftandesmäßigen 
Dotirung ihrer Diener gewirkt werden. Eure perfünlichen Rechte und Euer 
Eigenthum fehren wieder unter den Schuß der Gefege zurüd, zu deren 
Berathung Ihr Fünftig gezogen werden follt. 

Eure Sprache foll neben der deutichen in allen Öffentlichen Verband: 
lungen gebraucht werden, und Jedem unter Euch fol nah Maßgabe feis 
ner Fähigkeiten der Zutritt zu den Öffentlichen Aemtern des Großherzog— 
thums, fo wie zu allen Uemtern, Ehren und Würden Meines Reiche, 
offen ſtehen. | | 

Mein unter Euch geborener Statthalter wird bei Euch refidiren. Er 
wird Mich mit Euern Wünfchen und Bedürfniſſen und Euch mit den Ab: 
fihten Meiner Regierung befannt machen.’ 

Diefe bedeutungsvollen Königlichen Worte betrachten wir als das 
Fundament unfered politifchen Dajeind. Sie haben die Herzen der Eins 
wohner der Provinz mit gebührender Dankbarkeit gegen den Monarchen 
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erfüllt, welche, um unfere Liebe auf eine Sr. Majeflät und unfer würde 
gen Weife zu gewinnen, und um die Wunden, die und die Trennung von 
unferen Brüdern fo tief geichlagen, zu beilen, uns die gegründete Hoff: 
nung zu begen berechtigten, das höchfte von den Vätern ererbte Gut, un: 
feren Namen, unjere Sprache, unjeren Nachkommen treu überliefern 
zu fönnen. 

Kurz waren aber die Tage dieſes Troſtes; faum waren einige Jahre 
verfloffen, jo wurden unfere Beamten theilweiſe entfernt, und andere aus 
anderen Provinzen, welche, der Sprache unfundig, diefen, unferen Herzen 
fo theuren Verheißungen nicht entiprechen konnten, traten ein. Nach dem 
unzweideutigen Batent und den Königlichen Verheißungen, welche den Polen 
ihre Nazionalität, ein Vaterland ald Beweis der Achtung des Monarchen 
für ihre Anbänglichfeit an daſſelbe und den Gebrauch der polnischen 
» Sprache neben der deutichen in allen Öffentlichen Geichäften und Verband: 
lungen zufichern, glauben wir diefed Recht beanipruchen zu dürfen. Aber 
das Beftreben der Behörden in dem Großherzogthume Pofen bat fich ganz 
offenbart, die den polnischen Einwohnern zugeficherte Nazionalität zu bes 
feitigen und vie polnische Sprache von allen Öffentlichen Gejchäften und 
Berhandlungen zu entfernen. 

Aber doch jollten Die, welche die Königlichen Bürgichaften und Ver: 
beißungen ind Leben einzuführen und zu einer Wahrheit zu machen die 
Verpflichtung haben, Feinen Augenblid vergefien, daß die erhabene Würde 
des Monarchen mit der Heiligkeit feines Wortes identiſch ift, und daß jene 
nur dann wahrhaft geehrt wird, wenn dieſes unangetaftet bleibt. Rein 
und Klar, wie das Licht der Sonne, darf ed niemals durch Deuteleien, und 
wären fie noch fo fcharffinnig gemodelt, verfümmert und illuforiich gemacht 
werden, und, wäre es jelbft einer verichiedenen Deutung fähig, To darf es 
doch eben um jener Würde und Heiligkeit willen nur diejenige Geltung er: 
balten, welche Denen die günftigere ift, die e8 als eine Bürgfchaft unan— 
taftbarer Güter empfingen. 

Diefes find, meine Herren, die tiefften Wunden, aus welchen uniere 
Herzen bluten. Um diefe vernarben zu machen, um dieſe zu heilen, wen— 
den wir und an diefe hohe Verſammlung mit der frohen Hoffnung, daß Sie, 
meine Herren, unsere Bitte bei Sr. Majeftät bevorworten werden, um bie 
Behörden bei und in dem Großherzogtbum Poſen binzumeijen auf den 
Wahlipruch des Konrad III. von Hohenftaufen: 

„Was der König jagt, muß fteif und ftreng gehalten werben.’ 


Der kön. Kommiffar erklärte, daß diefer Angriff auf die Re: 
gierung, da er nicht vorher angefündigt worden, reglementswidrig jei 
und von ihm fo betrachtet werden müfle, als hätte er ihn nicht gehört. 

Bon den übrigen pofenfchen Abgeorpneten nahm feiner an der 
Debatte Theil. 

Dagegen ergriffen andere Sprecher, namentlich die ſämmtlichen 
Wortführer der Oppofizion , entfchieden für die Petenten aus Pofen 
Partei, theils um der Sache felbft, theils um der Prinzipfrage willen. 
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Alle beftritten dem Marſchall das Recht, eine Petizion auf eigne Hand 
zurückzuweiſen; auch leugneten fie, daß die Petizion der pofener Abge: 
ordneten nicht ein Intereffe des ganzen Staates betreffe. . 

„Ich bin der Meinung ‚’ fagte v. Binde, „daß, wenn es fich hier 
auch nur um dad Großherzogthum Poſen allein handelte, es für uns doch 
nicht gleichgültig ift, wie ſtarke Motive jie haben, fich mit uns zu vereinis 
gen. Wenn wir auf die Geſchichte zurüdgehen, fo werben wir und er- 
klären fünnen, daß die polnische Nazion noch manche Erinnerungen an 
ihre frühere Nazionalität bewahrt. Wenn fie uns alio nicht ſchon mit 
vollem Herzen angehört, fo müſſen wir um fo mehr wünfchen, ihr ben 
Weg zu bahnen, daß fie fich ganz preußifch und deutich fühlen könne. 
Wenn fie fich jegt verlegt glaubt, fo haben wir die Pflicht, ihre Inter 
effen zu fchonen und ihre Rechte, die fie aus früheren Verträgen ableitet, 
wenn fie begründet jind, zu wahren und zu pflegen, und ich kann nicht 
zugeben, daß eine Provinz dem Staate dedhalb weniger innig angehört, 
weil fie fich in ihren heiligften Intereffen verlegt glaubt. Ich Halte viel- 
mehr dafür, daß der gelammte Staat weientlich dabei intereflirt ift, daß 
die Provinz Poſen in ihren begründeten Anſprüchen gewahrt werde.’ 

Binde hatte in feiner Rede audy darauf Bezug genommen, daß 
die Frage wegen der polnifchen Sprache und Nazionalität nicht blos 
diefe eine Provinz, Poſen, betreffe, da ja auch in Schleſien ein Theil 
der Bevölkerung polnifdyen Urfprungs fei und polnifch fpreche. 

Dies ward jedoch von einem oberſchleſiſchen Abgeordneten, Wo— 
dicza, entichieden in Abrede geftellt. 

„Als Bewohner von Oberjchlefien,’’ fagte er, ‚behaupte ich, daß 
wir feine befondere Nazionalität befigen. Die benachbarten Bolen ſehen 
und nicht ald ihre polnischen Brüder an. Wir Oberſchleſier wols 
len nur als deutſche Brüder, al8 Preußen angefehen und 
behandelt werden,” 

Auch v. d. Heydt, Graf Schwerin, GrafRenard, Hans» 
femann, v. Auerswald, v. Bardeleben, v. Bederath, 
Milde, Flemming ergriffen für die Betizion Partei. Der Mar: 
ſchall beharrte jedoch dabei, daß er diefelbe nicht annehmen fünne 
und daß er verpflichtet fei, über Aufrechthaltung von $. 13 des Gef. 
v. 3. Febr. zu wachen. Doc) erbot er fi, die Entſcheidung des Kö: 
nigs darüber einholen zu wollen, wenn die Berfammlung erfläre, daß 
er nicht im Necht gewefen, indem er fo gehandelt. 

Bon mehren Seiten wollte man die $rage allgemein geftelt wiffen, 
ob dem Marfchall überhaupt die Entfcheidung über die Zuläffigfeit von 
Betizionen zuftehe; Dem widerfegte fich aber der fön. Kommiffar: 


Dieſes Recht habe er unbeftritten umd das fünne die Verſammlung 
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ihm weder zu: noch abſprechen; nur darüber folle fie fich erflären: ob ſie 
glaube, daß er im vorliegenden alle recht gehandelt babe. 


Die Frage ward alfo in diefer Weife geftellt und mit Majorität 
verneint. 

Der Marſchall erklärte hierauf, daß er nun die Allerhöchfte Ent- 
fheidung darüber einholen werde. 

Diefe Entjcheidung erfolgte fo, wie vorauszufehen war, zwar in 
mildefter Form, aber doch die Petizion von den Berathungen des Land- 
tages zurüdweifend. Sie lautet: 


„Ich eröffne Ihnen auf die Anzeige vom 5. d. M., daß Ich Ihr Ber: 
fahren in Beziehung auf die anliegend zurüderfolgende Petizion mehrerer 
Deputirten ded Großherzogthums Pofen, die Aufrechtbaltung der polni- 
ſchen Nazionalität und Sprache betreffend, vom 29.9. M., nur volllommen 
billigen kann. Denn, da nad $. 13 der Verordnung vom 3. Februar d. I. 
über die Bildung des Vereinigten Landtags Bitten und Beichwerben, welche 
allein dae Imtereffe der einzelnen ‘Brovinzen betreffen, den Provinzials 
landtagen verbleiben ſollen, jo durfte der bezeichnete Antrag, welcher aus: 
drücklich dahin gerichtet ift, die den Polen im Großherzogthum Pofen zu— 
geficherte Nazionalität ſchützen und pflegen zu laſſen, indem derſelbe ledig— 
lich die Intereffen feiner Provinz als feinen Gegenftand bezeichnet, nicht 
zur Berathung der Kurie der drei Stände gelangen, und find Sie, als 
deren Marfchall, eben fo befugt ald verpflichtet, alle Verhandlungen von 
derfelben fern zu halten, welche ihr nicht durch das Geſetz oder Reglement 
zugemwiejen find, Ihren Wunfch, die bezeichnete Petizion ausnahmsweiſe 
zur Berathung zu überweifen, würde Ich um fo lieber erfüllen, als die 
darüber anzufnüpfenden Verhandlungen nur geeignet fein Fönnten, Meine 
wohlmeinenden Intenzionen für alle Meine Unterthanen polnifcher Nazion 
ind Klare zu ftellen; es würde aber diefe Uebermweifung eine offenbare Vers 
letzung des Geſetzes enthalten, und muß Ich ed Mir lediglich aus vielem 
Grunde verfagen, darauf einzugehen. Dagegen dürfen die Unterzeichner 
der Petizion, wenn folche entweder durch DVermittelung des nächſten Pros 
vinziallandtages oder jegt unmittelbar an Mich gelangt, verfichert fein, 
daß der Inhalt auf das Genauefte geprüft und jeder Beſchwerde, welche 
fich als begründet Herausftellen möchte, Abhülfe gewährt werden wird. 

Berlin, den 9, Mai 1847. (Gez. Friedrich Wilhelm. 


Seitdem iſt die Sache der polniſchen Nazionalität auf dem Verei⸗ 
nigten Landtage nicht wieder zur Sprache gekommen. 
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Eiftes Kapitel. 


Berhandlungen über die Abänderung der Gefchäftsordnung. 


Um die Tätigkeit des Landtags in ihrem weitern Verfolge beſſet 
zu überfehen,, ſcheint es nöthig, uns nicht allzuftreng an die chronolo- 
gifche Reihefolge ver Berhandlungen zu binden, fondern innerlich Zu⸗ 
fammengehöriges nad; Möglichkeit auch) äußerlich zu verfmüpfen. Wir 
wollen daher jet zuerft die eine Richtung des Landtags, die Berathung 
von Betizionen, eine Zeit lang verfolgen und eine Reihe folder Vers 
haudlungen, die wefentlich zufammengehören, infofern fie ſämmtlich 
auf Feftftellung und Erweiterung ftändifcherRechte und Formen ſich be= 
ziehen, nacheinander aufführen. Die erfte diefer Verhandlungen ift die 
über die Anträge auf Abänderungen der Gefchäftsordnnung. 

Bon drei Mitgliedern der Ständefurie waren ſolche Anträge ein- 
gegangen, vonden Abgg. Hanjemann, AldenhovenundMilde. 
Sie betrafen verfchiedene einzelne Punkte der Gefchäftsordnung. Die 
vorberathende Abtheilung hatte davon VBeranlaffung genommen, die 
ganze Gefhäftsordnung einer Prüfung zu unterwerfen und neue An— 
träge hinzuzufügen, 

Es entftand zunächſt Die Frage: ob die Abtheilung hierzu befugt 
fei. Der kön. Kommiſſar beſtritt ver Kurte das Recht, ein fönigl. Ge: 
ſetz — wie die G.-O. esfei — einer allgemeinen Rritif zu unterwerfen, 
glaubte jedoch, Daß die Abtheilung felbft Dies: nicht: beabftchtigt , fonr 
dern nur bei Gelegenheit derihr vorliegenden Betizionen für zweckmäßig 
befunden habe, noch andere Bedenken zur Sprache zu bringen. 

So kam man über dieſe Brinzipfrage hinweg. Der erfte Antrag, 
der zur Berathung ftand, war der von Milde wegen des Inter— 
pellazionsrehts. Man erinnert fich, daß diefer Bunft ſchon früher 
in der VBerfammlung zur Sprache gekommen war und daß der Fön. 
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KRommiffardamals erklärt hatte: förmliche Interpellazionen über Ges 
genftände, dienicht zur Tagesordnung gehörten, könnten von den Minis 
ftern nicht beachtet werden ;.auf fchriftliche Anfragen würden fie durch 
den Marfchall antworten. 

Die Mehrheit der Abtheilung — 12 gegen 2 — hatte fidy gegen 
den Antrag erflärt, weil das Geſetz den Gefchäftsfreis der Stände 
auf wirflihe Petizionen und Berathung Fönigl. Propofizgionen bes 
fhränfe, weil die Interpellagion ein Fonftituzioneller Brauch, mit der 
preußifchen Berfaffung aber und der Stellung der Minifter in derfelben 
unvereinbar fei. 

Die Minderheit hielt den Antrag für unbedenklich, da ja die Mi— 
nifter die Antwort, wenn fie es für nöthig hielten, verweigern könn⸗ 
ten, überdies für zweckmäßig, weil viele unnüge Petizionen dadurch 
abgefchnitten würden. 

Mit ähnlichen Gründen vertheidigten den Antrag in der Ber: 
fammlung, außer dem Antragfteller felbft, die Abgg. Dittrich, 
Binde, Schauß, Gier; dagegen fprachen die Abgg. v. Wedell 
und Graf Öneifenau. 

Der Antrag erlangte nur 324 Stimmen gegen 168 — e8 fehlten 
ihm alfo 4 Stimmen an der gefeglihen 24:Mehrheit — er war ver- 
worfen. 

Ein Antrag des Abg. Bauer auf zeitigere Bekanntma— 
hung der fönigl. Propofizionen, eim anderer des Abg. Dulf 
auf Beftimmungen wegen Unverleglichfeit der Abgeordneten währen 
des Landtages, endlich einer von Hanfemann auf Wahl des 
Marfhalls durch die Berfammiung felbft wurden fämmt- 
lid , als nicht hierher gehörig, ausgeſetzt. 

Der nächſte Bunft, der zu einem wirklichen Befchluffe führte, war 
der Antrag Hanfemanns auf die Wahl der Sekretäre 
durd die Berfammlung. 

Die Mehrheit der Abtheilung hatte ih dagegen erflärt, weil 
der jegige Wahlmodus zwedmäßig und ausreichend fei, die Minderheit 
dafür, hauptfächlich um des Prinzipes willen. 

Diefes Prinzip, die Autonomie der Ständeverfammlung, 
ward auch im der Berfammlung zu Gunften des Antrags geltend ge: 
madjt, namentlich von den Abgg. v. d. Heydt, v. Bederath, 
Hanfemann, Sommerbrodt. Die Gegner — v. Byla, Graf 
Zeh, v. Gaffron — fonnten Nichts dawider anführen, als: daß 
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derjegigeModusfi bisher nicht als nachtheilig gezeigt habe und daher 
eine Veränderung zur Zeit unnöthig fei. 

Intereffant waren zwei Erklärungen vom Tiſche der Sefretäre 
felbft aus. Seht. Naumann fagte: 

So jehr er die Auszeichnung, zum Sekretär ernannt worden zu fein, 
achte, müffe er doch bekennen: diefelbe würde ihm ein niederbrüdendes Ge: 
fühl erregen, wenn er nicht die Ueberzeugung hätte, daß er zugleich das 
Bertrauen der Berfammlung beſäße. Er ſei nicht Beamter des Marfchalls, 
fondern der Verfammlung ; fei er aber Dies, fo fei e3 auch die Verſamm— 
lung , die ihn ermählen müfle. 


Die übrigen Sefretäre fchienen duch ihr Stillfichweigen den An: 
ſichten ihres Kollegen beizupflichten ; nureinerderfelben, Herr v. Wald— 
bott, äußerte: i 


Er würde fich zwar ſehr geehrt fühlen, aus der Wahl der Verfamn- 
fung hervorgegangen zu fein, ſei aber gegen die Wahl, fo lange die Ber: 
fammlung eine ſtändiſche, nah Ständen gegliederte fei. Er ſei für 
feinen Theil, ohne fich ald Beamter des Marſchalls anzufehen, ebenjo gern 
auf diefem Plag, da ihn der Marſchall dazu erwählt, ald er es fein würde, 
wenn ihn die Berfammlung dazu berufen hätte, 

Der Antrag ward mit mehr ald 24 (329 gegen 159) angenommen. 

Hanfemann und Aldenhoven hatten ferner beantragt, daß 
aud) die Wahl der Abtheilungen nicht durch den Marfhall, fon: 
dern durch die einzelnen Provinzen erfolge. 


Die Mehrheit ver Abtheilung war Dem entgegen, weil fie fürchtete, 
daß dann die Zufammenfegung der Abtheilungen zu einfeitig, nur im 
Sinne der in der Berfammlung gerade vorherrfchenden Mehrheit aus: 
fallen möchte; die Minorität fand die Vertretung der einzelnen Provin- 
zen, namentlich bei materiellen Fragen, nad) dem ftändifchen Brinzipe 
felbft nothwendig. 

Auf die eigentlich prinzipielle Bedeutung diefer Frage, welche eben 
falls in der Autonomie der Stände ruht, ging man weder im Abthei- 
lungsgutachten noch in den Verhandlungen felbft ein. Camphauſen 
hob nur hervor, wie wünfcdhenswerth es fei, daß in den Abtheilungen 
alle Hauptichattirungen der Anfichten vertreten wären, damit der Kampf 
diefer verfchiedenen Anfichten bereits dort in der Hauptfache durchge: 
kämpft würde und nicht, wie bisher gefchehen, die Verfammlung 
felbft jedesmal erft wieder die Fragen im Detail von Friſchem durch— 
ſprechen müſſe. Dahin fönne es aber nur bei freier Wahl der Abthei- 
lungen fommen. 
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Dem widerfprah Binde: bei freier Wahl werde nur die gerade 
herrfhende Majorität in den Abtheilungen vertreten fein. Unparteilich- 
feit fei weit eher vom Marfchall zu erwarten. 

Der Antrag erlangte nur 305 Stimmen gegen 193. Auf Brün- 
necks Borfchlag warb aber befchloffen, daß die Provinzialmars 
fälle bei ven Wahlen der Abtheilungen zugezogen werden möchten, 

Eine zwedmäßigere Eintheilung der Abtheilungen wurde vom Fön, 
Kommiffar in Ausficht geftellt. 

Aldenhoven hatte beantragt, daß die Vorſitzen den der Ab- 
theilungen durd) freie Wahl aus diefen hervorgehen möchten. Die Abs 
theilung war einftimmig gegen den Antrag: der Marfchall Fenne beffer 
die individuellen Fähigfeiten der einzelnen Mitglieder. 

Aldenhoven weift hin auf die ganze Kette der Ernennungen 
von oben herab, durch welche die Selbfiftändigfeit der Verſamm— 
lung eingefchnürt werde; man folle ihr doch wenigftens in diefem Punkte 
einige Freiheit laffen. 

Schauß erinnert daran, daß ſämmtliche vom Marfchall er— 
nannte Abtheilungsvorfigende den erften Ständen angehörten. 

Der Fön. Kommiffar erflärt: die Gefchäftsordnung fchreibe 
Dies nicht vor; nur für Die Provinziallandtage, nicht aber für den Vers 
einigten Landtag, beftehe eine ſolche Beftimmung. 

Vielleicht war es diefe Zwifchenbemerfung von Schauß, welde 
dem Antrage die überrafchende Majorität von 337 gegen 150 Stimmen 
verichaffte. 

Die, gleihfals von Aldenhoven beantragte Wahl des Re 
ferenten durch Die Abtheilung ward verworfen. Nach dem vor⸗ 
herigen Beichluffe fiel allerdings der Hauptgrund für den Antrag weg. 
Dagegen fand der Antrag Annahme, daß der Referent für das Plenum 
nicht vom Marſchall, fondern ebenfalls vom Vorfigenden der Abtheilung 
ernannt werden folle. 

Ein Mitglied der Abtheilung hatte vorgefhlagen, daß die Trens 
nung der Provinzen aufgehoben und die Sigordnung 
durchs Loos beſtimmt werben möge. 

Abg. Mohr ging noch weiter; er wünſchte: Jeder ſolle ſeinen 
Platz nach freier Wahl einnehmen können. Dann würde man ſich nach 
Parteien gruppiren, und die Abſtimmungen würden ſich beſſer über- 
fehen laffen. 

Beide Anträge wurden verworfen, Eine Debatte darüber fand 
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Saum ftatt; Graf Schwerin erklärte: dieſe Aeußerlichkeit fei zu uns 
wichtig, um deshalb einen Antrag zu ftellen. 

Eine lange Diskuffion erhob fich über die Frage: ob zur gültigen 
Beſchlußfaſſung in der Berfammlung die Anwefenheit einer be: 
ftimmten Zahl von Mitgliedern nöthig fein ſolle. Hanſe— 
mann hatte 2, beantragt, allein Binde machte Darauf aufmerkfam, 
daß die Beftimmung der prowinzialftändifchen Gelege, welche Die An- 
wefenheit von %, der Mitglieder erfordere, aud) hier jo lange Anwen- 
dung finden müſſe, als nicht etwas Anderes darüber feftgefegt fei. Der 
Antragfteller fchloß fich Diefer Anfiht anz auch Auerswald erflärte 
fih dafür. Won der minifteriellen Seite ward dieſelbe entjchieden be- 
fämpft, und der fön. Kommiffarerflärteim Namen der Regierung, daß 
man jene Beftimmung als nicht anwendbar auf den Vereinigten Land: 
tag betradhte. 

Soergabfich denn der fonderbare Fall, daß die provinzialftändijche 
Gefeggebung hier von ihren eifrigften Bertheidigern verleugnet, Dagegen 
von Denen in Schuß genommen ward, die fonft überall das provin- 
zialftändifche Prinzip befämpften. 

Zur Erflärung diefes Rollenwechſels muß man fich erinnern, daß 
während diefer Verhandlungen die Angelegenheit der ‚‚Deflarazion der 
Rechte““ noch fchwebte. Die Theilnehmer diefer hatten ein ftarfes In: 
tereffe daran, im Rothfalle ein Mittel in der Hand zu behalten, um 
durch ihre Entfernung vom Landtage oder ihre Enthaltung von der Ab- 
ftimmung eine Beichlußfaffung des Landtags unmöglich zu machen. 
Umgefehrt mußte der Regierung und ihrer Partei ebenfo Viel daran 
Tiegen , ihren Gegnern dieſes Mittel zu entreißen. 

Die Inkonfequenz war übrigens auf der einen Seite nicht größer, 
als auf der andern. Die, welche in allen Stüden fo feft daran hielten, 
daß der Bereinigte Landtag nicht das Volf und die Monarchie im Gan- 
zen, fondern nur beftimmte Intereffen abgefonderter Ständeund Provin⸗ 
zen vertrete, durften eine Beftimmung nicht preisgeben , welche allein die 
gerechte und gleichmäßige Vertretung der verfchiedenen Provinzialin- 
terefien ſicherte; andrerſeits aber verfuhren freilich auch die nicht ganz 
fonfequent, weldye die Anmwefenheit von %, aus jeder Provinz für noth- 
wendig erklärten, da fie Boch fonft von einem felbftftändigen Auftreten 
der einzelnen Provinzen auf dem Vereinigten Landtage Nichts willen 
wollten. Der allein Konfequente in diefer Frage war Herr v. Binde, 
deſſen oppofizionelles Intereffe hier mit feinen mehrfach ausgeſprochenen 
Brundfägen von provingieller Sonderung zufammentraf. 
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Die Antragfteller verlangten, daß die Verſammlung Darüber Be- 
ſchluß fafle: ob fene Beſtimmung der prowinzialftändifchen Gefege fo 
fange Geltung haben folle, bis etwas Andres darüber beftimmt fein 
würde. Der fön. Kommiſſar widerfegte fich dieſer Sragftellung : der 
- Landtag könne nicht darüber Beichluß faſſen, ob ein Geſetz gelte over 
nicht. Man mochte wohl vorausfehen, gu welchen Konjequenzen es 
führe, wenn man dem Landtage eine ſolche Entſcheidung einräume, 
Auf Seiten der Antragfteller war vielleicht eben Dies der Grund, wes⸗ 
halb man verfuchen wollte, das Prinzip bei diefer Gelegenheit zur An: 
wendung zu bringen, um für Fünftige Fälle einen Borgang zu haben. 
Der Marfchall ging jedoch auf die gewünfchte Fragftellung nicht ein, ſon⸗ 
dern ließ blos darüber abftimmen: ob der König um eine Beftimmung 
wegen der nöthigen Zahl von Anweſenden gebeten werden folle. Dieſe 
Stage ward nur mit fhwacher Majorität bejaht. 

Es kamen jet mehrere Vorfchläge, theild von der Abtheilung, 
theild von Herrn v. Binde, an die Reihe, welche fi auf die Form 
der Debatte und deren Leitung bezogen. Angenommen wurden davon 
nur die zwei: 1) daß es geitattet fein folle, mit®enehmigung des Mar« 
ſchalls auch vom Plage aus zu fprechen ; 2) daß derMarfchall verpflich- 
tet fein fole, Demjenigen das Wort aus der Reihe zu geben, welcher 
eine Ueberfchreitung der Geſchaͤftsordnung zu rügen beabfichtige ; abge: 
lehnt dagegen die, daß die Vertagung der Debatte jo wie die Abftim- 
mung auf den von 24 Mitgliedern unterftügten Antrag eines Einzelnen 
durch die Berfammlung befchloflen werden könne. 

Mit großer Bereitwilligkeit erflärte fich die Berfammlung dafür, 
daß den Mitgliedern, welche der deutfchen Sprache nicht vollfommen 
mächtig wären, das Ablejen von Reden geftattet fein möge. 

Die fehr erſchwerende Beftimmung, daß Anträge nur dann in Er« 
wägung gezogen werden follten, wenn fie porher fchriftlich angemeldet 
worden, ward auf Bindes und Auerswalds Antrag dahin modi« 
fisirt, daß der Marfchall auch andre nicht blos zulaffen könne (was 
ſchon bisher geſchehen), fondern daß er fie auf den Wunjcd der Ver: 
ſammlung zulaffen müffe. 

Der Antrag, die disfregionäre Gewalt des Marſchalls in Unters 
brechung der Redner zu befchränfen, fand feine Beiftimmung. Hinſicht⸗ 
lic) der Fragftelung und der Art der Abftimmung konnte man zu feinem 
Beichluffe fommen und ließ daher Beides beim Alten. 

Zu den wichtigften Bejchlüffen gehören die über $. 24. 

Hier ſchlag die Abtheilung vor: 
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„Se. Maj. den König zu bitten, die Beftimmung des Reglements in 
Wegfall bringen zu laflen, daß aus den Berichten über die Landtagsver⸗ 
hanplungen etwa vorfommende verlegende Urußerungen entfernt wer 
den ſollten.“ 

„Die Abtheilung findet (heißt ed im Gutachten) einftimmig für 
angemefjen, daß vergleichen Aeußerungen mit den deöfallfigen unfehlbaren 
Zurechtweifungen zur allgemeinen Publigität gebracht würden. Gerade auf 
diefe Weife beugt man dem Uebelftande einer Entftellung der, dennoch nie 
zu verheimlichenden Uebergriffe vor.‘ 


Mit großer Majorität ward diefer Antrag angenommen. 

Ebenfo trat die Abtheilung einftimmig den Anträgen Hanfe 
mann und Aldenhovens binfichtlic der Beftimmung wegen der 
Zenfur des Landtagsfommiffars bei und fagte: 


Es fei wünfchenswerth, diefe Beftimmung aufgehoben und nur der 
Berfammlung jelbft eine desfallfige Beihlußnahme anheimgegeben zu 
fehen, indem daſſelbe Vertrauen, weldhesd die Berfammlung 
berufen, auch den Wegfall viefer Beffimmung zu begründen 
geeignet erfcheine. 


Die Wortführer der Oppofizion ftimmten diefem Po: 
tum der Abtheilung entfchieden bei. 


„Es ift nicht zu leugnen , ” fagte Auerdwald, „ daß in diefer Bes 
flimmung des $. 24 Etwaß liegt, was in gewiffer Beziehung noch eine an= 
dere Perſon im Staate über eine Verſammlung, wie die, gegenwärtige, ftellt, 
als des Königs Majeftät felbft. Abgefehen von allen Berjönlichkeiten, glaube 
ich Doch, daß ed der Stellung einer ſolchen Verſammlung, ven höchften 
Staatsbeamten gegenüber, nicht angemeſſen ift, ein ſolches Verhältniß hier 
begründet zu fehen. Der Vereinigte Landtag ift das Organ des Landes, 
welches im Namen des Landes zum Könige fpricht, und ich muß offen bes 
fennen, daß ich, es mögen diefe Worte den Herrn Kommiffar nicht ver: 
leßen, ed der Würde unferer Verfammlung nicht angemeffen finde, wenn fie 
in irgend einer Beziehung unter jemand anders, als unferem föniglichen 
Herrn ſteht.“ . 

Derfön. Kommiſſar fuchte die angefochtne Beitimmung zu rechte 
fertigen: 


Es babe dem Gouvernement vorgeichwebt, daß Fälle vorfommen 
könnten, wo höhere Rüdkfichten der äußern Politif oder der innern Sicher: 
beit des Landes irgend eine Schranfe erfordern fünnten; wenn dabei die 
disfrezionäre Gewalt in die Hände des Kommiffard und nicht in die des 
Königs gelegt worden, fo habe dabei die Rüdjicht geleitet, daß ein ſolch 
odioſes Vorrecht nur einem Beamten übertragen, nicht der allerhöchften 
Perfon Sr. Majeftät felbft vorbehalten werden könne. 

Graf Schwerin: „Was der Herr fün, Kommiffar über die Gründe 
des Gouvernements angeführt, kann ich allerdings, von dem Stanbpunfte 
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des Gouvernements aus, wohl anerkennen, von dem ftändifchen Stand⸗ 
punfte aus muß ich aber die Befugniß in Anfpruch nehmen ‚ daß die Ber: 
fammlung das Urtheil darüber jelbft füllen müffe, was in den Verband: 
lungen von der Art fein würde, daß es nicht veröffentlicht werden fünnte, 
indem es die Sicherheit ded Staate® im Innern oder nach aufen gefähr- 
den würde,’ 


Beckerath: „Die Deffentlichkeit ift die Lebensluft der fländifchen 
Verſammlungen; nur mo fie einen unverfürzten Zugang bat, fann fi Ge 
deihliches entfalten 5; mo derjelbe aber verfürgt wird, da entftehen krankhafte 
Zuftände. Wir können nit umhin, die unbefchränfte Deffentlichkeit,, die 
unfere Verhandlungen bisher erlangt haben, anzuerkennen, aber ſchon ver 
Gedanke, daß fie von dem Standpunfte der Regierung aus befchränft wer: 
den fünnte, wirft nichts weniger ald günftig ; ich muß Dies vielmehr einen 
Umftand nennen, deffen Entfernung für das Vertrauen zur Regierung, für 
das Vertrauen zwilchen der Regierung und dem Volfe wünfchenswerth ift. 
Wenn der fönigliche Kommiffar darauf hingewieſen hat, daß es Fälle gäbe, 
mo die Verhältniffe des Staats nah außen, wo die Sicherheit nach innen 
eine Beichränfung der Veröffentlichung gebieten, fo frage ich Sie, meine 
Herren , wen liegen diefe Verhältniſſe der allgemeinen Wohlfahrt mehr am 
Herzen, als und, die wir das Land in allen feinen Intereffen vertreten? In 
ſolchen Fällen würde die Berfammlung ganz unzweifelhaft auf den Antrag 
der Räthe der Krone in die Beichränfung der Veröffentlichung willigen, 
und gerade bier würde das erfreuliche Zuſammenwirken, welches fi ſchon 
während der kurzen Dauer unferer Verſammlung zwifchen diefer und den 
Räthen der Krone gebilvet hat, gewiß nicht feblen. Ich wünfche daher, daß 
wir durch die Annahme des Antrages der Abtheilung dazu beitragen mögen, 
daß fi) im Lande die Leberzeugung bilde, wie einer unbedingten Veröffent⸗ 
lichung, fofern nicht wichtige, von der Ständeverfammlung felbft ald folche 
erfannte Rüdfichten eine Ausnahme erfordern, gar nichts im Wege ftebt. 
Denn, wenn das Volk gewiß ift, daß es Alles erfährt, was bier in feinem 
Namen über fein Wohl und Wehe berathen wird, dann wird es diefe In— 
ſtituzion immer mehr liebgeminnen ; dann wird fein Selbftgefühl gekräftigt 
und der Grund der Vaterlandsliebe mehr und mehr befeftigt werden.‘ 


Bon dem Abg. v.Manteuffel ward der Einwand erhoben: der 
fön. Kommiſſar werde fich dann oft nicht fo offen ausfprechen können, 
als wünſchenswerth fei, wenn er wiffe, daß jedes feiner Worte auch 
dem Auslande befannt werde; darauf entgegnete Hanfemann: 


„Die Einwendung, die der legte Redner gemacht hat, ver königliche 
Kommiſſar könne fih nicht offen ausfprechen, wenn ihm nicht das Recht 
zuftände, auch die Deffentlichfeit theilweife verhindern zu können, fcheint 
mir unbegründet aus der einfachen Urfache, weil in diefem Balle vie Ver: 
fammlung fehr einverftanden fein wird, daß nichts veröffentlicht werde. 
Während unferes Zufammenfeind ift der Fall fhon vorgefommen, daß der 
königliche Kommiſſar eine Mittheilung gemacht und gejagt hat: ich wünſche, 
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duß fie nicht in dus Protololl komme, und fie iſt nicht in das Protokoll ges 
fommen und nicht Durch Die Stenografen veröffentlicht worden. Es iſt eines 
ver ſchönſten Vorrechte, daß es unferem eigenen Ermeffen überlaffen bleibe, 
wenn wir etwas als nachtheilig durch Die Veröffentlichung halten, auch die 
Nichtveröffentlichung anordnen zu können. Hierin liegt auch gar Feine Gefahr, 
Wir werden ftetd diskret fein; wir Alle wünſchen des Landes Wohl und 
werden alfo auch nichts fagen, wovon wir die Dieinung haben, daß es 
nachtheilig fein fönne, und in diefem Yale wird auch die Berfammlung bes 
flimmen, daß die Verhundlung nicht veröffentlicht werde. Sehen wir bee 
ſonders auf die praftifche Wirkung, auf das Verhältniß zum Auslande, fo 
iſt es gerade die Wirkung, die und durch die Deffentlichkeit eher nügt ala 
ſchadet. Sehen Sie die Urtheile freier Blätter über dad, was bier verhanz 
delt ift, «8 drängt fich Ihnen das Bewußtiein auf, daß die Achtung vor 
Preußens Stärfe beveutend gewachſen ift, feitvem wir unfere Stimme haben 
erheben fünnen. Deshalb glaube ich, daß wir wohlthun, Se. Majeftät den 
König zu bitten, diefe Beftimmung aufzuheben. 


Ein andres Bedenken hatte Graf Finkenftein. „Was kann die 
Regierung ‚’’ fagte er, „‚was fann Europa davon denfen , wenn wir, 
nachdem wir fo rafch vorwärtsgegangen find, ohne Daß mut irgend eine 
praftifche Erfahrung vorliegt, daß es nicht weit genug fei, gleich dar- 
um bitten, es auf8 Aeußerſte zu treiben. Ich rathe darum, bis 
wirkliche Beweife vorliegen, daß diefe Deffentlichfeit auf eine ſchädliche 
Art befchränft wird, 28 dabei zu laffen und Se. Majeftät nicht weiter zu 
bitten.’ Auch diefer Einwand ward ſchlagend widerlegt durch folgende 
Worte Meviffens: 

„Ich ergreife gern Die Gelegenheit, von dieſer Tribime herab zu er— 
Hären, daß die Veröffentlichung bisher, To weit e8 die noch nicht 
gänzlich ausgebildete Stenografie zugelaſſen, genau und 
mortgetreu erfolgt jei, daß feine Beichränfung von Seiten des königlichen 
Kommiſſars auf Grund des Reglements jlattgefunden habe. Es ift aber 
wefentlich, fuhr er fort, daß dad Vertrauen des Landes in die unbedingte 
Deffentlichkeit vieler Verhandlungen nicht-allein auf den guten Willen und 
auf die Ginficht des augenblicklichen föniglichen Kommifjars fich gründe und 
flüge, fondern daß dieſes Vertrauen im Gefege ſelbſt ven nöthigen Rückhalt, 
die nöthige Bafld finde, daß jede Zufälligkeit, jede Möglichkeit einer Bes 
ſchränkung aus dem Gelege wegfalle. Ich glaube, daß die Würde der hoben 
Berfammlung im höchften Grade dabei betheiligt ift, daß fie fich den gefeß- 
lichen Boden für die unbedingteſte Deffentlichfeit erringe.’’ 


Troß diefer warmen Bevorwortung erlangte der Antrag die nöthis 
gen 5 nicht; nur 305 erklärten fid dafür, 160 dagegen. 

Ein Antrag desAbg. v. Sauden-TZarputfchen: daß die Ber: 
fammlung. fi allemal fogleich in ihren erfien Sitzungen mit der Prü⸗ 
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fung der Wahlen ihrer Mitglieder bejchäftigen möge, tief die weitere 
Frage hervor: ob nach den beftehenden Geſetzen die Wahlen der Abge⸗ 
orbneten einer Betätigung durch den König oder in deffen Auftrag unter: 
lägen. Denn, warb geäußert, eine vom König beftätigte Wahl könne 
Doch nicht von der Verſammlung einer nochmaligen Prüfung unterworfen 
werden. Zwar proteftitte der Abg. v. Binde entfchieden gegen ein 
ſolches angebliches Beftätigungsrecht der Krone: 

„Ein Geſetz, welches vieles feftiegte, würde miderfinnig fein, wenn 
Die fändifchen Verfammlungen Das leiften follen, wozu fie berufen find, 
nämlich: die Rechte ded Landes dem Gouvernement gegenüber zu ver: 
treten, ' 

Auch andere Abgg. ſchloſſen ſich dieſer Anficht an. Der kön. Koms 
miſſar felbft ſchien ungewiß, ob ein ſolches Gefeg beftehe, oder nicht; 
allein in der nächften Sigung bewies er durch den neuften Landtagsab— 
ſchied für die Provinz Weftfalen, daß allerdings der König das Recht der 
Beftätigung in Anſpruch nehme und durch feine Beamten ausüben laſſe. 

So fhrumpfte denn der frühere Antrag auf Prüfung der Wahlen 
zu dem ziemlich bedeutungslofen Borfchlag zufammen: die Berfammlung 
folle Beſchwerden wegen etwaiger Ungehörigfeiten bei den Wahlen alles 
mal zuerftvornehmen und, wenn fie Diefelben für begründet erfenne, den 
König um Abftellung der Ungebührnifie bitten. 

Zwei Fragen, die bereits früher angeregt worden, Famen hier von 
Neuem zur Erörterung. Rüdfihtlih der Präkluſivzeit für Ein- 
reihung von Petizionen erbat fi die Verfammlung vom Könige die 
Erlaubniß, Petizionen auch nad) Ablauf diefer Frift ausnahmsweiſe 
annehmen zu dürfen, und ebenfo bat fie, daß die Beurtheilung der 
Kompetenz der Berfammlung zu Berathung einer Betizion fünf: 
tig nur der Berfammfung felbft, nicht dem Marfhall allein zuftehen 
möge. 

Der Marfchall felbft ftimmte für diefen legten Antrag und verfün- 
digte wit ungeheuchelter Freude defien Annahme durch eine ftarfe Ma: 
forität. 

Dagegen fand der Antrag Aldenhovens: daß auch die Aus- 
legung des Gefhäftsreglements der Verſammlung überlaffen werde, 
feine Unterftügung. 

Andre Gefchäftsordnungen geftatten wenigftens eine Berufung an 
die Berfammlung bei zweifelhaften Fällen. 

Zur Erleichterung einer Einigung der beiden Kurien über Mei- 
aungsverfchiedenheiten ſoll den Abtheilungen beider geftattet werden, zur 
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gemeinfamen Berathung zufammenzutreten. Berner befhloß man, daß 
die Wahl der Kandidaten für die Staatsfchuldenverwaltung nad) abfo- 
Inter Mehrheit erfolgen folle. 

Bei dem PBaragrafen, der über Die Diäten derAbgeordneten han—⸗ 
delt, beantragte Graf Oneifenau deren Wegfall. Mit gleißneri- 
ſcher Beredſamkeit appellirte er an den PBatriotismus der Abgeordneten, 
der zu Opfern bereit fein müfje; erinnerte daran, wie die Stände viel 
unabhängiger fein würden, wern man nicht mehr ihnen nachrechnen 
fönnte, was jeder Tag der Verhandlungen dem Lande koſte; „ruhig 
und gemüthlich ‚’’ fagte er, ‚könnten wir dann unferen Debatten hier 
obliegen.“ Er erinnerte ferner an England und Franfreih, wo die 
Deputirten auch feine Diäten befämen: 


„Ich rechne,’’ rief er aus, „für mein Amendement hauptiächlich auf 
die Unterftüßung aus denjenigen Reihen der Verfammlung, aus welchen 
die meiften Anträge auf eine Entwidelung nach diefen großen Vorbildern 
hervorgegangen find. Diefem fchönen Beilpiele laffen Sie ung folgen! Laffen 
fie und den Deputirten Englands und Frankreichs nicht nachftehen in der 
Uneigennügigfeit! Laffen Sie uns nicht und dem Verdachte ausfegen, daß 
wir dem Beifpiele nachfolgen in allen Bunften, nur nicht in dem des eig- 
nen, perfünlichen Intereffed! Zeigen wir, daß, wenn wir vor Kurzem erft 
und gern bereit erflärt haben, über Andrer Eigenthum zu verfügen, wir 
nicht minder bereitwillig fein wollen, unfer eignes Intereffe auf vem Altar 
des Vaterlandes zu opfern I" 


Die Abſicht des Redners fcheiterte jedoch an dem gefunden Sinne 
der Berfammlung. Herr v. Sauden war der Erfte, der diefelbe in 
ſchlagenden Worten enthüllte und die Verfammlung vor der Annahme 
eines fo gefährlichen Antrags warnte. 


„Es kann feines Menjchen Wille fein ‚’ fagte er, ‚‚hier irgend Einem 
ein Vorrecht der Begünftigung wegen äußerer Güter zuguerfennen. Sehr 
gern gönnen wir jedem unfrer Mitbrüder die glüdliche Lage; aber ich frage 
Sie, ob Sie diejenigen unfrer Mitbrüder, die nicht fo begüinftigt find, aus: 
ſchließen wollen? Meine Herren, e8 find Hier für Jeden in diefer Beziehung 
nur Opfer zu bringen; wollen wir diejenigen, die in ihrer äußern Lage, in 
der Entziehung von ihren Gelchäften ungleich größere Opfer bringen, als 
vielleicht die, welche ihre Güter von Fremden verwalten laffen und mehr 
Zeit Haben, dem Vergnügen zu leben, wollen wir diefe auß unfrer Ver: 
fammlung ausfchließen? Ich muß erklären: ich würde es für ein Une 
glüd halten, wenn uns Diejenigen Talente entzogen würs 
den, die nicht ſo glücklich find, fih imBefige äußerer Güter 
zu befinden.” 


Der Antrag warb mit fehr großer Mehrheit verworfen. Zulegt bes 
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ſchloß noch die Berfammlung mitallen gegen eine Stimme, den König 
zu bitten: 


„Daß eine Reviflon der Geſchäftsordnung nicht ohne Anhörung der 
Stände erfolge.‘ 


Bliden wir noch einmal auf die Rejultate diefer Berhandlungen 
im Ganzen zurüd! Worin beftanden fie? 

Einzelne Berbefferungen und Erleichterungen des Geſchaͤftsganges 
ausgenommen, war es hauptſächlich das Prinzip der Autonomie, 
der Selbftitändigfeit der VBerfammlung in Regelung ihrer innern Anger 
legenbeiten, welchem man in Diefen Verhandlungen eine feftere Bafis 
zu erfämpfen beabfichtigte. Doc gelang Dies nur zum Theil. Der 
wichtigfte Bunft in diefem Betradht, die Wahl des Marſchalls 
durch die Verfammlung, mußte leider ganz außerhalb der Berhandlun: 
gen bleiben, weil es fidh dabei um Mehr, als eine bloße Abänderung 
ber Geihäftsorbnung, um eine Abänderung des Geſetzes v. 3. Febr. 
felbft handelte. — Die Annahme des Antrags auf Wahl der Sekre— 
täre durch die Verſammlung war ein erfreuliches Zugeftändniß anjenes 
Prinzip der Autonomie, Das ungleich wichtigere freilich, die Wahl 
der Abtheilungen, war nicht durdjzufegen, und man mußte fid) 
in dieſer Hinficht mit Dem geringern, doch immer nicht ganz bedeutungs— 
lofen, der Wahlder Borfigenden in den Abtheilungen durch diefe 
ſelbſt, zufriedenftellen. Dadurch fam zugleich wenigftens mittelbar die 
Mahl ver Referenten in die eigne Hand der Abtheilungen. Die 
Beſchlüſſe: daß der Marfchall zur Aufrehthaltung des Gefchäftsregle- 
ments das Wort auch außer der Reihe follen geben müflen; daß die 
Berfammlung zu beftimmen haben folle, ob ein erft während der Sigung 
geftellter Antrag 'fofort zur Berathung geftellt werden dürfe; daß bie 
Berfammlung audy über die Präflufivfrift hinaus Petizionen annehmen 
und über ihre Kompetenz zur Annahme von Petizionen ſelbſt folle ent» 
ſcheiden können, alle dieſe Beſchlüſſe erweiterten die Selbftitändigfeit 
der Berfammlung, indem fie die Machtbefugniß des Marichalls be: 
fchränften. Dagegen ward man dem Prinzipe wieder untreu, als man 
die Auslegung des Gefhäftsreglements in den Händen des Marſchalls 
ließ , ftatt der Berfammlung die oberfte Entſcheidung darüber zu vindi— 
ziren, als man ferner der Berfammlung nicht das Recht, die Verta— 
gung der Debatte und die Abftimmung zu beſchließen, ausdrüdlic zus 
ſprach, ald man endlich die disfrezionäre Gewalt des Marſchalls in 
Unterbrechung der Redner nicht wenigftens an fefte Beftimmungen band 
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oder eine Berufung dagegen an die Berfammlung: zuließ. — Einer der 
wichtigften Punkte, die Befeitigung jeder fremden Kontrole bei der Vers 
öffentlihung der Verhandlungen, fiheiterte an der vorgefchriebenen 
2, Mehrheit ver Berfammlung, und fo blieb diefe hierin auch Fünftig dem 
guten Willen des Fön. Kommiffars preisgegeben! Was wollte dagegen 
das, obſchon an fich nicht unerfreuliche Refultat bedeuten, daß den 
Sefretären nicht mehr geftattet fein folle, ‚‚verlegende Aeußerungen“ 
aus den Berichten zu entfernen? Wichtig war es, daß man fich jede 
Abänderung der Gefchäftsordnung ohne Anhörung der Stände verbat. 
Daß eine Beftimmung über die nothwendige Zahl von Mitgliedern zur 
gültigen Beichlußfaffung nicht erbeten ward, erflärt ſich Tediglih aus 
den oben von und angeführten Umftänden. Abgefehen davon, ift der Man⸗ 
gel einer ſolchen Beftimmung eine fo wefentliche Lücke in der Geſchäfts— 
ordnung des Vereinigten Landtags, daß man früher oder fpäter fiewird 
nachholen müffen. Wohl in Feiner andern Gefchäftsordnung möchte eine 
ſolche Beftimmung gänzlich fehlen. — Daß endlich der Antrag auf eine 
veränderte Sigordnung, auf Befeitigung der prowinziellen Abfonderung 
der Abgeordneten nicht einmal von Seiten der Oppofizion unterftügt 
ward, daß Graf Schwerin es für gleichgültig erflärte, wie man 
fige, Fönnte auffallen, wenn man nicht annehmen müßte, die Oppofizion 
habe diefe Frage, die fo tief in das Prinzip der Zufamntenfegung des 
Landtags eingreift, Hier nicht angeregt wiffen wollen, weil fie fidy 
feinen Erfolg davon verfpradh. 

Sehr zu beflagen ift, daß das Interpellazionsrecdht nicht 
durchging. Gewiß lag es weder im Intereffe der Regierung, noch in 
ihrem eignen, wenn die Minifter fich dieſem Antrage widerfegten. Einen 
redenden Beweis davon gab der Minifter des Innern noch während 
diefer Verhandlungen felbft, indem er einem Gerüchte wegen Ber: 
legung des Briefgeheimniffes, das ihm zu Ohren gefommen, in der 
Kurie öffentlich widerſprach. Diefe öffentliche und feierliche Erflärung 
des Minifters Hat ficherlich den Argwohn, der hierüber vorhanden 
war, befier niedergefchlagen, al8 hundert Berichtigungen und Ber: 
fiherungen in offiziellen und halboffiziellen Bfättern. Warum verfürzt 
man ſich alfo felbft ein fo nügliches Mittel, um Vorurtheile, Irrthümer 
oder Verbächtigungen , die im Lande in Betreff von Regierungsmaß- 
regeln herrfchen , zu erfahren und erfolgreich zu befeitigen ? 


In der Herrenlurie erlitten die Beihküffe ver Ständefurie mannig« 
fache Beichräntungen. 

Die Wahl ver Sotretäre durch die Verſammlung, von der 
Abtheilung mit 10 gegen 2 Stimmen bevorwortet, ward in der Kurie 
vertheidigt vom Referenten, Fürften Lichno woky, vom Vorfigenden 
derAbtheitung, Prinzen Hohenlohe, vom Fürften Sam: Dyf und: 
von den Grafen v. Dyrhn, v. Arnim und v. Fgenplig, ange 
griffen dagegen von weit mehr Rednern, am Lebhafteften und Beharr⸗ 
fichften vom Brinzen von Breußen. Die Gründe der Vertheidi« 
ger, wie der Gegner, waren im Wefentlichen dieſelben, wie in der an— 
dern Kurie. Nur ein Gefichtspunft, dem dabei Graf Arnim fehr fhön 
und treffend hernorhob , verdient befondre Erwähnung. 


„Man möge nicht überfehen,” fagte er, „daß uns bier ein Antrag 
der Dreiftändefurie vorliegt, über den wir uns zuflimmend oder nicht zu= 
ſtimmend erflären follen. Es fragt ſich, glaube ich, bei jedem Antrag, den 
von jener Kurie an ung gelangt, nicht ſowohl, ob das Zweckmäßige darin 
fich vielleicht auch auf andre Art erreichen ließe, jondern es handelt fich, 
meiner Anficht nach, darum: foll die Herrenkurie dem vorgefchlagenen Wege 
ihre Zuflimmung verfagen und dadurch hindern, daf der Antrag der Drei: 
ſtändekurie zum Throne gelange, oder foll fie zuftimmen? Ich glaube, 
daß die Majeftäteingroßed, ein ſehr gewichtiges Recht in 
unſre Händelgelegt hat. Wir ſollen durch unſren Beitritt oder 
Nichtbeitritt enticheiden, ob Beichlüffe, die eine mehr als fünfmal zahl: 
reichere Verſammlung neben und mit einer Majorität von 24 gefaßt Hat, zu 
den Stufen des Thrond gelangen. Das iſt ein ſehr hohes, ein ſehr 
ſchwerwiegendes Recht, meine Herren! Aber ich glaube, wenn 
mir es heilſam ausüben ſollen, jo müſſen wir es mit großer Mäßi— 
gung üben; wir dürfen dad Veto, das und Se, Majeſtät in dieſer Bezie⸗ 
bung gegeben hat, nur da einlegen, wo jeder Unbefangene jagen wird: Ihr 
habt Recht gehabt, Ihr mußter jo handeln, Wenn e8 aber nur darauf ana 
fommt, daß Diejed oder Jenes in mehr oder minder zweckmäßiger Weile 
vorgefhlagen werden Fann, wenn fein Nachtheil daraus meder für den 
Thron noch für das Land entftehen kann, da allerdings werde ich immer 
der Herrenfurie rathen : fie ſolle nicht hindernd in ven Weg treten, meil 
ich glaube, daß ſie gerade Hierdurch in den Fällen, mo ed nothwendig fein 
follte, die Kraft haben wird, mit dem vollen Einverſtändniß des Landes 
ihren Beitritt zu verfagen. Wenn man Konfequenzen fürchtet, fo fann man 
freilich aus jeder Frage Konjequenzen ziehen. Ich bin aber der Meinung, 
Daß, wenn nachtheilige Konfequenzen wirklich folgen follten, es dann an 
der Zeitfein wird, „Nein !’’ zu fagen, und dazu werden wirben Muth und 
die Selbitftändigfeit haben, ’’ 


Richtiger konnte in der That die Stellung der Herrenfurte nicht 
bezeichnet werden. Leider fhienen die Herren, die dem Rebner fonft, fo 
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oft er nad) der andern Seite hin den Ausfchlag zu geben verfucdhte, fo 
bereitwillig folgten, diesmal, wo er einer freieren Anſicht fich zumeigte, 
fich feiner Leitung nicht ebenfo anvertrauen zu wollen — die Bedenklich⸗ 
keit gegen jede Abänderung des einmal gegebenen Reglements, vielleicht 
auch die Autorität (weniger wohl die Gründe) des prinzlihen Redners 
trugen den Sieg davon, und der Antrag fonnte nur Die einfache Mas 
jorität von 30 gegen 27 Stimmen erlangen. Acht fehlende Stimmen 
der Herrenfurie machten alfo einen Befhluß zunichte, den die andre 
Kurie mit mehr als 24 gefaßt hatte — 159+27, — 186 Stimmen 
galten mehr, als 369! 

Nun brachte Graf Affeburg eine Zuziehung der Provinzialmar- 
fhälle bei der Ernennung der Sefretäre in Vorſchlag, und der ‘Prinz 
von Preußen fah darin eine „Vermittlung,“ mit weldyer man 
der andern Kurie „‚entgegenfomme.’’ Aber dawider erflärten fi) 
entfchieden v. Keltfch und Grafv. Arnim, als gegen eine ‚‚halbe 
Maßregel,“ die „alle Nachtheile einer folchen habe, ohne dafür irgend 
einen Vortheil zu gewähren.‘ Der Vorfchlag fiel durch. 

Dagegen nahm man ohne Debatte den Antrag der andern Kurie 
auf Zuziehung der Provinzialmarfchälle bei der Wahl der Abtheilun- 
gen an. 

Die Wahl des Vorfigenden in den Abtheilungen durch diefe felbft 
hatte die Abtheilung mit 11 gegen 1 Stimme verworfen. Sie fand es 
infonfequent, da der Marfchall ernannt werde, die Vorfigenden der 
einzelnen Abtheilungen wählen zu laffen. 

Niemand in der VBerfammlung widerfprah. Graf Dyrhn hatte 
zwar die Annahme des Vorſchlags beantragen wollen, nahm aber 
diefen Antrag jegt, nach dem Ausgang der Debatte über die Sefretäre, 
in Borausficht feiner Erfolglofigkfeit zurüd. 

Die folgenden Anträge der Dreijtändefurie, bis zu dem wegen der 
Präflufivfrift, wurden fämmtlich ohne Veränderungen angenommen, 
zum größten Theil mit Einftimmigfeit. Auch diefer legte fand die 
Beiftimmung der Herrenfurie, nur mit derModiftfazion, daß ed in das 
Ermeffen des Marſchalls geftellt fein folle, die Berfammlung zu be: 
fragen, vb fie eine nad) geſchloſſener Präklufivfrift eingehende Petizion 
nod annehmen wolle. 

Den Antrag der andern Kurie: die Beurtheilung , ob ein Antrag 
zu Kompetenz ded Landtags gehöre, nicht dem Marfchall, fondern der 
Berfammlung zu überlaffen, hatte die Abtheilung zur Annahme empfohlen; 
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auch verwandten fi in der Debatte mehre Rebner dafür, nament- 
lid Graf v. Arnim, Graf v. Dyrhn und der Referent; dennod 
fonnte auch er nur die einfache Majorität — 30 gegen 28 — erlangen. 
Die entjchiedene Aeußerung des Bringen von Preußen: daß ©e. 
Majeſtät, wie aus dem fönigl. Beicheide an den Marfchall v. Rochow 
wegen der Polenpetizion hervorgehe, dieſe Anficht nicht billige, entfchied 
das Schickſal des Antrags. 

Die Anträge der Ständefurie wegen der Wahlen zur Etaatsfchul- 
denverwaltung und wegen der Mitwirfung der Stände bei jeder Revi⸗ 
fion der Geſchäftsordnung machte die Herrenfurie zu den ihrigen. Ends 
(ih wurden noch, auf des Fürften Lihnomsfy Antrag, fefte Normen 
für die Reihefolge der Fragen bei den Abftimmungen aufgeftellt. 

So waren denn die Anträge, die ſchon aus der Ständefurie ziem— 
lid) verdünnt und abgefhwächt herübergefommen,, in den Berathungen 
der Herrenfurie faft zur gänzliben Bedeutungslofigfeit zufammenge: 
ſchmolzen. Die wichtigften darunter, die, welche wirklich eine Erwei- 
terung der Autonomie des Landtags enthielten — derAntrag auf Wahl 
der Sefretäre durdy die Kurien, der Abtheilungsvorfigenden durch die 
Abtheilungen, ferner der Antrag auf Beurtheilung der Kompetenz der 
Berfammlung durd die Berfammlung felbft — fheiterten an der Vors 
ſchrift der 7; Mehrheit, diefer wahrhaft mörderifchen Einzwängung ftän- 
diſcher Freiheit, und an der Beichränftheit des Standpunftes, von 
weldem aus ein großer Theil ver Mitglieder der hohen Kurie ihre Stel: 
lung und Aufgabe zu betrachten fchien. Vergebens kämpften die Weni— 
gen, die einen höhern Standpunft einnahmen, für ein Prinzip, welches 
jede Körperfchaft unbedingt hochachten und werthhalten follte, weil es 
ihr2ebensprinzip ift, für das Prinzip der Selbftftändigfeit, des, „Herrſein 
im eignen Haufe.’ Rur die Beichlüffe wegen Aufhebung der Zenfur 
der Sefretäre über die zu veröffentlichenden Verhandlungen, wegen Mit: 
wirfung der Stände bei Reviftonen der Geichäftsordnung und wegen 
Einfchränfung der Macht des Marfchalls auf die Leitung der Debatte 
zeigten einige Spuren jenes Unabhängigfeitögefühls in der ganzen Ber» 
fammlung. Was das Lepte betrifft, fo waren freilich auch die Bolgen 
diefer fouveränen Macht des Marſchalls in diefer Kurie ganz anders 
fühlbar geworden, als in der Ständefurie! 

Im Allgemeinen ließ das Schidfal diefer Petizion — der erſten 
politifcher Natur, welche von der Ständefurie in die Herrenfurie her: 
überfam — auf das Schidfal aller künftigen ähnlichen fchließen. Wenn 
die hohe Kurie fo wenig eiferfühtig auf ihre eignen Rechte war, wie 
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follte fte ed mehr fein auf die Rechte des Volkes? Wenn fie in einer 
Frage, die nur die Formen ihres eigneh Handelns betraf, ſich fo fehr 
von der Furcht vor einer Aenderung ded Beftehenden und vor einem 
möglichen Zwieſpalt ihrer Befchlüffe mit dem Willen der Krone leiten 
ließ, was durfte man von ihr erwarten, wenn es fih um Fragen han- 
dein würde, die das Weſen der Verfaffung berührten und bei denen eb 
darauf anfäme, Rechte von weit ernfterem Belang der Krone gegenüber 
mit Muth und Feftigkeit in Anfpruch zu nehmen? 


Dwölftes Kapitel. 


Berbandlungen über das Petizionsrecht. 





Wegen Erweiterung des fo befchränften Petizionsrechtes der all⸗ 
gemeinen Stände waren in der zweiten Kurie zahlreiche Anträge ein: 
gegangen. 

Für Aufhebung der Beffimmung wegen der %:Majo- 
tität hatten petigionirt die Abgg. von Berlin und Königsberg, 
ferner die Abgg. Dittrich und Abegg. Noch weiter gingen die Abgg. 
v. Sauden:Tarputfhen und Hanfemannz fiewollten, daß Pe: 
tizionen fchon bei einfacher Stimmenmehrheit in einer der beiden Kurien 
an den Thron gelangen follten, und der Abg. Hirfch ſchloß fich dieſem 
Wunſch wenigftend rüdfichtlic der Beichwerden an. Gegen die Be- 
fhränfung des Betizionsrehtsd aufMitglieder ded Land⸗ 
tags und das Verbot einer Auftragsertheilung an die Abgeordneten 
ſeitens der Wähler waren die Anträge der Abgg. Thiel⸗Wan— 
gotten,v. Bardeleben, Hirfch und Dittrich gerichtet. 

Dazu Fam ein Antrag Hanfemanns auf unbefchränfte Aff o- 
ziazionsfreiheit zum Zwed der Berathung von Betizionen. 

Berner beantragten Dittrich) und Hanfemann, daß yzurüd- 
gewiefene Petizionen aud ohne neue Gründe erneuert 
werden dürften. 

Endlich wolltev. Binde dieBefhränfung des Petizions— 
rechts auf innere Angelegenheiten des Staats aufgehoben 
wiffen. 

Für den erften Antrag, die Y-Majorität betreffend, hatte ſich in 
der Abtheilung eine Mehrheit von 11 Stimmen gegen 5 erklärt. Die: 
felbe machte geltend : 
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Petizionen wären ja feine Beichlüffe, die unmittelbar in Wirkſamkeit 
übergingen 5 vielmehr unterlägen fie erft noch der Eönigl. Enticheidung; die 
Natur der Sache gebiete es, die von einer Mehrheit der Vertreter des 
Volks bevormworteten Wünfche, Bitten und Beſchwerden ald von der Mehr: 
beit der Vertretenen des Volks felbft ausgehend zu betrachten ; ed heiße, das 
Anfehen ver Stände beeinträchtigen, wenn diefelben nicht einmal im uns 
beichränften Beſitze eined Rechtes fein ſollten, welches das Allg. Landrecht 
jedem Untertban zuipreche, Die Billigfeit fordere, daß das, bei der fo mich: 
tigen Steuerbemwilligung als richtig anerfannte Prinzip der einfachen Stim— 
menmehrheit auch bei den Petizgionen Anwendung finde. Ebenſo liege ein 
dringendes Moment für Unterftügung dieſes Antragd in dem Stimmen: 
verhältnig der verichiedenen Stände auf dem Landtage. Der Ritterftand 
verfüge beinahe über eben foviele Stimmen, ald die beiden andern Stände 
zufammen, fo daß, bei der jeßt erforderlichen Stimmenmehrheit von %3, 
er allein eine von jenen einftimmig votirte Vetizion einfeitig zu hindern 
die Macht habe. Dazu nun das ungeheure Misverhältniß, daß felbft eine 
mit ungeheurer Majorität in der Ständefurie beichloffene Petizion durch 
‚wenige Stimmen der Herrenfurie, ja durch eine einzige Stimme, welche 
dort an der gefeglichen Zahl der 24 fehle, zunichte gemacht werden könne! 
Habe man bei den Provinziallandtagen zur Vertheidigung jener Beftim: 
mung allenfalld anführen fünnen, daß bei Petizionen bisweilen von einem 
zu engen Gelichtöpunfte ausgegangen werde, oder daß ein Mangel an Sach: 
fenntniß oder eine einfeitige Beurtheilung möglich fei, fo falle diefe Beforge 
niß bei dem Vereinigten Randtage weg, da bier nicht nur eine vielfeitige 
Beiprechung jeder Brage ftattfinde, fondern auch durch die Anweſenheit 
kön. Kommiffarien in den Ubtbeilungen und den Plenarverſammmlungen 
Belegenheit zur Berichtigung irriger Anfichten gegeben fei, 


Endlich, madıte die Majorität noch darauf aufmerffam: 


daß überall, wo auf den Provinziallandtagen bei Petizionen über 
erhebliche Tageöfragen zwar nicht die Majorität von 2/4, doch aber eine 
entfchiedene Mehrheit fich Herausgeftellt habe, eine gewiffe Verftiimmung 
nicht nur in der Berfammlung, fondern felbft in den Provinzen ſich gezeigt, 
und daß eben diefe Verftimmung in der Regel nur ein um fo lebhafteres 
Drängen zu einem erfolgreichen Ziele erweckt, ja auch zu wirklich erfolgreicheren 
Nefultaten auf folgenden Provinziallandtagen geführt habe, eine Wahrneh— 
mung, welche befonders für die zentralftändifche Verſammlung eine ernfte 
Beachtung verdiene. 


Bon Seiten der Minorität ward Dagegen geltend gemacht: 


Durch eine einfache Majorität werde die Meinung des Landes nicht 
fo jicher erfannt, ald durch eine von % 5 ferner werde dadurch die Anbrins 
gung von Petizionen, zum Nachtheil des Beſtehenden, zu fehr erleichtert. 
Man möge e8 bei jener Beftimmung laffen, bis die Erfahrung eine Aende— 
rung als wünfchenswerth herausgeftellt Haben werde. Uebrigens ſei e8 in 


165 


der Wirkung ein großer Unterſchied, ob ein einzelner Unterthan, oder ob 
eine ftändifche Verſammlung fich mit einer Bitte an ven Thron wende. 

In der Berfammlung wurden die Anfichten der Minorität nur von 
den Abgg. Graf Renard, Graf Helldorf und v. Maſſow vertre- 
ten, die der Majorität dagegen von einer überwiegenden Zahl von 
Rednern: den Abgg. Dittrich, Hirfh, Möwes, Knoblaud, 
Sommerbrodt,v. Gottberg,v. Auerswald, Graf Schwe— 
rin und dem Referenten v. d. Heydt. Der Abg. Hirfch Außerte: 

Man folle nicht die Intereffen des Landes, die Bemühungen des gans 
zen Landtags auf eine fo Scharf zugeichliffene Spike ſetzen. 

Knoblaud vermißte bei diefer Beftimmung den „hiſtoriſchen 
Boden‘’, auf den man fi fonft.fo gern ftelle: 

„Wo Stände, deutiche Stände, zufammengefommen find, da haben fle 
auch Bitten und Beichwerden rüdhaltlos ausgeſprochen“. 

‚Auerswald meinte: 


„Man fürchtet Viebereilung. Uber, meine Herren, wir find Deuts 
The; es darf unter und Keiner fein, der nicht wenigftens ein Menfchen: 
alter ſah; es darf auch fein Befiglofer unter uns fein. Vor 20 Jahren 
möchten folche Belorgniffe vorhanden geweien fein; mir haben aber nun 
wieder die Erfahrung fait eines Lebensalters hinter und, und ich glaube, 
fie hat und das Recht gegeben, zu verlangen, daß man und traut und ans 
nimmt, wir werden unfere Aufgabe reiflich und ernftlich erwägen“. 


Graf Schwerin: 

„Se enger die Schranfen geftedt werben, innerhalb deren man einer 
ftändifchen Verfammlung ſich zu bewegen geftatten will, defto ſchwerer iſt 
es für dad Gouvernement, den Einfluß, die Leitung auf diefelbe zu gemwins 
nen, die ed haben muß, um eine gebeihliche Wirkſamkeit zn fichern‘. 

Der Antrag ward mit mehr ald %4, angenommen. 

Auch für die Brovinziallandtage erbat man eine gleiche Erleichtes 
rung des Petizionsrechts. 

Den Anträgen auf Einreichung von Betigionen an den Thron von 
jeder Kurie allein hatte die Abtheilung, vom Standpunkte des Zwei⸗ 
fammerfyftems aus, ihre Zuftimmung verfagt ; auch in der Kurie fan- 
den fte feine Unterftügung. 

Die Abtheilung hatte einftimmig bevorwortet, daß eine unge: 
hinderte Kommunifazion zwifchen den Landtagsabgeordneten und ihren 
Bertretern folle ftattfinden dürfen, damit Legtere den Erfteren ihre Wüns 
ſche zu erfennen geben könnten, ohne jedoch ihnen bindende Aufträge 
zu ertheilen. 


* 


166 


Hanſemanns Autrag dagegen wegen der Bolksverfammluns- 
gen hatte die Abtheilung verworfen. 

Der Landtagskommiſſar fuchte den Antrag, der Abtheilung 
als unnöthig darzuftelen ; die Verordnung vom 3. Febr, ſchließe nicht 
aus, daß den Abgeordneten Wünfche und Anliegen von ihren Vertres 
tretern mitgetheilt würden — nur binden de Aufträge jollten fie nicht: 
annehmen. 

Dem widerfprach der Referent. Es feien mehrmals Fälle vor: 
gefommen, wo die Regierungsbehörbden Berathungen von Gemeinde: 
vertretern über die ihren Abgeordneten mitzutheilenden Wünfche verbo-- 
ten, oder hinterher die Bürgermeifter wegen deren Öeftattung zur Rechen: 
fhaft gezogen hätten. Auch babe der in der Abtheilung anweſende 
Kommiffar erflärt: die Regierung halte ſolche Berathungen nad) der 
Verordnung vom 3. Febr. für unftatthaft. 

Der Landtagsfommiffar bezeichnete eine ſolche Erklärung, 
wenn fie gefchehen, al8 eine irrthümliche. Als jedoch hierauf der 
Abg. Zimmermann ihn zu der förmlichen Erflärung provozitte, 
daß er dieſer hier geäußerten Anficht in allen Regionen Geltung ver 
ſchaffen werde, da weigerte fih Herr v. Bodelfhwingh Defien 
und that dabei folgende, für die Stellung eines. Minifters im abfoluten 
Staate höchſt bezeichnende Aeußerung: 


„Ih Kann“, fagte er, „über meine Befugniß nicht — Ich 
babevie Anſicht der Regierung ausgeſprochen, die auch die 
Anfihtmeiner Kollegenift. Von meinem Standpunkte aus werde 
ich gern im diefer Richtung wirken. Eine feierliche VBerfiherung 
aber, daß dieſe durch alle Regionen volle Geltungerhak 
ten werde, kann ich nicht abgeben‘. 


Kann wohl irgend Etwas ftärfer die unnatürliche Stellung, wel: 
che die Rathgeber der Krone im abfoluten Staate einnehmen, ihre Un: 
felbftftändigfeit fo wie den Mangel an der fo nothiwendigen Eins 
heit und MUebereinftimmung in den Negierungsmaßregeln bezeichnen, 
als diefe Erklärung des Miniſters? Kann ingend Etwas die gänzliche 
Nichtigkeit jener fo viel gepredigten Fraſe von der „ſtarken Regierung‘‘ 
deutlicher vofumentiren? Alfo der Chef eines Berwaltungsdepartements 
kann nicht einmal für Das einftehen, was in feinem Departement ge: 
fhieht, was feine Unterbehörben thun und anordnen ! Er kann nicht 
einmal die Berficherung geben, daß mad, feiner und feiner Kollegen 
übereinftimmenden Anficht überall verfahren werden folle! Wie ernie« 
drigt müffen fi) die Rathgeber der Krone fühlen bei diefem befchä= 
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menden Befenuntniß, daß fie, die zu der Gefeggebung vom 3. Febr. 
ihren Rath und ihre Stimme mit gegeben, entweder fo wenig im Ber: 
trauen des Monarchen find, daß fie nicht einmal wifjen, wie Diefer die 
einzelnen Beftimmungen jener Gejege ausgelegt wiffen will, oder fo 
jehr von fremden Einflüffen umgeben, daß fie befürchten müſſen, in je 
dem Momente ihre Befehle von ihren eigenen Unterbehörden durch 
Nichtbefolgung verfpottet zu fehen! In der That, e8 gehört eine eigene 
Berblendung oder ein großer Mangel an Willensenergie und Liebe zur 
Selbitftändigfeit dazu, um eine folhe Stellung der Stellung eines 
Fonftituzionellen Minifters vorzuziehen, der durch feine Berant- 
wortlicyfeit vor den Ständen gegen jeden ungehörigen Einfluß von 
anderwärtd gefichert und völlig felbftftändig in den Grenzen feiner 
Kompetenz dafteht! Für einen Mann von fräftigem Geift, der fich ſei— 
ner Züchtigfeit und feiner guten Abfichten bewußt ift, kann, follte man 
meinen, die Wahl nicht zweifelhaft fein. 

Wenn Jemand in diefem Augenblide in der Seele des Minifters 
des Innern hätte lefen können, wer weiß, ob er nicht Manches von 
diefen Betrachtungen darin entdedt hätte! 


Der Antrag jelbft Rufte fi in der Berathung dreifach ab. 


Hanjeman wollte allen Klaſſen der Nazion (nicht blos 
den Wählern) das unbeichränfte Recht der Petizion an den Landtag 
eingeräumt und deshalb dem ganzen Volke völlige Freiheit der Affozias 
zion gewährt wiffen. 


„Dieſes Recht“, fagte er, „welches ich den nicht vertretenen Klaſſen 
einräumen würde, hafte ich für ein ſehr fonfervatives Prinzip. Es 
ift da, wo dies Recht ausgeübt werden fann, die Folge davon, daß ver 
Fortichritt in der Verfaflung mie in der Geſetzgebung in ruhiger Weile 
vor fih gebt. Sehen Sie auf England! Eine der wichtigften Maßregeln, 
eine folche, die einem großen Theile der Nazion welentlich nachtheilig war, 
ift blos auf dieſe Weife herbeigeführt worden, und jegt, nachdem fie durch 
ein Gele fanfzionirt worden ift, wird fie allgemein als heilſam anerfannt. 
Ich meine die Freiheit der Einfuhr ned Getreides“. 

„Sehr oft”, äußerte er im Fortgange jeiner Rede, „„Iprechen wir und 
Andere davon, den Zuftand ded Volkes zu verbeifern; ed werden Bereine 
zu diefem Zwede gegründet, die allerlei beiondere Hülfsmittel zur Ver: 
beſſerung des Zuftandes der untern Volfäflaffen verfolgen. Nach meiner 
Meinung ift e8 eine der erften Bedingungen diefer Verbefferung, daß Dies 
jenigen, die nicht vertreten find, die ſchwerlich auch alle je vertreten werden 
können, doch wenigftend das Recht haben, ihre Bitten kundzugeben. Ich 
halte es daher, wie ich nochmals wiederholen muß, für äußerſt konſervativ 
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und für nothmendig, daß mwenigftend die Bitten und die Anfichten diefer 
Klaffe zu und dringen können. r 


Auch der Abg. v. Bardeleben ſchien das Petizionsrecht in die— 
fer Unbefchränftheit im Auge zu haben, wenn er in die warmen und 
wahrhaft erhebenden Worte ausbrach: 


‚Meine Herren! in allen ftaatlihen und politiichen Körperfchaften 
ift eine gewiffe Neigung enthalten, fich zu ifoliren, allmälig eigenfüchtige 
Zwecke zu verfolgen, einfeitige Richtungen einzufchlagen. Nach meiner Uer 
berzeugung giebt e8 nur ein Mittel gegen folche ververbliche Richtungen, 
und diefes Mittel liegt in dem ewig frifhen eben, welches aus 
der Geſammtheit des Volkes ſtrömt. Sa, meine Herren, in der 
Theilnahme des Landes, in der unausgeſetzten, regen Iheilnahme liegt die 
ganze Kraft der Bertreter des Landes; diefe immerwährende lebendige 
Theilnahme kann aber nur erhalten werden durch das Petizionsrecht, wel⸗ 
ches das Lund jest nicht hat, welches dem Lande genommen ift in allgemei- 
nen Sachen, welches das Land indefjen während eines Vierteljahrhunderts 
wenigſtens faktifch ausgeübt hat. Meine Herren! es giebt einen Schönen 
Wahlſpruch, der vielleicht nicht bei Allen Anklang finden wird; aber ich 
befenne mich zu diefem Wahlſpruch. Es ift ver Wahlſpruch, der ebenfo= 
wohl im Intereffe der Krone, als des Landes ift — ich möchte jagen, dies 
fer Wahlfpruch beruht auf dem Ausſpruche ded großen Königs Friedrich 
11. , namlich: daß die Regierung um des Volkes willen da fei, und nicht 
dad Volk um der Megierung willen (ed wird durcheinander gezifcht und 
Bravo! gerufen ), und daß alle Intereffen innig verfehmelzen. Der Wahls 
fpruch, zu dem ich mich befenne, ift: 

Alles für das Wolf und Alles durch dad Volk! Daher ftimme ich 
für das unbedingte Petigionsrecht ſeitens des Landes,’ 


Enger faßte die Sadye der Abg. Zimmermann, welder nur 
den Wählern ein unbedingtes ‘Betizionsrecht einräumen und darum 
den Antrag geftellt wifjen wollte: 

Jeder Abgeordnete folle ebenfo befugt ald verpflichtet fein, 


alle ihm von feinen Kommittenten und fländifchen Korporazionen zugehen= 
den Bitten und Befchwerden dem Landtage einzureichen. 


Damit wäre für die allgemeinen Stände daſſelbe Verhältniß her= 
geftellt, welches für die Provinzialftände ſchon längft beftand, dort freis 
lich gefeglich nur für provinzielle Angelegenheiten, faktifch jedoch 
aud für allgemeine. Denn aud) die Provinzialftände haben Betizionen 
nur von ihren Wählern, nicht von Jedermann aus dem Volfe, anzue 
nehmen. 

Diefem Antrage ward vom Landtagsfommiffar und vom 
Abg. v. Manteuffelentgegengehalten, daß es die Selbftftändigfeit 
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der Abgeordneten allzufehr befchränten heiße, wenn fte jede ihnen über« 
gebene Petizion beim Landtage einreichen müßten. Die Befugniß, 
ihnen zugefandte Petizionen zu den ihrigen zu maden, hätten fie 
ſchon jegt. 

Troß der warmen Bertheidigung ded Antrags durch v. Auers— 
wald, Hanfemann, Graf Helldorfund den Referenten, fonnte 
doch weder er, noch der Hanfemannfche Antrag eine Majorität 
erlangen. 

So fam man denn auf den Antrag der Abtheilung zurüd, und die 
Berfammlung beihloß einftimmig, eine Deflarazion der Verord— 
nung vom 3. Febr. im Sinne diefed Antrags zu erbitten. 

Hinfihtlih des Punftes wegen Wiederholung ftändifcher Anträge 
ohne neue Gründe hatte in der Abtheilung Stimmengleichheit geherrfcht, 
indem die Einen eine Bitte deshalb zur Zeit, bei der Ungewißheit, wor⸗ 
in man über die Wiederberufung des Vereinigten Landtags ſchwebe, 
für unnöthig, die Andern dagegen fie für dringlich hielten. 

Abg. Stedtmann wies darauf hin, daß die Beftimmung hier: 
über in der Verordnung vom 3. Febr. fogar ftrenger fei, ald die pro— 
pinzialftändifchen Gefege, weldhe eine Erneuerung von Anträgen ſchon 
beim Borhandenfein neuer Beranlaffungen (nicht blos neuer 
Gründe) geftatteten. Er fowohl wie andre Redner führten Bei- 
fpiele an, wo früher zurüdgewiefene Anträge, lediglich in Folge ihrer 
beharrlihen Wiederholung, doc zulegt einen Erfolg gehabt hätten. 

Auf der andern Seite behaupteten Graf Galen und Graf Eus 
lenburg: der König weife feinen ftändifchen Antrag ohne triftige 
Gründe ab; es fei daher ganz in der Ordnung, daß ein folder nur 
dann wiederholt werden dürfe, wenn neue Gründe Died recdhtfertigten. 

Es war nicht eben weife von diefen Herren, die Frage auf ein 
Geld zu fpielen, wo es leicht zu Erörterungen fommen konnte, die fie, 
von ihrem ftrengroyaliftifhen Standpunkte aus, alle Urfache hatten, 
zu vermeiden. Sie provozirten eine Kritik der legten Landtagsabfciede, 
welche jene Behauptung leicht hätte Lügen ftrafen können. 

Wenn ihre Gegner ihnen auf diefes Feld zu folgen vermieden, fo 
zeugte Dies von weit mehr wirklicher Achtung vor dem Königthum und 
einem weit richtigern parlamentarifchen Takte. 

Der Antrag auf Wegfall der fraglichen Beftimmung ward mit 
großer Mehrheit — 359 gegen 99 Stimmen — angenommen. 

Man kam jegt zu dem Antrage des Abg. v. Binde. 
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Die Abtheilung hatte mit 15 gegen 3 Stimmen befchlofien,, eine, 
Bitte an den König vorzufchlagen, daß das Wort: innere in Weg— 
fall gebracht werde, 

„Die überwiegende Majorität ver Abtheilung,’' hieß ed in nem Ab— 
theilungägutachten,, „. glaubt das Vertrauen hegen zu Dürfen, daß in jol- 
hen Fällen, in welchen ver fün. Kommiffar wegen fchwebender Verband: 
lungen oder überhaupt im Intereffe des Staatd die weitere Erörterung 
irgend einer angeregten äußeren Angelegenheit für bedenklich erklären 
möchte, ed dem Landtage nicht an der patriotifchen Gejinnung und dem: 
politiſchen Takte fehlen werde, melche bei ähnlichen. Fallen in Ständever: 
fammlungen anderer Staaten. zur Vermeidung einer meiteren Erörterung 
für ausreichend erachtet werben.’ 

Als man an diefen Punkt gefommen, erhob ſich der Minifter des 
Auswärtigen, v. Canitz, und fuchte einem Beſchluſſe der Berfamm- 
fung durch die Erflärung zuvorzufommen: die fragliche Beftimmung 
der Verordnung v. 3. Febr. fchließe Petizionen über äußere Angele- 
genheiten nicht aus, fobald diefe nur irgend eine Seite hätten, durch 
welche fie mit den innern Angelegenheiten des Staates zufammenhingen. 
Zugleich hielt er der Verſammlung eine lange Vorlefung über die ver: 
fehiedenen Arten von Petizivnen, welche in Betreff auswärtiger Ange: 
legenheiten vorfommıen fönnten, und darüber, welche davon fich zu 
einer Berathung auf dem Landtage eignen würden, welche nicht. Ab - 
wechfelnd berief er fich auf die Vorfchriften der Verordnung v. 3. Febr. 
und auf den eignen Takt der Berfammlung; manche der Fragen, auf 
welche Binde hingedeutet hatte, namentlich, die fchleswig-holfteinifche 
und die Krafaner Frage, wollte er von den ftändifchen Berathungen 
ferngehalten wiffen, während er dagegen über andere, 3. B. über die 
Zoflvereinsangelegenheiten, eine Verhandlung felbft zu wünfchen fchien. 

Diefer Verſuch, den Beſchluß der Berfammlung abzufchneiden, 
glückte aber dem Minifter des Auswärtigen nicht beffer, als kurz auvor 
feinem Kollegen, dem Minifter des Innern, der feinige. Er gerieth im 
die Scylla, ohne die Charybdis zu vermeiden. Auf der einen Seite 
bebarrten die Vertheidiger des Antrags darauf, daß derfelbe nach wie 
vor nothwendig fei, da eine Deflarazion des Gejeges aus dem Munde 
eines Minifterd allein Feine ausreichende Bürgfchaft gewähre; auf der 
andern Seite aber nahm dod der Marfhall — fi, wie er fagte, 
„nicht nur als einen der Berfammlung vorgefegten Beamten, fondern, 
mit freudigem Stolze ald Mitglied. der Berfammlung anfehend‘’ — von 
der Erklärung des Minifters Gelegenheit, feinerfeits zu erflären, daß 
er die Anträge, die er vorher auf Grund jener Beftimmung zurädge: 
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wiefen habe, nunmehr annehmen und den Abtheilungen überweifen 
werde. - 

Die Rothwendigfeit, das Petigionsrecht der Stände auch auf. 
äußere Angelegenheiten zu erftreden, warb am Schlagenditen von 
Bederath und Milde dargethan. Bederatb äußerte in befondes 
rem Bezug auf die ſchleswig-holſteinſche Frage: 


„Es wird faum einen Theil Deutſchlands geben, von wo aus niche 
ein Ruf der Sympathie an die in ihrer nazionalen Selbftfländigkeit be— 
prängten Schleswig = Holfleiner gerichtet worden wäre. Man hat erkannt, 
Daß es ſich hier nicht blos um die Gefahr der Beichränfung des deutichen 
Territoriumd, um die Möglichkeit der Entfremdung desjenigen Theild une 
fered Vaterlandes handelt, der für feine fünftige maritime Entwickelung 
von großer Wichtigkeit ift, jondern daß bier Größeres, daß die Errungens 
fchaft der neueren deutichen Geichichte, das Gefühl der Selbftftändigfeit 
und nazionalen Macht, die feinen Eingriff dulvet, auf dem Spiele fteht. 
Dieſes nazionale Machtgefühl ift, mie die Bevingung befriedigender Ber: 
hältniffe nach außen, fo auch die Grundlage einer geveihlichen Entwides 
lung im Innern, und überall, wo ed berührt wird, fei es fchmerzlich open 
freudig, da handelt es fich um eine tiefzinnerliche Angelegenheit. Wenn 
fhon die Fragen, die den deutichen Bundesverein betreffen, wegen ber 
vielfachen Rückwirkung, die fie auf die inneren Zuflände der einzelnen 
Bundesftaaten außern, in feinem der leßteren ald äußere Angelegenheit 
betrachtet werben fönnen, jo hat Preußen zu der ſchleswig-holſteinſchen 
Frage noch eine beionderd nahe Stellung. Preußen ift, wie died in einer 
unvergeplichen Stunde von erbabenem Munde ausgeiprochen wurde, zum. 
Schilde geworden für die Sicherheit und die Rechte Deutichlands. Diele 
Stellung hängt mit der Lebenskraft ded Staates eng zulammen, fie bedingt 
die Seftigfeit ſeines fortichreitenden Entwidelungsganges, und von dem 
Augenblicde an, wo Preußen dieſe Stellung, den Greigniffen gegenüber, 
verfennen follte, von diefem Augenblide an wird es auch eine Schwächung 
in feinen inneren Zuftänden erleiden. Wenn. dem aber fo ift, jollten dann 
die Stände des Reichs nicht berechtigt fein, in einer ſolchen Angelegenheit, 
die den tiefften Nerv unſerer flaatlichen Eriftenz berührt, eine Bitte an 
Se. Majeftät den König zu richten, follte dies eine dem Kreiſe unferer 
Berathung fremde Angelegenheit fein? Nicht nur hat jede folche Frage 
eine innere Seite, fie kann auch möglicherweife eine derartige Wendung 
nehmen, daß wir genötbigt find, Gut und Blut für ihre Löſung einzus 
fegen, und ich glaube, daß es ein natürliches Recht der Verſammlung ift, 
in folchen Fragen wenigftend eine Bitte an dem Thron nieverzulegen. Der 
Zweck des ſtändiſchen Imftituts ift das Zuſammenwirken mit der Regie 
rung in allen Angelegenheiten des Landes, warum foll dieſes Zulammens 
wirken, von dem dad Wohl und Wehe des Vaterlandes, feine ganze Zus 
funft, und jet mehr ald je, abhängt, warum foll es in irgend einer 
Weile verkürzt werben ?’ 


ad 
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Und Milde fügte hinzu: 


„Wir haben jegt Feine oynaftifche Politik mehr, ed giebt nur eine Pos 
litik der Völker, der Intereffen, und diefe Intereffen, welche fich abſpie— 
geln in allem dem, was und im Leben theuer und werth iſt, diefe Intereffen 
find e8 allein, welche mehr oder minder in der Zufunft maßgebend fein 
werden für die Politik, für die Beziehungen des Staats nad außen, Prä- 
tenjionen eben fo wenig als Intriguen Ginzelner, melcher Art fie feien, 
können fernerhin maßgebend oder leitend in den Beziehungen der Völker 
unter einander werden; allein die materiellen Intereffen, die Intereffen 
der Ehre, des Glaubens, werden noch fortan die großen Bewegungen der 
Welt machen, und deshalb fich eine Verfammlung, wie die unfrige, denken 
zu follen, welche nur mit den innern Staatdangelegenheiten fich beichäftigt 
und deren Wirffamfeit in allen Außeren Fragen verichränft fein fol, Scheint 
mir eine Anomalie wenigftens in fich zu ſchließen.“ 


Es ward hierauf einftimmig beſchloſſen: 


von dem König eine authentifche Deklarazion der betreffenden Beftimmung 
im Sinne des Antrags zu erbitten. 


Für den Minifter des Auswärtigen waren damit die Verlegen: 
heiten, in die er ſich verwidelt hatte, noch nicht zu Ende. In einer der 
naͤchſten Sigungen kamen zwei Gegenftände der auswärtigen Politik 
zur Spradhe, welche ihn nöthigten, nochmals auf feine Erflärung 
zurüdzufommen, 


Der Abg. Milde fchilvderte die traurigen Folgen, welche die Ein- 
verleibung Krafaus für den Handel Preußens und insbefondere Schle— 
fiend gehabt habe, und wünfchte, noch nadyträglich eine Petizion deshalb 
einbringen zu dürfen, und der Abg. v. Rothkirch äußerte denfelben 
Wunſch in Betreff einer Betizion wegen Wiederanfnüpfung diplomati- 
fher und fommerzieller Verhandlungen mit Spanien, um dem fo fehr 
gefunfenen Leinenhandel Preußens durch Herftellung der alten Abzugss 
fanäle dorthin wieder aufzuhelfen. Man berief ſich dabei auf die Er- 
Härung des Minifters, wodurch Petizionen über äußere Angelegen- 
heiten für zuläffig erklärt worden feien. 


Herr v. Canitz verfuchte vergeblich, diefe Erflärung zurüdzuneh: 
men oder ihr einen andern Sinn unterzulegen; je mehr er fi an« 
ſtrengte, feine voreilige Nachgiebigfeit ungefchehen zu machen, defto 
mehr verwidelte er fih und gab das Fägliche Schaufpiel eines Mini: 
ſters, der nicht einmal den Sinn und die Grenzen eines Geſetzes kennt, 
bei welchem er felbft eingeftandenermaßen mitgewirft, welches er durch 
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feine Unterfchrift mit befräftigt hat, und noch dazu eines Geſetzes von 
der Bedeutung deſſen v. 3. Februar. 

So fah eine einzige Sigung zwei Minifter des abfoluten Beamten» 
ftaatd vor den Ständen, dem Volfe, der ganzen Welt zu dem demüthis 
genden Geftändniß ihrer Unwiffenheit über den eigentlichen Willen der 
Krone, deren Rathgeber fie fein wollen, und ihrer gänzlidhen Ohn- 
macht in Geltendmachung ihrer Anfichten verdammt. Und die Krone, 
gewann fie bei diefer Demüthigung ihrer Diener? Sicherlich nicht! Ein 
Reich, das fo uneins in ſich ift, fteht auf fhwachen Füßen, und eine 
Macht, die nicht einmal ihre nächſten Werkzeuge mit ihrem Geifte zu 
durchdringen und zu infpiriren vermag, wie mag bie fi rühmen, eine 
„ſtarke Regierung‘’ zu fein? 

Der Minifter des Innern half diesmal feinem Kollegen aus 
der Noth, indem er fich mit großer Zuvorfommenheit erbot, die beiden 
Anträge Sr. Majeftät zu überreichen und Demfelben die Bitte vorzu- 
tragen, daß darüber noch verhandelt werden dürfe. Der Befcheid, den 
der König darauf ergehen ließ, erfparte Herrn v. Canitz die weitere 
Berlegenheit, bei einer Verhandlung über auswärtige Angelegenheiten 
in offner Ständefigung Rede und Antwort ftehen zu müjlen. 

Nachdem die Anträge, hieß es in dem Beicheid, auf dieſe Weile zu 
Sr. Majeftät Kenntniß gefommen, bedürfe ed einer Berathung derjelben in 
der VBerfammlung nicht, indem Se. Majeftät denfelben alle irgend zuläffige 


Berüdjihtigung in eben dem Maße angedeihen laffen merde, ald wenn Ihnen 
folche durch die Verfammlung empfohlen worden wären. 


In der Herrenfurie famen die Anträge über das Petizionsrecht 
erft gegen den Schluß des Landtags zur Berathung. 

Den Antrag wegen Verwandlung der 35 in die einfache Majorität 
hatte die Abtheilung mit 11 gegen 2 Stimmen gutgeheißen, jedoch nur 
für den Bereinigten Landtag (nicht für die Provinziallandtage und nicht 
für die Vereinigten Ausfchüffe), und mit Ausnahme aller auf Ber: 
faffungsfragen bezügliden Petizionen, für weldye fie, nad) dem 
Beifpiele faft aller Fonftituzioneller deutfcher Staaten, die Beibehaltung 
der %/ empfahl. 

Bei der Berathung jeder Petizion in zwei getrennten Verſamm— 
lungen, meinte die Abtheilung, genüge die einfache Mehrheit; auch 
mache die eigenthümlihe Stellung der Herrenfurie zur Ständefurie e8 
wünſchenswerth, daß nicht eine mit großer Majorität in legterer anges 
nommene PBetizion durch wenige Stimmen der viel weniger zahlreichen 
Herrenfurie verworfen werben fönne, 
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Die Berfammlung ging bei der Debatte Über diefen Gegenftand 
nad) dreiSeiten auseinander. Ein Theil der Redner hielt an dem Vor: 
ſchlage ver Abtheilung feft — dahin gehörten namentlich Fürft Lich 
nowsky und Graf Arnim —; ein andrer Theil ging darüber hinaus 
und fhloß fi dem Antrage der Ständekurie an — es waren Dies pie 
Grafen Dorf und Dyrhn, dazu Graf Lynar —; einem dritten 
endlich mar felbft der Abtheilungsvorfchlag noch zu freifinnig — fie 
wollten, daß wenigftens in der Kurie, wo eine Betizion zuerft einge: 
draht würde, %, dafür fein müßten. Das war der Antrag, den Graf 
Eb. v. Stolberg ftellte und für den fi namentlich der Prinz von 
Preußen lebhaft verwandte. Fürſt Bog. Radziwill ſchloß fi ihm 
an, wollte aber dagegen keinen Unterfchied zwifchen Verfaſſungspeti⸗ 
sionen und andern gemacht wiffen. 

Bei der Abftimmung ergab ſich das fonderbare Refultat, daß feiner 
von allen drei Anträgen die erforderliche %/,-Majorität erhielt, fomit gar 
Nichts beichloffen wurde. 

Eine merfwürdigeAnomalte war es (die übrigens auch bei anderen 
©elegenheiten fi) wiederholte), daß auf den eigentlichen Antrag ber 
Ständefurie, um deffen Annahme oder VBerwerfung es ſich doch han: 
delte, gar feine Frage geftellt ward. 

Der zweite Antrag der Ständefurie — auf eine Deklarazion der 
Borfchrift wegen der Beziehungen der Abgeordneten zu ihren Wählern 
— ward ohne Debatte angenommen. 

Dagegen hatte die Abtheilung mit 11 gegen 2 Stimmen den Bei- 
tritt zum dritten Antrag — Wiederholung einmal abgewiefener Anträge 
ohne neue Gründe — widertathen. Für den Antrag kämpften zwar aber» 
mald die beiden Diosfuren York und Dyrhn, allein vergebens ; 
er fiel. 

Den vierten Antrag endlich hatte die Abtheilung dahin abgeändert, 
daß zwar das Wort „innere““ aus $. 13 ver Verordnung v. 3. Febr. 
wegbleiben, nicht aber eine ausdrüdliche Geftattung des Petirens in 
Außern Angelegenheiten des Landes ausgefprochen werden folle. 

Auch hier fpaltete fi die Berfammlung in zwei Richtungen ; der 
eine Theil wünfchte den Antrag fo gefaßt oder wenigftens fo verftan- 
den, daß den Ständen auch in Sachen der äußern Politif ein Recht 
der Petizion zuftehe. Sehr ſchön Außerte der Referent v. Quaſt: 

„Ich lebe der innigften Ueberzeugung , daß, fo verichiedenartig auch 


die Meinungen in diefer und der andern Kurie über die innern Verhältniſſe 
des Vaterlandes fein können, fie ebenfo einig über diejenigen Bunfte fein 
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werden, die dad Aubland betreffen. Und, weil ich der feften Ueberzeugunh 
bin, daß unferhöher theueter König, wenn es gilt, dem Aiislände entgegen: 
qzutreten, gerade dadurch die feſteſte Stüge befommen wird, wenn er fi 
auf feine Stände berufen kann, fo Habe ich mich der Majorität der Abthet- 
lung von ganzem Herzen angejchloffen. Meines Erachtens würde eine ſolche 
Stüge der Regierung um fo mehr zu wünfchen fein, weil unfer Vaterland, 
der Größe und Bevölkerung nach, gegen andere Staaten, mit denen daſſelbe 
in Konflikt geratben möchte, fo fehr zurückſteht.“ 


Dagegen wollten Andere ausdrücklich ausgeſprochen wiffen, daß 
die Kurie nicht beabfichtige, die höhere, äußere Politik vor das Forum 
des Vereinigten Landtags zu ziehen. Der Prinz von Preußen ſchlug 
geradezu einen folhen Zufag zum Antrage vor; Fürft Lichnowoky 
trat Dem lebhaft bei und berief ſich darauf, daß felbft im englifchen Par: 
lamente unter 50 Interpellazionen über auswärtige Fragen oft feine zur 
Debatte gelange, fobald der Minifter erkläre, er fönne darüber, weil 
die Frage eine noch ſchwebende jei, Feine Ausfunft geben. 


„Ich glaube nicht,’ jeßte er hinzu, „daß der ehrenwerthe Referent 
und zumuthen wird, daß wir das Feld unfre ftändiichen Rechte fo weit aus⸗ 
dehnen jollen, daß wir ſchon jegt über die der Fonftiruzionellen Bölfer 
hinausgehen wollen.‘ 


Wir hätten dem ehrenwerthen Herrn, der fo gern den englifchen Beer 
fpielt, mehr Scharffinn zugetraut, als daß er nicht zu unterfcheiden ver» 
möchte zwifchen dem Recht zur Behandlung auswärtiger Fragen — 
einem Recht, weldyes das engliſche Parlament ohne allen Zweifel befigt 
— umd dem politifchen Takt, der in einzelnen Fällen daffelbe auf die 
Ausübung diefed Rechtes verzichten läßt. Oder traut Fürft Lichnow oky 
fi und feinen Mitftänden in Preußen weniger Takt zu, als den Mits 
gliedern des englifchen Parlaments? Hoffentlich nicht ! 

Die Kurie nahm den Antrag der Abtheilung mit dem Zuſatze des 
Prinzen von Preußen an. 

Für den gemeinfchaftlihen Antrag beider Kurien an den König 
blieb fomit Nichts übrig, ald die Bitte um eine freiere Auslegung der 
Beftimmungen wegen Einreihung von Privatpetizionen durch die Ab- 
geordneten und wegen des Petirend in auswärtigen Angelegenheiten — 
zwei wichtige Anliegen allerdings, allein im Verhältniß zu den vielen 
Beichränfungen des PBetizionsrechtes immer nur ein Minimum Deffen, 
was man mit Fug bitten durfte, was man im Intereffe des Volks, der 
ftaatlichen Entwidlung, ja derRegierung felbft nothwendig hätte bitten 
follen. Das ungeheure Misverhältniß der %4:Majorität, diefer mäch— 
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tige Hemmfchuh jeder freieren Fortfchrittsbewegung, follte auch ferner 
beibehalten werben. Freilich trug diefe Abnormität — die wohl in feiner 
Verfaſſung, weder einer „geſchichtlichen““, noch einer modernen , ihres 
Gleichen findet — in fich felbft den Keim ihrer Berewigung, denn es 
war nur eine Minorität auch in der Herrenfurie, welche ſich einer Bitte 
um Wegfall diefer Beichränfung widerfegte. Aber fhlimm genug den- 
noch, daß noch ein fo großer Theil diefer Kurie feine Stellung und das 
wahre Intereffe des Landes und der Regierung nicht beffer erfannte! 

Auch dieBitte um Wiederholung abgewiefener Anträge hätte wohl 
eine unbefangenere Erwägung von Seiten der Herrnfurie verdient. 

Wenn der fouveräne Wille, wie viele Landtagsabfchiede bezeugen, 
ftändifche Anträge, die mit Gründen gerechtfertigt an den Thron ge— 
bradyt wurden, ohne Gegengründe, blos mit Berufung auf feine An: 
fiht, abwies, fo ftände es wohl audy den Ständen an, ihre Anfichten 
und die Wünfche des Volks immer von Neuem zu wiederholen und durch 
diefe Wiederholung als tiefgewurzelt und berechtigt zu befräftigen. 


Dreizehntes Kapitel. 


Verhandlungen über das Verhaͤltniß des Glaubensbekenntnifies zu den 
politifhen Redten. 


Der Abgeordnete v. Sauden-Julienfelde, Mitglied der 
preußiſchen Ritterfchaft, hatte eine Petigion eingereicht, welche folgende 
zwei Anträge enthielt: 


1) es möge der Grundſatz gefeglich ausgeiprocdhen werden, daß bei Aus— 
übung politifcher Nechte Niemand nach feinem Glauben zu fragen fei; 

2) ed möge in Uebereinftimmung mit diefem Grundfage dem $. 5, 2 
bed Geſetzes vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung der Provinzial- 
fände (welcher ald Beringung der Stanpichaft die „Gemeinſchaft 
mit einer der chriftlichen Kirchen ” aufftellt) eine veränderte Faſſung 
gegeben werden. 


Für den erften Antrag hatten fich in der Abtheilung nur 2 Stim- 
men erflärt; die Majorität von 14 Stimmen dagegen hatte ſich dahin 
ausgefprochen, 


daß die ſtändiſchen Korporazionen des preußifchen Staated immer nur 
rein hriftliche Verfammlungen bleiben müßten und die Zulaffung von 
Mitgliedern anderer, als chriſtlicher Religionsbefenntniffe, nicht ftatthaft 
erfcheine. 


Eine fleine Minorität (2 Stimmen) wollte felbft die chriftlichen 
Diffidenten ausgefchloffen wiffen, 


weil man gar nicht wiffen fünne, ob manche diefer Seften von ben 
Grundlagen des chriftlichen Bekenntniffes jich nicht fo weit entfernten, daß 
man ihnen die Bezeichnung Hriftlicher Diffidenten gar nicht mehr beilegen 
könnte, und ob fie daher in der Wirklichkeit nicht Thon außerhalb jedes 
hriftlichen Bekenntniſſes fich befänden. Ueberdied würden Diffiventen, wenn 
ihre Glaubendanfichten den chriftlichen Glaubensartifeln nicht zumider: 
liefen, unfehlbar die Anerkennung des Staates erlangen und alfo dann 
unter $. 5, 2 des Geſetzes von 1823 fallen. 
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Die Majorität von 14 Stimmen war dagegen der Anfiht, daß 
ein tiefered Eingehen auf dieſes Bedenken fie zu weit auf das Feld 
thevlogifcher Lehren führen würde; fie fand es ungerecht, wegen einer 
ſolchen bloßen Borausfegung alle hriftliche Difftdenten der politifchen 
Rechte zu berauben , und endlich berief fie fich auf das Religionspatent 
vom 30. März 1847, worin ausdrüdlich angeordnet fei, daß alle 
Diffidenten , infoweit ihre Vereinigung vom Staate genehmigt fei, im 
Genuß ihrer bürgerlichen Rechte und Ehren bleiben follten. 

Einen Antrag überhaupt in diefer Sache zu ftellen, hielt man 
darum für nothwendig, weil ein Abgeordneter auf Grund feines 
deutſch⸗katholiſchen Befenntniffes von der Regierung zurüdgemwiefen 
worden fei, ein Beweis, daß man die Worte ‚‚hriftliche Kirche‘ im 
8.5, 2 de8 Gef. v. 1823 nur auf die wirflich*anerfannten Konfefs 
fionen beziehe. 

Die Abtheilung beantragte daher: 

„eine Bitte an Se. Majeftät ven König zu richten: Allerhöchft in Erwägung 
ziehen zu wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden fein möchte, das Recht 
der Wahlfühigfeit und Wählbarfeit zu den Randtagen auf alle im Staate 
geduldete chriſtliche Religionsgeſellſchaften auszudehnen.“ 

Schon hatten mehrere Redner — Graf Renard, Anwandter, 
Dittrich, Gier, Werner — theils für den allgemeinen Grundſatz 
der Glaubensfreiheit, theils im Beſondern für Zulaſſung der Diffiden- 
ten zu den ftändifchen Rechten fi) ausgefprochen, da betrat Herr v. 
Beckerath die Tribüne und hielt folgende Rede, weldye einen Glanz⸗ 
punkt, nicht nur in der parlamentarifchen Thätigkeit dieſes Abgeordne—⸗ 
ten, fondern in der Geſchichte des ganzen Landtags bildet. 

„Der Antrag der geehrten Abtheilung,’ fagte er, „ſcheint mir ſchon 
deshalb nicht annehmbar, weil er formell nicht richtig gefaßt ift, mweil er 
einen Mangel enthält. Ich halte dafür, daß ed der Beruf der Stände ift, 
der Krone einen beftimmten Vorſchlag zu machen, eine beflimmte Bitte 
auszufprechen. Der Antrag der Abtheilung geht aber dahin, eine Bitte 
an Se. Majeftät zu richten: „daß Allerhöchftviefelben in Erwägung ziehen 
wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden fein möchte, das Recht ver Wahl 
fähigkeit und Wählbarkeit zu den Landtagen auf alle im Staate gebildeten 
chriſtlichen Religiondgefellichaften auszudehnen.“ 

Ich glaube, meine Herren, daß wir dieſen Weg ſelbſt ſuchen müſſen 
und daß wir, wenn wir ihn nicht finden ſollten, darauf zu verzichten 
haben, eine Bitte an Se. Majeſtät zu richten. Ich für meinen Theil habe 
dieſen Weg gefunden und hoffe, daß die geehrte Verſammlung ihn eins 
fchlagen werde. Es wäre die Bitte an Se. Majeftät: 

„Allerhöchſtdieſelben möchten geruhen, den Provinziallandtagen eine 
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Bropofizion vorlegen zu laffen, dahin gehend, daß $. 5, 2 des provinzials 
fländifchen Geſetzes, welcher die Wählbarfeit an das religiöfe Befenntniß 
fnüpft, aufzuheben ſei.“ 

Ich werbe die Ehre haben, vielen Antrag näher zu begründen. 

Es giebt in der menſchlichen Gefellichaft natürliche Ungleichheiten, 
die berücjichtigt werben müſſen, wenn es fich darum handelt, die Normen 
feftzuftellen, welche die Grundlage des Staatslebens bilden follen. Es find 
Died die Unterfchiede des Lebensalters, des Befiged, der fozialen Stellung. 
Es kann darüber geftritten werben, ed fann von den jevesmaligen Um: 
Händen in einem Staate abhängig fein, in welchem Grade fie in Betracht 
zu ziehen find; aber gewiß wird ein allgemeines Einverſtändniß darüber 
berrichen, daß fie überhaupt von Seiten ded Staats bei Feftftellung ber 
politiichen Rechte feiner Bürger in Betracht gezogen werben müſſen. Ein 
Gebiet aber giebt es, in das der Staat nicht einpringen kann, es ift dies 
das Gebiet der religiöfen Ueberzeugung. Die Aufgabe ded Staates iſt zu⸗ 
nächft, die Idee des Rechts zu verwirklichen. Demgemäß müfjen bie 
Normen der Gefeggebung nicht Ausflug eines jubjeftiven Ermeſſens, ſon⸗ 
dern das Ergebniß einer objektiven Anſchauung fein. In den Kreis dieſer 
objektiven Anichauungen fallen aber nur äußere Kriterien, die eben ge- 
nannten beftimmten DVerhältniffe oder Handlungen, niemald aber Gefin- 
nungen und am allerwenigften religiöfe Ueberzeugungen. Die religiöje 
Ueberzeugung , meine Herren, das Verhältniß ded Menſchen zu feinem 
Schöpfer liegt ganz außerhalb der Sphäre ded Staats, fie ift ein geheilige 
tes Vorrecht ded Individuums, fie ift das innerfte Geheimniß der Seele, 
das fein fterbliches Auge zu durchdringen, das fein menschlicher Maßſtab 
zu meflen vermag. Die Aufgabe ded Staats ift aber nicht nur, die Idee 
des Rechts zu verwirklichen, er foll auch die Form darftellen, in welcher 
ein Volk die allgemeine Beflimmung der Menſchheit anftrebt. Die Idee 
der Menfchheit ift alfo auch die höchfte Staats » Ivee. Wie ift ed aber mit 
der Idee der Menichheit vereinbar, daß die Menfchenwürde auch nur im 
einem einzigen Individuum verfannt wird, wie ift ed mit ihr vereinbar, 
daß ein Theil der Staatd+ Angehörigen von den Rechten des Staated aus⸗ 
gefchloffen wird, nicht weil er dem Staatszwecke entgegenhandelt, ſondern 
weil er fich über Dinge, die außerhalb ver Sfäre des Staates liegen, eine 
Ueberzeugung gebildet bat, die der Ueberzeugung der Mehrheit der Staats» 
bürger oder der im Staate begünftigten Ueberzeugung nicht entfpricht ? 

Dad allgemeine Landrecht gebt von dem Grundfage der Religionds 
und Gewiffendfreiheit aus, und eine Beflimmung, die in neuefter Zeit durch 
ein weiſes Geſetz beftätigt worden ift, befagt: „Die Begriffe ver Einwohs 
ner ded Staat von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und innere 
Gottesdienft können fein Gegenftand von Zwangsgeſetzen fein.” Aber, 
meine Herren, pofitive Zwangsgeſetze find hier nicht möglich. Es ift Fein 
Geſetz denkbar, das im Stande wäre, den Menjchen zu zwingen, andere 
Begriffe zu faflen, etwas Anderes zu glauben, einen andern Gottesdienft 
zu üben, als denjenigen, den er fich vermöge der ihm als ein unveräußers 
liches Recht angeborenen inneren Breiheit gebildet hat. Es kann aljo immer 
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nur von negativen Zwangsgeſetzen die Rede fein, und ift nicht die Beftim- 
mung ein negatived Zwangdgefeß, die irgend einem Angehörigen des 
Staats wegen feiner religidfen Ueberzeugung politiiche Rechte entzieht? 
Soll alfo der gefeierte Grundfag ded Landrechts, die Religions- und Ges 
wiffensfreiheit, vollftändige Wahrheit werden, fo muß die Ausübung der 
politifchen Rechte unabhängig fein von dem religidfen Befenntnif. Dann 
erft ift für alle Konfeffionen, die in dem Staate vorhanden find, die Bürg- 
Schaft gegeben, daß fie des unbeichränften Fortgenuffed ihrer politiichen 
Rechte verfichert fein dürfen. Das politiiche Recht, meine Herren, ift der 
evelfte Beſitz des Menſchen; feine beften Kräfte bleiben unentwidelt , wenn 
er der aftiven Theilnahme am Staate entbehrt, und ed kann nicht befrems 
den, wenn fich bittere Empfindungen Desjenigen bemüchtigen , den das 
Vaterland lieblos zurückſtöht. Meine Herren! Die Woge des nationalen 
Lebens ergießt fich in diefem Augenblick belebend über unfer Land, von ihr 
gehoben bliden wir froh in die Zukunft, mit freubiger Hoffnung bliden 
wir auf unfere Kinder; denn wir vertrauen, daß fie dereinft in einem ges 
ordneten Öffentlichen Rechtszuftande die Früchte unferer Mühen und Kämpfe 
Ärnten werben. 

Was aber ift das Lebensgefühl Deffen, der im Staate nur geduldet, 
nicht ald Bürger anerfannt ift? In fich gefehrt, geprüdt, den Stachel der 
bittern Kränkung im Herzen, gebt er einher, er hört den Jubel, mit dem 
das Volk eine neue Entwidelungsftufe, den Anbruch einer befjeren Zeit 
begrüßt; er hört ven Jubel, er kann aber feinen Theil daran nehmen; er 
muß fich ichweigend hinwegwenden, für ihn bricht die beflere Zeit nicht 
an. Er ift fich feiner fittlichen Würde bewußt, er hat alle Pflichten gegen 
die Gefammtheit erfüllt, alle Kaften des Staated redlich getragen und 
dennoch iſt er audgeichloffen, dennoch gilt er nur als Fremdling auf dem 
Boden, den doch nach Gotted heiliger Ordnung auch er feine Heimath, 
das Land feiner Väter zu nennen berechtigt ift. Kummer begleitet ihn bis 
an dad Grab und wenn er feine Augen fchließt, fo tröftet ihm nicht mie 
und der Gedanfe, daß feine Kinder auch die Kinder ded Vaterlandes find, 
fondern es quält ihn die Vorausſicht, daß auch fie unter dem Drude des 
Vorurtheils leben, daß fle einer dunfeln Zukunft entgegengehen werben. 
Und alles Dieß follte eine Folge, eine nothwendige Konlequenz des chrift- 
lichen Staates fein? Es ift nicht möglich, meine Herren. Die chriftliche 
Religion ift die Religion ver Xiebe, der Gerechtigkeit, der edelften Huma- 
nität. Wie jollte fie denn zur Lieblofigkeit, zu ungerechten und inhumanen 
Mapregeln führen fünnen? (Bravo!) 

Die Hriftliche Eigenichaft des Staates ruht nicht auf der Konfeliion, 
fie ruht auf dem Geifte des Chriftenthums. Der Geift des Chriftenthums 
ift aber fein anderer, ald der Geift der reinen Menichheit, der Geift der 
Liebe, der Geift der Freiheit. Das ift der rechte chriftliche Staat, der 
in allen feinen Anorbnungen , in allen feinen Ginrichtungen diefen Geift 
bewährt, der ihm Raum giebt, daß er überall hin fich frei entfalten fann ; 
den Staat aber vermag ich nicht einen chriftlichen zu nennen, der diefen 
Geiftin Eonfeffionelle Schranken einzuengen fucht und von dieſem beſchränk— 
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ten Standpunfte aus es gerechtfertigt hält, das Recht im Staate von dem 
religidfen Befenntniffe abhängig zu machen. Man könnte jagen: das chrift- 
liche Element, der chriftliche Geift muß gepflegt und durch die Geſetzgebung 
geihügt werden. Aber, meine Herren, welche Geſetzgebung hat denn den 
chriſtlichen Geift geſchützt, al8 in den erften Zeiten des Chriſtenthums feine 
Bekenner, von den Machtbabern der Erde gedrüdt und verfolgt, umbers 
irrten? Was Anderes hat ihn gefchügt, ald die ewige Kraft der Wahrheit, 
die ihm innemohnt? 

Welche andere Kraft war ed, ald viele, die es dahin brachte, daß 
das chriſtliche Element den Erdkreis durchdrang und die Lebendverhältnifie 
der Völker in ihrem innerften Kern fegensreich umgeftaltete? Der Geift ver 
Wahrheit bedarf nur der Freiheit; wäre ed möglich, daß dieſer ewige Geift 
je aus der Menſchheit entwiche, fürwahr, Feine Gefegeöparagrafen würden 
ihn zu balten vermögen. 

Wir Haben und bier oft mit warmem Herzen auf dem nazionalen, 
auf dem vaterländifchen Gebiete bewegt; laffen Sie und auch heute diefen 
Standpunkt einnehmen! Jahrhunderte fang ift unfer Vaterland durch die 
unfelige Vermiſchung des religiöfen und ftaatlichen Lebens in Zwieſpalt 
und Drangfale geftürzt worden. Dreißig Jahre lang vermwüftete ein mör— 
derifcher Krieg unfere Bluren, Deutfche ftanden als Feinde gegen Deutfche. 
Unferer Zeit erft ift e8 vergönnt, das Chriſtenthum über die Konfeifion 
hinaus in feiner geiftigen, Alles durchdringenden Wefenheit zu erfaflen, 
und immer mehr befeftigt fich die flaatäbürgerliche Anſchauung, die vie 
Berechtigung im Staate nicht nad dem religidien Bekenntniß abmißt. 
Laſſen Sie und auch heute diefen Standpunkt feftbalten, laffen Sie uns in 
unferm Lande ein wahres Staatöbürgertbum gründen! Wie auch unfere 
religidfen Meinungen von einander abweichen mögen, auf dem fittlichen 
Boden der Vaterlandsliebe ftehen wir feft vereinigt und von dieſem Boren 
möge Keiner im Volke ausgeichloffen fein; aber auch über den nazionalen 
Gefihtspunft hinaus laffen Sie und das höhere Gebiet der Menfchheit 
betreten, laffen Sie und den Adel der menfchlichen Natur und ihre unver: 
Außerlichen Rechte in feinem Individuum verfennen! Laſſen Sie und dar— 
thun, daß wir den chriftlichen Staat nicht auf die äußere Erfcheinung, auf 
das formelle Bekenntniß, fondern auf den Geift des Chriſtenthums grüns 
den, daß wir wahren Kriftliden Sinn üben, daß wir, getreu unferer 
Konfelfion — ich halte die Konfeſſion hoch, fie ift mir ehrwürdig, als vie 
nothwendige Form, die das Emige der menſchlichen Auffaffung vermittelt 
— daß wir, fage ih, getreu unferer Konfeffion, auch denen gerecht wer: 
den wollen, die Gott auf einem andern Wege zum Ziele führt! Viele der 
Edelſten unferes Volkes fehe ich bier vereinigt, ja, dieſe Berfammlung ift 
würbig, ift berufen, einen Ausfpruch zu thun, der Tauſende gedrückter 
Herzen mit unaudfprechlichem Danke erfüllen, der bei allen zivilifirten 
Mazionen, die und längft mit einem wahrhaft hriftlichen Beifpiele voran 
gegangen find, freudigen Wiederhafl finden wird. Laffen Sie uns, ih 
beichmöre Sie, des Spruches eingevenf fein: Was Du nicht willft, daß 
Dir gefchehe, das thue auch Anderen nicht! Lauffen Sie und Keinen, dem 
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Gott das unvergängliche Stegel feines Ebenbildes auf die Stirn gedrückt 
bat, ausfchließfen aus dem Kreife menfchlicher Berechtigung, laſſen Sie 
ung Keinem unferer Brüder darum ein Recht entziehen, weil er fefthält 
an Dem, was auch Jedem von und dad Höchfte ift, nämlich, daß er Gott 
nach feiner Ueberzeugung dient!” (Bravo!) 

Sept erhob ſich aber auch der eifrige Vertheidiger des „chriſtlichen 
Staates,’ Minifter Eihhorn, um, wie er fagte, die Prinzipien 
der beftehenden Gefeggebung und die Art, wie diefe ‘Prinzipien von der 
Regierung in Anwendung gebradht würden, der Verfammlung darzu⸗ 
legen. Diefe Prinzipien, äußerte er, wären nicht abgeſchloſſene oder 
abgelebte Momente in ver Öefeggebung, vielmehr alte Neberlieferungen, 
welche, durch die fittlichen Bedürfniffe des Volks angeregt, untrennbar 
fi ihnen anfchließend, immer fich geltend mad;ten und in die Zufunft 
bildend ſich hineinftredten. 

Nach der beftehenden Gefeggebung folle nun allerdings Niemand 
nad) feinem Glauben gefragt werden; es fei ferner durch das Patent 
vom 30. März die Möglichkeit gegeben, Handlungen, die früher der 
Mitwirkung der Kirche bedurften, auch ohne dieſe zu vollziehen. Da— 
gegen beftehe noch die Vorschrift, daß zur Ausübung ftändifcher Rechte 
die Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen erforderlich fei. Diefe 
Borfchrift wolle der Antrag aufgehoben wiſſen; ihm zufolge folle zur 
Ausübung ftändifcher Rechte das chriftliche Glaubensbefenntniß nicht 
mehr erforderlich fein. Diefe Frage wolle er nun mit Rüdficht auf 
ihre innern, allgemeinen Prinzipien beleuchten. 

‚Allgemein betrachtet,’’ fuhr der Minifter fort, „findet der Antrag 
feine Berechtigung in der Auffaffung, daß das flaatliche Gebiet von dem 
zeligidien getrennt fei. Diefe Auffaffung wird in ihrer Allgemeinheit ges 
wiß volle Anwendung finden, denn es liegt ebenfo im Interefje des Staates, 
daß er möglichft unabhängig von der religiöjen Meinung und der Einwilli- 
gung von Geiten einer religiöfen Gemeinjchaft fei, als eine gleiche Unab— 
bängigfeit von Seiten der religidfen Gemeinschaft oder der Kirche für fich 
in Anfpruch genommen wird. . 

Die ganze Gefchichte der Staaten zeigt ein Streben, das fiaatliche 
Gebiet von dem religiöfen Gebiete mehr und mehr zu fondern. Das ift 
eine Aufgabe, deren Löfung fih das flaatliche Leben ſowohl, ald das re 
ligidfe, beſonders in feiner neuern geichichtlichen Entwidelung zum Biele 
gelegt bat. In der That giebt es eine Menge politifcher Fragen, mo es 
eine Thorheit wäre, nach der religiöjen Meinung zu fragen. Cine hohe 
Berfammlung bat in den legten Tagen Berathung gepflogen über ven Noth⸗ 
fland der Zeit und wie ihm abzubelfen fei, über Abichägung bäuerlicher 
Grundſtücke, über Rentenbanten und dergl. Wie kann Jemand bei folchen 
Dingen darnach fragen, ob einer der Berathenden ein Chriſt jei oder nicht? 
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Denn man den Staat darauf beichränft, was früherhin eine enge Theorie 
getban hat, daß er eine Einrichtung fei zur Aufrechthaltung äußerer und 
innerer Sicherheit, für Begründung gemeinnügiger Inftitute, die nur 
duch Aſſoziazion vereingelter Kräfte ſich herſtellen laſſen, fo ericheint e# 
natürlih, daß von einem Einfluß religiöfer Anfichten dabei gänzlich abges 
fehen werde. Indeß, fehen wir das wirkliche Leben der Staaten an, fo 
haben dieſe eine viel andere und weitere Beflimmung. Wenn die Theorie 
über den Staat in neuerer Zeit die Auffaflung verfolgt, daß er die Äußere 
Organiſazion ded ganzen Lebens eines Volkes in allen feinen ſittlichen Ber 
ziehungen jei, jo wird ihm dadurch eine Bedeutung und eine Ausdehnung 
beigelegt, welche jene beichränften Dinge, wenn man ihr Aggregat auch 
noch fo fehr vermehrt, weit überragt. Ich laſſe die Iheorie und ziehe 
das Leben des wirklichen Staates in Betrachtung. Gerade die Organe, 
welche mitten in dem Leben des Staates fich beivegen und diefed Leben zu 
fördern beftimmt find, fühlen fich befonders von der Ueberzeugung durch⸗ 
drungen, daß der Staat eine große fittliche Aufgabe zu erfüllen habe, 
Welche Erfahrung machen nun diefe Organe in Bollziehung der ihnen ob» 
liegenden Funkzionen? Es tritt ihnen bald entgegen, daß die Angelegen: 
heiten des fittlichen Volkslebens, welche der Staat in feinen Kreis zieht, 
auch tief dad Gebiet der religiöfen Gemeinfchaft berühren. Wo beide Ge: 
biete zufammentreffen, wird gern das Beftreben einer jeden Gemeinfchaft 
darauf gerichtet bleiben, ihre Wirkſamkeit gefördert zu haben. Diefe Tens 
denz mag ich geltend machen; in jeder neuen Entwidelung und Organis 
fazion des Volkslebens mag man darauf Bedacht nehmen, das Staatliche 
vom Religidfen zu jondern. Nimmer wird es aber gelingen, dieje Sons 
derung abjolut zu vollziehen und einen Kanon oder einen Kodex für die 
getrennten Bunfzionen einer jeden Gemeinichaft aufzuftellen. Wenn aber 
nun eine abjolute Sonderung unmöglich ift, jo gewinnt die Betrach— 
tung für die durch die Petizion berührte Frage ein befonderes Gewicht, daß 
alle Individuen im Staate zugleich in einer zwiefachen Gemeinichaft fich 
befinden, daß fie nicht bloß Bürger des Staatd, fondern zugleich Glieder 
irgend einer religiöfen ®emeinichaft find. Hier hört ed nun auf, eine 
gleichgültige Frage für den Staat zu fein, welchem religiöien Glauben 
diejenigen ſtaatlichen Organe folgen, welche die Angelegenheiten des 
Staates in dem, von der Wirkfamkeit der religiöfen Gemeinfchaft äußerlich 
nicht zu fcheidenden Gebiete zu berathen haben. Weil nicht die Sonderung 
äußerlich, objektiv zu machen ift, fo fann Friede und Freundſchaft zwis 
fchen den Gemeinichaften nur durch die geiftige Perfönlichkeit der Indivis 
duen, welche gleichzeitig im Staat und in der religidfen Gemeinfchaft find, 
erreicht werden. Ich erlaube mir, beilpielöweile auf einen wichtigen 
Gegenftand aufmerkjam zu machen, wo Staat und Kirche in religidfer 
Gemeinfchaft fih innig berühren. Dies ift das Unterrichtöwelen. Der 
Staat hat das größte Intereffe, ſich um das Unterrichtsweſen zu befüm« 
mern, weil feine ganze Zukunft von der guten und zweckmäßigen Einrich-⸗ 
tung defjelben abhängt. Wollte man das Unterrichtömwelen bloß darauf 
beichränfen, daß bie Jugend lerne, was zu dem gewöhnlichen, bürgerlichen 
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Beruf gehört, fo fönnte man fich leicht darüber verſtändigen, daß Dies 
eine Sache ei, welche allein dem Staat angehe und um die fich feine 
religiöfe Gemeinfchaft zu befümmern habe. So eng hat ſich aber der wirk— 
lich lebendige Staat feine Aufgabe in Abficht des Erziehungsweſens nicht 
geſteckt. Er will nicht bloß den Bürger bilden, fondern auch den Menfchen 
überhaupt. Indem von ihm dem Erziehungsmeien fchon von der unterften 
Stufe ded Unterrichtd, von der Elementarfchule an, diefe Richtung gege- 
ben wird, fommt er im Verfolg feiner Aufgabe zufammen mit der Aufgabe, 
die fih die religiöfen Gemeinschaften auch machen. Diefe wollen das 
Menſchliche in feiner Tiefe auffaffen und feiner höchſten inneren Vollen— 
dung zuführen. Es treten daher ganz nahe und innige Berührungen 
zwifchen diejen beiden Gemeinfchaften ein. In unferem Baterlande hat der 
Staat die Leitung des ganzen Erziehungsweſens in die Hand genommen. 
Dieſes Grfchäft kann aber nur dann ſegensreich von ihm vollbracht werben, 
wenn feine Leitung zugleich die Bebürfniffe der religiöfen Gemeinſchaft voll- 
fommen anerfennt, richtig würdigt und dem hierdurch bedingten Einfluffe 
religiöfer Ueberzeugungen Raum giebt. 

Iſt es hiernach, wenn in einer ftändifchen Berfammlung über das 
Unterrichtömweien verhandelt wird, gleichgültig, welche religiöfe Auffaf: 
fung die Mitglieder derfelben haben? Ich habe Dies nur als ein Beifpiel 
anführen wollen, um barzuthun, daß, während die ganze Tendenz dahin 
gerichtet ift, das ftaatliche und religiöfe Gebiet mehr und mehr auseinan— 
derzubalten, dennoch viele und zwar bie wichtigften Angelegenheiten des 
Volkslebens übrig bleiben, bei denen eine abfolute Sonderung nicht möge 
lich ift und daher eine gegenfeitige freundliche Verftändigung zur Nothwene 
digfeit wird. Werden ſonach Sachen von folder Wichtigkeit, welche noch 
untrennbar Staat und religidfe Gemeinfchaft berühren, in ftändifchen 
Berfammlungen verhandelt, fo liegt die Vorausfegung nahe, daß eine 
weſentlich übereinftimmende religiöfe Ueberzeugung von den Mitgliedern 
der Berfammlung zur Berathung mitgebracht wird. Wenn ich fage: „re— 
ligiöſe Ueberzeugung,“ fo bin ich weit entfernt, zu behaupten, daß ein 
beſtimmtes Bekenntniß mitgebracht werden fol, e8 foll nur mitgebracht 
werden: Kriftlicher Geift und Ueberzeugung. Das Ehriftenthbum bat 
die Aufgabe, alle menichliche Verhältniſſe zu durchdringen und zu verffären. 
Welche Gefahren foll es für größere politiſche Verfammlungen haben, fich 
dem vollen Einfluß des chriftlihen Prinzipes hinzugeben? Was will das 
Chriſtenthum? Die höchfte Liebe. Es predigt: fegnet eure Feinde! 

Der geehrte Redner, welcher vor mir gefprochen, indem er Huma— 
nität al8 das Höchfte für große politifche Verfammlungen aufftellt und 
dafür auf Weglaffung des $. 5, Nr. 2 antrug, hat gerade die Vertheidi— 
gung des Paragrafen geführt. Er fordert Liebe, als das höchſte Gebot, 
und Liebe ift e8 gerade, die im tiefften Grunde und in ihrer ausgedehnte: 
ſten Aeußerung vom Chriftenthume gewedt, gepflegt und erhalten wird. 
Wenn diefe Beftimmung des $. 5 im Jahre 1823 in das Geſetz gefommen 
ift, fo gefchah es, weil man es für eine ausgemachte Sache hielt, daß die 
Mitglieder einer preußifchen Ständeverfammlung von chriſtlichen Ueber: 
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jeugungen durchdrungen frin müßten. Sollte diefe Voraudfegung, nach— 
dem fie im dieſem Geſetz ausgeſprochen worden, nunmehr aus dem Geſetz 
geftrichen werben, fo erlaube ich mir, die Verfammlung darauf aufmerf: 
fam zu machen, welchen Eindrud eine ſolche Weglaffung nothwendig bier 
erlangen muß. Nimmermebr wird man nur Das darin finden, was der 
geehrte Redner vor mir beabfichtigt; ed wird einen Eindrud machen, den 
er gewiß felbft möglichft vermieden zu fehen wünſcht. Aber viefer Einprud 
wird unfehlbar nicht außbleiben. Wir Alle wiffen, daß die Zeit des In- 
‚bifferentismus in veligidien Dingen aufgehört hat; überall tritt ein ange: 
regteres, religibſes Bewußtſein hervor. 

Freilich iſt dieſes Hervortreten mitunter von ſehr widerwärtigen Ers 
ſcheinungen begleitet, oft, wir wollen es nicht verkennen, giebt ſich Haß 
und Unduldſamkeit nach einer oder der andern Seite kund. Aber würde 
die Sache dadurch beſſer, daß man dem Indiff⸗rentismus würde Raum 
lafien, daß man ihm ein Zugeftänpniß machte, wie Die Wegftreichung des 
beiprochenen Sages im $. 5? Statt eine Verbeflerung der öffentlichen Zu— 
flände auf den Indifferentismus zu gründen und zu fagen: nein, wir wollen 
ganz abſehen von der religiöien Meinung ! laffen Sie uns vielmehr das 
Weſen der hriftlichen Erfenntniffe, den rechten chriftlichen Sinn treu 
fefthalten. Deßhalb Hat die Kommiffion, nicht ohne umfichtige Erwägung 
der Berhältniffe, den Vorſchlag gemacht, ftatt den $. 5 megzulafien, eine 
Betizion in dem Sinne aufzuftellen, wie der Schluß ihres Gutachtens an- 
deutet. Sie hat dad Moment der Ehriftlichkeit feftgehalten, ihre Anficht 
weicht nur darin von dem jeßt beftehenden Gelege ab, daß die jegige gefeg- 
liche Beftimmung Gemeinfchaft mit einer der beſtehenden Kirchen fordert. 
Die Kommifjion will, daß, wenn auch neue Religiondgefellichaften Dul— 
dung erhalten könnten, die feinen chriftlichen Karafter erhalten hätten, 
dennoch das politiiche Recht der Standſchaft nur gebuldeten chriftlichen 
Religionsgeiellichaften zugeftanden werden Toll. Das Patent vom 30. März 
trennt auch diejenigen neuen Religiondgefellihaften, welche in Lehre und 
Bekenntniß dem Weſen nach mit den durch den weftfäliichen Brieden aner= 
fannten Religiondgemeinichaften übereinftimmen, von anderen, bei denen 
dies nicht der Fall if. Dem Sinne nach, ich fage dem Sinne nach, läuft 
der Antrag der Kommiſſion, wenn ich ihn richtig verftehe, auf eine gleiche 
Unterfcheidung hinaus, die Kommiſſion fegt in ihrem Schlußantrage foldhe 
geduldete Religiondgemeinichaften voraus, die einen hriftlichen Karafter 
haben. Nun entfteht freilich die Frage: was macht ven chriftlichen Karaf: 
ter aud? und da ift mit Recht in einer hoben Berfammlung bemerkt wor 
den, daß von Seiten des Staates felbft der chriftliche Karakter nicht feft- 
geftellt werben fünne. Im Schoofe der Kommilfion bat man zwar von 
einer Seite die Anficht geäußert: es jei Schon zuläffig, eine Religionsgeiell- 
ſchaft für hriftlich zu halten, welche fih nur nicht von jeder chriftlichen 
Doftrin losgefagt habe. Ich glaube, mit weifer Umficht hat die Majorität 
der Abtheilung fich deßhalb gegen diefe Anficht erklärt, weil fie fich dabei 
auf das Feld theologifcher Doktrinen begeben würde. Eine hriftliche 
Doftrin ift gewiß der Glaube an den lebendigen Gott; aber dieſe Doftrin 
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ift die Doktrin aller monotheiftifchen Religionsgefellichaften. Man kann 
alfo einen neuen Verein, der bloß diefe Doktrin allein zum Gegenftande 
feines Befenntniffes machen wollte, noch nicht einen chriftlichen nennen. 
Nun aber entfteht die Frage, wie foll man ed finden, ob eine Religionds 
geſellſchaft eine chriftliche fei? Dies kann nur beurtheilt werden von einer 
der großen anerfannt chriftlichen Gemeinfchaften jelbft, nicht von einer pos 
litiſchen Gemeinschaft. Eine ſolche Gemeinschaft, die eine chriftliche ift, mag 
fi darüber aussprechen und jagen: diefe neue Religionsgefellichaft erkenne 
ih, obwohl fie hier und da notoriich abweicht, dem Weſen nach für eine 
hriftliche an. Wenn es alfo darum zu thun ift, ein Urtheil zu befommen, 
ob eine neue Religiondgelellichaft eine noch wefentlich chriftliche fei, fo 
werben jich die Organe irgend einer der beftehenden anerkannten chriftlichen 
großen Religionögemeinfchaften darüber auszusprechen haben. 

Freilich darf der Staat nicht mit irgend einer Tendenz diefe Organe 
auöfuchen, fondern er muß fih nur an folche wenden, nur folche zur 
Hilfe nehmen, wo er ein rechted, nicht durch bloß einfeitiged Bekenntniß 
beichränftes und gebundenes Zeugniß empfängt. 

Die beftehende Gefeggebung hält das Prinzip feit, daß fländifche 
Berfammlungen, wo Staatdangelegenheiten nicht in enger Beichränfung, 
fondern in weitefter Ausdehnung berathen werden, wo das ganze fittliche 
Bolfsleben Gegenftand der Berathung ift, daß folche Verfammlungen in 
ihren Mitgliedern dem chriftlichen Prinzipe huldigen müſſen. Nur von 
folchen ift zu erwarten, daß das Prinzip der Liebe, welches zugleich das 
Prinzip religidfer Duldung ift, vorzugsweife ſich Geltung verfchaffe. Kon- 
flifte für den Staat find da am Wenigften zu beforgen, wo dieſes Prinzip 
desjenigen religiöſen Befenntniffes vorwaltet, welches die Liebe predigt, 
welches jelbft die Feinde ſegnen lehrt. Bei andern Befenntniffen, bei 
andern Religionen, welche mehr oder minder erfluftv finn, ftellt ſich die 
Sache anders, während das EhriftenthHum darauf ausgeht, nichtd auszu— 
fchließen, die ganze Welt fich anzueignen und alle Berhältniffe ver Mens 
fen zu durchdringen. 

Man Taffe fich nicht dadurch abfchreden, daß unter dem Namen des 
Chriſtenthums viele Gräuel vollbracht. worden find! Die Gefchichte giebt 
davon Zeugniß, und nicht bloß die ältere Gefchichte, fondern auch die 
neuere: daraus folgt aber Nichts gegen dad Chriſtenthum, auch bei der 
der hohen Verfammlung vorliegenden Frage. Welche Ungerechtigfeiten 
find nicht unter dem Deckmantel ded Rechts verübt, welche Lügen nicht 
unter dem Namen der Wahrheit verbreitet worden! Alſo der große Miß- 
brauch darf und nicht abfchreden, wenn die Sache an ſich jo groß ift, wie das 
Ehriftenthum in feinem tiefen Grunde und feinem fegenfpendenden Einfluß. 

Noch einmal erlaube ich mir die Berfammlung darauf aufmerkſam zu 
machen, mas fie durch den Beichluß einer Petizion, welche andeutet, daß 
ihr diefer Punkt inpifferent fei, bewirken würde. 

Einzelne geehrte Redner, welche früher geſprochen, haben die Frage 
an die Berfammlung gerichtet: was werden unfere Kommittenten denken? 
Ich zweifle zwar nicht, daß Viele draußen fein werden, die allerdings in 
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Vebereinftimmung mit einigen der vorigen Redner denken und ſprechen. 
Aber ed wird auch eine Menge vorhanden fein, namentlich unter Denen, 
welche wir ven Kern des Volkes nennen, die wir im Sinn haben, wenn 
wir von dem Herzen des Volkes fprechen, auf welche ein Befchluß ver 
angedenteten Art einen ganz andern Eindruck machen würde. Was wür⸗ 
den fie empfinden, wenn fie vernehmen follten: der erſte große Vereinigte 
Landtag Preußens hat es ausgeſprochen, daß es ihm nicht daraufanfomme, 
ob feine Mitglieder hriftlich feien oder nicht ?” 


Nah dem Minifter ſprach nur noch ein Redner in diefer Sigung, 
der rheinifche Abg. Hüffer. 


„Ich will’, fagte er, „dem Herrn Minifter nicht folgen in der Rede, 
bie er gehalten bat, jondern einfach darauf hinweiſen, daß die in neuerer 
Zeit gegen die Diffivenden und überhaupt gegen die religidfen Aenderungen 
angeordneten Maßregeln in den Gemüthern Verwirrung und in den Vers 
bältniffen Störungen herbeigeführt haben, die dem Staate Gefahr drohen. 
Diefe Hervorgerufene Misftimmung macht fi dur ganz Deutichland 
fund, mit alleiniger Ausnahme der Rheinprovinzen. Wad 
ift die Urfache davon? Sie liegt einzig darin, daß in den Rheinprovinzen, 
nach unfern Inftitutionen, die politischen Rechte von dem religtöfen Befennt: 
niffen getrennt find, daß bei und, wenn ed fih um Zivil- und politifche 
Rechte Handelt, nach den religidfen Gefinnungen nicht gefragt wird. Das 
ift im übrigen Deutfchland nicht der Fall. Dort ift der Beiftliche zu glei: 
her Zeit Zivil: und religidfer Beamter, und, wenn Jemand aus feinem 
Nexus beraudtritt, fo verweigert ver Geiftliche fein Minifterium , und ver 
Ausgetretene fteht auf diefe Weife außer dem Rechte. Der Diffident muß 
eine andre Stellung mit Gewalt anfümpfen, und darin liegt das große 
Uebel, e8 liegt darin der Grund zu den religidfen und politifchen Zerwürf: 
niffen, die wir fo häufig fehen. Ich halte e8 daher für Pflicht des Staates, 
jedes politifche Recht von der religiöfen Anſicht durchaus zu trennen und 
in jeder Beziehung die politifchen Rechte allen feinen Untertbanen zu 
gewähren, und darum flimme ich dem Antrage bei, der Died hervors 
rufen will.” 


In der zweiten Sigung eröffneten die Anhänger des ‚‚hriftlichen 
Staated’’ den Kampf. 

Graf Oneifenau, Referent der Abtheilung, fuchte die Anftdht 
der Majorität zu entwideln. 


So lange diefe Verfammlung berufen fein könne, über Gegenftände 
des Kultus und des Unterrichts zu beratbichlagen, müfje fie rein aus Be: 
kennern der Hriftlichen Religion zufammengefegt fein, mit Ausſchluß aller 
der Elemente, melche, indem fie fich zu einer andern Religion befennen, bie 
warmen Gefühle für die Hriftliche Religion nicht theilen. Sollten in ber 
Verſammlung Mitglieder fein, welche eine Sympathie für die Juden fühk 
ten, fo würden fie fpäter, bei Berathung über das Gefeg, die Berhältniffe 
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der Juden betreffend, Died ausfprechen können ; ed wäre nicht nöthig, des⸗ 
wegen einen allgemeinen Beſchluß hervorzurufen, der dahin gehen würde, 
auch auf Zulaffung von Türfen und Heiden anzutragen. 


In tiefere Srörterungen über das Weſen des driftlichen Staats 
und die Nothwendigkeit feiner Aufrechthaltung verlor fi Graf Fin- 
fenftein. 


„Ich glaube’, fagte er, „daß die verehrten Redner mit mir darin 
völlig übereinftimmen werden, daß überhaupt der Sinn, der Geift und die 
Kraft, die einen Staat durchdringen, daß die aus der Intelligenz hervor: 
gehen müflen — — oder, mit beſſern Worten gefagt, daß jeder Staat ein 
intelligenter und fittlicher, daß alfo Intelligenz und Eitte Dasjenige fein 
müffen, wodurch ein Staat beftehen fann. Nun werben fie mit mir eben 
fo darin übereinftimmen, daß der Duell aller Sitte und aller Intelligenz 
Gott if. So lange alfo würde die Uebereinftimmung vorhanden fein. 
Bon nun an aber dürften wir auseinandergeben, nämlich Sie glauben, daß 
in dem Vertrauen auf eine unbeftimmte Gottesidee, wie fie ſich zufällig in 
jedem Menfchen bildet, daß hieraus jchon dieſe Intelligenz und Sitte her: 
vorgehen fünnen. Hingegen ich fage, und mit mir ein großer Theil unfe: 
ſeres treuen, alten, deutichen Volks — und gewiß nicht der jchlechtefte 
Theil — wir find der Ueberzeugung, daß wir und unfer ganzer preußifcher 
Staat entweder nur dem lebendigen, und geoffenbarten ©otte dienen kön— 
nen und müffen, oder einem falichen Gößen, mag er heißen, wie er will, 
Mit diefer unferer Ueberzeugung ift, glaube ich, auch die Frage entichieden, 
daß unfer Staat ein hriftlicher fein muß. Ich ſpreche es auch weiter ganz 
dreiſt aus, daß diefe Frage, ob wir ein chriftlicher Staat fein wollen, nicht 
allein von denen bejaht ift, die in einer jehönen früheren Ausführung „das 
Herz des Volks“ genannt werden, jondern die Frage ift auch bejaht von der 
deutichen Wiflenichaft. Bon unferer jegigen Journaliftif und Zeitungs: 
Literatur rede ich freilich nicht, das find ephemere Dinge, die bald vorübers 
gehen. Aber die deutſche Wiffenfchaft hat die Brage entichieven, daß unfer 
Staat ein hriftlicher fein muß, daß alfo diejenigen, welche in unferm Staat 
über Sitte und Geſetz Anordnungen zu treffen und zu verfügen haben, auch 
von dem hriftlichen Geifte durchdrungen fein müffen. Ich hoffe auch wirk- 
lich, e8 wird auf dem Randtage fein Zweifel entftehen, wie die Abftimmung 
ausfallen joll, es figen ja hier auf den Bänfen der Berfammlung fo Viele, 
deren Väter für ihren Glauben das Vaterland , ihr Hab und Gut verlaf- 
fen haben, um bier in unferen preußifchen hriftlichen Staat zu fommen, 
in diefen Staat, der von Anfang an bie jet das Kleinod der Gewiffend- 
freiheit immer bewahrt hat. Ueber die Gewifjensfreiheit ift hier auch fo 
viel geiprochen worden, und auch darin habe ich einen ganz beftimmten, 
von dem Borgebrachten abweichenden Begriff, nämlich: Gewiſſensfreiheit 
ift erftlich die Freiheit des Einzelnen, nach feiner beften inneren Ueberzeu⸗ 
gung feinem Gott zu dienen für fich allein, zweitens aber auch, in die chriſt⸗ 
liche Gemeinichaft zu treten, die mit feinem Glauben übereinftimmenp ift; 


"189 


Diefe Gewiſſensfreiheit ift im preußifchen Staate nie angetaflet worben, 
fie wird auch jet nicht angetaftet, denn fein Menich wird gefragt, in feiner 
Weile, nicht einmal der Geiftliche beim Amtsantritt: was glaubft Du? Es 
wird von Jedem nur verlangt, daß er feine Pflichten treu erfülle, Das ift 
alfo ein Theil der Gewiffenäfreiheitz; der andere Theil ift der, daß Jeder in 
der Gemeinſchaft feiner Glaubendgenoffen feinem Gott dienen fünne. Wenn 
nun Ginzelne oder ganze Gemeinden aus dieler Gemeinichaft des Glaubens, 
die ja eben die Kirche ift, austreten, wenn fie Öffentlich proflamiren und bes 
fennen, wir verlaffen diefen Glauben der Väter und glauben an unbes 
flimmte Dinge, an Liebe, an Tugend, überhaupt an folge Dinge, an wel: 
hen kein vernünftiger Menſch zweifelt, an die aber auch Niemand in ihrer 
Unbeftimmtheit glauben fann, jo ift ed ebenfalld der Wahrheit angemeſſen, 
anzuerkennen, daß dieje Leute nicht in unjerer cheiftlichen Kirche ftehen, daß 
fie nicht Gefeßgeber fein und nicht theilnehmen können an den Beſtim— 
mungen ded Geifted der Zucht und der Ordnung, der hier in unferer chriſt⸗ 
lichen Gemeinfchaft herricht. Ich ſtimme deshalb nicht allein ganz entſchie— 
den dafür, daß diefer Paragraf unjerer Geſetzgebung, welcher die Gemein: 
Schaft ver chriftlichen Kirche aufrechterhält, beibehalten werde, fondern ich 
muß bier auch noch laut, nicht allein vor dem Landtage, fondern Öffentlich 
vor dem ganzen deutichen Bubliftum meine innige Ueberzeugung ausſpre— 
hen, daß, wenn diefer Paragraf gelöfcht wird, dann der Grundftein uns 
fered Staatd und unſerer ftändiichen Verfaffung weggenommen wird und 
dad Ganze zulegt in einen Trümmerhaufen zerfallen muß.‘ 


Graf Balen fragte: 


wobin ed mit der Würde der Standſchaft kommen folle, wenn nicht mehr 
blos Ghriften die Nechte derſelben haben fünnten? wohin Das führen 
folle? Würde die Bedingung des Chriftentbums für die Mitglieder der 
Ständeverfammlung aufgehoben, fo Fünnte fie auch für die Mitglieder der 
Berwaltung nicht bleiben. — Dann aber hörte der Staat auf, ein hrift: 
licher zu fein, er verlöre feinen hriftlichen Karakter. Sollte Freiheit von 
Chriſtenthum das Glück des Staatd begründen, fo müſſe wenigftend umge: 
ehrt Unterricht und Erziehung frei und unabhängig vom Staate werden, 
damit der Chriſt noch Ehriften erzöge und der nicht mehr chriftliche Staat 
nicht hindernd zwiſchen die Generazionen ſich drängte, die fortwährend hrift: 
lich bleiben wollten. 

„Doch ’, fuhr ver Redner fort, „wir find noch nicht bis zu diefem 
Punkte gelangt. Wir haben einen hriftlichen König, der neuerdings noch 
in dem Toleranzedifte den geichichtlichen und durch Staatöverträge bevors 
techteten Kirchen, ver römiſchkatholiſchen und evangeliichen,, feinen Eräfs 
tigften Schuß angedeihen zu laffen veriprochen hat, der in der Thronrede 
den Ölauben an feinen und unfer Aller göttlichen Heiland, Herrn und Kö— 
nig befannte, und freudig flimmen gewiß in dieſes Befenntniß mit mir 
Alle ein, die da glauben und erkannt haben, daß diefer Heiland ift Ehriz. 
flus, ver Sohn des lebendigen Gotted. Weit entfernt fei ed von mir, der 
Gewiffendfreiheit des Einzelnen zu nahe zu treten, weit.entfernt, das ans 
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greifen oder darauf zurückkommen zu wollen, was von dieſer Stelle aus 
gelangt worden iſt; aber das Recht glaube ich in Anipruch nehmen zu müf- 
fen, und Jeder, der mit in mein Bekenntniß einftimmt, muß das Recht ha- 
ben, daß diefes unfer Bekenntniß frei bleibe von aller und jeder Anfein- 
bung. Wir find Deutiche, denen die Freiheit der anerkannten Konfeffionen 
nach vielen Schlachten aufs Neue garantirt ward; wir find Unterthanen 
eines hochverehrten, eines chriftlichen Königs, der und feinen Schuß nicht 
entziehen wird. 


Auch Herr v. Gaffron berief fih auf die ‚‚unerläßlihe Ein- 
beit des Staats und des EhriftentHums‘’; was in diefe eingreife, wie 
die Geſetzgebung, daran dürfe Fein Nichtchrift Theil nehmen — in allem 
Mebrigen, felbft den bürgerlichen Rechten, möge man auch den Anders» 
glaubenden die vom Chriſtenthum gebotene Duldung und gleiche Be- 
rehtigung angedeihen laflen. 

Gegen diefe Anfichten rüdten nun aber auch von der andern Seite 
her neue und tüchtige Streitkräfte ins Feld. 

Hanfemann verfegte mit feiner gewohnten Gewandtheit den 
Kampf auf das praftifche Gebiet der Erfahrung. Graf Oneifenau 
hatte behauptet: feiner der zivilifirten Staaten Europas habe dieſen 
Grundfag einer völligen Trennung der politifhen Rechte von dem 
Glaubensbekenntniſſe; felbft Srankreih mache nur in Bezug auf die 
Juden eine Ausnahme. Hanfemann bewies, daß nicht blos in 
Sranfreich, fondern aud) in Belgien und Holland die politifche Gefep- 
gebung durchaus feinen Unterfchied der Konfeflionen kenne; er bewies 
aber auch, daß in diefen Ländern nicht der geringfte Nachtheil daraus 
entftanden fei, daß feineswegs die dortigen Ständeverfammlungen mit 
Juden oder Heiden überfhwenmmt worden. Wohl aber fei die Folge 
eingetreten, daß Jedermann fich unter der dortigen Verfaſſung wohl 
fühle, daß die Kämpfe, die dort zwifchen der fogenannten Fatholifchen 
und der liberalen Partei ftattfänden, nicht wirklich religiöfe Kämpfe 
feien, fondern bloß ftaatliche, wobei die hohe Gewalt des Königs oben 
als vermittelnd ftehe, um fich dahin zu wenden, wohin die Majorität 
der Razion die Entfcheidung lenke. Graf Finfenftein hatte gefagt : 
man fei es Denen, die einft für den Glauben ihrer Väter gelitten, ihr 
Vaterland verlaffen und fich hier im neuen Baterland gefegt hätten, 
ſchuldig, fie in diefem Glauben zu fügen. Hanfemann wandte 
diefes Argument gegen den Redner felbft. 


„Weshalb, fagte er, ‚find die Hugenotten ausgewandert? Wegen 
des Slaubendzwanges in ihrem Baterlande. Deshalb kamen fie hierher 
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und find gute Preußen geworden. Was wird geichehen, wenn Sie nicht dem 
Grundſatz, den mein Freund aus der Rheinprovinz ihnen empfohlen hat, 
annehmen? Es wird Aehnliches gefchehen, mas damals in Frankreich ges 
ſchah; man wird aus einem Staate wandern, in dem man nicht an politis 
fhen Rechten Theil nehmen kann. 

(Xärm.) 

Ih begreife nicht dieſe Unterbrechung, ich bin vollftländig in der 
Frage. Für meine Behauptung find ja ſchon Beifpiele vorhanden. Sind 
nicht die Altlutheraner wegen der Beichränfung ihres Glaubens aus— 
gewanbert? 

(Einige Stimmen: Bravo, fehr richtig. ) 

Alfo, meine Herren, meine Beforgniß hat guten Grund. Im Inter 
eſſe des Staates, im Intereffe der Wohlfahrt ded Landes beſchwöre ich 
Sie, nehmen Sie den von meinem Breunde, dem Abgeordneten Krefelds, 
vorgefhlagenen allgemeinen Grundfag an. Nicht die Konfeffion enticheide 
bei politifchen und bürgerlichen Rechten. Durch Annahme dieſes Grund: 
ſatzes werden Sie Wohlfahrt und Frieden in das Rand, Frieden in die Ges 
wiffen bringen !’ 


Darauf ging derRebner an eine Kritifdes minifterielen Vortrags : 


Der Minifter habe die Beforgniß ausgefprochen, die Annahme des 
Beckerathſchen Antrags werde die @inrichtungen wegen ded Jugends 
umterrrichts erfchweren. Er könne dieſe Beforgniß nicht theilen. Wären 
doch fehon dermalen in den landſtändiſchen Berfammlungen Männer ver: 
ſchiedener Konfeflionen zufammen, die in ihren Glaubensanſichten fehr weit 
von einander ſtänden; dennoch hätte diefer Unterfchied feinen Nachtheil für 
die Anordnungen des Schulunterrichts, fo weit die Landſtände dabei mite 
zumwirfen hätten, herbeigeführt. Der Minifter fürchte ferner: jener Grund⸗ 
fat werde Inpifferentismud erzeugen. Allein nach den bisherigen Erfah— 
rungen fände gerade dad Gegentheil ftatt. Seitdem man in Frankreich das 
unter den reftaurirten Bourbond angenommene Verfahren, das Kirchliche 
im Staate zu befördern, wieder verlaffen habe, feitbem dort (mit dem 
Sabre 1830) vollfommene Gewifjensfreiheit eingetreten fei, habe gerade bie 
Religiöfität dort fehr zugenommen. Daffelbe fei in Holland und Belgien 
der Fall. 

„Und”, fuhr der Redner fort, „Sehen Sie auf unfere Rheinprovinz ! 
ich meine, ihre Bewohner wären fo religids gefinnt, wie die Bewohner ir 
gend eines Theild der preußischen Monarchie, obgleich gerade bei und die 
Gelege am menigften in Fonfeflionelle Verhältniſſe eingreifen. Inſoweit 
Dies ftattfindet, beruht ed auf der Geſetzgebung der neueren preußi: 
fchen Zeit. 

Alſo nicht allein die fehon von meinem Freunde aus der Rheinpro- 
vinz entwidelten Anfichten, fondern auch die Erfahrung fpricht für die An- 
nahme des Ihnen vorgefchlagenen Prinzips. Wiederholt beſchwöre ich Sie, 
nehmen Sie an, mas auch die Erfahrung ald gut herausgeſtellt hat, neh⸗ 
men Sie an den Örundfag der gleichen Berechtigung für alle Staatsbürger, 
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ohne Rüdficht auf Konfeffton ! Sie werden wohl daran thun. Dann wer⸗ 
den Sie Preußen ven Ruhm erhalten, welchen e8 feit Jahrhunderten bat, 
den Ruhm, daß ed an der Spitze des Bortichritts ſtehe.“ 


Im gleichen Sinne fprachen noch mehrere Redner für den Bede- 
rath ſchen Antrag: 


Heyer: „Meine Herren! Es iſt geſtern von dem Herrn Miniſter des 
Kultus darauf hingewieſen worden, welchen Eindruck es im Lande machen 
würde, wenn unſere Verſammlung einen Beſchluß faßte, wodurch ſie den 
Grundſatz des $. 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 aufhöbe. Ich kann 
über den Eindruck, der von einem folchen Beichluffe zu erwarten ift, nur 
aus dem Gefichtöfreife urtheilen, den ich in meiner Provinz einnehme; aber 
das glaube ich fagen zu können, daß der Eindruf in meiner Provinz in 
größter Mehrheit ein durchaus befriedigender fein werde. Er wird ed fein, 
nicht etwa, weil in diefer Provinz ein Indifferentismus in religiöfen Din- 
gen herrſcht; das Gegentheil beweift die lebhafte Bewegung , die feit Jah: 
ven auf dem religiöfen Gebiete ftattfindet, fondern aus dem Grunde, weil 
man ed als eine Forderung der Gerechtigkeit anfieht, daß Jeder, der jeine 
ftaatöbürgerlichen und bürgerlichen Pflichten in vollem IImfange zu erfüllen 
bereit ift, auch an allen ftaatsbürgerlichen Rechten unbeichränft Antheil 
babe. In meiner Provinz ift dad Verlangen nach religiöfer Freiheit allges 
mein und lebhaft; aber wir verftehen unter Religiondfreiheit nicht blos die 
Breiheit, feinen Glauben nach innerer Ueberzeugung zu beftimmen , denn 
diefe Freiheit fann und feine Macht der Erde. vauben, jondern wir vers 
ftehen darunter die Freiheit, unjeren Glauben auch öffentlich zu befennen 
und ihm nachzuleben. Dieſe Freiheit aber, meine Herren, ift nicht genügend 
gewahrt, wenn blos Kegergerichte und Scheiterhaufen nicht mehr ftattfins 
den, fondern fie verlangt mehr, fie verlangt die völlige Freiheit ded Glau— 
benäbefenntnifjes ohne allen Nachtheil von Seiten ded Staates. So lange 
der Staat fich herausnimmt, über ven Werth religiöfer Doktrinen zu rich- 
ten, fie ald unchriftlich zu verwerfen und ihren Bekennern blos aus dieſem 
Grunde Rechte zu entziehen oder Nachtheile zuzufügen, — fo lange, meine 
Herren, haben wir noch feine Religiondfreiheit, fo lange haben wir — 
nenne ich es mit vem wahren Worte! — wenn auch unter glimpflicher Form, 
immer noch eine Inquifizion. Im Intereffe der Humanität, meine Her— 
ren, bitte ich Sie daher, laſſen fie diefen Zuftand aufhören und forgen Sie 
durch ihre heutige Abftimmung dafür, daß die Religiondfreiheit, die uns 
längft in Gejegen verbürgt ift, eine Wahrheit werde!“ 

(Bravo!) 

Siebig: „Ein geehrter Redner vor mir hat daran erinnert, wie 
in dem fchönen preußiichen DVaterlande vor faft 150 Jahren die durch 
dad Edikt von Nantes vertriebenen Hugenotten ein Alyl fanden, er hat 
daran erinnert, wie die aus Salzburg Vertriebenen in Breußen ein Aſyl 
fanden, wie in neuefler Zeit die in ihrer Glaubensmeinung bedrängten 
Tyroler in Schlefien Aufnahme fanden. Das find Thatjachen, die von dem 
hocherleuchteten Geifte ver preußiichen Regierung und des preußifchen Volks 
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zeugen. Site leben zum Theil noch in ihren Nachkommen unter uns, fie 
haben dem Staate viele Vortheile gebracht und find wahrhaft gediegene 
Bürger geworden. Es find auch Ericheinungen, und zwar im achtzehnten 
Sahrbunderte, vorgefommen, wie, daß ein hochgefeierter Mann feiner Zeit, 
der Philoſoph Wolff, bei Strafe des Stranged aus dem Baterlande ge: 
wiejen ward ; e8 find Erfcheinungen da, wie die Wöllnerfchen Edikte. Diefes 
am Schluffe des adhtzehnten Jahrhunderts, Aber, Triumf der Sache, wenn 
ed galt, den Glanz Preußens zu trüben, ſchwang fich der Genius Preußens 
auf, und Wolff wurde im Triumf zurüdgeführt, die Wöllnerfchen Edikte 
fielen. Auch in unferer Zeit haben wir leider mit tiefer Bekümmerniß eine 
derartige Bevormundung in religiöfer Beziehung bitter und tief empfunden. 
Allein, gleichſam ald wenn Preußen unter der Macht eined höheren Schuges 
ſtehe, erichien hierauf das Beleg vom 30. März 1847, und unfere Beforg- 
niffe find mit ihm gefchwunden. Meine Herren! Sie find bier verfammelt 
als die Mandatarien einer Nazion von 16 Millionen Menichen. Sie Fün- 
nen fortan nicht dulden, daß Menjchen, die nach göttlichen Gejegen unter 
uns leben, fie mögen fonft einem Belenntniffe angehören, welchem fie 
wollen, wenn fie jonft friedliche Bürger find, die Rechte verfümmert wer: 
den follen, die jedem preußifchen Bürger gewährt find. Ich glaube daher, 
hochgeehrte Herren, Sie haben nichts Feierlicheres, nichts Ernftlicheres zu 
thun, als die Hemmnijje hinwegzuheben, die den alio Gedrängten im 
Wege ftehen, um die höchften bürgerlichen Ehrenrechte auszuüben. Geftügt 
auf diefe Anficht, meine Herren, kann ich Ihnen nur empfehlen, fich dem 
Amendement ded Herren Redners aus dem Rheinlande, wie er es geftern 
geftellt hat, vollftändig anzufchließen,, denn e8 gilt, der Menichheit Ges 
rechtigkeit zu zollen. Friedrich der Große ift berühmt durch feinen Auss 
ſpruch, indem er fagte: In meinen Staaten kann Jeder nach feiner Mei: 
nung felig werben; ich füge noch hinzu; und im preußifchen Staate joll im 
19. Jahrhundert kein Menfch wegen jeiner veligiöfen Ueberzeugung an 
feinen bürgerlichen Rechten verfümmert werben. 
(Zautes Bravo!) 


Tſchocke verlangte die politifche Gleichſtellung aller religiöfen 
Belenniniffe im Namen der Humanität und fügte ſodann hinzu: 


„Nun, meine Herren, haben wir zwar aus dem Munde ded Herrn 
Minifters zugleich gehört, ald Erwiederung auf das Anführen eines jehr 
geehrten Redners der Rheinprovinz, daß die Humanität die Frucht des 
Chriſtenthums fei. Und ganz gewiß ift ed fo, aber ich glaube, fie ift nicht 
die Frucht des Chriſtenthums, welches andere Meinungen zurückgeſetzt 
wiſſen will, nicht die Frucht des Chriftentbums, welches diejenigen, die 
anderen Anfichten huldigen, nicht mehr ald Ehriften betrachtet, nicht des 
Chriſtenthums der Dogmen, des blinden Glaubens, fondern des Ehriften- 
thums der Vernunft, der göttlichen Vernunft, die dem Menfchen ver: 
lieben ift. 

(Bon einer Seite: Gelächter.) 
Und fo glaube ich, die Humanität auch den Männern angedeihen laffen 
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zu müffen, die bis jegt in feiner bürgerlichen Pflicht hinter und zurüdge: 
blieben find, den Männern, die Bürgertugend üben, jo viel es in ihren 
Kräften fteht. Wir wollen Humanität üben an den Männern, die dem Kb: 
nige geben, was des Königs ift, und Gott, was Gottes ifl. So, meine 
Herren, laflen Sie und den Männern, gegen die fonft nicht dad Geringfte 
einzuwenden ift, die Bruderhand reichen und ihnen gleiche Rechte mit und 
vindiziren, eingedenk des Wahlipruches : Liebet Euch unter einander !’ 

Freiherr v. Wolffe Metternich: „Wenn man den hriftlichen Sek— 
ten, welche vom chriftlichen Staate nicht anerkannt, alfo im Sinne bed 
chriſtlichen Staats auch Feine wirklich chriſtlichen Religionsgeſellſchaften 
find, die politifchen Rechte unverfürzt einräumen wollte, fo würde es 
nicht zu rechtfertigen fein, die Belenner andrer Religionsgeſellſchaften, 
namentlich die Juden, von der Standfchaft auszufchließen. Will man 
aber von der Idee des chriftlichen Staates ablaffen und die Frage wegen 
Betheiligung an der Standichaft unter den Gefichtöpunft der Humanität 
ftellen, dann ftimme ich aus vollfter Neberzeugung mit Demjenigen überein, 
was dad Mitglied aus Krefeld gefagt hat, erkläre mich aber gegen den An— 
trag der Kommiljion.” 


Andre Redner erklärten fich für den Abtheilungsantrag, fo Graf 
Helldorff, der zwar gegen den Antrag Beckeraths war, weil das 
Ehriftenthum das nothwendige Lebensprinzip in der Entwidlung aller 
europäifchen Staaten fei, dagegen den Grundfag der Befenntnißfrei- 
heit innerhalb des Chriſtenthums mit Wärme verfoht und die Ans 
fihten des Minifterö von der befchränfenden Aufjichtsgewalt des Kir- 
chenregiments einer fcharfen Kritik unterzog. 


„Ich will,‘ fagte er, „mich nicht in Erörterung darüber einlaffen,, ob 
die traurigen Zerriſſenheiten, welche jegt im Schoße der evangeliichen Kirche 
entftanden find, nicht zu vermeiden gewefen wären; ich will ferner feine 
Erörterung darüber veranlaffen, ob die firchenregimentlichen Behörden ſich 
jederzeit auf dem jeder Behörde gebührenden Standpunfte — dem Stand: 
punkte über den Parteien nämlich — erhalten haben. Ich will endlich 
auch nicht erdrtern, fage ich, ob die evangelifche Kirche in den vorhan— 
denen und in den zu jchaffen noch beabfichtigten Inftituzionen ihre wah— 
zen Organe und Vertreter zu erfennen vermag — wie geftern der Herr 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, wenn ich ihn recht verftanden habe, 
angedeutet zu haben jcheint, womit ich mich aber nicht vollkommen einver- 
ftanden erklären kann. Aber, meine Herren, von dem Standpunfte ver 
evangelifchen Kirche aus mill ich Sie an die Grundfäge unferer großen 
Kirchenreformatoren erinnern. Als viele die Bekenntnißichriften des ſech— 
zehnten Jahrhunderts abfaßten , glaubten fie nichts Anderes zu thun, als, 
die Auffaffung ihrer Zeit über die Lehre Ehrifti und das Verſtändniß der 
felbige darlegenden heiligen Schriften auszuiprechen; keinesweges aber woll- 
ten fie durch Das, was fie in die Befenntnißfchriften niederlegten, die Ans 
fit der fommenden Jahrhunderte an ewig bindende Normen feffeln. 
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Infofern unfere Kirchenreformatoren dieſes Recht einer anderen Auf: 
faffung, als derjenigen, welche die damals alleinherrfchende Kirche in An: 
fpruch nahm, fich vindizirten, fonnten und wollten fie es auch nicht fpäteren 
Jahrhunderten ftreitig machen ; fie wären ja mit ſich felbft in den größten 
Wiverfpruch gerathen. Wenn ich für meine Perſon offen befenne, daß ich 
einer ftrengeren kirchlichen Richtung zugetban bin und in diefer mein «Heil 
zu finden glaube, fo fei e8 doch fern von mir, über diejenigen in irgend 
einer Weile richten zu wollen, die in einem von dem meinigen abweichenden 
Wege das Heil ihrer Seele zu finden überzeugt find. Noch weniger aber 
auch Tiegt e8 in meiner Abjicht, daß man diejen ihre Stellung im Staate 
irgend benachtheiligen dürfe. Ich erinnere an die erhabenen Kehren der 
Duldung und Liebe, welche unfer göttlicher Heiland und Erlöfer felbft aus: 
gefprodhen hat in Zeiten ſeines Wandels auf Erden, an die Lehren der 
Duldung und Liebe gegen Andersdenkende, welche er audgefprocdhen und 
bethätigt hat felbft an der Kreuzesſtätte. Ich glaube daher, dieſer erhabenen 
Lehre der Liebe und Duldung nur zu huldigen, wenn ich mic, für das Gut: 
achten der Abtheilung erkläre.‘ 


Auch Graf Schwerin griff die Rede des Minifters fcharf an. 
Er fagte: 


„Der Herr Minifter hat und in einer längeren Rede den Standpunft 
audeinandergefeht, den die Regierung in diejer wichtigen Frage einnimmt. 
Es hat mir nicht gelingen wollen, ich bevaure es aufrichtig, feiner Gedan⸗ 
fenentwidelung folgen zu fünnen. Wahricheinlich trägt die Entfernung mei- 
ned Sitzes die Schuld daran. Nur eine Bemerfung, in welcher ſich, wie 
ich glaube, aber auch der Kern der Entwidelung ded Herrn Minifters zu: 
fammendrängt, darf ich nicht unberührt laffen. 

Der Herr Minifter hat behauptet, ed würde ald ein Akt des Inpifferen- 
tismus und der Gleichgültigfeit angefehen werden, wenn die Berfammlung 
den Beichluß faſſen wollte, zu ‚bitten, daß die jegigen Beftimmungen beö 
Gefeged, wonach nur Angehörige der drei chriftlichen anerkannten Kirchen 
ftändifche Nechte ausüben fünnen, geftrichen oder modifiziert werden. Meine 
Herren! Ic beftreite nicht, daß es jo vielfach angelehen werden darf; das 
fann mich aber nicht irren in Dem, mas ich für Recht und Pflicht Halte. 
Ich muß ferner zugeftehen, daß ed der Indifferentismud fein fann, ber 
diefe Forderung ftellt; daß es aber der Inpifferentismus und die Gleichgül- 
tigkeit fein muß, die fie flellt, das beflreite ich auf das allerentichiebenfte. 
Sch würde die Ueberzeugung verleugnen müflen, von der mein ganzes Leben 
getragen wird, wenn ich diefe Schlußfolgerung anerkennen wollte; ich bin 
vielmehr der Ueberzeugung, daß aus dem tiefften Innern des chriftlichen 
Bewußtſeins heraus diefe Forderung geftellt werben kann, ja, ich möchte 
faft jagen, geftellt werden muß. 

(Zuftimmung von vielen Seiten.) 

Das Chriſtenthum braucht, meiner Anfchauung nach, zu feiner Ent: 

mwidelung feine andere Unterftlügung, als die ihm inwohnende Kraft der 
13* 
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Wahrheit und der Liebe. Es muß allein dieſer Macht vertrauen und von 
fich abweiſen jede andere äußere Stüge. Der Staat aber berubt aufanderen 
Grundlagen, die Sfäre ded Staats ift Recht, Gefeh und Sitte, und, je 
fefter man von der Ueberzeugung ald Chrift durchdrungen ift, daß das 
Chriſtenthum eben alle Verhältniffe heiligen und durchleuchten muß, je 
mehr wird man den Grundfag anerkennen müflen, daß ed auch für den 
Staat nicht gleichgültig ſein kann, wie viel oder wie wenig Chriſtenthum 
vorhanden ift. Das bedingt aber durchaus nicht, daß er fich feine Sfäre fo 
begrängen foll, daß ſtaatsbürgerliche Rechte nur geübt werben fünnen von 
ſoichen, die dem Chriftenthum zugethan find, und id) bin eben darum im 
Grunpdfage ganz vollftändig mit Dem einverftanden, was der Abgeorbnete 
von Krefeld gefagt hat, daß ftaatöbürgerliche Rechte nicht abhängig gemacht 
werben können von dem religidfen Glauben. Ich bin aber auch der Meis 
nung, meine Herren, daß es nicht zweckmäßig ift, und in unferer heutigen 
Berathung über die Gränze der hriftlichen Religion hinaus zu begeben, 
ſchon heute auch diejenigen Bürger des preußiichen Staates ins Auge zu 
faffen, welche eben der hriftlichen Religion nicht angehürig find, und zwar 
aus dem Grunde, weil wir auf dieſen Bunft noch bei einer anderen Ges 
legenheit wieder zurüdzufommen haben werden. Wir würben unferer Bes 
rathung über die Königliche Propofizion, die und vorliegt, präjubiziren, 
wenn wir ſchon heute auch über diefe Frage entfcheiden wollten. Ich bin 
daher der Ueberzeugung, daß man fich im Wefentlichen nur Dem, was, wie 
ich glaube, die Abtheilung gewollt, anfchliefen fann, obgleich ich glaube, 
daß die Faſſung, wie fie die Abtheilung vorgefchlagen hat, nicht prägnant 
genug ift, um den Zweck zu erreichen. 

Schwerin ſchlug vor, an die Stelle der Worte in. 5, 2 des Ges 
fees v. 1823, wonad) nur Der wählbar iſt, der fich in Gemeinfchaft 
mit einer der chriftlichen Kirchen befindet, zu fegen: wer ſich zur 
chriſtlichen Religion befennt. Zur Begründung diefes Antrags 
bemerkte er: 

„Meine Herren! Man wird mir von einer Seite erwidern, man 
fönne doch nicht jeden für einen Ehriften halten, ver fich felbft fo nenne. Es 
gehöre mehr dazu, ein Ehrift zu fein, als ih fo zu nennen. Meine Her— 
ren! Ich ermidere Denen: ob Jemand ein Chriſt ift, das Haben wir nicht 
zu beurtheifen, weil wir nicht die find, die Herzen und Nieren prüfen; ich 
berufe mich aber auf das allein gültige Zeugniß in dieſer Beziehung; id 
berufe mich auf dad Wort aud dem Munde, der unfehlbar ift, auf das 
Wort, welches fagt: Wer nicht wider mich ift, der ift für mich.“ 

Noch 17 Redner waren angemeldet, allein die Berfammlung be— 
ſchloß die Abftimmung. Als nun zuerft der Becker at h ſche Antrag zur 
Frage geftellt werden follte, erhob fih Graf Merveldt und rief: 

„Wenn die Frage zur Abftimmung fommt: ob Se. Majeftät gebeten 
werben foll, den Grundjag geſetzlich feftzuftellen, daß vie Ausübung der 
ſtändiſchen Rechte nicht mehr an die hriftliche Religion gebunden fein ſoll, 
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fd beantrage ich, den Zuſatz zur Abſtimmung zu bringen: ob in die Stänve- 
verfammlung fünftig auch Heiden, Muhamedaner, Anbeter von Sonne, 
Mind und Sternen over die Anbeter der Göttin Bernunft, oder, was gleich 
gilt, alle erdenklichen, von ben anerfannten Kirchen abgefallenen Sekten 
übergeben follen, over ob die Ständeverfammlung eine chriftliche Berfamms 
lung bleiben ſolle.“ 


Unter großer Aufregung ging die Abftimmung vor fih. Das Re: 
fultat war, daß von 
477 Anwefenden 
158 für, 
319 gegen 
den Bederathfchen Antrag ftimmten. 
Graf Merveldt wollte, daß die Namen der Abftimmenden in 
den ftenografifchen Bericht aufgenommen würden: 


„bamit unſre Kommittenten, damit dad Land, damit ganz Europa 
erfahre, wie Jeder geftimmt habe, wer für Beibehaltung eines hriftlichen 
Staats, einer Hriftlichen Vertretung, und wer dagegen geftimmt habe.’ 


Der Antrag fand nicht die nöthige Unterftügung *). 
Man ging nun zur Abftimmung über das Amendement des Grafen 


*) Wir fönnen dem Wunfche des fo grimmigen Gegners unbefchränfter Glau— 
bengsfreiheit durch die nachfolgende Veröffentlichung der Lifte Derer, die für den Beck e⸗ 
rathfchen Antrag ſtimmten, einigermaßen entfprechen, eine Veröffentlichung, die, wie 
wir glauben, auch ven Freunden biefes Antrags nur erwünfcht fein kann. 

Es ftimmten für den Antrag: Abegg, Rommerzienrath. Aldenhoven, Gutss 
beſitzet. Allnoch, Erbfcholtifeibefiger. Anmwandter, Apotheker. von Arnim, 
Landſchaftsrath. von Bardeleben, Landrat. Barre, Kaufmann. Baum, 
Kommerzienrath. von Bederath, Banquier, von Beringe, Rittergutsbefiger. 
Biefing, Outsbefiger. Bleyer, Exrbfcholtifeibefiger, Graf Adolf Bninski, 
Provinziallandfchaftsrath, Boch, Sohn, Gutsbefiger. von Bodum:Dolffs, 
Landrath. du Bois, Rittergutsbefiger. Burnemann, Medizinalaffefior und Rathes 
herr. Bracht, Landwirth. Braemer, Landfchaftsrath. Braffert, geh. Berg⸗ 
rath. Bruft, Kaufmann. Samphaufen, Präfident der Handelsfammer. Coqui, 
Kaufmann. Dahmen, Gutsbefiger, Dembomwsfi, Rathmann. Diergardt, 
geh. Kommerzienrath. Dittrich, Bürgermeifter., Döring, Kaufmann, Douglas 
Bürgermeifter. Dulf, Brofeffor. Faßbinder, Gutsbefiger. Flemming, Kaufe 
mann. Briße, Apotheker. de Galhan, Öutsbefiger, Germershaufen, Kaufs 
mann. Gier, Bürgermeifter. von Gordon, Landichaftsveputirter. Graa ch, Gutd- 
befiger. Grab ow, Rriminalrichteru. Oberbürgermeifter. Grühn jun., Gutsbeſitzer. 
Grunau, Kommerzienrath zu Elbing. Häger, Gutsbeſitzer. Hanſemann, Kauf— 
mann, Harder. Hausleudner, Apotheker. Hayn, Kaufmann, Hein, Erbfchols 
tifeibefiger. Heinrich, Kaufmann. Henſche, Rittergutsbefiger. Herbertz, Rits 
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Schwerin über: daffelde ward mit mehr ald 54 der Stimmen ange: 
nommen: der Antrag der Abtheilung Fam fomit nicht zur Abftimmung. 


tergutsbefiger und Kaufmann. von Heiden, Rittergutsbefiger. von der Heydt, 
Handelsgerichtspräfldent. Hey er, Juſtizkemmiſſarius. Holzklau, Lebderfabrifant. 
Hoof, Rittergutsbeſitzer. Graf von Howerden, Kammerherr. Hübler, Raths— 
herr. Hüffer, Kommerzienrath. von Hymmen, geh. Regierungs-u. Landrath. Ja ch⸗ 
mann, Kommerzienrath. Jäckel, Pofterpedient. von Jaraczewsky, Ritterguts— 
beſitzer. Jebens, Kaufmann. Jordan, Freigutsbeſitzer. Junker, Bürgermeiſter. 
von Kall, Rittmeifter a. D. Kaspers, Kaufmann. Kayſer, Kommerzienrath. 
Keferſtein, Kaufmann und Fabrikant. Kirberg, Handelsfammerpräfident. von 
Kleift, Landrath auf Ofterholz. Kluge, Seifenfiever. König, Gutöbefiger. von 
Koffowsfn, Rittergutsbefiger, von Kraszewsky, Rittergutsbefiger und Dr. phil, 
Kraufe, Bürgermeifter. Krauſe, Aderwirth. Krüger, Bürgermeifter. Küll- 
mann, Kaufmann, Runfel, Lanvfchaftsrath,. von Kurcewsky, Generalland⸗ 
fchaftsrath. Ruß, Partifulier und unbefoldeter Rathsherr. Lang, Schultheiß. Lehe 
mann, Apotheker. Lenfing, Kanonifus und Gutsbeſitzer. Lohfe, Apotheker und 
Stadtverordneter. Merfens, Präfident der Dampffchifffahrtsgefellfchaft. Mevif- 
fen, Kaufmann. Meyhöfer, aus Schafummen. Milde, Kaufmann, von Mies 
zewski, Nittergutsbefiger. Mohr, Stadtrath. Müller, Kaufmann aus Weſel. 
Grafvon Myrielsfi, Rittergutsbefiger. Naumann, geh. Regierungsrath und 
DOberbürgermeifter. Paternowski, Bürgermeifter, v. Platen, Landrath. von 
Poninski, Rittergutsbefiger, von Potworowski, Nittergutsbefiger. von 
Pfarsfi, Provinziallandfchaftsrath. Pultfe, Kaufmann. Raffauf, Gutsbes 
fiter. Namsthal, Fabrifant und Stadtrath. von Raven, Rittergutsbefiger. 
Rech, Steuereinnehmer,. Reihardt, Fabrikant. Reimer, Landſchaftsrath. Fürft 
Heinrch der 74. vonReng-Köftriz, Rittergutsbefiger, Rheinhard, Sohn, Guts- 
befiger. Röchling, Großhändler. Freiherrvon Rinfch, Rittergutsbefiger. & a d- 
fen, Landfchafterath. von Sauden, Rittmeifter a. D. von Sauden, Ritter 
gutebefiter. Scheidt, Kaufmann. Scheven, Butsbefiger. Schlenther, Raths- 
herr und Apothefer. Schleve, Bürgermeifter. Schmidt, Bürgermeifter. Schmidt, 
Oekonom und Brennereibefiger, Schneider, Bürgermeifter. Schöller, Kommer— 
jienrath. von Schön, Amtsrath. Schulz, Bürgermeifter, Schulz, aus Schweg. 
Schulze, Gemeindevorſteher. Schulze, Biegeleibefiger. Schumann, Regie 
rungsratb a. D. Shumann. Grafvon Schwerin. Landrath. Siebig, Holz 
händler. Siegfried, Landfchafteratf. Sommerbrodt, Apotheker. Sperber, 
Rittergutsbefiger. Sperling, Bürgermeifter. Stadtmiller, Rittergutsbefiger. 
Stedtmann, Gutsbeſitzer. Sternenberg, Bürgermeifter. Teurin, Kaufmann 
und Mühlenbefiger. Thiel, Amtmann, von Treskow, Rittergutsbefiger. Tfch ode, 
Maurermeifter. Uellenberg, Gutsbefiger, Ungerer, Porzelanfabrifant. Urban, 
Kämmerer. Urra, Vürgermeifter, Uthemann, Kaufmann. Wächter, Kommer: 
zienrath. Weefe, Kaufmann. von Wegiersfi, Rittergutsbefiger. Wenghöfer. 
Stabtverordnetenvorfteher und Kaufmann. Werner, Apotheker, Wiggert, Kauf: 
mann, GamillvonZarfzemweri, Generallanvfchaftsrath. Zeifing, Defonom. 
Dr. Zimmermann, Bürgermeifter. Ziotkowski, Bürgermeifter. Zunderer, 
Gutsbeſitzer. 
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So war für diesmal der „ch riſtliche Staat’ glüdlich gerettet 
und die Gefahr abgewendet, Türken und Heiden, Anbeter der Sonne 
und des Mondes oder der Göttin Vernunft im weißen Saale des 
Schloſſes zu Berlin, im Schooße der ‚‚riftlihen Berfammlung‘’ 
preußifcher Stände erfcheinen zu fehen. 

Nur Eines hatte man dabei überfehen: wie fehr man durch diefes 
ängftliche Fefthalten an dem Kriterium der Ehriftlichfeit mit der königlichen 
Thronrede in Widerfpruch gerieth. Denn entweder war das „chriſt⸗ 
liche Volk,“ an welches der König fo feierlich appellirte, nicht wirflich 
vorhanden — wozu fonft diefe Beforgniß vor dem Eindringen nicht: 
hriftlicher Elemente in die Ständeverfammlung, da ed ja immer von 
den Wählern abhängt, wen fie wählen wollen? — oder man geftand ein, 
daß die Wähler nicht das Bolf find, und dann ſprach man wieder 
dem eignen ftändifchen Syfteme ein Berdammungsurtheil. 

Die Herrenfurie fchloß fich dem Antrag der Ständefurie an, nur 
mit der Modififazion , daß gebeten werde: 

Der König möge in Bezug auf die Ausübung der ftändifchen Rechte 
jeiten® derjenigen Berfonen, welche, ohne der Gemeinschaft einer der chriſt⸗ 
lichen Kirchen anzugebören, gleichwohl erklären, daß fie fich zur hriftlichen 
Religion befennen, eine Propojizion mit Rüdficht auf $. 5, 2 der Gefege 
über Anordnung der Provinzialftände dem nächften Vereinigten Landtage 
vorlegen laſſen.“ > 


37 Stimmen gegen 19 nahmen diefen Antrag an. 

So feierte wenigftens durch diefen gemeinfchaftlichen Antrag beider 
Kurien das Prinzip der Toleranz, eines der großen Lebensprinzipien 
des preußifchen Staats, einen glänzenden Sieg über die ausfchließen- 
den Tendenzen eines glaubendftarren Syftems. 


Pierzehntes Kapitel. 


Die Petizionen wegen Ergänzung der Herrenkurie und wegen der 
Sonderung in Theile. 


—_. 


Zwei Petizionen in Verfaffungsangelegenheiten, in der Stände- 
furie eingebracht, aber von diefer verworfen, mögen gleichwohl bier 
Erwähnung finden um der Wichtigkeit der Gegenftände willen, die fle 
betrafen. Die erfte war die des Abg. Hirfch wegen Ergänzung 
der Herrenfurie. 

Zur Begründung diefer Betizion führte der Antragfteller an: 


daß die Herrenfurie nach ihrer derzeitigen Zufammenfegung das konſer— 
vative, fireng ftabile Prinzip repräfentire und die Intereflen ihres 
Grundeigenthbumd und ihres Standes vertrete. Ein Herrenftand 
wie diefer ftehe vom Volke ifolirt, den Fragen der Zeit nicht fo nahe, als 
die übrigen Stände, und werde jich die Sympathie ded Volkes nur fehr 
Ichwer verichaffen fünnen. Ginige vom Bolfe allgemein gewünſchte Veti— 
gionen, melche in der zweiten Kurie durchgegangen, beim Kerrenftande 
aber verworfen feien, würden ihn zum Sündentraͤger zwiichen Regierung 
und Volk machen, und er könne ſich, bei den beften Abfichten, ven Haß 
der Nation aufladen. Die Rüdficht fei um fo erforberlicher, als felbft die 
Prinzen ded Königlichen Haufes Sik und Stimme auf der Herrenbank 
hätten. Es dränge fich daher die Nothwendigfeit einer ſolchen Zufammen- 
fegung des Herrenſtandes, bei möglichfter Erhaltung des gegenwärtigen 
Prinzipes, auf, daß durch ihm beizugebenve fonftige Elemente fein Ab» 
fand von dem Volfe gemilvert und eine Annäherung an vaffelbe, unbe: 
ſchadet der Tendenz des Geſetzgebers und der Intereffen vieles, in der Waag- 
ſchaale des Staatslebens fo gewichtigen Standes, vermittelt werde. Das 
Oberhaus in England habe zu dem Behufe noch einige andere Höhen in 
fi aufgenommen, die Stügen der Juriäprudenz und der Kirche. In glei— 
Her Art dürften die Präfidenten des Geheimen Obertribunalß 
ſowie noch einiger anderer oberften Gerichte, die Höchften Prälaten 
beider ſ chriſtlichen Landesfirchen, die Oberbürgermeifter 
der Haupt! und Refidenzflädte, die Neftoren der Univerfi- 
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täten und einige aus dem Ritterſtande ſelbſt zu wählende 
Mitglieder in die Berfammlung des Herrenfianded aufzunehmen fein. 


Er beantragt daher bei der Kurie: 
eine jolche Zufammenfegung des Herrenſtandes zu bevorworten. 


Die Abtheilung fagte über diefen Antrag: 


daß irgend eine Beranlaffung nicht vorliege, die in Beziehung auf die der⸗ 
zeitige Zufammenfegung der Herrenfurie angeveuteten Beforgnifle für be- 
gründet anzuerfennen. Vielmehr dürfe man zu den Mitgliedern der Herren- 
kurie das fefte Vertrauen hegen, daß fie, wenn auch weniger berührt von den 
fpeziellen Intereffen der einzelnen Stände, eben deßhalb um fo unbefangener 
und eingebenf ihrer hoben Stellung aus einem allgemeineren Gefichtöpunfte 
die Intereflen der Gefammtheit zu wahren und zu fördern als ihre Aufgabe 
erkennen würden, daß ferner in ihrer ſelbſtſtändigen Stellung eine fichere 
Gewähr gegen alle Einwirkungen der Büreaufratie zu erbliden jei und end» 
lich gerade m den erften Verfammlungen der Herrenkurie, namentlich in 
dem einftimmigen Beichluß einer vollftändigen Veröffentlichung ihrer Ver— 
bandlungen, der Beweis gefunden werde, wie fehr die hohe Kurie felbit «8 
fich angelegen fein laffe, fich das Vertrauen ded Landes zu erwerben. 

Aus diefen Gründen und mit Nüdficht darauf, daß der König in der 
Verordnung über die Bildung ded Vereinigten Landtags v. 3. Febr. 1847 
in Anfehung der Organiſazion und Verftärfung ded Herrenſtandes ſich 
weitere Entſchließung ausdrüdlich vorbehalten hat, glaube die Abtheilung, 
daß weitere Entſchließungen jedenfalld abzumarten feten. 


Nach unferer Anficht zeigte die Abtheilung einen fehr richtigen 
Taft, indem fie auf den Antrag nicht eingingz die Kurie felbft fchien 
der gleichen Meinung zu fein; der Antrag blieb ohne Unterftügung 
und Fam fomit gar nicht zur Berathung. 


Man erinnert ſich, wie gleich im Anfange des Landtags bei zwei 
aufeinanderfolgenden Verhandlungen die Geltendmachung des Rechts 
der Sonderung in Theile verfucht, aber von der Kurie mit entfchiede- 
nem Widerwillen zurüdgewiefen ward. Damals war es hauptfächlich 
Bederath, welcher die provinziele Abfonderung mit ſo erhabenen 
und begeifternden Worten fiegreich befämpfte. Derfelbe Abgeordnete 
hatte nun eine Petizion eingebracht, worin er die Aufhebung dieſes 
Rechtes felbft beantragte. In den Motiven dazu fagte er u. A.: 

„Die verfchiedenen fozialen Intereffen finden in dem Wahlgeſetze, wel: 
hen nach unjerer Verfaffung eine @intheilung in Stände zu Grunde liegt, 
ihre Berückſichtigung; das provinzielle Leben wird in feiner @igenthüm« 
lichkeit durch die provinzialftändifche Verfaſſung gewahrt und gepflegt 3 mo 
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‚aber der Inbegriff des gefammten ftaatlichen Lebens in einer Sentralinftis 
tuzion zufammengefaßt merden fol, da kann der einzelne Stand, die ein- 
zelne Provinz eine abgefonderte Stellung, ein Recht, fich von dem Ganzen 
loszureißen, ja fich mit demfelben in Konflikt zu fegen, nicht in Anſpruch 
nehmen, Ein folches Recht ift unvereinbar mit der Beftimmung einer 
Landeövertretung: der Krone den nach allfeitiger Erörterung feitgeftellten 
Wunſch ded Volks, nicht einzelner Stände und Provinzen, darzulegen; es 
ift unvereinbar mit ihrem Beruf, alle Richtungen des Nazionallebend in 
einem Mittelpunfte zu vereinigen, von welchem aus das Bewußtfein eines 
gefammten Staatöverbandes fich durch alle Kreife der bürgerlichen Geſell— 
ſchaft ergießt. Es ift unvereinbar mit ihrer Aufgabe, die Einheit des 
Staates, auf welcher vie Kraft ded Staates beruht, moraliſch immer 
feiter zu begründen. So lange die allgemeine Ständeverfammlung nicht 
als eben jo untheilbar betrachtet wird, mie das Land, das fie vertritt, fo 
lange der Krone einerfeitd, und jedem Stande, jeder Provinz andererjeits 
vorbehalten bleibt, eine Sonderung in Theile herbeizuführen, To lange ift 
die Inftitugion der Gefahr ausgelegt, ftatt ded Geſammtintereſſes Parti- 
fufarintereffen zu vertreten, das Nazionalgefühl zu ſchwächen, ftatt zu 
flärfen, die Staatöfraft zu zeriplittern, ftatt zu fammeln, und fomit bie 
Zwede, zu welchen fie beftimmt ift, nicht nur nicht zu fürdern, fondern 
denjelben geradezu entgegenzuwirken.“ 


Die Abtheilung war zwar darüber einig, daß die Anwendung der 
gefeglichen Beftimmung über die Sonderung in Theile, bei der einheit— 
lichen Tendenz des Vereinigten Landtags, immer ald ein unerfreuliches 
Ereigniß betrachtet werden müßte; dennoch hielt die Mehrheit, mit Rüds 
ficht auf Die verfchiedenen, nun einmal vorhandenen Sonderintereffen, 
für wünfchenswerth, den einzelnen Provinzen und Ständen ein Mittel 
zur Wahrung diefer Intereffen für den Nothfall zu erhalten. 

Die Minderheit dagegen vertraute darauf, daß der Vereinigte 
Landtag die befondern Intereſſen der einzelnen Provinzen und Stände 
nach vorheriger gründlicher Erörterung, fo weit als zuläffig, pflicht- 
mäßig berüdfichtigen werde; fie hielt ed für ausreichend, wenn die ab» 
weichenden Meinungen einzelner ‘Provinzen und Stände durd das 
Protokoll, die ftenografifchen Berichte, endlich die Anmwefenheit des Fön. 
Kommiffars zur Kenntniß des Monarchen fämen, fand es dagegen be— 
denflich, daß durch die Sonderung in Theile die Wirkſamkeit des Land: 
tags, insbeſondere auch deffen Befchlußrecht bei Steuern und Anleihen, 
paralyfirt werden fönnte, 

Die Abtheilung beſchloß mit 14 gegen 3 Stimmen, dem Antrage 
nicht beizutreten. 

Auch in der Kurie erklärte fi) aus denfelben Gründen, wie die 
Mehrheit der Abtheilung , eine ganze Reihe von Sprechern gegen ben 
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Antrag. Die Abgg. Dlfers, v. Werded, Graf Helldorf, 
Sch. v. Lilien, Graf zu Eulenburg, Frh. v. Manteuffell. 
— fie alle meinten: es fei zwar zu wünfchen und zu hoffen, daß die 
Sonderung in Theile felten oder nie vorfommen möge, allein, fie ganz 
aufzuheben , erfcheine denn doch bedenklich. Bertheidigt ward der An⸗ 
trag nur vom Referenten (v. d. Heydt) und vom Abg. Küpfer. 
Der Antragfteller ſelbſt berief fi in feinem Schlußwort namentlich 
darauf, daß, wenn der Antrag gefährlich für die Eigenthümlichfeiten 
und Intereffen der Provinzen wäre, derjelbe gewiß nicht gerade von 
einem Abgeordneten der Rheinprovinz ausgehen würde. 

„Sie wiffen,” fagte er, „welch einen befondern Werth die Rhein: 
provinz auf ihre Inftituzionen legt. Diele Inftituzionen haben feit einem 
halben Jahrhundert jegendreich bei und gewirft, und wir rechnen fie zu 
denjenigen Gütern, von denen neulich auf diefer Stelle gefagt wurde, daß 
wir fie ungefchmälert auf unfere Kinder zu vererben hoffen. Wir halten 
unfere Inflitugionen hoch, aber wir halten auch die Einfiht unferer Mit- 
bürger in den andern Provinzen hoch; wir haben das Vertrauen, daß die 
großen Prinzipien ver rheinifchen Gefeggebung in diefem Saale nie gefährs 
det fein werden, mir haben das Vertrauen, daß bier bei unfern Verband: 
lungen in gegenfeitigem Geben und Nehmen Fein Theil verlieren, ſondern 
alle nur gewinnen fünnen.‘’ 

Trotz diefer fo warmen und wahren Worte blieb der Antrag doch 
leider in der Minorität. Auffallend war, daß von Seiten der Oppo— 
fizion fein Redner weiter für ihn in die Schranken trat. Vielleicht 
theilten manche derjelben die Anficht, weldhe Graf Helldorf aus— 
ſprach, indem er fagte: 

„Bitten wir Nichts, wozu nicht ein dringendes Bebürfniß vor: 
liegt! Wir haben feine Veranlaffung, die Bitte zu erheben, vie bier be— 
antragt iſt; fie ift in feiner Beziehung durch das Ergebniß unferer feitheris 
gen Verhandlungen gerechtfertigt. Wir haben ohnehin jo manche Anträge 
zu flellen, veren Erfüllung und mehr am Herzen liegen muß 3 halten wir 
unjere Kräfte zufammen für diefe ! 

Vom praftifchen Gefihtspunfte aus hat diefe Anficht Etwas für 
fi ; doch wäre um des Prinzipes willen wohl zu wünfchen gewefen, 
der Landtag hätte dur Annahme des Beckerathſchen Antrags fich 
ausdrüdlich als ein einiges und untheilbares Ganzes befannt, die ver 
fhiedenen Stämme und Stände hätten ihre Sonderinterefien feierlich 
auf dem Altare des einen, allgemeinen Baterlandes niedergelegt, 
hätten felbft auf das Recht der Sonderung verzichtet, welches der Ge: 
feßgeber ihnen vorbehalten zu müflen glaubte. Denn, jo lange dieſes 
Recht der Sonderung fortbefteht, ift immer noch etwas Fremdes, 
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Trennendes zwifchen den einzelnen Elementen der Landesvertretung, 
zwiſchen den einzelnen Provinzen, den einzelnen Ständen, fehlt immer 
noch das gemeinfame, Alles durchdringende Vertrauen zu der ausglei⸗ 
enden Macht der Gerechtigkeit, Biligkeit und Vaterlandsliebe, zu ver 
Macht des Gemeingeiftes und der hoch über jeglichem Sondetintereffe 
ſchwebenden vernünftigen Einficht in das für Alle gleihe, wahre Ger 
fammtinterefje des ganzen Landes. 


In einer fpätern Sigung fam ein Antrag der Abgg. der Stadt 
Berlin vor, welcher eine Interpretagion der Beftimmung über die Son 
derung in Theile betraf. Es handelte fi darum, ob bei Verband» 
lungen über Betizionen eine ſolche Sonderung nur dann ftatthaft fein 
folle, wenn ein Stand durch eine von der Mehrheit der Verſammlung 
befchloffene Betizion feine Intereffen verlegt glaubte, oder auch bei der 
Zurüdweifung eines Antrags, deffen Durchgehen er in feinem Intereffe 
für nüglich hielte. Der Fall, welcher dazu VBeranlaffung gegeben, war 
der, daß die Vertreter der Landgemeinden eine Vermehrung ihrer Zahl 
beantragt und wegen Ablehnung diefes Antrags die Sonderung in 
Theile befchloffen hatten. Diefer Umftand, das Gefühl der Billigfeit 
gegen die durch ihr Zahlverhältnig benadhtheiligten Stände auf den 
Landtagen mochte zum Theil bewirken, daß in der Ständefurie mehre 
Redner ſich der Petizion annahmen und daß diefelbe durchging. 


Ob, umgefehrt, eben diefer Umftand die veranlaffende Urſache 
ward, daß die Herrenfurie dem Antrage nicht beitrat, indem nur 
26 Stimmen dafür, 17 dagegen waren, wollen wir nicht entfcheiden. 
Die Gegner des Antrags — der Prinz von Preußen, Graf 
Burghaus, Her v. Duaft — führten gegen denfelben an: das 
Geſetz habe durch die geftattete Sonderung in Theile nur Schug für 
verlegte Rechte, nicht Hülfe für vereitelte Hoffnungen gewähren wollen, 
ein Grund, der allerdings Etwas für ſich hat, genauer betrachtet aber 
wieder auf die Prinzipfrage zurüdführt: ob das Recht eines Standes 
nur auf die Erhaltung feines beftehenden Zuftandes befchränft ift, oder 
ob es aud den Anſpruch auf zeitgemäße Fortbildung diefes Zuftandes 
in ſich ſchließt. Iſt Jenes der Fall, fo genügt freilich die engere Aus- 
legung — allein dann tft die Sonderung in Theile auch faft lediglich 
eine Waffe in den Händen der bevorrechteten Stände zur Erhaltung 
ihrer Vorrechte; — entfcheidet man ſich für Diefes, fo muß man bie 
weitere Auslegung als die richtige anerfennen, damit auch die Stände, 
deren Rechtsanfprüche mehr in der Zufunft, als in der Gegenwart 
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oder der Vergangenheit fußen, Gelegenheit haben, biefelben am 
Throne geltend zu machen. 

Rod müflen wir von einer Aeußerung Aft nehmen, welche bei 
diefer Gelegenheit der Prinz von Preußen that. 

Es hatte nämlich im 3. 1834 der vorige König eine authentifche 
Fnterpretagion der fraglichen Gefepesftelle im weiteren Sinne gegeben, 
derrjegige dagegen diefe aufgehoben und dafür Die engere Auslegung 
anbefohlen. In Bezug auf dieſe entgegengefegten Anordnungen zweier 
Geſehgeber nun fagte der Prinz: 

„Da der jedesmal regierende König. der Geſetzgeber ift, fo hat er 
auch wohl das Recht, das Geſetz feines Vorgängers nad feinem beften 
Willen und Gewiſſen auszulegen.” 

Gewiß eine bebeutungsvolle Erklärung im Munde des Thron» 
erben, eine Erklärung, welche die Unficherheit und Wandelbarfeit 
des gefammten Rechtszuftandes im abfoluten Staate recht ſchlagend 
manifeftirt ! 


Sunfzehntes Kapitel. 


Berhandlungen über die Prüfung und Feftftelung des Finanzetats durch 
die Stände. 


Der Abg. Eamphaufen hatte den Marfchall gebeten, den 
Hauptfinanzetat und die Ueberficht der Finanzhauptverwaltung — wels 
ches Beides den Mitgliedern von der Regierung gedrudt mitgetheilt 
worden — an eine Abtheilung zur Prüfung und Berichterftattung dar= 
über zu verweifen. Der Marfchall hielt fich nicht befugt dazu, weil die 
Abtheilungen fich nur entweder mit fön. Propofizionen oder mit Peti- 
zionen zu befchäftigen hätten, und wies deshalb den Antrag zurüd. 
Darauf reichte der Abg. v. d. Heydt einen förmlichen Antrag ein: 

„Der Landtag möge den König bitten, die Verweiſung des Finanze 
etatö und der Ueberficht an eine Abtheilung, zur Prüfung und Berichterftat- 
tung behufs der Informazion ded Landtags, zu geftatten”. 

Der Antragfteller ging von der Anficht aus, daß zwar eine Feſt⸗ 
ftellung des Staatshaushaltpland oder eine Beftimmung über vie 
Staatseinnahmen und Ueberſchüſſe den Ständen nicht zuftehe, wohl 
aber ihr allgemeines Berathungs- und Petizionsrecht fid) auf dieſe Ge- 
genftände mit erftrede, und daß fchon deshalb eine Prüfung des Fi- 
nanzetats und der Ueberſicht nothwendig fei, ebenfojehr aber auch aus 
dem Grunde, weil eine wirkliche ‚‚Informazion‘’ des Landtags — wie 
fie $. 11 der Verordnung v. 3. Febr. vorfchreibe — nur auf diefem 
Wege, nicht durch die bloße Kenntnignahme der einzelnen Abgeordneten 
von jenen Aftenftüden , erreicht werden könne. Die Mehrheit der Ab- 
theilung hatte diefen Gründen und dem Antrage felbft ſich angeſchloſ⸗ 
fen; die Minorität hielt eine Prüfung des Finanzetats durch die Ab- 
theilung und eine Verhandlung darüber in der Verfammlung für 
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unnöthig, ungwedmäßig und fogar, weil eine foldye immer auch eine 
wirkliche Kritif Des Staatshaushaltes in fich fchließen würde, nach eben 
jenem $. 11 der Verordnung v. 3. Febr. für unftatthaft. 

Bei den Verhandlungen über diefen Gegenftand zeigte fih auf 
Seiten des Minifteriums und feiner Anhänger ein unverfennbarer Wis 
derwille gegen eine Erörterung und Beleuchtung des Yinanzetats im 
der vollen Berfammlung der Kurie. Man verficherte, privatim jede 
Erläuterung, jede Mittheilung von Spezialetats, fo weit ſolche von 
einzelnen Mitgliedern oder von Abtheilungen gewuͤnſcht würden, bereit: 
willig geben zu wollen — aber ein Mitabprud aller diefer Spezialetats, 
eine fpezielle Prüfung derfelben in einer befondern Abtbeilung, endlich 
gar eine Berichterftattung und Verhandlung darüber in der Pilenar: 
verfammlung — Das fei unmöglid, Das könne zu Nichts führen, 
Das würde viel zu viel Zeit koften. Das ftehe auch nicht im Gefege, 
denn dieſes fchreibe nur die Vorlegung des Hauptfinanzetats , nicht 
aber aller Spezialetats vor; Das erheijche ebenfowenig der Zweck der 
„‚Snformazion‘’ ; um diefen zu erreichen, genüge es vollfommen, wenn 
die Abtheilungen, weldye fih mit Bewilligungsgegenftänden beichäftig- 
ten, aljo die Abtheilung für die Einfommenfteuer und die für die preus 
Bifche Dftbahn , diefe finanziellen Unterlagen fo weit zu Rathe zögen, 
als fie für nöthig erachteten, um über die Räthlichfeit jener Mafregeln 
ein begründetes Urtheil zu faflen. Eine allgemeine Prüfung ver 
Finanzverhältniffe fei in der Verordnung v. 3. Febr. nicht vorgefchrie« 
ben; wenn dem Wunfche nach einer folden zugleich die Idee einer 
Kontrole des Staatshaushaltes zu Grunde liege, fo jei Dies eine 
Sache, die nicht hierher, fondern in eine fpätere Verhandlung gehöre. 

Das waren ohngefähr die Gründe, mit denen der kön. Kommiſ— 
far, der Finanzminiſter, fodann die Abgg. v. Olfers, v. Wer- 
ded, Manteuffel Il.,v. Schorlemer den Antrag befämpften. 

Die Freunde des Antrags — und dazu gehörten nicht bios die 
entfchiedenen Anhänger der Oppofizion: Tſchocke, Siebig, Auers— 
wald, Buttfammer aus Stettin, Schauß, vor Allen Hanfe- 
mann, fondern aud viele fehr Gemäßigte, z. B. Sattig und v. 
Brünned — Diefe erklärten eine genaue Prüfung der finanziellen Bor: 
lagen für durchaus nothwendig, wenn diefelben überhaupt einen Zwed 
haben follten. Nicht der einzelne Abgeordnete, fondern der Kandtag 
folle fi ‚‚informiren’‘ ; ihm, als einem Ganzen, müfle alfo, auf dem 
geordneten parlamentarifhen Wege, alles Das unterbreitet werden, 
was zur genauen Einficht in den Binanzzuftand des Landes erforderlich 


ſei. Ueberdies fei eine folche rüdhaltlofe und öffentliche Prüfung des 
Staatshaushaltes ebenfofehr im Intereſſe ver Regierung ſelbſt, ald des 
Landtags. Die Regierung werde an Vertrauen beim Volke gewinnen, 
wenn man fi auf diefem Wege von der Gewiffenhaftigfeit und Tüch- 
tigkeit der Finanzverwaltung überzeuge; gefährliche Borurtheile würden 
gerftreut werben, weldye bald, durch übertriebene Angaben von aufges 
häuften Schägen, unerfüllbare Anſpruͤche an die Staatsfaffe, bald, durch 
Berüchte der entgegengejegten Art, ebenfo unbegründete Beforgniffe 
im Bolfe erzeugten. Für den Landtag aber fei eine foldye gewifienhafte 
Prüfung des Finanzzuftandes nothiwendig, damit er auf Grund derſel⸗ 
ben Wünfche und Anträge auf Abänderungen in der Verwendung ber 
Staatsdeinnahmen, wo er Dies nöthig finde, ftellen fönne und über: 
haupt eine fefte Unterlage für etwaige Bewilligungen, die er ausfprechen 
folle, gewinne. Wie fei es fonft möglich, daß er feine Zuftimmung zu 
neuen Steuern oder Anlehen gebe, wenn er fidy nicht zuvor aufs Ge: 
nauefte überzeugt habe, daß auf anderm Wege, oder durch Vermindes 
rung einzelner Theile des Staatsaufwandes, einer ſolchen neuen Be: 
laftung des Volks nicht vorzubeugen fei? 

Hanfemann, in Finanzfragen bei Weitem der tüchtigfte Bor: 
fämpfer der Oppoftzion und der gefährlichfte Kritiker der Verwaltung, 
führte, mit feinem eindringenden Scharfjinn und feiner vielfeitigen 
Kenntniß des Finanzwefens der meiften europäifchen Staaten, den Be: 
weis der Möglichkeit wie der Nothwendigkeit einer fpezielleren Vorlage 
des Finanzetatd und widerlegte fchlagend alle Einwendungen, die von 
der Minifterbanf aus dagegen erhoben wurden. Er zeigte der Kurie 
die gedrudten Budgets des dänifchen,, des franzöfifchen und des beigi- 
ſchen Staates und ließ fie durch den Augenfchein fich überzeugen, um 
wie vielmal ausführlicher dieſe feien, als dasjenige, welches man ihnen 
in die Hände gegeben habe. 

Der kön. Kommiffar wies die Vergleihung mit Franfreich 
zurüd, Sie hätten feine Geheimniſſe, die fie zu verbergen brauchten, 
feine geheime Bonds von 2 Millionen jährlich 5 ihre ganzen geheimen 
Bonds beliefen ſich nicht über 17,000 Rihlr. 

Der Antrag ward mit überwiegender Mehrheit von der Kurie ans 
genommen. 

Auch in der Herrenfurie fand eine erfreuliche Hebereinftim- 
mung der Anfichten über die Nothwendigfeit einer genaueren Prüfung 
des Staatshaushalts durch die Stände ftatt. Mit befonderer Schärfe 
und Gründlichkeit entwidelte Graf Arnim die dafür fprechenden 


Grimde ; eine große Anzahl anderer Redner ſchloß ſich ihm im gleichem 
Sinne an; nur wenige — Graf B.v. Stolberg, Senfftv. Pils 
fad und v. Duaft — erflärten fi dagegen, zum Theil weil fie eine 
ſolche allgemeine Begutachtung des Staatshaushalts dem Vereinigten 
Landtage nach der Verf. v. 3. Febr. für nicht zuftchend hielten, zum 
Theil aus Furcht, daß Dies der erfte Schritt zur Beanfpruchung einer 
Feſtſtellung des Staatshaushalts fein möchte, wogegen fich na: 
mentlih v. Duaft fehr entfchieden erklärte. 

Nur darüber war man nicht einig, ob eine ſolche Prüfung durch 
eine gemeinfame Abtheilung beider Kurien oder durch getrennte Abtheis 
lungen würde gefchehen müflen. Am Ende beſchloß man aber, Dies 
der Beitimmung der Majeftät zu überlaffen. Im diefer Faſſung trat 
man dem Antrag der Ständefurie mit großer Majorität bei. 


Kurz vor dem Schlufje des Landtages famen zwei andre Anträge 
in der Ständefurie zur Berathung, welche jene von manchen Seiten fo 
fehr gefürdhtete Konſequenz des oben gedachten Antrags wirklich ent» 
hielten. Der eine, vom Abg. Thiel: Wangotten, ging dahin, daß 

1) eine gewiffe Berantwortlichfeit der Verwaltungsbehörbe, den Stan 
den gegenüber, feftgeftellt und 

2) Lepteren die Mitbeftimmung über die Verwendung der Steuern 
u. |. w. überwiefen werde, 


Gerner beantragte der Abg. Flemming: 


„Se. Maj. den König zu bitten, das aus dem alten fländiichen Be: 
willigungsrechte der Landedabgaben fließende Recht der Kontrole des 
Staatöhaushalted mit jenem Rechte den Ständen wieder ungelchmälert 
zu gewähren.’ 


Die Abtheilung hatte fih mit 9 gegen 6 Stimmen für diefe An— 
träge ausgefprochen. Sehr treffend motivirte Die Majorität ihr beiftim: 
mendes Botum in der folgenden Ausführung : 


„Den Ständen liegt die Pflicht ob, dafür zu forgen, daß durch die 
Erhaltung eined geordneten Staatöhaushaltes jeder neuen oder erhöhten 
Steuererhebung vorgebeugt wird, daf neue Steuern nur für unabweis bare 
Bedürfniſſe des Staates bemilligt und die bemwilligten Steuern nur für die 
beftimmten Zwecke verwendet werden. Die Staatdanleihen ftehen hierin 
den Steuern gleich, denn fie follen aus dem Vermögen der Staatdangehö: 
rigen, aus den Steuern getilgt werden. 

Iene Pflicht nun haben die Stände nicht im eigenen Interefje zu er— 
füllen; fie ift ihnen Pflicht, den Steuernden gegenüber, Bei voller Ans 
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erfennung des redlichen Wollend und der Einficht der Berwaltungsbehörbe 
dürfen die Stände doch nicht fich einem Vertrauen, einer bloßen Voraus— 
fegung allein Hingeben da, wo fie eine Pflicht gegen Andere zu erfüllen 
baben. Sie müffen in ven gefeglichen Formen eine Sicherftellung üben, 
daß fie jich von ihrer Verantwortlichkeit befreien können — einer Verant⸗ 
wortlichfeit, die der König felbft in feiner Thronrede ausprüdlich aner: 
kannt und ausgefprochen hat. Sie müffen alſo die gejeglichen Mittel er- 
ftreben, jene Pflichten erfüllen zu Eönnen. 

Diefe Mittel beftehen in der Feftftellung des Hauptfinanz 
etats und in der daraud hbervorgehendenKontroleüber die 
Binanzvermwaltung, jo wie inder VBerantwortlichfeit der 
Berwaltungsbehörden, hinſichtlich der Finanzverwal— 
tung, den Ständen gegenüber. 

Nur die Feftitellung des Hauptfinanzetats kann den Ständen die voll 
fommene Sicherheit gewähren, daß die Finanzverwaltung fo georpnet iſt, 
daß jeder Erhebung neuer oder erhöhter Steuern möglichft vorgebeugt iſt, 
zugleich aber die wahren Bebürfniffe des Staats befriedigt find und neu 
hinzutretende ihre volle Berüdfihtigung erlangen, ferner, daß die bemillig- 
ten Steuern ausfchließlich für ven Zweck, wofür fie bewilligt, verwendet 
und daß fie wieder aufgehoben werden, fobald der Staatöhaushalt ihr 
Fortbeſtehen entbehrlich madht. Wenn nun $. 11 der Verordnung dv. 3. 
Febr. die Feftftellung des Hauptfinanzetatd als ein ausfchliegendes Necht 
der Krone bezeichnet, den Ständen hingegen das Steuerbewilligungsrecht 
eingeräumt ift, fo gehen hieraus unvermeidliche Infonfequenzen und 
Konflikte hervor. Tritt der Fall ein, daß die Stände Steuern bewilligen 
follen, jo müffen fie fih aus der ihnen zur Informazion vorzulegenden 
Uberfiht ded Staatshaushalts und aus dem Kauptfinanzetat überzeugen, 
ob die Steuer nöthig ift. Gelangen fie hierbei zu der Ueberzeugung, Daß 
durch eine andere Verwendung der Staatdeinnahmen die Cinführung Der 
Steuern hätte befeitigt werden fünnen, jo liegt hierin ein Vorwurf, der, 
weil er auf Geichehenes gerichtet ift, nicht mehr gehoben werden fann und 
eine fchiefe Stellung der Stände zum Throne zur Folge hat. Es liegt fer— 
ner aber darin eine Aufforderung für die Stände, darauf zu dringen, daß 
jene Uebelftände für die Zufunft befeitigt, daß die zuläfjigen Erfparniffe 
bewirkt werden und die Verwendung der Staatseinnahme fo geregelt wird, 
wie fie nach) der Ueberzeuguug der Stände ziweckmäßig und nothwendig 
ift. Für eine nach ihrer Ueberzeugung unzweckmäßige Verwendung dürfen 
fie Feine Steuern bewilligen. Sie werden aljo zur Steuerverweige: 
rung genöthigt fein, jo lange der Finanzetat nicht ihrer Anficht entipricht. 
Sie werden hiernach faftifch zur Feftftellung des Etatö gelangen, die 
ihnen de jure nicht geftattet ift. Dies ift für das Verhältniß der Krone 
zu den Ständen, für die Würde der Krone nicht heilfam. — Eine nothwen— 
dige Bolge des Recht zur Feftftellung des Hauptfinanzetats ift aber Die 
Kontrole des Staatöhaushaltd in der Art, daß den Ständen regel- 
mäßige Nahmeifungen über vie Verwendung der Staat 8- 
einnahmen gegeben werden, und daß die Vermaltungsbehörde für vie 
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Befolgung des Finanzetats, den Ständen gegenüber, verantworts 
lich iſt.“ 

Die Minorität der Abtheilung erfannte in der Feftftelung des 
Sinanzetatd Feine nothwendige Konfequenz des Steuerbewilligungs- 
rechts, hielt vielmehr die angeordnete Vorlegung diefes Etats nebft 
den Üeberfichten zur ‚, Informazion ’‘ für ausreichend, um auf dem 
Wege der Petizion und mit Hülfe des Steuerbewilligungsrechts 
wünfchenswerthe Abänderungen in der Finanzverwaltung herbeizufüh— 
ren und unzwedmäßigen Verwendungen der Staatseinnahme zu fteu- 
ern. Sie hielt daher einen Antrag auf Erweiterung der ftändifchen 
Rechte in diefer Beziehung, bevor deren Unzulänglichkeit durd) die Er: 
fahrung erwiefen fei, für nicht gerechtfertigt und erblidte außerdem in 
der Ueberfchreitung der Grenze, welche $. 11 der Verordn. v. 3. Febr. 
ausdrüdlich gezogen, eine Verlegung des Geiftes der jegigen ftändifchen 
Berfaffung und eine Antaftung wohlbegründeter Rechte der Krone. 

Der kön. Kom miſſar ſchien jede Disfuffion über diefen Antrag 
abjchneiden zu wollen durch die Erklärung, die er ſogleich nad) Vor⸗ 
lefung des Abtheilungsgutachtens abgab: | 

daß die Negierung keineswegs gewilligt jei, von dem im $. 11 der 
Verordn. v. 3. Febr. vorbehaltenen ausjchlieglichen Rechte der Feftftel: 
lung des Hauptfinanzetats irgendwie abzugeben, indem fie daffelbe zu vens 
jenigen Grundlagen der Verfaflung zähle, welche des Königs Majeftät in 
der Allerhöchften Borfchaft v. 22. April (der Antwort auf die Adreſſe) als 
unantaftbar bezeichnet habe. 


Allein fofort erbob ſich Hanfemann und erflärte: was der 
fön. Kommiffar geäußert, brauche für die Verſammlung feine Ver: 
anlaffung zur Zurüdweifung der Bitte zu fein. Allerdings fei die Ge: 
währung einer folden von der freien Entſchließung des Königs ab» 
hängig. Allein würden nicht die Entihlüffe Sr. Majeftät, wie die ei: 
nes jeden weifen Menſchen, durch Fortentwidlung der Dinge und Ber: 
hältniffe mit beftimmt? Könne niht, was Se. Majeftät für jetzt ald 
unzwedmäßig erachte, in ver Folge als zwedmäßig, ja ald nothwendig 
erachtet werden? 

In der Sache felbft trat Hanjemann natürlid durchaus den 
Anfichten der Majorität der Abtheilung bei und erläuterte diefe treffend 
durch ein fehr anfchauliches Beifpiel aus dem gewöhnlichen Leben: 

„» Wenn Jemand’, fagte er, ‚ein gewiſſes Vermögen eines Andern 
verwaltet, und hinfichtlich der Art und des Umfangs der Ausgaben fein 
beftimmte® Maaß gelegt iftz wenn er das Vorhandene verwenden fann, 
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ohne mit dem Andren darüber einig zu fein; wenn ferner dieſer Letztere 
verpflichtet if, infofern die vorhandenen Mittel zu dieſer Verwendung nicht 
ausreichen, ein Mehreres zuzufegen, fo entfteht ganz von felbft die Folge, 
dag einzig und allein von Demjenigen, der auf diefe Welfe frei über die 
Verwaltung verfüge kann, es abhängt, daß der Andere noch mehr Geld 
beibringen muß.’ 


Auf Ähnliche Weife fprady fih Milde aus: 


„Wenn wir uns überhaupt denken fünnten, daß irgend ein Ginzelner 
von und in feinem bürgerlichen Reben blos Pflichten übernehmen follte 
und feine Rechte aus demfelben Titel erwerben fünnte, fo wird jeder Ein- 
zelne von und ſagen: ich werde mich einem ſolchem Vertrage nicht unter: 
werfen fünnen. So ftehen aber wir, gegenüber dem Patınt v. 3. Febr, 
fo ſtehen wir, gegenüber denjenigen Pflichten, die und viele Geſetzgebung 
auferlegt, gegenüber den Staatögläubigern, denen wir Bürgen fein follen, 
und unfere Kommittenten würden fich heute nach Rage der Sachen, in 
einer noch viel üblern Poſizion befinden, ald fie bis zur Gmanazion bed 
Geſetzes v. 3. Febr. geftanden Haben, menn wir ohne Kontrole über die 
Bentftellung der Ausgaben und die Verwendung der Ueberſchüſſe bleiben 
follten. Bis zum 3. Febr. d. 3. beitand Das pofitive Beleg, daß Feine 
Staatsanleihen aufgenonmen werden fonnten. Treten nun die im Geſetz 
von 1820 vorgefehnen Reichsſtände ind Leben und werden diefe Stände 
aufgefordert, ihr Recht, Anleihen zu garantiren, auszuüben , fo ift von ib: 
rer Seite die erfte und natürlichſte Frage: Liegt ein Bepürfniß vor, und 
woraus ift dad Bepürfniß hervorgegangen, eine von der Staatdregierung 
verlangte Staatdanleibe zu bemwilligen? Wenn fie das Bedürfniß wers 
den erörtert haben, wenn fie werden geprüft haben, wie daſſelbe hervorge— 
treten ift, fo müffen fie nothwendigerweiſe ebenfo berechtigt wie verpflichtet 
jein, zu fagen: Wir glauben, in diefem Theile der Ausgabetitel hätte müſ— 
fen anders verfahren werden; ja wir glauben, daß der ganze Staatshaus— 
halt nicht unfern Wünfchen und Anfprüchen genügt. 


Beide Redner wiefen dabei auf einzelne Theile des gegenwärtigen 
Staatshaushalts hin, welche die Frage: ob nidyt Manches darin an— 
ders fein follte, wohl rechtfertigen dürften; Milde namentlid) fprach 
die Befürchtung aus, daß man einem Defizit entgegengehe, denn das 
Ausgabebudget von 1820 bis 1847 weife — ohne Krieg — ein Stei— 
gen der Ausgaben von 13 Millionen nad; die Einnahmen feien feit 
einigen Jahren ftazionär geblieben, während die Ausgaben ftetig ges 
wachſen — ein Umſtand, dender fön. Kommiffar aus den mander- 
fei Kalamitäten der legten Jahre zu erklären fuchte, indem er zugleich 
die Berficherung gab: 


Die Regierung erkenne vollfommen die Nothwendigfeit, den Staats: 
haushalt jo einzurichten, daß Fein Defizit entftebe, und vie hohe Verſamm— 


213 


fung möge feft vertrauen, daß dieſes Ziel ebenjo forgfältig verfolgt werde, 
als wenn die Finanzverwaltung der Kontrole der Stände unterläge, 

Abg. Stedtimann verwies auf die Wiener Konferenzen , bei 
denen das Recht der Feftftellung und Regulirung der Steuern als ein 
Minimum fländifcher Rechte anerfannt, und auf das Befigergreifungs: 
patent für die Rheinprovinz, worin dafjelbe ebenfalls garantirt fei. Er 
überreichte dem Marfchall eine Denkſchrift, worin er diefe verbrieften 
Rechte der Rheinprovinz auseinandergefegt habe. 

Gegen den Antrag fpradh der Abg. v. Maſſow. 

„Die Gewährung dieſer Bitte”, rief er aus, „würde unzweifelhaft den 
Uebergang bilden zu einer Eonftituzionellen Monarchie, ja, meine Herren, 
bedenken Sie ed wohl: den Uebergang zu einer fonftitugionellen 
Monarchie! Ich zweifle nicht, daß ein Theil diefer Verſammlung diefen 
wünſcht und danach ftrebt; ich bin aber auch überzeugt, daß ein anderer 
Theil ſolchen meit von fich abweiſt“. 

Diefe Behauptung wies Graf Schwerin ale gänzlich unhifter 
riſch zurüd ; 

„Wenn jich der geehrte Redner etwas in die Gefchichte feiner eig: 
nen Provinz vertiefen will, jo wird er dieſes Necht dort ebenfalld finden, 
und die Provinz Brandenburg hat doch wohl noch nie eine fonftituzionelle 
Verfaſſung gehabt.” 

Nichtsdeftoweniger erklärte ih Schwerin gegen die Annahme 
des Antrags, ald unzeitgemäß, da man zuerft abwarten müffe, was 
auf den frühern Antrag wegen Prüfung des Hauptfinanzetats ges 
fchehe und inwieweit man damit den Zwed erreiche, den man hier im 
Auge habe: fidy in den Stand zu ſetzen, neue Steuern oder Anfeihen 
mit gutem Gewiffen bewilligen zu können. 

„Uebrigens“, fügte er hinzu, „bin ich ver Zuverſicht, daß in weiterer 
Entwicklung unferer ſtändiſchen Verhältniſſe das Gouvernement bald ſelbſt 
zu der Ueberzeugung kommen wird, saß die Betitellung des Finanzetats 
durch die Stände in der nothmwendigen Konjequenz jeder georbneten ſtän— 
diſchen Wirkiamkeit liegt und durchaus nicht eine Schwächung der Macht 
der Krone involvirt, jondern daß auch in dieſem ſtändiſchen Recht vie 
Stärke und Macht der Regierung und der Krone einen ſichern Stützpunkt 


findet”. | 

Der Abg. v. Wedell madıte ein anderes Moment gegen den Ans 
trag geltend. In konftitugionellen Staaten, fagte er, ann die Regier - 
zung, wenn die Stände den Etat nicht jo bewilligen, wie fie ed für 
nothwendig hält, die Kammer auflöfen und duch neue Wahlen an das 
Bolf appelliren. Nach unfrer Berfaffung geht Dies nicht, weil wir 
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auf 6 Jahre gewählt find. Bei uns würde daher die Macht dann nicht 
mehr in den Händen des Königs, fondern in den Händen der auf 6 
Jahre gewählten Abgeorpneten fein. 

Eine richtige Bemerkung, die aber nur fo Viel beweift, daß man 
nicht einzelne Stüde eined Syftems einführen darf, fondern entweder 
das ganze Syftem, oder gar Nichts davon. Denn aud) fchon jegt, 
nad der Berfaffung v. 3. Febr., kann diefelbe Schwierigkeit für Die 
Regierung hinfihtlid der "Bewilligung von Anleihen oder von neuen 
Steuern eintreten. 

Die Anficht des Grafen Schwerin fand vieljeitigen Anklang. 
Die Bertheidiger ded Antrags felbft beftanden nicht mehr darauf, in 
der richtigen Vorausſicht, Daß es beſſer fei, den Antrag bei einem Fünf: 
tigen Landtage zu erneuern, als jegt, im ungünftigften Stadium ver 
Berhandlungen, ihn und damit eine fo wichtige Prinzipfrage einer Nie: 
derlage auszufegen, und fo ward denn mit großer Mehrheit be: 
ſchloſſen: 
in Beziehung auf die Feſtſtellung des Hauptfinanzetats und die Kontrole 
des Staatshaushalts keinen Antrag zu ſtellen, weil er für jetzt nicht 
zeitgemäß ſei. 

So Viel ward wenigſtens durch dieſe Verhandlungen erreicht — 
denn eine unmittelbare praktiſche Folge hatte auch der erſte, von beiden 
Kurien angenommene Antrag nicht —, daß in der nächſtfolgenden Siz— 
zung der Ständekurie der kön. Kommiſſar, mit Bezug auf die 
Aeußerungen Mildes; ausfuüͤhrliche Mittheilungen über verſchie— 
dene angefochtenen Punkte des Staatshaushalts und über den Stand 
der Staatsfinanzen ſeit dem Jahre 1820 im Allgemeinen machte, daß 
hierdurch wieder mehrere Abgeordnete Gelegenheit erhielten, Anmerkun— 
gen und Einwendungen dagegen vorzubringen, und daß auf dieſe 
Weiſe zum Wenigſten die Nützlichkeit einer derartigen öffentlichen Rech— 
nungsablegung und Erörterung def Finanzen und Verwaltungszuſtände 
ded Landes Far vor Aller Augen dargelegt ward. 

In vier wichtigen Bunften hatte nun alfo fhon der Landtag den. 
Weg der Petizion betreten, um den Berfaffungsrechten des Volks und 
der Stände einen breiteren Boden zu erringen. Durch Erweiterung der 
beengenden Formen des Gefchäftsreglements wollte er feinen Berhand- 
lungen größere Freiheit verfchaffen; durch Ausdehnung des befchränfs 
ten PBetizionsrechts follte dieſes fo wichtige und beinahe einzige Organ, 
durch welches vie Wünfche und Anliegen des Landes direft an den 
Thron gebracht werden fönnen, in feiner Macht und Bedeutfamfeit 
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verftärft werben ; ferner wollte man die Schranfen niederreißen, welche 
einen Theil der Staatsbürger um ihrer abweichenden fonfeffionellen 
Anfihten halber von der Vertretung ausfchloffen; und endlich fuchte 
man, in richtiger Erkenntniß der Rechte und Pflichten der Stände in 
Bezug auf den Lebenspunft der Berfaffung, die Finanzen, dem 
Landtage diejenige Einficht in die Verwaltung der Geldmittel des 
Landes zu verfchaffen, ohne welche die Ausübung jener Rechte und die 
Erfüllung diefer Pflichten nicht möglich fchien. 

Ungleid wichtigere PBetizionen waren noch im Rüdftande, Peti- 
zionen, welche die Berfaffung v. 3. Febr. geradezu in ihren Haupt: 
punkten umzugeftalten unternahmen. Die Verhandlungen über diefe 
Petizionen müffen jedoch einem fpätern Abfchnitte vorbehalten bleiben, 
da fie ven Schluß: und Knotenpunkt des ganzen Landtags bilden und 
mitandern, dazwifchenliegenden Berathungsgegenftänden in engem Zus 
fammenhange ftehen. Dagegen aber wollen wir, um nicht fpäter die 
Schilderung diefer Hauptmomente der ftändifhen Thätigfeit unterbre- 
hen zu müffen, fogleich bier die übrigen Petizionsverhandfungen beis 
der Kurien, die fich nicht direft auf Berfaffungsfragen beziehen und 
daher für die Gefchichte diefes erften Landtags nur eine untergeorbnete 
Wichtigkeit haben, wenigftend in fummarifcher Ueberſicht aufführen. 


Schszehntes Kapitel. 
Andermweite Petizionsverhandlungen des Landtags. 


Ungeheuer war die Zahl der Petizionen, welche dem Landtage zur 
Berathung vorlagen. Dffenbar hatten die Einbringer diefer Petizionen 
mehr die Wichtigkeit, die fie — und meift wohl mit Recht — ihren 
Anträgen beilegten, als die Möglichkeit einer Erledigung derfelben und 
die Kürze der dem Landtage zugemeffenen Frift ins Auge gefaßt. Bielen 
Abgeoroneten waren von ihren Wählern Bitten und Wünfche zur Be: 
vorwortung auf dem Landtage anvertraut worden, deren fie fi) natür— 
lich, fo viel an ihnen war , entledigen wollten ; andere hielten fih aus 
eigenem Antriebe für verpflichtet, Alles zur Sprache zu bringen, was 
fie ald ein Bedürfniß und einen Wunſch ihrer Kommittenten oder Des 
Bolfs überhaupt zu erfennen glaubten, um fo diefem Leptern das durd) 
die Berfaffung ihm vorenthaltene Betizgionsrecht beim Verein. Landtage 
zu erſetzen. 

Natürlich fonnte nur ein verhältnigmäßig Eleiner Theil diefer Pe— 
tizionen zur Berathung gelangen, ein noch weit Hleinerer die gefeglichen 
Stadien diefer Berathung durchlaufen. Vielleicht wäre, in Vorausſicht 
diefes unvermeidlichen Umftandes, eine andere Auswahl in der Reihes 
folge der zur Berathung zu ftellenden Gegenftände von Seiten der Ab- 
theilungsvorfigenden zu wünfchen gewefen. Daß dies nicht gefchehen, 
erklärt fih theild aus der im Allgemeinen nicht befonders glüdlichen 
Zufammenfegung der Abtheilungen , theils aus der Neuheit des ganzen 
Geſchaͤftsganges der vereinigten Stände. 

Wir können hier natürlich nur auf die Petizionen Rüdficht neh— 
men, welde zur Berathung und Beſchlußfaſſung — ſei's in einer, 
fei’8 in beiden Kurien — gelangten. Bon diefen erwähnen wir zuerft 
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die, weldye die Berbefferung der materiellen Zuflände des Landes, Die 
Erleichterung von Laften des Volls und insbefondere ber ärmeren 
Klaffen zum Zwede hatten. 

Dahin gehören: die Betizion des Abg. Stard, wegen Ermä- 
figung der Gebühren für die Gefindedienftbüdherz die 
des Abg. Brown, wegen Aufhebung der Gebühren für die 
Aufenthbaltsfarten; die des Grafen Burghaus, wegen Auf: 
hbebungdes unentgeltlihen Shneeauswerfensauf den 
Ehauffeen; endlidy die Betizionen des Grafen Burghaus in der 
Herrenfurie, der Abgg. Grunau von Elbing, Ritter, Dolz, 
Müller und v. Puttfammer:Rheinfeldt in der Ständekurie, 
wegen Aufhebung des Salzmonopolß,. 

Bon diefen PBetizionen gelangte nur die wegen der Aufenthalte: 
farten zur Berathung in beiden Kurien und ward durch übereinftimmens 
den Beihluß zum ftändifchen Antrag erhoben. Die Petizion wegen des 
Salzmonopols fand in der Etändefurie trog der beredten und gründ» 
lihen Bertheidigung durch den Abg. Hanjemann feine Annahme; 
dagegen hatte ein ähnlicher Antrag in der Herrenfurie befferen Erfolg. 

Auch die Petizion der Abgg. Diergardt und Illigenz wegen 
Aufhebung der Klaffenlotterie fonnte leider feine Majorität 
in der Ständefurie erlangen; der Ausfall in den Staatseinahmen, der 
dadurch entitehen würde, ließ diefen Antrag, wie den vorhergenannten, 
als unausführbar erfcheinen, 

Umfänglicher, als die eben genannten, waren die Verhandlungen 
in beiden Kurien über die großen Fragen der Induftrie und des Hans 
dels. In der Herrenfurie gab zu ſolchen eine Petizion des Fürften 
Lichnowsky Beranlaffung, welche 

„eine baldige Reviſion des Zolltarifs unter Zugiehung von Sach: 
verftändigen‘ 
beantragte. Der Fürft hatte mit dieſer ‘Betizion ein ausführliches ‘Pros 
memoria, die Handels: und Schifffahrtsverhältniffe im Zollverein bes 
treffend, der Kurie überreicht. Die Abtheilung trat dem Antrage bei 
und empfahl der Kurie die Petizion nebſt Denkſchrift dem Könige zu 
überreichen, damit der Inhalt derfelben, nad) fernerer Anhörung von 
Sadverftändigen, bei der nächiten Zollfonferenz berüdjichtigt werde. 
Sie gab dabei ihr Botum über die beitehende Handelsgeſetzgebung 
dahin ab: 
‚Rab der Kampf der Meinungen über eine erhebliche Erhöhung der 
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Eingangszölle, namentlih auf Baumwollen- und Leinengarn, unter 
Bewilligung von Rüdzöllen für gewebte und gefärbte Stoffe, 


und ferner 
über die Einführung von Differenzialzöllen zur Hebung der Induftrie 
und Rhederei 

durch die Refultate der legten Zollfonferenzen und die bei deren neuefter 

befchloffener Zollerhöhung 
eine befriedigende und fchließliche Erledigung noch nicht erhalten habe 
und daß namentlich die angeorpneten Zollerhöhungen den Webern, 
Drudern und Bärbern fchaden würden, ohne den Spinnern genügend 
zu nützen.“ 

Im Verlaufe diefer Betrachtungen fprady die Abtheilung die An— 
fiht aus: 

„Das folgerechte Durchführen eines Syſtems vürfte heilfamer fein, 
ald eine verfuchte Zwifchenmaßregel, welche vielleicht Niemand recht be— 
friedigt. 

Es waren Dies, wie man fieht, die Grundſätze des nazionalen 
Syſtems der politifchen Drfonomie, die Tendenzen der Koalizion der 
deutfchen Gewerbtreibenden, adoptirt und befürwortet von den Reprä- 
fentanten des großen Grundbefiges — gewiß Fein geringer Triumf für 
diefe Ideen und für die von Lift fo vielfach gepredigte Anficht von der 
Nothwendigkeit einer innigen Verſchmelzung der gewerblichen und der 
Aderbauinterefien zur gemeinfamen Förderung und Berwerthung der 
nazionalen Arbeit. 

Auc in der Kurie felbft hatten diefe Anfichten das entfchiedene 
Uebergewicht. ine ganze Reihe von Rednern, an ihrer Spige der 
Prinz von Preußen und die Fönigl. Prinzen Friedrich und 
Adalbert, fprach ſich mit Entfchiedenheit und theilweife in fehr 
gründlichen und Haren Ausführungen für den nothiwendigen Schuß der 
nazionalen Arbeit, für NReziprozität gegen die uns beengenden Zolls 
foiteme anderer Staaten, für Differenzialgölle zur Hebung der Schiffe 
fahrt und Begünftigung des direkten Verkehrs mit den überfeeifchen 
Ländern aud. Das Freihandelsfyftem fand nur fpärliche Vertheidiger ; 
unter den Mitgliedern der Kurie felbft eigentlich nur einen einzigen, 
den Grafen Dyrhn, der mit Wärme dafür fämpfte. Bon der Mi— 
nifterbant aus — durch den Finanzminifter v. Duesberg und den 
Generalfteuerdireftor Kühne — ward das bieherige Syftem des Zoll: 
vereind gegen die dawider erhobenen Angriffe in Schug genommen und 
der Beweis verfucht, daß auch unter diefem Syfteme Handel, Indu= 
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firie und Schifffahrt fi) wohlbefunden und einem befriedigenden Auf: 
fhrwung genommen hätten. Doch ward zugegeben: 
daß die Induſtrie möglichermeife wohl einer noch größeren Entwidelung 


fühig und daß es wünſchenswerth fei, Mafregeln in Erwägung zu ziehen, 
Die zu diefem Ziele hinführen Eönnten, 


Es ward auch erklärt: 
daß ed für die Regierung von böchftem Intereffe fei, in Hinficht dieſer 
Mapregel die Stimme ded ganzen Yandes zu hören und daß dazu 
der dermalen verfammelte Landtag gewiß die befle Gelegenheit gebe, da auf 
ihm alle Yandesinterefien ihre Vertreter hätten. 

Dieſes Eingeftändniß, jo wie die freimüthige Art, mit welcher 
der Minifter fi) über die Verhandlungen und Beichlüffe der Zollkonfe— 
renzen und Preußens Antheil daran ausſprach, war allein fchon ein 
höchſt erfreulihes Refultat der Behandlung Aue Angelegenheit auf 
dem Vereinigten Landtage. 


Die Kurie nahm den Borfchlag der Abtheilung mit allen gegen 
4 Stimmen an. 

Die Ständefurie fand leider feine Zeit, um diefen Antrag der 
Herrenfurie ihrerjeitd in Betracht zu ziehen. Doch hatte fie bei einer 
andern Gelegenheit Beranlafjung, ähnliche Fragen wenigftens im Vor⸗ 
übergehen zu berühren. Es geihah Dies bei Berathung mehrer Pe: 
tijionen wegen Errichtung eines Handelsminifteriums. 
Die Petenten waren die Abgg. Wächter, Ritter, Milde, 
Schauß, Abegg, Jebens und Franzius. 

Bei diefer Verhandlung geriethen die Freibandeldmänner und die 
Schutzzollmänner in der Ständekurie aneinander, ohne fi) jedoch mehr 
als ein Vorgefecht zu liefern, indem der eigentlihe Kampf auf die 
Berhandlungen über den Zolltarif aufgefpart ward, die aber, wie ſchon 
bemerkt, gar nicht an die Reihe famen. Das Freihandelsfyftem ver- 
fochten die beiden Abgeordneten Kölns, Merfens und Camp— 
haufen, das Syitem des Schuges der nazionalen Arbeit hauptſäch— 
lih Diergardt und Milde. 

Im Uebrigen waren diefe Verhandlungen auch noch intereffant 
durch die öffentliche Beleuchtung und Kritif, welche dabei die Verwal⸗ 
tung der Gewerbe » und Handelöverhältniffe des Landes nad) verfchie- 
denen Beziehungen hin erfuhr. Schon die Abtheilung hatte auf die 
ungünftigen Handeldverträge mit auswärtigen Staaten, die eine ums 
fihtigere und einheitlichere Benvaltung der Handeld- und Induftries 
interefien vermieden haben würde, aufmerkſam gemacht. In der Kurie 
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ſelbſt wies Diergardt aufden, für den Zollverein fo wichtigen bel⸗ 
gifch-holländifchen Vertrag hin, deffen Zuftandefommen wohl, zu ver- 
hindern gewefen wäre; Hanfemann rügte den Mangel an guten 
Kommunifazgionsmitteln in den öftlichen Provinzen, die Bernadhläf- 
figung des Kanalweſens, die unvortheifhafte und bedenkliche Banfein- 
richtung, wonad der Staat fich mit Privaten affoziirt Habe, u. A. m. 

Die Abtheilung befürwortete den Antrag auf Errichtung eines be- 
fondern Minifteriums für Aderbau, Handel und Gewerbe mit 
folgenden fchlagenden Gründen: 


„Ein Handeldminifterium ericheint dedhalb geboten, um die Öffent- 
liche Meinung in Bezug auf die Wahrnehmung der meientlichften Intereffen 
des Staates zu beruhigen; e8 icheint geboten, um den in legter Zeit ſchroff 
hervorgetretenen Konflift zwiichen den finanziellen und induftriellen Inter= 
effen des Staats zu vermitteln; geboten, um mit fefter Hand Die Handels— 
politif des Zollvereind fortzubilden und, dem Auslande gegenüber, dem 
Zollverein diejenige Achtung und Bedeutung zu verfchaffen, die der mach 
gewordene Nuazionalgeift im Bunde mit der Volkswirthſchaft fordert; es 
Scheint endlich am Dringenpften geboten, um die Einheit Herzuftellen und 
der Zerfplitterung von Gefchäftszweigen, die ihrem Weſen nach zufammen= 
gehören, ein Ende zu machen. Die legteren Motive namentlich find es, 
die in Preußen ein Minifterium für Aderbau, Kandel und Induftrie wün— 
ſchenswerth machen. Die Wechſelwirkung vieler Thätigkeitsformen -ift 
überall vorhanden; am Innigften aber da, wo noch feine Vergangenheit 
einen diefer Drei Zweige auf Koften der beiden andern fünftlich und treib- 
hausartig emporgetrieben bat. Preußen muß, die Kehren der Geichichte 
der Nachbarländer benugend, dieſe drei Hebel des Nazionalreichthums 
gleichzeitig entwideln, und, damit feine einfeitige Entwidlung des einen 
auf Koften des andern eintrete, erfcheint e8 nothwendig, daß die Vertre— 
tung derielben einer Hand anvertraut werde.“ 


Der Referent, Meviffen, fügte dem noch auf eigene Hand eine 
eben fo wichtige als wahre Bemerfung bei. Er ſprach gegen die Ver— 
mifchung der Finanz umd der Handelsintereffen, wie fie jegt, durch 
die Vereinigung diefer beiden heterogenen WVerwaltungszweige in der 
Hand eines Minifters, zum Nachtheil beider ftattfinde, und fuhr 
dann fort: 

‚Die Ausgleihung, meine Herren, welche in unjerem Staate da= 
durch herbeigeführt werden ſoll, daß heterogene Intereffen, welde in 
andern Staaten fich einer felbfiftändigen Vertretung erfreuen, bei ung in 
einer Hand fombinirt find, diefe Ausgleichung, die ih für nothwendig 
erachte, findet in andern Staaten auch ftatt, aber nicht dadurch, daß 
man Zweige, die eine jelbftftändige Verwaltung, ihrer hoben Wichtig: 
feit, ihres großen Unfanges, ihrer Spezialität wegen erfordern, in einer 
Hand vereinigt; nein, die Ausgleichung der Divergenzen diefer jelbftftän- 
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digen Verwaltungszweige findet dadurch ftatt, daß alle diefe Adern bed 
Staatdorganidmud in dem Kopfe eines einzigen Menſchen, eined Pres 
miermfinifterd, organifch zufammenlaufen. In den Rändern, mo die 
Induftrie am Weiteften vorgefchritten ift, bat der Minifterpräfident ſtets 
ein feſtes politisches und induftrielled Syitem; dieſes Syſtem iſt dem Ger 
fammtminifterium aufgedrüdt, an deſſen Spige er ſteht. Heterogene Gle- 
mente finden fich nicht an der Spige von Minifterien, heterogene Elemente, 
die dem augenbliclichen Syſtem wiveriprechen, fteben in der Oppofizion 
der Kammer. Meine Herren! Ich werde mit Freuden den Tag begrüßen, 
wo wir auch im unferem Lande eine ſolche Zentralifagion, jene Einheit, 
die jeit dem Tode Hardenbergs fehlt, wieder in unierer Verwaltung ers 
bliden werden ; den Tag, wo nicht mehr, wie es leider feit Jahren nur zu 
oft der Fall geweſen jein mag, heterogene Richtungen fich jelbfiftändig an 
der Spige verjchiedener Verwaltungszweige befinden.” 

Die Kurie nahm den Antrag in der Geſtalt an, daß fie beſchloß, 
den König zu bitten: 


„die Umwandlung des ſeither beſtehenden Handelsamtes in ein felbft: 
ffändiges Minifterium für Aderbau, Handel und Gewerbe anordnen zu 
wollen.’ 


In der Herrenfurie fonnte diefer Antrag, der jedenfalls dort eben: 
falls Sympathien gefunden hatte, nicht mehr zur Berathung gelangen, 
und fo erlangte auch er nicht Die gefegliche Geltung einer ftändifchen 
Petizion. Das moralifhe Gewicht veffelben und die Bedeutung der 
darüber gepflogenen Verhandlungen blieb indeſſen unverloren. 


Eine andere Reihe von Anträgen bezog ſich auf Gegenſtände der 
Gerehtigfeitspflege. Nur einer diefer Anträge paffirte die Be— 
rathung in beiden Kurien und ward von beiden angenommen — der 
Antrag auf Ausdehnung des öffentlihen Kriminalverfah: 
tens, wie es vor der Hand verſuchsweiſe in Berlin eingeführt worden, 
auf alle Theile der Monarchie, weldye nicht ſchon dieſe Inftitugionen 
(wie die Rheinlande) befigen. In diefem Wunſche hatten fi die Abgg. 
MWelter, Dppermann, Zimmermann, Ritter, Winzler, 
Wächter, Appelbaum und v. Wolff-Metternic, vereinigt. 

Ein Antrag des Abg. Dittrich auf möglichſt baldige Beröffent: 
lichung des neuen Strafgeſetzbuchs ward in der Ständefurie da- 
hin abgeändert, daß man die Borlegung des gedachten Geſetzbuches 
an den nächften Ver. Landtag erbat, eine Bitte, mit der fich aber 
wieder die Herrenfurie nicht einverftand, weil dadurch das Erſcheinen 
des Geſetzes allzuweit hinausgefchoben werde. 


Der Abg. Franzius beantragte die Borlegung aller Ge— 
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feße über Prozeß» und Gerihtsverfahren zur Bera- 
thung an die Stände, und die Ständefurie trat diefem Antrage bei. 

Eine längere Debatte fand in der Herrenfurie über einen Antrag 
des Prinzen Biron auf Reform der Patrimonialgerichts: 
barfeit ftatt. 


Die Abtheilung hatte die Nothwendigfeit einer Reform anerkannt, 
ebenfo aber audy für Beibehaltung der Patrimonialgerichtsbarfeit, ihrem 
Weſen nach, fi) erklärt, Letzteres deshalb, weil diefelbe nicht blos ein 
‚mohlerworbenes Recht““, fondern aud ein wichtiges Moment fei, 
„um den einen der beftehenden Stände in feiner jegigen politifchen 
Stellung, die er in dem gefammten Organismus der ftändifchen In⸗ 
ftitugionen einnehme, zu erhalten.‘ Die Abtheilung hatte von dem 
fönigl. Kommiffar die Auskunft erhalten, daß bereits eine Geſetzes— 
vorlage im Werke gewefen, um die Patrimonialgerichtöbarkeit durch 
eine zwedmäßige Reform theild mit der neuen Geftaltung des Gerichts» 
wefens in Einklang zu bringen, theild ihr eine „feſte und geficherte 
Stellung’’ zu geben. Diefer Entwurf fei inzwifchen wieder bei Seite 
gelegt worden, indem Se. Majeftät beichloffen: es folle zunächft, 
unter Vorlegung beftimmter Normalpläne, der Weg der Bereinigung 
mit den einzelnen Gerichtsinhabern verfucht werden. 


Die Abtheilung fprad den Wunſch aus, daß vielmehr auf vem 
Wege der Gefepgebung gleihförmige Anordnungen über Reform 
der Patrimonialgerichte getroffen werden möchten, und fchlug daher 
vor, der Landtag möge beantragen: 

Se. Majeftät wolle verfügen, daß die Regierung geeignete Vorſchläge 
zur Reform der Patrimonialgerichtöbarfeit mit einer Kommijfion 
von Betheiligten aus jeder Provinz berathe und die fo gewonnenen 
Refultate in Form eines Gefegentwurfd den Provinziallandtagen zur Be— 
gutachtung vorlege. 

Die Debatte über diefes Gutachten der Abtheilung drehte ſich zu— 
nächſt um die Modalitäten der Einführung einer Reform der Patrimo— 
nialgerichtsbarfeit (über die Nothwendigkeit der Reform felbft fchienen 
Alle einig); doch ftreifte fie auch einige Male auf die PBrinzipfrage über 
Sein oder Nichtfein der Patrimonialgerichtebarfeit felbft hinüber, Die 
völlige Aufhebung der PBatrimonialgeridhte fand nur zwei Ver— 
theidiger, die Grafen von York und von Dyrhn. Der Legte hob 
hervor, wie die Patrimonialgerichtsbarfeit in engem Zufammenhange 
ftehe mit dem ‘Batrimonialftaate, alfo auch verfhwinden müffe, wie 
diefer bereitö verfchwunden fei. Natürlich fehlte ed nicht an Entgeg— 
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nungen hierauf und an warmer Fürfpradye für dad Iuftitut der Batri- 
monialgerichtsbarfeit. Selbft drei der fönigl. Prinzen traten dafür 
in die Schranfen. Die angeführten Gründe waren die befannten 
und vielfach vorgebradhten: von dem väterlichen Berhältniffe des Ge: 
tihtöheren zu feinen Gerichtsunterthanen ; wie es doch ſehr fatal für 
die Gutsherren fei, gar Nichts zu fein, als „ſimple Gutsbefiger‘’, 


da doch jeder Bauer fid) aud) fo nenne; daneben ward auch wohl der . 


Bortheile gedacht, welche das nahe perfönliche Berhältniß des Gerichts: 
halters zu den Gerichtsinſaſſen für Diefe habe. Sehr emfarifch erflärte 
Graf v. Arnim: 

Man möge nur erft die Reform der Patrimonialgerichtöbarkeit verfuchen 5 
ſollte „wider Erwarten’ viefer Weg nicht zum Ziele führen, vann fei 
der Moment da, wo eine Aufhebung eintreten müßte, dann follten aber 
fie, die Herren, die Inhaber der Patrimonialgerichte, vorangeben mit 
dem Anerbieten, dann möchten jie nicht von Aufhebung ſprechen, ſondern 
davon, „es niederzulegen auf dem Altar des Vaterlandes,“ — 


worauf ihm aber Graf Dorf jehr fühl und ruhig antwortete: 

Allerdings werde bald die Zeit fommen, wo die Patrimonialgerichts: 
barfeit werde aufgehoben werben, ohne daß er ven Berluft dieſes echtes 
für ein großes Opfer halte, das er „auf dem Altar des Baterlandes 
niederlege.“ 

Der Antrag der Abtheilung ward einftimmig angenommen. 

In der Ständekurie Fam diefer Beihluß der Herrenfurie nicht 
mehr zur Beratung. 

In Folge eines Antrags des Grafen v. Fürſtenberg beſchloß 
die Ständefurie, die Erlaffung einer Militärficrhenordnung 
zur Regulirung der Anftellungen von Geiftlihen beim Militär nad) den 
Rüdfichten der PBarität der Konfeffionen , ferner, auf den Antrag von 
Hirſch, die Yufbebung der perfönlihen Abgaben, welde 
ruffifhe Juden beim Eintritt in die preußifhen Staa: 
ten zahlen müffen, vom Könige zu erbitten. Desgleihen nahm 
fie den Antrag Dansmanns an: die Erlaffung gefeglidher 
“ Beftimmungen überdie Ablösbarfeit der noch beftehen: 
den bäuerlihenXehne zu erbitten,-und endlich erbat fie auch 
auf Grund mehrerer Petizionen (von Buttfammer, von den Abgg. 
der Landgemeinden aus der Neumark und aus Preußen) die Bor: 
legung einer Landgemeindeorbnung für die öftliden 
Provinzen an die Brovinziallandtage. 

Alle diefe Anträge fonnten aber in der andern Kurie nicht mehr 
zur Berathung gelangen. 
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Dagegen wurden folgende zwei Anträge von beiden Kutien bera⸗ 
then, angenommen und ſomit zu Anträgen des gefammten Landtags 
erhoben : 

1) Der Antrag des Abg. Krohn auf Aufhebung der Be- 
fhränfung der Wählbarfeit im Stande der Landge: 
meinden au den Kreistagen auf Gemeindebeamte; 

2) Der Antrag auf Deffentlichfeit der Stadtverordne— 
tenfigungen. 

Diefer letere Antrag war in ziemlich übereinſtimmender Weife 
von einer großen Anzahl von Mitgliedern der Ständefurie geftellt 
worden, nämlih von den Abgg. Ritter, Mehls, Tfchocke, 
Wächter, Sperling, Dulf, Heinrid. Keine Stimme erhob 
fi) Dagegen in der Kurie, und ed ward daher mit ungeheurer Majori— 
tät befchloffen, den König zu bitten, daß den Städten, deren Stadt: 
‘verordnete und Magiftrate Dies wünfhten, die Deffentlichfeit der 
Stadtverordnetenfigungen geftattet werden möge, unter der Bedingung 
jedoch, daß in diefen Sitzungen der Magiftrat jedeamal durch eines 
feiner Mitglieder vertreten fei, weldyes etwaige Angriffe auf den Ma- 
giftrat oder die Regierung widerlegen und zurüdweifen könne. Diefelbe 
Bergünftigung ſolle aud für die rheinischen Gemeindeverfammlungen 
erbeten werden. | 

Endlich müffen wir noch dreier Beſchlüſſe ver Ständefurie geden— 
fen, die, als politifche Meinungsfundgebungen, durd) die Einftimmig- 
feit, womit fie erfolgten, von bejonderer Bedeutung find, Es find 
Dies die Beichlüffe wegen der Amneftie für die Bolen, wegen 
Schleswig-Holſteins und wegen der Preßfreiheit. 

Der Abg. Flemming hatte auf Amneftie derjenigen preußifchen 
Unterthanen, welche fi an den legten Unruhen in den ehemaligen 
polnischen Provinzen betheiligt Haben, angetragen. 

Die Abtheilung hatte dem Antrage in folgender Faſſung beigeftimmt : 

an Se. Majeftät vie ehrfurchtsvollfte Bitte zu richten, bei ven 
nach geichlofjener Unterſuchung für ſchuldig Befundenen nach Möglichkeit - 
Gnade walten zu laffen. 

Nach vem Vortrag des Abtheilungsgutachtens fprach der Referent 
an die Berfammlung die Bitte aus, über ven Vorfchlag der Abtheilung 
wo möglich ohne Disfuffion abzuftimmen, damit nicht etwa durch Die 
Disfuffion das Gefühl der anwejenden polnischen Mitglieder, deren 
Anverwandte vielleicht in jene Unterjuchung verwidelt wären, verlegt 
würde, 
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Diefer Bitte warb unter allgemeinem Bravoruf ftattgegeben und 
der Antrag felbft einftimmig angenommen. 

Hierauf erhob fidy der Abg. v. Potworowoky und richtete fol: 
gende Worte an die Berfammlung:: 


„Empfangen Sie, meine Gerren, den Ausdruck unferes innigften 
Danfes für die Theilnahme, welche Sie denjenigen unferer Landsleute 
Schenken, die jich feit 16 bi8 20 Monaten in Unterfuchungshaft befinden 
und jegt vor Gericht geftellt werden follen, wie nicht weniger für die Syn 
pathie, welche Sie im Allgemeinen uns bewielen haben. Es ift ein wich: 
tiger Moment, in dem das edle deutiche Volk bei feiner nazionalen Ent: 
widelung feinen polniſchen Brüdern dieſe unzmweideutige Zuneigung zu er: 
fennen giebt. Seien Sie feft überzeugt, daß auch wir Polen die offenen, 
biedern Deutfchen immer nad ihrem ganzen Werthe geichägt und hochge— 
achtet haben. Obgleich wir in diefer hohen Verſammlung meift nur eine 
palfive Haltung angenommen haben, wie fie und durch unfern nazionalen 
Standpunft angemwiefen war, fo hoffe ich dennoch, daß Sie, meine Herren, 
die vollfommene Ueberzeugung erlangt haben, was für einen hoben Werth 
wir auf Ihre volfäthümliche Entwidelung legen, wie hoch wir dieſelbe 
auch in Beziehung auf und anſchlagen; denn ein Volk, welches die eigene 
Nazionalität zu würdigen weiß, kann auch die eined andern Volkes nicht 
beeinträchtigen wollen. Deshalb wünjchen wir Ihnen, meine Herren, und 
und Glück zu dem neuen politifchen Leben.’ 


Der Antrag wegen Schleswig-Holfteins hatte daſſelbe 
Schidfal, wie fo viele andere hochwichtige Anträge: wegen Mangels 
an Zeit nicht mehr zur Berathung zu fommen, obſchon das Abthei- 
lungsgutachten bereit8 gebrudt vorlag, worin die Abtheilung ſich da— 
bin ausſprach: 

„Der Vereinigte Landtag möge erklären, daß die Selbftftänpigfeit 
der Herzogtbümer und deren Verbindung mit Deutichland ohne die Ges 
fährdung der theuerften Intereffen Preußens und Deutfchlands nicht alte 
rirt werden dürfe, und daß der Vereinigte Yandtag zuverfichtlich vertraue, 
die Regierung Sr. Majeftüt des Königs werde dieſe auch ferner ſchützen.“ 

Als nun in einer der legten Sigungen darüber verhandelt ward, 
was aus den zurüdgebliebenen Anträgen werden folle, da nahm Graf 
Schwerin die Gelegenheit wahr, die Verfammlung aufzufordern, 
fie möge den Ausdrud des Vertrauens, den die Abtheilung vorfchlage, 
und ihre Sympathien für Schleswig : Holftein fogleich ausſprechen. 
Dazu bevürfe e8 feiner vorgängigen Diskuffton. Ein ftürmifches Bravo 
folgte diefem Vorſchlage und verfündete defjen einmüthige Annahme 
durch die Berfammlung. 

Funfzehn Betizionen wegen Preßfreiheit waren bei der Kurie 
der drei Stände eingegangen. Die Antragfteller waren die Abgg- 
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Krüger, Gier, Ritter, Wächter, Hirſch, Baum, Winz— 
ler, Möwes, Shaußu. Knoblauch, Schneider, Tſchocke, 
Germershaufen, Meviffen, Appelbaum, Hanfemann 
und Graf Skorzewski. 

Diefe Betizionen enthielten zufammengefaßt folgende Anträge: 

I. auf vollftändige Aufhebung aller Zenfur ; 

I. auf Erlaß eined Prefftrafgeieges, mit vem fpeziellen Verlangen 
einzelner Petenten, daß daffelbe dem Landtage zur Berathung vorgelegt 
Werden möge; 

IH. auf Aufhebung der Beftimmung, daß Bücher von mehr ald 20 
Bogen 24 Stunden vor ihrer Ausgabe der Poligeibehörbe vorgelegt wer: 
den müffen; 

IV. auf leberweifung der Preßvergehen an Geſchwornengerichte. 

Bon Seiten der Regierung waren der Abtheilung über die Ver: 
häftniffe Preußens zum Bunde in der Prefangelegenheit folgende Mit: 
theilungen gemacht worden : 

Se. Majeftät habe längft erfannt, daß das biäher in Bezug auf die 
Preſſe beobachtete Vräventivinftem gegen die Mißbräuche der Preffe feinen 
genügenden Schuß gewähre; es fei jedoch nicht möglich, für Preußen augen- 
blicklich zu dem Repreifivfoften überzugeben, da fremde und einheimifche deut: 
fche Literatur nicht zu trennen feien und eine gemiffe Gemeinfchaft des Bundes 
und deſſen Solidarität anerfannt werden müſſe. Es fei bei der Bundes- 
verfammlung bereits eine Revifion ded Bundeögejeged über dad Zenjur- 
wefen und ihre Handhabung in den einzelnen Staaten im Gange; die 
Regierung Sr. Majeftät arbeite dabei darauf hin, Preßfreiheit unter Er— 
laß eines Preßftrafgeieged gewähren zu fünnen und die in ber Bundesge— 
feggebung liegenden Hinderniſſe zu befeitigen. Die Verhandlungen feien 
aber noch nicht To weit vorgeichritten, daß ihr Refultat ſchon jegt mitges 
theilt werden fünnte. 

Die Abtheilung , obſchon anerfennend, daß Preußen, als deut- 
her Bundesstaat, fi) den aus der Bundesverfaffung hervorgehenden 
Hindernifien nicht entziehen fönne, glaubte doch, daß der Vereinigte 
Landtag die Gelegenheit nicht vorübergehen laffen dürfe, die in Bezug 
auf die Preßgefeßgebung bezüglichen Wünfche an den Stufen des 
Thrones niederzulegen, denn ed handle fih darum, zu zeigen, wie 
der Landtag über diefe wichtige Angelegenheit denke, weldye Gefinnung 
die Abgeoroneten befeele, und wie in dem Volke die Meberzeugung von 
der Nothiwendigfeit der Aufhebung der Zenfur und Erlaffung eines 
Preßſtrafgeſetzes lebe, von welcher man die Befeitigung aller vorhan—⸗ 
denen Misftände erwarte. Die Abtheilung ſchlug daher vor: 
unter dankbarer Anerkennung der bereitd von Seiten ver Krone gefchehenen 
‚Schritte, an Se. Majeflät den König die ehrfurchtsvollſte Bitte zu richten; 
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von dem feither Befolgten Präventivſyſtem abgeben, im der ganzen Mon- 
archie die Zenfur aufheben, Preßfreiheit gewähren und zu dieſem Zwecke 
ein Preßſtrafgeſetz entwerfen zu laſſen, auch folches dem Bereinigten Land- 
tage zur Berathung Allergnädigft vorzulegen, 

Eine ziemlihe Anzahl von Rednern hatte fich ſchon gemeldet; 
allein der erite derfelben, v. Auerswald, ſchlug vor, die Berfamm- 
lung möge jede Diskuſſion über den fchon fo vielfeitig und erfhöpfend 
behandelten Gegenftand vermeiden und ſich darauf befchränfen,, dem 
Könige gegenüber die große Thatſache auszufprechen : 
daß das ganze Volk von dem Verlangen nad Preßfreiheit und nach einem 
Preßgeieg beieelt jei und daß dies Verlangen nicht erlöfchen werde, bis es 
Befriedigung gefunden habe. 

Sofort verzichteten die übrigen Redner aufs Wort; beinahe die 
ganze Berfammlung erhob fi zur Unterftügung des Vorfchlags, und 
der Abtheilungsantrag felbft ward hierauf mit Einftimmigfeit 
angenommen. 

ALS jedoch in der nächften Sigung der Referent v. Wedell den 
- Entwurf der deshalb an den König zu ridhtenden Bitte vortrug, fand 
fi, daß darin ftatt ded rundes, der nad Auerswalds Vorfchlag 
als der allein enticheidende hatte geltend gemacht werden follen, Gründe 
ganz anderer Art angeführt waren. Es hieß nämlich in der Einleitung 
zu dem Petitum: „Weil die Zenfur einestheild nicht gehörigen Schutz 
gewähre, anderntheild aber der geiftigen Entwidelung hemmend ent« 
gegentrete.“ 

Dagegen proteſtirten einſtimmig und energiſch v. Auerswald, 
Hanſemann, v. Beckerath, Oppermann, Dittrich, Camp— 
hauſen. Auerswald beſtand entſchieden darauf, daß nur ſein 
Grund, den geſtern die Verſammlung durch ihren Beſchluß zu dem 
ihrigen gemacht habe, nicht aber Gründe, welche erſt durch eine Dis— 
kuſſion hätten feſtgeſtellt werden müſſen, als Motiv der Bitte angeführt 
werde. Hanſemann erklärte es für um ſo nothwendiger, daß der 
vom Referenten angeführte erſte Grund wegfalle, weil ſonſt geſchloſſen 
werden könne, die Verſammlung ſei mit dem Projekte eines Bundes— 
preßgeſetzes einverſtanden, welches in vielen Abſchriften zirkulire und 
neuerdings auch durch den Druck veröffentlicht worden fei*), einem 
Projekte, welches fo befchaffen fei, daß, wenn es zur Ausführung 
fäme, die Schriftfteller wahrfcheinlich Fniefällig um Wiederherftellung 


*) Im 8. Bande der Schrift: „Unſre Gegenwart und Zukunft.“ (Reipzig bei 
G. Mayer.) 
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der Zenfur bitten würden. Bederath erflärte: durch den geftrigen 
Beichluß fei leider die Gelegenheit abgefchnitten, das Bebürfniß einer 
freien Preffe, die beengende Weife der Handhabung der Zenfur, das 
Verbot von Zeitungen anderer deutfcher Staaten u. A. m. zu beleud)» 
ten; die einzige Entfchädigung dafür fei die einftimmige Anerfennung 
der Thatfache geweſen, daß das Bedürfniß nad Preßfreiheit ein im 
Volke tiefgewurzeltes fei. Von diefer Thatfache dürfe man alfo um 
feinen ‘Preis wieder ablafjen. 

Der Referent mochte fidy drehen und wenden wie er wollte, die 
Balanr feiner Gegner blieb unerfchütterlih. Endlich fam ihm der Fön. 
Kommiffar zu Hülfe, indem er vorfhlug, man möge jenen Auers= 
waldſchen Sag voranfhiden und dann die Worte folgen lafjen: 

„Dieſem Hat fih die ganze Verſammlung angelchloffen, wenn ſchon 
aus verfchiedenen Gründen.’ 

Mit diefer Faffung zeigte man fich endlich einverftanden. 

Gleichzeitig nahm die Kurie noch einen andern Antrag an — here 
vorgerufen durch zwei Petizionen, von den Abgg. v. Binde und. 
v. Thadden — wonad der Herausgeber eined Blattes verpflichtet 
fein fol, die Erwiderung, refp. Rechtfertigung eines in demfelben 
perſönlich Angegriffenen gegen Entrichtung der Inferzionsfoften auf: 
zunehmen. 

Ale diefe Anträge kamen leider nicht mehr in die andere Kurie 
und fo hatte man nicht Gelegenheit, wahrzunehmen, wie der preußi« 
ſche Herrenftand über die Freiheit der Preffe, oder über die ſchleswig— 
bolfteinfhe Frage, oder über die Amneftie für die Mitfchuldigen des 
Poſener Aufitandes denke. 

Ueberhaupt ift, wie man fieht, Defien, was durch die vereinte 
Thätigfeit beider Kurien auf dem Petizionswege zu Stande fam, nur 
Wenig, und wir fönnen nur wiederholen, was wir im Gingange 
diefes Kapiteld gefagt: ed wäre beſſer gewefen, man hätte durch eine 
andre Gefchäftseintheilung e8 möglich gemacht, daß lieber wenig Pe- 
tijionen, und zwar ſolche von überwiegender Wichtigkeit, den Weg 
durch beide Kurien durchlaufen Fonnten, al8 daß eine größere Zahl 
nur in einer von beiden zur Beſchlußfaſſung gelangte, alfo ohne eigent= 
lihen Abſchluß blieb. 

Wir wenden ung jegt der andern Seite der ftändifchen Thätigfeit, 
der Berathung verfchiedener Föniglicher Propoſizionen, zu. 


— — — — 


Sichzehntes Kapitel. 


Verhandlungen über die Verordnung wegen Ausſchließung befcholtener 
Perſonen von ftändifchen Berfammlungen. 


Es fönnte auffallend erfcheinen,, daß der erfte Gefegentwurf, ven 
die Regierung den vereinigten Ständen zur Begutachtung vorlegte, ges 
wiffermaßen einen Aft des Mistrauens gegen die Gewählten des Volks 
wie gegen die Wähler enthielt. Wozu, fo fönnte man fragen, biefe 
„zaͤrtliche Beſorgniß“ der Regierung (wie ein Abg. ſich ausdrüdte) 
für die Reinheit der Ständeverfammlung ? woher diefe Aengftlichkeit, 
daß nicht etwa befcholtene Perfonen in derſelben Plag nehmen möch— 
ten? wozu dieſe vielen peinlichen Vorſchriften, um ja den unbefledten 
Ruf der Ständemitglieder ganz ficher zu ftellen und jeden Mafel dar: 
an jofort zu entveden? Als ob man zu fürchten hätte, daß die Wähler 
nicht genug auf die Würde des Mandate, das fie ertheilen, die Stände 
felbft nicht genug auf die Ehre und Reinheit ihrer Berfammlungen 
halten würden ! 

Indeſſen war allerdings die Vorlegung eines folhen Geſetzent⸗ 
wurfs durch befondre, in der bisherigen Gefeggebung über diefen Ge— 
genftand begründete Umftände wohl gerechtfertigt. 

Bisher nämlich eriftirten in Preußen noch gar Feine gefeglichen 
Beftimmungen darüber: wer für befcholten zu achten? und: wer über 
diefe Befcholtenheit oder Unbefcholtenheit eines Gewählten zu entfchei- 
den habe? — ausgenommen hier und da für die Kreisverfammlungen, 
aber auch dort nur fehr unzureichend und ohne Mebereinftimmung un- 
tereinander. Die Geſetze über die Provinzialftände führten zwar unter 
den Bedingungen der Wählbarfeit auch den „unbeſcholtnen Ruf“ auf, 
unterließen jedoch, dieſen Begriff näher zu definiren, und fo war, bei dem 
Mangel aller und jeder nähern Beftimmung hierüber, die Entfchei- 
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dung, ob Jemand befcholten und als folder zum Abgeordneten unfähig 
ſei, faftifch in die Hand des Oberpräfidenten, der ftändifchen Immediat— 
fommiffion und, in legter Inftanz, des Königs gelegt. Bon diefem 
Rechte hatte man denn auch in mehren Fällen einen ziemlich weiten 
Gebrauch gemadt. Man erinnert ſich u. A. eines Borgangs beim letz— 
ten rheinifchen Landtage, wo der zum Abgeorpneten gewählte Kauf: 
mann Bruft aus Boppard Furz vor Eröffnung des Landtages in Un: 
terfuchung gerieth und deshalb auf Anordnung der Regierung vom 
Landtage ausgefchloffen wurde. 


Diefer Vorgang hatte Veranlaffung gegeben, daß die rheinifchen 
Stände gegen diejes Verfahren Einfpruch thaten und das Recht, über 
die Unbefcholtenheit ihrer Mitglieder zu urteilen, für fi in Anſpruch 
nahmen. Der Landtagsabfchied fprach ihnen daffelbe zwar ab und be— 
ftätigte das Verfahren des Oberpräſidenten, ſtellte aber zugleich gefeg- 
liche Beftimmungen darüber in Ausficht: in welchem Maaße vie Ent: 
icheidung über die Unbeicholtenheit eines Ständemitgliedes fünftig den 
ftändiichen Verfammlungen felbft überlaffen werden Fönnte. 


Das Erjcheinen eines Gefeges über diefen Gegenftand war alfo, 
wie gefagt, nach der Lage der Berhältniffe wohl gerechtfertigt, ja es 
konnte fogar als ein Foriſchritt in der ftändifchen Gefepgebung Preu— 
ßens gelten, infofern e8 eines der wichtigiten Attribute ftändifcher Ver— 
fammlungen, die Aufrechthaftung ihrer eigenen Korporazionsehre und 
das Urtheil über die Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder , denfelben wenig— 
ftend theilweife zuſprach und das adminiftrative Ermefien der Regierung 
auf diefem Gebiete befchränfte. Daß hierin ein nicht unbedeutendes 
Zugeftändnig von Seiten des büreanfratifchen Syftems an das Prin— 
zip ftänvifcher Autonomie lag, ift anzuerfennen und ward auch bei den 
Verhandlungen von mehren Rednern ausprüdlich dankend und lobend 
anerfannt. 


Allein, wie faft immer, fo war man auch hier auf halbem Wege 
ftehen geblieben. Statt ganz einfach die Entfcheidung über Befcholten- 
heit oder Unbejcholtenheit eines Wahlkandidaten in die Hände feiner 
Wähler oder der VBerfammlung, deren Mitglied er werden foll, zu legen, 
hatte man durch Aufftellung einer Menge kleinlicher Vorfchriften und 
durch Herbeiziehung ganz fremdartiger Prinzipien den einfachen Ge: 
danfen einer Autonomie der Stände in diefen Angelegenheiten wieder 
fo gut wie vernichtet. 


Die Beftimmungen des Gefegentwurfs waren in Kürze folgende : 
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I. Als befcholten find diejenigen Perfonen zu erachten, 

1) welche durch ein Kriminalgericht zu dem Verluſte des Ehrenrechts 
techtöfräftig verurtbeilt oder zur Verwaltung Öffentlicher Aemter oder zur 
Leiſtung eines nothwendigen Eides rechtskräftig für unfähig erklärt wor: 
den find; 

2) welche durch ein militairiiches Ehrengericht zur Entfernung oder 
Entlaffung aus dem Dienft, zum Verluft der Armeeuniform oder zur Ents 
fernung aus ihrem Wohnorte (bei Penfionären) verurtbeilt worden find; 

3) welche im gefeglichen Wege vom Bürger: und Gemeinderecht aus— 
geichloffen find; 

4) welchen ihre Standeögenofjen dad Anerkenntniß unverlegter Chr 
renhaftigfeit verſagen. 

II. In den Fällen unter 1—3 tritt die Unfähigkeit zu Ausübung 
ftändifcher Rechte ohne Weiteres ein und wird in folchem Ball nur vom 
Vorſitzenden der Verſammlung angezeigt. 

I. In Bezug auf I. A. fann jedes Mitglied einen Antrag auf 
Beicholtenheitserflärung gegen ein anderes Mitglied ftellen. Der Bor: 
figende einer ſtändiſchen Verſammlung ift dazu fogar verpflichtet, ſobald 
ihm Thatſachen, melche dies zu erfordern ſcheinen, befannt werden, Der 
Angeklagte wird zu einer Erklärung aufgefordert, und fodann in feiner 
Abmweienheit über den Antrag abgeftimmt. Erklären fich nicht % der Ber: 
fammlung gegen den Antrag, fo wird das weitere Verfahren eingeleitet. 
Es wird dann der Fall dem Oberpräfidenten angezeigt, welcher durch einen 
Juſtitiarius den Thatbeftand erörtern und die Akten nebft Relazion der 
MWahlverfammlung, welche den Angeklagten gewählt Hat (bei ritters 
ſchaftlichen Mitglievern der Kreis- oder Kommunallandtage der Wahlver: 
fammlung zu dem Provinziallandtage) zugehen läßt. Dieje entfcheidet dar— 
über nach Stimmenmehrheit. 

Handelt es ih um Ausichliegung von einem Provinziallandtage, 
oder wendet der Angeklagte binnen vier Wochen Berufung beim Oberpräs 
fiventen ein, oder beruhigt fich die Berfammlung, welche die Anklage erho= 
ben bat, nicht bei der Entſcheidung, fo geht dieſe zur Beftätigung an den 
Stand, welcher auf dem Provinziallandtage den Angeichuldigten vertritt. 

Für Mitglieder des Herrenftanded wird der König in jedem einzelnen 
Fall einen aus einem Vorjigenden und mindeftens 6 Mitgliedern befteben- 
den Gerichtshof von Standesgenojfen niederjegen, deſſen Ausſpruch der für 
niglichen Beftätigung unterliegt. 

| IV. Wer folchergeftalt durch rechtöfräftigen Ausipruch aus einer 
ftändifchen Verſammlung des Inlandes auögeichloffen ift, darf überhaupt 
ſtändiſche Rechte nicht mehr ausüben, auch an ftändifchen Wahlen als 
Wähler nicht mehr Theil nehmen. 

V. Die Wieverzulaffung zur Ausübung fländifcher Rechte ſoll 
nur auf den Antrag der Verfammlung , welche die Anklage beichlofien 
hat, und mit Genehmigung ded Königs ftattfinden. Ein ſolcher Antrag 
darf nicht vor 5 Jahren nach der Ausichliegung gemacht und nur dann. 
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zur Kenntniß des Königs gebracht werden, wenn %s der Verſammlung fich 
dafür erflärt haben, 
VI. Die ftandifchen Rechte ruben: 

1) in allen ven Fällen, wo dad Gemeinde: oder Bürgerrecht ruht; 

2) wenn eine Ruratels oder Kriminalunterfuchung eingeleitet ift; 

3) wenn eine ftändifche Berfammlung nad II den Beſchluß gefaßt 
bat, das Verfahren eintreten zu laffen, fo lange bis ein vechtsfräftiger Aus: 
fpruch ergangen ift. 

Die vorberathende Abtheilung der Ständefurie hatte dem Entwurf 
mit wenigen unbedeutenden Aenderungsvorfchlägen ihre Zuftimmung 
gegeben, In der Kurie felbft dagegen ftieß derfelbe auf den lebhafte— 
ften Widerfpruch. 

Bier Bunfte waren e8 namentlich, welche Anftoß erregten. 

Zuerft die Beftimmung wegen des Verluftes der ftändifchen Rechte 
durch ein ehrengerichtliches Urtheil fowie beim Verluft der Gemeinde: 
rechte. 

Sodann das Ruhen der ftändifchen Rechte fchon beim bloßen Ein 
tritt einer Unterfuchung. 

Ferner die überftrengen Borfchriften bei der Anflage auf Aus⸗ 
ſchließung eines Mitgliedes, jo wie bei der Rehabilitazion eines für be— 
ſcholten Erflärten. 

Endlich die fchroffe Fefthaltung des Prinzips der Ständeun: 
terſchiede. 

Nach dieſen vier Punkten hauptſächlich ward der Geſetzentwurf 
von den Rednern der Oppoſizion in zum Theil ſehr ausführlichen und 
glaͤnzenden Reden angegriffen. 

Meviſſen erklärte ſich vor Allem gegen die Idee einer beſondern 
Standesehre, auf welcher der Entwurf baſire. In dem auf wah— 
res Bolfsthum gegründeten Staate gebe es nur eine Ehre, die all- 
gemein fei, Feine befondere des Soldaten, des Ritters, des Bürgers. 
Solle Jemand darum für befcholten gelten, darum feiner Theilnahme 
an den ftändifchen Rechten verluftig gehen, weil er etwa gegen die be: 
fondern Ehrenbegriffe eines Standes gefehlt? Wie fönne man an ein 
fo unſicheres Kriterium die Ausübung der höchften Rechte im Staate 
fnüpfen ? 

Bederath befämpfte das Prinzip ftändifcher Sonderung im 
Entwurfe. Die Vertretung des Volkes fei ein Ganzes und müffe 
aud hier ald foldhes auftreten; nicht der einzelne Stand auf dem 
Zandtage habe feine Standesgenoflen zu richten, fondern die Stände- 
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verfammlung, ald ein Ganzes, ihre ſaͤmmtlichen Mitglieder ohne 
Unterfchied des Standes. 

Im gleihen Sinne, wie Meviffen, äußerten ih Aldenhoven, 
Bardeleben, Auerswald. Auch der greife Oberburggraf Brü— 
ned warf feine gewichtige Stimme gegen die Ehrengerichte in 
die Wagfchale. Er, der im Befreiungsfriege zuerft, ald Befehlshaber 
einer Heeresabtheilung, das Inftitut der Ehrengerichte eingeführt, er 
fannte an, daß diefe Gerichte, in der Geftalt, welche das Geſetz von 
1843 ihnen gegeben, durchaus nicht geeignet feien, auch über die 
bürgerliche Ehre eines Mannes rechtöfräftig zu verfügen, daß un- 
möglid Jemand darum für befcholten, für der ftändifchen Rechte un: 
würdig gelten fönne, weil er vieleicht einen Umgang gepflogen , den 
feine militairifhen Standesgenoffen nicht für paflend hielten, ober 
weil er fi, aus Achtung vor den Landesgefegen, geweigert, ein Duell 
einzugehen. 

Der Punkt wegen des Rubens der ftändifchen Rechte in Folge 
einer noch anhängigen Unterfuchung ward namentlih von Auers: 
wald, Hanfemann, Bruft und Milde heftig angegriffen. Au: 
erswald erinnerte daran, wie feit dem Geſetze von 1844 über die 
Richter das Vertrauen des Volkes zu der Unabhängigkeit des Richter: 
amtes bedeutend gefunfen fei, man daher nicht etwa Jeden, der in 
Unterfuchung gezogen , deshalb fchon für ftraffällig anfehe. Hanſe— 
mann tief das Beifpiel des englifchen Parlamentes an, um zu zeigen, 
wie faljch die Beforgniß fei, als fönne eine repräfentative Berfamms 
lung an ihrer Ehre leiden, weil in ihrer Mitte Jemand fige, der in 
Unterfuhung befangen fei. 

„Als O'Connel,“ ſagte er, „unter ver Anklage des Hochverraths ftand, 
da erjchien er im Parlament unter allgemeinem Zujauchzen des Haufes. 
Man war ftolz auf die Breiheit der engliihen Verfafjung, daß ein Mini- 
fterium nicht im Stande war, diefen großen Mann aus der VBerfammlung 
zu entfernen.“ — „Und, meine Herren *, fegte Sanfemann hinzu, „wir 
find noch lange fein englifches Parlament. 

Milde erinnerte an den Johanningfchen Balz; Bruft gedachte 


feiner eigenen Ausfchliefung und warnte vor politifchen Tendenzpros 
zeſſen, die nad) den Beftimmungen diefes Entwurfs leicht Platz greifen 
fönnten , um misliebige Abgeordnete von den Landtagen fernzuhalten. 

Bon minifterieller Seite ward das Prinzip des Geſetzes gegen 
diefe Vorwürfe in Schug genommen. Die Tendenz deffelben, warb 
gejagt, fei feine andere ald die, die Ehre der Stände fo hoch ald mög» 
lich zu fielen. Wer ‚des Königs Rock“ nicht tragen dürfe, könne 
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doch unmöglich hier figen. Die Gerichte feien bei Einleitung von Un 
terfuchungen gänzlicy unabhängig von der Verwaltung ; felbft der Ju— 
ftigminifter fönne, nad) Dem neuen Geſetz über das Kriminalverfahren, 
eine ſolche nicht anordnen. 

Unter den Abgeordneten fand der Entwurf feine Vertheidiger auf 
der Seite der Berfammlung, welche theilß für das Prinzip der jcharfen 
Ständefonderung und für die fpezififche Militairehre angeborne Eyms 
pathien hegte, theils die Maßregeln der Regierung als ſolche verfechten 
zu müflen glaubte. v. Manteuffel fand die Anwendung des Prin— 
zips ftändifcher Gliederung auch hierbei durchaus nothwendig. v. 
Wolff-Metternic erflärte fü für Standesgerichte, als ein 
„‚germanifches‘’ Inftitut: jeder Stand habe andere Begriffe und müfle 
Daher auch anders beurtheilt werden. v. Gaffron vertheidigte die 
Ehrengerichte: fie hätten die, ‚Reinheit im Militairftande‘’ zu wahren; 
desgleichen das Duell, als „mit dem deutſchen Wefen innig verſchmol⸗ 
zen.’ Auf diefelbe Seite ftellten fih v. Maſſow, Steinbed, 
Winzler und — fonderbarer Weiſe — auch GrafSchwerin. Diejen 
Legtern beftach die Idee der „Volksthümlichkeit““ der preußiichen Hee— 
resverfaffung, welche, jo jagte er, eine Trennung der Militairehre von 
der bürgerlichen Ehre unmöglich mache. (Dann dürfte nur aber diefe 
militairifche Ehre ſich nicht von den allgemeinen, im Volke lebenden, 
Begriffen von Ehre ſpezifiſch abſondern! Wie jegt die Berhältniffe find, 
ift nicht das preußifche Heer volfsthümlich , jondern das preußifche 
Bolf foll auf das Profruftesbette einer fünftlihen Idee vom ‚, Milis 
tärftaate ‘’ gefpannt werben.) 

Man fam zur fpeziellen Berathung. 

Bei Bunft I. 1. wollte Camphauſen diepolitifhen Ver— 
geben und die Fälle, wo Begnadigung eingetreten fei, ausge— 
nommen wiffen. 

Das Erftere ward abgelehnt, dad Andere angenommen. 

Meviffen beantragte, daß nur ein gerichtliched Erkenntniß 
und ein Ausfpruch der Stände jelbft, verbunden, die Ausfchlies- 
fung eines Mitgliedes herbeiführen follten. Mohr wollte nur den 
legtern Grund der Ausfchließung gelten laſſen. Beide Anträge waren 
erfolglos. 

Der Paragraf des Entwurfs ward ohne weitere Aenderung an- 
genommen. 

Dei Bunft 2 erneute ſich der Streit wegen der Chrengerichte. 
Der greife, ehrwürdige Kriegsminifter v. Boyen trat zuerft ald Ver—⸗ 
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theidiger verfelben auf. Er erinnerte an die ‚‚glorreiche Zeit‘‘ der Res 
organtjazion Preußens, an den damals von oben herab ausgefprochenen 
und in den Kriegsartifeln von 1808 fanfzionirten Grundfag: daß ed 
nur eine Ehre geben dürfe für alle Stände des Bolfes und daß da— 
her der Berluft der Rationalfofarde audy den aller bürgerlichen Ehren: 
rechte nach ſich ziehe. Darauf feien in den Feldzügen von 1813 —1815 
die Ehrengerichte entftanden. Die Fälle, in denen die Ehrengerichte 
auf folche Strafen erfennen fönnten, welche nach dem Entwurfe den 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen follten, feien 
allerdings verjchiedener Art; bei manchen derſelben, 3. B. Feigheit 
und groben Vergehen, verftehe es ſich von ſelbſt; bei andern Fällen 
könne e8 allerdings hart fcheinen, allein ſolche ſcheinbar zu ftrenge Ur— 
theile Fämen aud) bei den bürgerlichen Gerichten vor. Die Ehrenge- 
richte wären ja Gefhwornengerichte; wer fich mit den ftrengeren 
Begriffen, nad) denen dort gerichtet werde, nicht einverftehen könne, 
wer 3. B. das Duell in feinem Gewiſſen für unrecht halte, Dem ſtehe 
ed frei, aus dem Militairftande zu treten; wer einmal Dffizier fein 
wolle, müfle ſich auch den Begriffen oder felbit Vorurtheilen dieſes 
Standes fügen, müſſe den Gehorfam gegen deflen Gefege gleichſam 
als ein Dpfer anfehen,, daß er feinem Beruf, dem Vaterlande bringe. 
Diefelben Anfichten verfohten v. Gaffron und v. Wedell, 
während einige Andere, wie v.Maffow,v.Werded, v.Xavergne 
Peguilhen-Kunzheim, Milderungen des Artifels vorfchlugen. 
Dagegen erflärte ſich die liberale Seite entjchyieden gegen das 
Prinzip der Ehrengerichte und gegen Art. 2. Delius fand es durchaus 
unzuläffig , daß nad) der Verordnung über die Ehrengerrichte vom 20. 
Juni 1843, Jemand für ehrlos erklärt werden fünne wegen folder 
Handlungen, die nicht einmal Verbrechen wären. — In ähnlichem 
Sinne ſprachen v. Sauden und Raven. Bederath berog fi 
auf ein unlängft ergangenes ehrengerichtliches Erkenntniß (gegen den 
Lieutenant v. Anneke), worin gefagt worden fei: ſchon durch die Ans 
ſicht, welche diefer Offizier über das Duell ausgefprochen,, daß näm- 
lich das Duell uicht ald eine für den Dffizierftand nothwendige und zu 
adıtende Inftitugion, fondern als ein Standesvorurtheil zu betrachten 
ſei, habe derfelbe fih miteinem Grundpfeiler des Dffizier- 
ftandes in Widerſpruch gefegt und die Baſis dieſes Standes verlaf- 
fen, obgleich diefe Anficht nicht aus Feigheit oder unehrenhafter Ge— 
finnung hervorgegangen, vielmehr der betreffende Dffizier im Uebri— 
gen von moralifch tüchtigem Karafter fei. Durch ſolche Anſichten, ſagte 
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der Redner, müffe nothwendig eine Kluft zwifchen dem Militair und 
den Bürgern entftehen, wie fie eben nach den großen Erinnerungen der 
Jahre 1813—15 nicht fein folle. 

„Wenn das Duell ald ein Grundpfeiler des Offizierftandes er- 
Härt wird, fo frage ich Sie: Kann eine Uebereinftimmung des Militairz. 
und Bürgerftanded beförvdert werden? Können wir das Duell auch als 
Grundpfeiler des Bürgerftanded betrachten? Der Grundpfeiler des Bür— 
gerftandes ift pie Achtung gegen das Geſetzz dad Geſetz aber fagt: 
Du folft nicht tödten ! ’’ 

Auerswald erinnerte daran, wie felbft ‚, der dahingefchiedene 


Heldenkönig,“ der doch gewiß die Bedeutung von: „wehrhaft — 
ehrhaft““ kannte, den Vorſchlag unmwillig zurüdwies, auf das Kreuz 
der Landwehr zu feßen: „wehrlos — ehrlos.“ — Auch Binde, 
obgleich er dem Duell, als einem „altgermaniſchen“ Brauch, eine 
Standrede hielt und fid) dabei auf die Beifpiele großer engliſcher Bar: 
lamentsmitglieder, die ihre Ehre im Zweilampfe vertheidigt, ſowie 
auf den Ausſpruch Guizots berief: daß das Duell eine Ergänzung 
der Zivilifagion fei, — ſprach doch gegen die Einmifchung der Ehren- 
gerichte in die Frage der politifchen Rechte, weil Die Mitglieder diefer 
Gerichte, die Offiziere, nicht unabhängig genug wären, weil das Ber: 
fahren dabei nicht genug Bürgfchaften böte, und weil die materiellen 
Vorfchriften über Das, was ehrenhaft fei oder nicht, dergrößten Will: 
für Raum gäben. Ein Offizier fönne 3. B. wegen unpaflenden Be— 
nehmens an öffentlichen Drten von einem Ehrengerichte zur Entlaffung 
verurtheilt werden: folle er deshalb auch aller politifchen Rechte ver- 
Iuftig gehen? 

Bergebeng fuchte der Fön. Kommiffar ven Art. dadurch zu ret- 
ten, daß er auf die königl. Beftätigung der Ehrengerichtserfenntniffe 
hinwies, woburd jeder etwaige Mangel derfelben ausgetilgt werde ; 
daß er ferner erklärte: ed könne wohl nacdhgegeben werben, daß ein 
durch ehrengerichtliches Urtheil bloß aus dem Dienft ‚, Entlaffener ’* 
(nicht ‚, Entfernter ‘*) die politifhen Rechte behalte; dagegen müffe 
darauf beharrt werden, daß ein förmlich Entfernter auch die politifchen 
Rechte verliere, — eine Erklärung, die er jedoch, auf eine Interpella- 
zion Auerswalds, dahin modifizirte: daß Dies nur feine Privat: 
anficht, nicht eine offizielle Erklärung im Namen der Regierung fei, und 
daß er daher wohl diefe Worte beffer unterdrüdt hätte. — Die Ab— 
ftimmung ergab 265 Stimmen für Wegfall der Beftimmung unter I. 
2., für Beibehaltung nur 205. 

Die Beftimmung unter I. 3. warb von den Abgg. Naumann, 
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Heydt, Gudenau angefochten, weil fie die Aberfennung der poli- 
tifhen Ehrenrehte in die Hand fo weniger Berfonen lege, und, ob» 
fhon dagegen die Abgg. Manteuffel J. und II. und Mömwes den 
Grundfag geltend machten: wer nicht das Recht habe, in einer Ge 
meindeverfammlung zu ſitzen, dürfe noch weniger in einer Ständever» 
fammlung fiten , entfchied fich doch die Kurie 
mit 302 gegen 203 Stimmen 
ebenfalls für deren Ablehnung. 
Punkt 4 ward ohne Debatte angenommen. Ebenfo Art. II. 


In Art. III. ward der erfte Theil mit dem von derAbtheilung vor: 
gefchlagenen Zufage angenommen, daß der Antrag auf Beſcholtenheits⸗ 
erklärung eines Mitglieds von einem andren Mitgliede nur ‚unter Ans 

führung beftimmter Thatſachen“ gefchehen könne. 

Sodann ward, auf Knoblauchs Antrag, beftimmt, daß zum 
Fallenlafien des Antrags aufAnkflage einfahe Majorität genügen 
folle, und, auf Welters Antrag, daß auch der Angefchuldigte auf 
Fortftellung der Anklage beitehen könne. 

Auf den Vorfchlag der Abtheilung entfhied die Berfammlung, daß 
der Angeflagte vor der Berfammlung der Wähler, welche über ihn zu 
richten habe, feine VBertheidigung perſönlich folle führen dürfen. 

Bei dem Punkte wegen der Appellazion ward zuerft die Beichräns 
fung auf Provinziallandtage nach dem Vorfchlage der Abtheilung hin- 
weggelaflen. 

Sodann beantragte Abg. Herberg, daß nur der Beklagte, nicht 
die Berfammlung, welche ihn angeflagt, folle appelliven fönnen. Diefer 
Antrag ward von Bederath, Meviffen, Camphauſen, Neu 
mann kräftig unterftügt, konnte aber doc die Majorität nicht gemwin- 
nen, ebenfowenig als der Antrag Hanfemanng, daß zu einer fol 
hen Appellazion wenigſtens 53 der Berfammlung nöthig fein follten. 

Dagegen nahm die Kurie mit mehr als 2, den vom Abg. v. 
Sauden:Tarputfchen geftelten, von Schwerin und Barde- 
leben lebhaft bevorworteten Antrag an, daß nicht ein einzelner 
Stand auf dem Brovinziallandtage, fondern der ganze ‘Provinzial 
landtag die Appellazionsinftanz bilden folle. Der kön. Kommiffar 
ſelbſt zeigte fich diefer Aenderung nicht abgeneigt: die Beftimmung im 
Gefegentwurf habe man der Konfequenz wegen aufnehmen zu müflen 
geglaubt, damit wirklich judicia parium über die Ehre der Ständemtit- 
glieder urtheilten. 
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Großen Beifall erregten die Worte, mit denen Sauden feinen 
Antrag einleitete: 

„Meine Heren! Ich muß darauf aufmerffam machen, daß ed nicht 
im Willen des Geſetzgebers gelegen hat, daß wir bier Stände vertreten 
follen ; denn die Gerechtigkeit waltet auf unfrem Throne, und Unrecht wäre 
ed, wenn Jeder feinen Stand vertreten, wenn die Ritterfchaft allein die 
doppelte Zahl in die Wage legen wollte. Ich glaube auch, daß dies in 
doppelter Hinficht geſchehen ift im Vertrauen auf die ritterliche Gefinnung, 
daß Jeder e8 als feine Pflicht erkenne, für die Bedrückten und Benachthei⸗ 
ligten überhaupt aufzutreten (Bravo !). Denn wie? Sind wir nicht in der 
Lage, zu erklären, daß, wenn wir Stände vertreten jollen, wir jowohl den 
Stand der Städte ald der Landgemeinden allmälig überflügeln und zu 
Boden werfen könnten? Es ift nicht gefchehen und wird niegefchehen, weil 
die ehrenwerthe Gefinnung entgegentritt. Meine Herren! Ich Tpreche es 
aus, und Viele werden mit mir die Anficht theilen: ſowie mein Fuß dieſen 
Saal betritt, vergefle ich, weß Standes ich bin, welche Verhältniffe ich 
zu vertreten habe, ja, ich gehe noch weiter, ich fühle mich nicht mehr als 
Mitglied einer Provinz, ich fühle mich berufen, die Heiligften Intereffen des 
Vaterlandes allein hier zu vertreten, zu bewahren, und ich habe den innig» 
ſten Wunſch, daß wir hier niemald mehr von der Vertretung einzelner 
Stände, wozu wir verpflichtet fein jollen, zur Betrübniß Vieler Etwas 
hören mögen.“ (Xebhafter Beifall.) 

Bei Art. V. machten die Freunde einer freiern Faffung des Ge- 
fege8 verfchiedene VBerfuche, die fo ftrengen Beftimmungen wegen der 
Rehabilitagion eines für befcholten Erflärten zu mildern. Meviffen 
beantragte zuerft, daß jedes Urtheil diefer Art nad 10 Jahren von 
felbft außer Kraft treten folle — Dies ward abgelehnt. Sodann: daß die 
ftändifche Verfammlung durch ihren Beſchluß allein, ohne fönigliche 
Betätigung, einen früher Verurtheilten wieder in feine Rechte einfegen 
fönne — auch dagegen entfchied fi) die Verfammlung. 

Bardeleben wollte die fünfjährige Frift in Wegfall gebracht 
wiſſen — die Verſammlung hielt diefelbe feft. 

Nur die im Art. V. vorgefchriebenen % wurden, auf Gudenaus 
Antrag, in einfache Majorität verwandelt. 

Bei Art. VI. war ed namentlich der Punkt wegen des Ruhens ber 

ftändifchen Rechte bei eingeleiteter Unterfuchung, welcher heftige An- 
griffe erfuhr. Hanfemann und Werded wollten ihn bejchränfend 
fafien, Binde trug auf gänzlihen Wegfall an und fegte diefen auch, 
troß der Gegenvorftellungen des kön. Kommiffars und des Juſtizmi⸗ 
nifters Uhden, glüdlich duch. Der Punkt wegen des Rubens ber 
fländifchen Rechte zugleich mit den Gemeinderecdhten ward ohne Ab⸗ 
ftimmung als durch den Beſchluß bei I. 3 erledigt angefehen. 
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Mit diefen Abänderungen ward der Gefegentwurf angenommen. 

Eo hatte die Oppofizion in allen jenen vier Punkten eine durch⸗ 
greifende Umgeftaltung des Gefegentwurfs zu Wege gebracht. Sie hatte 
den gänzlihen Wegfall der Beftimmungen über die Ehrengerichte und 
die Gemeinderechte , ebenfo der Beftimmung wegen Ruhens ver ftändi« 
hen Rechte bei eingeleiteter Unterfuchung, ferner die Uebertragung der 
Entfheidung von dem einzelnen Stande auf den ganzen Landtag, und 
endlich verfchiedene Milderungen der Borfchriften in Bezug auf Einfei- 
tung der Anklage fo wie auf Rehabilitazion glüdlich durchgeſetzt. Und, 
was die Hauptjache war, fie hatte ed dahin gebracht, daß die Kurie 
durch ihre Abftimmungen das Brinzip felbft, auf dem der Entwurf ruhte, 
in feinen wefentlichften Bunften zurüdwies und verurtheilte, daß fie dem 
Grundſatz der befondern Standesehre in feiner Anwendung auf das ftän« 
difche Leben ihre Anerkennung verfagte, daß fie jede Einwirfung von außen 
her, und namentlich von Seiten der Verwaltung, auf die Zufammen: 
fegung der ftändifchen Körperfchaften abzuwenden und die Wahrung der 
EhredieferLegtern dem eignen autonomen Urtheile derfelben anzuvertrauen 
ſuchte, endlich daß fie die Sonderung nach Ständen ausfchloß und Die 
ftändifchen Berfammlungen in Bezug auf diefen fo wichtigen Punft 
durchaus als einige, untheilbare Ganze aufgefaßt wiffen wollte. 

Für DieRegierung lag in diefer Durchgreifenden Umgeftaltung ihres 
Entwurfs und der Berwerfung feiner wefentlichiten Prinzipien von Seiten 
der Dreiftändefurie eine empfindliche Niederlage, und man brauchte nicht 
die Verfaffungsverhältniffe andrer Staaten, wo die Stände ein entſchei⸗ 
dendes Mitwirfungsredyt bei der Gefeßgebung haben, herbeizuziehen, um 
die Erwartung begründet zu finden, daß die Regierung den Entwurf, 
nach diefer fo entichievenen Verurtheilung veffelben durch die eigent— 
lichen, gewählten Vertreter des Volks, fofort zurüdnehmen werde, 
Denn aud) der bloße Beirath der Stände, wenn er nicht eine leere form 
fein fol, fließt wenigftens die moralifche Nothwendigfeit in fi, daß 
die Regierung dem Volfe nicht Geſetze gegen den Rath der Volksver- 
treter aufdringe. Und Das um fo mehr, wenn das moralifhe Gewicht 
einer Majorität von acht vereinten Landtagen gegen einen Entwurf der 
Regierung im die Wagfchale fällt. 

Allein die Regierung dachte fo nicht. Eiferfüchtig bedacht auf ſtrenge 
Fefthaltung des Prinzips abfoluter Selbſtherrſchaft in allen den Punk: 
ten, wo eine Befchränfung deffelben nicht ausdrücklich durch die Vers 
faffung v. 3. Febr. nachgegeben war, gab fie aud dem Rechte des 
ftändifchen Beiraths die engere Auslegung, wonach die Stände wirklich 
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nur einen Rath zu geben haben, dem Souverän aber freifteht, ob er 
diefen Rath annehmen wolle, oder nicht. Man hatte Die Anſicht der 
Ständefurie vernommen; fie lautete abfällig — was weiter! — man 
wollte nun die Anficht der Herrenfurie hören und dann erft fich entfcheis 
den, welcher von beiden Anfichten man nachgehen wolle, oder aber ob 
feiner von beiden. So gab man den Entwurf an die Herrenfurie hinüber. 

Auch in diefer war es wiederum die Beftimmung wegen der Eh: 
rengerichte, welche zu lebhaften Debatten Beranlaffung gab. Das 
numerifche Verhältniß der Anfichten für und wider war hier freilich ein 
dem in der andern Kurie entgegengefegtes. Der Begriff der militärifchen 
Ehre, als des Ideals von Ehre überhaupt, fand hier warme und ge= 
wichtige Fürfprecher und hatte von vornherein bei der großen Mehrheit 
der Berfammlung auf zweifellofe Sympathien zu rechnen. Der Prinz 
von Preußen vor Allen trat dafür entfchieden in die Schranfen: 


„Der Offizierftand, Habe man gefagt, fei ein erzepzioneller Stand, 
darum paffe, was für ihn nothwendig fei, noch nicht fürs Allgemeine, 
Allerdings fei er ein exzepzioneller Stand, aber in welcher Art? Hinſicht⸗ 
lich des Ehrenpunftes nur infofern, als er die Ehrenhaftigkeit ald auf das 
höchſte Stadium getrieben darftelle. Eine ſtändiſche Verſammlung müffe 
ganz ebenfo ven höchſten Grad der Chrenhaftigfeit bei ihren Mitgliedern 
verlangen; folglih, da es einen Stand gehe, der bereitd durch feine 
Inftituzionen,, die Chrengerichte, zu dem höchſten Stadium der Ehre bin: 
getrieben werde, fünne Jemand, der von diefen feinen Standesgenoſſen nicht 
würdig befunden werde, in ihrer Mitte zu bleiben, auch nicht Mitglied einer 
ſtändiſchen Berfammlung fein. Wie folle fih Jemand benehmen, der „des 
Königs Rock“ trage, wenn er in einer folchen Verfammlung neben Einem 
fiten folle, der den Dienft habe verlaffen müfjen 7’ 


Andre Redner wiefen darauf hin, daß Preußen ein Militärftaat, 
daß in Breußen jeder Unterthan auch Soldat fei, und daß darum Nies 
mand, welcher der militärifhen Ehre verluftig gegangen, bie bürger- 
lichen Ehrenrechte ungejchmälert befigen fönne. 

Sp ward hier der glorreiche Orundfag aus den Befreiungsfriegen : 
daß in Preußen der Soldat und der Bürger Eins fein folle, vahin ver: 
kehrt: daß der Soldat das Erjte, der Bürger aber nur als Sol: 
dat Etwas fei, daß die fpezififchen Begriffe des Solvatenftandes 
normgebend fein ſollen audy für den Bürgerftand in feinen reinbürger: 
lichen, volfsthümlichen Berhältniffen. 

Auch die Perfon des Königs ward hereingezogen,, um die Macht 
der Ehrengerichte zu ftügen. Wie könne wohl, ward gefragt, eine ftän- 
diſche Verfammlung einen Urtheilsfprudy, unter dem der Name des 
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Königs ftehe, einer Prüfung unterziehen, vielleicht gar als ungültig 
verwerfen? 

Nur eine fehr Fleine, aber tüchtige freifinnige Minorität befämpfte 
diefe Anfichten. In der Abtheilung hatten fi drei Mitglieder unter 
fieben gegen die Beftimmung des Entwurfs in Betreff der Ehrenge— 
richte erklärt, unter ihnen der Referent, v. Keltſch. In der Verſamm⸗ 
lung traten Diefem noch die beiden Grafen Dyrhn und York zur Seite, 
"und alle Drei griffen mit gewichtigen Gründen das Prinzip des Ent: 
wurfes in diefem Punkte an. Dyrhn nahm das Recht, welches die 
Ehrengerichte dem Dffizierftande zufprächen : ſelbſt über die Ehre ihrer 
Standesgenoffen zu richten, auch für die ftändifchen Verfammlungen in 
Anſptuch. Wenn eine Ständeverfammlung einen Offizier von fi) aus: 
fhlöffe, fo würde das Offizierforpg Diefen zwar jedenfalls auch aus: 
fließen, allein doch erft durch feinen Ausfpruch; umgefehrt aber folte 
ein Ausſpruch des Dffizierforps ohne Weiteres für die Ständever: 
fammlung entfcheidend fein? Darin liege eine Ungleichheit, eine In— 
fonfequenz. 

Graf York erwiderte auf den Einwurf wegen der königlichen Ber 
ftätigung der Ehrengerichtserfenntniffe: diefe Beftätigung beziehe fich 
nur auf deren Folgen für den Offizier als Offizier, und diefe Fol: 
gen laffe der Ausspruch der Ständeverfammlung unangetaftet. 

v. Keltſch endlicd machte darauf aufmerffam, wie es fogar im 
Intereſſe des Inftituts der Chrengerichte felbft liege, daffelbe_frei zu 
erhalten von allen Beziehungen auf politifche Folgen. 

Selbft von Seiten Derer, welche im Allgemeinen mit dem Prin- 
zip des Entwurfs einverftanden ſchienen, ward der Wunfd ausge: 
fprocdhen, daß zwifchen den verfchiedenen Arten ehrengerichtlicher Verur—⸗ 
theilungen, 3. B. der Entfernung aus dem Dienfte und der bloßen 
Entlaffung, gefchieden werden möge. Namentlich fuchte Graf Arnim 
auf diefem Wege eine Vermittlung herbeizuführen. Aber auch Das wollte 
die Majorität nidyt nachgeben ; der Entwurf ward, wie er war, gegen 
45 Stimmen angenommen. 

Da machte GrafArnim wieder eines jener vortrefflichen Manöver, 
in denen er fo fehr Meifter ift. Er brachte in der nächſtfolgenden Sigung 
ein Amendement ein, durch welches er, wie er fagte, den früheren Be— 
ſchluß keineswegs alteriren, fondern nur die Härte, die darin gefunden 
werden könne, mildern wolle. Er fchlug nämlich vor, das Prädifat der 
„Beſcholtenheit'“ nur auf die unter I. 1. aufgeführten Perſonen anzu- 
wenden, die andern Kategorien dagegen (unter 1.2.3. 4.) blos als 
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folche zu bezeichnen, welche ebenfalls von ftändifchen Verſammlungen 
auszufchließen wären. Eine äußerft fubtile Unterfcheidung, die freilich 
bei näherer Befichtigung nicht Stich hält — denn kann wohl Jemand 
„unbeſcholten““ fein, den eine ftändifche VBerfammlung von fid aus» 
fchließt? und wie verträgt fi Dies mit 8.5 des Gefepes über die Pro- 
vinzialftände, wonad nur ‚‚befcholtener Ruf“ als Ausfchliefungs- 
grund gelten fol? —, die aber doch die Verſammlung, und felbft die 
freifinnige Minorität, dergeftalt blendete, daß der Antrag einftimmig 
angenommen ward. 


Der Zwed diefes Antrags ging übrigens viel weiter, ald ed den 
Anfchein hatte. Nicht blos follte er die Antipathien gegen die gehäfftge 
Beftimmung wegen der Ehrengerichte befhwichtigen und die Oppofizion 
Derer zum Schweigen bringen, welche es zu hart fanden, daß ſchon 
die leichtern militärifchen Vergehen, die bloßen Verftöße gegen militäs 
riſche Standesbegriffe u. dgl., auch bürgerliche Beſcholtenheit zur Folge 
haben follten, fondern er diente aud) den Beftimmungen unter 1. 3 und 
unter VI zur Stüge, gegen welche ähnliche Bedenken obwalteten. Ueber: 
haupt aber ftellte er die ganze Frage auf einen andern, dem Entwurfe 
und den Regierungsabfichten ungleich günftigeren Standpunft. Es gab 
in beiden Kurien eine Menge von Mitgliedern, deren Gefühl ſich gegen 
die Härte fträubte, Jemand für befcholten zu erklären, ihm feine ganze 
bürgerliche Ehre abzufchneiven, blos weil er vieleicht gegen militärifche 
Standesbegriffe gefehlt, öder weil ein Stadtverordnetenfollegium ihn 
ausgefchloffen habe, oder weil eine Unterfudhung wider ihn verhängt 
fei. Diefelben Berfonen waren aber vorausfichtlid minder bedenklich, 
einen Solchen von ftändifchen Verfammlungen auszufchließen, wenn 
damitnur nicht unmittelbar der Mafel der Befcholtenheit verfnüpft war. 
Daß diefer Makel dennoch auf jedem jo Ausgefchloffenen hafte, Das 
entging diefen Leuten, die eben nur nad) dem Gefühl, nicht nach Haren 
Begriffen urtheilten. 


Schon in der Ständefurie hatte ein Mitglied von der minifteriellen 
Seite, der Oberpräftdent von Bonin, dad Amendement geftellt, daß 
in der Weberfchrift des Gefeges die Bezeichnung der Befcholtenheit weg⸗ 
gelafien und blos gefagt werden folle: Verordnung, betreffend die gänz⸗ 
liche und zeitweilige Ausfchliegung von ftändifchen Verfammlungen‘‘, 
und der fön. Kommiffar hatte erflärt: die Regierung erkenne darin 
eine wejentlihe Berbefferung des Entwurfs. Die Abficht war da=- 
mals, namentlich die Schroffheit der Beftimmung unter VI zu mildern, 
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den Begriff der Befcholtenheit von dem , Ruhen der ftändifchen Rechte‘ ‘ 
zu trennen. 

Auch mit dem Arnim fchen Antrage zeigte ſich fowohl der Krieg s⸗ 
minifteralsderfön.Kommiffareinverftanden, und der Marſchall, 
ſonſt ſo ſtreng in Beobachtung der parlamentariſchen Geſetze, ließ ge⸗ 
ſchehen, daß ein Antrag zur Abſtimmung kam, der mit dem geſtern ges 
faßten Beſchluſſe, die von einem Ehrengerichte Berurtheilten als bes 
[holten zu betrachten , unvereinbar war. Ein ſichres Zeichen, daß die 
Regierung felbft diefem Antrage nicht fremd, mwenigftens nicht abhold 
war. Man wollte durch Nachgeben in der Form das Wefen des Ent: 
wurfs, das Prinzip der allmächtigen militärifchen Standesehre und den 
Einfluß der Verwaltung auf die Rändifchen Berfammlungen, der in den 
Beftimmungen I. 2 und 3 und VI eine fo ftarfe Stüge fand, aufrecht: 
erhalten. 


Man erreichte dieſen Zwed, denn auch Punkt I. 3 ward nunmehr, 
troß mandyer dawider erhobenen Bedenken, angenommen. 

Bei Bunft I. 4 trat in überrafchender Naivetät der kraffefte Voll: 
blutgeift zu Tage in dem Antrage des Grafen Sierftorpff, der für 
den Adel befondre Ehrengerichte in Betreff des Zweilampfes und außer: 
dem das Recht der Rezepzion (wie es z. B. in Medlenburg befteht) 
verlangte. Die Kühnheit, einen VBorfchlag von fo mittelalterlicher Ten- 
denz heutzutage, im vollen Lichte der Deffentlichkeit, zu machen, war 
denn doch zu groß; jelbft die vieleicht Gleichgefinnten ließen den Antrag- 
fteller im Stich — der Antrag fand feine Unterftügung. 

Wir müffen gerecht fein und erwähnen, daß daflelbe ehrenwerthe 
Mitglied gleich darauf einen freifinnigen Antrag ftellte, naͤmlich den, 
daß für das Fallenlafien der Anklage fchon die einfache Majorität aus: 
reichen, für die Berurtheilung dagegen % nöthig fein follten. Diesmal 
war die Berfammlung minder freifinnig, ald Graf Sierftorpff; fie 
verfagte auch diefem Antrage ihre Unterftügung. 

Dagegen nahm man den Antrag des Fürften Lynar an, daß aud) 
auf den Wunſch des Angefchuldigten die Unterſuchung fortgefegt wer: 
den müffe. 

Bei Punkt V befchloß die Kurie, auf Antrag des Grafen Arnim, 
zu erbitten, daß auch in folhen Fällen, wo die Ausfchließung einer Per: 
fon nicht von der ftändifchen Berfammlung ausgegangen, dennoch diefer 
ebenfalls das Recht zuftehen ſolle, aufRehabilitagion des Ausgefchloffenen 
anzutragen. 
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Punkt VI ward ohne Debatte angenommen, nur mit dem Zuſatze 
von Seiten der Abtheilung : 


„daß balomöglichft feftere Formen für die Einleitung einer Kriminalunter- 
fuhung im Wege der Geſetzgebung geichaffen werden möchten.‘ 


So war denn alfo durch die Beichlüffe der Herrenfurie der Ent: 
wurf der Regierung wieder beinahe in feiner ganzen Urfprünglichkeit 
hergeftelt und Alles verworfen, was die Ständefurie zur Anpaffung 
deflelben an die vernünftigen Zeitiveen, an die wahren Begriffe von 
ftändifcher Ehre und bürgerlicher Unbefcholtenheit befchluffen hatte. Scharf 
und fchneidend trat hier der Gegenſatz der Standpunfte zwiſchen den 
beiden Kurien hervor — zwar nicht als ein Gegenſatz der Interefien des 
Beftehenden und derer der Bewegung, wie der Marjchall der 
Herrenfurie e8 auffaßte — denn in diefem Falle war das wirklich B e= 
ftehende, der wirklich im Wolfe lebende Begriff von Ehre gerade Das, 
was die Ständefurie in ihrer Majorität vertheidigte, Das dagegen, 
was die Herrenfurie vertrat, war nur ein Refler aus theils überlebten, 
theils fünftlich gemachten, in alle Wege aber unwahren Zuftänden. 
Vielmehr zeigte fi) der Gegenfaß beider Kurien eben darin, daß die 
eine das gefunde und Klare Gefühl der ungeheuern Mehrheit des Volks, 
die andre die fünftlichen und unklaren Begriffe einer einzelnen Kafte vers 
trat, daß jene einen natürlichen und volfsthümlichen Zuftand zur Gel: 
tung bringen wollte, diefe dagegen einen gemachten, vom Bolfsbewußt- 
jein und der Gefchichte längft verdammten halsftarrig fefthielt. 


Achtzehntes Kapitel. 


Berhandlungen wegen der Ausfchließung des Grafen Neihenbad und 
des Herrn v. Niemojewski vom Landtage. 





Die nachftehenden Verhandlungen, zwei einzelne Fälle der Ausſchlie— 
Bung vom Landtage betreffend, lieferten gleichfam einen Kommentar aus 
dem Leben zu dem fo eben berathenen Entwurfe. Graf Ed. Reichenbach, 
ber Freund Ronges, der entfchiedene Parteigänger des politifchen Libe— 
ralismus, war von der Ritterfchaft des Brieger Wahlbezirkes (Provinz 
Schlefien) zum Vereinigten Landtage gewählt worden. Einige Zeit nach 
feiner Wahl, und ehe noch deren Beftätigung erfolgt, ward gegen den Gra— 
fen eine Unterfuchung wegen Verbreitung verbotner Schriften verhängt. 
Die Anklage lautete auf Majeftätsbeleivigung. Darauf erklärte der Ober- 
präfident, ald Wahlkommiſſar, die Wahl für ungültig und ordnete eine 
nene Wahl an. Diesmal ward Grafv. Strach witz gewählt. Doch pro: 
teftirten einige Wähler gegen die zweite Wahl und die Ungültigfeitser: 
Härung ber erften. Graf Reichenbach felbft veranlaßte einen Konvent 
der Ritterfchaft feines Kreifes (in Gemäßheit der fchleftifchen Kreisord- 
nung von 1827), und diefe entfchied einftimmig, daß fie ihn, troß ber 
Unterfuchung, für unbefcholten halte. Gleichwohl blieb es bei der Aus» 
Schließung, und Graf Strachwitz ward zum Landtage einberufen. 

Gegen diefes Verfahren reichten die ſchleſiſchen Abgg. Tſchocke, 
Siebig und Werner eine Befchwerbe bei der Ständefurie ein und 
beantragten die Einberufung des Grafen Reihenbad. 

Die Abtheilung hatte ſich, mit 11 gegen 2 Stimmen, gegen die 
Beſchwerde erklärt. 

Nach den provinzialftändiichen Gefegen (Tagte fie in ihrem Gutachten) 
ſtehe die Prüfung der Vollmachten und die Beurtheilung ber gefeglich vor⸗ 
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gefchriebenen perfönlichen Eigenfchaften der Gewählten dem kön. Wahl- 
fommifjfar zu, folglich auch die Entſcheidung darüber, ob ein Gewählter 
den nach $. 5, A erforderlichen „unbefcholtenen Ruf“ befige. Die Beftim- 
mung der Kreidtagdordnung, wonach die Standeögenoffen hierüber zu ent- 
fcheiden haben ſollten, gelte nur für die Wahlen zu den Kreidtagen, nicht 
für die zu den Provinziallandtagen. Am Wenigften aber fünne die Enticheis 
dung ded Kreiskonventes zu Neiffe Hier von Gewicht fein, da dieſer Kreis 
gar nicht zu dem provinzialftändifchen Wahlbezirfe, mo der Graf gewählt 
worden, gehöre. 

Der Oberpräfivent habe aber auch nicht anders enticheiden können, da 
biöher, beim Mangel geleglicher Beftimmungen hierüber, angenonmen 
worden fei, daß der unbeicholtene Ruf durch den Eintritt einer Kriminal- 
unterfuchung unbedingt verloren gehe, eine Annahme, die auch ded Königs 
Majeftät noch beim legten rheinifchen Landtage durch feine ausdrückliche 
MWillenderflärung (in der befannten Bruftichen Sache) beftätigt habe. 


Die Abtheilung ging noch weiter; fie verfuchte nachzuweiſen, daß 
auch der Natur der Sache nach die Entfcheidung des Oberpräfidenten 
wohlbegründet und unanfechtbar fei. 


Könne ed auch geichehen, daß völlig ehrenhafte Männer ohne ihre 
Schuld in eine Unterſuchung verwidelt würden, fo wurzle doch im Volke 
felbft tief die Anficht, daß mit der Einleitung einer Unterfuchung und bis 
zu deren Austrag die Chrenhaftigkeit eines Mannes nicht vollfommen uns: 
geichmälert beftehe. In Bezug auf die Standesehre aber und ganz befon- 
vers auf die Theilnahme an einer fändifchen Verfammlung müffe man 
hierin noch ftrenger zu Werke gehen. Dazu fomme, daß die eignen Stan- 
dedgenoffen des Grafen, feine Wähler, durch Vornahme der zweiten Wahl 
und Grwählung eines Andren an feiner Stelle die Entfrheivung des Ober: 
präfidenten als richtig anerkannt und befräftigt hätten. Hier habe man ein 
wirfliches, vollgültiged Standedgenofjenurtheil, gegen welches das des 
Kreiöfonvent3 um fo weniger in Betracht komme. 

Ebenſo fei e8 gerechtfertigt, daß nicht der Stellvertreter ded Grafen 
(Landrath Hoffmann) einberufen, fondern eine neue Wahl angeordnet 
worden fei. Denn die Wahl Reichen bachs fei noch nicht beſtätigt ge— 
weſen; fein ſtändiſches Recht habe daher nicht blos ruhen müffen, fondern 
fei noch gar nicht in Kraft getreten. 


Die Minorität hielt die Zurücdweifung Reichenbachs nicht fiir 
gerechtfertigt, noch weniger die Anordnung einer neuen Wahl. 

Die Debatte über dieſe Frage in der Plenarverfammlung war lang 
und lebhaft. Für das Abtheilungsgutachten fprachen die Abgg. Wo— 
dDiczka, Sattig, GrafRenard, Steinbed, v. Maffow, v. 
Bilgenheimb und Graf Schwerin; für die Beſchwerde die Abgg. 
Dffermann, Alnoch, Werner, Tfhode,v. Binde Milde, 
Hanfemann, Schneider (von Schönbed) und v. d. Heydt. 
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Die Gegner des Abtheilungsgutachtens ftellten fi, wie Graf 
Schwerin ganz trefiend bemerfte, auf den Standpunkt des grund« 
fäglich Richtigen, auf den Standpunft jener Anfichten, die fo eben 
erft bei den Berhandlungen über das Beicholtenheitögefeg in der Stände: 
furie mit fo fiegreicher Beredfamkeit verfochten worden waren. Aber 
leider hatten fie hier, wo es ſich nicht um Einführung eines neuen Ge: 
feges, fondern um Anwendung beftehender Gefege und die Beurtheilung 
eines einzelnen Falles handelte, eben diefes beftehende Geſetz gegen 
fih. Wenn fie zu beweifen fuchten , daß nicht das fubjektive Ermeffen 
eines Berwaltungsbeamten Jemandem die Unbefcholtenheit abfprechen 
könne, daß dazu nur ein rechtsbeftändiges Gericht kompetent fei — fo 
antworteten ihnen die Gegner mit der Hinweifung auf die beftehende 
Gefeggebung, welche die Prüfung und Beftätigung der Wahlen, fos 
wohl nad) der Form ald nad den Eigenfhaften der Gewähl- 
ten, uneingefchränft dem Landtagsfommifjar und in legter Inftanz dem 
Könige anheimgebe. Wenn fie ji) daraufberiefen, daß die Volksſtimme 
feineswegs in jeder eingeleiteten Unterfuhung, am Allerwenigften bei 
Anflagen politifcher Natur, fofort einen Mafel für die Ehre des Ange: 
Hagten erblide, daß das Verbrechen, wegen deſſen GrafReihenbad 
in Unterfuhung genommen fei, von fehrBielen täglid) begangen werde, 
und daß es doch hart fei, einen im Uebrigen durchaus ehrenhaften, von 
feinen Standesgenofjen und Mitbürgern durch viele Beweife der Hoch: 
ſchäätzung ausgezeichneten Mann für eine ganze, fehsjährige Wahlperiode 
feiner ftändifchen Rechte zu berauben, trogdem daß er vielleicht in Furs 
zer Zeit freigefprochen werde — fo hielt man allen diefen Berufungen 
immer wieder das beftehende Gefeg entgegen, weldes das Verfahren 
des Oberpräfidenten rechtfertige und autorifire. Auf die fchärfite Spige 
ward dies Prinzip der beftehenden Gefeggebung von dem kön. Koms 
miffar geftellt, als Derfelbe fagte: 

Das allein Enticheidende in der ganzen Frage fei Dies, dag die Wahl 
des Grafen Reichenbach die Fönigliche Beftätigung nicht erhalten habe, 
daher unvollftändig, die Wahl des Grafen Strahmwig dagegen, ald vom 
Könige beftätigt, vollftändig fei. Ob Graf Reichenbach beicholten oder 
unbeicholten, darauf komme es hiernach gar nicht mehr an. 

Das hieß denn doc) das königliche Beftätigungsrecht bei den Wah- 
fen geradezu ind Ungemefine ausdehnen, und mit Recht bemerkte Dagegen 
v. Binde, daß dieRegierung einen Abgeordneten nicht fo zu beftätigen 
babe, wie etwa einen Bürgermeifter. 

Indeß, was halfs? Im vorliegenden Falle brauchte man jo weit 
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nicht einmal zu gehen, denn das Recht der Regierung , über dad Vor⸗ 
bandenfein der gefeglichen Wahlerforderniffe zu entſcheiden, war, wie 
gefagt, nach der beftehenden Gefeggebung nicht wohl zu beftreiten. 

Vergebens auch hielt Hanfemann den Miniftern vor, daß ja 
daffelbe Verbrechen, defien man den Grafen Reihenbacd anflage — 
Verbreitung verbotener Schriften — mit ihrer eignen Zulaffung von der 
Allg. Preuß. Zeitung verübt worden ſei, indem dieſe die renoluzionärften 
Stellen aus den Schriften eined Heinzen, eined Marr u. A. abge⸗ 
drudt habe! Vergebens erinnerten fowohl er ald Tſchocke daran, wie 
man früher auch gegen Schlöffel eine politifche Unterfuchung einge 
keitet und Diefen viele Monate lang in Haft gehalten habe, ohne vaß 
doc) etwas Anderes, als deſſen völlige Freifprehung, erfolgt fei! Ver- 
gebens karakteriſtrte Milde die Unterfuhung gegen Reihenbad als 
einen politifchen Tendengprogeß und machte auf das Gefährliche eines 
Berfahrens aufmerffam, bei deſſen fonfequenter Verfolgung es dahin 
kommen könne, daß man zwei, drei Wahlen vernichte, bis endlich eine 
persona grata gewählt ſei! 

So bitter diefe Wahrheiten für die Minifter waren, und fo wenig 
es ihnen gelang, diefelben zu entfräften,, fo hatte Dies auf die Haupt⸗ 
frage doch feinen entfcheidenden Einfluß. Der Prozef des Grafen Rei— 
chenbach vor der Kurie mußte verloren gehen — wie nun einmal die 
Sachen lagen — , und er ging verloren. Sowohl die Frage: 


„ob Se, Majeftät zu bitten fei, den Grafen Reichenbach ald geſetz— 
lich gewählten Abgeordneten einberufen zu laſſen?“ 


als auch die Frage: 


„ob Se. Majeftät zu bitten ſei, den Stellvertreter des Grafen einbe— 
rufen zu laflen 2” 


wurden mit einer fehr ftarfen Majorität verneint. Graf Reihen- 
bach blieb ausgefchloffen, auch nod) dann, als er, etwa in der Mitte des 
Landtags, in der wider ihn verhängten Unterfuhung völlig freige- 
ſprochen war. Er ward das Opfer der beftehenden Gefeggebung und 
feiner misliebigen politifchen Tendenzen. 

Etwas anders lag die Sache des Herrn v. Niemojewski aus 
Pofen, über deffen Nichteinberufung der an feiner Stelle einberufene 
Herr v. Wengiersfi felbft Befchwerde führte. 

Herr v. Niemojew ski war zum Abgeordneten gewählt und von 
ber Regierung beftätigt worden. Allein kurz nach der Beftätigung ward 
dem Oberpräfidenten von der zur Erörterung der legten VBerfchwörung 
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in Bofen beftellten Immediatunterſuchungskommiſſion angezeigt, daß fie 
gegen Heren v. Niemojewsfi, wegen vorliegender Verdachtsgründe 
der Theilnahme an jener Berfhwörung, mit der Borunterfuchung vers 
fahren werde. Der Staatsanwalt beantragte auch wirklich eine folche 
beim Gerichte, und ed ward hierauf die Nichteinberufung des Abgeord- 
neten v. Niemojewsfi und die Einberufung feines Stellvertreters 
von der ftändifchen Immediatfommiffion angeordnet. 

Die begutachtende Abtheilung erklärte auch dieſe Befchwerde für uns 
begründet, weil nach der zur Zeit gültigen Gefeßgebung die landesherr: 
liche Behörde die Befugniß habe, nad) ihrer fubjeftiven Ueberzeugung 
über das Borhanvdenfein der Wahlqualififazion zu entfcheiden. 

Diesmal jedoch fand das Abtheilungsgutachten nicht einen einzigen 
Fürfprecher; wohl aber ward ed von vielen Seiten, von den Abgg. 
Schumann, v.Binde, Shauß, v. Bardeleben, auch vom 
Grafen Schwerin, entſchieden befämpft. Diefer Fall, ward gefagt, 
fei ein ganz andrer, ald der des Grafen Reichen bach; hier liege noch 
gar feine wirkliche Unterfuchung vor, da eine ſolche nur nach Entjchei« 
dung des Gerichts, nicht auf bloßen Antrag des Staatsanwalts, er« 
folgen fünne ; es fei alfo noch weit weniger Grund, als dort, vorhan- 
den gewefen, die Unbefcholtenheit des Gewählten in Zweifel zu ftellen. 

Der kön. Kommiffar hielt diefen Einwürfen wieder flarr und 
kahl die Berufung auf die königliche Willenserklärung entgegen. 


Der König habe in dem Falle des Abg. Bruft entfchieven, daß auch 
ſchon nach dem Eintritt einer Vorunterfuchung der davon Betroffene nicht 
mehr für unbefchoften zu erachten fei, und Das genüge, um das Verfahren 
ber Behörben auch in dieſem Falle zu rechtfertigen. 


Es genügte wenigftens, um die zur Verwerfung der Befchwerbe 
nöthige Stimmenzahl in der Verfammlung zu gewinnen. Nur 267 
ftimmten für die Beſchwerde, 160 dagegen. 

So groß war der Zauber der Worte: „Der König hat ge 
fprochen !‘’ 


Weunzehntes Kapitel. 


Verhandlung über den Gefegentwurf wegen Abſchätzung bäuerlicher 
Grundftüde. 


Die erleuchteten Grundfäße der preußifchen Landeskulturgeſetzge— 
bung aus den Jahren 1807—1810 find befannt und mit Recht hoch— 
gepriefen; befannt find aud) die glüdlichen Refultate, welche daraus 
für die Herftellung eines freien, Fräftigen, wohlhabenden Bauernftan- 
des hervorgingen. Ebenfo befannt ift aber leider, daß auch hierin, wie 
in faft allen Punkten der Geſetzgebung, die freien und aufgeflärten 
Anfichten, welche damals, in den Jahren der glorreichen Wiedergeburt 
Preußens, die herrichenden waren, fpäter, namentlich nad) dem Jahre 
1820, ganz entgegengefegten Anfichten allmälig Platz machten. Statt, 
wie früher, blos durch Befreiung, glaubte man jest durch Befchrän- 
fung der natürlichen Freiheit jenes große Ziel der Landesfulturgefegges 
bung, die Erhaltung eines Fräftigen, wohlhabenden Bauernftandes, zu 
erreichen. Allerdings mochte diefed Vorurtheil hier und da auch im 
Volke felbft Wurzel geichlagen haben. Anträge in diefem Sinne gins 
gen von einzelnen ‘Brovinziallandtagen aus. Als jedod) die Regierung 
im Jahre 1830 verfchiedene Entwürfe zu Gefegen über Beichränfung 
der Dismembragiongfreiheit, der Berfchuldung der Bauerngüter und der 
Erbtheilung den Provinzialftänden zur Begutachtung vorlegte, erklärten 
ſich diefe, und insbefondere der Stand der Landgemeinden, mit großer 
Uebereinftimmung gegen die darin aufgeftellten Grundſätze. Dennoch 
legte die Regierung im Jahre 1841 den Ständen abermals zwei Gefeg- 
entwürfe vor, die von dem gleichen Prinzip der Befchränfung und Ber 
vormundung ausgingen, darunter einen, welcher geradezu ein Erſt— 
geburtsrecht und ein Vorrecht der männlichen Erben im Bauernftande, 
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alfo eine Art bäuerlicher Majorate, einführen wollte. Auch diefes Ge: 
feb ftieß auf den entfchiedenften Widerfpruch, wiederum namentlich von. 
Seiten der Vertreter der Landgemeinden, und ward von der Mehrheit 
der Landtage abgelehnt. Doc gab fich bei den Verhandlungen darüber 
von manchen Seiten der Wunfc fund, daß, in Bezug auf die Tar- 
prinzipien und die vormundfchaftlichen Verhältniffe bei Erbtheilungen 
von Bauerngütern, Etwas zu deren beſſern Regulirung gefchehen möge. 
Hierauf nun ſich ftügend, legte die Regierung jegt dem Bereinigten 
Landtage einen Gefegentwurf vor, in deffen Motiven ald Zwed des 
Geſetzes „die Erhaltung eines Fräftigen Bauernftandes ’’ als Mittel 
zu diefem Zwed aber „die Erhaltung der Bauerngüter in den Familien 
ihrer Befiger und die Verhütung von Erbtheilungen‘’ ausgefprochen 
ward. Diefen Zwed nun verfolgte der Entwurf nach zwei Richtungen : 
einmal durch Aufftellung foldyer Tarprinzipien, bei denen, wie es im 
Entwurfe hieß, „der Gutsübernehmer im Stande ift, fich bei der 
Wirthfchaft im leiftungsfähigen Zuftande zu erhalten’; das andere 
Mal dadurch, daß er den Vormundfchaftsbehörden erweiterte Befug- 
niffe bei Auseinanderfegungen über den Nachlaß eines bäuerlichen 
Grundbefigers , insbefondere zur eberlaffung des Guts an einen der 
Miterben unter billigen Bedingungen, einräumte, 

In der vorberatbenden Abtheilung der Dreiftändefurie, an welde 
diefer Entwurf zuerft zur Berathung gelangte, erregte das an die Spige 
defielben geftellte Motiv: 

Erhaltung eines fräftigen Bauernſtandes 
faft allgemeinen Anſtoß. 11 Stimmen unter 15, darunter ſämmt— 
lihe 8 Abgeordnete der Landgemeinden, verneinten die 
Frage: ob zu dem gedachten Zwede ein ſolches Gefeg Bedürfniß fei? 


Die einzelnen Theile des Gefeges anlangend, fo erklärte die Ma— 
jorität der Abtheilung — 10 Stimmen gegen 5 — die Erlaffung von 
Beftimmungen zur Befeitigung der Unficherbeit und Verfchiedenheit in 
dem Verfahren bei Abichägung bäuerliher Grundftüde für wünjchens- 
werth und empfahl deshalb die dahin abzweckenden $$. des Entwurfs, 
jedoch unter Modififagionen, zur Annahme. 

Dagegen verwarf eine Majorität von 8 gegen 6 (einfchließlich des 
größern Theils der bäuerlichen Abgeordneten) den $., welcher von der 
Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen handelte, obgleich eine Ber 
flimmung darüber im Allgemeinen, nur in anderm Sinne, als diefe, 

von I gegen 7 Stimmen für wünfchenswerth erachtet ward. 
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Die Motiven für diefe abweichenden Anfichten der Majorität 
und der Minorität gab das Abtheilungsgutachten folgendermaßen an: 


„Diejenigen unter und”, hieß es darin, „welche entweder gegen daß 
Gefet im Allgemeinen oder auch gegen einen der beiden Theile veffelben fich 
erklärt haben, gründen ihr Botum auf folgende, bald der Gefammtheit, 
bald einzelnen Mitgliedern angehörende Motive: 


. 4) Der preußifche Bauernftand ift Eräftig genug, und bedarf ed, um ihn 
zu kräftigen oder kräftig zu erhalten, feiner befonderen Gefege, Seine 
Kraft hat jich in ſchwierigen und verhängnißvollen Zeiten auf das 
Entfchiedenfte bewährt, und ein mehr als vreißigjähriger Friede hat 
ihre fernere Entwidelung eben jo glücflich befördert, als das Frei- 
machen von hemmenden Feſſeln, welche ihr früher entgegenſtanden. 

2) Unfere jegige einfchlagende Gefeggebung genügt vollkommen und ge= 
währt in Bezug auf Abſchätzung von Ruftifalgrundftüden und zur 
Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen hinreichenden Anhalt. 

3) Geſetze in vorftehender Beziehung können überhaupt ven Stand der 
Landgemeinden nicht Eräftigen, die befte Kräftigung ift die, welche er, 
bei ganz freier Dispofizion über fein Beſitzthum, aus fich ſelbſt her— 
aus entwidelt. 

4) Das vorliegende Gefeg fei partifularer Natur, und ein folches be: 
“dürfe der Stand der Landgemeinden nicht. 

5) Weitere, ald jegt gejeglich beftehende Befugniffe, den Wormund- 
Ihaftsbehörden zu ertheilen, fei nicht wünfchenswerth, im Gegen 
theil für die Minderjährigen gefährlich, zumal bei einzelnftehenven 
Richtern. Die Beflimmungen ded Gefegentwurfs feien nur zum 
Vortheil des Gutannehmers, keineswegs aber im Sntereffe der 
Mündel. 

6) Das beſte Mittel, die Nachtheile zu vermeiden, welche den Beſtim— 
mungen des Geſetzentwurfs hinſichtlich der Vormundſchaftsbehörden 
entgegentreten wollen, ſei Erleichterung der teſtamentariſchen Ver— 
fügungen in Bezug auf Formen und Koſten. 

Uebrigens ſei es nicht einmal zweckmäßig, durch geſetzliche Beſtim⸗ 

mungen auch nur mittelbar die Subhaſtazion zu erſchweren, weil 

dadurch der Intelligenz die Thür verſchloſſen würde, welche durch 

Einkauf Fremder oft in einem Orte einziehe, und endlich könnten 

8) in Fällen, wo viele Schulden auf dem Grundſtück haften, die Mino— 
tennen nad dem Gefegentwurf leicht um ihr ganzes Erbtbeil ges 
bracht werben, wenn die Bormundfchaftäbehörde dem Annehmer das 

Grundſtück für zwei Drittel der Tare oder auch darunter überläßt,. 

während Legterer das Grundſtück fpäterhin zur vollen Taxe oder noch 

darüber verfauft und allein etwas übrig behält. 

Diejenigen Mitglieder der Abtheilung aber, welche für das Geſetz 
ſich ausgeſprochen haben, motiviren ihr Votum durch folgende Gründe, 
welche theils ihre Geſammtheit, theils einzelne Mitglieder für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen: 


7 
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1) Wenn auch der preußifche Bauernftand im Allgemeinen ein kräftiger 


genannt werden Eönne, fo treffe Dies keineswegs für alle Provinzen 
und Kreife im Staate zu, und aud) da, mo ed zutreffe, würbe bie 
vorhandene Kräftigung der Maſſe jedenfalls der Erhöhung fähig 
und der Erhaltung bepürftig fein. 


2) Die jegigen gefeglichen Beftimmungen des Allgemeinen Landrechts 


3) 


Tit. 7. Thl. I. und der Gerichtsordnung Tit. 6. Thl. IL über 
Pringipien und Berfahren bei Tarazionen ruftifaler Grundftüde 
find unzweckmäßig und unbeftimmt, deßhalb eben verfchievener Deus 
tung fähig, und die Vraftif lehrt täglich, daß fie bald zu niedrige, 
bald zu hohe Zaren zur Folge haben, dadurch aber bald Beeinträch- 
tigung, bald übermäßige Bevorzugung, immer aber Schwanfung und 
Unficherbeit im Beſitz bervorbringen. 

So fehr wir auch dad Prinzip der Selbſtentwickelung durch Dispo: 
fiziondfreiheit ebren und anerkennen, fo find wir doch ver feften Ues 
berzeugung, doch diefe nur durch eine heilſame Geſetzgebung diejenige 
Unterftügung erhalten fann, welche ihr notbwendig ift. Dieſen Zwed 
verfolge auch das vorliegende Geſetz, indem es die Hinderniffe beſei— 
tige, welche der Dispofizionsfreiheit entgegenfteben. 


4) Als Partikulargeſetz dürfte der gegenwärtige Geſetzentwurf kaum ans 


5) 


geliehen werden fönnen, da die im Stande der Landgemeinden vertre— 
tenen Grundftüde bei Weitem die Mehrzahl ausmachen, für Ritter: 
güter faft in allen Provinzen Krebitvereine mit befonderen Tarazionds 
grundfägen befteben, und für ſtädtiſche Grundſtücke, welche meiften- 
theild im Annerum eines Gewerbes oder eines Hauſes, vaher nad 
dem Verkehrswerth zu beurtbeilen jind, andere Nornen beftehen 
müffen, Uebrigend ſoll das gegenwärtige Gefeg auch nur an 
die Stelle beſtehender Partifulargefege treten, auch haben manche 
für den Stand der Landgemeinden beftehbende Singulargefege höchft 
wohlthätig gewirkt, 
Es ſei befannt, daß nachgelaffene Ruftifalgrundftüde jehr häufig zur 
Subhaftazion fommen, meil feiner der majorennen Erben daſſelbe 
zur vollen Taxe annehmen will und kann, wodurch nicht nur die 
Güter oder Grundftüde aus der Bamilte foınmen, fondern auch die 
Erben einen geringeren Kaufpreis erhalten, die Minderjährigen aber 
der anderweiten, nur von dem verwandten Annehmer zu erlams 
genden Vorteile, als: Erziehung, Alimentazion, Ausftattung ıc., 
verluftig geben, welche durch eine größere Gelvabfindung nicht zu 
erfegen feten. Das Gefeg folle die Bormundfchaftsbehörden von den: 
jenigen Borfchriften befreien, melcdhe fie oft gegen den Willen der 
Bamilie und gegen das Interefje ver Pflegebefohlenen zur Subhafte- 
zion nöthigen. Wenn die Vormundichaft die nicht mehr lebenden 
Neltern vertrete, fo folle fie auch mindeftens einen Theil ihrer freien 
Befugniß bis zu einer gewiſſen zu feßenden Schranfe ausüben. 

Die befürchteten Uebergriffe zum Nachtbeil der Mündel wären 
umjoweniger zu befürchten, als eines Theils das Gefeg nur fafultas 
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tiv, nicht beftimmt maßgebend fei, und anderentheils bie 88. 232 ıc. 
Tit, 18. Thl. II, des Allgemeinen Landrechts den Bormündern bün⸗ 
dige Pflichten auflegen. 

6) Wenn auch Erleichterung in Form und Koften der letztwilligen Ver⸗ 
fügungen zu wünfchen feien, jo frage ſichs, ob deshalb viel mehr"te- 
flirt werden würde, denn weniger die Schwierigkeit der Teſtaments— 
aufnahme, ald die Scheu, ein Teftament zu machen, und Sorglofigs 
keit fei der Grund, daß ſelten legtwillige Dispofizionen erfolgten. 

7) Durch dieSorge: unnöthige und nachtheilige Subhaftazionen zu ver= 
meiden, fei man feineswegs Willens, dem Ginziehen fremder Intel- 
ligenz einen Damm entgegenzufegen, und glaube, daß dieſelbe durch 
freimilligen Einkauf und Einheirath fattfam einwandern werde,” 


Die Verhandlungen über den Entwurf in der Kurie felbft eröffnete 
der fön. Kommiffar Leite mit einer Rede, worin er das Prinzip 
des Gefeges gegen die in der Abtheilung erhobenen Einwürfe zu ver- 
theidigen, defien Beduͤrfniß und praftifhe Nüglichkeit zu erweifen 
verfuchte. 

Das Geſetz, fagte er, fei durchaus in Nebereinftimmung mit den großen 
Prinzipien der Landeskulturgeſetzgebung; es wolle feine Befchränfungen ein= 
führen, fondern nur, fo weitndthig, die Verhältniffe reguliren. Ebenſowenig 
liege vemfelben die Tendenz zu Grunde, ein Singularrecht für ven Bauern 
ftand zu begründen ; wenn es finguläre Beftimmungen aufftelle, fo komme 
Dies daher, daß für-die Fleinen ländlichen Befigungen Manches nicht paffe, 
was nur für die größern paſſe. Das Bedürfniß eines folchen ſei von den 
Provinzialftanden mehrfach anerkannt worden. Die Unficherheit der beſte— 
henden Geſetzgebung in Bezug auf die Tarpringipien für bauerliche Grunde 
ftüde mache fefte und gleichmäßige Beftimmungen darüber nothwendig — 
folche habe man darin zu finden geglaubt, daß die wahre Werthötare, nicht, 
wie biöher, eine ermäßigte, zu Grunde gelegt und daß die Abjchägung der— 
felben einem fachverftändigen Urtheil der Standesgenoſſen überlafjen werde. 
Die Beflimmungen wegen der Bormünder enthielten nichts Beſchränkendes, 
vielmehr gebe e8 den Bormundichaften einen weitern Spielraum des Hans 
delns und habe zugleich das Interefje der Unmündigen im Auge, welches 
unter der jeßigen Beftimmungen oftmals leide. 


Es begann Hierauf die allgemeinen Debatte über die Bedürfniß— 
frage und das Prinzip des Geſetzes. Die Mehrzahl der Redner, wel: 
he fi) daran betheiligten, gehörte dem Stande der Landgemeinden an; 
um fo gewichtiger ift, was Diefe — ohne Ausnahme gegen das Ge- 
ſetz — äußerten. 

Abg. Lenfing: 

„Meine Herren, aus der Denkfchrift einerfeits, mehr aber noch aus 
der lichtvollen Auseinanderfegung, bieder Kommiffar ſchon in der Siz— 
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zung und jegt bier in diefer Verſammlung geliefert hat, geht hervor, daß 
nicht gar lange, nachdem Preußen durch eine weife Reformgefeggebung, die 
in einer bedrängnißvollen Zeit ind Leben getreten ift, die Feſſeln ver Per: 
fonen, des Eigenthums und der Gewerbe gelöft hatte, fchon die Tendenz 
von verfchiedenen Seiten fich kundgab, binfichtlich eines Standes, nämlich 
des Bauernftandes , feine Kräftigung, feine Erhaltung dadurch fördern zu 
wollen, daß man ihm feine Freiheit aufs Neue einfchränfte, mit Verken⸗ 
nung alſo ber emigen Wahrheit, daß ohne Freiheit fein Erhalten möglich 
il. Der Baum, der feine Wurzeln in der Erde nidht frei ausbrei— 
ten, der feinen Wipfel nicht frei zum Himmel erheben, ver feine 
Zweige nicht frei ausdehnen fann, verkümmert in der nährenden Atmos⸗ 
färe, fiecht und ftirbt. Ich weiß nicht, ob man mehr ftaunen muß über 
die Macht des Vorurtheild, welches derartige Tendenzen hervorgerufen hat, 
oder über die Unbefanntichaft mit den Zuftänden des Bauernftandes und 
des Landes jenes gefegneten Theiles der Erde, wo der Bauernftand feit 
Jahrhunderten, wo er von jeher frei und unabhängig dageftanden und 
aus eigner Kraft fih zu erhalten gewußt hat. Ich bezeichne damit jene 
weftlichen Theile Germaniensd, von denen leider ein Theil dem Bunde uns 
ferer germanifchen Staaten entriffen ift. Dort ftand von jeher der Bauer 
frei, er fteht noch frei; er hat fich erhalten nicht allein trotz der Freiheit, 
fondern gerade durch feine Freiheit. Er bat einen Wohlftand entwidelt, 
der ihn in den Stand geſetzt hat, die Kultur ſeines Bodens auf eine Höhe 
zu bringen, die allerfeitd ald Mufter für andere Länder anerkannt wird. 
Mit Freuden indeß haben wir erſehen, daß auf diefe Tendenz bei unferer 
hohen Staatsregierung endlich eine andere Anficht obflegend geweſen ift. 
Wir haben e8 geliehen und gehört aus dem Bortrage des Herrn Kommiſ— 
ſars, daß die Anfiht Raum gewonnen bat, daß nicht durch Beichränfuns 
gen, nicht durch unmittelbare Einwirkung, welche die Freiheit der Dispo- 
jizion flört, auf die Kräftigung und Erhaltung des Bauernftandes einzu: 
wirfen ift, fondern nur in mittelbarer Weile und hauptſächlich durch Weg— 
räumung derjenigen Hinderniffe, die in der älteren Gefeggebung noch dann 
und wann anzutreffen find. So ift der jegt unferer Berathung unterlies 
gende Geſetzentwurf entftanden. Der Geſetzentwurf zerfällt hauptſächlichfin 
zwei Theile. 

Was die erfte Abrheilung anbetrifft, infofern diefe nur die Tendenz 
bat, eine bisherige Verſchiedenheit Hinfichtlich der Taren, die zu verfchies 
denen Zweden aufgenommen worden, und eine Rechtsunficherheit, die in 
einigen Theilen unſeres Vaterlandes in diefer Hinficht noch beftehen mag, 
wegzuräumen, fo würde ich für meinen Theil nichts zu erinnern haben, ich 
würde es vielmehr für fehr zweckmäßig anerkennen, daß namentlich in $. 3 
die Beftimmung Platz gegriffen hat, daß die Taratoren auch jedesmal über 
den Geſammtwerth der Befigung gutachtlich zu hören find. in jolches 
Berfahren hat in demjenigen Theile unfered Vaterlandes, dem ich anzu— 
gehören die Ehre habe, ohnedem von jeher Statt gefunden ; e8 hat in dem 
Theile auch feine Rechtsunficherheit und feine Verfchiedenheit binfichtlich 
der aufzuftellenden Tarprinzipien bei allen gerichtlichen Taren Statt gefun- 
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ben, Was etwa in dem Geſetze ſelbſt Unficheres Liegen mag, bat theils die 
Sitte, theils die gerichtliche Praris bei und längſt befeitigt. Das Berürf-- 
niß alfo, namentlich in diejem Landestheile, zur Erlaffung eined Geſetzes 
waltet nicht vor. Allein, wenn das Bedürfniß ſollte Statt finden in ander 
ven Provinzen und nicht in anderer Weile fich heben ließe — allenfalls 
durch eine einfache Erklärung — dann würde ich mich einverftanden damit 
erklären können, wenn viele Gefegbeftimmungen als allge— 
meine Öefegegefaßtwerden, und daß fieniht als fingus 
lares Geſetz für den Bauernfland daſtänden. Meine Herren! 
Ich gehöre einem Landestheile an, wo man die entichiedenfte Abneigung 
bat gegen alled Dasjenige, was irgendwo eine neue Begründung eines Un— 
terfchiedes der verfchiedenen Stände in Bezug auf Rechte und auf das Ge— 
fe hervorrufen koͤnnte. Als allgemeines Gejeg, wenn dieſes allgemeine 
Geſetz auch dazu dienen foll, um bisher beftandene fingulare Gefege weg⸗ 
zuräumen, würde ed eben fo nüglich fein für die andern Stände, ald es für 
den Bauernftand nüslich ift, würde ed eben jo nüglich jein für den Stand 
der Städte; denn auch dort fünnen bei den Auseinanderjegungen und bei 
anderen Taren die nämlichen Grundſätze ſehr gut gelten, welche in Bezie— 
bung auf bäuerlicde Grunpftüde gelten, Als Partifulargeieg für den Bau— 
ernftand habe ich in der Abtheilung mich gegen viele erjte Abtheilung er— 
Elärt, obgleich ich, wie ich hier erörtert habe, im Allgemeinen dieſe Beſtim— 
mungen nicht für ungwedmäßig halte. 

Ich gebe jet über zur zweiten Abtheilung ded Geſetzes, namentlich 
zu 6. 4. Nach den bisherigen lanprechtlichen Beftimmungen find die Vor— 
mundfchaften ſchon autorifirt, unter den großjährigen Mitbetheiligten alle 
einzelnen Uebertragungen der Grundftüde zu bewilligen; aber es ift dort 
feftgeießt, daß jedesmal die ganze Taxe muß erreicht werden, rejp., wenn 
unter die Tare heruntergegangen werden foll, muß, was dann an der Tare 
abgejegt wird, durch andere Vortheile für die Minorennen wieder erjegt 
werden. Diefe Beftimmungen find nach meinem Dafürhalten und nach der 
Praxis, wie fie in unferer Gegend fich gebildet bat, völlig ausreichend. 
Ich würde eine größere Befugniß ver Vormundichaften für gefährlich, ich 
würde fie für nachtheilig halten. Ich bin alfo der Meinung, daß in diefer 
Beziehung die bisherigen Vorfchriften des Allg. Landrechts völlig aus— 
reichen. 

Es haben zwar in unjerer Abtheilung einzelne Mitglieder der Lands 
gemeinden aus anderen Provinzen fich dafür erklärt, daß fie ein ſolches 
Gefe für nüglich hielten. Unter diefen jind zwei Provinzen, welche noch 
Partifulargefege haben. Ich habe nichts dagegen einzumenden, daß fie fie 
behalten und daß, wenn jie ed verlangen follten, fie folche Beftimmungen 
in einem Partifulargejeg erbitten. Aber, daß vieles Gefeg als ein Gefeg 
für den ganzen Staat gegeben werden foll, dagegen muß ich mich erklären, 
und ich werde alſo gegen das Gejeg, ſowohl gegen die erfte, ald auch ges 
gen die zweite Abtheilung ſtimmen.“ 

Abg. Dorenberg: „Meine hochgeehrten Herren ! Das Geſetz, welches 
der hohen Verſammlung heute zur Berathung vorliegt, trifft lediglich und 
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greift nur in die bäuerlichen Verhältniffe ein, Ich muß mich entfchieden 
gegen dad Gefeg erklären, das ich durchaus nicht annehmbar finde. Meine 
Herren! Aus diefem Stande bin ich hervorgegangen und lebe darin feit 
mehr ald AO Jahren. Nach meiner Erfahrung ift feit der Zeit bis jeft 
immer darauf bingewirft, daß dad Befigthum foviel wie möglich in den 
Händen der Familie bleibt, d. h. wie es die Väter beſtimmen, und dahin 
haben die bisherigen Gefege gezielt. Einige Erblafler haben über ihren 
Nachlaß nicht beftimmt, aber fie hatten ihre weisliche Abficht dabei, fie 
hatten eine ftarfe Bamilie oder fonftige Gründe dazu. Diefe Rückſicht und 
andere Verhältniffe waren es, daß fie nicht darüber beſtimmten; fie gaben 
dadurch fund, daß ein Kind foviel wie das andere erben folle. Hier greift 
nun das vorliegende Gefeg ein und verordnet, das Gut foll in Bormunds 
Ichaftöhände gelegt werden. Das ift und bleibt eine bedenkliche Suche, 
denn die Taratoren, meine Herren, haben über ven Werth der Güter ſehr 
verſchiedene Anfichten und Meinungen. Ich will ein Beifpiel anführen, 
Die Erben eines Gutes find ſechs bis acht Kinder. Das Gut foll zu 
12,000 Thaler tarirt werden. Der Uebernehmer zahlt zwei Drittel heraus, 
und vielleicht, ift e8 dem Bormund angenehm, noch weniger, und, jo tritt 
denn der Annehmer für 4 bis 5000 Thaler in das Gut. Er foll nun au 
noch für unmündige Kinder forgen, Meine Herren, da kenne ich Beilpiele, 
daß dieſe grade am fchlechteften verforgt find. In der Regel heiratbet der 
Annehmer fogleih, und es kommt dann viel auf die Frau an. Ich muß 
bemerken, ſowie das Geſetz in Kraft tritt, beginnt auch die Uneinigfeit uns 
ter den Gefchwiftern. Was der Vater beftimmt, das lafien fich die Kinder 
gern gefallen, nicht aber die Beflimmungen des Geſetzes. Im der Regel 
wohnen die Gefchwifter in der Nähe des Guts ihrer Väter und ſehen mit 
neidiichen Augen auf den jegigen Befiger, und es berricht fonach dann 
feine Einigkeit unter ihnen. Was die Erben nach dem Gefeg nicht follten, 
das thut num der Annehmer; nach zwei Jahren beichließt er, dad Gut zu 
verfaufen, er befommt dann dafür 18— 20,000 Thaler, und dies ift nun 
erft die wahre Tare. Es fommen dann die Hinterbliebenen und fagen und 
Schreien gegen die gefegliche Beftimmung über die Ungerechtigkeit und ges 
gen die Bormünder. Kein Bormund wird unter ſolchen Verhältnifien ein 
ſolches Amt annehmen fünnen. Der jegige Gutsbeſitzer hat den Vortheil, 
und die Anderen fteben in großem Nachtheil. Meine Herren! Nun beißt 
ed im Gejeg: „um einen Fräftigen Bauernftand zu erhalten”. Schon vor 
fech8 Jahren kam diefer Entwurf auf den Provinziallandtagen vor; au 
zu jener Zeit habe ich eifrig umd entfchieden dagegen mich ausgeiprochen 
und damals auch die ſchlimme Seite der Sache dargeftellt. Ich muß pro— 
tefliren gegen die Behauptung, die in der Denkichrift enthalten iſt. Es 
beißt dort, die Provinz Sachſen habe fich einftimmig dafür ausgeſprochen. 
Das muß ich widerlegen; ed muß ein Irrthum fein. Drei haben dagegen 
geftimmt. Ich bin immer ein Feind geweſen gegen die Einichränfungen im 
Beſitz. Meine Herren, e8 heißt, „um einen fräftigen Bauernftand zu erzie⸗ 
len“. Ich frage, ob durch das Geſetz ein kräftigerer Bauernſtand erzielt 
werden kann, als wie wir ihn jetzt haben? Ich kenne den Bauernſtand ſeit 
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40 Jahren, und ich frage vie hochgeehrten Herren bon ber Ritterfihaft 

und den Städten, insbeſondere die Alteren, die vor 40 Jahren den Bauern⸗ 

ftand Fannten und jetzt noch Fennen. Der Bauernftand ift jet jo Fräftig 

und groß an Betriebfamkeit und Fleiß. ö 
(Bravoruf von allen Seiten.) 

Was hat diefed Verhältniß herbeigeführt? Die meifen, wohlwollen⸗ 
den Gefege unferd hochjeligen Königs. Er wollte, daß feine Unterthanen 
frei über ihr Beſitzthum verfügen Fünnten, die Ablösbarfeit und die Sepa— 
ration. Diefe drei weilen Geſetze find mit einander verbunden, und fie 
koͤnnen nicht von einander getrennt werden! Diele Beflimmungen haben 
den Werth in dem Grundbeſitz und die jegt vorhandene Regfamfeit in ums 
ferem Stande hervorgebracht. Meine Herren, wenn Sie auf die Ortichaf: 
ten binbliden, fo werden Sie finden, daß auch in moralifcher Hinficht 
Stadt und Land immer mehr mit einander verichmelzen. Gehen Sie auf 
das Land und fehen Sie auf den Dörfern die Gebäude an, die feit 20 
Sahren entftanden find! Alfo, was dem Ader abgezwungen werden Tann, 
das gefchieht. Es werden Vereine gebildet, an welchen höhere Beamte 
und Herren Antheil nehmen, die die Fortbildung des Bauernftanded Fräf- 
tig unterftügen. Der Bauernftand ift jet Fräftig genug und bedarf feiner 
ſolchen Gefeße wie die vorliegenden, (Bravo von mehreren Seiten.) 

Meine Herren, ich ftehe hier für 300 Ortſchaften, aber ich glaube, 
alle 300 würden fagen: Das Gefeg ift nicht rathfam, wir brauchen es 
nicht. Warum diefe ſcheinbaren Verbefferungen, die feine Verbefferungen 
find, warum an dem Bauernflande rütteln, um ihm die Freiheit zu be- 
ſchränken? (Bravo.) 

Meine Herren, ich Fünnte im Namen meiner Kommittenten e8 nicht 
verantworten, wenn ich für das Geſetz ſtimmte! Ich weiß nicht, ob es 
durchfallen oder ob e8 angenommen werden wird; mag dem fein, wie ihm 
wolle; ich habe mwenigftend meine Pflicht gethan! Auf dem Provinzial: 
Landtage wurde ich nicht unterftügt, aber hier, glaube ich, in diefer hohen 
Berfammlung , werde ich Unterftügung finden. Es ift ein Geſetz, das er: 
laſſen werden foll beim erften großen Landtage, und zwar allein über bie 
bäuerlichen Verhältniſſe. Meine Herren! ich fpreche nur von meinen Kreis 
fen, nicht von der Provinz, aber ich glaube, die Herren Kollegen aus der 
ganzen Provinz ftimmen mir bei. Wir verlaffen uns heute auf die hohe 
Berfammlung. Ih glaube, daß fie und bei der Abflimmung über das 
Gejeg nicht im Stich Tafjen wird.” 

(Allgemeines Bravo.) 

Abg. Gießler: Meine Herren! Auch meine Anfichten flimmen 
nicht mit denen in der gegebenen Verordnung überein. Ich kann mich nicht 
überzeugen, daß in meiner Gegend, wo e8 nur wenig geichloffene Bauern- 
güter giebt, wo nad) dem Tode ded Erblaffers gewöhnlich Alles in gleiche 
Theile getheilt wird, kein Fräftiger Bauernftand vorhanden wäre, Ich halte 
dieſes Verfahren auch für das richtigfte. Ich bin der Meinung, daß an 
der von Gott geichaffenen Erde alle Menfchen gleiche Rechte haben müſſen. 
Da, wo der arme Mann, der fich vielleicht in vielen Jahren mit faurem 
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Schweiß und Mühe etwas erfparte, die Freiheit nicht hat, Rand dafür zu 
Faufen, mo ihm die Möglichkeit genommen ift, auf einem Stüdchen eignen 
Grund und Boden Kartoffeln zu bauen, um damit feine vielleicht zahlreiche 
Bamilie eine gewiſſe Zeit hindurch zu ernähren, da ſcheint mir die mahre 
menschliche Freiheit nicht zu Haufe zu fein. Giebt es jedoch Gegenden, 
wo die Bauerngutäöbefiger jelbft der Meinung find, daß man durch die ges 
fehfoffenen Güter, vieleicht durch die Viehzucht, auf einen Fräftigen 
Bauernftand hinwirken könne, 
(Heiterkeit) 

mo es die arbeitende Klaffe dabei gut hat, da habe auch ich nichts vage: 
gen, diefe bei ihrer Anficht zu laffen. Ich glaube jedoch, daß auch da die 
gegebene Verordnung nicht nöthig fein möchte. Mir jcheint es außer allem 
Zweifel zu liegen, daß durch das in der Verordnung vorgefchriebene Tas 
xiren nicht allein der Werth der bäuerlichen Grundſtücke vermindert wird, 
fondern daß auch die Erben, welche das Gut nicht befommen, felten mit 
der Tare zufrieden fein werden, daß alſo dadurch nur Zwiſt und Unzufrie: 
denheit in den Familien entftehen würde. Als Abgeorbneter der Landge— 
meinden halte ich es daher für beffer, wenn die hohe Verſammlung das 
vorliegende Gefeg nicht annimmt, fondern vielmehr dahin zu wirken fucht, 
daß allen Denjenigen, welche Bauergüter erben, auch für die Zufunft 
die Freiheit gelaffen werde, mit ihrem Eigenthum zu machen, maß fie für 
gut und zweckmäßig haften. Ich flimme dem Antrage des Abgeorpneten 
aus der Provinz Echlejien bei.’ 

Abg. Berndt: „Der Bauernftand wird jih nicht nur allein in feiner 
gegenwärtigen Kraft erhalten, fondern fort und fort fräftiger werden, wenn 
alle Servituten und Verpflichtungen vollends abgelöft fein werden, wenn 
die veralteten Privilegien des Grundbeſitzes, die Patrimonial: und Poli: 
geigerichtöbarfeit und der erimirte Gerichtöftand aufgehoben, wenn Do: 
minien und Gemeinden zu einer gemeinfamen Kommune vereinigt, wenn 
eine zeitgemäße Landgemeindeordnung emanirt fein wird, Dann werden 
die fo Eoftipieligen Prozeffe aufhören, das hierdurch erzeugte Miötrauen 
in den Gemeinden wird verichwinden, Ruhe, Friede und Eintracht werden 
einkehren, und nicht allein der Stand der Landgemeinden, fondern der Stand 
fammtlicher Grundbefiger wird fich Fräftiger und gebiegener als je erhalten. 
Ich bitte daher die hohe Verfammlung, daß fie fich gegen dieſen Gefeg = 
Entwurf ausfprechen möchte. ’ 

Abg. Allnoch: „Wenn ich in der Verordnung im Anfange lefe, e8 
fei die landesväterliche Abficht, für die Erhaltung eines Fräftigen Bauern: 
ftandes zu forgen, fo fteht e8 feft oder ift angenommen, daß der Bauern» 
ftand kräftig fei. Es wird ihm dies Niemand beftreiten wollen, auch nicht 
beftreiten können. Wenn man nun zu feiner Erhaltung Gelege geben will, 
fo muß in mir die Frage entitehen : welche Gelege? So wie die Verord— 
nung ausſpricht, glaube ich fie recht beurtheilt zu haben, wenn ich fage: 
Befege, wo bei Erbtheilungen die Erwachſenen vor den Minorennen entz 
ſchieden bevorzugt werden. Ich habe gerade eine andere Anficht. Der Er: 
wachſene hat ſchon viel voraus vor dem Minorennen, daß er die Erziehung 
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bat von feinen Neltern genießen fönnen, und ich bin nicht ver Meinung, daß . 
ein Familienglied fich vielleicht in der Fülle befinden ſoll und die übrigen 
darben müffen. Gott gebe, daß ed dazu in unferem Stande nicht komme! 
Der Bauernftand bat fich in allen Stürmen der Zeit, ich meine bei Unter— 
jochung Deutichlands , erhalten und beigetragen gleich allen andern Stän— 
den zum Wohle des Königs und Vaterlandes, und ich habe mit Freuden 
in der Thronrede Sr. Majeftät des Königs gelefen, wo Er fagte: „sie find 
niemald die Legten, wo es gilt für König und Vaterland. ’’ Der Stand 
der Landgemeinden hat fich gehoben, ja, bedeutend gehoben feit der Ge— 
feßgebung und namentlich feit der weilen Geleßgebung vom 9. Okt. 1807, 
ich meine das Gefet wegen der Erbunterthänigfeit. Jetzt erft hat Diefer 
Stand geſehen, welche Feſſeln auf ihm lagen. Wenn die Tendenz der Ge— 
feggebung auf Ablöfung fammtlicher Serpituten geht, jo glaube ih, daß 
dies ein Mittel fei, wodurch der Stand Eräftig gedeihen wird. Wir haben 
die Hoffnung, eine Landrentenbanf zur Ablöfung der NReallaften, welche 
und noch immer an das alte Feudalſyſtem erinnern, zu befonmen, wir 
haben die Hoffnung, ein Auftifalinftitut zu erhalten, man gebe und noch 
eine zeitgemäße Kommunalordnung, und der Stand wird fich entichieden 
beben. 

Se. Majeftät der König haben in der Thronrede gejagt: „Die Stände 
find fich glei.” Meine Herren, wir wollen ein gemeinfchaftliches Ganzes 
bilden, wir wollen nicht hinter einander, wir wollen neben einander gehen 
und dadurch ven Willen uniered Königs erfüllen ; wozu ſolche Partikular— 
gefege? Wenn auch der Gefegentwurf, dieler und gegenwärtig vorgelegte, 
nicht derielbe ift, mie der von 1841, fo ift doch die Tendenz dieſelbe, und 
Thon aus viefem Grunde flimme ich dagegen. In Bezug auf die Taxen 
muß ich zugeben, daß es am Ende nothwendig iſt, darin etwas zu thun. 
In Schlefien haben wir wenigftens Tar-Örundprinzipieen fir die Ruftikalien 
nicht, fondern bloß für die Dominien, Diefe find wegen ihrer Mangelhaf: 
tigfeit auf Die Ruftifalgüter gar nicht anwendbar. Man gebe uns Tar: 
grundpringipien ungefähr jo, wie das Kreditinftitut folche hat, dann wer— 
den fich gleichmäßige Taren herausbilden; denn ich muß dem Redner vor 
mir beiftimmen, wenn er jagt: fo viel Taxatoren, fo viel Taren. 

Wenn ich auch zugebe, wie e8 Schon gegenwärtig Ujus ift, daß im 
Wege freimilligen Ueberlaffens der Stammgüter der Uebernehmer das 
Gut für ein Billiges annimmt, fo kann ich doch niemals zugeben, dieſes 
zum Gefeß zu erheben, Der Wille eines Vaters ift den Kindern ein Hei: 
ligthbum; das, was ein Vater, jo lange er noch lebt oder in feinem legten 
Willen verorbnet, das wird felten ein Kind antaften. Man erleichtere dem 
gemeinen Manne die legtwilligen Verordnungen auf eine weniger koſt— 
ſpielige Weife, man beichränfe die Koften auf die reinen Auslagen, dann 
wird jever Vater teſtiren, und dieſes Geſetz rein erübrigt werden. Ich ap: 
pellive nun an Sie, meine Kollegen aus dem Bauernftande, und ich bin 
überzeugt, daß, wenn Sie ſich damit vertraut gemacht haben werden, ich ver 
Abftimmung ganz ruhig entgegenfehen kann. Ich hoffe auch von den Herren 
Deputirten der Nitterfchaft und der Städte, daß fie und beiftehen werden, 
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und ich vertraue den Rathgebern der Krone und habe das feſte Ber 
trauen zu Sr. Majeftät, daß Er das Geſetz, wie es hier ift, nicht emani- 
ten werde.“ 

Auch Abg. Progen erklärte, daß fein Beduͤrfniß zu einem Ges 
fege wie das vorliegende vorhanden fei, daß ein foldes von dem 
Stande der Landgemeinden nicht gewünfcht werde. 

„Erlangte dad Geſetz Kraft, „ſagte er, fo würde der Grundwerth fals 
len, die Bamilienbande gelöft und Haß und Verfolgung verbreitet werden. 
Nach meinem Dafürhalten reichen die landrechtlichen Beftimmungen voll 
fländig aus, die Verlaſſenſchaft zur Zufriedenheit [ver Erben zu ordnen, 
und daß auch das Gut der Familie erhalten werde, und fommt es felten 
vor, daß ein Gut sub hasta geftellt werde. Mein Antrag gebt dahin, Se. 
Majeftät zu bitten, die Berorpnungauffich beruhen zu laſſen. 
IH babe das Meinige gethan und fubmittire mich, ob mein Antrag Un- 
terſtũtzung findet.” 

Mit ähnlichen Gründen fchloffen fich diefen Rednern mehrere Ab⸗ 
geordnete aus dem Stande der Städte an — Welter, Winzler, 
Bier, Shumann. Nahdem alle Redner, die auftraten, gegen den 
Geſetzentwurf, nicht ein einziger dafür gefprochen, nachdem insbe: 
fondere die Vertreter des Standes, für welchen das Gefeß fpeziell bes 
rechnet war, daffelbe fo entjchievden im Namen ihrer Kommittenten 
zurüdgewiefen hatten, fonnte das Schidfal des Entwurfs nicht zwei⸗ 
felhaft fein. Zwar verfuchte der Vorfigende der Abtheilung, Abg. v. 
Brünned, den Entwurf in einem günftigeren Kichte darzuftellen und 
manches der dawider erhobenen Bedenfen als aus Misverftändniß her: 
vorgegangen zu widerlegen, ſchloß aber doch auch feine Rede mit den 
Worten: 

- „Wenn deffenungeachtet die Landgemeinden ſich entichieden gegen 
dad Bedürfniß eines derartigen Geſetzes erklären und auch nachher bei der 
Berathung über die fpeziellen Theile dabei bleiben follten, fo vertraue ich ſo⸗ 
wohl der hohen Verfammlung ald auch dem Gouvernement, daß der Ge⸗ 
fegentiwurf von ihnen aufgegeben werden wird. ” 

Der Landtagsfommiffar felbft fchien den Entwurf preis— 
zugeben und nur die Abfichten der Regierung von den Vorwürfen reis 
nigen zu wollen, die ihr gemacht worden waren, namentlid von 
dem, daß das Geſetz die Freiheit des Bauernftandes in Bezug auf 
Befigverhältniffe und Dispofizionsbefugniffe befehränfen wolle. 

„Wenn aber,‘ fügte er hinzu, „einer der geehrten Redner ſich auf 
die Räthe der Krone beruft und die Hoffnung ausipricht, daß das Geſetz 
dem Stande, zu deſſen Nugen es gereichen follte, nicht aufgedrängt werde, 
fo glaube ich mit größter Beftimmtheit die Verfiherung niederlegen zu 
dürfen, daß, wenn die Berfammlung, die Tendenz ded Entwurfs nicht billi- 
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gend, ſich dagegen ausſprechen follte, ſolcher nit zum Gefeg erhoben 
werben wird, fehen aus dem einfachen Grundfage, daß Wohlthaten nie 
aufgedrängt werben follen.’’ 

Die Kurie ging nach dem Schluſſe diefer allgemeinen Debatte 
zwar noch auf die Berathung der einzelnen Baragrafen ein, allein nach 
kurzer Diskuffion wurden diefe einer nach dem andern mit großer Ma- 
jorität verworfen und fomit das ganze Gefetz abgelehnt. 

Die Regierung z0g hierauf den Entwurf zurüd, ohne das Quts 
achten der Herrenfurie darüber einzuholen. Sie mochte e8 doch bevenf- 
lich finden, ein fo einmüthiges Botum der Ständefurie gegen ein gan⸗ 
zes Geſetz auf ähnliche Weile zu ignoriren, wie die Erklärungen der⸗ 
felben gegen die einzelnen Beftimmungen des Befcholtenheitögefebes. 


Bwanzigftes Kapitel. 


Berbanblungen wegen Uebernahme einer Stantögarantie behufs der 
Errihtung von Landrentenbanten. 





Die Regierung hatte dem Laudtage eine Borlage gemacht wegen 
Errichtung von Landrentenbanfen zur Erleichterung der Ablöfung bäuer- 
licher Reallaften; ed handelte fich dabei um eine Garantie des Staats 
für die von den Landrentenbanfen auszugebenden Pfandſcheine, um 
diefen einen fihern Werth und dadurch einen günftigen Kurs auf dem 
Geldmarkte zu verſchaffen. 

Die Berathungen darüber — in vereinigter Sitzung beider Kurien 
vorgenommen — bewegten ſich zuerſt um die Frage der Nuͤtzlichkeit des 
beabſichtigten Inftituts. Eine große Anzahl Redner ſprach ſich ent⸗ 
fhieden dafür aus; nur von wenigen ward defien Nutzen in Zweifel 
gezogen. Die Abtheilung hatte ebenfalls den Plan günftig begutachtet. 

Als man nun aber zu dem zweiten Punkte, der zu leiftenden Ga- 
santie, Fam, erhoben ſich Zweifel darüber: ob eine ſolche Garantie fo 
ins Ungewiffe hinein geleiftet werden könne, da man durdaus nicht 
überfehe, wie groß die Summe der Pfandbriefe, für die der Staat 
haften folle, und wie groß oder gering die Gefahr diefer Haftung fei. 
Die Abgg. v. Gottberg und v. Saucken-Tarputſchen waren 
die Erften, welche auf diefes Bedenken aufmerffam machten. Der 
Letztere bob auch noch einen andern Punkt hervor: was folle, fragte 
er, mit den Geldern werden, welche auf diefe Weife der Staat durch 
Kapitalifirung der Reallaften bei den Domänen einbefommen würde? 

Der kön. Kommiffar erwiderte: Diefe würden auf dem geſetz⸗ 
lichen Wege zu Tilgung der Staatsfchulden verwendet werden. 

Dadurch beugte er weiteren Erörterungen vor, die diefer Punkt 
fonft leicht wegen der Mitwirfung der Stände bei der —— der 
Domänen hätte herbeiführen können. 
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Richt fo leicht war über den andern Zweifelspunkt, die Unficyer- 
beit der zu leiftenden Garantie, hinwegzufommen. Der Abg. Hanfe- 
mann hatte in Bezug darauf eine Petizion eingereiht, worin er be= 
antragte: 


Der Landtag möge fich, ehe er eine ſolche Garantie ausfpreche, zuvor 
beftimmte gefegliche Unterlagen erbitten 1) über dad Marimum deö Ge— 
ſammtkapitals, wofür garantirt werden jolle, 2) über die Leiftungen ver 
Belafteten für Verzinfung und Abtragung der Landrentenfhuld, 3) über 
das Marimum der Zeitdauer der Garantie, 4) über die Bebingungen ber 
von den einzelnen Provinzen zu übernehmenden antheiligen Garantie; er 
möge ferner verlangen, daß der Ständeverfammlung bei ihrem jedesmali— 
gen Zufammentritt der Nachweis über die Größe der wirklich geleiteten 
Garantie jo wie über deren allmäliges Erlöfchen gegeben werde. 


Die Abtheilung hielt die erften vier Punkte theild für unnöthig — 
bei übrigens umfichtiger Einrichtung der Landrentenbanfen —, theil 
für unausführbar , weil die Verhältniffe der einzelnen Banfen in den 
verfchiedenen Provinzen ſich noch nicht überfehen ließen, Vieles auch 
von der Entfchließung der Provinziallandtage über ihre Betheiligung 
dabei abhinge. Den legten Punkt dagegen empfahl fie zur Annahme. 

Auf ein viel weiteres Feld ward jedoch die Debatte verfegt und 
nahm einen höchſt bedeutfamen Karafter an, als der Abg. v. Binde, 
nachdem er aus verfchiedenen andern Gefichtspunften die Vorlage der 


Regierung befämpft, eine Prinzipfrage der erniteften Art daran knüpfte, 
indem er fo fortfuhr:: | 


„Ich glaube mich aber auch aus allgemeinen Gründen, im fpeziellen 
Sutereffe der hohen Verſammlung, gegen die Garantie erklären zu müffen. 
Sch muß zurüdfommen auf das, was ich vorhin fagte: Jeder Hausvater, 
der irgend eine Schuld Eontrahiren oder eine Bürgichaft übernehmen will, 
was ziemlich einerlei ift (denn, wenn der, für den er bürgt, nicht bezahlt, 
fo tritt feine Verpflichtung ein), wird fi) fragen, wie groß ift ver Umfang 
meiner Mittel? und, zweitens, welche Verpflichtungen und welche Paſſiva 
babe ich etwa fonft noch, und welche Paſſiva fünnen im Bereiche menfch- 
licher Vorausficht, fo weit meine Augen es überfehen können, mir noch 
bevorftehen? In allen dieſen Situazionen befinden wir und nicht. Zuvör— 
derſt liegen und zwar allgemeine Ueberfichten über den Staatshaushalt 
vor, aber nicht fo detaillirt, nicht fo fpeziell belegt, wie es für eine folche 
wichtige Angelegenheit erforderlich ift, um irgend eine Garantie Namens 
de8 Landes übernehmen zu fünnen. Wir befinden und aber auch ganz 
außer Stande, dad Maß unferer Verpflichtungen überfehen zu können. 
Wir können zwar aus der Ueberficht der Staatöfchulden, welche wir dem 
verehrten Chef der Staatöichuldenverwaltung verdanken, erfehen, wie 
groß die Schuldenmaffe jegt ift, aber wir können nicht vorausfehen, auf 
wie hoch fie fich vielleicht in der nächften Zeit belaufen wird, Nach dem 
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Geſetz vom.17. Januar 1820, welches Se. hochſelige Majeftät für un: 
widerruflich erklärt hatte, durften Feine Staatöfchuldenfcheine ausgeſtellt 
werden ohne Mitgarantie der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung. 
Dieſe ſind wir. Wir haben nach der Sr. Majeſtät eingereichten Adreſſe 
die Rechte erworben, welche der reichsſtändiſchen Verſammlung beigelegt 
find. Das Patent vom 3. Februar d. J. gewährt aber dem Staate die 
Möglichkeit, unter zwei Bedingungen Schulden zu fontrahiren ohne die 
Zuftimmung der Verfammlung, einmal, infofern eine Deputazion von 
8 Perfonen durch ihre bloße Zuziehung, feineswegs Zuftimmung, ihn 
autorifirt, Schulden ind Leben treten zu laffen, nicht nur für einen einger 
tretenen, fondern fogar im Balle eines bevorftehenden Krieged — und id 
frage, ob e8 möglich it, ob felbft der Profetenblick des weifeften Monars 
hen für den Zeitraum nur eines Vierteljahres vorauszufehen vermag, ob 
ein Krieg entftehen wird und, im Fall ein Krieg beforgt werden möchte, ob 
diefe Beforgniffe fich nicht wieder verziehen werden, wie wir dies ja ſchon 
mehrmald erlebten. Wir würden alfo Schulden ins Leben treten ſehen 
können, die nur für die entfernte Möglichkeit eines Krieges gemacht wären, 
und diefe Möglichkeit hätten wir gelegt in die Zuziehung einer Minderheit 
von acht Verſonen, die aus diefer Berfammlung vielleicht hervorgehen könnte. 

Ueber die Nothwendigkeit diefer Ausnahmemaßregel fünnen noch allen» 
fall8 verfchiedene Anfichten obwalten (ich tbeile dieſe Anficht nicht, aber es 
fönnten doch verichiedene Anfichten darüber herrichen), aber ein weit 
dringenderer Fall fann eintreten -— daß nämlich nur ein Theil des 
Staatövermögend zum Pfande gefegt zu werden braucht, um eine VBerpflichs 
tung für den ganzen Staat zu begründen, denn, wenn dieſe Spezialhypos 
tbef nicht ausreicht, jo hört damit die perfönliche Haftbarkeit des Staates 
nicht auf, Wir haben den Ball im Jahre 1822 und 1832 erlebt und ich ſehe 
feinen Grund ein, warum die Seehandlung fich nicht wieder in der Rage bes 
finden könnte, unter Berpfändung ihrer Bonds Schulden zu kontrahiren, für 
dienachher ver Staat mit feinem Vermögen ald Garant eintreten müßte auf 
Grund ded Gefeges von demfelben Datum (17. Januar 1820), wonach er die 
Garantie für alle Gejchäfte der Seehandlung zu leiften hat. So lange e8 
alfo möglich ift, vaß der&taat mitMillionenvon&chulden 
belaftetwerden faun, zumelden dieBerfammlung ihre Bus 
ffimmung nicht gegeben hat, fo lange befinde ich mich nach meiner 
entichiedenen Ueberzeugung nicht in der Rage, irgend eine Garantie für eine 
Staatsfhuld einzugehen. Es kommt noch der meientlihe Punft hinzu, 
daß wir feine genügende Sicherheit dafür befigen, daß felbft die beichränfte 
Zuftimmung zu Schulden, die uns in dem Patente verliehen ift, und ver: 
bleiben wird; denn, ob das Patent geändert werden foll, haben Se. Mas 
jeftät Ihrer Allerhöchſten Entſchließung vorbehalten, und e# ift eine Aen⸗ 
derung in feiner Dispofizion des Geleged von einer Zuftimmung, ja nicht 
einmal von einem Beirath der ftändiichen Berfammlung abhängig gemacht; 
ed ift nur gefagt, fofern Se. Majeftät fich bewogen finden follten, ftändi- 
fchen Beirath über eine folche Aenderung zu vernehmen, fo würben Sie ben 
Beiratb des Vereinigten Landtages darüber einholen. Wir haben in uns 
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ſerer Geſetzgebung erlebt, daß ein Geſetz, das von einem Könige für ums 
widerruflich erklärt war, in feinen weſentlichſten Beſtimmungen durch die 
neue Gejeggebung alterirt wurde, und wir Fönnen und alfo in Bezug auf 
bad Patent vom 3. Februar e. vermöge Anwendung der Machtvollkommen⸗ 
heit Sr: Majeflät des Königs wieber in derfelben Lage befinden. Der König 
ſtirbt nicht, das ift der Grundſatz, worauf die Monarchie, wie auf uners 
Mhütterlihen Fundament, ruht. So lange es aber möglich ift, daß ein 
Nachfolger aus Allerböchfter Machtvollkommenheit ein Geſetz aufhebt, 
welches fein in Gott ruhender Vorfahr ald unwiderruflich bezeichnet Bat, 
fo lange vermiffe ich die nothwendigſte Grundlage für unfere Verfaffung, 
Ich ſehe mir gegenüber viele ehrenmerthe Mitglieder, die nach dem ger 
wöhnlihen Sprachgebrauche Konjerpative genannt werden. Ich habe die 
feite Ueberzeugung, daß fie unfere Verfaſſung fonferviren werden , wie ihr 
Brivatrecht. Ich zähle mich den Konfervativen bei. Ich bin feft entichlof- 
fen, mein guted Necht und mein gutes Gewiſſen ungefchmälert und unges 
trübt auf meine Nachfommen zu vererben, wie ich fie von meinen Vor— 
fahren überfonmen Habe, Deshalb flimme ich gegen die und angefonnene 
Garantie.“ 

Der Abg. Tſchocke erklärte ebenfalls, nicht für die Garantie 
ſtimmen zu koͤnnen, weil eine foldhe, vom Staate übernommen, gleiche 
bedeutend fei mit einer Staatsanleihe oder mit der Uebernahme einer 
Staatsſchuld. 

„Sollte dennoch,“ fuhr er fort, „von der hohen Verſammlung ein 
ſolcher Beſchluß gefaßt werden, ſo würde ich mich gedrungen ſehen, im 
Namen meiner Kommittenten mich gegen einen ſolchen 
Beſchluß, wie gegen deſſen Folgen, zu verwahren.“ 


Der Referent, v. Gaffron, verſuchte, v. Binde zu widerlegen. 
Er appellirte an das „Vertrauen auf die königlichen Worte,“ in denen 
er Sicherheit und Bürgfchaft für die Zukunft der ftändifchen Verhaͤlt⸗ 
niffe erblide. ' 

„Indem und,’ fagte er, „die in den früheren Gefegen ven Reichs— 
Händen vorbehaltenen Befugniffe durch dad neue Geſetz zuerkannt worden 
find, jind wir auch befugt, über die Staatögarantie zu beſchließen.“ 

Abg. v. Binde: „Ich Habe nicht gelagt, daß ich den Vereinigten 
Landtag nicht für befugt halte. Ich Halte den Landtag für Eompetent, feine 
Zuſtimmung zu ertheilen. Ich habe aber geſagt: wir befinden und nicht in 
ber Lage, daß wirDies fünnen, aus den von mir angeführten Gründen.“ 

Auf denfelbe Punkt führte Abg. Hanfemann die Frage von 
einer andern Eeite her zurüd. 

„Entweder,“ fagte er, „wir werben bald wieder einberufen werben, 
in längftens 2 Jahren — fo geht in der Zeit gar Nichts verloren; oder 
wir werden nicht einberufen, nun dann geftehe ich, daß, fo lange man 
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fh auf fo — Boden beſindet, ich ſehr ſchwer daran gehen würde, 
eine Garantie dieſer Art zu leiſten.“ 


Jetzt trat abermals ein nener Zwiſchenfall ein, welcher der Debatte 
eine entjcheidende und für die Regierung gewiß ebenfo unerwartete als 
unerwünfchte Wendung gab. Der Landtagokommiſſar, um bie 
Eimwürfe der vorhergegangnen Redner, namentlid Vindes, zu ent 
fräften, fuchte zu beweifen, baßeineStaatdgarantie feineStaatd« 
anleibe fei und daß darum eine eigentliche Zuftimmung feitens 
der Stände von der Regierung gar nicht verlangt werde. 


„Wenn es fih darum handelte,” fagte er, ‚‚ein Staatödarlehen aufzu⸗ 
nehmen, fo würde nach den Haren Beftimmungen des Geſetzes v. 3. Fbr. d. J. 
dazu die Genehmigung der hoben Berfammlung erforderlich fein. Es hans 
delt fih aber nicht darum, ein Staatsanlehen aufzunehmen, fondern es han⸗ 
belt fih darum, eine Garantie zu übernehmen, und zwifchen Garantie und 
Staatsdarlehen befteht ein fehr meientlicher Unterfchied. Es war nicht in 
dem Geſetz von 1820 vorgeichrieben, daß zur Uebernahme von Garantiern 
die Zuftimmung von Reichsftänden erforderlich fei, und ebenfo wenig ift im 
dem Gefege vom 3. Februar d. 3. eine ſolche Vorfchrift enthalten. Der 
Staat ift ſehr häufig in dem Fall, Garantieen übernehmen zu müſſen; er 
bat feit 1820 vielfältige Garantieen von größerem und geringerem Um: 
fange übernommen, ohne fich deshalb den Vorwurf machen zu dürfen, das 
Staatsſchuldengeſetz von 1820 überfchritten zu haben. Er hat die Garantie 
übernommen, gerade in der gegenwärtigen Vorlage analogen Fällen, 
namentlich für die Rentenbanfen von Paderborn, Wittgenftein und für das 
Eichsfeld, ohne es für nöthig zu halten, deshalb die Form ded Geſetzes von 
1820 zu erfüllen, Er hat megen der großen Meliorazionen in der Provinz 
Preußen für die Landrentenbriefe ganz ähnliche Kreisobligazionen eben- 
falld die Sarantie übernommen. Alſo nicht, weil in dem Geſetze vom 
3. Februar d. 3. die Rothwendigkeit begründet war, die Zuftimmung 
der boden Berfammlung zur Garantie für die fchlefiichen oder andere Lands 
rentenbriefe zu erhalten, ift die Vorlage gemacht. 

Es ift aber nicht zu leugnen, daß aus einer Garantie die Nothwen⸗ 
digfeit hervorgehen kann, Darlehne aufzunehmen. Wenn der Staat Gas 
rantieen übernimmt, die er nicht erfüllen kann, ohne fpäter Darlehne auf: 
—— fo würden dieſe ſelbſtredend an die Zuſtimmung der hohen Ber: 
ammlung gebunden ſein, und aus dieſem Grunde ſchien es bei einem ſo 
bedeutenden Gegenſtande, wie der vorliegende, räthlich, ſich der Zuſtim⸗ 
mung der hohen Verſammlung im voraus zu verſichern.“ 


Das war nun aber das Allerunglücklichſte, was der kön. Kom: 
miffar vom Standpunkt der Regierung aus nur thun fonnte. Denn 
Das hieß, den kaum befänftigten Sturm der Rechtsforderungen gerade 
auf dem für die Regierung gefährlichften Punkt wieder heraufbefchwören. 
Alle Betrachtungen, ale Rüdfichten traten jegt zurückvor ver Prinzipfrage, 


268 


welche durch die Aeußerungen von der Miniſterbank aus fo ſcharf in den 
Vordergrund gerückt war. Auf diefen Punkt warf ſich die Oppoftzion mit 
ihrer ganzen Macht, und es konnte ihr nicht fchwer fallen, den Minifter 
aus der unhaltbaren Stellung, in die er fid) verfegt hatte, zu vertreiben 
und ihn glänzend aufs Haupt zu ſchlagen. | 

Beckerath war der Erfte, der den vom kön. Kommiffar fo 
muthwillig hingeworfenen Handſchuh aufnahm. 


„Mir, ald vem Erften,” fagte er, „ver nach dem fün. Kommiffar 
das Wort erhielt, Tiegt die ernfte Verpflichtung ob, auf diefe Erflärung 
fofort zu erwidern, daß zwiſchen Anleihe und Garantie, zwifchen unmittel- 
barer und mittelbarer Schuldverpflichtung ein Unterfchied, der bier in Be— 
tracht fommen fann, nicht vorhanden ift, daß ein Bürgfchaftsfchein des 
Staated für Kapital und Zinfen ein Staatsjchuldendofument ift, welches 
nach $. 2 des Geleged vom 17. Januar 1820 nicht ohne Zuftimmung der 
Stände ausgeftellt merden darf. Es ift wahr, daß mehrere Staatögarantieen 
ohne diefe Zuftimmung vollzogen worden find; aber ed ift auch wahr, daß 
dadurch ebenfo viel Wunden dem Bertrauen in die Regierung gefchlagen 
worden find, Wunden, die von jet an heilen, nicht fich vermehren follten. 
Meine Herren, ich ftehe hier nur ein einzelner Dann, aber auch die Stimme 
des Einzelnen hat Kraft, wenn fie aus der Wahrheit ift, wenn fie Wider 
ball im Lande findet, und Widerhall im Lande wird es finden, wenn ich 
fage, daß das Nechtögefühl des Volkes jene Interpretazion verwirft! und 
ebenfo bin ich gewiß, daß die Zuftimmung in der Verfammlung mir nicht 
fehlen wird, wenn ich Hinzufüge, daß die Stände niemals eine Garantie, 
zu der fie ihre Zuftimmung nicht gegeben, als gültig anerkennen werben ! 
Sch gehe jegt über zu der Föniglichen Botfchaft, und ich geftehe, daß ich zur 
Berathung derſelben in den beiden vereinigten Kurien feinen gejeglichen 
Anhaltepunft zu finden vermag, wenn es fich nicht um die Zuftimmung zu 
einer Finanzoperazion handelt, die einer Anleihe gleich zu achten ift. 

Der Herr Landtagsfommiffar bat felbft erklärt, daß diefe königliche 
Botichaft Fein Gefegentwurf feiz wäre fie ein folcher, fo müßte die Bera— 
thung in jeder einzelnen Kurie befonders erfolgen. In beiden vereinigten 
Kurien dürfen nah $. 14 des Geſetzes über die Bildung ded Vereinigten 
Landtags nur Bropofizionen wegen Aufnahme neuer Staatsanleihen, Ein- 
führung neuer oder Erhöhung der beftehenden Steuern berathen werden. 
Wenn alfo nicht einer der beiden Fälle vorhanden ift, wenn es fich nicht 
um die Aufnahme neuer Staatsanleihen oder neuer Steuern handelt, fo 
würde die heutige Berathung ganz außer dem Gefeß fein.” 


Der Kommiſſar fuchte zwar feine Anficht nochmals zu vertheis 
digen, indem er fagte: 
„Eine Garantie ift allerdings eine Schuldverpflichtung, aber nicht 


jede Schuldverpflichtung ift ein Darlehen. Darum habe ich behauptet, daß 
eine Garantie Fein Darlehen fei. Lediglich aber von Darlehen fpricht dad 
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Beleg vom 7. Januar 1820. Deshalb hat fich die Regierung in ihrer Bes 
fugniß, in ihrem Rechte zu befinden geglaubt, indem fie zwifchen dem 
17. Januar- 1820 und dem 3. Februar 1847 eine ganze Reihe von Garan- 
tieen, größeren und geringeren Umfanges, übernahm, ohne daß dadurch 
der Eid der Mitglieder der Hauptverwaltung der Staatsſchulden verlegt 
wäre, ohne daß fie fih deshalb einer Verlegung des Staatsſchuldengeſetzes 
vom 17. Januar 1820 ſchuldig gemacht hätte. Dieſes befagtnur: daß neue 
Staatövarleben nicht anders, ald unter Mitgarantie und Zuziehung ver 
künftigen Reichöftände aufgenommen werden können. Daffelbe fchreibt das 
Gejeg vom 3. Februar 1847 vor, und darum glaubt die Verwaltung, auch 
beute in ihrem Rechte zu fein, wenn jie nicht für jede Garantie, die jie 
übernehmen will, die Zuftimmung des Vereinigten Landtags in Anſpruch 
nimmt. Die Fälle der Garantieübernahme find in der Verwaltung ſehr 
häufig. Wenn heute, wie noch in diefen Tagen der Fall gemweien, ein Kauf: 
mann fich erbietet, 1000 Laft Roggen zur Verproviantirung einer Gegend 
da⸗ oder dorthin zu jchaffen, unter der Bedingung, daß der Staat die Ga: 
rantie für den Ausfall übernehme, fo ift das eine Garantie. Wir haben die 
Garantie übernommen für die Eifenbahnen, welche die Hauptrichtungen 
ded Staats durchziehen. Diefelbe Brage, welche heute ventilirt wird, ift 
damals von den vereinigten Ausichüffen ventilirt worden, und ed hat bie 
Meinung, daß Garantie und Staatsanleihe Synonym feien, damals feinen 
überwiegenden Anklang gefunden. Hätte fie dieſen gefunden, fo hätte die 
Meinung der dumaligen Ausfchüffe, welche die Reichsſtände in keiner Weife 
repräfentirten, in Beziehung auf die Uebernahme der Garantie für die Eifen: 
bahnen von feinem Einfluß fein fünnen. Ich habe aber gefagt, daß Garan— 
ticen allerdingd mittelbar von der Zuftimmung der hohen Ständeverfamme 
fung abhängig werden fünnen, und das widerhole ich; ich widerhole e8 in 
Beziehung auf die Propofizion, welche der hoben Verſammlung jetzt vors 
liegt. Wenn nämlich die Garantieen der Art find, daß der Staat ſolche 
mit Sicherheit aus feinen laufenden Revenüen leiften kann, fo bedarf er 
dazu der Zuflimmung der hoben Verlammlung nicht; wenn aber der Staat 
fich die Vorhaltung machen muß, daß aus einer Garantie die Nothwendig— 
feit eined Darlehens oder einer erhöhten Steuer folgen kann, dann gebietet 
ihm die Borficht, mit einer ſolchen Garantie nicht voranzugehen, ohne die 
Meinung der Stände darüber vernommen zu haben, weil allerdings in dem 
Augenblide, wo diefe Nothwendigkeit eintreten und er vor die Stände tre- 
ten müßte, um von ihnen die Zuftimmung zu einem Darlehen over einer 
neuen Steuer zu verlangen, ihm mit Recht vorgeworfen werben Fünnte: 
Du hätteft rechtzeitig unfere Meinung vernehmen, unfere Zuftimmung er: 
fordern follen und nicht in dem Augenblid, wo die Nothwendigkeit wirklich 
eintritt... Das ift die Urfache, weshalb vie Verwaltung bei der großen 
Frage der Garantieen über die Landrentenbriefe — bei der großen Frage, 
fage ich, weil fie fich möglicherweife über die ganze Monarchie ausdehnen 
fünnte — fich der Zuflimmung der hohen Verlammlung im voraus ver- 
fichern zu müffen geglaubt bat. Sie wird, wenn dieſe Zuftimmung nicht 
erfolgt, von der Sache abſtehen, damit fie nicht in dem unglüdlichften,: 
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freilich fehr unmahrfcheinliähen Ball, daß daraus ein Darlehen hervor: 
gehen fönnte, im die Rage verfegt werbe, gerechte Bormürfe von den Stän- 
den zu vernehmen.” 


Allein dieſe Vertheidigung verwidelte ihn nur in eine neue, noch 
ſchlimmere Berlegenheit und half feine Niederlage vollenden. Durch Die 
Behauptung, daß die Staatöfchuldenverwaltung niemals Einſprache 
gegen die von ver Regierung übernommenen Garantieen gethan habe, 
forderte er einen Gegner heraus, der ihm wie fein andrer gefährlich 
werden mußte. Es faß in der Berfammlung ein Mann, der bis zum 
Jahre 1846 Mitglied der Staatsjchuldenverwaltung gewefen war, der, 
als die Regierung die Garantie für die Roten der Berliner Bank über- 
nahm, nebft einem andern feiner Kollegen Einfprache dagegen ge= 
than und, weil diefe unbeachtet blieb, fein Amt niedergelegt hatte. 
Diefer Mann, der Geh. Finanzrath Knoblauch, erhob fid) jept, um 
jene fühne Behauptung des Minifters Lügen zu ftrafen. 


‚Auf die Bemerkung des kön. Herrn Kommiſſars,“ fagte er, „daß 
die Hauptverwaltung der Staatsjchulden bei den bisher ertheilten Garane 
tieen nicht das geringfte Bedenken gehabt habe, erlaube ich mir meinerjeits 
zu erklären, daß die Hauptverwaltung nie in den Fall gefommen ift, des— 
halb befragt zu werden und ſich darüber zu äußern, ausgenommen in einem 
einzigen Balle, wo ihre Mitwirkung wirkli in Anipruch genommen wor— 
den ift. Bei diefer Gelegenheit bat jich jedoch gezeigt, daß verichiedene Mei- 
nungen in ihrer Mitte obwalteten, Welche Verfchienenheit ver Meinungen 
außerdem bervorgetreten wäre, wenn jene Berwaltung auch noch bei an— 
deren Beranlafjungen befragt worden, darüber gebührt mir fein Urtheil. 
Ich meines geringen Theild muß aber erklären, daß ich in meinem Gemüthe 
tief bewegt worden bin, ſeitdem ich durch die Erklärung des königlichen 
Herrn Kommiffard am Schluß der geftrigen Sigung gehört habe, daß auch 
jegt, nachdem Se. Majeflät der König den Vereinigten Landtag berufen 
und ihm vie Befugniffe der Reichöftände in diefer Beziehung beigelegt haben, 
daß alfo auch Fünftig noch ein Unterichied gemacht werden foll zwifchen 
Staatögarantien und Staatsſchulden. Darlehne find nur eine Unterabthei— 
lung von Staatöfchulden, welche überhaupt ohne Mitwirkung von Reichs— 
fländen nicht gemacht werben dürfen. Garantieen gehören aber meinem 
Rechtögefühle nach und nach dem Urtheil vieler Rechtskundigen unzweifel— 
baft in die Kategorie der Schulden.” 


Sept trat auch Graf Schwerin gegen die Erflärung des Mint: 
ſters mit folgenden aäͤchtmännlichen Worten auf: 
„Ich bin der Ueberzeugung, daß man fich hauptfächlich um deswillen 


gegen das Votum der Abtheilung erflären muß, weil ich unfere Verfaffung 
noch nicht in der Weife für Eonfolivirt erachten fann, um ein Bertrauendvotum 


271 


dem Gouvernement abzugeben. Für ein Vertrauensootum muß ich «3 aber 
erachten, wenn ich Garantie übernehme, ohne irgendwie den Betrag der 
Summe zu Eennen, für welche ich Garantie leiften foll. Ich enthalte mich, 
in Bezug auf die Erörterung, welche das Mitglied von Weftfalen gemacht 
hat, eined weiteren Eingehens darauf und bemerfe nur noch, der Meinung 
des Herrn Marſchalls entgegen, daß er mir damit vollfländig bei der Sache 
zu fein fchien, indem er mich der Mühe überhoben hat, die Gründe auszu⸗ 
führen, die mein Botum weientlich beftimmen. Nur noch mit einem Wort 
ſei mir erlaubt auf die Erflärung zurüdzufommen, die wir von dem Herrn 
Kommiflar geftern am Schluß der Sigung vernommen haben. Ich muß 
gefteben, ed hat mich die Auffafjung des Herrn Kommiffarius mit dem tief 
ſten Schmerz erfüllt, denn ich glaube, es ift in dieſem Saale noch Fein 
Wort geſprochen, was uns von dem Ziele, das wir Alle anftreben, dem 
Biele geveihlicher Entwidelung der ſtändiſchen Berhältniffe, weiter abge 
führt Hätte, als dieſes Wort denn gedeihliche Entwidelung Fann nur da 
flattfinden, wo über die Grundprinzipien eine Uebereinftimmung zwilchen 
den Ständen und den Räthen der Krone flattfindet, und ich glaube nicht 
zu irren, wenn ich annehme, daß bei einer jolchen Auslegung unſeres 
Staatöichuldengejeges die erwähnte Uebereinftimmung in fehr ferner Zus 
funft liegt. Der Herr Kommiffarius bat anerkannt, daß Garantie eine 
Bürgichaft und, weil e8 eine Bürgſchaft, auch eine Schuld fei. Er hat aber 
die Meinung ausgeiprochen, e8 ſei um deswillen noch fein Darlehen, und 
es könne daher die Regierung felbftfländig ſolche Schulden übernehmen, 
ohnedie Stände darüber zu befragen. Ich erlaube mir, den $.2 des Staatd- 
fehuldengefeßes ihrer Erwägung anheimzugeben. In dem erften Sage wird 
der Stautöichuldenetat für alle Zeiten für geichloffen erklärt, und ed darf 
kein Staatsichuldendofument darüber hinaus ausgefertigt werben. Der zweite 
Saß fagt: nur in dem Falle, wenn die Stände ihre Zuftimmung geben, 
kann von diefem Punft abgemwichen und über den jegigen Etat hinaus Schul: 
den gemacht werden. Es fcheint mir hiernach ganz unzweifelhaft, daß die 
Regierung oder dad Oouvernement aus eigener Machtvollkommenheit durch: 
aus nicht berechtigt ift, ohne Zuftimmung der Stände eine Garantie zu 
übernehmen. Meine Herren! Ich kann es jehr wohl verfiehen, wenn man 
ſagt: in früherer Zeit, bei Gelegenheit der Brämienanleihen der Seehand⸗ 
fung und Uebernahme ver Oarantie für die Banfgeichäfte, war es nothwen: 
dig, folche Barantieen zu übernehmen ; weil feine Stände da waren und 
das Staatdintereffe es erforderte, mußte man es thun; ich bin vom fländie 
Then Standpımfte aus ver Meinung, daß man ruhen laffe, was da Hinten 
liegt, und fich firedfe nach dem, was vor und liegt. Aber feine Macht der 
Erde wird mich bewegen und ed vermögen, meine Zuflimmung zu der Mei: 
nung zu erhalten, jene Operazionen feien innerhalb der Gränzen des Ge 
feßes vom 17. Januar 1820 geichehen. Ich werde dagegen proteftiren, fo 
lange ich meine Stimme hier in diefem Saale erheben kann, daß, nachdem 
der Vereinigte Landtag ind Leben gerufen ift, der Staat Garantieen zu über: 
nehmen befugt jei ohne Zuftimmung der Stände.” 
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Diefelbe Erklärung gaben die Abgeordneten Lenfing und Me- 
viffen ab; obfchon bedauernd, ein fo wohlthätiges Inftitut dadurch 
dem Lande vorzuenthalten, hielten fie e8 doch für ihre Gewiffenspflicht, 
gegen die Garantie zu ftimmen. 

Zwar verfuchte der allzeit fertige, vielgewandte Ulyſſes der mini» 
fteriellen Bartei, Graf Arnim, aud diesmal der Regierung zu Hülfe 
zu fommen und die ſchon fait verlorne Sache noch zu retten, indem er 
einen Plan entwidelte, wonad) der Staat nur jubfidiarifh, nad) den 
einzelnen Provinzen, und auch nur für dieZinfen des Rentenfapitals, 
nicht für das Kapital felbft, Garantie übernehmen follte. Durch diefe 
fcheinbare Verringerung der Summe und des Riſikos hoffte er die er- 
hobenen Bedenken zu befhwichtigen und die Berfammlung willfähiger 
zu machen. Weber die Prinzipfrage fchlüpfte er leicht hinweg, indem er 
ein Wort, welhes Schwerin in ganz andrer Beziehung gebraucht 
hatte, geltend zu machen ſuchte: 

„Laſſen Sie und,’ rief er auß, „nicht immer blos rückwärts bliden, fon= 
dernauh vorwärts! Laſſen Sie uns, wenn wir Bedenken in der Vergangen— 
beit finden, deshalb nicht muthlo8 werben, laffen wir und dadurch nicht 
bei jedem Schritt und Tritt aufhalten im Vorwärtsgehen!“ 

Auch ward ihm von einigen Rednern der minifteriellen Seite fefun- 
dirt. Der Abg. Steinbed führte in feiner fchönrednerifchen Weife 
das von Arnim Gefagte weiter aus; der Abg. Sattig erflärte es 
für heiligfte Pflicht, da, wo die materiellen Verhältniffe es verlangten, 
die Wünfche und Bedenfen wegen der ftändifchen Rechte hintanzu- 
ſtellen, und ein Mitglied der Herrenfurie, Herr v. Quaſt, fuchte die 
Gegner der Regierungsvorlage einzufchüchtern, indem er von dem großen 
und freudigen Eindrud ſprach, den dieſe kön. Botfchaft auf das ganze 
Land gemacht habe, und zu bevenfen gab, weldyen Eindrud das Land 
erhalten werde, „wenn die Sadye felbft durch das Votum der Stände 
vernichtet werde, und die Fön. Botichaft im Glanze daftehe gegen den 
Beichluß der Stände.’ 

Allein, fo fein die Wendung war, die man der Sache dadurch 
geben wollte, fo hatte fie doch diesmal feinen Erfolg. Mit ſchlichten, 
aber treffenden Worten zerhieb Abg. Aldenhoven das feine Gewebe 
des fo diplomatischen Antrags, indem er nachwies, daß eine jährlich 
wiederfehrende Zinfengarantie durchaus der Sache nady nichts 
Anderes fei, als eine Garantie für das Kapital ein für alle Male. 

Im gleihen Sinne erflärte fih v. Auerswald. Einen tiefen 
Eindruck machte der Schluß feiner Rede, worin er fagte: 
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„Ich halte für meine Pit ‚, «8 auszuſprechen, daß ich neben den 
Gründen in materieller Beziehung, neben der Beſorgniß, die ich habe; 
meinem Baterlande eine Laft aufjubürden, bie ich zu überfehen außer 
Stande bin, daß neben diefen Gründen und über ihnen mich allerdings dies 
jenigen Bedenken zurüdhalten, welche in Beziehung auf den allgemeinen 
Stand der ganzen fländifchen Geſetzgebung von mehreren Mitgliedern aus 
der Provinz Weftfalen, Pommern und von Berlin ausgefprochen worden 
find. Ic folge aber gern dem Beilpiele und der Aufforderung des Heren 
Landtagskommiſſars, mich nach diefer Erklärung einer weiteren Erörterung 
für jegt darüber zu enthalten. Meine Herren, ich folge diefer Aufforderung 
um jo lieber, als ich ganz aufrichtig — ich rufe Sie Alle zu Zeugen auf 
— verfichern kann, daß jeder Schritt, den ich in dieſer Beziehung bis jetzt 
getban habe und welcher durch das tiefempfundene Bebürfniß veranlaßt 
worden ift, meine Ueberzeugung audzufprechen,, daß jeder Schritt — mag 
er anderwärts gedeutet jein, wie er wolle — feinen anderen Zwed gehabt 
bat, ald eben eine Verfländigung herbeizuführen und zu dDiefem Ende auf 
freie und zugleich ehrerbietige Weife meine Wünfche und Ueberzeugungen 
auszufprechen. Als ich dieſen Saal zuerft betrat, meine Herren, bat mir 
als Hohes Ziel vorgefchwebt, daß wir, zufammenberufen aus fo vielen 
Stämmen des edelſten Volkes der Erde, ein Beilpiel binzuftellen berufen 
find, welches die Welt noch nicht gefannt, ein Beilpiel einer fo großen 
Verſammlung, die mit inniger Ueberzeugung von dem, was ihre Aufgabe 
iſt, einig und feft, demnach Hand in Hand mit den Räthen der Krone zu 
einem Ziele gebt. Das iſt das Ziel, welches mir vorichwebt, nach welchem 
ich täglich firebe, nach welchem unabläffig zu fireben ich auch Sie auffors 
dere, meine Herren, und wozu auch Sie, hochgeftellte und getreue Räthe 
der Krone, wie ich vertrauend hoffe und wozu ich Sie angelegentlich auf: 
fordere, Ihre Mitwirkung, Ihre erfolgreiche Unterflügung nicht verjagen 
wollen. Das ift ein Ziel,, welches wir aber nur erreichen Fünnen, wenn 
wir ohne Rückhalt unfere Ueberzeugung ausiprechen, die Leberzeugung von 
dem, was und Noth thut, eine Ueberzeugung, welche wir in einem fo wich— 
tigen, jo bedeutenden Moment zu verſchweigen nicht berechtigt find“. 


Das Refultat der Abftimmung war, daß der Borfchlag der Abtheis 
lung: dem Wunfche der Regierung gemäß die Garantie zu überneh— 
men, mit 

448 gegen 101 Stimmen 
abgelehnt ward, ebenfo das Arnimſche Amendement mit 
366 gegen 179 Stimmen. 

Auch zwei andere Amendements, vom Örafen von Helldorf und 
vom Fürſten Lichnowsky, welde dahin gingen, daß die Sache erft vor 
die Provinziallandtage gebradyt und dort über die fpeziellen Bedinguns 
gen der Garantie berathen werden möge, wurden mit ſchwacher Majos 


rität verworfen. 
18 
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Graf Arnim fuchte jegt noch eimmal fein Amendement in ver- 
änderter Form zur Abflimmung zu bringen, indem er vorfehlug: der 
Landtag möge nurim Allgemeinen pie Geneigtheit ausfprechen, eine 
Garantie zu übernehmen, fobald die Angelegenheit, gründlicher vorbe— 
reitet, bei feiner nächften Zufammenfunft ihm wieder vorgelegt werde. 
Allein man erwiderte ihm, daß Dies im Wefen Daffelbe fei, was die 
Berfammlung ſchon abgelehnt habe, 

Endlih, um doch einen Befchluß zu faffen und zu zeigen, daß der 
Landtag gern Etwas für die Sache thun möchte, befhloß man, auf 
Vinckes Antrag, ganz allgemein die Bitte auszufprechen : 

„Se. Majeftät möge über die Errichtung von Rentenbanfen den näcdh- 
fien Provinziallandtagen meitere Vorlagen machen und die darüber von 


diefen gefaßten Befchlüffe dem nächften Vereinigten Landtage zu Beichluß- 
nahme über die Garantie des Staates vorlegen laffen“. 


Am Scluffe der Sigung erhob fi nochmals der fön. Kom: 
miffar und fprad folgende Worte: 


„Nur mit wenigen Worten darf ich die hereitd ermüdete hohe Ber: 
fammlung noch behelligen. Ich bin einem geehrten Mitgliede aus der Pro: 
vinz Preußen die Antwort auf eine Art Interpellazion fchuldig geblieben. 
Das geehrte Mitglied hat mit beredten Worten feine Bereitwilligkeit und 
feine Hoffnung auf eine Verftändigung mit dem Gouvernement gefchildert; 
e3 hat fich dabei an die Räthe der Krone gewendet und vorausgefeßt, Daß 
auch von unferer Seite mit derfelben Bereitmilligkeit entgegengefommen 
werden wird. Ich nehme hiervon Veranlafjung, zu antworten, daß dieſe 
Bereitwilligkeit nicht allein bei den Räthen der Krone, fondern bei der 
Krone felbft auf das Vollſtändigſte vorhanden ift, wie Se. Majeftat Dies 
bereitd in unummundenen Worten in der Allerhöchften Botichaft auf die 
Adreſſe audgefprochen haben, und daß namentlich die Räthe ver Krone 
dem Augenblid entgegenjehen, wo ihnen geftattet fein wird, diefe Bereit: 
willigfeit innerhalb der Gränzen, welche die Allerhöchfte Botichaft bezeich- 
net bat, durch die Ihat zu beweilen. Daher richte ich die Bitte an die 
Herren Marfchälle und befonders an den Herrn Marfchall der Stündefurie, 
daß alle der Hohen VBerfammlung vorliegenden Fragen, welche zu diefer 
Berftändigung führen können, alfo, um mich kurz auszufprechen, die po— 
litifchen Fragen jo bald wie möglich zur Disfuffion in der hohen Ver: 
fammlung gebracht werben mögen“. 

(Bielftimmiges Bravo. ) 


Die Verhandlungen über die Landrentenbanken bezeichnen einen 
wichtigen Wendepunft in der Gefchichte des Landtags. Bis dahin war 
der Widerſpruch gegen das Patent v. 3. Febr. und die Berufung auf 
die früheren Gefege immer nur theoretifch, prinzipiell zur Geltung ge= 
fommen; jegt zum erften Mal fah ſich die Berfammlung unmittelbar 
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den praftifchen Folgen diefes Prinzips gegenüber und in die Nothwen⸗ 
digfeit verfegt, durch die That fi für oder wider das Patent, für 
oder wider die fortdauernde Gültigkeit der früheren Gefege, nament: 
lic, jened vom vorigen Könige ausprüdlich für unwiderruflich er- 
Härten Gefeßes von 1820, zu entfcheiden. Und diefelbe Berfammlung, 
welche nicht ven Muth hatte, fich prinzipiell in einen entfchiedenen Wi⸗ 
derſpruch zur Verfaffung v. 3. Febr. zu fegen,, welche nicht den Muth 
hatte, eine Anerkennung der nad) dem Geſetze von 1820 ihr zuftehenden 
Rechte von der Krone ausdrücklich umd beftimmt in der Adreffe zu for 
dern, diefe Verfammlung erklärte jegt durch die That, daß fie ſich 
ſelbſt jene Rechte zufpreche und diefelben als ihr unveräußerliches Eis 
genthum betrachte. Denn, mochte auch die Heine Frakzion der Ultra: 
royaliften, Herrn v. Bismarf:-Schönhaufen an der Spige, wie: 
derholt fich dagegen verwahren, daß fie nicht etwa aus einem foldyen 
politifhen Grunde gegen die Vorlage der Regierung geftimmt habe, 
fondern lediglich , weil fie durch diefelbe die Rechte ihres Standes ge- 
fährvet halte, die überwiegende Majorität — Das ging aus der Dis: 
kuſſion felbft wie aus der Haltung der Verſammlung nad der Abftim- 
mung, aus der ernften und doch befriedigten Stimmung, womit jelbft 
nicht unmittelbar zu einer politifhen Richtung gehörende Mitglieder 
fi) gegenfeitig über das Refultat der Abftimmung beglüdwünjchten, 
deutlich hervor — die überwiegende Majorität hatte Nein! gefagt, weil 
fie in der Art, wie ihre Zuftimmung zu der Garantie erfordert ward, 
insbefondere in der Erflärung des fön. Kommiffars über die An— 
fihten der Regierung hinfichtlich des Zuftimmungsredhts der Stände 
zu folhen Garantien im Allgemeinen, eine Richtanerfennung jenes 
Rechts erblidten, welches fie aus dem Gefege von 1820 fi zu« 
ſprachen. 

Dieſelbe Verſammlung, welche bei den Adreßverhandlungen die 
Geſtaltung der geſammten Verfaſſungszuſtände vertrauensvoll dem gu— 
ten Willen der Krone und einer künftigen Verftändigung zwiſchen ihr 
und den Ständen anheimgab, erklärte jest, daß, fo lange die Verfaſ— 
fungszuftände und insbefondere die Rechte der Stände in Bezug auf 
ihre Mitwirkung bei der Finanzlage des Landes nicht feftgeftellt wären, 
fie fich außer Stande befände, durch Leiftung einer Garantie der Regie: 
rung ein Vertrauensyotum zu gewähren. 

In diefer verfchiedenartigen Haltung der Kurie dort und hier lag 
freilich ein Widerſpruch, aber ein Widerſpruch, der nicht zu fehr auf— 
fallen fann, den man auch fonft nicht felten bei Einzelnen wie bei gan« 

18* 
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zen Körperfchaften antrifft und der namenilich in dem Karakter ber 
Deutfchen feine Erklärung findet. Der Deutſche iſt zu gutmüthig, zu 
rüdfihtsvol, um einem Anden im Prinzipe ſchroff entgegenzutreten, 
zumal wenn biefer Andere ein gefröntes Haupt iſt; aber er bat auch 
wieder ein zu ſtarkes Pflicht: und Rechtögefühl, um da, mo es aufs 
Handeln anfommt, Etwas zu thun, ſich zu Etwas gu verftehen, wovon 
er glaubt, daß es nicht vollfommen vechtlic, begründet, Daß ed gegen 
feine Pflicht oder fein Recht verftoße. 

Die Niederlage der Regierung war übrigens vollftändig. 

Erwägt man, daß für die Regierungsvorlage der größte Theil Des 
Herrenftandes ftimmte, der es für feine Pflicht hielt, in allen entfchei- 
denden Prinzipfragen fi auf die Seite der Krone zu ftellen, bringt 
man ferner die vielen Beamten, die in der Berfammlung faßen, und 
die Frakzion der Regierungsmänner um jeden Preis in Rechnung, fe 
wird man zugeben müflen, Daß ein Refultat wie dieſes, wo eine mehr 
als vierfahe Majorität gegen den Vorſchlag der Regierung, eine 
mehr ald zweifache gegen das vermittelnde Arnim jche Amendement 
ftimmte, ein fo enticheivender Sieg der verfaffungsmäßigen Oppofizion 
war, wie dieſe ihn gar nicht beffer wünfchen und nach den Vorgängen 
der Adreffe und der Deklarazion kaum hätte träumen Fönnen. 

Wenn Etwas diefen Sieg noch vollftändiger machen konnte, fo 
war ed die Erflärung ded fön. Kommiſſars: daß die Räthe der 
Krone und die Krone ſelbſt eine Verftändigung über die Berfaffungss 
fragen herbeiwünſchten. Denn darin lag das ftillfchweigende Einge— 
Kändnis enthalten: daß man die Rothwendigfeit einer folchen Verftän- 
digung fühle, daß man einfehe, wie ein blos diktatorifches Verfahren 
dieſem Landtage gegenüber nicht durchzuführen fei, vaß man den Land— 
tag als eine berechtigte, ebenbürtige Macht betrachte , mit der man un- 
terhandeln müffe, dem man nicht ſchlechtweg Befehle zuberrfchen 
fönne, 

Schwer zu erklären bleibt, wie man ſich ſeitens der Regierung fo 
umbejonnen in eine Lage verfegen konnte, weldye nicht blos für den Au- 
genbtid eine empfindliche Niederlage zur Folge hatte, fondern welche 
Die ganze Stellung der Regierung zum Landtage, in Betracht der Ber: 
faſſungsfrage, aus der ziemlich günftigen, die fie bi8 dahin war, in 
eine höchſt ungünftige umwandeln mußte. Wie durfte man wohl hof: 
fen, den Landtag bei den bevorftehenden Berhandlungen über feine ver- 
faffungsmäßigen Rechte willfährig zu finden, nachdem man ihm zu⸗ 
vor Gelegenheit gegeben, durch die praftifche Ausübung eines der wich⸗ 
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tigen. dieſer Rechte feine Macht fühlen und die ganze Bedeutung eiries 
geficherten Verfaſſungszuſtandes begreifen zu lernen? 

SGewiß war ed unklug, den Ständer an. Diefem thatſächlichen 
Beifpiele gleihfam einen Borgefhmad zu geben. von. dev Wichtigkeit 
Deſſen, was bei dem Prinziptenftreite über die Verfaffungsuechte im 
Frage ſtehen ſollte. 

Wie wenig auch der Mangel an Vorausſicht, der auf Seiten ber 
Minifter hierin zu liegen fcheint, nad) den bereits erwähnten mancherlei 
Borgängen ähnlicher Art unglaublih oder unmwahrfcheinlich fein 
dürfte, fo ift doch faum anzunehmen, daß Diefelben ſich Diesmal fo ganz 
ohne Bewußtfein Defien, was fie thaten, und ohne befondere veranlaf: 
fende Gründe in eine fo fhwierige Stellung begeben haben follten. 

Der bloße Wunſch, den Anträgen des fchlefiihen und pofenfchen 
Provinziallandtages zu entfprechen , ſcheint fein ausreichender Erfläs 
rungsgrund für eine fo wenig vorbereitete und dabei in ihren nothwen⸗ 
digen Folgen fo bedenkliche Vorlage. Dazu fommt, daß nad) der eig: 
nen Erklärung der Minifter die ganze Garantie materiell von nur ges 
tingem Belang gewefen fein würde, da, bei zwedmäßiger Einrichtung, 
der zu übertragende Ausfall der Landrentenbanfen erfahrungsmäßig 
faft glei) Null ift. Hierdurdy fiel auch der Grund weg, aus welchem 
die Minifter angeblich die Erklärung der Stände einholten, der Grund 
einer möglichen bedeutenden Belaftung des Staates durdy Uebernahme 
jener Garantie., Wenn man daher wirklich der Anficht war, daß an 
ſich diefe Garantie ohne Zuftimmung der Stände übernommen werden 
fönnte, warum befragte man Diefe? Faſt bleibt nichts Anderes übrig, 
als die Bermuthung, man habe den Verſuch machen wollen: was wohl 
in diefem Punkte die Stände fich bieten laffen möchten, und man habe 
diefen Verfuch gerade im vorliegenden Falle für ungefährlich, ja fogar 
für erfolgverheißend gehalten, weil man hoffte, der in die Augen fal- 
lende Nugen der Landrentenbanfen werde die Stände nit dazu kom— 
men laffen, die aus der Prinzipfrage hervorgehenden Bedenken ernſtlich 
ins Auge zu faflen, oder, follte Dies auch der Fall fein, fo werde es 
doch leicht fein, diefe politifhen Bedenken durch die Rüdfichten auf eis 
nen materiellen Bortheil des Landes und insbefondere des Bauern⸗ 
ftandes, den man dadurch aufs Spiel fege, aus dem Felde zu 
fchlagen. 

Sei Dem indeß, wie ihm wolle, die Regierung machte hier zuerft 
die unerwartete Erfahrung, daß die Stände in ihrer überwiegenden 
Majorität das verfaffungsmäßige Recht des Landes höher anfchlugen, 
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als einzelne materielle Vortheile, und, im Berwußtfein ihrer pflichtmä- 
Bigen Vertretung jener Rechte, felbft dem Vorwurfe Trop boten, durch 
ihre Oppofizion die Intereffen des Landes oder eines einzelnen Theile 
der Bevölkerung gefährbet zu haben. Die bäuerlihen Abgeordneten, 
welche felbft mit gegen die Vorlage der Regierung ftimmten, rechtfertig- 
ten und befräftigten, dem Lande und den Wählern gegenüber, 
aufs Glänzendfte diefe im edelften Sinne patriotifhe Haltung Des 
Landtags. 


Einundzwanzigftes Kapitel. 


Verhandlungen der Dreiftändekurie über die Anträge auf Abände- 
zungen der Gefege vom 3. Februar, mit Nüdfiht auf die frühere 
Geſetzgebung. 


Der entſcheidende Tag war gekommen, welchen nach des Fön. 
Kommiſſars Verſicherung, die Raͤthe der Krone und die Krone ſelbſt 
mit Sehnſucht erwarteten, der Tag, wo endlich der Kampf um die Ver⸗ 
faſſung des 3. Febr. durchgekämpft werden ſollte, nachdem man in den 
Adreßverhandlungen ſich nur Vorpoſtengefechte geliefert hatte und nachdem 
der von den Deklaranten der Rechte der Regierung neuerdings hinge— 
worfene Handſchuh von Diefer nicht war aufgenommen worben. 

Zwar waren auch fehon die früher von und gefchilderten Verhand⸗ 
lungen über das Petiziondrecht, über die Sonderung in Theile, über 
den Finanzetat auf Abänderungen oder Erweiterungen der Geſetzge⸗ 
bung v. 3. Febr. in einzelnen ihrer Theile gerichtet. Allein gegenwär- 
tig handelte es fih um den Kern und Lebenspunft der neuen Berfafs 
fung felbft, der angegriffen, der in Frage geftellt werben follte, um die 
Wiederaufnahme jener Punkte, welche die Oppoflzion zuerft in dem 
Adreßentwurfe, dann in der Deklarazgion — beide Male vergebens — 
hatte zur Geltung bringen wollen. Es handelte ſich ferner darum, daß 
man auch jet wieder, wie damals, eine Abänderung der Gefepe vom 
3. Febr. nicht als ein bloße Gnadengeſchenk von der Krone er- 
bitten, fondern daß man einen förmlihen Rechtsanſpruch daraufaus 
den früheren Gefegen erheben wollte, wenn ſchon unter der Form der 
Betizion, als der allein noch nachgelaſſenen. 

Zwölf verfchiedene PBetizionen waren eingegangen, welde in 
dem einen oder dem andern jener erwähnten Punkte auf Abänderungen 
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der Verordnungen v. 3. Febr. drangen. Viele derjelben waren von 
ausführlichen Denkfchriften begleitet. Die bedeutendften darunter, Die, 
welche die Frage am Tiefften faßten und namentlid den Rechtspunft 
am Schärfften in den Vordergrund rüdten, waren die des Abg. Grafen 
Schwerin, des Abg. Grabow und der beiden Abgg. Gräg und 
Naumann, 

Graf Schwerin beantragte: 


„Se. Majeftät ven König zu bitten 
a) das Recht der Stände auf 

«) perbodifhe@inberufung ded Vereinigten Landtags; 

8) das Recht der Zuftimmung deſſelben zu aflen vom Staate 
u machenden Anleihen; 

y) das Recht deffelben, ven Beir ath zu a llen allgemeiwen 
Geſetzen, welche die perſonlichen und Eigenthums— 
rechte der Unterthanen betreffen, allein rechtsgültig erthei⸗ 
len zu dürfen; 

anzuerfennen, und 

b) binfichtlich des $. 9 der Verordn. v. 3. Febr. über die Bildung des 
Vereinigten Landtags eine authentiiche Deklarazion zu ertheilen, die 
jeven Zweifel über das Verhältniß der Domänen unmöglich 
macht 5 =) Hin 

c) die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und ber ftän« 
difhen Deputazion für dad Staatäfhuldenmwefen für 
diefen Landtag audzufegen.“ RER 


In gleicher Weife wollte Grabomw an den König die Bitte ge 
richtet wiffen : - 


„Das unverſehrte Fortbeſtehen ſeitheriger Rechte Aller 
gnädigſt anzuerkennen und fie der neuen Geſetzgebung einzuverleiben, 
wodurch außer Zweifel gefegt würde, daß a Zu 

a) der Vereinigte Landtag diejenige reiheftändifche Verſammlung 
fei, deren vie Verordn. v. 17, Ian. 1820 gebenkt; fi 

b) daß er periodisch jährlich wiederfehren werde; 

ec) daß nur er allein die dem ftändiichen Aus ſchuß und ber 
diſchen Deputation für dad Staatsſchuldenweſen übertragenen 
Rechte auszuüben habe, und diefe Letztern daher fortfallen 
könnten; m 

d) daß ver Vereinigte Landtag alle mewen Staatsanleihen 
ohne alle Ausnahme zu Eonfentiven und zu. allen Stewern 
feine Zuftimmung zu geben habe”. 


Die Petizion der Abgg. Grätz und aumann.endlicyging dahin: 
„&s möge Sr. Majeftät vorgetragen werben, daß 


a) fo lange dem Vereinigten Landtage nicht das: durch dad Geſetz vom 
17. Ian, 1820. ver reichöftändifchen Verſammlung vorbehaltene 
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Recht in entiprechendem Umfange Übertragen werben, Darlehen, 
für welche n icht das gefammie Vermögen und Eigenthum des Staus 
te8 zur Sicherheit beftellt wird, überhaupt nit aufgenem 
men werden fönnen; 

b) bei Darlehen für oder in Kriegszeiten die bloße Zuzichung her 
ſtändiſchen Deputazion für das Staatsfchuldenweien nicht ads 
reichend ifl, vie nach dem Geſetz v. 1820 bei Aufnahme von 
Darlehen, ohne Unterfhied, erforderliche Zuziehung une Mits 
garantie ded Vereinigten Landtags zu⸗ erſetzen; 

e) auch außerordentlihe Steuern in Kriegägeiteu nur dann 
ausgeihrieben werben fönnen, wenn die Stände vorher 
die betreffenden Gefegentwürfe ber at hen haben; 

d) Se. Majeftät zu bitten, die Gelege v. 3. Febr. 1847 mit den älter 
ten Belegen, nach erfolgter Bereinbarung mit dem Vereinigten Land 
tage, in Einklang zu bringen.” 


Außerdem hattenum periodifheWiederberufungdes Ber 
einigten Landtags die Abgg. Schier, Kerften, Hirſch, Kü— 
pfer, Urra, Camphauſen gebeten, und zwar theilg in zweijähri« 
gen, theild in vierjährigen Friften, theild ganz allgemein ; 

um Wegfallder Ausſchüſſe ver Abg. Hirſch; 
um Befhränfung derder fändifhen Deputazion beige 
legten Befugniffe, insbefondere um Aufhebung des Befugnifjes zur 
Mitwirkung bei Staatsanleihen, Derfelbe, jo wie die Abgg. Schier 
und Kerften. 
Endlich beantragte Hirfch audy eine Bitte an den König: 
„die Verfaffungsgefege nicht ohne Zuftimmung der Stände zu. ändern.“ 


Die Betizionen der Abgg. v. Puttfammer, M. Flemming 
und Heyn waren nur im Allgemeinen auf Abänderung der Verfaf: 
fungsgefege und Erweiterung der ftändifchen Rechte gerichtet. 

Die Abtheilung ftellte zunächſt zwei Hauptpunfte zur Berhand« 
lung : den wegen der periodifhen Wiederkehr des Bereinigs 
ten Landtags und den wegen des Wegfalls der Ausſchüſſe. 

Für diefe beiden Wünfche waren in den eingereichten Petizionen 
und in den Abtheilungsberathungen felbft theild Rechtsgründe, 
theild Gründe der Nüplichfeit und inneren Nothwendigkeit 
geltend gemacht worden. 

Sn erfter Beziehung ward angeführt: 

Sämmtliche frühere Gelege, insbeſondere die v. 22. Mai 1815, 


47. Ian. 1820 und 5. Juni 1823, fprechen von zu fchaffenden Zentral: 
verfaommlungen, wenn auch unter verfchiedenen Bezeichnungen, und legen 
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denſelben beftimmte Rechte und Verrichtungen bei, welche, ihrem Weſen 
nach, nur an eine ſolche Verfammlung gewielen werben können, die in 
beftimmten Zeitabfehnitten wiederkehrt. In Bezug auf eine dieſer 
Berrichtungen, die jährliche Rechnungsablegung wegen der Schulden, ift 
diefer Zeitabfchnitt durch das Geſetz v. 1820 ganz beftimmt ausge— 
fprochen. Es fommt bier auch nicht auf die bloße Rechnungsableg— 
ung an, fondern darauf, daß der Gefeßgeber, indem er ſich die alljähr- 
liche Berfammlung der Reichsſtände als fich von feldft verftehend dachte, 
derfelben auch diejenige Verrichtung, die alljährlich ftattfinden follte, näm— 
fi die Rechnungsabnahme, übertrug. 

In allen jenen Gejegen ift aber ferner immer nur von einer Ber: 
fammlung der Landesrepräfentanten oder der Reichsſtände die Rede, wor—⸗ 
aus folgt, daß auch nur eine ſolche VBerfammlung eriftiren fann, daß 
daher nur diefe, nicht aber andere, welche nicht gleicher Natur und gleichen‘ 
Urfprungs find, wie fie, die gefeglich ihr beigelegten Pflichten erfüllen muß. 
Der Vorbehalt im Gef. v. 1823 bezog fich nur auf das Wie? und Wann? 
der Einführung allgemeiner Stände; fobald aber einmal folche eingeführt 
waren, mußten nothwendig alle für fie ſchon früher angeorpnete Rechte 
und Pflichten auf diefe allgemeinen Stände und auf fie allein 
übergeben. 

Der König jelbit hat in dem rheinischen Landtagsabſchiede vom 
30. Dez. 1843 den Antrag des rheinischen Landtags : 
| die allgemeinen Ausſchüſſe in Reichsſtände zu verwandeln, 
als „mit dem Weſen deuticher Verfafjung unvereinbar zurüdgemiejen. 

Auch können jene andern beiden Korporazionen, der Ausſchuß und 
die Deputazion, ſchon darum nicht die allgemeinen Stände vertreten, weil 
fie, gegen die Vorſchrift des Gefeed vom 5. Juni 1823, nicht aus den 
Provinzialftänden hervorgegangen find. 

Nun nimmt der König in den Verordnungen v. 3. Febr. ausprüdlich 
auf die Gefege von 1820 und 1823 Bezug und erklärt jene Verordnungen 
für einen Fortbau der früheren Gefeßgebung. Berner hat der König in 
der Antwort auf die Adreſſe ausprüdlich gefagt, daß die Verorbnungen 
vom 3. Febr. die Erfüllung früherer Verheifungen wären und außer 
dem weſentliche neue Rechte Hinzufügten. Hieraus geht deutlich hervor, 
daß der König die früheren Geſetze ald vollfommen zu Recht beftehend ans 
fiebt und eine Abänderung derfelben durch die fraglichen Verordnungen 
nicht beabfichtigt und gewollt hat. Wenn alfo gleihwohl, nach ver obigen 
Ausführung, jene Geſetze infomeit nicht erfüllt find, als die früher vers 
beißenen Rechte ver Reihsftände nicht ausfchließlich dem Ver. Land— 
tage eingeräumt find, dieſer aber doch allein als die verheißene reichaftän- 
diſche Verfammlung anzufehen ift, fo folgt daraus: 

daß die Stände die Anerkennung, daß der Ber. Landtag bie 

reichöftändifche Verſammlung fei, erwarten dürfen, und daf, als eine 

weitere Folge hieraus, diefe Berfammlung auch alljährlich zu Er— 
füllung ihrer Pfiichten berufen werden muß, daß ferner die Ausfchüffe 
in ihrer jegigen Einrichtung gänzlich in Wegfall fommen müffen. 
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Diefe Rechtsgründe wollten jedoch viele Mitglieder ver Abtheilung 
nicht als durchſchlagend gelten laffen. Sie behaupteten dagegen: 


Eine ganz beftimmte Zufiherung wegen alljährlicher Wiederkehr 
der allgemeinen Ständeverfammlung liege in den früheren Gefegen nirgends 
vor, und, wenn auch zugegeben werden möge, daß ber Geſetzgeber fich eine 
regelmäßige, auch wohl alljährliche Wiederkehr bei feinen Verheißungen 
gedacht babe, nicht minder, daß eine foldhe zur innern Nothwendigkeit 
"des Beſtehens folcher Verfammlungen gehöre, fo fünne man doch eine 
wirflihe Rehtsforderung nicht auf eine bloße rechtliche Dedukzion, 
fondern einzig und allein auf einen beſtimmten, Elaren Ausipruch ded Ges 
feßgeber8 gründen. 

Uebrigens lafje fi eine Ausübung der in den früheren Geſetzen den 
Reihöftänden zuertheilten Verrichtungen, indbefondere die jährliche Rech» 
nungdabnahme, recht wohl, nad dem Beiſpiel der Provinziallandtage, 
auch ohne jährliche Zufammenberufung diefer Allgemeinen Stände denken. 
Es jei fogar eine Uebertragung mancher diefer Verrichtungen an bloße 
Theile der großen Berfammlung nothwendig und daher dad Recht der Res 
gierung hierzu wohlbegründet, Der Ausſchuß und die Deputazion gingen 
allerdings aus den Provinzialftänden hervor, wenn nicht direft, doch in— 
direft, da ja der Ver. Landtag nichts Anderes fei, ald die Bereinigung 
fänmtlicher Provinzialſtände — denn das Wie? der Bildung allgemeiner 
Stände habe ſich ja der Geſetzgeber im Gef. v. 1823 vorbehalten. Da nun 
den Ausichüffen eine periodische Wiederkehr ausdrücklich zugefichert fei, die 
Gejege v. 1815, 1820 und 1823 aber überhaupt nur von einer „Landes—⸗ 
repräfentagion’’ ſprächen, als welche die Ausichüffe — die nur eine beſon—⸗ 
bere Form für die Wirffamfeit ded Ver. Landtags wären — recht wohl bes 
trachtet werden Eönnten, fo fei damit Alles erfüllt, was der Geſetzgeber 
verheißen. 


Bei der Abſtimmung ward daher die Frage: 


ob aus dem Geſ. v. 1820 und den früheren ein Rechtsanſpruch auf 
eine jährliche Zufammenberufung der reihöftändifchen Verfammlung 
geltend zu machen wäre? 


von der Majorität der Abtheilung verneint, dagegen die Stage: 


ob ein Rechtsanſpruch auf eine periodische Zufammenberufung der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung in fo kurzen regelmäßigen Briften, die fie in den 
Stand fegen, den Beflimmungen der Art. XII. und XIV, des Gel. v. 
1820 zu genügen, geltend gemacht werben könne? 

fonderbarer Weife mit allen gegen eine Stimme bejaht. 

Das Borhanvdenfein eines Rechtsanſpruchs auf Wegfall 
der Ausfhüffe ward von zehn Stimmen bejaht, von acht 
Stimmen verneint. 

Einftimmig war dagegen die Abtheilung darüber, daß aus 
den von den Betenten angeführten Gründen der Rüglichfeit und Innern 
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Roihwenbigfeit der Wegfall ver Ausſchüſſe und die periobifche Wieder- 
fehr einer einzigen Jentralverſammlung dringend: wünfchenswerth, ſei. 
Die Abtheilung hatte daher fehküßlich folgende zwei Anträge 
geſtellt: 
„Se. Majeſtät den König zu bitten: 
mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, insbeſon— 
dere auch aus Nützlichkeits- und innern Rothwen>, 
digfeitögründen 
1) die Einberufung des Verein. Landtags ale 
zwei Jahre, 
2) den Wegfall ver Ausfhülle in der ihnen durch 
die Verordn. v. 3. Febr. gegebenen Einrichtung 
allergnädigſt auszufpreden.” 


Sobald die Debatte über diefe beiden Vorfchläge der Abtheilung 
eröffnet war, erhob fich der JZuftizminifterv. Savigny und gab 
in einem längeren Bortrage eine Beleuchtung der Gründe, die ſich auf 
das VBerhältniß der früheren Gefege zu dem Geſetz v. 3. Febr. bezogen. 
Er fandte dabei ausdrüdlic, voraus, daß, nad) dem Inhalt der könig— 
lichen Antwort auf die Adreffe, die Rede nicht Davon fein könne, durch 
einen Befchluß den Umfang der dem Landtage zuftehenden Rechte 
feftzufegen; vielmehr Handle es ſich lediglich um eine Bitte wegen 
Abänderung einzelner Stüde des Gef. v. 3. Febr., allein hierbei könne 
gar wohl für die einzelnen Mitglieder ein Motiv zu einer foldyen 
Bitte u. A. auch darin liegen, daß fie die vollftändige Webereinftim- 
mung des Gef. v. 3. Febr. mit den früheren Gefegen nicht anzuerfens 
nen vermöchten. Bon diefem Gefichtöpunfte aus wolle ex die Frage 
einer Prüfung unterwerfen. 

„Zuerſt,“ fagte er, „wird ein Grund hergenommen aus einer einzels 
nen Gefegeöftelle, nämlich aus dem $. 13 des Geſetzes vom 17. Jannat 
1820. Diefer $. 13 lautet fo: „Endlich ift die Staatöichuldenverwals 
tungsbehörde verpflichtet, der Fünftigen reihöftändiichen Verfammlung affe 
jährlih Rechnung zu legen. Bid zur Einberufung derfelben tritt der 
Staatsrath an deren Stelle.’ Aus diefer Stelle wird eine vom Gefetz⸗ 
geber übernommene Verpflichtung abgeleitet, die Fünftige reichsſtändiſche 
Berfammlung jährlich einzuberufen. Eine Verpflichtung ift Hier wirklich 
übernommen, ed: fragt ſich nur: welche Verpflichtung umd gegen men? 
Allerdings hatte der Gefeggeber die Abficht. gehabt, gegen bie Kreditoren 
in diefer Stelle eine Verpflichtung zu übernehmen, dafür zu forgen, daß 
alljährlich Über die Staatsfchulden und deren Verwaltung Rechnung ger 
legt werde, und zwar in einer fiheren, mit gewiffer Feierlichkeit res 
nen Weife. Diele Rechnung iſt geſagt, fol alljährlich ver reichsſtaͤndi⸗ 
ſchen Verſammlung gelegt werden, zunächſt aber, und bis folche ſtattſindet 
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dem Staatsrathe. Es fragt ſich mun, ob diejenige Einrichtung, die das 
Geſetz vom 3. Februar d. 3. der beabſichtigten Rechnungslegung von jet 
an giebt, irgend im Widerſpruch fteht mit der früheren Ankündigung, ob 
dieſe irgend einen begründeten Anſpruch ver Krebitoven aus dem Art. 18 
des Geſetzes von 1820 unerfültt laßt. Ich muß Died durchaus beftreiten, 
indem dad Geſetz vom 3. Februar vorjchreibt, daß die Deputation, welche 
zu der Rechnungslegung mitwirken fol, gebildet werde aus Mitgliedern 
der Stände, daß fie gemählt werde von den Ständen. Dadurch ift viefe 
Deputazion gerade die ſtändiſche Behörde geworden, an welche nach der 
Anfindigung des Art, 13 die Rechnungslegung erfolgen joll, und fie ers 
hält dazu ihren Auftrag keineswegs durch die wählende Behörde, ſondern 
unmittelbar aus dem Geſetz. Man könnte gegen die Rechtsgültigkeit eine 
Einwendung etwa daher entnehmen, daß man behauptete, es ſei dieſer 
Alt zu wichtig und ſtehe deshalb außer Verhältnig mit einer fo wenig 
zahlreichen Bebörde. Diele Behauptung würde einigen Schein haben, 
wenn iu der fländiichen Mitwirkung zu der Rechnungslegung ein gefähr: 
licher bindender Aft enthalten wäre, Der einzige bindende Aft ift in der 
Decharge enthalten, und der Geleggeber bat fi, neben ver Mitwirfung 
des Staatsraths, fo wie der reihäftändiichen Beriammlung, die Decharge 
felbft vorbehalten. Es ift ausdrücklich hinzugefügt, daß der Stantsrath 
wie bie reichöftändiiche Verſammlung fich beichränfen folle auf Erftattung 
eined prüfenden Gutachtens. Zu dieſem Gutachten aber ift ganz gewiß wie 
im Geſetz vom 3. Februar angeorpnete Deputation eben jo geeignet, ja 
noch mehr, als eine fo zahlreiche Berjammlung, wie der Vereinigte Lands 
tag. Infofern muß behauptet werden, daß durch diefe Einvichtung das 
nicht unerfüllt gelaſſen ift, was das frühere Geſetz angekündigt hatte. Es 
foll vabei nicht beftritten werben, daß aus dem Ausdrude des Geſetzes von 
1820 Artikel 13 die Meinung ntfteben fonnte, als werde künftig alljühre 
ich eine größere Berfammlung berufen werden. Zwiſchen einer ſolchen 
Erwartung und einem verliehenen Recht ift ein großer Unterſchied. Es ſoll 
ferner nicht behauptet werben, daß dem Gefehgeber von 1820 diejenige 
beiondere ſtändiſche Gliederung vor Angen geftanden habe, welche jegt 
durch das Gefeg vom 3. Februar eingeführt iſt. Died gehörte damals zu 
ven unbeflimmt gelaffenen Punkten, worüber, eben weil fie unbeftimmt 
gelaffen waren, der Gefeggeber fich die freie Verfügung vorbehalten hatte, 
welchen Vorbehalt er in dem Geſetze von 1823 ausdrücklich wiederholt hat, 
Es muß aber behauptet werden, daß der Gefeggeber durchaus nicht die 
Abſicht gehabt hat, fich für die künftige Art der Einrichtung auf irgend 
eine Weife die Hände zu binden. Die Abficht des Gejeges wird für jeden 
unbefangenen Leſer des Artiteld 13 gewiß nur darin gefucht werden füns 
nen, die möglichfte Sicherheit den Kreditoren zu gewähren; und es if 
ſtets und allgemein anerfannt worden, daß jedes Geieg nur aus dem Ge— 
danken erflärt werden müſſe, melchen ver Geſetzgeber hat bineinlegen 
wollen. 

Im Weientlichen fcheint mir die Abtheilung mit den hier gewonnenen 
Refultaten übereinzuftimmen, denn fie hat Seite 7 erklärt, daß aus 
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Artikel 13 ein Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung der reichaftän- 
pifchen Verfammlung nicht abgeleitet werben Tünne. Kann aber daraus 
ein Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung nicht abgeleitet werben, 
fo kann überhaupt Fein ähnlicher Anſpruch darauf gegründet werden, ba 
augenscheinlich Artikel 13 nur von alljährlichen Berfammlungen ſpricht. 

Mas die allgemeineren Gründe betrifft, die nicht entnommen find aus 
einer einzelnen Gefegeöftelle, fondern aus der Kombinazion mehres 
rer Aeußerungen der früheren Gelege, alfo aus einem Totaleindruck der⸗ 
felben,, fo hängen diefe grofientheild zufammen mit dem zweiten Punkte, 
der Einberufung der Ausichüffe. Es ift nämlich behauptet worden, daß 
durch die früheren Gefege reichsſtändiſche Verſammlungen angekündigt 
worden feien mit folchen Attribuzionen, deren Erledigung nur gefunden 
werden fünne unter der Vorausſetzung einer periodifchen Wiederkehr fol- 
ber Berfammlungen. Daraus wird aljo die Nothwendigkeit einer reichd- 
ftändifchen Verſammlung überhaupt abgeleitet. Nun ift allerbingd in dem 
Gelege vom 3. Bebruar d. I. ausprüdlich vorgefchrieben, daß die Au 8= 
ſchüſſe periopifch wiederfehren follen. Es wird aber ferner die Behaup: 
tung aufgeftellt, daß in jedem Falle nur der Vereinigte Landtag könne be: 
trachtet werben ald wahre reichöftändiiche Berfammlung im Sinne ber 
früheren Gejeße, daß alio die Nothwendigkeit periodiſcher Einberufung 
einer reichsſtändiſchen Verſammlung, die durch die frühere Gefeggebung 
begründet und in Ausſicht geftellt wurbe, identifch fei mit der periodiſchen 
Einberufung ded Vereinigten Landtages, indem den Ausfchüffen 
der Name und die Eigenfchaft einer reichsſtändiſchen Berfammlung nicht 
beigelegt werden koͤnne. 

Diefed ganze Argument hängt alfo zufammen mit der Bemweisführung, 
daß Name und Eigenichaft einer reichöftändischen Verfammlung im Sinne 
der früheren Gefeßgebung nur allein dem Vereinigten Landtage zufommen 
und in feinem Falle gebunden werben können an eine andere Art ver Ver: 
fammlungen,, die durch das Geſetz vom 3. Februar c. eingeführt werben. 
Auf viele Beweisführung fommt Alles an, und diefe ift auch in der That 
durch mehrere Gründe verfucht worden. 

Der erfte Grund wird darin gejeßt: dad Gele vom Jahre 1823 ver: 
ordne ausdrüdlich, daß die künftige reichöftändifche Verfammlung aus den 
Provinzialftänden hervorgehen ſolle. Nun aber gehe nur allein der Ber: 
einigte Landtag wirklich aus den Provinzialftänden hervor, die anderen, 
durch das Gefeb vom 3, Februar eingeführten Berfammlungen nicht, alfo 
könne nur jener, nicht diefe Anſpruch darauf machen, als reichäftändifche 
Berfammlung angefehen zu werden. Es fragt fich aber, wie follen denn 
die anderen VBerfammlungen, die Ausfchüffe und die Deputazion, nach der 
Berorbnung vom 3. Februar entftehen? Sie follen gebildet werden ledig— 
lich aus Mitglievern der Stände. Wenn diefe Bildung verfelben, viele 
Auswahl derfelben aus Mitgliedern der Stände auf irgend eine ganz mwill- 
führliche Weife, 3. B. durch das Loos, angeorbnet wäre, fo würde felbft 
dann nicht bezweifelt werden fünnen, daß fie aus den Provinzialftänden 
bervorgingen. Uber eine ſolche Anordnung ift nicht gefchehen. Das Ges 
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feg vom 8. Bebruar jagt vielmehr ausprüdlich, fie follen nicht nur aus 
Mitgliedern der Provinzialftände beſtehen, fondern fie follen auch, wie «8 
bei ven Ausichüffen heißt, durch die Vertreter ver einzelnen Provinzen 
gewählt werben, oder, wie bei der Deputagion gejagt wird, von ben 
Ständen diefer Provinz. Indem fie alio ausfchließent beſtehen aus 
Mitgliedern der Brovinzialftände und zugleich durch diejelben gebildet und 
gewählt werben follen, ift e8 in der That ſchwer zu begreifen , wie ſolchen 
Berfammlungen, die auf diefe ausſchließend ſtändiſche Weile entfliehen, 
die Eigenſchaft verfagt werben könne, aus den Provinzialfländen 
bervorgegangenzu fein, wie alfo hierin eine Abweichung gefunden 
werben möge, fei ed vom Geift und Sinn, fei es vom Wortlaut des Ger 
ſetzes von 1823, nach welchem allerdings die fünftige reichsſtändiſche Ver: 
fammlung hervorgehen foll aus den Provinzialftänden. 

Der zweite Grund ift daraus hergenommen, daß in mehreren Stellen 
der früheren Gefege nur von Einer reichöftändischen Verſammlung die 
Rede fei, nicht von mehreren, daß alſo die reichöftändifche Berfamms 
lung, die in Ausjicht geftellt und angefündigt wurde, ftetd im Singular 
erwähnt werde, daher alfo diefer Ausdruck und die damit verbundene 
Eigenschaft nicht bezogen werden fünne auf mehrere und verfchiedenartige 
Berfammlungen, wie fie begründet jind durch die Gefege vom 3. Bebruar 
d. 3. Es wird noch hinzugefügt, die Fortdauer der früheren Gelee werde 
in den Gefegen vom 3. Februar andprüdlich anerkannt, indem dieſe Geſetze 
vom 3. Februar fih nur ald Kortbau der früheren Gejege ankündigten, 
Gerade aber in diefem legten Ausdruck liegt nicht ſowohl eine Widerlegung, 
ald vielmehr eine Berichtigung der erften Behauptung. Indem nämlich 
das Gefeg vom 3. Februar ſich ald einen Fortbau der früheren ftändifchen 
Geſetzgebung anfündigt, bat es eben damit nicht anerkennen wollen, daß 
die früheren Geſetze in ihrer eigenthümlichen Form und Begränzung fort 
beftehen und nebenher fortwirken ſollen. Jene Gefege vom 3. Februar er⸗ 
klären ſich vielmehr ald eine Fortſetzung und Bortentwidelung derſelben. 

Nun iſt nicht zu leugnen und fchon früher bei einer andern Gelegen- 
beit eingeräumt worden, daß zu der Zeit, ald die Gejege von 1820 und 
1823 erfchienen, noch nicht beftimmt daran gedacht war, die befondere 
Form und Gliederung der ftändifchen Organe einzuführen, wie fie jegt aus 
den Gefegen vom 3. Februar d. 3. hervorgegangen find; allein es ift eben 
fo wenig eine folche Form und Gliederung dort verneint, und ich muß 
wiederholen, es gebt aus dem Klaren Inhalte der früheren Gefege, unzwei⸗ 
felhaft hervor, daß dies Alles abfichtlih damals unbeftimmt gelaffen und 
dem ferneren Ermeſſen und Gutfinden vorbehalten worden if. Daher 
konnten auch die früheren Gefege von mehreren reichöftändifchen Ber: 
fammlungen, an die fie nicht dachten, nicht ſprechen. Sie haben aber 
eben fo wenig ein Hinderniß in den Weg gelegt, daß bei der ferneren Er: 
wägung deöjenigen, was für zwedmäßig befunden würde, mehrere für bie 
Zukunft eingeführt würden. Infofern alfo fann man zwar zugeben, daß 
durch die Art ded Ausdrucks der früheren Gefeße die Erwartung erregt 
fein mag, es werde fünftig nur eine einzige reichöftändifche Verfammlung 
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erſcheinen z aber es kann nicht zugegeben werden, daß dadurch Für irgend 
demand ein Necht Hieraus entſtanden wäre; oder, mit andern Worten, #6 
Kann wicht zugegeben werben, daß durch den in den früheren Geſetzen ges 
brauchten Singularis irgend eine Beſchränkung des freien, ausdrücklich 
vorbehaltenen Ermeſſens begründet werde, die ftändifche Gliederung fo eine 
zuführen, wie fie jegt durch das Gefeg vom 3. Februar d. I. eingeführt 
worden ift. 

Ein dritter Grund, aus welchem es unmöglich fein fol, mehrere 
ſolche ſtaͤndiſche Organe neben einander anzuerkennen, welchen allen der 
Name und die Eigenichaft einer reichsſtändiſchen Verſammlung mehr oder 
weniger zugeföhrieben werden könne, ein dritter Grund dieſer Art, ſage ich, 
wird hergenommen aus dem abftraften Begriffe der Korporazion. Es wird 
nämlich behauptet, es liege im der Natur einer jeden Korporazion, Daß 
ihre. Bunfzionen nur einheitlich ausgeübt werden können. Da nun die 
reichsſtändiſche Verfammlung , welche angekündigt worden, eime Korpo⸗ 
vazion fein follte, fo könne nur eine reichöftandiiche Verſammlung nad 
dem abftraften Begriffe der KRorporazion überhaupt gedacht werben. Diefes 
Argument wird ſchon dadurch entkräftet, daß bekanntlich die meiften und 
und wichtigſten Korporazionen in ihren verfchiedenen Funkzionen mannige 
faltig gegliedert find, nicht blos in unferer Städteorbnung, fondern auch 
in den ftäntiichen Verfaſſungen, die in Deutichland feit vielen Jahrhun⸗ 
derten fich ausgebildet und erhalten haben. Die politiichen Funkzionen ber 
ſtädtiſchen Gemeinden find an fehr verfchigpene Organe und Kollegien ver: 
theilt, und e8 ergiebt alfo der abftrafte Begriff der Korporazion fein Hin⸗ 
derniß für eine folche Vertheilung. 

Endlich wird noch ein legter Grund daher genommen, daß gefagt 
wird, die Krone habe in den früheren Gefegen nur den Vorbehalt gemacht, 
vas Wie? Hinfihtlich der Cinführung einer allgemeinen Landesrepris 
fentazion zu beftimmen. So wie fie einmal, was durch die Gefege vom 
3. Februar d. 3. geichehen fei, irgend etwas, was den Namen der Randess 
vepräfentagion führen fünne, eingeführt babe, habe jemed fernere Recht 
aufgehört, und es fei fein anderer Vorbehalt des freien Ermeſſens in ven 
früheren Gefegen gemacht worden, als lediglich in Beziehung auf den Alt 
der Einführung. Nun fagt aber das Gefeß von 1823 ganz ausdrücklich: 
„Wann eine allgemeine Zufammenberufung der allgemeinen Landſtände ers 
forderlich fein wird und wie fie dann aus den Provinzialftänden hervor: 
geben follen, darüber bleiben die weiteren Beftimmungen vorbehalten.” 
Hieraus geht nun ar hervor, daß das frei vorbehaltene Wie? fich nicht 
6108 auf den Aft der @inführung, fondern gerade vorzugsmweile auf den 
Akt der Bildung, der Zufammenfegung, der Organifazion der verheiße: 
nen Reichsſtaͤnde beziehen follte, aljo gerade auf dasjenige, was in ven 
Geſetzen vom 3. Februar d. J. in der That vollzogen worden ifl. Es 
kann alſo nicht zugegeben werden, daß der Vorbehalt auf den Akt ver Ein« 
führung beſchränkt geweſen fei, denn der freie Vorbehalt bezog fich viele 
mehr auf die ganze Einrichtung. 

Es ergiebt fih nun, wie ich glaube, aus allen diefen Betrachtungen, 
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daß feiner der Begriffe zutrifft, wodurch man verfücht hat darzuthun, daß 
der Name nnd die Eigenſchaft der reichsſtändiſchen Verſammlungen aus— 
ſchließlich auf den Vereinigten Landtag. bezogen werden dürfe, nicht auf 
die anderen daneben beſtehenden ftändiichen Organe, welche durch die Ge: 
ſche vom 3. Bebruar d, 9. eingeführt worden find. Grmwägt man unbes 
fangen die Art, wie von reichsſtaͤndiſchen Verſammlungen in den früheren 
Gefegen die Rede it, foFann, glaube ich, kein Zweifel fein, daß der damalige 
Ausdruck: Meichs ſtän diſche Verſammlung“ durchaus feine 
andere Bedeutung hat, als den Gegenſatz gegen provinzialſtändiſche Ver 
ſammlungen zu. bezeichnen. Es iſt der Ausdruck; Freich ſtändiſch“ 
gleichbedeutend mit: „zentralſtän diſch“, und fonach glaube ich, daß 
die Eigenſchaft und der Name ſolcher reichsſtündiſcher Verſammlungen 
nach dein wahren Sinne und Inhalte ver früheren Geſetze eben jo wohl 
derieinen, als der anderen derjenigen Organifagionen zugeſchrieben werden‘ 
muß, wie jie die Gelege vom. 3. Februar d. 3. eingeführt haben.’ 

Sofort nad) dem Schluffe diefer Rede beantragte Graf Schwe- 
tin die Bertagung der Debatte bis dahin, wo die Mitglieder der Kurie 
die Rede des Minifters gedruckt vor ſich Haben würden, um defien Gründe: 
aufs Gründlichfte prüfen zu können‘, wie man Dies nicht nur dem Die 
gane der Regierinig, fondern auch dem Juriften von eutopäifhem Rufe, 
der ſich hier zum Organe der Regierung gemacht habe, fehuldig fei. 

- Der Antrag. ward angenommen: und. die Debatte vertagt. 

Am zweiten Tage darauf ward fie wieder aufgenommen. Die fon: 
ſervative Partei eröffnete diesmal den Kampf, indem fie durch ein’ ge 
ſchidtes Manöver eine Blöße des Gegners zu benutzen und Verwirrung 
in feine Reihen zu bringen verfuchte. 

Graf Renard hier die Rolle übernehmend, die bei den Adreß⸗ 
verhandlungen fo geihidt Graf Arnim geſpielt hatte, trat fofort beim‘ 
Beginn der Debatte mit einem Amendement hervor, durch weldjes, wie 
et fagte, er nur das Eine bezwedte: daß die VBerfammlung zu mögliche 
fter Einftimmigfeit gelangen möchte. Er ſchlug vor: 

„diejenigen Betiziondanträge, welche zum Zwed der Abänderung. 
des Gel. v. 3; Febr. befchloffen werden möchten, jo zu formuliren, daß) 
Se. Majeftät der König alleruntertbänigft gebeten werde, desfallfige Bror 
pofizionen dem nächſten, durch die Allerhöchſte Botichaft vom 22. Apr: 
innerhalb vier Jahren zugeficherten Landtage vorlegen zu laſſen.“ 

Diefes Amendement, erflärte Graf Renard, fei ganz im Ein: 
lange mit der Zufiherung des’ Königs, daß Abänderungen in dem 
Gef. v. 3. Febr. nur nad) eingeholtem Beirat der Stände eintreten 
follten , ferner mit dem Antrag des Abg. Hirfch, der eben Dies 
wünſche, endlich mit den ausdrüdlich erflärten Anfichfen der 138 Des 
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Haranten. Diefe hätten erklärt, daß es ihmen mit der Ehrfurdt gegen 
den Thron unvereinbar erfcheine, den König ſchon jegt mit Petizionen 
zu drängen. Wollten fie daher nicht alle gefunde Logik gänzlich befeiti- 
gen, fo müßten fie ſich in der fchwierigften Lage befinden, wenn fie 
den in Frage ftehenden Anträgen jegt beitreten follten. Er glaube, daß 
fie e8 nur dann fönnten, wenn fie feinem Amendement fich anfchlöffen. 

Nicht zu leugnen war, daß der Redner mit diefen legten Worten 
einen ſchwachen Bunft der Oppofizion traf, infoweit diefe nämlid an 
der Deflarazion der Rechte Theil genommen hatte. Auch fand fich der 
Urheber jener Deklarazion, Herr v. Binde, durch diefe Provofazion 
veranlaßt, wegen feiner Stellung, als Einer der 138, zu den jegt 
vorliegenden PBetizionsanträgen fi ausführlich zu erflären. Er that 
Dies mit feiner gewohnten Gewandtheit und blendenden Beredfamfeit. 


Er babe es früher für ungeeignet erklärt, fagte er, um ein Recht 
zu bitten; der Meinung fei er noch; allein die Anträge Grabows 
und Schmwering zeigten ihm hier einen Ausweg, indem fie vorfchlügen, 
den König um Anerfennung ded Rechts zu bitten, alſo nicht um Ver: 
leihung — wodurch das Recht zur Gnade werden würde. 

Er fei ferner noch immer der Anficht, wie ed nicht an der Zeit fei, 
die Krone jest mit Bitten um Verleihung neuer Rechte zu drängen, er 
wolle aber auch nur die Erhaltung Schon beftehender früherer. Rechte, und 
fomit etwas ganz Konfervatived. Sollte er aber jelbft bei dieſer Tendenz nicht 
im Einklange fein mit gewiffen Erklärungen ver Krone, jo fühle er doch 
auch darüber ſich beruhigt durch zwei Thatjachen: zuerft durch eine 
Aeußerung ded kön. Kommiffard, wonach der Regierung jeder Weg zur 
Verſtändigung genehm fei; jodann noch durch einen andern Umftand. Er 
babe nämlich vernommen, daß eine Zahl ehrenwerther Mitglieder, melche 
durch ihre Stellung im Leben und durch die Familientradizionen, die gewiſ— 
fermaßen in ihnen fich Fonzentrirten, dazu vorzugsweiſe geeignet wären, 
fih berufen fühlten, den Eonfervativen Standpunkt, die Erhaltung des 
alten Rechts beſonders zu erftreben, daß fie fich zu einer engen Vereini— 
gung zulammengefunden hätten und ſchon durch die Wahl des Orts ihrer 
Zufammenkunft an dad Land erinnern zu wollen fehienen, daß feit Jahr» 
Hunderten feine alten Rechte zu erhalten fucht. Er habe ferner gehört, daß 
ein erwählter Ausſchuß aus dieſer Verfammlung des englifchen Hauſes ſich 
in Verbindung mit dem kön. Kommiffar gefegt hätte, und, wenn er audh 
diefen Weg etwas ertraordinär finde, jo glaube er doch daraus fehließen 
zu bürfen, daß eine größere Uebereinftimmung des Gouvernements mit 
diefen Eonjervativen Mitgliedern beftehe, und daß deshalb die Erhaltung 
der beftehenden Rechte nicht blos das Ziel diefer Verſammlung, fondern 
auch des Gouvernementd fein werde. 


Das hieß freilich den Vorwurf der Inkonfequenz mehr durch wigige 
Anfpielungen und beißende Ausfälle vergeffen machen, als wirklich 
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widerlegen. Auch ließen die Gegner den gefürchteten Feind, den fie 
bier einmal im Netze zu haben meinten, fo leichten Kaufs nicht 1085 
neue Angriffe und Redereien erfolgten von verfchiedenen Seiten, bis 
endlih Herr v. Binde dur folgendes Geftänpniß fi) Ruhe ver- 


ſchaffte: 

„Wenn es noch eines Grundes bedürfte,“ ſagte er, „ſo würde er 
darin zu finden ſein, daß der Weg, den ich einſchlagen wollte, von dem 
Herrn Marſchall nicht zuläfſig gefunden worden iſt. Wenn überhaupt Et: 
was geichehen muß, fo glaube ich, daß ſich für alle Mitgliever, die fich 
mit mir vereinigt haben, das Refultat ergiebt, vaß, wenn unfer Weg- 
miteiner Hecke verſchloſſen if, wirdanneinenandern ein 
ſchlagen.“ 


Das war ein beſſerer und ehrlicherer Grund, als alle früheren. 

Die Thatfahe, auf welche Binde angefpielt, war übrigens ganz 
rihtig. Es beftand feit einiger Zeit eine Vereinigung von ftrengfonfer: 
vativen Mitgliedern — etwa 130 an der Zahl — im englifchen Hofe, 
welche durch feftes Zufammenhalten und planmäßiges Handeln die 
Bortheile, welche bisher Die Oppoſizion auf diefem Wege erlangt hatte, 
nunmehr ebenfalls für ſich und ihre Sache zu erringen hofften. Sie 
betrachteten fich als die natürlichen Vertheidiger des Throns gegen bie 
Angriffe jener andern Partei, in denen fie ein verderbliches Attentat 
auf die ‚‚ungefhwächte Krone’’ und die ‚‚ftarfe Regierung“ erblidten. 
Auch fanden, dem Gerüchte nach, allerdings zwifchen diefer Partei des 
englifchen Haufes und dem Minifterium engere Beziehungen ftatt. 

Dies Letzte ftellte der fon. Kommiffar in Abrede; das Bor: 
handenfein der Vereinigung felbft und ihre Abficht, als Partei han« 
delnd aufzutreten, ward von dem Grafen Gneifenau, einem Haupt« 
wortführer derfelben, offen zugeftanden, ja derjelbe erflärte es für eine 
innere Nothwendigkeit und ein Olüd jeder großen politifchen Verſamm— 
lung, daß ſich aus ihr Parteien bildeten und fich gegenfeitig befämpf- 
ten, da aus diefer Reibung gegenüberftehender Parteien lendlich das 
Gute hervorgehe. 

Diele Wahrheit, wie trivial fie auch an fich ift, gewinnt doch eine 
befondere Bedeutung in folhem Munde, wenn man bevenft, wie ängft- 
lidy fonft von diefer Seite her gewöhnlich dem Entftehen von ‘Bars 
teien entgegengearbeitet oder das Beftehen derfelben vertufcht/zu wer: 
den pflegt. Und allerdings ift die Parteienbildung im Bolfe und 
in den ftändifchen Körperfchaften das erfte Zeichen eines entfchiede- 
nen Fortfchritts zum politiichen Selbftdenfen, ſomit aber auch der 
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erfte Schritt über. den. Kreig, jener Unhefangenheit und Kindlichfeit hin⸗ 
aus, welche das Element des patriarchaliſchen Staates iſt, der erſte 
Schritt nad; jener verbotenen, Frucht der „, Zeit: und: Schulmeinun⸗ 
gen,“ vor welchen, Dig. Thronxede jo) ängftlich warnte. Solange die 
Stände fich nur als die Wahrer ihrer, der einzelnen Stände, Rechte 
und Intereffen betrachten, giebt es feinen Gegenfag der ‘Parteien, fon» 
dern nur einen der Stände; wo dagegen politifche Parteiung ſich zeigt, 
ba, ift, den Ständeu das Bewußtfein der großen politiſchen Brinzia 
pien,aufgegangen, um welche die Geſchichte des mo de unen, Ständen, 
weſens, wie um zwei.gewaltige Angeln, ſich dreht, der Prinzipien: des 
BDeftehenden und- des Fortſchritts, der Erhaltung und der Fortbildung. 


Eine fonfervative Partei, welche fich als ſolche förmlich Fonftituirt 
und darſtellt, welche die Bildung von Parteien und deren Reibung 
als ein nothwendiges und heilſames Element im parlamentarifchen Le: 
ben anerfennt, räumt dadurch aud) der Gegenpartei, der Oppofigion, 
das gleiche Recht der Eriftenz, die gleiche Ebenbürtigfeit ein, und, in- 
dem fie auf. gleiche Waffen mit ihr den Kampf im offnen Felde der. 
Debatte, diefer großen Geiſterſchlacht, annimmt, unterwirft fie fich den 
allgemeinen Kampfgefegen, nad) denen der im ehrlichen Kampfe Un— 
terliegende feinen Ueberwinder ald Sieger anerfennen muß. Gie muß, 
dann felbft wünfchen, daß die Staatsgewalt, die Regierung auf die 
Seite ſich hinneige, für welche diefer Kampf mit den Waffen des Gei: 
ſtes entſchieden hat; fie darf nicht, gleich den trojanifchen Helden, in 
dem Angenblide, wo der Gegner fie bedrängt, Hinter das Schild oder 
in die verhüllende Umarmung einer fchügenden Gottheit — der ‚, uns, 
nahbaren Majeftät’‘ oder der ‚‚ftarfen Regierung‘ — ſich flüchten — 
Das wäre feig und unehrlich zugleich. 


Graf Schwerin hatte daher ganz, Recht, wenn er bei. diefer, Ge: 
egenheit ſich tadelnd darüber, augfprad) : 


„daß man in diefer Berfammlung und außerhalb verfelben von ei: 
ner Meinungsrichtung geiprochen Habe, ald derjenigen, welche die Macht 
der Krone fügen und die Ehrerbietung, vor, derſelben bewahren wolle, 
von einer andern Nichtung dagegen. ald von einer, ſolchen, die, Daß, 
nicht wolle, * 

„Meine Herren!’ rief er aus, „Das find feine ehrlichen Waffen ! 
Es ſtehen fich zwei Parteien gegenüber oder zwei politifche Syfteme, vie 
beide gleich: berechtigt. find, beide. einen ehrlichen Kampf: führen mögen- 
und bejde es der Krone, überlaffen wollen, für, welches von. beiden fie. fich 
enticheiden will. Aber von, der, einen verfelben zu fagen,, fie, wolle Die, 
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Macht der Krone, eine Marke Regierung, wahrend bie Andere fe nicht 
wolfe, das find, ich wiederhole es, Beine ehrlichen Waffen.” - 

Vergebens verſuchte Graf’ Gneifettan, diefen Vorwurf von feiz 
ner Bartei abjuwenden; er vermochte die Thatfache nicht zu leugnen, 
fondern betief ſich nur darauf, daß, was außerhalb der Verfammlung 
geſchehen, hier nicht zut Sprache kommen dürfe. 

Kehren wir jegt von biefer Heinen, aber für das Parteienverhält- 
niß auf dem Landtage farafteriftifihen Epifode zurüd zu den Verband: 
Intigen ſelbſt und bezeichnen wir zumädhft Die Stellung der verſchiedenen 
Barteien zn der verhandelten Frage! | 

Auf der einen Seite fanden Die, welche entſchieden darauf be: 
fanden, daß, wenn man auch, der Sachlage nach, die Verfaſſungs— 
anliegen nur unter der Form der Bitte geltend machen fönne, Dies 
doch jedenfalls nur unter Anführung von Redhtsgründen, unter 
Berufung auf die pofitiven Verheißungen früherer Gefege, nicht aus 
bloßen Gtünden der Zwedmäßigfeit oder der Nothwendigkeit gefchehen 
dürfe. Diefe Partei fchaarte fid) um das PBanier, welches Binde auf: 
pflanzte, indem er, die Anträge Schwerind und Grabows in etwas 
veränderter Faſſung wieder aufnehmend, vörfchlug : 
ben König zu bitten, daß er daß beſtehende Recht des Verein. 
Landtags auf jährliche Zufammenberufung, nach Art. XII. des Gef. 
don 1830, anerfenne, falls jedoch einer fo häufigen Berufung erheb: 
liche Bedenken entgegenftänden , dem Ver. Landtage eine Bropofizion 
deswegen vorlege.‘’ 

Recht befehen, ging alfo eigentlich die Meinung diefer Partei das 
hin, der Landtag ſollte ausfprehen (mas man ihn fehon in det 
Adreſſe hatte ausſprechen laffen wollen) : er befige bereits jene Ver⸗ 
faffungsredhte, ald aus früheren Gefegen ihm erworben, der König 
aber follte dieſen Ausſpruch nur durd) feine Anerfennung beftätigen. 

Zunaͤchſt an diefe Frakzion ſchloß fi) eine andere an, weldye aus 
Nechts⸗- und Nüplichfeitsgränden um Erweiterung der Nechte des 
Landtags bitten wollte, wobei bald die Rechtsgründe, bald die Gründe 
der Nuͤtzlichkeit mehr in den Vordergrund traten. 

Hier vermifchten ſich zwei völlig heterogene Ideen: die eine, daß 
der Landtag ein Recht, welches er eigentlich ſchon befige, nur zur Ans 
erfennüng bringen folle, und die andere, daß er fich ein ſolches 
Recht erft folle verleihen laſſen. 

Diefe Mittelſtellung nahm die Abtheilung mit ihrem Bor: 


ſchlage ein. 
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Konfequenter war eine dritte Bartei, welche jede Berufung auf 
Rechtsgründe ftreng abwies und nur aus Gründen der Zwedmäßig- 
feit die Periodizität, den Wegfall der Ausſchüſſe u. f. w. als ein 
freies Gefchenf der Gnade vom Könige erbitten wollte. 

Endlich gab es eine eine Frafzion fonfervativer und royaliftifcher 
Ultras, welche überhaupt gegen jede Bitte um eine Abänderung ber 
Berfaffung vom 3. Febr. waren, theils weil ihnen eine fo fchnelle In: 
frageftellung eines faum erft erlaffenen Geſetzes bedenklich fchien, theils 
weil fie e8 für undanfbar, unehrerbietig, undelifat hielten, den König 
jegt mit folchen Bitten anzugehen, nachdem er in der Antwort fi) An—⸗ 
träge auf Berfaffungsänderungen bei dem gegenwärtigen Landtage aus: 
drüdlicd) verbeten hätte, oder auch wohl, weil fie, im unbegrenzten Ver: 
trauen auf die fönigliche Weisheit, diefer allein die Entwidelung der 
Berfaffung überlaffen zu müſſen glaubten. 

Das war im Allgemeinen der Stand der Meinungen und Par 
teien bei diefer Verhandlung, aus deren unendlich reichem Detail (man 
debattirte vier Sigungen lang nur über die beiden erften Bunfte [die 
Periodizität und die Ausſchüſſe]), und über den erften allein ward einige 
70 mal das Wort ergriffen) wir nur einzelne Hauptzüge hervorheben 
fönnen. 

Bei Weitem die ſchwächſte an Zahl wie an Gründen war die 
Partei Derer, die gar feinen Antrag in der vorliegenden Frage zugeben 
wollten. Sie beitand meift aus Solchen, welche durd) ihre Stellung 
im Staatödienfte — zum Theil auf fehr hohen Poften — als im eng« 
ften Vertrauen und Interefje der Regierung ftehend angefehen werden 
fonnten, fodann aus arijtofratifchen Ultras. Die beiden Abgg. von 
Manteuffel, ferner v. Maſſow, v. Zychlinsfi, v. Bismarkf- 
Schönhauſen, v. Lilien: Ehtenhaufen, v. Buttfammer- 
Rheinfelden traten für diefe Anficht als Nedner auf. 

Manteuffel I. fand es unpaffend, jegt zu bitten, nachdem der 
König in der Antwort fi die freie Erwägung über die Fortbildung 
der Berfafjung vorbehalten. Man habe e8 hierbei direft mit der fönig- 
lichen Berfon zu tun, nicht mit dem Minifterium. Was den vielbe- 
tretenen Rechtsboden betreffe, fo gebe e8 dafür eine ganz einfache For: 
mel; fie heiße: Was mit des Königs Unterfchrift in der Geſetzſamm— 
lung fteht, ift Gefeg. Die Verordnungen vom 3. Febr. ftänden in der 
Gefegfammlung ; als neueres Gefeg derogirten fie den früheren; folg- 
lich fönnte von einer Berufung auf dieſe feine Rede mehr fein. 

Aehnlich äußerte fh Manteuffelll., obgleich er gegen die 
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Ausihüffe war, weil fie periodifch wären und weil fie vom Prinzip 
des Zweilurienſyſtems abwichen. 

Maffow empfahl: man folle bis zur nächſten, vom Könige 
verheißenen Wieverberufung des Landtags warten, um erft gehörige 
Erfahrungen zu machen, ob überhaupt eine Periodizität nüglich und 
wünfchenswerth jei. 

Lilien und Bismark perfifflitten Vindes Worte bei Einfüh- 
rung der „Deklarazion“, indem fie die Oppoſizion ermahnten: fie jolle 
den König doch nicht jegt Schon mit Wünfchen um Abänderungen der 
Berfaffung drängen; fie folle doch wenigſtens „da © ra8 diefes Som: 
mers darüber wachien laſſen“ u. ſ. w. v. Bismarf madte dabei 
beißende Ausfälle gegen die Bürgerverſammlungen, die Preſſe, die 
Adreffen der großen Städte — in dem Allen könne er die wahre Vollks— 
meinung nicht erfennen; wohl aber glaube er fie erfannt zu haben an 
einigen Orten der mittleren Provinzen, und dort fpreche fie ſich fo auß, 
daß ihr ein Königewort Mehr werth fei, ald alles Deuteln am Buchs 
ftaben der Geſetze. | 

Bon gleicher Ueberſchwenglichkeit royaliſtiſcher Hingebung ſtrotz⸗ 
ten die Reden der Herren v. Puttfammer» Rheinfelden und 
v. Zychlinski. Herrv. Puttfammer wollte Alles „in die Fönig« 
liche Machtvollfommenheit und die freie Ueberzeugung des königlichen 
Gewiſſens“ geftellt fehen, umd Herr v. Zychlinski rief am Schluffe 
feiner Rede aus: 

„Angenommen, meine Herren, Sie hätten von Ihren Rechten irgend 
Etwas verloren (mas ich Ihnen nicht zugegeben habe), To fage ich Ihnen: 
es giebt eine gewiſſe zarte Rüdjicht, eine Konvenienz, eine Pietät gegen 
den König, denn ded Vaterlandes theuerftes Palladium bleibt doch immer 
fein König.’ 

Ungleich ftärfer und gewichtiger trat die Partei auf, welche zwar 
einer Bitte um Periodizität und Wegfall der Ausſchüſſe auch ſchon jegt 
ſich anſchließen zu wollen erflärte, aber nur nicht ale Rechtsfor— 
derung. Zu dieſer Anſicht bekannte ſich ein anderer Theil der Be— 
amten — v. Meding, v. Wedell, v. Werdeck, v. Wodiczka, 
v. Patow, v. Frieſen, ſodann die Partei des engliſchen Hauſes, 
wie in deren Namen Graf Gneiſenau erklärte, nebſt andern ariſto— 
fratifchen Elementen, die, ohne direkt zu dieſer Bartei ſich zu halten, 
doch im Ganzen deren Anſichten theilten, wie 3. B. Graf Finfen: 
ftein, endlich eine Heine Frakzion bürgerlicher Abgeordneter von ſeht 
befcheidenem Liberalismus — die Abgg. Heyer, Rafd u. A. 
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Meding erflärte ganz offen das Beſtehen non amei-guofien ſtaͤu⸗ 
difchen Berfammlungen, die in ihren Verrichtungen abwechſeln ſollten 
für unzwedmaͤßig und unftatthaft, daher eine Bitte-um Abänderung für 
gexeshtfertigt. Nur aufiein Recht ſolle man nicht pochen. Der Koͤnig habe 
dem Landtage großes Vertrauen bewieſen, einmal durch die freiwillige 
Ertheilung des Steuerbewilligungsrechts an die Stände, ſodann durch 
Die geſtattete Deffentlichfeit diefer Verhandlungen, Damitaber der Baum 
der Freiheit gedeihe, dazu gehöre, daß die Krone mächtig und ſtark ſei 
und das volle Vertrauen des Landes genieße, Eine Trübung der Autor 
rität des Königs fei aber zu befürchten, wenn er, nachdem er mit ſol⸗ 
chex Breifinnigfeit dem Lande Konzeſſivnen gemacht habe, in den näch⸗ 
ften Wochen wiederum Menderungen und neue Konzeflionen machen 
folle. Pflicht der Stände fei es alfo, dem Könige vollftändig Das vor⸗ 
zutragen, was fie für die Wünſche and bie Rechte des Landes hielten, 
aber auf ſolche Weife, daß fie dadurch ihre Dankbarkeit gegen Die ber 
reits erzeigten Wohlthaten nicht verleugneten, ihr und des Landes Ber 
trauen zum Könige bewiefen und feine Autorität unterftügten. 
Werded machte darauf aufmerkfam, daß es nicht politisch fei, zu 
ſehr am Buchftaben der Gefege feitzuhalten; fonft könnte 4. B. der 
König erklären: die Ausſchüſſe allein jollten die Reicheftände fein, der 
Bereinigte Landtag ganz wegfallen. Bor Allem komme es auf ein ein» 
trächtiges Wirfen der Krone und der Stände an; Eintracht gebe Macht. 
Nach der Föniglidhen Antwort nody auf dem Rechtsboden voranzu— 
gehen, halte er für undanfbar, unehrerbietig, unpolitifch, wenn man 
auch ſage: wir wollen blos petizioniren! denn, wenn man petizionire 
unter Berweifung auf beftimmte Rechte, fo liege die Sache anders, als 
auf dem Boden einer bloßen Bitte, | 


„Bir können e8 uns nicht verhehlen ”, fuhr der Redner fort, „wir 
findeine Macht, und, wenn eine Macht, der andern gegenüber, auf 
den Rechtöboden verweiſt, fo fehlt ein Richter, und ich darf bier nicht die 
Konfequenzen ausſprechen, zu welchen ein folches Gegenüberfiellen zweier 
Mächte führen müßte”. 

Wedell ſuchte die Einwände gegen die Nichtperiodizität bes 
Vereinigten Landtags zu enifräften, indem er fagte: die Ausfchüffe, 
weldye periodifch wären, erfülten vollfommen die Berheißungen der Ge- 
fege von 1845 und 1820, denn fie wären ‚allgemeine Stände, aus den 
Provinzialftänden hervorgegangen‘. Den Vereinigte Landtag habe 
der König nur aus freiem Willen, über das Verheißene hinaus, hinzu- 
gefügt. Eine Gliederung der ftändifchen Vertretung habe ſchon 1811 ff. 
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in der Zuziehung ſtaͤndiſcher Meptäfentanten bei verfhiedenen Zweigen 
der Verwaltung ftattgefunden. 

Die übrigen Mitglieder dieſer Srakzion waren theild deshalb gegen 
die Geltendmahung von Rechtsgründen, weil fie diefelben wirklich 
nicht in den früheren Gefegen fanden , theild aus Rüdfichten der Eim- 
müthigkeit bei diefer großen Frage. 

Diefen legten Grund führten ebenfo die Anhänger der dritten An⸗ 
ficht für ſich an, welche die Rechtsgründe und Gründe der Nüglichfeit ver- 
bunden geltend machen wollten, Es war Dies das eigentliche Juftemilien, 
Leute von theilweife recht guten Gefinnungen und Abfichten, aber ohne 
ven Muth einer entfcheidenden Thathandlung, durch falfche Gemüths 
lichkeit befangen gemacht oder auch wohl fidy felbft nicht ganz Mar über 
ihr Wollen und Thun. Sie waren zum Theil von dem Borhandenfein 
eines Rechtsanſpruchs, von den Widerfprüchen zwifchen den neuen und 
älteren Gefegen vollfommen überzeugt und leifteten durch fcharffinnige 
Aufdeckung dieſer Widerfprüche der eigentlihen Rechtspartei wefent- 
lichen Beiftand; allein fie wagten es doch nicht oder hielten es für be: 
denklich, blos mit der ſcharfen Rechtöforderung vor den Thron zu tres 
ten und zu fagen: Das gebührt uns! Sie betrachteten daher ven 
Rechtsgrund nur als ein fubjeftives Motiv für die Stände, um damit 
ihre Bitte am Throne zu rechtfertigen, nicht als ein moraliſches Zwangs⸗ 
moment, als einen fategorifchen Imperativ für den fouveränen Willen, 
die Bitte zu gewähren, 

Außer der Abtheilung ſelbſt erflärten fich in der Debatte für diefe 
Anficht die Abgg. v. Brüuned, Gier, Dittrih, Zimmer: 
mann, Winzler, Brüfer, Sattig,v. Gudenau, v. Gaf— 
fron u. 

Allen diefen Frafzionen gegenüber ftand nun die eigentliche Rechts: 
partei, welche in der Bitte um Periodizität und Wegfall der Ausſchüſſe 
nichts Anderes fehen wollte, als eine Wiederaufnahme jener Rechts⸗ 
verwahrung, die einft in der Beckerathſchen Adreffe, fpäter in der 
Deklarazion der Rechte niedergelegt worden, beive Mal aber ohne Erfolg 
gebliebenwar. Ihr Ziel bei diejer Verhandlung war daher die tiefere und 
allfeitige Begründung der Anficht von der mangelnden Rechts beſtaͤndig⸗ 
Feit der Verordnungen v. 3. Febr., der fortdauernden Gültigkeit der 
davon abweichenden Beftimmungen früherer Gefege und der rechtlichen 
Nothwendigkeit, jene mit diefen in Einklang zu bringen. Als gemein- 
famer Angriffspunft bot fich hierbei ganz natürlich die Rede des Ju- 
ffiaminifters dar, und auf fie richteten daher auch faft fänmtliche 
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Rebner diefer Partei die feharfen Waffen ihrer Dialektik und Bered- 
famteit. 


Außer dem Kern der Oppoſizion, der hier, wie überall, in erfter 
Reihe kämpfte, fchloffen fich diefer Partei auch noch manche andere 
Redner an, die fonft nicht gerade dorthin gezählt zu werden pflegten, 
fo Graf Helldorf,v. Gottberg, Grabow, v. Wuellenweber, 
v. Myliusu A. Auch hatte fie, wie fchon erwähnt, bei der Bekaͤm— 
Pfung des Minifters Viele von Denen zu Bundesgenoffen, die zwar nicht 
blos, aber doch auch aus Rechtsgründen für die Bitte waren. 


Den Kampf eröffnete von diefer Seite her der Abg. Sperling, 
Er beftritt die Anficht des Juftizminifters, daß das Gefeg v. 1820 
zwar eine jährliche Rechnungsablegung vorfchreibe, aber nicht eine jäht« 
lihe Rehnungsabnahme durch die Reichöftände felbit ; ebenfo die, dap 
jenes Gefeg nur Verpflichtungen gegen die Staatsgläubiger enthalte. 
Es ſei ein Geſetz, fagte er, ftehe in der Gefegfammlung, habe alfo 
allgemeine Geſetzeskraft. — Das Gefeg v. 1823 fpreche zwar nur un: 
beftimmt von ‚, allgemeinen Ständen ‘’, allein dieſes Gefeg müffe mit 
fteter Rüdficht auf die Gefege v. 1820 und 1815 ausgelegt werden, 
und dort fei ausprüdlich von nur einer reichsftändifchen Berfammlung 
die Rede. Das Beifpiel von der ftädtifchen Vertretung, welches Sa» 
vigny angeführt, wandte er gegen ihn: alle ftädtifche Deputazionen, 
Kommiflionen u. f. w. ftänden unter dem Magiftrat oder dem Stadt: 
verordnetenfollegium und handelten in deren Auftrage. 


Graf Helldorf begann feine Rede mit der Erflärung, wie er 
durch Betretung des Wege der Petizion — ald des nach den Geſetzen 
und der Fönigl. Antwort allein zuläffigen — keineswegs auf Das Recht 
des Landes verzichten wolle, auch nicht der Meinung fei, als ob durch 
die Nachſuchung eines Rechts diefes felbft verloren gehen oder daraus 
eine Aufgabe deſſelben gefolgert werden könne. Er tadelte die Abtheis 
lung, daß fie die Rechtsgründe zu ehr in den Hintergrund geftellt, 
nicht fcharf genug hervorgehoben habe und dadurch mit fich felbft in 
Widerſpruch gerathen fei. Sie hätte aus der Geſetzgebung feit 1810 
beweiſen fönnen und müffen, daß die Abficht des Gefeggebers fchon von 
da an geweſen jei, Reichsftände zu verfammeln, daß deshalb das Ge 
ſetz v. 1820 ſich diefe ohne Weiteres als alljährlich zufammentretend 
gedacht und ihnen fomit die jährlihe Rechnungsabnahme übertragen 
habe. Er erflärte es für eine heilige Pflicht der Stände gegen den Kö— 
nig, das Land und ihre Wähler: die Rechte, welche nad) ihrer Mei: 


nung das Land habe, offen umd frei auszufprechen und ihre Einver- 
leibung in die neue Gefeggebung zu beantragen. 

Dittrich machte darauf aufmerffam , daß durch ein kön. Dekret 
v. 1841 eine regelmäßige zweijährige Berufung der Provinzial 
landtage angeordnet fei. Infofern nun manche Funkzionen diefer jebt 
auf den Bereinigten Landtag übergegangen feien (3. B. das Recht der 
Petizion in allgemeinen Landesangelegenheiten), infofern fei mindefteng 
eine zweijährige Periodizität für Lepteren rechtlich geboten. 

v. d. Heydt berief fi) auf den Geift, den Sinn der frühern Ge: 
feggebung , den ja auch der Ju ftizminifter als enticheidend für die 
Auslegung der Gefege gelten laffe; er berief fih auf den Eingang des 
Gefeges v. 1820, worin ausdrüdlich als defien Zwed das Wohl ver 
Untertbanen und dad Vertrauen zur Staatsverwaltung, 
alfo nicht blos die Sicherung der Gläubiger, angegeben werde ; endlich 
beftritt er die Behauptung des Juftizminifters: daß durch die Ge- 
fege v. 3. Febr. die früheren ftillfchweigend aufgehoben feien, da Dies 
nad dem Allg. Landrecht nur durch ausdrückliche Erklärung des 
Geſetzgebers geichehen könne. 

Binde wies auf die Unguträglichkeit hin, daß eine Deputazion 
den Landtag erfegen folle, die nicht von ihm, fondern vom Geſetze bes 
ftellt und autorifirt fei, da doch überall ſonſt (auch bei den Provinzial: 
ftänden , auf die ſich der Minifter berufe) derlei Kommiffionen nur im 
Auftrage der größern Berfammlungen handelten. Er entwidelte fo: 
dann fein Amendement, deflen wir oben gedachten, und führte aus, daß 
man fich hier ftreng auf den Rechtsboden ftellen, nicht durch bloße Rück— 
ſichten der Nüglichkeit leiten laffen dürfe. 

„So boch der Himmel über der Erde”, rief er aus, „ſo hoch ſteht 
das Recht über ven Nüslichfeitsgründen, die nimmermehr an das Recht in 


feiner Höhe binanreichen fünnen. Das Recht will ich, ungemijcht mit 
Nüglichkeitsgründen, Sr. Majeftät vorgetragen haben”. 


Er berief fich hier auf das Beifpiel der Gefchichte, namentlich — 
jenes engliſche Parlament, welches in der Bill der Rechte ſich von der 
Krone eine feierliche Anerkennung ſeiner Rechte habe ertheilen laſſen. 
Selbſt in der Thronrede fand er mehrfache Aufforderungen zur Geltend— 
machung des Rechtsſtandpunktes, namentlich in jener Stelle, wo der 
König ausdrücklich ſagt: 

„Ihre Einmüthigkeit mit Mir, Ihr thätiges Bekenntniß, Mir helfen 
zu wollen, den Boden des Rechts, den wahren Acker der Kö: 


nige, immer mehr zu befeftigen und zu befruchten, wird wirs 
diefem Landtage eine gewonnene Hauptſchlacht machen“, 

Mit erhabener Bogeifterung rief er ſodann am Schluſſe feiner Rede 
der Berfammlung zu: 

„Es wird eine Zeit fommen, mo feines der. ehrenwerthen Mitglieder 
diefer Berfammlung mehr auf Erden wandelt. Dann wird die unpartei⸗ 
ifche Gefchichte über den erften Vereinigten Landtag zu Gerichte ſitzen. 
Möge fie dann ſagen: der erſte Landtag der Krone Preußens, insbefondete 
die Mitglieder der Kurie der Ritterfchaft, der Städte und Landgemeinden, 
fie wurden als treue und fleißige derer erfunden auf den Boden des 
Rechts, fie find von diefem Boden nicht einen Fuß breit abgewichens nicht 
un eined Nageld Die haben fie nachgegeben von ihrem guten Rechte; fie 
haben ſtets unabänderlich beharrt bei dem alten deutichen Grundjage un 


ferer Väter: 
Reit mußdoh Recht bleiben! 
( Stürmifher Applaus. ) 

Beckerath fam ebenfalls auf das Geſetz v. 1820 zurüd und 
geigte, wie deffen $. 1 die fämmtlihenUnterthanen zur Ab— 
tragung der Staatsfchulden verpflihte. Diefer Verpflichtung gegen: 
über jtehe das Recht, welches daſſelbe Geſetz dem Volke in der ange: 
prdneten Mitwirfung von Repräfentanten deffelben beim Schulden 
weien, in der aljährlihen Rechnungsablegung vor den Reichsſtaͤnden 
einräume. Es fei völlig umftatthaft, die Verpflichtung gelten zu laſſen, 
ohne zugleich das entfpredyende Recht anzuerfennen. Der Minifter habe 
ferner zugegeben, daß det Gefeggeber bei den Geſetzen von 1815 und 
1820 nur an eine reihsftändifche Verſammlung gedacht habe, allein 
gleichwohl folgere er die Zuläffigfeit mehrerer Verſammlungen dat: 
aus, daß die früheren Gefege Dies nicht ausdrücklich ausſchlöſſen. 
Aber wohin follte e8 führen, wenn man ſich berechtigt halten wollte, in 
ein Geſetz alles Mögliche hineinzulegen, fobald es nur nicht aus drüd⸗ 
lic) darin verneint ſei? Es widerfpreche aber auch die Bildung meh: 
rer Repräfentazionen dem Geifte jenes Gefetzes, denn eine reichsftän. 
difche Vertretung fei Fein Mechanismus, den man in Theile zerlegen 
fönne, fondern ein Organismus, deſſen Geift erlöfche, fobald er in 
mehrere Theile zerriffen werde, Nur in einem Organe koͤnne der 
Schwerpunft des Lebens ruhen. Dieſes aber fei der Bereinigte Landtag, 
denn es heiße in dem Patente: „dem Bereinigten Landtage und in 
defien Vertretung dem Vereinigten Ausfchuffe‘” u. f. w. Dar 
um fei es unzuläffig, daß die eigentlihe Berfammlung der Landesres 
präfentanten ihre wichtigften Funkzionen, ja ihr wefentlichftes Recht, 
das der ‘Beriodizität an einen bloßen Stellvertreter abgeben folle. 
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Denfelben, Orund machte: v. ® ottibe ng: geltend: der: Subſtitut 
koͤnne doch micht me h r Rechte haben, als Der,. dem er fubftituint:werbe ;; 
mu. follten. aber Die Ausoſchüſſe Pexiodizitaͤt erhalten, der Ber, Land⸗ 
tag nicht, 

Meviffen: Wenn. die, Deutung des Iuftizminifters: es habe: 
ber: zone. freigeftanden;, mehrere veichöftändifihe Verſammlungen zu: 
hoffen, richtig. wäre, fo müfle es ja auch möglich fein, daß die Krone: 
diefe verfhiedenen Berfammlungen einmal gleichzeitig beriefe. und. alſo 
zwei, vielleicht, gang. verſchiedene Bota eines und defielben Volkes zu 
gleicher Zeit erhielte. Wenn ferner der. Geiſt des Geſetzes v. 1820 zu 
defien Auslegung; heraufbeſchworen werben. folle, fo müfle es auch wirk⸗ 
li der Geift fein, der das Gefeg v. 1820: und alle die. früheren:glor« 
reichen Geſetze diktirt habe, in denen. 10 Jahre: hindurch dem preußifchen 
Bolfe foutbauernd- regelmäßige Zentralverſammlungen verheißen wor⸗ 
demfeien. Hierauf zu dem eigentlichen. Kern der Frage vorbeingend, 
fagte der Redner: 


„Meine, Herren! Ich, glaube, daß wir an dem Tage fliehen, mo ed: 
fich, definitiv enticheiden muß, ob,Rechtögefühl und welches Rechtsgefühl 
im Volke lebt. Das Rechtsbewußtſein, das in der langen Zeit, die feit 
jenem Gef. v. 1815 vergangen, im Wolfe mehr und mehr und zulegt in 
faſt allen Mitgliedern des Volkes ſich ausgebildet hat, ed: muß beut bier zu: 
Tage fommenz ich; glaube, daß es heut vor: Allem darauf anfommt, das 
Rechtögefühl, das im Volke lebt, auszuſprechen, es klar und unumwunden 
zu ſagen, daß das preußische Volf ein Rechtsfubjekt iſt und. ſich als ſolches 
weiß und betrachtet. Dieſes Bewußtſein des Volkes fann ihm durch Feine, 
Macht ver Erde genommen werden ; einmal’erworben, wird es daſſelbe be: 
wahren und heilig halten und in Inftituzgionen auszuprägen fuchen. Dem 
Rechtsösbewußtſein im Volfe würde, ed nicht entiprechen, wenn, durch irgend; 
eine Bitte, ohne klare Hinweifung auf dad Recht, dieſes Recht in Frage, 
geftellt würde, Jede Bitte um Verleihumg dieſes Rechts, ohne beſtimmt 
formulirten Rechtsanſpruch, würde jagen, daß. diefe Rechte dem Volke, 
gewährt, aber auch dem Volke abgeiprochen werden fünnten.’' 


Sodann. führte Meviffen aus, daß durch Eriheilung:von Rech⸗ 
ten an. das Volk Feineswegs das Königthum geſchwacht werde, wie 
Dies ja: der. Gefandte des mächtigſten Monarchen, der; engliihe, im: 
Namen feines Herrn auf.dem Wiener: Kongreſſe ausdrüdlic anerkannt) 
habe: Im Gegentheil werde es geftärkt,, indem. es unabhängiger von 
dem; Beamtenthuum,werde;, nicht mehr genöthigt fei, Die Berfonen zur: 
Ausführung feines Willens: immer wieder nur aus; den engen Kreifen: 
dieſes / Beamtenthums, alſo unter: Leuten zu ſuchen, die ſaͤmmtlich von: 
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demfelben ftagionären Geifte befeelt wären, Ebenfo wenig erfahre durch 
Berftärfung der ftändifchen Macht die Macht des Staats nach außen 
eine Schwächung ; vielmehr werde fie geftärkt durch die Einheit zwiſchen 
König und Volf, durdy die Feftigfeit der innern Inftituzionen und das 
Aufhören der Schwankungen, die jegt dem Auslande' das Bild innerer 
Schwäche böten, endlich durch die engere Verſchmelzung Preußens mit 
dem Fonftitugionelen Deutfchland, welches auf gleichen Rechtsbe— 
griffen ruhe. 

Gleich Meviffen, beriefen fih au Aldenhoven, Lenfing, 
Riebold, Kraufe (ſämmtlich Abgg. des 4. Standes) auf die Volls⸗ 
ſtimme, weldye in der Gefeßgebung v. 3. Fhr. eine Kränfung und Ger 
fährdung der Volfsrechte erfenne. 

. 9» Blaten: Man fpredhe fo viel von „Vertrauen,“ allein nicht 
Gefühle könnten die Bafts zu Befchlüffen der Berfammlung geben; nur 
das Rechtsbewußtſein, das eigne wie das der Wähler, dürfe den 
Ständen hier als Richtſchnur dienen. 

Tſchocke entwidelte aus den gefchichtlichen Vorgängen feit 1807 
die Beweggründe, weldye den vorigen König zu der Erflärung amBun- 
destage jo wie zu den Gefegen von 1815 und 1820 beftimmt hätten 
und aus denen hervorgehe, daß derfelbe wirklich eine Verfaffung habe 
geben wollen, durch die dem Volfe eine regelmäßige Theilnahme an 
feinen Angelegenheiten der Krone eine regelmäßige Kenntniß von den 
Bedürfniffen des Volkes gefichert fei. 

Siebig erinnerte gleichfalls an die große Geſetzgebung v. 1807 
bis 1818, welche Wunder herbeigeführt habe. 


‚Möge man,’ rief er, „fich in den Geift jener Gefrggebung zurück— 
verfegen, möge man die Gefege einfach, Flar, auf Vertrauen ge 
gründet redigiren, fo daß fie das Volf ohne Auslegung ver 
ftehen und nad ihnen handeln fann! Dann wird das Bolf bes 
greifen, daß man feine wahre Wohlfahrt will.” 


Werner: Man habe die Verfaffung v. 3. Fbr. als einen Kork 
bau der frühern Gefebe‘’ bezeichnet. Allein unter Fortbau verftehe er, 
daß ein Grundgebäude fortgefeßt werde und zu feinem Ende, feiner Boll- 
fommenheit gelange. Wenn aber eine reicheftändifche Verfammlung in 
drei Theile getheilt werden folle, fo nenne er Das Spaltung. 

Auch Dominiersfi zeigte durch gefchichtliche Ausführungen, zu 
welchen Konflikten das Ausfchußwefen Beranlaffung gebe. Brünned, 
obfchon nicht der reinen Rechtspartei angehörend , fam ihr doc mit 
einem fchlagenden Argumente zu Hülfe, indem er fragte, wie man ſich 
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denn mehr ald ein Zentrum für einen Kreis zu denken vermöge, 
mehr ald eine zentrale Bereinigung für die acht periferifchen Provin⸗ 
ziallandtage? 

Sauden: Der Rechtsboden fei der Mörtel zu dem Bau, den 
der König in der Berfaffung v. 3. Fbr. begonnen ; vor Allem müffe in 
einem Bolfe das Vertrauen auf die Gefege feftgegründet fein. | 

Mylius entwidelte den Gegenfag der Richtungen in den zwei 
großen Hauptperioden der preußifhen Geſetzgebung, der früheren, 
SteinsHardenbergifchen, und der fpäteren. Das Patent vom 
3. Fbr. fei zwar über die Richtung v. 1823 hinausgegangen, allein bie 
Rechtsanſprüche, welche die frühere Gefeggebung dem Bolfe gewährt, 
habe es unerfüllt gelaffen. 

Tiefer nody ging Grabomw auf diefes Thema ein und fuchte na» 
mentlich zu beweiien, daß der Gefeggeber bei Erlafiung des Gef. v. 
1820 den Entwurf einer Berfafiung im Auge gehabt habe, mit defien 
Abfaffung die 1815 niedergefegte Berfaffungstommiffion beauftragt ge⸗ 
weſen und defien Grundzüge jchon in dem preußifchen Entwurfe einer 
Bundesverfafiung beim Wiener Kongreß niedergelegt worden ſei. 

Dies gab dem Minifter Eichhorn Beranlaffung, zu erflären, daß 
jene Kommiffion, deren Mitglied er felbft geweſen, bis zu einem fer- 
tigen, gemeinfamen Plane einer Berfaffung ed nie gebracht habe, 
da in ihr die mannigfachften Anfichten zu Tage gefommen und eine Ber: 
einigung derfelben nicht möglich geweſen wäre. 

Zugleih nahm Eichhorn Gelegenheit, in Bezug auf die Erwäh: 
nung Steins und Hardenbergs zu bemerken, daß diefe Männer 
zwar für den Fortſchritt, aber nicht „für das Ueberſtürzen,“ 
daß fie durch und durch Fonfervativ geweſen wären — eine Bemerkung, 
worauf ihm Graf Schwerin erwibderte: 

„Ich babe die fonjervative Gefinnung diefer Männer in vollem Maße 
anerkannt, als ich mich auf Stein und Hardenberg berief. Man 
braucht deswegen nicht den Bortjchritt überftürgen zu wollen, wie der Herr 
Minifter angenommen zu haben fcheint, fondern ich achte eben jene großen 


Staatömänner deöhalb, weil fie den richtigen Zeitpunft des 
Fortfhrittsimmerguerfennenwußten.” 

Gamphaufen nahm die Bemerfung des Kultusminifters eben- 
falls nochmals auf und äußerte: 

„Ich wüniche, daß alle unſre Mintfter ebenio durch und durch Fon= 
fervativ feien, wie die Minifter Stein und Hardenberg. Wäre es 
immer der Fall geweien, To möchte die heutige Erörterung vielleicht nicht 
ftattgefunden haben.“ 
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. &amphen fen hatte in ſeiner Petizion für Periodizität: ſich zwar 
vorzugsweiſe auf ven Boden dev; Gründe innerer politiſcher Nothwen⸗ 
digkeit geſtellt; er erklaͤrte jedoch jetzt, dem Amendement Vinckes voll⸗ 
ſtaͤndig beizutreten. Indem er ſich ſodann zur Auslegung bes Gef. v. 
1820: wandte, hob.er;hevvor, wie ber ganze Sinw dieſes Gefeges: deut‘ 
lich darauf. hinweiſe, daß der Gefetzgeber ſich bereits eine reichsſtaͤndiſche 
Verſammlung als vorhanden und alljaͤhrlich zuſammenkommend gedacht 
habe, der ev nun. die Funkzivnen beim Schuldenwefen übertrug, Nas 
mentlich gehe Dies daraus hervor, daß er felbft. einem: fo wenig weſeat⸗ 
lichen, blos formellen Akt, wie die Entgegennahme der Staatsſchulden⸗ 
Dofumente, nicht etwa einer bloßen Deputazion, fondern den Reichs⸗ 
ftänden felbft übertragen habe. Was der Minifter über: die Zuläſſtg⸗ 
keit mehrerer reihöftämdifcher Berfammlungen gefagt habe, beweiſe zu 
Viel, denn danach hätte man am Ende der Deputagion von 8 Mit« 
gliedern das Recht ver Bitte, des: Beirats zu Gefegen, der Auleihebe⸗ 
willigung' ertheilen und der: großen: Berfammlung etwa nur das; Recht 
der Schulvenrechnungsabnahme: laffen fünnen, Sehr ſcharf beleuchtete: 
er ſodann dem’ eigentlichen: Standpunkt in der vorliegenden Stage: - 

„Der erfle Punkt,“ fagte er, „iſt der, daß nach Erlaſſung eines 
Geſetzes ver Geſetzgeber an das Gefeg gebunden ſei, daß alſo jevesi erlaflene; 
nicht abgeänderte, nicht aufgehobene Geſetz den Geſetzgeber felbft, wie jeden: 
Bürger. im. Staate, verpflichtes Daß diefe Schranfe der höchſten Gemalt,. 
diefe Grenzlinie, welche die Macht von der Willfür fcheivet, anerkannt 
werde, daß jede nicht erledigte, beftinmmte oder ſchwankende Zufage auf ge: 
ſetzlichem Wege zur Erledigung gelange, das’ ift der erfte Punkt‘, um den 
wir kaͤnmpfen. Der z we it er Bunt iſt der, daß die Theilnahme am ver Res 
gierungsgemwalt, welche dem Volk durch feine gewählten Vertreter-in Ber 
ziehbung auf die Angelegenheiten der Geſammtheit eingeräumt werben foll,. 
(dad Maß viefer Theilnahme fei flein oder groß, fie beitehe in Rath oder 
Zuftimmung) innerhalb der vom Gejeße gezogenen Grenzen ein einheit 
liches, unt hie ilbares und felbfiftändigesReht ſei. Einheit 
lich, alio nicht auszuübenvon Provinzialftänden, ſondern von Reicht 
fränden; untheilbar, alſo nicht:zum Theil einer kleinen, zum: Theil‘ 
einer größern Berfammlung zuſtehendz felbftftändig, alfo in Beziehung! 
auf den Zeitpunkt: nicht. abhängig vom Belieben‘ der: Regierung, fondern 
vorausbeftimmt durch das Gefetz. In dieſem Kampfe werden wir Sieger 
bleiben , das iſt meine fefte Meberzeugung; wie lange er aber. dauern werde, 
Das unternehme ich nicht vorauszufagen. Möge es nicht. ergeben, wie mit 
den ſibylliniſchen Büchern, deren Zahl immer mehr abnahm, je länger ihre 
Erwerbung verzögert wurde!“ 


Hanfemannı: Man habe von mehrern Seiten geſagt: mamı 
wolle nur aus Nützlichkeitsgründen bitten. Aber Nichts ſei nützlicher 
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und nothwendiger, als daß die Zweifelgehoben werden, die 
über den gegenwärtigen Rechtszuſtand beftehen. 


„Seitdem unfre Berfammlung vereinigt ifb, fuhr er fort, „haben 
die Berhältniffe fich weientlich geanvert. Verkennen wir ed nicht: ein andrer 
Geift, ein neuer Geiſt ift in das Volk getreten, es ift fich bemußt geworden 
Desjenigen, was e8 früher wohl gefühlt, aber nicht in dem Maße, wie jegt, 
als Bedürfniß erkannt. Bon jegt an wird jedes Geſetz, welches erlaſſen wird, 
geprüft werden, nicht nur wegen feiner Nüglichkeit, die Gebilveten des 
Volfd werden noch einen andern Mafflab daran legen, den: ob es ver: 
faffung3mäßig, ob es mit dem Beirathe der Stände erlaffen worden 
if. Aus diefem Umftande allein gebt ſchon hervor, wie gefeglich nothwen⸗ 
dig eine Periopizität ded Ber. Landtags iſt. Es ift nicht mehr die Zeit, wos 
von ein Abg. aus Sachen geiprochen hat: die Zeit des 30jährigen Schlas 
fens ift vorüber, bewußt ift ſich das Volk geworden, daß e8 weiterjchreiten 
muß. Aber dieſes Schlafen iſt auch ein Unglüd, und vieler 30jährige Schlaf 
ift einer der Haupturfachen, weshalb eine fo große Zahl Betizionen jept 
dem Landtage vorliegt, welche befunden, daß mweientliche Bevürfniffe im 
Volke zu befriedigen find. Nicht 30 Jahre, auch nicht A Jahre darf man 
ſchlafen, und nach meiner Ueberzeugung find 2 Jahre ſchon zu Viel. Aber, 
wenn die reichöftändifche Verlammlung nicht beilammen iſt, wenn die Ver: 
waltung meiß, daß fie nicht in kurzem Zeitraume wiederfehrt, fo liegt es in 
der menfchlichen Natur, daß wenn auch nicht vollftändiger Schlaf, doch ein 
Einfchläfern bei der Verwaltung eintritt. Wir, die parlamentarifche Ver: 
fammlung, find nun berufen, die Negierungsorgane wach zuerhalten. Das ift 
der wahre Nutzen unſres Zufammenfommens; dadurch wird der Fortſchritt 
per materiellen und geiftigen Intereffen nicht nur gefördert, fondern noth— 
wendig gemacht.‘ 


Auch Möwes, Wuellenweber, Bodum:Doffe, Mohr 
u. 9. fprachen in gleihem Sinne. 

Auerswald wies die Bedenken zurüf, die man gegen eine 
ſolche Betizion aus Rüdjichten der Ehrerbietung gegen den König 
zu erheben fuche. Der König wünfhe Wahrheit und werde foldhe gnä- 
dig aufnehmen. Uebrigens habe er Nichts gegen eine Verbindung der 
Nüsglichkeitsgründe mit den Nechtsgründen, nur müſſe fi) die Ver: 
fammlung beider in ihrer felbftitändigen Bedeutung klar bewußt fein. 

Bis dahin fchien ed, als ob die Rechtspartei wirklich von der Ans 
ficht ausginge,, daß der Landtag aus den früheren Geſetzen wohlerwor- 
bene Rechte befige und nur deren Anerfennung vom Könige erbitten 
wolle. 

Freilich war es damit fchon eine eigne Sache. Bat man um An- 
erfennung der Rechte, fo mußte man auch darauf gefaßt fein, diefe 
Bitte abgejchlagen, alfo die vermeintlich beftehenden Rechte nicht aner= 
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Fannt zu fehen. Legte man dagegen den Mlzent auf das Anerfennen 
und die beſtehenden Rechte, fo hatten die Gegner nicht ganz Uns 
recht, wenn fie darauf hinwiefen, daß ſich hier Macht gegen Madıt 
gegenüberftehe und ed feinen Richter über Beiden gebe, um zu entfcheiden: 
ob wirklich beftehende Rechte vorhanden feien und anerfannt werben 
müßten. | 

Die Rechtspartei war auf diefen Punkt nicht tiefer eingegangen ; 
es fhien, daß fie fich entiveder wirklich felbft darüber täufchte oder ihn 
geflifientlich nicht zur nähern Erörterung bringen wollte; fie hatte ger 
antwortet: ebendarum bitte man ja und lege das Richteramt in des 
Königs Hände. Aber damit fiel fie in die erfte Schwierigkeit zurück 
— fie erflärte fich felbft für rechtlos, vom Belieben des Königs abhän- 
gig. Der Landtagsfommiffar überfah diefe Blöße der Rechtöpar: 
tei nicht und war daher gleich von vornherein bemüht, dem Bin defchen 
Antrage die Wendung zu geben, daß dad Moment der Bitte darin in 
den Vordergrund träte, Er erflärte: eine Bitte um Anerkennung von 
Rechten halte er für loyal; nur, wenn der Landtag ausſprechen wollte: 
er habe gewiffe Rechte, fo würde er ſich einem ſolchen Befchluffe, und 
zwar auf Allerhöchſten Befehl, widerfegen müffen. 

Diefe Erklärung und die zuftimmende, faft freudige Entgegen: 
nahme derfelben von Seiten mehrerer Oppofizionsredner hatte eigentlich 
Ihon dem ganzen Antrage die Spitze abgebrochen. 

Bollends aber war Dies der Fall, als jegt Graf Schwerin plöß: 
lid) mit einem Amendement hervortrat, welches die urfprüngliche Ab» 
fiht der Rechtspartei, das moralifche Gewicht einer entfchiedenen Rechts— 
forderung, gänzlich in den Hintergrund drängte. Er beantragte: 

„Se. Majeftät zu bitten, er möge, in Anerfennung des in der frühern 
Geieggebung begründeten Nehtsanipruchs, ſowie aus Gründen der 
Nüglichkeit, die regelmäßige jährliche Einberufung des Ver, Landtags huld- 
reichft ausſprechen.“ 

Noch ſchwankender, als diefer Antrag, war die Erklärung, mit 
welder Graf Schwerin denfelben begleitete. Wenn er von einem 
Rechtsanſpruche fpreche, fagte er, fo geichehe Dies keineswegs in der 
Auffaffung, als glaube er, ver Ver. Landtag, als foldyer, Fönne ein 
Recht in Anſpruch nehmen, das ihm nicht durdy das Patent v. 3. Fr. 
gewährt fei. Allein, weil diefer Rechtskreis fu begrenzt fei und den Stän: 
den nicht geftatte, ſich frei darin zu bewegen, ohnewohlerworbene Redte 
des Volks zu lädiren, deshalb, glaube er, fei es deren Schuldigfeit, den 
König zu bitten, daß Diefer den Redjtsfreis dahin erweitere, daß fie 


307 


fi innerhalb deffelben frei bewegen Fönnten, ohne vem Volfe nachtheilig 
zu fein. Mit diefer Erflärung zog Schwerin feiner ganzen Partei den 
Boden unter den Füßen weg; denn, wenn er das Patent als die einzige 
Duelle aller Rechte und Rechtsanſprüche des Ver. Landtags anerfannte, 
fo entging Diefem jede Berechtigung zu Forderungen über das Patent 
hinaus, und unbegreiflidh war es nur, wie dann noch Schwerin felbft 
von einem „in der frühern Gefeggebung begründeten Rechtsanſpruch,“ 
den der König anerkennen follte, oder von „wohlerworbenen Rechten 
des Volks“ ſprechen konnte. | 


So groß war aber die Unficherheit, in welcher die Rechtspartei ſchon 
von vornherein bei diefer Berhandlung fich bewegte, indem fieum Rechte, 
die fie au befigen glaubte, bitten mußte, daß die neue Verwirrung, 
welde Schwerin jegt hinein brachte, Faum bemerkt zu werden ſchien. 
Niemand erhob Einwendungen gegen den Antrag , oder die ihn beglei« 
tende Erklärung; Binde jelbit ließ es ſich gefallen, daß Pen dem 
feinen untergefchoben würde. 


Am Echluß der Verhandlungen nahmen die beiden Juftizminifter 
v. Savigny und Uhden dad Wort, um nod einmal die Rechtsbe— 
ftändigfeit der Berfaflung v. 3. Febr. zu beweifen, und dert andtag$- 
fommijfar, um diefelbe aus dem Standpunfte der Zwedmäßigfeit zu 
vertheidigen. Savigny führte Das, was erin feiner Rede am Anfange 
diejer Verhandlungen gefagt hatte, nochmals, mit Bezug auf die da— 
gegen gemachten Einwürfe, aus. Uhden machte fi die Sache leichter: 
ein Streit um den Rechtspunkt fönne zu Nichts führen, da es ſich um 
Sinterpretazionen von Geſetzen handle, über deren Richtigfeit oder Unrich— 
tigkeit nicht die Berfammlung, fondern nur der König zu entſcheiden habe; 
Diefer habe aber ſchon entfchieden; der Rechtspunkt fei jomit befeitiat. 

Merkwürdig waren die Schlußworte des Landtagsfommif- 
fare: 

„Es ift hier geäußert worden,’ fagte er, „die Verſammlung beab- 
fichtige, von dem Ichlechtberathenen an den befferberathenen König zu 
appelliven; es ift und vorgeworfen worden, daß wir nicht, wie unſre be— 
rühmten Vorgänger Stein und Hardenberg, bei dem Rathe, den 
wir dem König bei der vorliegenden Veranlaffung gegeben, Eon fervativ 
geweien ſeien; es ift uns endlich vorgeworfen worden, daß mir fchläfrig 
feten und deshalb häufiger Berjammlungen der Zentralftände bebürften, um 
aufgeweckt zu werden. Es kann nicht meine Aufgabe fein, und wegen vieler 
Vorwürfe zu vertheidigen. Wir unterwerfen und dieferhalb gen Ihrem 
Urtheile, dem Urtheile der Nazion und dem Urtheile unſres Königs. Aber 
auf zweierlei machen wir Anfpruch: einmal auf den Glauben, daß wir, fo 
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weit in diefer Angelegenheit der König unfern Rath erforvert hat, ihn 
nach unferer beften Ueberzeugung, ohne Furcht und Rüdhalt, mit voller 
Offenheit gegeben haben. Und zmweitend machen wir auf den Glauben An: 
ſpruch, daß wir nicht an unfern Plägen leben, daß, wenn der König 
beffern Rath zu finden weiß, wir den beffern Räthen mit Freudigkeit 
unfere Stellen einräumen, fie auch dann gern einräumen werden, wenn 
nach dem Rathe, den ein geehrtes Mitglied gegeben hat, der König ſich 
bewogen finden ſollte, dieſe Näthe nicht aus der gefürchteten Büreaukra— 
tie, fondern aud den beredten Rebnern diefer Verſammlung zu nehmen. “ 
(Xebhafter und dauernder Bravoruf.) 

Als es nun zur Abftimmung fommen follte, ward denn doch, auf 
Sperlings Anregung, das urfprüngliche Bin defche Amendement 
zuerft zur Frage geftellt. Beim namentlihen Aufruf erflärten ſich von 

507 Anwefenden 
260 dafür, 
247 Dagegen. 

Es war fomit nur einfahe Majorität vorhanden. Unter den 
Berneinenden befand fih Graf Schwerin nebft feinem ge: 
getreuen Anhänger Buttfammer aus Stettin. 

Graf Schwerin fagte fih alfo im Momente diefer wichtigen 
Entſcheidung von feinen politifchen Freunden los; noch mehr! er ver- 
leugnete feine eigne Betizion, in welcher er mit Haren Worten bean: 
tragt hatte:.der Landtag folle den König um Anerfennung feines 
Rechts auf Periodizität u. f. w. bitten. Man fah hieraus, daß er 
fein Amendement nicht darum geftellt hatte, um von dem Vinckeſchen 
wenigftend fo Viel ald moͤglich zu retten (denn fonft hätte er zuerft für 
dieſes ftimmen müfjen und erft, wenn diefes gefallen war, für das fei- 
nige) , fondern daß ihm daffelbe zu entfchieden war. 

Das Schwerinſche Amendement fam num an die Reihe. Es 
flimmten von 

498 Anwefenden 
327 dafür N 
171 dagegen. 

Alfo fehlten fünf Stimmen an der 4 Mehrheit; das Amende: 
ment war gleichfalls nicht angenommen. 

Man verfhritt fomit zur dritten Abftimmung — über das Ab- 
theilungsgutadten. Zuvor fhlug Hanfemann nod ein 
Amendement dazu vor, beftehend in der Vertaufchung des Wortes: ind: 
befondere mit dem Worte: und, ein Vorſchlag, den fon früher 
Puttfammera. St. gemacht hatte. 
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Der Abtheilungsantrag in feiner urfprünglichen Faſſung: 


„den König zu bitten, mit Bezug auf die frühere Gefeggebung, ind» 
befondere auh aus Nüglichkeits- und innern Nothwendigkeits⸗ 
gründen, die Einberufung des Vereinigten Landtags alle zwei Jahre 


audzufprechen’’ 
warb, bei 
492 Anwejenden, 
von 287 bejaht, 
von 205 verneint, 


alfo ebenfalls nicht mit % angenommen. Die beiden äußerften Seis 
ten hatten dagegen geftimmt, einerfeits vie ſtreng minifterielle und 
toyaliftifche Srafzion — die beiden Manteuffel, Maffow, Re: 
nard, Bismarf, Lilien, Zyhlinsfiu. f. w., anvererfeits der 
- größere Theil der Rechtspartei. Dafür ſtimmten von der Oppofizion: 
Bederath, Camphauſen, Heydt, Lenfing, Meviffen, 
Sperling, fodann Graf Helldorf, Schwerin, Buttfammer. 

So kam man denn zulegt auf das Hanfemann-Puttfam« 
merſche Amendement zurüd, welches ſich von dem Antrage der Ab- 
theilung nur dadurch unterſchied, daß es die Nechtlichfeitsgründe ber 
Bezugnahme auf die frühere Gefeggebung nicht über-, fondern blos 
beiordnete. Es ward mit überwiegender Mehrheit angenommen, 
indem nun die ganze Oppofizion dafür flimmte. 

Bei der Frage der Ausfchüffe verfuchte Binde abermals, vie 
Anerkennung eines Rechts auf Wegfall derfelben durchzufegen. 
Die Regierungspartei widerfegte fich diefem Antrag, als unzuläfftg 
nad) dem über den 1. Punft gefaßten Beſchluſſe; auch Schwerin 
ſprach fich in gleihem Sinne aus. Dennoch erlangte der Antrag 

285 Stimmen 
unter 505, alfo eine ziemliche Majorität, freilich nicht %. 
Hierauf befchloß die Kurie mit Stimmeneinhelligfeit: 

„Se. Maj. mit Beziehung auf die frühere Gefeßgebung und aus 

Gründen der Nüglichkeit und innern Nothwendigkeit zu bitten, den 

Wegfall der Ausſchüſſe auszuſprechen.“ 

Man kam nun zum 3. Punkt, nämlich der Frage: 

ob nach der Errichtung des Verein. Landtags der Beirath zu allge 
meinen Gejegen noch von einer andern fländifchen Verſammlung als von 
Diefem, erfordert werden dürfe oder nicht? 

Die Mehrheit der Abtheilung verneinte diefe Frage auf Grund 
des Gef. von 1815, $. 4, und des Gef. v. 1823, Art. UI., 2, wos 
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nad) ausdrüdfich alle das Perſonen- und Eigenthumsrecht ſowie die 
Befteuerung betreffenden Gefege den allgemeinen Ständen vorge: 
legt werden follen. Die Regierung könne hiernach zwar auch den Rath 
der Provinzialftände über folche Gefege einholen, allein diefer Rath 
fönne den des Verein. Landtags nicht rechtögültig erfegen. 

Die Minorität hielt dafür, daß ein Rechtsanſpruch hierauf 
aus den früheren Gefegen, dem Verein. Landtage nicht zuftehe, da Se. 
Majeftät das Recht haben müffe, frühere Verheißungen nur nad) und 
nad) ind Leben einzuführen. 

Bei der Abftimmung ward die Frage: 


ob aus den früheren Gefegen ein Rehtsanfpruch zu begründen 
fei, daß bei allgemeinen Geſetzen der Beirath ded Verein. Landtags durch 
eine Verhandlung mit den Provinzialftänden nicht erfeßt werden fünne? 


von 10 Stimmen bejaht, von Sverneint. 
Dagegen ward mit 17 gegen 1 Stimme vorgeſchlagen: 


„mit Beziehung auf die frühere Gefeßgebung und aus Gründen der 
Nüglichkeit und innern Nothwendigfeit den König zu bitten, daß er aus 
zuerfennen geruhe, ed könne der Beirath des Verein. Landtags bei allge 


meinen Gefegen durch Verhandlungen mit den Provinzialftänden nicht er» 
jet werden.“ 

Die Verhandlung hierüber war furz, Der Landtagskommiſ— 
far verfidherte, daß der angegriffenen Beftimmung der Gefepgebung 
vom 3. Febr. feineswegs eine befondere Abficht zu Grunde liege, viel 
mehr nur die Rüdficht auf Vereinfachung des Gefchäftsganges. Man 
habe an die Fälle gedacht, wo gerade Provinziallandtage verfammelt 
wären , mit denen man ein Geſetz berathen fönnte, ohne erft dazu den 
Verein. Landtag berufen zu müffen. 


Manteuffell. erklärte die Sache für zu unwichtig, um eine 
befondere Bitte darauf zu richten. Ihm entgegnete aber Auerswald: 
Der Berein. Landtag müffe audy hier zeigen, daß er auf feine Wirk: 
famfeit einen Werth lege, wie er Dies bei den erften zwei Punkten be: 
reits gezeigt habe. 

Der Antrag der Abtheilung ward mit großer Mehrheit ange 
nommen. | Ä 

Der 4. Punkt betraf die Staatsfhuldendeputazion,. Die 
Abtheilung war einftimmig der Anſicht, daß diefe Deputazion den 
Verein. Landtag bei der Konfentirung von Staatsfhulden nicht er: 
ſetzen könne; dagegen hielt fie in ihrer Majorität (12 Stimmen gegen 
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9) deren Beftehen überhaupt in ihrer jegigen Einrichtung mit dem Gef. 
v. 1820 nicht für unvereinbar. Sie ſchlug vor: 

„mit Beziehung auf die aus dem Geſ. v. 1820 ſich ergebenden Rechts: 
gründe Se. Majeftät zu bitten, die Verordnung v. 3. Fehr. dahin ab: 
ändern zu mwollen, daß unzweifelhaft aus ihnen hervorgebe: die fländt- 
ſche Deputazion für das Staatéſchuldenweſen fei nicht beftimmt, ven 
Derein. Landtag in feinen Befugniffen binfichtlic der Konfentirung von 
Staatsſchulden zu erſetzen.“ 

Zugleich aber empfahl ſie der Kurie, auszuſprechen: 

„daß Se. Majeſtät das unbeſtreitbare Recht der Krone behalten 
möge, in allen Fällen, in welchen die Einberufung des Verein. Land⸗ 
tags unausführbar ift, ohne Zuziehung ſtändiſcher Organe Ans 
leihen zu kontrahiren.“ 

Mit dem erften Antrag jchien die Berfammlung allgemein einver: 
fanden. Nur Winzler fand ihn nicht weit genug gehend, er wollte, 
daß der Landtag — für den Fall, daß jener Bitte bis zu feinem Aus: 
einandergehen nicht Folge gegeben fein follte — gleich im Voraus eine 
Berwahrung audfpreche: daß er der Deputazion eine foldhe Befug- 
niß weder übertragen noch, wenn fie ausgejprochen werden follte, als 
techtöbeftehend anerfennen werde. 

Defto mehr Widerfpruch fand der zweite Antrag. Nur Dittrid 
und v. Gaffron wagten, ihn zu empfehlen. Dittrich meinte: bier 
fei das Vertrauen am rechten Orte! Gaffron erflärte ven Vorſchlag 
für gefahrlos, 

weil, abgelehen von der Regierungsweisheit, die im Haufe der Ho— 
henzollern erblich ſei, es auch in einer einfachen Politik liege, fih für 
ſolche Bälle des Beiraths der Stände zu verjichern ; 
für zweckmäßig aber, 


meil es feinen Beweis größeren Vertrauend giebt zwiſchen König 
und Volt, als ſolch' eine Erklärung der Stunde: 

„Ich bin überzeugt,” rief er aus, „daß ein folcher Ausſpruch in allen 
Gauen unfres Vaterlandes die größte Freude erweden wird; ebenio wird 
er auch im Auslande einen Eindruck machen, der für Preußen nur ers 
Tprießlich fein Fann, der dad Vertrauen auf unfere Einheit und Kraft fürs 
dern wird. ’’ 


Dagegen erhoben fich zur Bekämpfung des antrage zahlreiche und 
gewichtige Stimmen. 

Graf Helldorf äußerte: ſo lange man ſich noch in Ungewißheit 
über manche Hauptpunkte der ſtändiſchen Verfaſſung befinde, ſo lange 
für die Stände das Recht der Prüfung und Feſtſtellung des Finanz⸗ 
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etats nicht anerkannt fei, fo lange man noch nicht verantwortliche Mi- 
nifter habe, dürfe der Landtag auf feines feiner Gerechtfame, ſelbſt 
nicht für gewiffe Eventualitäten, verzichten. 

Winzler, Tfhode, Sperling erklärten: es fei gegen ihr 
Gewiffen, auf ein folhes Recht im Namen ihrer Kommittenten zu ver: 
zichten ; der König felbftfönne Dies nicht wünfchen, da er ja die Stände 
ausdrüdlich auf die Erfüllung ihrer Pflichten gegen die von ihnen Ver: 
tretenen hingewieſen habe. 

v.d. Heydt, Mitglied der Abtheilung, fand die Faſſung des Ab: 
theilungsvorfchlags dem gefaßten Befchluffe nicht entfprechend. Die 
Anficht fei nicht Die gewefen, dem Könige ausdrüdlich ein folches Recht 
zuzufprechen,, fondern man habe nur anerfannt, daß in Fällen, wo 
die Einberufung der Stände wirklich abfolut unmöglich fei, die Krone 
fo handeln werde, wie die Umftände es erheifchten. Es fei aber aud) 
ausdrüdlich erwähnt worden: Daß die Stände dann zuprüfen 
hätten, ob die Unmöglichkeit wirfli vorhanden gewes 
fen fei, oder nidt. 

Binde rügte in fcharfen Worten, daß die Abtheilung dem Land- 
tage aud) das Wenige nehmen wolle, was in dem Patente noch von 
den älteren Beftimmungen zu entdeden fei. Ein unbejtreitbares 
Recht der Krone in diefer Hinficht gebe es nicht; im Gef. von 1820 
habe die Krone ausdrüdlic darauf Verzicht geleiftet. Die Abtheilung 
fei fogar über das Gefeg v. 3. Febr. hinausgegangen, denn dieſes ver: 
ordne die Zuziehung der ſtändiſchen Deputazion ftatt des 
Berein. Landtags blos in Kriegsfällen — die Abtheilung wolle 
der Krone das Recht geben, in allen Fällen, wo fie die Einberufung 
der Stände für unthunlich halte, alfo auch in Friedenszeiten, 
Anleihen ohne Zuziehung irgend eines ſtändiſchen Or— 
gans zu machen. Das gehe über alles ,, gefhichtliche Recht,“ an 
das der König fie erinnert, über den „ureignen Geift deutfcher Saz— 
zung ‘’ weit hinaus. Bon der gerühmten Erbweisheit der Hohenzol- 
fern feien denn doch in diefem Punkte einzelne Ausnahmen — Berfchleu: 
derungen von Geldern — vorgefommen, fo im 3Ojährigen Kriege, 
fo nad) Friedrichs II. Tode.. Hebrigens würde eine ſolche Beftimmung 
dem Kredit des Staats unendlidy ſchaden, denn die Gläubiger, das 
Riſiko laufend, daß am Ende die Stände-fpäterhin erflären möchten: 
die Einberufung wäre möglich getvefen und die Anleihe daher nicht 
rechtöbeftändig, würden nur gegen eine hohe Rififoprämie Geld her: 
geben. Für ertraordinäre Fälle müßten ſich Mittel finden laſſen, ohne 
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die Beitimmungen der fländifchen Rechte geradezu zu verlegen. Man 
fönnte 3. B. für ſolche Fälle die Kontrahirung von Anleihen von der 
Berantwortlichfeit der jeweiligen Rathgeber der Krone abhängig machen, 
ohne daß man ſich deswegen überhaupt auf den Standpunkt Fonftitu- 
zioneller Staaten mit Minifterverantwwortlichfeit zu ftellen brauchte. 
Binde ſchlug daher an die Stelle des Abtheilungsantrags vor: 


„den König zu bitten, anerfennen zu wollen, daß nur mit Zuftimmung 
ded Ber. Landtags Landesichulden Eontrahirt werben könnten; falld jedoch 
ber unbedingten Anwendung dieſes Grundfages erhebliche Bedenken ents 
gegenitehen möchten, "dem Ber. Landtage eine darauf bezügliche Propofi- 
zion vorlegen zu laſſen.“ 


Einen ähnlichen Antrag hatte ſchon Naumann in feiner Petizion 
niedergelegt; er fam jegt ebenfall® auf dieſen zurüd. 

Hanfemann führte einen fchlagenden Grund gegen den Bor: 
flag der Abtheilung und gegen die Beftimmung des Patents wegen 
der Deputazion an: 


„Im 3.1820 fagte er, „war man der Zeit, wo man Kriege, große 
Kriege für die Nazionaleriftenz gefampft hatte, noch ſehr nahe, auch noch 
nabe der Zeit, wo der Staat faft ganz vom Feinde befegt war, und doch 
bat man, als das Geſ. v. 17. Ian. 1820 erlaffen wurde, nicht daran ges 
dacht, Beſtimmungen diefer Art für ven Fall des Krieges zu treffen. Sind 
denn die Staatdmänner von damals fo viel weniger vorfichtig gewefen, ale 
diejenigen, die jeßt die Patente v. 3. Febr. Sr, Majeftät gerathen haben ? 
Ich glaube, daß die Staatdmänner der damaligen Zeit, gerade den Ereig- 
nifien naheſtehend, wo ver hier vorgejehene Kal wirklich vorhanden ger 
weſen ift, am Allererften hätten auf ven Gedanfen fommen müffen, ſolche 
vorfehrende Beftimmungen zu treffen, wenn es überhaupt vernünftig und 
zwedmäßig wäre. Sie haben e8 aber nicht gethan, und ich bin der Mei: 
nung, daß fie volllommen Recht gehabt haben. Ich Eenne feinen großen 
Staat, wo Beftimmungen viefer Art vorhanden wären, wohl aber Fleinere, 
die ihre Quadratmeilen nur nach Hunderten zählen, doch feinen, der fie 
nach Taufenden zahlt. Es giebt gewiffe Dinge, meine Herren, die man in 
der Gefeggebung gar nicht einmal vorausfegen muß, und dazu gehört gerade 
die Borausfegung, daß ein Land mie Preußen jemals fo unglüdlich fein 
fönnte, nicht einen ftändifchen Beirath beifammen zu haben, um Anleihen 
zu Eontrahiren. Sollte ein jo großes Unglück dennoch über mein Vaters 
land fommen, fo thue man, was die Noth gebietet, aber nicht jege man 
voraus, daß ein folches Unglück gefchebe. Wer eine Schwäche von fich 
ſelbſt vorausfegt, wird für mehr oder weniger ſchwach gehalten.‘ 


Bederath machte darauf aufmerffam, daß es hierbei fich Feines» 
wegs um einen Aft des Vertrauens oder Mistrauend gegen einzelne 
Berfönlichfeiten — den jegigen König oder die jegigen Rathgeber der 
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Krone — vielmehr um die Begründung eines allgemeinen, dauernden 
ftaatsrechtlichen Verhältniffes handle. Die Stände würben ihre Pflicht 
verfennen, wenn fie blos im Hinblid auf ſolche Eventualitäten ein fo 
wichtiges Recht aufgeben wollten. 

Der Landtagsfommiffar hatte gleich im Anfange der De 
batte erklärt: es fei nie die Abficht der Regierung gewefen, daß der 
Ber. Landtag durch die Deputazion hinſichtlich der Konfentirung von 
Staatsſchulden in Kriegsfällen erfegt werden folle — man wolle 
diefe vielmehr nur zuziehen, ohne daß fie das Recht der Zuſtim— 
mung habe. Wünfche es die Berfammlung, fo werde die Krone gern 
eine Deflarazion der Verordnung in diefem Sinne erlaſſen. Wolle der 
Landtag indeß der Krone das Recht zuerfennen, in folchen Fällen ganz 
aufeigne Hand Anleihen zu machen, fo werde die Krone eine folde 
Freiheit recht gern annehmen. 

Später jedoch, auf eine Provofazion Saudens, fügte er diefer 
Erklärung eine andere hinzu. 

„Er babe,” fagte er, „ven von der Abtheilung vorgefchlagenen Antrag 
im Namen ver Krone afzeptirt, abernur unter der Boraudfegung, 
daß die Schulden, welheindervonder Abtheilung ange: 
deuteten Weile gemacht würden, diefelben Rechte hätten, 
wie dieunter Zugiehbung und Mitgarantie des Per. Land: 
tags gemachten. Denn wollte man ihnen ein geringeres Necht ein: 
räumen, oder ihre Anerkennung von fünftigen Eventualitäten abhängig 
machen, jo würde man das Rand in den Zeiten der Noth, mo folches des 
Kredits am Meiften bevürfe, deſſelben berauben.“ 

Der Antrag Bindes ward mit großer Majorität angenommen. 

Beim 5. Punkte — wegen der Staatsfhulden — fchlug die 
Abtheilung vor, den König um Befeitigung des fcheinbaren Wider: 
fpruch8 zu bitten, der zwifchen dem Gef. v. 1820, welches für alle 
Staatsſchulden ohne Unterſchied die Mitgarantie der Stände vorfchreibt, 
und der Verordn. v. 3. Febr. ftattfinde, welche leßtere dieſe Mitga— 
tantie, dem Wortlaute nach, auf diejenigen Schulden befchränft, für 
welche das gefammte Eigenthum und Vermögen des Staates haftet. 

Der Landtagsfommiffar gab darüber folgende Erflärung 
im Namen der Regierung ab: 

Die Intenzion des betr. $. der Verordn. v. 3. Febr. fei dahin zu ver: 
fteben : daß alle zu Deckung der Staatsbedürfniffe in Friedenszeiten zu 
Fontrabirenden Staatövarlehne, für deren Verzinfung und Amortifazion dad 
unbewegliche Staatdeigenthum oder die Staatörevenuen ald Sicherheit ber 
ftellt werden follen, mit andern Worten jog. fundirte Schulden, nicht 
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ohne Zuftimmung des Ber. Landtags aufgenommen werben dürfen. Jenen 
gegenüber fiehen nun die fog. Vermaltungs« (ſchwebenden) Schulden, 
d. 5. Antizipazionen der Staatsrevenuen auf kurze Zeit, welche das Land 
mit feinen neuen Laſten beichweren. 

Sogleidy beim Beginn der Debatte brachte Hanfemann folgen: 
des Amendenient ein: 

„Der Landtag möge den König bitten: 

a) anerfennen zu wollen, daß nach der Verordn. v. 17. Jan. 1820 
überhaupt feine Staatsichuldendofumente irgend einer Art, alfo 
auch keine Erklärungen über Schuldgarantien, ohne Zuziehuug und 
Mitgarantie des Ber. Landtags rechtögültig auögeftellt werben dürfen; 

b) infofern aber die unbedingte Anwendung dieſes Grundſatzes bedenf: 
lich erachtet würde, dem Ber. Landtage dieſerhalb eine Propofizion 
vorlegen zu laſſen; : 

c) dem Ber. Landtage einen Gelegentwurf vorlegen zu laſſen, durd 
welchen diejenigen Finanzoperazionen, welche jeit der Verord. von 
1820, im Wideripruch mit dem unter a audgelprochenen Grund: 
Tage, etwa gemacht worden find, regularifirt und, in Gemäßheit 
diefer Verordnung, dem Ver. Landtage untergeordnet werden.‘ 
Zur Motivirung feines Antrags führte Hanfemann eine 

Menge folder DOperazionen an, welde der Mitwirkung der Stände 
entzogen wären, obgleich fie durchaus den Karafter von Staarsfchulden 
trügen — fo die Amtskauzionen der Beamten, für deren Berzinfuug 
im Ausgabebudget 227,000 Thlr. figurirten, die Seehandlungs— 
Schulden mit 600,000 Thir. jährlichen Zinfen, die Eifenbahngarantien, 
mit 1,200,000 Thlr. aufgeführt, endlich die Bankzettel. Die 
Berordn. v. 1820 fpreche aber nicht blos von Darlehen im engeren 
Sinne, fondern von jeder Art von Staatsfchuldendofumenten; fte 
beziehe ſich auch nicht blos auf die verzinslidy fundirte Schuld, denn 
in den der Verordnung beigefügten Schuldenetat fei ebenfowohl auch 
die unverzinsliche Schuld mit aufgeführt, und die Mitglieder der 
Staatsfhuldenverwaltung ſeien, feines Wiſſens, auch darauf, daß 
die unverzinslihe Schuld ebenfalls nicht vermehrt werde, vereidet. 
Dies fei der Grund gewefen, weshalb zwei ehrenwerthe Mitglieder 
diefer Behörde es mit ihrem Gewiſſen nicht für vereinbar gehalten 
hätten, eine Mitwirkung bei Ausgabe der neuen Banfzeitel zu über: 
nehmen. In der That hätte der Staat durch die Erklärung, die Banks 
zettel bei allen Staatsfaffen ald Zahlungsmittel nehmen zu wollen, 
diefelben fo gut wie garantirt und folglich eine neue Schuld auf ſich 
geladen. Es fei nun von der dringendften Wichtigkeit für den Etaatd- 
fredit , daß alle diefe Operazionen regulirt und dem Ber. Landtage, 
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gleich den wirklichen Schulden, untergeordnet würden. Auch habe Das 
feine Schwierigfeit. In Bezug auf das Gefchehene würden die Stände 
fein Bedenken haben, Dies nachträglicd) gutzuheißen, und es kaͤme nur 
darauf an, daß in gehöriger Korn die Verwaltung diefer Schulden 
und die Mitwirkung des Landtags dabei geordnet würde. Was die fog. 
Berwaltungsfchulden betreffe, fo könne die Regierung ſich, wie Dies 
in andern Staaten gefchehe, zur Aufnahme folcher bis zu einer gewiffen 
Höhe ermächtigen laffen. 

Der Landtagsfommiffar erklärte, daß er ein Recht des 
Landtags zur Kontrole oder Zenfur über die der Vergangenheit angehö: 
renden Finanzoperazionen in den Verordnungen vom 3. Febr. nicht bes 
gründet finde und die Regierung dagegen verwahren müffe, ließ ſich 
aber dod) herbei, über einzelne jener Dperazionen beruhigende Exläus 
terungen zu geben, und verfuchte nachzuweifen, daß dadurch der Staat 
feine neue Belaftung erfahren habe. Und jest gefhah Etwas, was 
alle früher fchon vom Miniftertifche ausgegangenen Llebereilungen 
weit hinter ſich zurücließ. Als nämlich der Kommiffar aufdie Bank 
fheine zu fprechen kam, äußerte er fich darüber folgendermaßen: 

„Was die Bankicheine betrifft, jo find diefe nach dem Statute der 
preußifchen Bank vom Staate nicht garantirt worden, und, daß durch 
deren Annahme in den Fönigl. Kaffen eine folche Garantie begründet jel, 
Das fann ich nicht anerkennen, denn, wenn die Bank jemals infolvent wer: 
den follte, jo würde der Staat höchſtens den Werth derjenigen Papiere 
verlieren, die fich augenblicklich in feiner Kaffe befänden; für alle andern 
aber fiele ihm feine Garantie zur Laſt.“ 

Der Finanzminifter v. Dües berg ſchloß fich diefer Exflä- 
tung an, indem er fagte: 

„Ich meine, daß mit dem Moment, wo die Bank zu zahlen aufhört, 
auch ihre Noten außer Umlauf treten müffen und die Inhaber bei dem ald« 
dann eintretenden Liquidazionsverfahren ihre Befriedigung zu fuchen haben, 


eine unbedingte Verpflichtung der Staatöfaffen aber zur ferneren Annahme 
der Banknoten für dieſen Fall nicht beſteht.“ 


Endlich äußerte auch der Juftigminifter Uhden, daß er einem 
Gericht, welches angefragt, ob es Banknoten al8 Depofitum nehmen 
dürfe, abfällig geantwortet habe, weil diefe nicht garantirt wären. 

Diefe Erflärungen von der Minifterbanf erregten einen wahren 
Sturm der Aufregung in der Berfammlung. Hanfemann war bet 
Erfte, der diefelben als durchaus unrichtig zurüchwies und darauf be 
harrte, daß der Staat verpflichtet fei, zu jeder Zeit die Bankettel 
einzulöfen. Ihm ward beigeftimmt von Knoblauch, einem jener 
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beiden von Hanfemann erwähnten Mitglieder der Staatsſchulden⸗ 
behörde, welche aus Pflichtgefühl ihr Amt niedergelegt hatten, weil 
fie in der Ausgabe der Banknoten eine Verlegung des Staatsfchulden- 
geſetzes erblidten. 

„Ich erlaube mir die Frage“, rief Diefer jegt, „wie die Beſtimmung 
fortgefchafft werben kann, daß diefer Zettel hier (eine Banknote vorzeigend) 
in allen Staatskaſſen zu jeder Zeit ftatt baaren Geldes und ftatt 
der Kaffenanmweifungen in Zahlung genommen werben foll? Wie 
eine ſolche Behauptung möglich ift, geftehe ich, liegt außer meiner Faſſungs— 
fraft, und ich befenne, daß eine jolche Erklärung leicht dazu beitragen fönnte, 
den Staatskredit zu erichüttern‘. 


Die Abgg. Auerswald, Sperling, Schauß, Milde fchlof- 
fen fi) diefer Erflärung an und drüdten ihr Bedauern aus, daß foldhe 
Anfichten vom Miniftertifche aus geäußert worden wären, welche der 
Bank, dem Staatöfredit, dem Volke höchſt gefährlich werden fönnten. 

Jetzt erft fchienen die Minifter einzufehen, was fie angerichtet, 
welche ungeheure Taktlofigfeit fie begangen. Der Landtagsfom 
miffar und der Finanzminifter verfuchten einzulenfen,, jene frü- 
heren Erklärungen zu widerrufen; der Landtagsfommiffar deu: 
tete nebenbei darauf hin: ob es nicht befier fei, diefen ganzen Theil der 
Verhandlung aus dem zu veröffentlichenden Berichte wegzulaſſen. Allein 

Milde entgegnete ihm : 
„Ein Geheimniß von 500 Personen ift fein Geheimniß mehr.“ 


Der Minifter überließ hierauf die Entfcheidung darüber der Ver: 
fammlung, und diefe befchloß, daß die Debatte nicht geheim gehalten 
werden folle. 

Man fam jegt auf den Hanfemannfchen Antrag zurüf, dem 
fih während der Debatte mehrere Abgg. — Naumann, Binde, 
Milde, Knoblauch, (letztere Beide namentlich mit Bezug auf die 
fehwebende Schuld) — angefchloffen hatten. Den legten Theil deſſel— 
ben lieg Hanfemann, auf Bindes Anregung — aus Pietät gegen 
den verftorbenen König, unter deffen Regierung die meijten jener gerüg- 
ten Sinanzoperazionen ftattgefunden — fallen; die erften zwei Punfte 
wurden mit großer Majorität angenommen. 

In einer der nächſten Sigungen verlas der Fön. Kommiffar 
eine königl. Deflarazion folgenden Inhalts : 

„Es ift durch das Staatdminifterium zu Meiner Kenntniß gefommen, 


daß über die Auslegung des 8. 33 der Banfordnung, wegen Annahme der 
Noten der preußifchen Bank bei Öffentlichen Kaſſen, neuerlich Zweifel ſich 
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tundgegeben haben. Zur Befeitigung diefer Zweifel will Ich, nach dem 
Antrage des Staatdminifteriums, hierdurch erklären, daß ſämmtliche 
Kaffen, zu denen in diefer Beziehung auch die gerichtlichen Depofital- 
faffen gerechnet werden follen, unter allen Umftänden verpflichtet 
find, die Noten ver preußifchen Banf für den vollen Betrag, auf welchen 
diefelben lauten, in Zahlung anzunehmen,” 


Diesmal waren drei Minifter mit einem Schlage fompromittirt. 
Man muß geftehen, in diefem Punkte wenigftens ließen die Mitglieder 
des Kabinets es nicht an Einheit und Solidarität fehlen. 

Kommen wir zu den Berhandlungen der Kurie zurüd! 


6) Mehrere Petenten hatten in $. 9 der Verordn. v. 3. Febr., 
welche gewiffe Steuern von dem Zuftimmungsrecht wer Stände ausds 
nimmt , einen Widerfpruch mit den Gefegen v. 1815 und 1823 gefun- 
den , da in diefen den Ständen das Recht des Beiraths zu allen Steus 
ern ertbeilt fei. Die Abtheilung empfahl der Kurie: 


„vom Könige eine Deflarazion zu erbitten, welche außer Zweifel fee, daß 
das Recht des ftändifchen Beiraths über alle Steuergefege dem Vereinigten 
Landtage zuftehe.“ 

Der fön. Kommiffar erklärte: diefes Recht habe den Ständen 
durch die neue Gefeggebung auf feine Weife geſchmälert werden follen; 
nur das Recht der Zuſtimmung — ein völlig neues Recht — ſei 
durch $. 9 in gewiffe Grenzen eingefchlofien. 

Die Kurie nahm den Vorfchlag der Abtheilung an. 

Der Abg. Flemming wollte fogar ein Steuerbewilli: 
gungs recht aus früheren Gefegen, aus den Rechten mehrerer einzel: 
ner Theile der Monarchie, aus den Befigergreifungspatenten für ans 
dere, endlid aus dem preußifchen Entwurfe einer deutfchen Bundes: 
verfaffung beim Wiener Kongreffe ableiten. Im der Abtheilung hatten 
gleich viele Stinnmen fidy für und gegen diefen angeblichen Rechtsan— 
fpruch erklärt. Auf Heydts und Hanfemanns Vorfchlag ließ auf) 
die Kurie die Frage ohne förmlichen Beſchluß zur Zeit auf fich beruhen. 

7) In Bezug auf den Punkt wegen der Domänen und Rega 
lien ftellte die Abtheilung — in Folge einer Betizion Schwerins — 
den Antrag: 


„Den König um eine Deklarazion zu bitten, durch welche außer Zwei 
fel geftellt werde, daß, mit Rücficht auf die frühere Gejeggebung, in den 
rechtlichen Verhäftniffen ver Domänen und Regalien Nichts geändert, fo: 
mit die Mitwirfung der Stände, welche aus der die Domänen betreffenden 
frübern Geleggebung zu begründen, ungefchmälert ſei“. 
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Die Kurie trat dDiefem Antrag ohne Debatte faft einftimmig bei. 

8) Ebenfo dem Antrage: 

„Den König zu bitten, mit Rückſicht auf die bereit8 formirten Anträge 
und. namentlich auf die zugeficherte Wiederberufung ded Vereinigten Land: 
tage binnen 4 Jahren, die Wahlen zu den Vereinigten Ausichüffen und 
> Deputazion für das Staatöihuldenweien für jest ausjegen 
zu laſſen“. 

9, Endlich kam noch die Frage zur Verhandlung: ob das Recht 
des Beiraths der Stände bei allen Verfaffungsänvderungen in Anſpruch 
genommen werden folle. Der Abg. Hirfch, der einen ſolchen Antrag 
geftellt, hatte bei der Abtheilungsberathung diefen felbft zurüdgenommen, 
weil er in der Verordn. v. 3. Febr. dies Recht ſchon ausgeiprochen zu 
finden glaubte. Die Abtheilung hatte demzufolge die Frage für erledigt 
genommen. Allein mehrere Redner, zuerft der greife Brünned, wie: 
fen nad), daß die Verordnung keineswegs Dies enthalte, und jo fam 
man darauf zurüd, eine folheBitte, und zwar nicht blos um das Recht 
des Beiraths, fondern um das Recht der Zuftimmung der Stände 
bei allen Berfaffungsänderungen, zu befchließen. Sehr ſchön begründete 
Auerswald diefe Bitte in den folgenden Worten: 

„Es ift oft und nachdrüdlich in- und außerhalb dieſer Verſammlung 
von dem wahrhaft füniglicyen Entichluffe. eine aligemeine ftändiiche Ver: 
fammlung zu berufen, geiprocdhen worden. Aber, meine Herren, worin be: 
fteht die wahre Größe dieſes Entichluffes? Nicht in der Bewilligung eins 
zelner ſtändiſcher Berechtigungen, nicht in der Zufage, einzelne Petizio: 
nen annehmen zu wollen, nicht überhaupt in dem Mehr oder Minver jo 
vieler Einzelheiten, fondern einfady darin, daß ein Monarch auf dem Stand: 
punfte feiner Machtvollfommenbeit, feine Zeit, fein Volk und ſein eignes 
Herz erfennend , dieſe Machtvollkommenheit ſelbſt Beichränfungen unter: 
wirft und erklärt: Ich will fortan nicht ohne Stände regieren. Dazu ges 
hört aber naturgemäß und ſelbſtredend, daß er diejenigen Beftimmungen, nad 
denen er nicht ohne Stände ferner regieren will, auch ohne dieie Stände 
nicht ändern wolle, nach feinem eignen Entſchluß nicht mehr ändern 
dürfe“. 

So hatte die Kurie in den meiſten und wichtigſten Punkten ſich 
für die Nothwendigkeit einer Abänderung der Verfaſſung v. 3. Febr. 
mit großer Stimmenmehrheit, zum Theil mit Einſtimmigkeit ausgeſpro— 
hen. Sie hatte Periodizität des Vereinigten Landtags, Weg: 
fall der Ausſchüſſe, Feſtſtellung des Rechts des Vereinigten Land— 
tags, bei allen die Eigenthums- und Perſonenrechte ſo wie die Be— 
fteuerung betreffenden Geſetzen mit feinem Beirath gehört zu werden, 
ferner des ausſchließlichen Rechts defielben zur Konfentirung 


320 


von Staatsfhulden, und zwar aller und jeder Staarsfchulden, 
welchen Namen fie auch haben möchten, deögleichen des Rechts ver 
Mitwirkung bei ver Berwaltung der Domänen und Rega- 
lien, die Ausfegung der Wahlenzu den Vereinigten Aus: 
fhüffenund zur Staatsfhuldendeputazion, endlich das Zu: 
ffimmungsredt der Stände bei Berfaffungsänderungen 
beantragt. 

Rechnet man hierzu noch die früher erwähnten Anträge wegen Er: 
weiterung des Petizionsredhts fowie wegen Prüfung der 
Spezialfinanzetats durch Abtheilungen der Kurien, fo war faft 
fein wichtiger Punkt der Gefeggebung v. 3. Febr. unberührt geblieben. 
Auch Fonnte die große Uebereinftimmung, welche fich bei faft allen bie: 
fen Berfaffungsanträgen in der Kurie fundgegeben Hatte, und die 
gründliche Entwidlung und Motivirung derfelben Durch die Debatten 
der Berfammlung wohl der Hoffnung Raum geben, daß ſchon das mo: 
talifche Gewicht diefer Anträge — wenn fie auch nur unter der befcheir 
denen Form von Bitten aufträten — auf die andere Kurie ſowie auf 
den fouveränen Willen felbit von enticheidendem Einfluß fein würde, 

Infoweit alfo hatte man wohl Grund, mit dem Reſultate vieler 
Verhandlungen zufrieden zu fein. 

Wenn man freilid davon ausging, was die Rechtspartei bei dies 
fen Anträgen und Verhandlungen als Ziel im Auge gehabt hatte, jo 
ftellte die Sache fich ganz andere, Man muß fi) erinnern, daß fie 
darin nur eine Wiederaufnahme der Adreßverhandfungen und, theil⸗ 
weiſe, der Deflarazion der 138 erblidte, daß fte die Form der Bitte 
als das Unwefentliche, ald das Wefentliche dagegen Das anfah, daß 
der Landtag unter diefer Form beftimmte Rechte als folcye geltend 
machen und zur Anerfennung bringen follte, und daß ihr ganzes Strer 
ben darauf gerichtet war, die Kurie zu diefem Ausfpruch einer Selbſt— 
berechtigung, zu dieſe Deflarazgionvon Rechten, der Krone 
gegenüber, zu bewegen. 

Diefer Zwed mislang fo gut wie gänzlich, die darauf gerichteten 
(Bindefchen) Anträge wurden bei den erften beiden Punkten verwor: 
fen (d. h. fie erlangten nur die einfache, nicht die /,«Majorität), 
und, wenn bei einigen fpätern Punkten ausdrüdlich um ‚Anerkennung 
von Rechten““ gebeten ward, fo war doch durch das vorausgejchidte: 
„mit Bezug auf die frühere Gefeßgebung und aus Nüglichfeitögrüns 
den“, fo wie durch jene erften abfälligen Befchlüffe jeder folchen Rechts— 
forderung von vornherein der Nerv durchgefchnitten. 
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Wie man es auch faffen und ausdrüden mochte — man bat und 
unterwarf fi fomit dem Willen, der Entfheidung Deffen, den man 
bat. Der Standpunft, den Die Oppofizion bei den Adreßverhandlungen 
feftzubalten, den fie, als er dort nicht zu behaupten war, fpäterin der De⸗ 
Harazion , aber ebenfo erfolglos , wiederzuerobern fuchte, der Stand» 
punkt der Wahrung und Geltendmahung von Redten, der 
Standpunft des felbftberechtigten Auftretens des Landtags gegen: 
über der Krone — diefer Standpunft war nun vollends verloren und 
aufgegeben. Jetzt blieb der Oppoſizion nur noch ein legter Anker übrig: 
die Berweigerung der Wahlen zu den Ausfchüffen und der De— 
putazion. Aber hatte fie nicht auch dafür fchon fich gewiffermaßen die 
Hände gebunden, indem fie um Ausfegung dieferWahlen’’ bat? Wenn 
nun Diefe Bitte abgefchlagen wurde, Eonnte fie dann wohl mit gutem 
Zug plöglich aus einem Bittenden ein Trogender werben? 
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Zweiundzwanzigſtes Kapitel. 


Berhbandlungen über die Anleihe zum Bau der Oftbabn. 


In Folge der Verhandlungen mit den allgemeinen ftändifchen 
Ausſchüſſen im Jahre 1842 hatte die Regierung zur Förderung des 
Eifenbahnneges einen befonderen Eifenbahnfonds gebildet, deſſen lau— 
fende Einnahmen (neben einem Kapitalfonds von 6 Mill. Thlr., der 
aber bis auf etwa 3 Mill. abjorbirt ift) bie zur Höhe von jährlich 
2 MIN. Thlr. gebracht und theild zur direften Betheiligung bei einzel- 
nen Eifenbahnunternehmungen mittelft Afzienzeihnung, theild zur 
Unterftügung anderer durch Zinfengarantien verwendet werben follten. 
Auf diefe Weife ift nun der größte Theil der damals ins Auge gefaßten 
Eifenbahnlinien durch Privatgefelfchaften, mit Hülfe des Staats, aus— 
geführt worden oder doch in der Ausführung begriffen. Nur eine Linie, 
die große Dftbahn, welche die Provinz Preußen mit dem Zentrum der 
Monarchie verbinden fol, konnte auf diefem Wege nicht zu Stande ges 
bracht werden, da fich feine PBrivatgefellfchaft zu ihrer Nebernahme ver: 
ftehen wollte. Diefelbe aus den laufenden Einnahmen des Eifenbahn: 
fonds zu bauen, erfchien aber als unthunlich, da, bei einem Voran— 
chlage von mindeftend 26°), Mill. Thle. und bei den fonftigen An: 
fprüchen,, welche außerdem an jenen Fonds gemacht werden, dazu 18 
bis 19 Jahre nöthig fein würden. Die Regierung hatte daher befchlofs 
fen, eine Anleihe zu fontrahiren, deren Verzinfung und Amortifazion 
aus eben jenem Fonds bewirkt werden follte. Sie erforderte dazu Die 
nad) $. 9 der Verordn. v. 3. Febr. nöthige Zuftimmung des Vereinig- 
ten Landtags und legte demfelben zu dem Ende in einer Denkfchrift 
ihre Anfichten über die Ausführung des Unternehmens fo wie über die 
Höhe der dazu erforderlichen Summe vor, 


— — 
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Die vorberathende Abtheilung der vereinigten Kurien trug ihr 
Gutachten über die Sache in folgenden Befchlüffen der Kurie vor: 


1) Die hohe Wichtigkeit der öftlichen Eiſenbahn und die daraus fol- 
gende Nothwendigkeit einer beichleunigteren Herſtellung derfelben, 
als die laufenden Mittel des Eiſenbahnfonds Dies erlauben, ward 

von der Abtheilung einftimmig anerfannt. 

2) Ebenjo einftimmig ward anerfannt, daß die Ausführung biefer 
öftlichen Eiſenbahn wo möglich direft von Königsberg bid Ber: 
lin ſchon jegt erfolgen foll (nicht bloß bi8 Driefen oder Küſtrin, 
zum Anſchluß an die Stettiner oder die Frankfurter Bahn). Ei 

3) Durhd Stimmenmehrheit ward die Ausführung diefer Bahn 
durch den Staat für zweckmäßig erachtet. 

4) In Bolge der Beichlüffe unter 1 und 3 ward, ebenfalld durch Stim- 
menmebrheit, beichloffen, dem Staate die Mittel zur befchleunigten 
Ausführung durch Zuſtimmung zu einer Anleihe zu ge 
währen. 

5) Dagegen ward durch Stimmenmehrheit der Antrag zurücgemiefen, 
daß die Anleihe die Höhe erreiche, welche erforderlich fein würde, 
um die Herftellung der Bahn in ihrer ganzen Länge von Königäberg 
bis Berlin, alſo zur direften Verbindung zwifchen diefen beiden 
Orten zu fichern, und den Kurien nur die Zuftimmung zu einer An: 
leihe empfohlen behufs Herftellung der Bahn von Königsberg nad 
Driefen, mit einer Zweigbahn von Dirſchau nah Danzig. 


Es follte nämlich, nad) den Voranfchlägen, eine Bahn von Königs— 
berg bis Driefen etwa 26, Mill. Thlr., eine von Königsberg bis 
Küftrin gegen 33 Mill., und eine direft bis Berlin gegen 34 Mid. 
Thlr. foften. Dagegen berechnete die Regierung die Höhe einer, auf 
den nod verfügbaren Theil des Eifenbahnfonds zu negozirenden An« 
leihe, wenn dieſelbe zu 37% pCt. kontrahirt werden fünne, auf 25% 
Mil. wenn zu 4 p&t., auf wenig über 22 Mill, Ein Theil der Ab- 
theilung war nun der Anficht, daß man die ganze Summe, welche zur 
Herftellung einer direkten Verbindung zwifchen Königsberg und 
Berlin erforderlich fei, aufbringen und alfo die zu bewilligende Anleihe 
nöthigenfalls auch über den Betrag hinaus fteigern müſſe, weldyer aus 
den laufenden Einnahmen des Eifenbahnfonds verzinft und amortifirt 
werden könnte. Allein, wie bemerkt, blieb diefe Anficht in der Mi— 
norität. Ä 

Die bei Gelegenheit der Landrentenbanfen fo entjcheidend gewor— 
dene Frage: ob überhaupt der Vereinigte Landtag, bei der jetzigen Lage 
feines Rechtszuſtandes, zur Bewilligung von Anleihen befäbigt jet, 
war auch bei diefer Berathung wieder angeregt worden ; die Abtheilung 
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hatte. fich jedoch eines. Eingehend darauf und eines Beichluffes Darüber 
enthalten. 

In der Berfammlung ſprach fi) eine ganz überwiegende Meinung 
für die Rüglichkeit und Nothwendigfeit derBahn aus, fowohl aus kom⸗ 
‚merziellem als aus-militairifchem und politifchem Gefihtöpunfte. Man 
erfannte an, daß ed fid) darum handle, eine Provinz, die Durch ihre 
‚abgefonderte Lage und die gefährliche Nachbarfchaft Rußlands in ihren 
wichtigften Intereffen bedroht fei, die beim erften Kriegsfalle von Dften 
‘her bülflos daftehe, fefter an das Herz der Monarchie zu fetten, ihr 
‚eine. ftets bereite Hülfe von dort aus zu fihern und fie zugleich an den 
Wohlthaten des allgemeinen deutſchen Verkehrs mehr als bisher Theil 
nehmen zu laffen. Zwar. ward die hingeworfene Befürhtung: als 
»tönnte der Sinn der Bewohner diefer Provinz durch ihre örtliche Tren— 
nung vom Mutterlande und die Nähe eines fremden Staats von jenem 
ab» und dieſem zugewendet werden, aus der Mitte der preußifchen 
‚Abgeordneten entſchieden zurückgewieſen; dennoch aber wünjchten und 
gbaten .diefelben, man möge ihnen den eifernen Arm reichen, um 
fie feſt an die Monarchie und an Deutfchland zu Fetten. 

Daß durch die Bewilligung fo großer Summen für eine einzelne 
Provinz dieſer ein bedeutendes Opfer von der Geſammtheit gebracht 
werde, ward anerfannt, am Meiften von den preußifchen Abgeordneten 
ſelbſt; aber von allen Seiten erflärte man dieſes Opfer für ebenfo 
-nothwendig als gerecht, da die Provinz Preußen durch ihre unglüd- 
liche Lage, durch die Opfer, die der Befreiungskrieg und deſſen Folgen 
vorzugsweiſe ihr auferlegt, durch die ©eftaltung der politifehen: Ver: 
-bältniffe an ihren Grenzen, endlid durch viele Naturfalamitäten vor 
-andern Brovinzen gelitten habe und in die traurigeNothwendigfeit vers 
fegt fei, der Hülfe des Staats zu bedürfen. 

Nur wenige Stimmen äußerten-Bedenfen gegen die Bewilligung 
wegen der zweifelhaften Rentabilität der Bahn und des blos provin: 
ziellen Zweds, und nur ein Redner, Graf Oneifenau, ließ fi 
von dem Geifte provinzieller Eiferfucht fo weit fortreißen, daß er mit 
dem Ausdrude HeinliherMisgunft alle-die Hülfleiitungen und Begün— 
ftigungen aufzählte, welche die Provinz Preußen feit einer Reihe von 
Jahren aus den Gefammtmitteln des Staates bezogen habe, eine Auf: 
faſſung, die von Feiner Seite her unterftügt, dagegen von mehreren 
Rednern — aus der Provinz Preußen wie aus den andern Provinzen — 
nachdrücklich und mit verdienter Misbilligung zurückgewieſen ward, 

Alfo von diefer Seite zeigte fi) die Stimmung der Berfammlung 
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überwiegend günftig für die Vorlage der Regierung. Dagegen tauchten 
von andern Seiten her Bedenfen auf, welche ſchwerer ins Gewicht 
fielen. Das erite dieſer Bedenfen war in der augenblicklichen Lage des 
Geldmarftes begründet, die das Zuftandefommen einer Anleihe unficher 
erſcheinen, zugleich aber eine ungünftige Rüdwirfung derfelben auf die 
Kurfe der Papiere, und namentlich der Akzien, befürchten ließ, worin 
man wieder eine Unbilligfeit gegen die Privatunternehmer der andern 
Bahnen erblidte. Aus diefem Grunde ſchlugen einzelne Redner vor: 
man möge die Anleihe noch auffchieben und unterdeffen aus den laufen« 
den Einnahmen und aus dem Kapital des Eifenbahnfonds den Bau 
fortfegen — andere meinten: die VBerfammlung folle zwar bewilligen, 
äber nur einen Theil der Anleihe, etwa fo Viel, als zum Bau für die 
naͤchſten 2—3 Jahre nöthig ſei; der folgende Landtag fönne dann das 
Weitere beichließen. Viele fihrafen überhaupt zurüd vor der Größe der 
Summe, mit welcher das Land belaftet werden follte, und die Ungewiß: 
heit der VBoranfchläge, der Mangel fpezieller Vorlagen darüber fo wie 
über die verfchiedenen möglichen Richtungen der Bahn, endlidy über 
die Höhe der Anleihe felbft, über die Größe und die Zuflußquellen des 
Eiſenbahnfonds, fo wie über die Anſprüche, die noch von andern 
Seiten ber an diefen gemacht werden möchten — alles Dies ließ eine 
Bewilligung auf jo unfichere Grundlagen hin bevenklich ericheinen. 

Aus ſolchen und Ähnlichen Gefichtspunften ward die Regierungs— 
dorlage von den Abgg. v. Binde, Sperling, Graf Hellvorf, 
Graf Frankenberg, Röfeler, v. Byla, Siebig, Nau— 
mann, Mehls kritiſirt und theilweije angegriffen. 

Manche von diefen, fo wie mehrere andere Redner gingen noch 
tiefer auf die ganze Finanzlage des Staates ein und folgerten aus der 
Unzulänglichfeit der gegenwärtigen Finanzverwaltung und aus der 
mangelhaften Einficht und Einwirfung der Stände auf diefelbe die Un— 
möglichkeit einer Bewilligung, zumal von folhem Belange. 

Zwar ward das erfte Bedenfen dieſer Art, welches der Abg. 
v. Heyden erhob: daß die Stände eine Summe verwilligen follten, 
über deren Verwendung ihnen fein Nachweis gegeben würde, vom 
Finanzminifter dur die Verfiherung entkräftet, daß ein folcher 
Nachweis allerdings gegeben werben folle. Allein andere, gewichtigere 
Bedenken traten alsbald hervor. Die Abgg. v. Binde, Sperling, 
Siebig erklärten: fo lange nicht durch eine fpezielle Prüfung des 
Finanzetats — auf welche die Abtheilung nicht eingegangen war — die 
Nothwendigkeit einer ſolchen außerordentlihen Belaftung des Staates 
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und die Unmöglichkeit nachgewiefen fei, auf anderem Wege, etwa 
durch Verringerung gewifler Ausgaben (namentlich für das Kriegd- 
wefen und für Prachtbauten) und Verwendung des dadurch Erfparten 
für diefen Zweck, Daffelbe zu erreichen, fo lange fönnten fie mit gutem 
Gewiffen nicht für eine Anleihe ftimmen. So lange ferner (jo äußerte 
fi) insbefondere Binde) mit dem Kredit des Staats fo wenig ſcho— 
nend umgegangen werde, wie Dies bei den Verhandlungen der legten 
Tage von der Minifterbanf aus in der Sache der Banknoten geichehen 
fei, fo lange man ferner noch in völliger Ungewißheit jich befinde über 
das Vorhandenfein und den Belang einer ‚‚Ichwebenden Schuld‘ — 
fo lange wolle er fein Botum abgeben, welches dazu mitwirken fönnte, 
diefen Kredit noch weiter anzufpannen und den Zuftand noch bedenk— 
licher zu machen. 

Aber auch Dies war noch nicht das legte Wort der Oppofizion. 
Vielmehr lag der eigentliche, entfcheidende Grund ihres Widerftandes 
gegen die Bewilligung abermals, wie bei den Landrentenbanfen, im Bes 
reiche der Berfaffungsdfragen. Auch diesmal war es Binde, 
der zuerft die Frage auf diefen Punkt hinführte. 

„Der allgemeine Standpunkt,” jagte er, „auf den ich jebt übergeben 
will, ift vie unfichere Lage, in der wir und in Beziehung auf den Recht s— 
zuftand befinden. Wir haben und die ganze vorige Woche damit beſchäf— 
tigt und Petizionen darauf gebaut an Se. Majeftät, deren Schidfal ung 
noch ganz unbefannt iſt; wir miffen nicht, in welcher Form fie aud ver 
Herrenkurie hervorgehen werden und ob fie überhaupt zur Entfcheidung 
Sr. Majeftät gelangen werden. Wenn diefer bedenkliche Fall eintritt, fo 
würde, bei der Nechtsunficherheit, in der ich mich, und mit mir viele andere 
Mitglieder, zu befinden glaube, die Löfung in eine ganz ungewiffe Zukunft 
verschoben werden, und bei einer folchen Sachlage glaube ich mich nicht 
im Stande zu befinden, für irgend einen Schuldtitel meinerfeitd mein 
Votum abzugeben. Es giebt Lagen in dem öffentlichen Leben der Staaten, 
wo der Patriot fein Haupt verhüllt, in fein Inneres zurüdgeht und den 
feften Entſchluß faßt, nur der innern Stimme zu folgen, welche ihm zu: 
ruft: Thue Recht und fcheue Niemand! In einem folhen Momente be— 
finden wir ung jest; wir wiffen nicht, was die Zufunft und bringen wird, 
und haben daher nur den gegenwärtigen Moment ind Auge zu faflen. So 
lange nicht die Uebereinftimmung der ©efebgebung v. 3. Febr. mit den 
Gejegen v. 17. Jan. 1820, die in derſelben Geſetzſammlung abgedruckt 
find, hergeftellt ift, fo lange ferner die Stande der nothwendigften Grund: 
lage entbehren für die Erhaltung ihrer Rechte, der Grundlage, daß, wie 
es ftet3 in Deutichland Rechtend gewefen, ihre Rechte nicht alterirt werben 
fönnen ohne ihre ausprüdliche Zuftimmung, fo lange werde ich mein 
Dotum nicht abgeben für dieBewilligung irgend eines Darlehns zu Gunſten 
des Staats.’ 
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Andre Mitglieder der Oppofizion — wie v. d. Heydt, Offers 
mann — ſchloſſen fid) mit gleichen Yeußerungen ihm an. Einen 
tiefen Eindrud machte es aber, als nun auch die Wortführer der Provinz 
Preußen, obſchon die Größe und Wichtigkeit der Wohlthat, dieihrer Bro: 
vinz geboten werde, und die Rothwendigfeit einer Eifenbahnverbindung 
für diefelbe volftändig anerfennend, dennoch aus den höhern Nüdfichten 
der Pflicht und des Gewiffens dagegen ftimmen zu müffen erflärten. 

Saucken-Tarputſchen war der Erfte, der eine ſolche Erflä- 
rung abgab, indem er am Schluffe derfelben audrief: 

„Wenn ich auch alle Hütten meines Landes durch die Bewilligung 
des Anlehens zu Schlöffern verwandeln könnte, fo würde ich in dem 
Glauben, daß mit leichtem und ruhigem Gewiffen es fich glüdlicher und 
bebaglicher in einer Hütte, als mit einem beichwerten im Palaſte felbft 
wohnen läßt, dagegen flimmen.’’ 

Ihm folgte der Bürgermeifter von Königsberg, Sperling, mit 
einer gleichen Erklärung. 

„Wir aus der Provinz Preußen," fagt er, „befinden und in ber 
allerübelften Lage. Ich befenne namentlich für mich, daß die Rüdjicht auf 
das Intereffe der Provinz in Konflift geräth mit meinem Gewiffen. Je— 
doch! Ich ftehe Hier nicht als Vertreter provinzieller Interefien, fondern 
im Namen des Vaterlandes. Dies erleichtert mir die Entſcheidung. Ich 
folge meinem Gewiffen und antworte auf die Frage, ob zur Beichleunigung 
des Baues der Eijenbahn nach Königsberg ein Staatsdarlehn aufzunehmen 
fei, mit Nein! weil ich gewijlenhaft nicht anders flimmen kann.“ 

Auch Auerswald, nachdem er das Anerbieten, weldyes der 
Staat mit diefer Bahn der Provinz Preußen mache, mit größter Dank— 
barfeit anerfannt und verfichert hatte, er fenne fein Opfer, weldyes er 
nicht zu diefem Zweck bringen möchte, ſprach doc zugleich aus: Daß 
es für den feiner Meberzeugung getreuen Menſchen Opfer gebe, die zu 
bringen er nicht berechtigt fei. Er glaube, eine Berantwortlichkeit, 
Laften und Pflichten für Andre nur dann übernehmen zu Fönnen, wenn 
ihm die Mittel zu Gebote ftänden, der Verpflichtung, die er im Namen 
Anderer übernommen, gewiflenhaft und vollftändig nachzukommen. 


„So lange aber,” fuhr er fort, „dem Landtage die regelmäßige 
Wiederkehr nicht zugefichert ift, fo lange ibm nicht bei jeder Wiederkehr 
die Kenntniß und zwar die genaue Kenntniß des Staatöhaushalts zuge 
fichert ift, fo lange fühle ich mich nicht fähig, im Namen Andrer, im 
Namen des Landes eine folche Befugniß auszuüben. Wenn ich bei meiner 
Ueberzeugung, von meinem Standpunfte aus in die Anleihe willigen follte, 
würde ich nicht8 mehr und nichtö minder thun, als, ein nicht gerechtfertig- 
ted Mittel zu einem guten Zweck gebrauchen. Das ift ein Grundjag, zu 
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dem ih mich nicht bekennen” fann , unverändert getreu einem ber ſchoͤnen 
Wahlſprüche unſeres Königshaufed: 
Sincere et constanter !’ 

Auch Grunau aus Elding und Wächter aus Tilfit ſchloſſen 
fi diefen Erflärungen an. Grunau wollte zwar bewilligen, aber 
erft nach einer beifälligen Entſcheidung des Königs auf die Verfaſſungs— 
anträge, nach Anerfennung der verfaffungsmäßigen Rechte der Stände, 


Die Gegenpartei ließ Nichts unverfucht, um dieſen Entfchluß der 
Oppofizion wanfend zu machen oder ihn doc) ald unberechtigt, ja als 
pflichtwidrig darzuftellen und dem ganzen Rande zu denunziren. 


„Ein Theil von un,‘ rief ver Abg. v. Bismarf:-Schönhaufen 
aus, „will gleichfam ein Retenzionsrecht an dem Rechte der Anleihebewil- 
figung ausüben, bis die Regierung gewiffe Konzeffionen ertheilt bat; 
durch dieſe Konzeſſionen ſoll fich die Regierung gewifjermaßen. die Bewilli- 
gung der Anleihe erfaufen. Ich frage: welchen Sturm würde ed erregen, 
wenn das Gouvernement ſeinerſeits jagen wollte, daß es gewiſſe admini⸗ 
ſtrative Wohlthaten, die es einer Provinz zuwenden oder entziehen kann, 
davon abhängig mache, wie die Vertreter dieſer Provinz bei politiſchen 
Fragen votiren würden. (Aufregung.) Es ſcheint mir Died vollkommen 
analog zu ſein, und die Misbilligung, die von jener Seite ſich kundgiebt, 
beweiſt mir, daß ich die Wahrheit geſagt habe, wenn ich behaupte, daß 
von einer Partei eine analoge Taktik geübt wird, die man der Regierung 
gewiß nicht verzeihen und nicht anftehen würde, ed mit dem Namen: Er— 
preffung zu brandmarfen, wenn jie jich dieſelbe geftattete.’’ 


Lilien: Echtenhaufen und Wolff Metternich meinten; 
es werde im Lande feinen guten Eindrud machen, es werde vielmehr 
das Vertrauen zu den ftändifchen Inftituzionen fhwäcen, wenn die 
Stände lediglich des Prinzipienfampfes wegen einen Vorfchlag der 
Staatsregierung nicht annähmen, der nur die Beförderung der Wohl« 
fahrt, der wahren, der materiellen Intereſſen des Baterlandes 
bezwecke. 

Fürſt Radziwill mahnte: man ſolle nicht dem Spruche folgen: 
Fiat justitia, pereat mundus, ſolle nicht unſichern Rechtsbedenken oder 
Parteizwecken die materiellen Intereſſen des Landes opfern. Er erinnerte 
daran, wie bei großen Nazionalunternehmungen in England und 
Frankreich die Parteien immer einig wären, wie in Frankreich alle 
Stimmen ſich vereinigt haͤtten, als es die Befeſtigung von Paris galt. 

Ein Abgeordneter der Provinz Preußen, Graf Eulenburg, 


machte ſeine oppoſizionellen Landsleute im Namen ihrer Provinz für 
ihr diſſentirendes Votum verantwortlich. 
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„Mein Gewiſſen,“ fagte ex, „legt mir ohne Rückhalt die Pflicht auf, 
unbedingt für die Bewilligung des Anlehens zu flimmen und nicht ras Ge: 
deihen und Wohl einer Provinz zu opfern einem prinzipiellen, von mir 
. nicht anerkannten Bedenken. Zu opfern, fage ich, weil.ich es nicht anders 
bezeichnen Fann, wenn wir Preußen jelbft das einzige Mittel von der Hand 
weilen, welches uns von unſerm Föniglichen Herrn und von 7 Provinzen 
mit einer großen brüberlichen Bereitwilligfeit geboten wird, um endlich 
einmal und die Ausficht in eine beflere Zukunft zu Öffnen, und dies Allee 
um eined Prinzipes willen, deffen Richtigkeit am Ende noch erft bewiefen 
werden muß. Wir befinden uns augenblidlich immitten einer Angelegen: 
beit, welche es und recht Elar vor Augen führt, wie falich wir die Mah— 
nungen unſers Gewiſſens verftehen, wenn wir und dadurch berechtigt 
glauben, das Intereffe derer, die wir vertreten, unſerem Ich nachzufegen. 
Unferem IK, Tage ich, weil ich darin die Bedenken erfenne, die unfer 
Gewiffen und auferlegen kann.” 


Andre wieder, wiev. Meding und Graf Itzzenplitz, fpradhen 
die Anficht aus: man werde jelbit die Verfaflungsfrage mehr fördern, 
wenn man der Regierung jetzt die geforderte Unterftügung innerhalb der 
beftehenden Gefeggebung leifte, ald wenn man fie ihr verweigere; das 
Bertrauen, weldes man durdy die Bewilligung dem Könige und 
der Regierung beweife, werde bewirfen, daß auch von der andern 
Seite ein erhöhtes Vertrauen dem Lande und den Ständen gefchenft 
werde. 

Allein die Oppoſizion blieb unerfchütterlih. Auerswald und 
v. d. Heydt wieſen die Anichuldigungen Bismarkfs energifch zurüd; 
nicht, um einen Zwang auf die Regierung zu üben, fondern weil ihr 
Gewiſſen ihnen verböte, für die Anleihe zu ftimmen, hätten fie fi) da— 
gegen erflärt; wer ihnen eine andere, als dieſe ausgefprochene Abficht, 
unterlege, mache fi einer Verdächtigung ſchuldig. 

Jegt trat Hanfemann auf und entwidelte einen Antrag, den 
er ſchon früher jchriftlich eingereicht hatte, der aber von der Abtheilung 
nicht bevorwortet worden war. In einer jener meifterhaften Reden, 
in denen die Schärfe des praftifchen Verftandes mit dem weiten Blicke 
des Politikers und mit der Gefinnung des ächten Patrioten um den 
Borrang ftreitet, fprach er fich zuerft über die Nothwendigkeit der pro- 
jeftirtten Bahn, ihre muthmaßlidhe Rentabilität, fo wie über das 
Prinzip des Staatsbaues aus und erflärte fih aus allen diefen Ge— 
ſichtspunkten mit dem Plane vollfommen einverftanden. Er erinnerte 
daran, wie die Provinz Preußen durch den Untergang eines felbft: 
ftändigen polnifchen Zwiſchenreichs politifh und fommerziell von Ruß: 
land umflammert fei, und wie es darum doppelt noth thue, die Kräfte 
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des edlen , tapfern Volksſtammes, der diefe Provinz bewohne, zu ftär- 
fen, da auf ihm allein, auf feinem Muthe und Patriotismus die Hoff: 
nung des ganzen Landes bei diefen unglüdlichen Berhältniffen beruhe. 
Es fei alfo durchaus nicht von einem provinziellen, nein, von einem 
fehr wichtigen nazionalen Intereſſe die Rede. 


Und hier nahm der Redner Gelegenheit, auf die edle Selbitver- 
leugnung der preußifchen Abgeordneten hinzuweiſen, welche ein für fie 
fo dringend nothwendiges Geſchenk aus Gewiffensdrange zurückwieſen. 

„Giebt es ein erhabeneres Schauspiel”, rief er aus, „ald das, def: 
fe8 Zeugen wir jegt find? Gin Land, das der Kommunifaziondmittel be= 
dürftig ift, ein Land, welches fühlt, daß feine materielle Entwidlung durch 
den Mangel derjelben leidet, will nicht diefen Mangel eriegen durch das 
"Opfer von Rechtöpringipien, will nicht die Cifenbahn um den Preis des 
Rechts erfaufen. Eine jo große Gefinnung belebt in mir das Vertrauen, 
daß derpreußifche Staat eine große Zufunfthabe. Glüdlich 
die Dynaftie, welche über ein Volk herrſcht, das ſolche Gefinnung, gepaart 
mit der treuften Anbänglichfeit und Grgebenheit für den Thron, hegt! 
Mit einem ſolchen Volke kann man in der Freiheit weit gehen! mit einem 
folchen Volke fann man Großes ſchaffen!“ 


Hierauf erklärte der Redner aber, aus ähnlicdyen Gründen, wie 
die eignen Vertreter der Provinz Preußen, auf die Bewilligung ni ht 
eingehen zu können. Zuerſt vermiffe er bei einem fo wichtigen Gegen- 
ftande, wie die Bewilligung von 20—30 Mitt. fei, ein beftimmtes Ge- 
ſetz, wodurch diefe Angelegenheit geregelt, worin der Umfang des Ka: 
pitald, die Art der Aufbringung, der Antheil, den die Stände bei Ver: 
wendung des Geldes und der Fünftigen Verwaltung der Bahn haben 
follten, genau beftimmt fei. Die erfte Regel einer ftändifchen Berfamme 
fung müſſe aber fein, wenn es fih um Geldfragen handle, es damit 
fehr genau zu nehmen. „Denn“, fagte Hanfemann, „bei Geld» 
fragen hört die Gemüthlichfeit auf‘. 

Ein andrer Grund der Ablehnung, fuhr der Redner fort, fei für 
ihn die mangelhafte Finanzverwaltung des Staats, eine Folge der Zer- 
fplitterung derfelben in drei, vier verfchiedenen Händen, Berner fehle 
ed an einer vorgängigen genauen Prüfung des Staatshaushalts, um 
zu ermeflen, ob eine Anleihe wirflih nothwendig fei. Auch die Un— 
fiherheit der Grundfäge darüber, was eigentlich als Anleihe, als 
Staatsfhuld zu betrachten fei und der Zuftimmung der Stände bepürfe, 
beftimme ihn, gegen die Bewilligung zu fimmen. Der Hauptgrund 
für ihn fei jedoch der, daß er glaube, die ganze Summe fönne weit 
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befjer und zwedmäßiger anderswoher genommen werden, und zwar — 
aus dem Staatsſchatze. 

Hanfemann ging hier auf ſehr fpeziele finanzwirthichaftliche 
Betrachtungen ein, um nachzuweiſen, daß das Syſtem eines Kriegs: 
ſchatzes, welches bei den früheren Berhältniffen wohl gerechtfertigt ge- 
weſen fein möge, jegt nicht mehr zwedmäßig fei, daß durch das todte 
Daliegen einer fo großen Summe — Hanfemann flug den Staats: 
fhag nad) feinen Muthmaßungen auf mehr ald 30 Mit. Thlr. an — 
ungeheuer Biel an Zinfen und werbendem Kapital für die Volkswirth— 
ſchaft verloren gehe, und daß derfelbe Zweck weit beffer, mit weit gerin« 
gern Opfern und cben fo ficher erreicht werde durch eine gute Nazio— 
nalbanf, die in Zeiten der Bedrängniß dem Staate zu Hülfe fomme, 
übrigens aber in Privathänden fei. Im weitern Fortgange modifizirte 
Hanfemann indeß feinen Antrag dahin, daß der König gebeten 
werden folle, vorläufig wenigftens 10 Mill. aus dem Staatsfchag zu 
diefer Eifenbahn zu verwenden. 


Am Schluſſe feiner Nede wandte er fih ebenfalls der Rechts— 
frage zu. 

„Ein edler Fürſt aus dem Herrenftande‘‘, fagte er, „bat uns auf die 
Berantwortlichkeit aufmerkffam gemacht, die eine Verweigerung der Anleihe 
für und mit fich führen würde. Ich glaube, das edle Mitglied kann fich 
vollftändig beruhigen, denn, wenn irgend Etwas, fo wird die Nothwendig— 
feit diefer Bahn feitens der Staatöregierung vollftändig anerfannt werden, 
und fie wird Die geeigneten Mittel zu ihrer Herftellung treffen, Mittel, die 
mancherlei Art fein können, Mittel, vie ich angedeutet habe, und Mittel, 
die die Regierung felbf in ihrer Hand hat. Nimmer wird ihr die Zuftim: 
mung eines preußiichen Reichdtagd zu großen und nothwendigen Staats: 
anleiben fehlen, ſobald nur der preußiiche Reichdtag in denjenigen Befug— 
niffen fich befindet, ohne welche e8 unmöglich ift, die ihm obliegenden Prlich: 
ten auszuüben. Das edle Mitglied Fann fich beruhigen, weil die innere 
Nothwendigkeit ver Dinge dazu hinführt, diefen Zeitpunft in nicht langer 
Zeit eintreten zu laffen. Wäre es denn möglich, nach Allem, was hier ge— 
fprochen und votirt worden ift, wäre ed möglich, meine Herren, daß man, 
ich fage nicht, zurückkehren fünne auf dem Wege, von dem man ausgegan— 
gen, aber ich fage, wie wäre es möglich, in diefem ungemiffen, halben Zus 
ftande lange Zeit zu verharren? Ich halte es nicht für möglich, denn es 
würde nicht der Nazion, nicht der Stärfe des Throns förderlich fein. In 
dieſer Beziehung vertraue ich feſt auf die Weisheit unſeres Föniglichen 
Herrn, der die politifche Entwicklung der Nazion bereitd auf den erfreu— 
lichen Punkt geführt bat, auf dem wir fie jegt ſehen“. 


Der Minifterdes Schatzes, v. Thile, befämpfte den An- 
trag und erflärte, daß auf eine Verwendung der im Staatsfchage lie- 
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genden Gelder zu andern, ald den Zweden, wofür fie beflimmt wären, 
durchaus nicht eingegangen werden könne, Preußens eigenthümliche 
politifche und geografifche Lage, feine Stellung ald Großmacht und als 
natürliche Vorhut Deutſchlands, bedinge nothwendig das Borhandenz 
fein ſtets bereiter und großer Gelpmittel, um fo fort gerüftet dazuſtehen 
und losfchlagen zu können, wenn politifhe Verwicklungen es erheifchz 
ten. Nur durch diefe Schnelligfeit der Rüftungen und den Nachdruck, 
welchen der vorhandene und fogleich verfügbare Kriegsichag denſelben 
verliehen, fei 1756 Friedrich der Große im Stande gewefen, feinen Feinden 
zuvorzufommen und Preußen vom Untergange zu retten; nur da— 
durch fei man 1830 und 1840 im Stande gewefen, die impofante Hal- 
tung einnehmen zu fönnen, welche ohne Schwertfchlag den Frieden 
erhalten und die drohenden Kriegswolken verſcheucht habe. 

Ueber die Höhe des Kriegsichages, erflärte der Minifter, durch 
Amtspflicht gebunden, feine Auffchlüffe geben, alfo aud) die Muthma⸗— 
ßungen Hanfemanns weder beftätigen noch widerlegen zu können. 

Einen andern Antrag ftellte v. Brünned. Er wollte, daß vor 
der Hand aus dem Eifenbahnfonds weiter gebaut, daß die ganze 
Bahn, direft von Königsberg bis Berlin, vom Staate übernommen, 
daß aber die Enticheidung über eine Anleihe, in Betracht der dabei ob— 
waltenden Bedenfen, fowie auch wegen der jegigen ungünftigen Ber: 
hältnifie des Geldmarftes, bis zum nächſten Bereinigten Landtage 
aufgeichoben würde. 

Der Landtagsfommiffar befhränfte fih darauf, die gegen 
die Negierungsvorlage erhobenen Bedenken, nebft den darauf ſchon in 
der Debatte geltend gemachten Gegengründen, zu refapituliten und die 
legteren zu vervollftändigen. Auf die Berfaffungsbedenfen ging 
er nicht tiefer ein, um fich nicht, wie er fagte, von Neuem auf ein Feld 
zu verlieren, welches die Verfammlung länger als eine Woche befchäf- 
tigt habe. Nur äußerte er am Echluffe feiner Rede: 

„Ich ehre jede Ueberzeugung, wenn ich mich gleich nicht in diefelbe 
bineinfinden kann; aber für die Negierung muß ich, diefen Zweifeln gegen: 
über, die Breibeit in Unfpruch nehmen, au ihrerjeits fo zu han— 
deln, wiejieedglaubtverantwortenzufönnen. Es fann mir 
nit in den Sinn fommen, auf Ihre Ueberzeugung weiter influiren zu 
wollen; aber das Vertrauen, den Glauben darf ich der Regierung vindi- 
ziven, daß fte in der Ueberzeugung gehandelt hat, dem NWaterlande durch 
ihre Propofizion eine große Wohlthat zuzuwenden. Daß die Nazion Dies 


anerkennen werde, hoffe ich zuperfichtlich. Ich ſchließe mit ven Worten: 
in magnis et voluisse sat est.” — 
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Die Abftimmung ergab von 
339 Stimmen 
179 für 
360 gegen 
die Bewilligung der Anleihe. 

Unter den Bejahenden befanden fih: 7 Prinzen des fönigs 
lihen Hauſes, 38 andere Stimmen des Herrenftandes (der bie 
auf 1 Stimme, die des Orafen Zieten, einhellig für die Regies 
zungsvorlage ftimmte), einige 60 Fönigl. Beamte und Titulirte. Aus 
der Provinz Preußen ftiimmten 

mit Ja 18 

mit Nein 65 
und zwar: aus dem II. Etande mit Ja 11, mit Nein 26, aus dem 
III. Stande mit Ja 3, mit Nein 23, aus dem IV. Stande mit Ja 
4, mit Rein 16, 

Hanfemann zog nad) diefer Abftimmung feinen Antrag zurüd; 
dagegen ward der Brünnedfche in folgender Faſſung zur Frage 
geſtellt: 

„Beſchließt die Verſammlung, Se. Majeftät zu bitten, behufs der 
Ausführung der großen Öftlichen Bahn nah Preußen dem nächften Ber: 


einigten Landtage eine Propofizion vorlegen und bis dahin die an derſelben 
begonnenen Arbeiten in geeigneter Weife fortjegen zu laſſen“? 


Diefer Antrag ward mit 320 Stimmen gegen 193 ange: 
nommen. | 

Das Refultat diefer Verhandlungen in Betreff der Verfaſſungs— 
frage — jenes ewigen Ceterum censeo der Oppoſizion — war materiell, 
‚aumerifch nicht beträchtlicher,, ja vielleicht kaum fo beträchtlich , als bei 
den Landrentenbanfen,, indem diedmal muthmaßlih ein noch grö— 
Berer Theil der Verneinenden, ald damals, aus andern Urfachen mit _ 
der DOppofizion ftimmten. Allein moralifd war ed ganz gewiß ungleid) 
‚größer und belangreicher. Damals handelte es ſich zwar auch um ein 
nügliches Inftitut, welches dem Lande zu gewähren oder vorzuenthalten 
‚man die fchwere Wahl hatte; allein man fonnte fi) doch dort damit 
tröften, daß, wo das Bedürfniß folder Banfen lebhaft empfunden 
würde, auch die Provinzen felbft die Mittel haben würden, demfelben 
wenigftens vorläufig zu begegnen und eine Garantie zu übernehmen, 
welche ja, allen Berechnungen nad, von feinem allzu großen wirklichen 
Belange fein fonnte. 

Hier dagegen ftand ein Unternehmen in Frage, auf defien Voll— 
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endung eine ganze Provinz mit Sehnfucht harrte, von welchem fie für 
die Wiederbelebung ihres gefunfenen Handels die größten Hoffnungen 
hegte — vielleicht fogar übertriebene, aber gleichviel! — deſſen unge- 
fäumte Durchführung fie als einen Akt der Gerechtigkeit gegen fich, als 
den ihr gebührenden Antheil an der allgemeinen Fürforge des Staats 
für diefe Art von Verfehrserleichterungen betrachtete. Diefes Unterneh: 
men aufs Ungewiffe zu vertagen, die Provinz, den ganzen Verkehr des 
Landes, die arbeitende Klaffe der Wohlthaten, die daraus für fie ent= 
fpringen follten, zu berauben, ja vielleicht fogar große nazionale Zwecke 
der Landesvertheidigung, der Verftärfung gegen den gefürchteten Feind 
Deutichlands im Oſten dadurch aufs Spiel zu fegen, endlich ven Land— 
tag und fich dem Vorwurfe bloszuftellen, daß man wegen eines auf die 
Spige getriebenen Prinzipien und Parteienftreites die großen mate— 
riellen Anliegen des Landes, derNazion preisgegeben habe — dazu ge= 
hörte ein ftarfer Muth, eine große Sicherheit der innern Ueberzeugung 
und ein feftes Vertrauen auf den Geift und die politifche Reife des 
Volkes. 

Glücklicherweiſe hatte die Oppoſizion dieſen Muth und dieſes Ver— 
trauen; fie beſaß jenes höhere, edlere Gefühl von Patriotismus, wel— 
ches das Glück des Landes nicht in einem augenblicklichen materiellen 
Vortheile, ſondern in der Bewahrung oder Erringung der ungleich 
werthvolleren und nachhaltigeren Güter eines geordneten Rechtszuſtan— 
des und einer geſicherten Freiheit findet, Güter, deren Beſitz allein auch 
im Materiellen einen wahren und dauernden Nazionalwohlſtand ver: 
bürgt. Indem fie, von diefem Gefühl getrieben, fi) weigerte, eine 
Mohlthat für das Land oder einen Theil defjelben um ven Preis von 
Rechten einzutaufchen, die fie dem Lande ungefchmälert zu erhalten ſich 
für verpflichtet hielt, bewies fie durch dieſe aufopfernde That nicht allein 
eine hohe Selbftachtung und ein lebendiges Bewußtfein ihrer Pflicht, 
fondern auch eine ebenfo hohe Achtung vor dem politifchen Bewußtfein 
des Volkes, denn fie ſprach damit die fefte und gewiſſe Ueberzeugung 
aus, daß der ganze gebildete und denfende Theil des Volfes diefes ihr 
Verfahren gutheißen und, wie fie, lieber auf einen augenblidlichen Vore 
theil verzichten, al8 wohlerworbene und hochgehaltene Rechte auf: 
geben werde. 

Was von der Oppofizion im Allgemeinen, Das galt in verdoppel— 
tem Maße von den Abgeorbneten aus der Provinz Preußen , welche in 
diefer Frage mit Nein! flimmten, und Diefe verdienen daher voll: 
fommen das fchöne Lob, welches ihrem Patriotismus in, fo beredten 
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und erhabenen Worten Hanjemann zollte. Wenn bei manchen Ge- 
legenheiten Einzelne aus den Reihen diefer Abgeordneten, oder auch deren 
Gefammtheit, den rechten Takt und die Reife politischen Handelns ver: 
miffen ließen und dadurch fogar hier und da den Schein mangelnder 
Entſchiedenheit auf fi Iuden, fo haben fie jeden Verdacht diefer Art 
bei den Berhandlungen über die Oftbahn glänzend widerlegt und das 
Beifpiel einer Einigkeit, einer Kraft und Selbftverleugnung der Gefin- 
nung gegeben, welche auf fie die größten Hoffnungen für die po— 
litifche Zukunft Preußens bauen läßt und den alten Ruf diefer Provinz 
in Bezug auf politifhe Karaftertüchtigfeit vollftändig rechtfertigt. 


Dreiundzwanzigſtes Kapitel. 


Verhandlungen über die Abfchaffung der Mahl: und Schlachtiteuer 
und die Einführung einer Eintommenfteuer. 





Die Regierung hatte dem Landtage einen Gefepentwurf vorgelegt, 
wonach forwohl die Mahl: und Schlachtſteuer, ald aud, die bisherige 
Klaffenfteuer aufgehoben und an deren Stelle, mit Befeitigung jedes 
Unterfchiedes zwifchen den bisher der Mahl: und Schlachtſteuer oder 
der Klaffenfteuer unterworfenen Ortſchaften, für das ganze Land eine 
einzige, nur zweifach abgeftufte, Direkte Steuer treten follte, nämlid: 


1) eine Einfommenfteuer für die Einwohner, deren gefammted 
jährliches Einfommen die Summe von 400 Thlr. erreicht oder 
überfteigt; 

2) eine neue, nach den Sägen der 6 unterften Stufen der bisherigen 
Klaſſenſteuet zu erhebende Klaſſenſteuer für diejenigen Ein— 
wohner, deren jährliches Einfommen den Betrag von 400 Thlr. 
nicht erreicht. 

Die Klaffenfteuer follte in zwei Hauptflaffen , jede mit 3 Ab: 
ſtufungen, erhoben werben. 

Die erfte Klaſſe follte den geringern Bürger- und Bauernftand, 
die Beamten, Aerzte, Notarien u. f. w., infoweit deren Einkommen 
nicht 400 Thlr. beträgt, endlich die in fremdem Brode ftehenden Per: 
fonen umfaffen, welche nicht zu den Tagelöhnern oder zu dem eigent- 
lichen Gefinde gehören. 

In die zweite Klaffe follten die gewöhnlichen Lohnbedienten, das 
gemeine Gefinde und die Tagelöhner, fo wie die ganz geringen Grund» 
befiger und Gewerbtreibenden, die fih hauptfählih vom Tagelohn 
nähren, fallen. 
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Die Erhebung follte nach Hauspaltungen gefchehen. Steuer: 
pflichtige, welche weder einer beſteuerten Haushaltng angehören, noch 
ſelbſt eine ſolche führen, ſollten ven halben Satz der Klaſſe ihrer Ber 
ſonenſteuer zahlen. In der allerunterſten Stufe ſollte überhaupt die 
Steuer perfonenmweife erhoben werben, doch fo, daß nie mehr als 
% Perfonen aus einer Hanshaltung dieſelbe entrichteten, auch die Per⸗ 
fonen über 60 Jahre nicht mitgezählt würden. | 

Außerdem waren verfchiedene Befreiungen von diefer Steuer aus: 
geiprochen ( Geiftliche und Lehrer, Fremde, [d. h. Ausländer, welche 
ſich nicht ein volles Jahr an demfelben Orte aufhalten] Kinder unter 
16 Jahren, Militärs, Inhaber des eifernen Kreuzes, wenn fie der 2. 
Klaſſe angehören, Almofenempfänger und öffentlich BVerpflegte). 

Die Steuer follte betragen monatlich: 

in Klaſſe J.: 


in det 1. Stufe ...... 20 Sgr. 
Te eg 15 „ 
FE - 10 
für die Haushaltung ; 
in Klaffe II.: 
in der 4. Stufe... .. 77% Sgr. 
ar. Sa 5, 
für Die Haushaltung ; 
endlih inder6. ,, ..... 1'% Sgr. 


für die Berfon. 

Die Einfhägung in Klaffen und Stufen follte von Gemeindes 
behörben, unter Aufficht der Landräthe, gefchehen. 

Größern Städten, mit und über 30,000 E., follte nachgelaſſen 
werden, ihre Kommunalbedürfniffe, ftatt durch einen Zufchlag zu dieſer 
direften Steuer, auf andere Weife, namentlich durch Verbrauchsfteuern, 
aufzubringen. 

Der Einfommenfteuer folten unterliegen alle Inländer, auch 
die im Auslande fidy aufhaltenden, deren gefammtes jährliches Ein: 
fommen 400 Thle. oder Mehr beträgt, deögleihen Ausländer wegen 
des Einkommens aus ihrem im Inlande belegenen Grundvermögen. 

Defreit follten nur fein die Familien der ehemals reihsftändifchen 
Häufer und ein Theil der Fatholifchen Geiftlichkeit (Beides Fraft frühe: 
rer Verträge), endlich Fremde, die fein Grundeigenthum im Staate 
befigen und fich nicht bereits 1 Jahr dafelbft aufgehalten haben. 

22 
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Die Einfommenfteuer follte nah 2 Saͤtzen erhoben: werden : 

. 4) mit 3 pCt. für alle Jahtesrenten aus unbeweglichen und beweg⸗ 

lichem Vermögen (alfo für alles fundirte Einfommen); 

2) mit 2 pCt. für Einfommen. aus dem’ Ertrage eines Gewerbes 
oder irgend einer gewinnbringenden Befchäftigung, ans Befols 

. dungen und Emolumenten, Wartegelvern, Penfionen, Leibrenten 
ꝛc., überhaupt alfo für alles nichtfundirte Einfommen. 

Der Gefammtertrag diefer Steuer ward auf 3Y. Mil. feftgefegt 
und nöthigenfalls eine verhältnißmäßige Erhöhung der erwähnten 
Steuerfäße vorbehalten. 

Als Grundlage für die Erhebung diefer Steuer follten zunächft 
die eigenen Angaben der Steuerpflichtigen dienen, Hinfichtlich der 
bei Abfhägung der verfähiedenen Arten von Einfommen zu beobachten- 
den Grundfäge enthielt der Entwurf befondere Vorjchriften. Es follte 
nachgelaffen fein, folche fpezielle Angaben, deren Geheimhaltung dem 
Deflaranten wünfchenswerth ift, verfiegelt einzureichen und blos Die 
allgemeinen Refultate in der öffentlichen Deflarazion nadyguweifen. 

Es follten verſchiedene Kommiffionen — Gemeinde-, 
Kreis: und Bezirfsfommifjionen — gebildet werden — die Bes 
zirfsfommiffionen (für jeden Regierungsbezirk, aus je 5 Mitglie- 
dern beftehend) durch Wahlen der Provinzialftände (wobei die Klaffen 
der Grundeigenthümer, Kapitaliften und Gewerbtreibenden jede mindes 
ftens Durch 1 Mitglied vertreten fein folten), unter dem Vorfige eines von 
der Regierung ernannten Chefs; die Kreisfommiffionen, 3—5 
Mitglieder, aufden Borfchlag der Kreisftände von der Regierung ernannt, 
unter dem Vorfig des Landraths; die Gemeindefommiffionen, 
aufden Vorſchlag der Gemeindeverordneten von dem Chef der Bezirfg- 
fommiffion ernannt, welcher auch deren Vorftgenden zu beftimmen Hat. 

Die Vorfigenden der Kreis: und Gemeindefommiffionen haben Die 
eingereichten Deflarazionen forgfältig, refp. unter Zuziehung mit den 
Berhältniffen genau vertrauter Berfonen, zu prüfen, dabei jedoch, wenn 
nicht der Verdacht einer unrichtigen Angabe obwaltet, ein fpezielles 
Eindringen in die VBermögensverhältniffe zu vermeiden, Wenn die Er- 
Öffnung einer verfiegelt eingereichten Deflarazion für nöthig erachtet 
wird, fo ift darüber jedesmal das Gutachten der Mitglieder der Kreis- 
oder Gemeindefommiffion zu erfordern, nad) welchem fich der Vor: 
figende, vorbehaltlich des Rekurſes an die Bezirfsfommiffion, zu richten 
hat. Gegen die Entfcheidung der Bezirfsfommifiton findet ein weiterer 
Nefurs nicht ftatt. Darüber, ob nähere Ermittlungen zur Bewahr- 
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heitung einer Angabe angeftellt werden follen, hat ebenfalls die Bes 
zirkokommiſſion, auf den Antrag der Gemeinde⸗ oder Kreisfommifftonen 
oder ihrer Vorfigenden, zu entfcheiden. An fie fommen überhaupt bie 
fämmtlichen Deklarazionen, nebft den Gutachten der untern Kommifs 
fionen, zur weitern Prüfung; fie haben zu beftimmen , ob eine eidliche 
Beftärfung derſelben, eine eivlihe Vernehmung von Zeugen oder fonft 
eine fpezielle Ermittlung des Einfommens eines Deflaranten zu vers 
anlaffen fei. Im legtern Kalle muß der Deflarant alle bezüglichen 
Urkunden u. dgl. zur Einfiht vorlegen und fann dazu nöthigenfalls 
durch erefutorifche Mapregeln angehalten werden. Wenn die Händifchen 
Mitglieder der Bezirkskommiſſion Anträgen hierauf von Seiten ihres 
Chefs nicht beiftimmen, fo fteht diefem die Berufung an das Finanz« 
minifterium zu, weldes die ſchließliche Entfcheidung zu treffen hat. 
Bor Beginn der fpezielen Ermittlung ift jedoch dem Steuerpflichtigen 
(wenn nicht der Verdacht abfichtliher Verheimlihung gegen ihn ob» 
waltet) die angemeflene Erhöhung feiner Einfommenangaben freizuftellen. 

Auf Grund diefer Angaben und refp. Ermittlungen fegt nun die 
Bezirfsfommiffion den Betrag der Steuer für jeden Steuerpflichtigen 
feft. Eine Berufung dagegen ſteht dem Steuerpflichtigen, aber aud) 
dem Chef der Kommiffion, an das Finanzminifterium offen. 

Wegen Verſchweigung eines Theild des Einfommens hat die 
Bezirkskommiſſion eine Strafe bis zur Höhe des dreifachen Betrages 
der von dem verheimlichten Cinfommen zu entrichtenden Jahresfteuer, 
oder, bei unabfichtlihen falichen Angaben, eine DOrbnungsftrafe von 
5 bis 50 Thlr. zu erfennen, Ein Rekurs dagegen findet ebenfalls ang 
Finanzminiſterium — nicht an die Gerichte — ftait. 

Das Finangminifterium fann jedod nur eine Beftätigung over 
Ermäßigung der von den Bezirfsfommiflionen feftgefegten Einkom⸗— 
mensbeträge, refp. Strafen, ausfprechen. Hält es dagegen eine Ver—⸗ 
fchärfung derfelben für nothwendig, fo hat es die bezüglichen Anträge 
an eine befondere Kommiffion zur Entfcheidung zu bringen, welche ei— 
geng zu diefem Behufe, unter dem Vorfige eines Mitgliedes des hödy- 
ften Gerichtshofes, aus Mitgliedern der ftändifchen Deputazion für das 
Staatsfchuldenwefen gebildet werden foll. 

Die dem Gefegentwurfe beigefügte Denkſchrift führte die Nach— 
theile der Schlacht- und Mahlftener und die Vorzüge der Einfommens 
fteuer, jedoch in einer Weile aus, weldye nicht ſowohl eine bes 
ftimmte, feftbegründete Meberzeugung von der Nothivendigfeit und dem 
Nugen einer Vertauſchung jener Steuer mit diefer, als vielmehr nur 
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ven Wunfch verrieth, der öffentlichen Stimme nachzugeben und die 
Angriffe gegen das benorftehende Steuerſyſtem zum Schweigen zu 
bringen. 

le Uebelftände, welche man der Mahl: und Schladhifteuer zur 

Laſt lege, gab die Denkſchrift an: 

1) daß durch die Verſchiedenheit der Beftenerung zwifchen den mahl⸗ 
und fchlachtfteuerpflichtigen umd den Flafjenfteuerpflichtigen Ort⸗ 
fchaften eine ungleihmäßige Belaftung herbeigeführt werde (und 
zwar zum Nachtheil jener erfteren) ; 

2) daß diefe Steuer, durch Belaftung der erften Lebensbedürfniſſe, 
den Aärmeren Theil der ftädtifchen Bevölkerung vorzugsmweife 
treffe ; 

3) daß fie den Arbeitslohn vertheure und daburd den Aufſchwung 
der Städte hemme; 

4) daß fie unverhältnigmäßig hohe Aufſichts- und Erhebungsfoften 
verurfache ; 

5) daß fie die Berfehrsfreiheit im Innern durch Steuerlinien hemme ; 

6) daß fie durch den Anreiz zu Hinterziehungen demoralificend 
wirfe ; 

7) daß fie Doppelbelaftungen der in der Umgebung der mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Städte wohnenden Bevölferung veran— 
laffe. 

Die Denkſchrift fuchte nun zwar felbft manche diefer Lebelftände 
ald minder erheblich oder doch durch anderweite Vorzüge der fragli- 
Ken Befteuerungsart aufgewogen darzuftelen, kam indeß zulegt zu 
dem Schluffe: möge man jene Webelftände mehr oder minder 
hoch anfchlagen, fie durch die praftifchen Vorzüge diefer Steuer auf- 
gewogen finden oder nicht, fo könne dod) eine Steuer unter Umftänden 
nicht mehr für zwedmäßig erachtet werden, jobald diefelbe überall ver 
Ungunft des Bublifums begegne, ſobald in derfelben von wohlmeinenden 
Männern aller Klaffen eine Ungerechtigkeit oder Unbilligfeit erblickt 
werde. Ob dieſes Loos wirklich die Shladt- und Mahl 
ſteuer betroffen habe, darüber ſollten die aus allen Pro— 
vinzen zum Ver. Landtage verſammelten Stände ſich 
ausſprechen, nachdem ſie zugleich die Vortheile oder Nachtheile der 
an die Stelle jener Steuer zu ſetzenden geprüft haben würden. Eine 
finanzielle Nothwendigkeit zur Vertauſchung der einen Steuer mit der 
andern, erklärte die Denkſchrift, das Bedürfniß, dadurch im Ganzen 
die Steuerfraft mehr anzufpannen, ſei durchaus nicht vorhanden. 
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Die Steuer nun, welche an die Stelle ver Mahl: und Schladhts 
fteuer würde treten müffen, könnte nur die Einfommenfteuer fein. 
Eine allgemeine Einführung der Klaffenfteuer in ihrer gegenwärtigen 
Geftalt würde den Ausfall nicht deden, weil ihre Säge in den 
oberften Stufen wicht hoch genug wären und überhaupt die Ein- 
ſchätzung nach Klaſſen, namentlich bei der wohlhabendern Bevölferung 
der großen Städte, fi nur ungureichend durchführen laffen würde. 
Ebenfo wenig aber könnte die jegige Klaffenfteuer da, wo fie ſchon be⸗ 
Rände, nad Einführung der Einfommenfteuer in den jegt mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Orten fortbeftehen, da Dies abermals Ungleich 
heiten und noch den befondern Rachtheil, daß die Wohlhabenvern ſich 
durch Vertaufhung ihres Wohnortes der höhern Einfommenfteuer ent: 
ziehen fönnten , mit fich führen dürfte. 

Die Denkſchrift hob ſodann zunächft wieder die Schattenfeiten der 
Einfommenfteuer hervor — die Unverhältnißmäßigfeit, welche darin 
liege, daß 3. B. zwei Familien bei gleichem Einkommen, aber fehr 
ungleichen Ausgaben (wegen verfchiedener Kinderzahl, Unglüdsfällen 
u. f. w.), gleich belaftet würden, das Gehäflige des Eindringens in 
die Bermögend» und Erwerbsverhältmmiffe, endlich den Umſtand, daß 
in Preußen neben der Einfommenftener noch andere Steuern, die 
gleihfalls das Einfommen träfen, 3. B. Grund» und Gewerbfteuer, 
fortbeftehen würden — ohne diefe Einwürfe vom wiffenfehaftlichen, prin- 
zipiellen Standpunfte aus zu widerlegen; vielmehr befchränfte ſich Das, 
was fie für dieſe Maßregel anführte, auf die folgende Betrachtung : 

„Das Gelingen des Verſuchs,“ Tagte die Denktichrift, „die mit einer 
Eintommenftener verbundenen praftifchen Schwierigkeiten zu überwinden, 
ift weientlich davon abhängig, ob in der That der Wunfch nach Aufhebung 
der Mahl: und Schlachtfteuer fo groß und jo verbreitet ift, daß man zur 
Erreichung dieſes Zwecks ih im Allgemeinen der Mühe und den Unbe— 
quemlichkeiten einer Ginfommenermittelung gern unterziehen und gewiffens 
haft die erforverlichen Angaben über das Einfommen machen werde. So 
fehr die Staatöregierung ohne dieſe Vorausſetzung Bedenken tragen 
müßte, in die Aufhebung ciner ſeit langen Jahren beftehenden und aller 
Mängel ungeachtet in vielfacher Beziehung als zwedmäßig bewährten 
Steuer zu willigen, fo wenig wird fie unter dieſer Vorausſetzung 
Anftand nehmen dürfen, zur Einführung einer Steuer die Hand zu bieten, 
mit deren Voranlegung, melde Meinung man auch über ihre fonftigen 
Vorzüge und Nachtheile Hegen möge, unzweifelhaft das keineswegs gering 
anzuichlagenve Reſultat zu erreichen ift, daß die wohlhabenden Einwoh⸗ 
nerflaffen unmittelbar erheblich Mehr als jeither zur Beftreitung Der 
Staatöbebürfniffe beitragen und daß den weniger Wohlhabenven das Be- 
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ftreben, fie in ihren Beiträgen thunfichft zu entlaften, in unzweideutiger 
und augenfälliger Weile kundgegeben wird.’ 

Wenn es auch richtig ift, daß bei Befteuerungsmaßregeln fehr 
Diel darauf anfommt, ob folche von den dadurch Betroffenen leichter 
oder ſchwerer empfunden, mit mehr oder minder günftigem Auge anges 
fehen werben, fo erfcheint ed doch immer auffallend, wenn eine Regies 
tung in dem Augenblide, wo fie den Ständen einen Plan zu einer 
durchgreifenden Reform der Befteuerung vorlegt, diefen Plan nicht aus 
höhern Gründen wiffenfchaftlicher Richtigkeit oder praftifcher Nothwen= 
digfeit motivirt, fondern ihn ald einen bloßen Verſuch hinftellt und 
fein Gelingen von der größern oder geringern Unzufriedenheit der Be— 
fteuerten mit dem beftehenden Steuermodus abhängig madt. Die 
Nachgiebigkeit gegen die öffentliche Meinung, die darin zu liegen fcheint, 
ift gerade hier und in diefer Form weniger am rechten Orte, als in 
vielen andern Fällen, wo man fich wohl hütet, eine ſolche zu zeigen. 
Hier, wo Privat» und Sonderintereffen einen fo wefentlichen Antheil 
an der Bildung des öffentlichen Urtheils haben, hier erfcheint e8 als 
dringende Pflicht der Geſetzgebung, dieſes öffentliche Urtheil zwar zu 
beachten, aber es auch forgfältig zu fichten und erft von jenen fremd— 
artigen Beftandtheilen zu reinigen, bevor man ihm eine wirklich ent- 
ſcheidende Stimme zugefteht; hier gilt ed, nach den höheren Grund: 
fägen der Wiffenfchaft, der allgemeinen Gerechtigkeit, nach den Finger— 
zeigen der Erfahrung das Gegründete von dem Ungegründeten oder 
Vebertriebenen in den Vorwürfen gegen die beftehende Steuer einerfeits, 
gegen die neu einzuführende andrerfeits zu ſcheiden und danach ſich ein 
feftes Urtheil von der Nothwendigkeit und Gemeinnügigfeit einer folchen 
Umwandlung zu bilden. Wir wollen hiermit feineswegs fagen, Daß 
die Regierung ohne Beachtung der öffentlichen Meinung handeln, oder 
aber, daß fie ihren Entſchluß fhon vor der Befragung der Stände 
unabänderlich hätte faſſen ſollen — was wir behaupten, ift nur 
Dies, daß fie mit einer jelbftitändigen und entfchiedenen Anficht firr 
oder gegen die Beibehaltung des Alten, für oder gegen die Ein— 
führung des Neuen vor die Stände hintreten und erwarten mußte, ob 
aus den Berathungen Diefer neue und überwiegende Gründe hervor: 
gehen möchten, welche eine Aenderung jener Anficht gerechtfertigt er- 
fheinen ließen. Es heißt, nad unferer Meinung, die Stellung Der 
Regierung zu den Ständen und die Mitwirkung diefer Legtern bei Der 
Gefeggebung ebenfo falſch auffaffen, wenn man, ohne eigne fefte An- 
fiht, die ganze Laft und Verantwortlichfeit neuer Geſetzgebungsmaß— 
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regeln den Ständen allein zufihieben will, als wenn man ein anderes 
Mal Diefelben Berathungen pflegen und Befchlüffe faſſen läßt, welche 
nicht zu beachten man im Boraus eniſchloſſen ift. 

Was die Art der Veranlegung der neuen Steuer betrifft, fo ging 
die Regierung, nad) der Denkſchrift, von der Anficht aus, daß durch 
die Einfommenfteuer nur der durch Aufhebung der Mahl: und Schlacht: 
fteuer fich ergebende Ausfall (etwa 31, Mitt. Thlr.) vermöge derfelben 
von den wohlhabendern Einwohnern übertragen werben follte. Eine gänz⸗ 
liche Befreiung der unterften Bermögensflafien von diefer Steuer, wie in 
England, hielt man für unthunlich, weil gerade die beiden unterften Klafien 
bei der Klafjenfteuer den bedeutendſten Theil diefer Steuer aufbringen. Es 
follte alfo in Bezug auf diefe beiden unterften Klaffen das alte Verhält— 
niß im Wefentlichen beibehalten und deshalb auch die bisherige Mo— 
balität der Steuererhebung (die Klaflenfteuer) nicht geändert werden, 
da diefe gerade hier manche Vorzüge vor der Einfommenfteuer hätte, 
theild wegen der außerorbentlichen Mühewaltungen und Koften, mit 
denen eine fpezielle Einfommensermittelung in dieſen Klaſſen (melde 
etwa %, der gefammten Steuerpflichtigen umfaffen) verbunden fein 
würde, theild wegen der Entbehrlichfeit einer folhen, da hier viel 
leichter und fihrer, als bei den höhern Vermögensftufen, eine Eins 
ſchätzung in Klaffen nad) äußern Merkmalen möglich fei. 

So weit der allgemeine Theil der Denffhrift! In die Ausführun: 
gen derfelben hinfichtlic der Spezialitäten des Entwurfs einzugehen, 
dürfte um fo wenigernothwendig fein, als auch bei den Verhandlungen 
ſelbſt auf diefe faft gar nicht eingegangen, vielmehr der ganze Streit 
nur um das Prinzip des Entwurfs geführt wurde. 

Die Abtheilung der vereinigten Kurien, welcher diefer Entwurf 
zur Begutachtung übergeben war, hatte ſich gegen denfelben erklärt. 

Zwar hatte die Majorität der Abtheilung die Nadhtheile der 
Mahl: und Schlachtfteuer anerfannt und deren Abſchaffung für höchſt 
wünfchenswerth erklärt, und nur eine Minorität (namentlich einige 
Abgeordnete der Städte) war dagegen geweſen, indem fie die Nadhs 
theile theils überhaupt nicht für fo groß, als fie gejchildert würden, 
theils wenigftens für minder erheblich hielt, al& die mit einer direkten 
Steuererhebung in den großen Städten unvermeidlich verknüpften 
Uebelſtände. 


Auch war die Abtheilung einftimmig der Anſicht: 
daß es das Veftreben fein müffe, mehr und mehr dahin zu gelangen, daß 
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‚ar zu den Stantäfoften. no Verhältniß feines wahren Einkommens 
eitrage. 

Aber faft eben fo. einftimmig machte ſich Die Anſicht geltend, daß 
eine auf die Angaben der Steuerpflichtigen über ihr. Einkommen zu 
gründende Einfommenfteuer fehr große Nachtheile mit ſich führe, 
namentlich ein läftiges, gehäffiges und dem Kredit der Gewerb- 
treibenden oftmals ſchädliches indringen in die Privatverhält 
niffe, ferner einen nicht geringern Reiz zur Hinterziehung, als bie 
Mahl: und Schlachtfteuer, und folglich eine ebenfo große Gefahr der 
Demoralifazion. Diefe Nachtheile wären nur unter gewiflen Vorauss 
fegungen leicht zu ertragen, wenn 3. B. die Einführung der Einfons 
. menfteuer eine Abfchaffung aller andern Steuern und eine Befeitigung 
der durch dieſe herbeigeführten Ungleichmäßigfeiten und Härten bes 
zwede, wenn fie zur Erhaltung der innern oder äußern Sicherheit des 
Vaterlandes nothivendig fei, oder endlich, wenn durch eine größere 
Betheiligung an der Verwendung der Steuern in dem Einzelnen dad 
Bewußtfein und die Geneigtheit erzeugt werde, in der möglicherweife 
zu hohen Steuer dem Ganzen ein freiwilliges Opfer zu bringen. Wo 
aber, wie im vorliegenden Falle, feine dieſer Borausfegungen eintrete, 
da erfcheine derAbtheilung faft einftimmig die Einführung einer folden 
Steuer nicht rathſam, um fo weniger, ald von manchen großen 
Städten die Abfhaffung der Mahl- und Schlachtſteuer nicht einmal 
gewünfcht werde, bei den mittlern und Fleinern aber die allmälige Ver 
wandlung derjelben in eine Klaffenfteuer ſchon mit Erfolg angebahnt jei. 

Die Frage: 

„Soll die Aufhebung der Mahl- und Schlachtfteuer unter der Voraus— 
fegung bevorwortet werben, daß an deren Stelle eine Ginfommen: 
ſteuer trete, bei welcher zu Ermittelung, Prüfung und Feſtſtellung ded 


derfelben unterworfenen Einkommens zunächft die Angaben der Steuerpflich⸗ 
tigen bienen 2” 


warb mit 15 Stimmen gegen 4 verneint. 

In der Berfammlung feldft bewegte ſich die Debatte natürlich vor⸗ 
zugsweiſe um zwei Hauptpunfte: bie Vortheile oder Nachtheile der 
Schlacht- und Mahlitener, und vie Vortheile oder Nachtheile bet an 
ihre Stelle zu feßenden Einfommenfteuer. 

Für die Beibehaltung der Schlacht: und Mahlfteuer trat eine 
ziemliche Reihe von Nebnern auf: die Abgg. Tihode, Milde, 
Möwes, Sperling, Stöpel, Beder, v. Batow, Graf 
Helldorf, v. Waldbott. Die meiflen davon thaten Dies un 
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verfennbar aus Abneigung gegen die in Ausficht geftellte neue Steuer. 
Sie wollten theild überhaupt Feine Direkte Steuer, theils ſpeziell 
niht Die Einfommenfteuer — darum vertheidigten fie aus allen 
Kräften die indirefte Steuer und fuchten die derfelben vorgeworfenen 
Uebelftände entweder ganz wegzuleugnen oder doch als unbedeutend 
und mit den Nachtheilen der direkten Befteuerung nicht in Vergleich 
fommend darzuitellen. Sie verfuchten zu beweifen, daß die Erhebungs⸗ 
foften bei der Schlacht: und Mahlfteuer äußerft gering, Die Kontra= 
venzionen verhaͤltnißmaͤßig felten jeien, wenigftens nicht häufiger , als 
fie bei der Einfommenfteuer auch fein würden, daß in legteter ein noch 
größerer Reiz zur Demoralifazion liege, als in erfterer. Sie behaup⸗ 
teten, die Schlacht- und Mahlfteuer führe durchaus feine fühlbare 
Belaftung für den Armen herbei, denn der Aufſchlag auf Die erften 
Lebensbedürfniffe, den fie erzeuge, fei fo gering, daß er gar nicht in 
Betracht komme; bei mittleren Preiſen betrage er 3. B. auf 1 Pfr, 
Brod 1 Pfennig, bei höheren Preifen noch viel Weniger. Berner ges 
nieße der Arme eine Erleichterung durch die nachgelaflene fteuerfreie 
Einführung Heiner Duantitäten Mehl, Brod und Fleiſch. Auch trage 
der Arbeiter die Steuer nicht felbft, fondern erhalte fie wiedererftattet 
in dem verhältnigmäßig höhern Arbeitslohn. Daß Dem fo fei, fehe 
man fchon daraus, daß die Arbeiter fih immer mehr in die großen, 
jenen Steuern unterworfenen Städte wendeten. Es ward aud) wohl 
geäußert (vom Abg. Möwes): jene Steuer treffe den Armen wenig 
oder gar nit, da Derfelbe meift nur Kartoffeln, fein Fleiſch verzehre, 
Ein anderer Redner (Stöpel) meinte: der Arme fei doch auch dabei 
intereffirt, daß der Wohlhabende durch die Bejieuerung nicht zu fehr 
belaftet werde, denn von ihm habe er ja Unterhalt und Beiftand zu 
erwarten. Ueberhaupt, ward gefagt, werde eine indirefte Steuer nie 
fo hart empfunden, wie eine direfte; eine foldye treffe immer auch den 
Armen und ſei für ihn noch viel empfindlicher. Die lange Gewohnheit 
habe jene Steuer erträglich gemacht, eine neue werde dagegen fchon 
als foldye auf großen Widermwillen ftoßen. Berner fei gu erwägen, daß 
nicht die Bevölferung der mahl: und fählachtfteuerpflichtigen Städte 
allein diefe Steuer zahle; es trügen dazu auch Andere bei, namentlich) 
die Fremden und felbft die Durchreifenden. Die Belaftung der An- 
wohner fofcher Städte und des platten Landes überhaupt durch die 
Mitleidenheit bei jener Steuer werde aber wieder aufgewogen durch die 
Vortheile, welche die Nachbatſchaft großer Städte gewähre, fo wie 
durch diejenigen, welche das Land, auf Koften jener, and der Einfüh- 
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rung der IIRONEN.DOH, der Aufhebung der Bannrechte u. f. w. ger 
zogen habe. 

Bei manchen der Redner, weldye den Vertretern großer Städte 
angehörten (3.8. Möwes aus Berlin, Sperling aus Königäberg, 
Tſchocke aus Breslau, Stöpel aus Potsdam) kamen noch die ber 
fondern Berhältniffe ihrer Städte in Betracht, namentlich die bedeu— 
tenden Kommumalbedürfniffe, welche gegenwärtig durch einen Zufchlag 
zur Schlacht: und Mahlfteuer erhoben werden, nach deren Wegfall 
aber ebenfalls im Wege der direften Beftenerung erhoben werben 
müßten. ine Aufbringung diefer, fowie der Staatslaften, erflärten 
fie, auf dem Wege direkter Beftenerung, fei für ihre Städte eine Uns 
möglichkeit, weil fie zu einer übermäßigen Belaftung der wohlhabenden 
Einwohner führen würde. 

Kurz, ed war, ald gäbe es auf einmal fein Heil — der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer, als wären ale Klagen, die ſeit Jahren wider dieſe 
Steuer gerichtet worden, nur, wie Graf Helldorf ſich ausdrüdte, 
von Spealiften erhoben, oder, wie der Abg. Stöpel meinte, ein 
„affektirtes, nicht mit ftaatswirthfchaftlichen Kenntniffen unterftügtes 
Deftreben der Tagespreſſe.“ 

Glüdlicherweife gab ed in der Verſammlung Männer von prafti: 
ſchem Berftande und ftaatswirthichaftlihen Kenntniffen, Männer, 
denen man, wie der Abg. Diergardt von fich fagte, nicht vorwerfen 
konnte, daß fie fi auf dem Felde der Ideale und Theorien bewegten, 
und die gleichwohl durch jene Banegyrifer der Schlacht» und Mahl 
ftener ſich nicht irre machen ließen, die Unzweckmäßigkeit und Unge 
rechtigfeit derſelben beharrlich zu befämpfen. 

Camphaufen machte darauf aufmerfjam, daß, wenn auf 
der Betrag der Mahl: und Schlachtfteuer fich durch den höhern Arbeits: 
lohn in den Städten ausgleichen follte, Dies doch nur für die Zeit in 
Betracht Fomme, wo der Arbeiter wirklich arbeite und verdiene. So— 
bald aber Arbeitslofigfeit oder Krankheit eintrete, werde der Arbeiter in 
der Stadt, wegen der durch Die Steuer vertheuerten Lebensweife, mit 
feinen Erfparniffen ſchneller fertig, als der Arbeiter auf dem Lande. 


Dittrich wies darauf hin, daß zwar der Arme feine Bebürf 
niffe im Einzelnen fteuerfrei einbringen Fönne, aber daß ihm Das wieder 
Zeit, fein einziges Kapital, fofte. Daß die Vertheuerung der Lebend 
mittel durch die Steuer nicht fo unbeträchtlich fei, als man es darftelle, 
gehe aus den vielen Hinterziehungen hervor, die außerdem nicht dor 
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fommen würben. ebenfalls werde der Arme, der eine ftarke Familie 
habe, dadurd) jehr hart betroffen. 

Baum berechnete, wie groß der Unterfchieb in der Belaftung der 
mahl: und fchlachtfteuerpflichtigen und der der Klaffenfteuer unterwors 
fenen Städte fei, indem dort 51 Sgr., bier nur 16%, Sgr. auf den 
Kopf kämen. Für Düffeldorf z. B. betrage Dies jährlich ein Mehr 
von 32,000 Thlr. 

Binde widerlegte die Behauptung, als ob der höhere Arbeits: 
lohn die Steuer übertrage: der Arbeitslohn richte ſich nach den allges 
meinen Berhältniffen des Angebots und der Nachfrage, und die Preife 
der Lebensmittel wären dabei keineswegs allein entjcheidend. Ebenſo⸗ 
wenig werde durch Die Konkurrenz der Schlädhter und Bäder die Steuer 
ausgeglichen, denn die Konkurrenz gehe nidyt fo weit, daß fie Die 
Selbftkoften in Wegfall bringen könne. 

Auerswald entwarf ein lebendiges Bild von den moralifchen. 
und materiellen Nachtheilen, welche die Mahl» und Sclachtfteuer 
für die ärmeren Klaſſen mit fich führe. Wenn jährlich von 300 Ber: 
fonen ducchfchnittlic eine, ja an manchen Orten von 200 Berfonen 
eine wegen Hinterziehung dieſer Steuer zur Unterfuchung gezogen 
werde (und wie viele Hinterziehungen möchten unentdedt bleiben!) , fo 
fei Dies doch fehr traurig, zumal wenn man bedenfe, daß meift ganze 
Familien dabei betheiligt wären, alfo ganze fünftige Generazionen zur 
Gefepwidrigfeit angehalten würden. Daß die Vertheuerung der erften 
Lebensbedürfniffe durch die Steuer nicht unbedeutend fei, gehe daraus 
hervor, daß, ald in Danzig die Erlaubniß zur Einbringung feuer 
freier Ouantitäten auf ein geringeres Maß befchränft worden fei, die 
Steuer plöglih um 24,000 Thlr. zugenommen habe und auch auf 
diefer Höhe geblieben fei. Daraus endlich, daß der Betrag ber 
Schlacht⸗- und Mahlfteuer für den einzelnen Kopf fortwährend geftiegen 
fei, während die Klaffenftener fich vermindert habe, erhelle deutlich die 
unverhältnigmäßige Belaftung der mahl- und fdhlachtfteuerpflichtigen 
Drte und insbefondere der dort lebenden ärmeren Bevölkerung. 

Mit ähnlichen Gründen fchloffen fid) die Abgg. Kuſchke, Winz— 
ler, Dorenberg, Gier, Lindner, Heydt, Dffermann biefen 
Angriffen auf die Mahl: nnd Schlachtſteuer an. 

Nicht Alle indeß, welche die Abfchaffung diefer Steuer für wiün- 
fhenswerth erklärten, waren mit der Ummandlung berfelben in eine 
Einfommenfteuer einverftanden. Vielmehr zeigten fich gegen eine ſolche 
von den meiften Seiten her die allerftärkiten Abneigungen und Bedenken. 
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Das Neue und Ungewohnte diefer Steuer, die Offenlegung von 
Brivatverhältniffen und die davon befürchtete Gefährbung des Kredites, 
die im Hintergrande droßenden inquifitorifchen Maßregeln, endlich Die 
Anficht , daß Diefe Steuer auch wieder mannigfacdhe Ungleichheiten und 
Ungerechtigfeiten zur Folge haben würde, indem man zwar das Ein- 
fommen des Einzelnen, nicht aber feine eigentliche Steuerfähigfeit (bie 
eben fo fehr durch feine fonftigen Verhältniffe, Die Stärke feiner Familie, 
Krantheitsfälle u, f. w. bedingt fei) abihägen und befteuern könne — 
Das waren die hauptfählichften Gründe, welche von den Gegnern Der 
Einfommenftener geltend gemacht wurden. Man berief fih auf ge- 
ſchichtliche Beifpiele — auf Holland, wo drei Minifterien an dem Ber- 
ſuche der Einführung einer Einfommenfteuer gefcheitert feien, auf Nord⸗ 
amerifa, wo ınan jederzeit dem Prinzip einer folchen Befteuerung wider: 
ftrebt habe, felbft auf England, wo Peel nur unter ganz befondern 
Berhältniffen zu diefer Maßregel geſchritten und deunoch anf den heftig- 
Ken Widerſtand im Lande, in der Preſſe, bei den Männern der Wiſſen⸗ 
ſchaft geftoßen feiz; man zitirte die Autorität Mac Cullochs, und es 
wurden ganze Stellen aus der Abhandlung deffelben verleſen, in wel: 
her er gegen die Einkommenſteuer polemiſirt. Auch in Preußen, ward 
gefagt, habe man im den Unglüdsjahren 1809, 1811 u. ff. an die 
Einführung einer Einfommenfteuer gedacht; allein felbft Damals, troß 
der außerordentlichen Verhältniffe und der vorhandenen, zu ungewöhn⸗ 
lichen Opfern bereiten Begeifterung im Bolfe, ſei e8 bedenklich erfchies 
nen, dieſen Weg zu betreten. 

Manche von den Widerſachern der Eintommenfteuer ließen ziem— 
lich deutlich merfen, daß der eigentliche Grund ihrer Abneigung da— 
gegen in der befürchteten Höherbeftenerung ihres Standes oder ihrer 
Bermögendflaffe liege. Bon den Vertretern der großen Städte haben 
wie Dies jchon oben erwähnt. Aber auch die Brumdbefiger regten ſich. 
Graf Oneifenau ſprach geradezu aus, daß die Grundbefiber am 
Schlimmften daran fein würden, weil ihr Ginfommen offen und leicht 
erfennbar vorläge, während die Kapitaliften fich der Abfhägung eher 
entziehen fönnten. Graf Merveldt proteftitte energifch gegen 
jede Höherbeftenerung: felbft dem Armen fönne damit nicht gedient 
fein, wenn die Wohlhabenden, die ihnen jegt Arbeit gäben, durch 
höhern Steuerdrud die Mittel und die Luft dazu verlören. Büning 
fand im Entwurfe das fundirte Bermögen zu ftarf angezogen im Ber- 
haͤltniß zu dem unfundirten. 

Seldft Binde, obſchon er im Prinzip fich für Die Einfommenftewer 
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ausſprach, ja fogar den Grundfag fteigeuder Prozgentfäge ven 
theidigte, bedauerte Dody, gegen den Entwurf ftimmen zu müffen, fo 
langedie Steuer nicht Die eingigedirefte fei, jolangeneben 
ihr noch die Grumditener und die Gewerbfteuer. fortbeftehen follten, 
welche wieder Ungleichheit und Unbilligfeit in die Beiteuerung braͤchten. 

Graf Renard ſchien im Verfolg einer fehr verworrenen Rede 
ebenfalls das Prinzip der Einlommenſteuer anzuempfehlen, ſprach fehr 
falbungsvoll von der Entlaftung der untern Klaflen und der Herbei- 
ziehung der Begüterten zu größern Opfer für den Staat, appellirte auch 
an den Patriotismus der Fortfchrittspartei, „daß fie, die fortwährend 
in poetifchen Bildern und begeiftertem Ausdruck ſich ausgeiprochen, 
wenn fie ein leuchtendes Vorbild war auf der Bahn des rafchen Forts 
ſchritts in Entwidlung der politifchen Freiheit und Wohlfahrt des 
Bolfs, mit derfelben glühenden Begeifterung die materiellen, wirklichen 
Hntereffen des Volks vertreten und ſich einftimmig dem Prinzip ver 
Einfommenfteuer anſchließen werde““ — allein zulegt fam doch auch 
bei ihm der Fuchsſchwanz unter dem Talar zum Vorſchein, indem er zwei 
Amendements ftellte, das eine auf Geftattung von Averfionalquo: 
ten (ein Borfchlag, der offenbar vorzugsweife im Intereſſe ver reichern 
Klafien gemacht ward), das andere auf gänzlihe Befreiung 
aller Staatsbeamtenvonder Einfommenfteuer, 

Unbedingt für den Entwurf der Regierung erklärten fid) nur wer 
nige Rednet. Es waren Dies Camphaufen, Hanfemann, Au 
erswald,v.d. Heydt, Diergardt, v. Rath, DOffermann. 
Andere, wie Brünned, Hirſch, Bederatb, Siebig, waren zwar 
mit dem Prinzip der Einfommenfteuer im Allgemeinen, nicht aber mit 
den im Entwurf aufgeftellten Grundfägen der Abſchätzung einver: 
ftanden. 

Am Tiefſten, Klarften und Ueberzeugendften ward die Frage von 
Camphaufen behandelt, der, wie Binde ſich fehr richtig aus— 
drüdte, „mit fcharfem Berftande und warmem Herzen“ Darüber ſprach 
und defien „Rede dem Beften zuzuzählen ift, was im weißen Saale ges 
fprochen worden“. 

Camphauſen führte aus, wie nicht allein die Mahl: und 
Schlachtſteuer, fondern auch die Klaffenfteuer ungeeignet fei, die Er— 
forderniſſe einer richtigen und gerechten Befteuerung zu erfüllen. Auch 
fie lafte zu fchmwer auf den untern Klaffen, während ein Theil des Ein- 
fommens der Reichen dabei frei ausgehe. Dagegen verfolge der Geſetz— 
entwurf den Zwed einer gerechten und gleichmäßigen Vertheilung der 
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Steuern, einer Entlafung der Unbemittelten, und zwar auf eine Weiſe, 
daß diefes Beftreben ebenfomohl von Denen, zu deren Laften, als von 
Denen, zu deren Gunften es wirfe, anerfannt werde. 

Der Redner kam bier auf den fozialen Gefichtspunft der Frage 
und äußerte mit Bezug darauf: 


„Wie dunkel und verwirrt auch die Begriffe feien, welche fih an Die 
Schlagworte unferer Zeit anknüpfen, an die Worte: Pauperismus, Pros 
letariat, Kommunismus, Sozialismus, Organifazion der Arbeit, — Das 
wird Niemand leugnen, daß auf dem tiefiten Grunde diefer wogenden Ober⸗ 
fläche eine Wahrheit liege, die Wahrheit namlich, vap der Menſch, der 
lebt, auch das Recht habe, zuleben, und daß diefed Recht 
von der Geſellſchaft in einem erweiterten Umfange anzus 
erkennen fei. 

Diefelbe Idee, die einft die Sklaverei als ein Unrecht verurtheilt hat, 
diefelbe Idee, die fpäter die Keibeigenfchaft ald ein Unrecht verurtheilt hat, 
diefelbe Idee dringt weiter, und mir fehen fie thätig in den meiften Gejeß- 
gebungsgewalten Europas und in dem Geifte des Volkes, Mir ift der 
Gefegentwurf der Regierung willfommen als ein Ausflug diefer Idee, als 
ein ſozialer Fortſchritt. Er erzielt die größere Verbreitung der Ans 
erfenntniß, daß die Befigenven die Pflicht haben, für die Befiglojen Vieles 
zu thun; er ergiebt die größere Anerkennung der Befiglofen, daß die Be— 
jigenden bereit feien, Opfer für fie zu bringen. 

Es ift der Beruf der Gejeggebung unferer Zeit, die 
Härten des Lebens anzuerkennen und zu mildern.“ 


Die eignen Angaben der Steuerpflichtigen hielt Camphaus= 
fen zur Erreichung diefes Zweds für unerläßlih. Er fand aber auch 
ein wichtiges politifches Moment in diefem der Einfommenfteuer zu 
Grunde liegenden Brinzip der Selbftbefteuerung. 


„Den Wohle des Staates’, jagte er, „„entfpricht e8, daß fich die Anz 
erfennung immer mehr verbreite, daß das Intereffe der Regierung und das 
des Volkes identifch ſei, und diefe Anerfennung wird befördert, wenn der 
Steuerpflichtige nicht befteuert wird, fondern jich felbft befteuert, 
Dadurch ift ein Weg erichloffen, vermöge deffen das Gefühl des Zuſammen— 
hanges mit dem Staate, gewifferniaßen der Identität mit dem Staate, in 
den Einzelnen tiefer eindringt. Der Steuerpflichtige hat bei der Einkom— 
menfteuer nicht, wie bei der indirekten Steuer, feinen Beitrag zu den 
Staatdlaften zu entrichten, ohne daß er ed weiß, beinahe ohne daß er es 
fühlt. Er wird darauf hingewieſen, fich feine Pflichten im Staate Elar zu 
machen; er wird darauf hingemiefen, indem er fich gendthigt ſieht, ſelbſt 
zu handeln; er wird dazugendthigt, indem er fich felbft, und zwar in jedem 
Jahre, Elar machen muß, warum, wie viel und weshalb er Steuern zu ent= 
richten hat, nicht in fremder, fondern in eigner Sache. Durch dad Eins 
dringen dieſes Bewußtieing ins Volk wird die politifche Entwicklung deſſel— 
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ben in hohem Grade befördert, und ich muß die Einwendung zurückweiſen, 
daß wir für eine folche Entwidlung noch nicht reif, daß wir nicht zu ver: 
gleichen feien mit England , wo die politifchen Inftitugionen ſeit Jahrhun⸗ 
derten eine größere Reife des Volkes herbeigeführt haben. Ich erblide in 
dem Muthe, die Selbftbefteuerung einzuführen, nicht nur die Folge der 
politiichen Bildung, fondern auch das Mittel, die politifche Bildung zu 
vermehren, Ich mache Sie aufmerfiam darauf, ob nicht ein Reicher, ein 
Großer, der in diefer Verſammlung figt, mir einer größern Aufmerffams« 
keit den Staatshaushalt betrachten und prüfen wird, wenn er weiß, daß er 
in direftem Wege einen großen, durch jeine eigne Deklarazion feftgeftellten 
Beitrag zu liefeen bat, als wenn er nur auf indireftem Wege von ihm eve 
hoben wird. Das Gefühl der Pflicht ſtärkt das Gefühl des Rechts; 
fo wie überall eine Pflicht dem Mechte gegenüberftebt, fo ift auch vie 
fchärfere Auffafiung des Rechts eine Folge der fchärferen Auffaffung der 
Pflicht.“ 


In ähnlichem Sinne ſprach Hanſemann. Auch er mahnte 
daran, wie nicht blos die Gerechtigkeit gegen ihre Mitmenſchen die 
Stände verpflichte, auf eine gleichmäßigere Steuervertheilung Bes 
dacht zu nehmen, fondern audy die höchften politifchen Rüdfichten, 
welche Gefahr in der Vernachlaͤſſigung der Intereffen der untern Bolfs- 
klaſſen liege, weldes wichtige Mittel dagegen zur Beförderung des 
Razionalwohlftandes in deren Aufhülfe, in ihrer Erhebung zu einem 
wohlhabenderen Zuftande, wie dazu aber vor Allem die Annahme eines 
Steuerfyftems nothwendig fei, durch welches die untern Klaſſen we— 
niger, als bisher, gedrüdt würden. 

Diergardt, der zugleih, auf Grund eingezogener fpezieller 
Erfundigungen, die Thatfache mittheilte, daß in England nur wenig 
Reflamazionen wegen Erhebung der Einfommenfteuer vorgefommen, 
ſchloß fich ebenfalls aus jenem allgemeinen Grunde den Bertheidigern 
des Entwurfs an. 


„Meine Herren!’ fagte er, „wir fegen mit Recht großen Werth auf 
die Gleichheit vor dem Geſetz; ebenſo nöthig ift ed aber auch, daß eine 
Gleichheit in den Staatslaſten beſteht, daß ein Jeder nach feinem 
Einkommen zu dieſer Laſt beiträgt. Die Gerechtigkeit fordert, daß die un— 
bemittelten Klaſſen möglichſt berückſichtigt werden, die keine Vertreter hier— 
her haben ſenden können, um ihre Rechte zu vertreten; die Loyalität for— 
dert, daß der höher ſtehende Theil des Landes ſich in loyaler Weiſe der 
Unbemittelten annimmt, aber endlich auch die Klugheit, denn, wenn keine 
Rückſicht auf dieſe Klaſſen genommen wird, können Zuſtände entſtehen, 
welche die traurigſten Folgen für unſer Vaterland haben würden.“ 


Ein anderer Vertreter dieſer Anſichten, v. Rath, rief aus: 
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„Die Einfommenfteuer wird kommen, fie wird ein Muß werben, und 
ich wünſche, Daß wir fie freiwillig ergreifen, ehe wir fie zu ergreifen 
gezwungen werden, damit fie ihren moralifchen Werth: nicht verliert,“ 

Dffermann endlich appellirte an das Gefühl der Verſammlung 
felbft, indem er fagte: 

„Die Hohe Verſammlung bier befteht nur aus folchen Mitgliedern, 
denen es leicht wird, ſich den Lebensunterhalt zu befchaffen und ihre Abs 
gaben — felen fie auch noch fo Hoch — zu bezahlen; fie kann ſich alfo 
auch nicht fo recht in Die Rage der ärmeren Klaffen verfeßen. Diefe ärmere 
Bevölkerung, die wir befonderd mit zu vertreten haben, fieht mit Bertrauen 
bet diefer Veranlaffung auf ihre Vertreter und Hefft, daß Diele für fih und 
ihre in gleich günftigen Verhältniſſen lebenden Kommittenten bereit find, 
zu ihren Gunften Opfer zu bringen,” 

Schon vorher hatte Binde es für ein nobile officium der Ber: 
fammlung, und ganz befonders des Ritterftandes, erklärt, „Diejenigen 
zu vertreten, welche in diefem Saale feine Vertretung genießen’‘. Gr 
hatte dabei die Hoffnung ausgefprodhen, daß die Mitglieder der Herren» 
furie dieſes mobile officium gern mit der Ritterfchaft wirrden theilen 
wollen, hatte Diefelben ausdrücklich aufgefordert, über die vorliegende 
Frage das Wort zu ergreifen, und diefe Aufforderung namentlich gerich⸗ 
tet an „das hochverehrte Mitglied, weldyes früher im Rathe Sr. Ma 
jeftät gefefien’’, und an „das tapfere und geniale Mitglied , welches 
bald auf den Seffeln der Herrenfurie, bald auf den Bänfen der fehle 
fifchen Ritterfchaft ſich befinde. ’‘ 

Allein weder Fürft Lichnowsky, obſchon er bei einer andern 
Gelegenheit gejagt: 

„Bir vertreten nicht allein und, jondern auch jene Infaffen und ar: 
men Leute, welche auf unfern Gütern wohnen,’ — 
noch Fürft Lynar, welcher ebendamals ausrief: 

„Dieſe erſte Kurie wird nie zurückſtehen, wo es gilt, ſich aufzuopfern 
zum Wohle des Ganzen” — 
noch irgend ein anderes Mitglied der hohen Kurie fand es für ange: 
mefjen, bier feine Stimme im gleichen Sinne zu erheben und das Ge— 
wicht feiner Beredfamteit oder Autorität zu Gunften des Prinzips gleis 
her Beiteuerung in die Wagfchaale zu werfen. Graf Arnim erflärte, 
nur dann fprechen zu wollen, wenn gegen das Abtheilungsgutachten 
Bedenken erhoben würden (ald ob Dies nicht bereits von vielen Seiten 
her geſchehen wäre !). Er habe fich zwar ums Wort gemeldet, aber erft 
nad allenandern Rednern; es werde fid) zeigen, ob die Ver— 
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ſammlung dann noch für noͤthig finde, auf weitere Eroͤrterungen eine 
zugehen (bei der bekannten Borliebe der Berfammlung für baldigen 
Schluß der Debatte war er freilich ficher, unter diefen Umftänden nicht zum 
Sprechen zu kommen). Auch ergriff er das Wort nur ganz kurz vor 
der Abſtimmung, um darauf hinzuweiſen, daß, werm der Entwurf abs 
gelehnt würde, man fidy vielleicht über einen andern Vorſchlag vers 
einigen könnte. Das hieß, den etwa noch Bedenklichen ihre Abftimmung 
gegen den Entwurf erleichtern. 

Richt viel weniger eigenthümlich, als die Haltung der Herrens 
furie bei diefer Verhandlung, erfchien die der Regierungsorgane. Zwar 
eniwidelten der Finanzminifter und der Generalfteuerdirefs 
tor Kühne die ſchon in der Denkſchrift niedergelegten Anfichten 
und Thatſachen zu Ounften des Entwurfs auch in mimdlicher Rede, 
und zwar der Erftere hier fcheinbar mit etwas mehr Entjchiedenheit, 
als dort. Auch gab Kühne, auf eine Interpellagion Bindes, ale 
Grand ver Meinungsänderung der Regierung zu Gunften einer Steuer⸗ 
reform noch ein paar andre Momente an, als die in der Denkichrift 
aufgeführten, nämlich einmal das Beifpiel Englands und zweitens 
die Zufammenberufung allgemeiner Stände, ohne deren Unterftügung 
man gar nicht gewagt haben würde, an eine fo ſchwierige Maßregel, 
wie die Einführung der Einfommenfteuer fei, zu denfen. 

Allein im Ganzen war doch die Bertheidigung des Entwurfs von 
der Minifterbanf aus eine ziemlich matte, und, wenn man fid) des 
Eifer und der Beharrlichkeit erinnerte, womit andre Gefegentwürfe 
yon den Miniftern und ihren Anhängern, namentlich aus der höhern 
Beamtenſchaft, gegen Angriffe in Schug genommen worden waren, fo 
mußte die Lauheit, die fich in Bezug auf diefen Entwurf fundgab , al« 
lerdings überrafchen und fonnte leicht die Meinung erweden, ald ob die 
Regierung felbft die von ihr vorgeichlagene Maßregel nicht mit ganzer 
Seele umfaffe. Auffallend war befonders aud) Dies, daß der Finanz 
minifter in feinem Schlußwort (welches man doch fonft immer fo 
wohl zu benugen verfteht) auf feinen der Einwürfe gegen die Einfoms 
menfteuer, auf feinen der für Beibehaltung der beftchenden Steuers 
gefeggebung angeführten Gründe zutüdfam, vielmehr mut darauf bes 
fand, daß nicht blos über das Prinzip der Einfommenftewer im Allges 
men (wie Auerswald, um das Durchfallen des Entwurfs zu vers 
meiden, vorſchlug), fondern zugleid; über die Modalität der Selbft: 
abfchägung abgeftimmt werden müfle, eine Erflärung, welche nur Dazu 
Dienen konnte, die Ablehnung des Entwurfs vollends zu enticheiden. 
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Es war Dies um fo auffallender, ald gleich darauf der Landtags: 
fommiffar, ebenfalls noch vor der Abftimmung, erklärte: es liege im 
Intereſſe des Gouvernements, daß, wenn diefe erfte Frage verneint 
würde, auch jene allgemeine Frage noch zur Abftimmung fomme, „nicht, 
damit auf deren Grundlage fofort ein Geſetz erlaffen werden Fönne, 
fondern damit das Gouvernement erfahre, ob die Intenzion des Gefep: 
entwurfs, wie fie darin allgemein ausgebrüdt fei, bei dem Ver. Land- 
tage überwiegenden Anklang finde.‘ 

Jedenfalls lag hierin wieder eine Infonfequenz oder eine Diver: 
genz der Anfichten zwifchen den beiden Organen der Regierung. Denn, 
wenn die Regierung wirklich die feftbegründete Anficht hatte, daß eine 
Einfommenfteuer nur auf der Grundlage der Selbſtdeklarazion zu 
Stande zu bringen fei, was Fonnte es ihr helfen, wenn der Landtag 
fich für eine foldhe nad) andern Abſchätzungsprinzipien entfchied ? Hielt 
fie e8 aber für möglich, im letztern Falle auf die Anfichten des Landtags 
einzugehen, warum beftand fie dann darauf, daß zuerft nicht über das 
allgemeine Prinzip (was doch naturgemäßer und logifcher war), fon 
dern über die befondere Modalität abgeftimmt werden müffe? 

Die Abftimmung fonnte nad) Allevem nicht zweifelhaft fein. Es 
flimmten von 

521 Anwefenden 
141 für den Entwurf, 
380 gegen denfelben. 

Eine Statiftif diefer Abftimmung dürfte von Intereffe fein. Bon 
den 7 anweſenden Prinzen ftimmten 5 gegen die Vorlage der Regie 
zung, nur 2 (der Brinzvon Preußen und Prinz Wilhelm) da 
für. Bon den übrigen Mitgliedern der Herrenfurie erklärten fi nur 7 
beiftimmend — nämlich: Prinz Biron, Fürft Lyn ar, Fürft B. Rad— 
ziwill, Herr v. Duaft, Graf Ipenplig, Her v. Senfft: 
Pilſach und ver Marſchall Fürft Solms-Lich. Aus der fo zahl 
reihen Beamtenfchaft, (von der fonft der größere Theil in allen Fragen 
für die Vorlagen der Regierung zu ftimmen pflegte) waren hier nut 
12 Stimmen dem Entwurfe beigetreten ; felbft hochgeftellte Beamte, 
wie die beiden Oberpräfidenten v. Bonin und v. Meding, be 
Geh.-Rath v. Maffow, der Geh. Reg.:Rath v. Werdedu. f. w., 
ftimmten gegen die Regierung oder wenigftend gegen ihren Entwurf. 

Es fommt zwar aud) in England vor, daß Fragen von nicht un 
mittelbar prinzipieller Natur ald fogenannte „offne Sragen’’ behandelt 
werden und daß daher auch Regierungsbeamte in Bezug darauf fih 
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von dem Minifterium trennen; auch iſt es nur lobenswerth, 
wenn die Regierung die Ueberzeugungen ihrer Beamten möglichft 
frei giebt — allein bei einem Geſetzentwurf von fo burdhgreifender 
und fo prinzipieller Wichtigkeit ift eine ſolche Meinungsverfchiedenheit 
zwifchen der Regierung und ihren nächfiftehenden, vertrauteften Ber 
amten allermindeftens in hohem Grade auffallend. — Auch die Partei 
des englifhen Haufes und überhaupt der ganze fonft fireng royaliftifche 
und gouvernementale Theil des Adels half diesmal eine Fönigl. Pro- 
pofizion verwerfen. 

Bon der Oppofizion ftimmten Hanfemann, Gamphaufen, 
Meviffen, Auerswald, Aldenhoven, Allnoch, Beemel— 
mann, Riebold, Kraufe, Bruft, Flemming, v. d. Heydt, 
Sauden-Tarputichen für den Entwurfs dagegen Bederath, 
Milde, Binde, Bardeleben, Tfhode, Lenfing, Stedt- 
mann, Schwerin, Buttfammer, Wächter u. 9. 

Den Etänden nad) gehörten von den Bejahenden 9 dem J., 
28 dem Il., 40 dem III., 64 dem IV. Stande an, alfo von der Ge: 
fammtftimmenzahl des I. Standes nicht ganz % , des I. etwas über 
Yo, des II. etwa /,, des IV. über die Hälfte — ein Beweis, 
daß in dieſem Falle mehr die Befonderheit der Interefien , als die Ge: 
finnung und die politifche Intelligenz die beivegende Kraft bei der Ab— 
ftimmung war. 

Es ward nun über den Auers waldſchen VBorfchlag abgeftimmt, 
nämlich über die Vertauſchung der Mahl: und Schlachtſteuer mit einer 
Einfommenfteuer, ohne die Modalität diefer legtern zu beflimmen. 

Das Refultat dieſer Abftimmung war: 

für den Antrag ftimmten 204, 
gegen denfelben 311. 


Diesmal waren 4 königl. Prinzen unter den Bejahenden,, außerdem 
11 andere Mitglieder der Herrenfurie Prinz Biron, Graf Keyſer— 
ling, Fürſt Lichnowsky, Fürft Lynar, Fürſt B. Radziwill, 
v. Quaſt, Graf Igenplig, v. Kielmansegge, Graf Eb. 
Stolberg, Fürft Wied und der Marfhall). Im Mebrigen 
gehörte der Zuwachs der Minorität theils der Oppofizion an (von der 
diesmal Bederath, Lenfing, Bardeleben, Sauden:‘., 
und m. U. fi) ebenfalls unter den Bejahenden befanden), theils der 
unbeftimmten Mitte, und zwar größtentheils aus dem 3. und A. Stande. 
Bon der eigentlichen Regierungspartei, aus der Beamtenfchaft, jo wie 
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von der ariftofratifchen Fonfervativen Rechten, waren faum ein paar 
Mitglieder zur Minorisät übergegangen. 

‚Schon vor der Abftimmung über ven Gefegentwurf, im Verlaufe 

der Berhandlung, war eine wahre Flut von Amendements eingebracht 
worden. Faſt alle bezwedten, auf eine oder die andere Weife, eine 
Erleichterung der untern Klaffen in der Befteuerung, durch Höherbes 
laſtung der: obern, überhaupt eine gleihmäßigere und geredhtere Vers 
theilung der Steuerlaft. Die Abgg. Dittrih, Winzler, v. Gu— 
denau, v. Binde, Krüger, v. Byla, Dorenberg, Kraufe, 
Milde, v. Brünned hatten in diefem Sinne theild förmliche An— 
träge geſtellt, theills Wünfche ausgefprohen. Auch Graf Arnim 
brachte einen folhen Antrag, feiner gewohnten Taktif gemäß, kurz 
vor der erften Abftimmung ein. Dagegen hatte fugleicdy beim Beginn 
der Debatte Hanfemann, ald Korreferent der Abtheilung, das 
Schidjal des Entwurfs vorausfehend,, eventuell beantragt: 
„Die Verfammlung möge bei vem Könige darauf antragen: daß dem Ver. 
Zandtage ein vie Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer fo wie vie 
theilweite Erfeichterung der zu dem untern Stufen der Klaffenfteuer gehö— 
rigen Steuerpflichtigen bezweckender Gefegentwurf vorgelegt werden möge, 
durch welchen die Klaffenfteuer dem Prinzip der Einkommenſteuer, jedoch 
ohne nothmwendiges fisfalifches Ginpringen in die Familien= und Gewerbs— 
verhältniffe, genähert werde.’ 

Diefer Antrag Fan jegt zunächſt zur Abftimmung, erlangte aber 
ebenfalls nicht die Majorität. Die VBerfammlung wollte nicht einmal 
eine Annäherung an das Prinzip der Einkommenſteuer. 

Graf Arnim hatte zuerſt blos eine Erleichterung der unterften 
Klaffen bei ver Klaffenfteuer und eine verhältnigmäßige Erhöhung 
der obern vorgeſchlagen. Diefer Antrag erfuhr jedoch manntgfache 
Einwürfe, namentlid; von Seiten Hanfemanns, welder darauf 
aufmerkſam machte, daß beim unveränderten Fortbeftehen der Mahl: 
und Schlachtſteuer die reihen Leute aus den Haffenfteuerpflichtigen 
Orien hiumeg in die großen Städte ziehen möchten; daß ferner Die 
Ungleichheit noch viel empfindficher fein würde, wenn die unterften 
Stufen der Klaffenfteuerpflichtigen, die jept 7% —5 Sgr. zahlten, 
erleichtert würden, während die allerärmften Menſchen in den mahl« 
und jchlachtfteuerpflichtigen Orten nad) wie vor mindeftens 10 Sgr. 
auf den Kopf zahlen müßten. In Folge diefer Einmürfe hatte Graf 
Arnim fein Amendement abgeändert, und es lautete nunmehr fo: 

„Indem der Ber. Landtag Bedenken trägt, ſchon jegt feine Zuſtim⸗ 
mung zu eimem Geſetze zu geben, welches durch vie Einführung einer Ein- 
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fommenfteuer nur die Abichaffung der Mahl: und Schlachtfteuer erreichen 
würde, erkennt derielbe an, daß im Wege der Gefepgebung — zur Ber 
wirklichung bed Grundſatzes einer der Steuerfähigkeit verhältuigmäßig ent 
ſprechenden Befteuerung der verſchiedenen Klaffen der Einwohner — auf 
eine Erleichterung der Abgaben der Armften Klaffen niht alleininpen 
mahl: und ſchlachtſteuerpflichtigen, fondern in gleicher 
MWeife in ven klaſſenſteuerpflichtigen Drten binzumwirken 
fein wird und daß die wohlhabenden Klaffen den hierdurch entſtehenden 
Ausfall, ſo weit es nöthig, zu derfen im Stande fein dürften.“ 


Diefem Amendement trat die Verſammlung mit 248 gegen 232 
Stimmen bei. Sie bewies durch diefe und die vorhergegangenen Ab: 
flimmungen, daß fie zwar gern den guten ®illenzeigen wollte, 
für die Erleichterung der untern Klaſſen Etwas zu thun, daß es ihr 
aber mit der That fein rechter Ernft war; fonft hätte fie nicht diefes 
fo ganz unbeftimmte und im Grunde nichtsfagende Amendement anneh: 
men können ; vielmehr mußte fie, wenn nicht dem Auerswald chen, 
doh dem Hanfemannjcen Antrage beitreten, der wenigſtens be— 
ſtimmt die Richtung auf eine Annäherung an das Prinzip der Ein» 
fommenfteuer ausſprach. Denn ohne eine folhe wird der Zwed einer 
erheblichen Erleichterung der ärmern Klafien und einer möglichften 
Gleichheit der Befteuerung ſchwerlich zu erreichen fein. Die erfte Be- 
dingung hierzu ift die Verwandlung der Mahl: und Schladhtfteuer, als 
einer indirekten Steuer, in eine direkte, weil die indirefte Steuer 
allemal den Armen unverhältnigmäßig hart trifft. Aber ſchon Das 
war Etwas , was ein großer Theil der Berfammlung um feinen Preis 
wollte. Was ferner die Klaffenfteuer betrifft, jo ift diefe zur Erreihung 
des obenerwähnten Zwecks nicht geeignet, theild weilihre höchften Säge 
viel zu niedrig find, theild weil die Eintheilung in Klaffen und Stufen 
zu große Sprünge in der Abfhägung herbeiführt. Diefen Mängeln 
wollten zwar mehrere Antragfteller, fo Graf Arnim bei feinem ur: 
fprünglichen Vorſchlage, durch Vermehrung der Zwifchenftufen und 
Erhöhung der oberften Säge oder auch wohl gänzliche Aufhebung 
aller Marimalfäge abhelfen. Allein entweder ift eine ſolche Mopififa- 
zion der Klaffenfteuer nur eine halbe und unzureichende Maßregel (wie 
der Arnimfche Vorfchlag auf Verdoppelung der oberften Säße, wos 
durch noch lange nicht ein ausreichendes Aequivalent für eine merfliche 
Erleichterung der fämmtlichen ärmern Steuerpflichtigen erzielt wird), 
oder fie verwandelt die Klaffenfteuer in eine wirklihe Einfommenfteuer, 
wie Dies ſchon Kühne gegen einige diefer Anträge bemerkte. 

Hier giebt es alfo nur ein: Entweder — Oder. Hatman 
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wirklich Die ernftliche, redliche Abficht, die untern Klaſſen durchweg 
und auf eine ihnen fühlbare und nugenbringende Weile in der Be 
fteuerung zu erleichtern, fo muß man die obern bedeutend flärfer, 
als bisher, anziehen, und Das kann nur durch eine allgemeine, 
direkte, dem Prinzip der Einfommenfteuer nachgebildete oder 
wenigftens angenäherte Steuer gefchehen. Aber eben diefe ernftliche 
Abfiht, diefer aufrichtige und entfchiedene Wille zur That, 
nicht blos zum Schein der That, fehlte leider bei der Mehrheit der 
Berfammlung und — wir fürchten fehr — auch bei der Regierung. 


Vierundzwanzigstes Kapitel. 


Berbandlungen über die Verordnung, die Verhältniſſe der Juden 
betreffend. 





Der Entwurf einer Berordnung über die Verhältniffe der Juden 
war die legte der königlichen Propofizionen, mit deren Berathung der 
Ber. Landtag fich zu befchäftigen hatte. Als Zweck diefes Geſetzes 
ward in der königl. Botſchaft ausgefproden: die Herftellung einer 
allgemeinen und gleihmäßigen Gefeßgebung über die Verhält⸗ 
niffe der Juden, fowohl in Betreff ihrer Kultus: und Unterrichts- 
angelegenheiten, ald aud) ihres bürgerlihen und Rechts— 
zuftandes, mit Ausnahme jedody der jüdifchen Bevölferung der 
Provinz Pofen, deren eigentliche Verhältniffe, wie gefagt ward, eine 
gänzlihe Aufhebung der dort beftehenden Berfaffung des Judenweſens 
und völlige Gfeichftellung derjelben mit der des übrigen Landes zur 
Zeit noch nicht geftatteten. 

An die Spige ded Geſetzes war der Grundfag geftellt: 

($. 1.) Die Juden in allen Landestheilen, mit Ausnahme Pofens, 
follen, fo weit nicht dies Gefeg etwas Anderes beflimmt, 
neben gleihen Pflichten auch gleiche bürgerlihe Rechte mit 
den hriftlichen Unterthanen haben. 

Die nähern Beftimmungen waren fodann folgende: 


($. 2.) Die Juden follen nah Maßgabe der Orts» und Bevölke⸗ 
rungdverhältniffe in Judenfchaften vereinigt werden. 

($. 3.) Die Bildung der Judenſchaften erfolgt durch Die Regierung, 
nad Anhörung der Betheiligten. 

($. 4.) Diefe Judenfchaften erhalten in Bezug auf ihre Vermögens⸗ 
verhältniffe die Rechte juriftifcher Perfonen. Der Berband verfelben bes 
zieht fich lediglich auf die ihnen durch diefe Verordnung ausdrücklich übers 
wiefenen Angelegenheiten. 
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($. 7.) Iede Judenſchaft erhält einen Vorftand und eine angemefjene 
Anzahl von Repräfentanten. 

($. 8— 14.) In Bezug auf die Wahlen dieſer beiden Körper und 
deren Verhältniß zu einander, zur Judenfchaft, fomwie zur Megierung, 
gelten ähnliche Beftimmungen, wie die der revidirten Städteordnung von 
1831 über die Magiftrate und Stadtverordneten. 

($. 15.) Wenn in einer Stabt, in welcher eine der beiden Städte: 
ordnungen gilt, ſich fo viele wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens 
befinden, daß fie mindeftend diejenige Zahl der ſtädtiſchen mahlberechtigten 
Bürgerfchaft erreichen, melche eine Theilung der Gefammtzahl der legtern 
durch die Zahl der Stadtverordneten ergiebt, jo kann, anf Grund einer 
zwifchen ven ftädtifchen Behörden und dem Vorſtande der Jubenſchaft, 
unter Zuftimmung der Repräfentanten, ftattfindenden Ginigung, den jü— 
difchen wahlberechtigten Bürgern geftattet werben, einen oder, nad bem 
angegebenen Berhältniffe, mehrere Stadtverordnete nebſt Stellvertretern 
aus ihrer Mitte zu wählen, welche in der Stadtverorbnetenverlammlung 
in aflen nicht das chriftliche Kirchen: und Schulwelen betreffenden Ange: 
Segenheiten Sik und Stimme haben. Dagegen jcheiven alddann die Juden 
bei den Wahlen der übrigen Stadtverorvneten, deren Zahl ſich nach Map: 
gabe ver eintretenden jüdiſchen Verordneten vermindert, als Wähler und 
Wahlkandidaten aus. 

($. 16.) Die auf den Kultus bezüglichen innern Binrichtungen blei⸗ 
ben der Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft überlaffen. Die Regie 
zung bat von diefen Ginrichtungen nur infoweit Kenntniß zu nehmen und 
Entſcheidung zu treffen, ald die Öffentliche Ordnung ihr Einichreiten 
erfordert. 

($. 17.) Dem Statute einer jeden Judenſchaft bleibt die Beſtimmung 
darüber vorbehalten, ob Kultusbeamte angeftellt und wie diefelben ge 
wählt werden follen, Die Regierung hat das Beſtätigungsrecht, jedoch 
nur mit Rückſicht auf die Börmlichkeiten der Wahl und den unbeicholtenen 
Auf der Gewählten. 

($. 18.) Entftehen innerhalb einer Judenſchaft Streitigkeiten über 
die innern Kultuseinrichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge 
abzielen,, jo find die Minifter der geiftl. Angelegenheiten und des Innern 
ermächtigt, auf den Antrag der Intereffenten eine Begutachtung der ob 
waltenden Differenzen durch eine zu diefem Zwede einzuſetzende Kommiſſion 
eintreten zu laſſen. Kann durch deren Ausipruch der Konflikt nicht audger 
glichen werben, fo haben die Minifter unter Benugung des Kommifflonds 
gutachtend Anordnung zu treffen, ob und in welcher Maße die Einrichtung 
eined abgelonderten Gottesdienſtes oder die Bildung einer neuen Synagoge 
zu geftatten ift; zugleich haben Dielelben,, mit Ausjchluß des Rechtswegs, 
zu — welcher Theil im Beſitz der vorhandenen Kultuseinrichtungen 
verbleibt. 

($. 19 — 22.) Dieſe Kommiſſion fol unter Aufſicht eines Regie 
rungsabgeorbneten zufammentreten und aus 9 Kultusbeamten oder andern 
Männern jüdiſchen Glaubens befichen. Die Mitglieder werben von ben 
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gedachten Miniftern, auf ven Vorſchlag ber Oberpräfibenten, die dabei Die 
Anträge der Judenſchaften zu berückſichtigen haben, auf 6 Jahre ernannt. 

($. 23.) Die Koften für den Kultus umd die fonfligen Bedürfniſſe der 
Jubdenichaften werden nad den durch das Statut einer jeben Judenſchaft 
zu beftimmenden Grundſätzen vertheilt und, nach Beftätigung der Regie: 
rung, im Verwaltungswege eingezogen. 

($. 24,) Ueber die der befondern Armen» und Krankenpflege jüdiſcher 
Blaubensgenofien gewidmeten Fonds und Anftalten fteht dem Vorſtande der 
— die Aufficht zu, vorbehaltlich des Oberaufſichtsrechts der Me: 
gierung. 

($. 25.) In Bezug auf den Öffentlichen Unterricht gehören die ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder der jüdischen @faubendgenofjen den orbentlichen Elemen⸗ 
tarichulen ihres Wohnorts zu und find überhaupt ben allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen wegen des Schulbeſuchs unterworfen. 

($. 28.) Zur Theilnahme an dem chriſtlichen Religionsunterricht ſind 
piefelben nicht verpflichtet; eine jede Judenſchaft ift aber verbunden, folche 
Einrihtungen zu treffen, daß «8 feinem jüdischen Kinde während des ſchul⸗ 
pflichtigen Alters an dem erforderlichen Religionsunterrichte fehlt. Als befon- 
dere Religiondlehrer fünnen nur ſolche Perfonen zugelaflen werben, welche 
zur Ausübung eines Lehramtes vom Staate die Erlaubniß erhalten haben. 

(8. 29.) Zur Unterhaltung der Ortsſchulen haben die jüdiſchen Ein- 
wohner in gleichem Maße wie die hriftlichen beizutragen. 

($. 30— 32.) IR in einem Schulbezirke eine hinreichende Zahl jüdi- 
cher Einwohner vorhanden, fo fann, mit Genehmigung der Regierung, 
die Abfonderung derfelben in einen befondern Schulverband erfolgen. 

($. 33. ) Sie haben in einem folchen Falle, wo die Unterhaltung der 
Ortsſchule eine Laſt ver bürgerlichen Gemeinde ift, von biefer einen vers 
hältnigmäßigen Beitrag aus Kommunalmitteln zu fordern, welcher in 
Ermangelung einer gütlichen Vereinbarung von der Regierung feftgelegt 
wird. Auch werben fie dann jowohl von der Entrihtung ded Schulgeldes, 
ald von allen unmittelbaren perfönlichen Leiftungen zur Unterhaltung 
der ordentlichen Ortöfchule frei. 

Der Beſuch der Öffentlichen jübifchen Schulen bleibt auf die jüdiſchen 
Kinder befchränft. 

($. 34.) Nach vollendeter Schulbildung der jüdischen Knaben haben 
die Vorfteher der Judenſchaft, unter eigner Verantwortlichkeit, dafür zu 
forgen, daß jeder Knabe ein nügliches Gewerbe erlerne oder fi auf wiſ 
feni&aftlichen Lehranftalten einem höhern Berufe widme und daß feiner 
derjelben zum Handel oder Gewerbebetriebe im Umberziehen gebraucht 
werde, MNöthigenfalts Haben fie die Beihülfe der Obrigkeit anzurufen. 

($. 35.) Zu unmittelbaren Staatsämtern follen die Juden infoweit 
zugelaffen werben, als fie fich durch den Dienft im ſtehenden Heere verfals 
fungsmäfig Zivilveriorgungsanfprüche erworben haben und mit ben ihnen 
zu übertragenden Zivil: und Militärdienften nicht die Ausübung einer 
obrigkeitlichen Autorität verbunden ift. 

Inwiefern die Juden mittelbar Staats- und Kommunalämter befleir 
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den können, ift nach den darüber ergangenen befondern gefeglichen Bor: 
fhriften zu beurtbeilen. Es findet jedoch der Eintritt auch im folche 
Aemter nur dann flatt, wenn mit benfelben die Ausübung einer obrigkeit⸗ 
lichen Autorität nicht verbunden ift. 

Die Juden können zu Schievgmännern für ihre Glaubensge— 
noffen gewählt werden. 

Sie können an denjenigen Univerfitäten, wo nicht beſondere Statuten 
entgegenftehen, als Privatdozenten und außerorbentliche Profefforen ver 
mathematifchen , naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfächer zu—⸗ 
gelaffen werben. 

Außerdem bleibt die Anftellung der Juden ald Lehrer auf jüdiſche 
Unterrichtsanftalten bejchränft. 

($. 36.) Ständiſche Rechte können die Juden nicht ausüben. So 
weit folche daher mit dem Grundbefig (zu deffen Ermwerbung die Juden 
überall berechtigt find) verbunden find, ruhen dieſelben. Gleichermaßen 
wird in folchem Falle das Patronat, die Aufficht über Kommunal= oder 
Kirchenvermögen im Namen des jünifchen Gutsherrn von den Staatd- und 
Kirchenbehörven ausgeübt. Zur Tragung der damit verbundenen Laſten 
bleibt aber derſelbe verpflichtet. Wo das Patronat einer Gemeinde zufteht, 
baben die jüdifchen Mitgliever an deſſen Ausübung keinen Theil, müſſen 
jedoch ebenfalls alle Laſten dafür, fo mie die auf dem Grundbeſitz haften: 
den Firchlichen Abgaben und Beiträge entrichten. 

($. 37.) Die für den Gewerbebetrieb im Umberziehen in Betreff der 
inländifchen Juden beftehenden Beichranfungen werben aufgehoben. Auch der 
Betrieb der in den $$. 51, 52, 54, 55 der Gewerbeorbnung v. 17. Jau. 
1845 genannten Gewerbe (Markicheider, Schaffner, Meffer, Apotheker, 
Schenfwirthe) wird den Juden fortan freigegeben. 

($. 38,) Die Juden find verpflichtet, fich beftimmter, erblicher Famis 
liennamen zu bedienen und bei Führung ihrer Handelsbücher fo wie bei 
allen fchriftlichen Verhandlungen nur die deutfche oder die fonftige unter 
der Bevdlferung ihred Wohnorts übliche Sprache und deutfche oder latei— 
nifche Schriftzüge zu gebrauchen. 

($. 39.) Jeder Unterfchied zwifchen Chriſten und Juden hinſichtlich 
der Zeugeneide wird aufgehoben. 

($. 40.) Der jüdiſche Trauungsritus wird bis auf Weiteres 
anerfannt. 

($. 41.) Ausländifche Jüpinnen erlangen durch die Verheirathung 
mit inländifchen Juden die Rechte derfelben. Solche Heirathen dürfen je 
doch nur dann flattfinden, wenn nachgemiefen ift, daß in dem betreffenden 
fremden Staate die Verheirathung dieffeitiger Jübinnen mit dortigen Juden 
gleichfalls gefeglich geftattet ift. 

($. 42.) Zur Niederlaffung auslindifcher Juden, fo wie zu deren Ans 
ftellung ald Rabbiner u. dergl. oder Annahme ald Lehrling, Geſell u. f. w. 
ift die Genehmigung der Regierung erforderlih. Der Eintritt ins Land 
zur Durchreiſe und zum Betrieb erlaubter Handelögefchäfte ift fremden 
Juden geftattet. 
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($. 43.) Ueber die Ablöfung und Aufhebung der noch beſtehenden 
perfönlichen Abgaben und Leiftungen der Juden an Kämmereien, Grund: 
herren, Inftitute u. |. w., bei denen es zur Zeit bewendet, wird weitere 
Beftimmung vorbehalten. 


Der zweite Abfchnitt des Gefeges handelt von den befondern Ber: 
hältniffen der Juden in der Provinz Poſen und beftimmt in Bezug auf 
diefe Folgendes : 


($. 44.) Die Vorfchriften des 1. Abſchnitts $. 2 — 14 finden auf die 
Provinz Bofen (mo bereits Judenſchaften mit Korporazionsrechten beftehen) 
Anwendung, nur mit einigen Modififazionen wegen der Vorftände viefer 
ZJudenichaften und wegen einer größern Ausdehnung des Oberauffichtd- 
rechts der Regierung auf die Anordnung ihrer Gemeindeangelegenheiten. 

($. 45.) Ebenfo gelten daſelbſt die $$. 16 — 34. 

($. 46.) Die bisherige Scheidung der in Pofen lebenden Juden in 
naturalifirte und nicht naturalifirte, fo wie der Unterfchieb 
der Rechte viefer beiden Klaffen bleibt beftehen. 

($. 47.) Allgemeine Erfordernifje der Naturalifazion : 

1) ein fefter Wohnfig innerhalb der Provinz Pofen; 

2) völlige Unbefcholtenheit des Lebendwandels; 

3) die Fähigkeit und Verpflichtung, fih in allen Öffentlichen Verband: 
lungen, Rechnungen u.f. mw. ausfchließlich der veutfhen Spracde 
zu bedienen. (Bon dieſem Erforderniß kann die Regierung diöpenfiren.) 

4) Die Annahme eines beftimmten Familiennamend. 

($. 48.) Unter diefen Vorausſetzungen follen Solche aufgenommen 
werden, welche vom Ertrage einer Wiffenfchaft oder Kunft oder eined fände 
lichen Grundſtücks ſich nähren, oder in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehen⸗ 
des Gewerbe mit einiger Auszeichnung betreiben, oder in einer Stabt ein 
ſchuldenfreies Grundſtück von wenigftend 2000 Thlr. Werth oder ein Kapis 
talvermögen von 5000 Thlr. beſitzen, oder ihrer Heerespflicht genügt und 
gute Zeugnifje erhalten, oder fich ein befondered Verdienft um den Staat 
erworben haben, oder endlich Solche, welche aus andern Theilen der 
Monarchie ihren Wohnfig in die Provinz Poſen verlegen, 

($. 51.) Die mit der Naturalifazion verbundenen Rechte gehen vers 
loren: mit dem Verluſte der Nazionalkofarde, durch Plenarbeſchluß der 
Regierung (mit Rekurs an den Minifter), wenn die Naturalifazion in 
Folge wiſſentlich unrichtiger Angaben erlangt war, oder endlich in den 
Ballen, wo dad Bürgerrecht verloren gebt. 

($. 54.) Die nit naturalifirten Juden find folgenden Be: 
fhränfungen unterworfen: 

1) dürfen fie vor dem 24. Jahre nicht heirathen, befondern Dispens 
audgenommenz 

2) müfjen fie in der Regel in Städten wohnen, find aber zur Erlan- 
gung des Bürgerrechts nicht fähig 3 

3) nur dann dürfen fie ihren Wohnfig auf dem Lande nehmen, wenn 
fie einen Bauernhof erwerben oder pachten und jelbft bewirthſchaften, 
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ober fich bei laͤndlichen Grumbhefigern, als: Dienfiboten oder als 

Brauer, Brenner u. f. mw, vermiethen; 

4) das Schanfgewerbe darf Ihnen nur auf befondere Empfehlung ber 

Ortöpolizeibehörde, und niemald auf dem Bande, geftattet werben; 

id Einfauf und Verkauf im Umherziehen ift ihnen unbedingt un⸗ 

terſagt 

5) Darlebnögefläfte dürfen fie nur gegen gerichtlich aufgenommene 

Schuldurkunden abſchließen; 

6) Schuldanſprüche derſelben für berauſchende Getränke haben Feine 
rechtliche Gültigkeit. 

| ($ 56.) Die Beftimmungen der $$. 35 und 37 finden nur auf die 

naturalifirten, die ver $$. 36, 38, 39, 40, Al, 42 auf alle Juden 

der Provinz Poſen Anwendung. 

($. 57.) Die naturalifirten Juden fünnen frei in andere Provinzen 
überfieneln : die andern bedürfen dazu auch Fünftig einer befondern Geneh— 
migung des Minifterd des Innern. 

($. 60.) Alle von den vorftehenden Beftimmungen (in Abſchn. I. 
und Il.) abweichenden allgemeinen oder beſondern Gelege werben außer 
Wirkſamkeit gefegt, 

Die dem Gefegentwurfe beigegebene Denffchrift führte zuerſt ges 
fhihtlih aus: wie das Edikt v. 1812 die bürgerlichen Verhältniffe 
der Juden in der ganzen Monarchie georbnet, die Regelung ihrer Kul- 
tus⸗ und Unterrichtsverhältniffe dagegen vorbehalten ; wie dann durch 
den Hinzutritt neuer Provinzen die größte Verfchiedenartigfeit der Ge- 
feggebung über die Juden in den einzelnen Zandestheilen und Daraus mans 
nigfache Uebelftände für die Juden felbft entftanden ; wie man deshalb 
ſchon 1824 an Herftellung einer gemeinfamern Geſetzgebung gedacht, 
wie aber die eingeforderten Gutachten der Vrovinziallandtage eine 
ſchwer zu vereinigende Mannigfaltigfeit der Anfichten — im Allgemei« 
nen überwiegendzullngunftender Juden — enthalten, wieman fidy 
daher habe begnügen müſſen, durch einzelne Beftimmungen die Verbeffe« 
rung der fittlihen und bürgerlichen Zuftände der Juden anzubahnen ; wie 
aberdas Bebürfniß einer gleichmäßigen Geſetzgebung hierüber immer drin 
gender geworden , zugleich aud in mehrfachen Anträgen der neueften 
Provinziallandtage eine der frühern ganz entgegenfegte Anfiht, zu 
Gunften der Juden, fid) fundgegeben habe, 

Sodann, auf die allgemeinen Prinzipien und Tendenzen des Ent» 
wurfd eingehend, erklärte die Denkſchrift: es habe dabei, neben der 
Anerkenntniß, welche der entichiedenen Ehrenhaftigfeit vieler jüdifchen 
Glaubensgenoſſen nicht verfagt werden fönne, doch auch die Stufe fitt- 
licher und religiöfer Bildung Beachtung finden müffen, auf welcher zur 
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Zeit ſich noch immer ein erheblicher Theil der jüdiſchen Bevölkerung 
befinde. Wenn ferner die Juden dagegen, daß man fie als eine 
befondere Nazion betrachte, entfchieden Verwahrung einlegten und 
fein anderes Vaterland zu haben behaupteten, ale das, worin fie ges 
boren wären oder wohnten, fo fei zwar einer folden Verficherung ins 
fofern ftattzugeben, ald der Begriff eines ‚, Volkes“ oder einer ‚‚ Nas 
zion“ im vollen Sinne ded Wortes auf die Juden nicht paſſe; allein 
dennoch bleibe ihnen eine in gewiffen Maßſtabe bewahrte Nazionalitäf 
eigen, welche für ihre Stellung im Staate von Bedeutung ſei. Es 
beftehe zunächft eine Glaubensverfhiedenheit, welche nicht blos 
in beſondern Glaubensnormen, fondern auch in mancherlei äu— 
fern, in die bürgerlihe Gemeinicyaft eingreifenden Geboten ausge 
prägt fei, fodann eine Stammesverfdiedenheit, weldye, in Ver— 
bindung mit jener, dem Juden die Eigenthümlichfeit erhalten habe, 
durch welche er überall erfennbar fei. Eine Vermiſchung Derfelben mit 
den fie umgebenden Völlerſchaften fei durd ihre religiöfen Anfichten 
erſchwert, welche Ehen zwiſchen Ehriften und Juden zwar nicht verbö- 
ten, aber ihnen blos eine bürgerliche Gültigkeit zufprächen. Auch habe 
fih erfahrungsmäßig, 3. B. in Frankreich, trog einer nun mehr als 
50jährigen bürgerlichen Gleichftellung der Juden mit den Chriſten, die 
frühere Trennung nicht verwiſcht. 

Bon diefen Wahrnehmungen ausgehend, fei nun, fagte die Denfs 
fchrift, der Gefegentwurf darauf gerichtet : 
die Juden in allen Landestheilen, mit geringer Ausnahme, durch gemein» 
fame Normen zu verbinden, ihnen die zum Beſtehen und zur Berbefferung 
ihres Kultus nothwendigen äußern Grundlagen zu gewähren, die dazu Bes 
fähigten zu höheren Lehrämtern zu berufen, denjenigen von ihnen, welche 
im Heere gedient haben, gewilfe Vorzüge zu fihern, durch die Aufhebung 
der zum großen Theil noch heftebenden Beichränfung in ver Glaubwürdig— 
feit einlücher Zeugniffe die Beranlaffung zu einem hieraus bervorgehenden 
Mistrauen gegen ihre Moralität im Allgemeinen zu bejeitigen, die für ihre 
Freizügigkeit und Gemwerbthätigfeit noch beftehenvden Schranken aufzuhes 
ben und an Stelle der auf den Schu der Hriftlihen Untertbanen wie 
auf Verbefferung ver Juden gerichteten Ausnahmegefege eine thätige Ein 
wirfung der Juden felbft zur Hebung ihrer Glaubensgenofſen treten zu 
laſſen. In dem Berbande von Judenichaften jollen, neben der Befriedigung 
ihrer veligidien Bepürfniffe, ohne foziale Trennung von der übrigen Bevöl⸗ 
ferung, die beiten Kräfte geſammelt und zur fortichreitennen Entwidelung 
wirkſam gemacht werden. 


Die Abtheilung der Dreiftändefurie ging bei Begutachtung 
des Geſetzentwurfs davon aus: 
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daß durch denſelben nicht allein den Juden keine Rechte, in deren Genuffe 
fie ſich bereit befinden, entzogen werden bürfen (ſchon nach Art. XVI der 
Bundesakte), daß alfo namentlich das Edikt v. 1812 der Prüfung des 
Entwurfs zu Grunde zu legen jet, . 

fondern daß auch, nach dem in Preußen geltenden Brinzipe ded Fort: 
ſchritts, über jene früheren den Juden günftigen Beflimmungen hinaus: 
gegangen werden müfle. 

‚Der Borwurf der Abſon derung“, fagte die Abtheilung, „welcher 
den Juden gewöhnlich gemacht wir, trifft auch die Chriſten; er trifft vor- 
zugäweife die Geſetzgebung, welche durch ihre ungleiche Behandlung die 
Juden niederbrüdt, in den Chriften das Gefühl der Superiorität hervor: 
bringt. 

Die Religion der Juden dürfte Nichts enthalten, mad dem Gtaate 
und der unter feinem Schuge ſtehenden chriſtlichen Kirche nachtheilig wer⸗ 
den fünnte, da mehrere auswärtige Staaten Denfelben lange fchon alle 
Rechte ihrer chriftlichen Untertanen eingeräumt und zu deren Wieder: 
einfchränfung Feine Veranlaffung gefunden haben. 

Von einem Bedenken, welches in ven Religiondgebräuden 
feinen Grund haben Fünnte, darf noch weniger die Rede fein, meil uniere 
eigne Staatöregierung demfelben nicht mehr Raum giebt und die Juben 
zum Militärbienfte und zu Aemtern fähig erachtet. 

Was aber ven allgemeinen fittlihen. Zuftand Derfelben anbetrifft, 
fo ift folcher jevdenfalld von der Urt, daß ihnen eine würdigere Stellung 
im Staatöverbande angewiefen werden muß. Letzteres fordert laut 
die öffentlihe Stimme. Es fprechen dafür Die Anträge von fünf 
Landtagen im 3. 1845 und bie eingegangenen Betizionen.” 


Es waren nämlid folgende Betizionen in diefer Sache einge 
gangen: 

vom Abg.v. Gottberg, um vollftändige Ausführungdes 
Edikts v. 11. März 1812; 

vom Abg. Ritter, um Emanzipazion der Juden; ferner 
von den Abg. Möwes, Schauß, Knoblaud, Wächter, Schw 
mann, Werner, um völlige Gleichftellung der Judenin 
Betreff ihrer bürgerlihen und politifhen Rechte mit 
den Ehriften. 

Auf eine allgemeine Erörterung der in dieſen Petizionen aufge: 
geftellten Grundfäge war die Abtheilung nicht eingegangen; vielmehr 
behielt fie fi vor, durch Amendirung einzelner Gefegesparagrafen das 
Geſetz mit jenen Grundfägen, ſoweit möglich, in Einklang zu bringen. 

Die Kurie felbft fhlug jedoch diefen Weg, den die Abtheilung auch 
ihr empfahl, nicht ein; vielmehr entfpann fich eine lange und gründs 
liche allgemeine Debatte über die Prinzipien des Entwurfs und über 
die große Tagesfrage der Emanzipazion. 
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Der Kampf war übrigens, nad) der Zahl der Kämpfenden wie 
nad) der Stärke ihrer Waffen, im höchften Grade ungleich. Auf der 
der einen Seite — auf Seiten der Emanzipagion — ftanden mehr als 
30 Redner , darunter die beften Kräfte, die erleuchtetften Köpfe der 
Berfammlung; auf der andern fchaarte ſich nur ein kleines Häuflein 
von 6 oder 7 Rednern um die Herren von der Minifterbank, welche den 
Entwurf der Regierung vertheidigten. Die Dreiftändefurie bewies hier 
abermals glänzend, daß der Geift freierer Anſchauung, der Geift der 
Toleranz, Gerechtigkeit und Rorurtheilslofigfeit in religiöfen wie in 
politifhen Dingen in ihr wohnte und, wenn auch nicht immer nach 
der Zahl der Stimmen, fo doch nad) dem geiftigen Gewicht der Stim⸗ 
menden, bedeutend überwog. 

Was aber namentlich diefe Debatte vor ähnlichen in andern deut: 
[hen Ständeverfammlungen höchſt vortheilhaft auszeichnete, war ber 
Umftand, daß diefelbe, mit wenigen Ausnahmen, fich faft ganz frei er⸗ 
bielt von jenem Eleinlichen Gewerbs- und Handelsneide, welder den 
Juden ängftlich jeden winzigen Bortheil nachrechnet, den eine größere 
Breigebung des Verkehrs und der bürgerlichen Betriebjamfeit ihnen ge- 
währen möchte, eine Gefiunung, die durch dieſes gemeine Feilfchen und 
Filzen fid) gerade auf die Stufe ftellt, welche nady ihrer Behauptung 
die Maſſe der Juden einnimmt. Diefer niedere Standpunft ift in Preu- 
Ben zum Theil durch die frühere Judengefeggebung, zum Theil durch 
die allgemeine Gewerbefreiheit größtentheild glüdlid überwunden und 
taucht nur noch bisweilen in ſchwachen und vereinzelten Spuren auf. 
Die Debatte in der FJudenfrage bewegte fi) daher im Ganzen nur um 
die höhere Seite der Frage, um die Gleichftellung der Juden in fozialer 
und politifcher Hinficht, um ihre völlige Verſchmelzung mit der chrift- 
lihen Bevölkerung und die Aufhebung jedes, aud) des legten trennen« 
den Gegenjages zwiichen Beiden. 

Für diefe völlige Emanzipazion der Juden kämpften — wir 
dürfen auch hier feinen einzigen Namen der richtenden Geſchichte vor- 
enthalten — die Abg. v. Byla, Plagemann, Schumann (aus 
Bofen), v. Gottberg, GrafRenard, Milde, Werner, Mö- 
wes, Fürft Reuß-Köftrig, Siebig, Stedtmann, Dittrid, 
Naumann, Winzler, v. Rath, v. Raven, Bederath, Camp: 
haufen, Lenfing, Meviffen, v. Binde, Freih.v. Metternich, 
Hanfemann, Diergardt, Wächter, Steirowitz, Bier, 
Mohr,v. Saucken⸗-Tarputſchen, Aldenhoven und der Re— 
ferent Sperling. Auch v. Gaffron muß mehr zu diefer, als zu 
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der entgegengefeßten Richtung gezählt werben, indem er ebenfalls für 
Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften in allen Punkten, den ein 
zigen der ftändifchen Rechte ausgenommen, ſich erklärte. 

v. Byla, Korreferent der Abtheilung, war zwar für eine allmäs 
lige Emanzipazion der Juden, weil eine fofortige gänzliche zu ſehr mit 
den Anfichten des großen Bublifums in Konflit gerathen möchte, wollte 
aber darum doch den Juden feines der Rechte, die ihnen mit Fug ſchon 
jegt eingeräumt werben Fönnten, vorenthalten wiflen. 

Plagemann und Shumann gaben den Juden wegen ihres 
fittlichen und intellektuellen Zuftandes ein günſtiges Zeugniß Letzteter, 
früher ein Gegner Derfelben, erklärte ſich Durch reifere Erfahrung für bes 
lehrt, nahm aber auch für die pofener Juden die Gleichftellung mit 
allen übrigen in Anfpruch. In den erften chriftlichen Zeiten, führte 
Schumann an, hätten die Juden den Ehriften ganz gleichgeftanden; 
man hätte alfo damals feinen Nachtheil darin gefunden ; erft nachdem eine 
Kirche, als herrfchende Macht, ſich ausgebildet, hätte die Unterbrüdung 
der Juden begonnen. 

Glänzend und von tiefem Eindrud war die Rede des Abg. 
v. Gottberg. Er erinnerte an das Edikt v. 1812. Hätte man glau— 
ben fönnen, rief er aus, daß, nachdem 35 Jahre feit dem Erlaß jened 
Epifts verfloffen wären, ein Gefep erfcheinen würde, welches die Ju: 
den wieder zur Abfonderung von den Ehriften verdammen wollte? 
Man fage: die Juden feien zu einer völligen Gteichftellung und Ber: 
ſchmelzung mit den Ehriften, ikrem geiftigen und fittlichen Zuftande 
nad) nicht, geeignet; aber man folledoch nicht nad) dem ſchlechteſten 
Theile der Juden über das Ganze urtheilen! Die Juden befäßen ſeht 
fobenswerthe Eigenfchaften, fie wären mäßig, nicht ausſchweifend, 
hielten die Bamilienbande fehr heilig. Der einzige Fehler, den man 
ihnen ſchuld gebe, ein gewiſſer Eigennug im Handel, fei eine Bolge 
ihrer Abfperrung, die fie faft ausfchließlich auf ven Handel hinweiſe. 

Man hebe alfo diefe Abfperrung auf; man eröffne den Juden ats 
dere, höhereLaufbahnen, und man werde fehen, welche Geiftesgaben fie 
befäßen, die uuferm Staatsweſen, unferm öffentlichen Leben gar ſeht 
zum Vortheil gereichen würden. Fürchte man etwa ihre Konkurrenz 
in Staatsämtern und andern geiftigen Berufsarten? Wie? 16 Mill. 
Chriſten ſollten ſich vor 200,000 Juden fürchten? Man ſage: fie wüt— 
den ſich dann maſſenweiſe von Poſen aus über das ganze Land ver 
breiten. Sei es aber gerecht, daß man eine Provinz allein diefe tafı, 
wenn e8 eine fei, tragen lafje? Man fpreche vom „chriſtlichen Staat”, 
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allein er könne in dem Begriff des Staats die Chriftlichfeit als ein 
nothwendiges Merkmal nicht finden. Wefentlich für den Staat fei nur, 
was die Ord nung fihre, alfo, in Bezug auf religiöfe Meinungen, 
der Glaube an einen Gott und die Monogamie. Darin aber 
fländen die Juden den Ehriften gleich. Allerdings beftehe ein tiefges 
wurzelted Borurtheil im Volke gegen die Juden; aber Aufgabe der 
Geſetzgebung, Aufgabe des Ver. Landtags, „dieſes Vorlämpfers des 
Landes auf dem Gebiete ded Rechts und des Fortfchritts‘’, fei es, dies 
fem Borurtheil entgegenzutreten, es zu befämpfen. 


Graf Renard, der fonft nicht eben mit der Oppofizion zu gehen 
pflegte, erklärte fih doc auch nahdrüdlich gegen das dem Entwurfe 
zu Grunde liegende Prinzip der Abfperrung. Wolle man denn, 
fragte er, jüdifche Enflaven im chriftlichen Gemeinweſen fchaffen? So 
verftehe er das Chriſtenthum nicht, fo löfe der Staat, der ſich den chriſt⸗ 
lichen nenne, feine Aufgabe nit, Das fönne nur Haß erzeugen und 
nähren. Wären die Juden unfre Feinde — wie fie es aber in der 
That nicht wären —, fo gäbe ed nur eine Wahl: man müßte fie ver: 
nichten oder — fie zu Freunden umfchaften. An das Erftere werde 
wohl Niemand im Ernfte denken; folglich geböte die Klugheit, daß man 
das Zweite verfuchte, aber nicht mit halben Maßregeln, fondern im 
Wege einer vollftändigen Emanzipazion. 


Aber freilih, fuhr der Redner fort, müfle das Verhältniß hierbei 
ein gegenfeitiges fein; die Juden müßten aufhören, das Ehriften- 
thum für ein ihnen feindliches Element, chriftlihe Gebräuche für un— 
reine zu halten. Ein Jude, der am Sabbat fein Geld annehme, fönne 
nicht verlangen, zu einem Zolleinnehmer gemacht zu werden. Wenn 
die Juden diefe Forderung der Gegenfeitigfeit zurüdwiefen, fo hätten 
fie fein Recht auf Emanzipazion ; der Jude fönne nicht verlangen, daß 
der Ehrift ihm den Staat einräume, damit er fi) darin eine Zelle aus— 
baue nad) eigenem Belieben. Er könne nicht „eine Drohne im chriſt⸗ 
lichen Bienenftode‘’ fein. Was den Juden vom Ehriften fcheide, fei 
nicht der Glaube, fondern nur ein Aberglaube, denn Das könne Fein 
wahrer Glaube fein, der den Menſchen vom Menfchen ſcheide. 


„Die Misftände der Emanzipazion“, Schloß Graf Renard, „müſſen 
mit der fortichreitenden Bildung immer mehr ſchwinden; fie müffen ganz: 
lich verfchwinden, wenn der großartige Aft der Berfchmelzung vollendet 
dafteht, wenn wir nicht mehr Juden und Ehrijten, jondern nur Menſchen, 
Bürger und Brüder find,” 
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Als Dritter fchloß fich diefen beiden Rednern würdig an der Abg. 
Fürft Reuß. Er fprah die fihre Hoffnung aus, daß die Eman- 
zipazion fommen werde und fommen müffe, wie Alles, was in der 
Idee der Freiheit wurzle; aber er wünfche, daß fie ſchon jetzt, daß fie 
auf einmal fomme, denn dann erft fei fie wahrhaft erfprießlich, nicht 
aber, wenn fie nur ftüchweife geboten werde. Uebrigens fei fie gewiß 
auch das befte Mittel, die Juden dem Chriſtenthume zuzuwenden, wel 
chem der bisherige Drud fie nur immer mehr entftemdet habe. 

Milde, einen Ausdruf Renards aufnehmend, meinte: man 
müffe allerdings fuchen, die Juden zu vernichten — als Juden, indem 
man fie zu Preußen made. Er fowohl, als Möwes, Neumann, 
Siebig, Werner u. 9. erinnerten daran, wie ſchon die Städtes 
ordnung v. 1808 und das Edikt von 1812 den Juden größere Rechte 
eingeräumt, als diefer Gefegentwurf ihnen laffen wolle, wie die Chri- 
ſten- und Menfchenliebe, ja die Gerechtigkeit felbft gebiete, daß man 
den Juden zu den gleichen Pflichten, die fie hätten, auch die gleichen 
Rechte einräume. 

Naumann mahnte: man folle nicht das Ehriftenthum, das 
über dem Staate ftehe, mit dem Staate vermifchen. 

Dittrich machte darauf aufmerffam, daß in den Gutachten der 
Provinzialftände aus den Provinzen, wo die wenig ften Juden led» 
ten, die ungünftigften, aus denen dagegen, wo die meiften leb— 
ten, die günftigften Urtheife eingegangen wären, Darin liege ein 
ftarker Beweis zu Gunften der Juden. Man berufe fi auf die Voll 
ftimme ; allein die Denkfchrift felbjt habe in dem Punkte der Zeugeneide 
erklärt: man müffe diefe ändern, um das Vorurtheil des Volks wegen 
geringerer Glaubwürdigfeit jüdifcher Zeugen zu entfräften. Was aber 
für den Theil, Das gelte audy fürs Ganze. Der Bericht des Juftig 
minifters Mühler befchuldige die Juden, daß unter ihnen eine ver: 
hältnigmäßig größere Zahl von Verbredyen vorfomme, als unter den 
Ehriften. Aber habe man ſchon geprüft, ob Dies nicht foldye Verbte— 
chen feien, zu denen ihr gepwungener Beruf vorzugsweife Veranlafung 
gebe? j 

v. Raven glaubte ebenfalls, daß das ftarre Fefthalten der Juden 
an ihrem Glauben, der Mangel an religiöfer Fortentwicklung bei ihnen 
großentheils eine Folge des auf ihnen Laftenden Drudeg ſei. Ebenſo 
werde durch diefen Drud die Intelligenz der Juden in einer Weiſe ge 
fhärft und auf einen Bunft konzentrirt, welche fie in diefem Punkte zu 
gefährlichen Konfurrenten für die Chriften mache. Die höher Begabten 
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unter den Juden, denen jede ihren Anlagen entfprechende Karriere ver- 
ſchloſſen fei, würfen fi nothgedrungen in die Preffe und trügen in die: 
felbe jenen Geift der Gereiztheit, der fyftematifchen Oppoftzion gegen alle 
beſtehenden Zuftände hinein, welchen man Diefer jo oft zum Vorwurf 
mache. 

Bederath fand in dem Gefegentwurfe den „engen mittelalter- 
lichen Geift‘’ der Abjperrung und Unterdrüfung ausgefprochen. Er 
erinnerte an ein Urtheil Humboldts, der ſich fchon 1842, als ein 
ähnlicher Entwurf im Werke gewefen, fehr entſchieden und freimüthig 
tadelnd darüber geäußert habe. Er gedachte der patriotifchen Begeiftes 
rung der Juden im Befreiungsftiege und ihrer getäufchten Hoffnungen 
auf die Früchte diefer Befreiung. Durch Vorlefung mehrer Stellen 
aus einem jüdifchen Katechismus bewies er die Unrichtigfeit der Be: 
hauptung, ald ob dem Juden feine Religion die Vaterlandsliebe nicht 
geböte, wohl gar verböte. Zulegt verwies er ebenfalls auf die Rechte, 
die den Juden bereit8 aus der frühern Geſetzgebung fo wie aus der 
Bundesafte zuftänden, und mahnte an die endliche Sühnung der Jahr- 
hunderte alten Schuld gegen ein fo hart bedrängtes Bol. 


Siebzehn Redner waren bereits aufgetreten, undnochlfein ein« 
ziger hatte für den Gefegentwurf gefprochen. Da erhob ſich der Kas 
binetsminifterv. Thile, um diefen zu vertheidigen. 


Alle Redner, fagte er, wären von einem, an ſich fchönen, treff: 
lichen Humanitätsprinzipe ausgegangen; die Geſetzgebung aber hätte von 
diefem bloßen Öumanitätspringipe nicht ausgehen dürfen! „Sie konnte nur 
davon ausgeben, daß die Humanität in feinem Punkte des Geſetzes verlegt 
würde; fie hatte aber daneben eine andere hohe Verpflichtung, nämlich die: 
die Rechte deschriſtlichen Staats zu wahren“. Das Ehriftens 
thum müſſe den Staat regieren. Damit aber ſei es unverträglich, daß Ju— 
den obrigkeitliche Rechte erhielten, denn ſie würden dann berufen ſein, eine 
vom chriſtlichen Geiſt durchwehte Geſetzgebung entweder fördern oder ver— 
walten zu helfen, und Beides müſſe gegen ihr Gewiſſen ſein, inſofern ſie 
von dieſem chriſtlichen Geiſte Nichts wiſſen, ſondern auf ihrem altteftament: 
lichen Standpunkte ſtehen bleiben wollen. 

Es würde Das ebenſo ſein, als wenn einem Chriſten in der Türkei 
obrigkeitliche Aemter anvertraut würden, der dann auch Alles thun würde, 
um das türkiſche Unweſen in chriſtliches Weſen zu verwandeln. 

Bei den Juden ſei, wie bei keinem andern Volke, die Religion mit der Na— 
zionalität verwachſen. Daher würden ſie ſtets abgeſondert bleiben und bleiben 
wollen, würden die Bedingung, die GrafNenard ihnen ſtelle, niemals anneh— 
men. Der Jude habe fein Vaterland außer dem, aufmelches fein Glaube ihn 
hinweile. Zion fei das Vaterland der Juden. Der gläubige Jude 


24 * 


372 


“ Zönne zwar ein gehorfamer Unterthan fein, er fönne auch den Zuftanden, 
unter denen er lebe, aus eigenem Intereffe oder aud dem Gefühl der Men— 
fchenliebe große Opfer bringen, er werbe aber nie ein Deutſcher, 
ein Preüßewerden, weil er ein Jude bleiben müffe. Daß zeige 
ſich bei den vielen Juden, die fich in der Preffe geltend machten; fie alle 
predigten entweder dad Judenthum oder den Kosmopolitismus, meil ihnen 
ein Vaterland fehle. 


So war denn alfo die Frage wieder auf das Gebiet verfegt, auf 
dem fie ſchon früher einmal, bei der Petizion wegen Trennung der fläns 
difchen Rechte vom Glaubensbefenntniß, fich bewegt hatte. Der Ges 
danke des ‚, hriftlichen Staats ’' war ald das Panier aufgepflanzt, zu 
dem die Schaar der Getreuen fi) fammeln follte, mit dem man bie 
Freunde der Emanzipazion zu fchlagen hoffte. 

Indeß war der Suffurs, den der Minifter erhielt, nicht gerade 
fehr groß. Zwar führte der Regierungsfommiffar Brügge: 
mann in einer mehr breiten, als tiefen Rede jenen Gedanken des chriſt⸗ 
lichen Staats weiter aus; zwar verficherte der Abg. v. Manteuf- 
fel Il.: der Begriff des chriftlihen Staats fei ihm vollfommen Flar, 
und der Abg. v. Landsberg » Steinfurt: die Anfihten des Mi— 
nifters hätten bei ihm und bei vielen Mitgliedern den vollften Anklang 
gefunden; Herr v. Bismarf- Schönhaufen endlich wollte aus 
dem Titel: „von Gottes Gnaden“, den die Fürften führten, die Ver: 


pflihtung Derfelben herleiten, die Idee des chriftlichen Staats zu ver- 


wirflichen, ja er glaubte fogar, daß ein Staat, welcher nicht auf einer 
ſolchen religiöien Grundlage beruhte, jondern nur auf den vagen und 
wandelbaren Begriffen von Humanität, nothwendig dem Kommunis— 
mus verfallen müßte. 

Allein neben diefen ſchwachen DVertheidigern erftanden dem Mi: 
nifter auch ftarfe und furchtbare Gegner. 

Camphauſen war der Erfte, der den Kampf auf diefem Ge- 
biete annahm. 

„Nach meinem Dafürhalten ”, fagte er, „iſt der Begriff des chriftlis 
hen Staats weniger im Kreiſe praftifcher Staatsmänner, veranlaßt durch 
wirkliche Erfahrungen und Bepürfniffe, entftanden, als ich darin eine, viel 
feicht mit äußeren Urfachen zufammenhängende Entdeckung unserer neuen 
Staatöfilofofte erkenne, Ein großer Dichter hat gelagt, daß e8 viele Dinge 
zwifchen Himmel und Erde gebe, von denen fich unfere Filoſofie Nichts träumen 
laſſe; ich möchte hinzufügen, daß auch unfere Filoſofie fich viele Dinge träumen 
laßt, die mancher Wachenve nicht wahrzunehmen vermag. Manche Dinge babe 
ich hingegen allerdingd wahrgenommen. Ich habe wahrgenommen, daß Jahr: 
hunderte lang in Europa ein furchtbarer Kampf gefümpft wurde, um das 
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Rechtögebiet ded Staats von dem der Kirche zu trennen. Ich nehme wahr, 
daß zwar in Rußland, in der Türfei und in China, aber nicht in einem 
germanifihen Staate die kirchliche und weltliche Gewalt fi in einer 
Hand vereinigt findet, Ich nehme wahr, dab Großbritannien niemals 
ein anglifanijch = chriftlicher Staat genannt wurde; ich habe nicht wahrger 
nommen, daß die Niederlande und Branfreich, welche die Emanzipazion 
der Juden vollzogen haben, ſich durch diefen Umſtand fo ron und unters 
ſchieden, daß fie aufgehört Haben follten, chriftliche Staaten zu fein, wähs 
rend wir ein hriftlicher Staat geblieben wären,’ 

Weit derber noch ging Herr v. Binde mit der ganzen vernichten: 
den Schärfe feines farfaftifhen Humors dem Begriffe des chriftlichen 
Staates zu Leibe. 

Er glaube das Chriftentbum ſehr Boch zu ftellen, ſagte er, allein 
der Begriff der Religion koͤnne doch nur auf der inneren, individuellen 
Ueberzeugung beruhen. Der Staat aber, ald ein Gompler von Indivi— 
duen, könne feine allgemeine Ueberzeugung, alſo auch Feine beftimmte 
Religion haben. Der Staat fünne auch nicht die Beftimmung haben follen, 
die Slaubensfäge einer beftimmten Konfelfion zu realiſiren, gewiffermaßen 
der Erefutor ber Kirche zu fein. Ober fei e8 fo gemeint, daß ber 
Staat in der Gefeggebung die Grundfäge der hriftlichen Moral durchfüh— 
ren jolle? Allein dann müfje er die Benennung eined chriſtlichen 
Staates für den preußifchen Staat beftreiten.. Schon die zehn Gebote 
fagten: Du follft nicht tödten, mährend doch der Herr Schagminifter, ven 
auch die Armee in ihren Reihen zu zählen das Glück habe, gewiß nicht 
beabfichtigen werde, in firenger Anwendung jenes Grundſatzes den Krieg 
zu verbammen. Es ftehe ferner im Neuen Teftamente: Du follft nicht 
ſchwören! und doch habe man fih noch in einer ver legten Sigungen 
mit einer Allerhöchften Propofizion (wegen der Einfommenfteuer) beſchäf— 
tigt, welche fogar neue Give einführen wollte. Es fei ferner ein Gebot 
des Chriſtenthums: Liebet eure Feinde! — und: Wenn Dir Jemand einen 
Badenftreich giebt, fo halte ihm die andere Bade auch Hin! Wie wolle 
man damit die Gefeggebung über die Injurien und Die Verträge gegen fremde 
Mächte in der auswärtigen Politik in Einklang bringen? Endlich frei das 
ganze Schagminifterium ein Verftoß gegen das Chriſtenthum, denn dieſes 
gebiete und, irdiſche Güter gering zu achten. 

Der Minifter fuchte zwar diefe Anführungen des Redners da- 
durch zu entfräften, daß er fagte: das Neue Teftament fchreibe dem 
Einzelnen feine Pflichten vor; der Etaat habe aber die ganz andere 
Pflicht, dafür zu forgen, daß mit diefen Vorfchriften fein Misbrauch 
getrieben werde. 

Allein diefe Erflärung war noch um ein gut Theil unflarer, als 
der Gedanke vom riftlichen Staate felbft. 

Auh Hanfemann trat gegen das vom Minifter aufgeftellte 


Prinzip in die Schranfen. 
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„Das Chriſtenthum“ fagte er, „iſt die erfte Religion gewejen, die 
nicht auf den Staat begründet war; mein Reich ift nicht von diefer Welt, 
fagte der Stifter, und diefen Grundfag müſſen wir bei der Frage der 
Gleichſtellung ver Juden mit den Chriften feſthalten. Wie die Rechtöan- 
jprüche ver Chriſten verlegt werden fünnten, wenn wir den Juden gleiche 
Rechte einräumen, kann ich nicht einfehen. Wir thun ja nichts als Ge 
rechtigfeit üben, erfüllen alfo eines der erften Gebote unjerer Religion.” 


Noch mehrere Redner äußerten ſich in gleicher Weife. Selbft einer 
der Gegner der Emanzipazion, der Abg. v. Mylius, meinte: man 
müffe die Religion bei politifhen Fragen ganz aus dem Spiele laflen; 
nur die nazionale Ausfchließlichfeit der Juden erfcheine ihm als ein 
Hinderniß ihrer Verſchmelzung mit den Ehriften. 


Die Debatte verbreitete fich nun aud) wieder über andere Punkte. 
Hanfemann befämpfte die Tendenz des Gefegentwurfs, die Juden 
als eine befondere Kaſte abzugrenzen, während ſchon das Edikt von 
1812 fie für preußifche Staatsbürger erflärt habe. Es hänge Das 
zufammen mit einer allgemeinen Richtung der neueren Gefeggebung, 
die nur von einzelnen Ständen, von einem gemeinfamen Staatebürs 
gerthume dagegen Nichts wiſſen wolle. 


Selbft Manteuffel I, obgleich er das Geſetz vertheidigte, 
Sprach fid) doch ebenfalls gegen die Idee der Forporativen Abfonderung 
der Juden aus, 

Zum Beweis, daß ed nicht immer an den Juden liege, wenn eine 
Abfonderung fortbeftehe, führte v. Sauden-T. die Thatfache an, 
daß in Königsberg die Juden den Sabbat auf den Sonntag zu ver: 
legen gewünfcht, die Polizei aber Dies nicht geftattet habe. 

v. Binde erflärte: 


Er hege durchaus Feine perfönlicden Sympathien für die Juden, im Gegen: 
theil fühle er fich durch viele Eigenfchaften derſelben, ihre Habſucht, ihre 
Kriecherei und, trog der rühmlichen Ausnahmen im Befreiungsfriege, ihre 
Beigheit, abgeftoßen. Aber Dies könne ihn nicht hindern, ihnen bie 
Rechte zu wünſchen, die ihnen zukämen. Auch hätten fie jene Fehler nicht 
ftetö gehabt. Als felbitftändiges Volk wären fie tapfer gemefen, hätten 
auch nicht blos Handel getrieben, fondern Aderbau. Daß die Juden fein 
DBaterland hätten, außer Zion, fünne er nicht glauben; wäre Dem aber 
auch fo, wie fünnte man es ihnen verargen, wenn fie ein Vaterland nicht 
liebten, das fie ausſtieße? Man finde bevenklich, den Juden obrigkeitliche 
Aemter einzuräumen, meil fie dann über das Unterrichtsweſen mit zu 
ſprechen hätten, allein nach feiner Anficht ftehe der Religionsunterricht der 
Kirche zu, bei den übrigen Unterrichtöfüchern aber werde gerade die In 
telligenz der Juden ein fehr brauchbares Element fein, Wenn ein Jude 
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‘Durch feine Religionsgebräuche ſich gehindert fühe, ein Amt anzunehmen 
oder zu verwalten, jo wäre dad feine Sache. 

v. Binde fchloß feine Reve mit dem Wunfche, den Ausſpruch 
realifirt zu fehen, zu dem fich der größte Monarch befannt habe, der 
vor 1840 auf dem preuß. Throne gefeffen, nämlih Friedrich der 
Große, den Ausſpruch: 

„In meinen Staaten foll Jeder nach feiner Façon felig "werben 
können.“ 

In ſonderbarem Kontraſt zu Vincke, der, obſchon kein Freund 
der Juden, Dieſen doch die Emanzipazion wünſchte, erflärte Graf 
Binfenftein, daß er gerade ein Freund der Juden zu fein glaube, 
indem er gegen die Emanzipazion ftimme, denn er wünfdhe, daß fie 
wahre Ehriften werden möchten. 

Auch, jener gemeine Judenhaß und jenes blinde Vorurtheil, wels 
ches fich felber damit brüftet, befferer Einftcht unzugänglic zu fein, 
tauchte in einigen, zum Glück doch nur fehr vereinzelten Spuren auf, 
zuerit in vornehm chevaleresfer Weife bei Herrn v. Bismarf, fpäter 
in der ganzen Trivialität befhränften Pfahlbürgerthums und mangel- 
hafter Bildung bei den Abgg. Greger und Müller aus Wegeleben. 


Wir fommen nun zur fpeziellen Debatte. $. 1. ward ausgeſetzt, 
weil er das eigentliche Prinzip des Geſetzes enthielt, über welches man 
erft nadı Durchgehung der Einzelheiten abftimmen wollte. Aber ſchon 
8. 2. ftieß auf Widerfprud. Die Abtheilung wollte die Bildung jüdi: 
fcher Korporazionen blos auf kirchliche Zwecke eingefchränft wiffen und 
ſchlug daher vor, ftatt: „Judenſchaften““ zu fegen: „Synagogenge— 
meinden‘’. Die Abgg. v.d. Heydt, Schwerin, Hanfemann, 
Bederath, Graf Helldorf waren ebenfalld gegen den $., indem 
fie die Beftimmung als eine ungehörige Einmifchung des Staats in die 
firhlichen Angelegenheiten der Juden anfahen. Der Landtags: 
fommiffar erflärte jedoch, daß mehrere Judengemeinden felbft eine 
ſolche Beftimmung gewünfdht hätten, um die Drdnung in ihren kirch— 
lichen Angelegenheiten befier aufrechterhalten zu Fönnen, was aud) 
von verfchiedenen Seiten betätigt ward. Bei der Abftimmung wurde 
der Antrag Heydts auf Streichung des $.2, ebenfo der Alden: 
hovens: 

den Juden die Bildung von Gemeinden freizugeben, 


verworfen, der Antrag der Abtheilung dagegen angenommen. 
Der zweite Streitpunkt war die beſondere Vertretung der Judens 
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fchaften in den Stadiverorbnnetenverfammlungen ($. 15.). Obſchon 
diefelbe nur fakultativ fein ſollte, jo fürdhtete man doch eine Einwir⸗ 
fung der Unterbehötden auf die JZudenfchaften in dieſem Sinne. Auers- 
wald erflärte die Beftimmung für ein Geſchenk der Danaer; Andre 
fanden darin fogar eine Verlegung der Städteordnung, die eine Ber 
tretung einzelner Körperfchaften nicht fenne. Der $. ward faft eins 
ftimmig abgelehnt. 

Bei $. 18. fand man es bedenklich, daß die Regierung darüber 
zu entfcheiden haben folle, ob eine neue jüdische Sefte fich bilden dürfe, 
Dies greife, ward gefagt, in die innern kirchlichen Angelegenheiten 
und die Gewiffensfreiheit ein. Nur die äußeren Formen und Bedin— 
gungen einer folchen neuen Firchlichen Geftaltung könnten der Oberauf- 
fiht derRegierung unterliegen. Der Regierungsktommiffar felbkt 
gab Dies zu, und der $. ward danad) geändert. 

Der Antrag Schwerins zu $. 19 und 20, nicht permanente 
Kommiffionen, fondern folche für den einzelnen Fall zu bilden, fand 
feine Annahme. 

Die Regierung hatte fich in $. 27 vorbehalten, da, wo mehrere 
chriſtliche Elementarſchulen an einem Drte wären, über die Zutheilung 
der jüdifchen Kinder an diefelben zu verfügen. Diefe Beftimmung 
ward, als ein Eingriff in die Bamilienrechte, verworfen. 

Terner befchloß die Kurie auf den Antrag der Abtheilung, daß jede 
Synagogengemeinde verbunden fein folle, einen Religionslehrer anzu- 
ftellen; daß befondere Anftalten zur Bildung jüdischer Religionslehrer 
zu errichten wären, jedoch nicht auf Koften des Staats; ferner, daß 
eine Prüfung der jüdifchen Religionslehrer nah dem Maßſtabe der 
allgemeinen wiffenfchaftlihen Kenntniffe, wie foldye für chriftliche Ele 
mentarlehrer erfordert würden, ftattfinden, und endlich, daß den 
jüdiſchen Lehramtskandidaten die Aufnahme in die chriftlichen Semi. 
narien geftattet werden folle. 

Die Errichtung befonderer öffentlicher Judenfchulen Iehnte die 
Kurie ab, weil man darin nur ein neues Förderungsmittel der beftehen- 
den Abjonderung erblidte, ebenfo die in $. 34 enthaltene Bevormun⸗ 
dung, da eine ſolche in Bezug auf die Ehriften nicht ftattfinde. 

Einen längern Kampf veranlaßte 8.35. In Bezug auf den erften 
Theil defielben hatten ſich in der Abtheilung dreierlei Anfichten geltend 
gemacht; die eine ftimmte den Beichränfungen des $. bei, die andere 
wollte den Juden öffentliche Staatsämter einräumen, mit Ausnahme 
derer, welche ſich auf Kultus» und Unterrichtsgegenftände begögen, ſo 
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wie der Richter: und Dirigentenftellen; die dritte endlich wollte nur 
bie erfte diefer Ausnahmen gelten faffen. 

Für Diefe legte, alfo die freiefte Anftcht erflärten fich in der Kurie 
Schwerin, Dittrih, Knoblauch, Lucanus, Puttkam— 
mera. St. und Werner; für die zweite Graf Helldorf, Gaff— 
ron, Wodiczfa und Byla, während Borries und Wedell 
gegen jede Zulaflung der Juden zu obrigfeitlichen Aemtern waren, in= 
dem fie geltend machten, daß, bei den noch im Wolfe herrfchenden 
Borurtheilen, die Ausübung der obrigfeitlichen Befugniffe durch Juden 
fehr erfchwert fein dürfte. Von der andern Seite wies man darauf 
bin, daß durch ſolche Beichränfungen der Zwed, den Juden Gelegen- 
heit und Anreiz zur Entfaltung ihrer höhern Fähigfeiten und eines edlern 
Ehrgeizes zu geben , wieder verloren gehe. Die Brage: 

„Sollen die Juden zu allen Staatdämtern Zutritt haben, mit wel: 
Ken nicht eine Aufficht oder Leitung der chriftlichen Unterrichts» oder 
Kultusangelegenbeiten verbunden iſt?“ 
ward mit ſchwacher Majorität (220 — 215 Stimmen) bejaht. 

Die Zulaffung der Juden zu allen Gemeindeämtern, wie fchon 
das Evift von 1812 fie ausfprach, wurde von der Kurie mit 254 gegen 
212 Stimmen angenommen. 

Die Beichränfung, daß die Juden nur zu Schiedsmännern für 
Juden follten beftellt werden dürfen, fand feinen Anklang ; ed wurden 
Beifpiele angeführt von jüdifhen Schiedsmännern, die ihr Amt mit 
beftem Erfolg und beim vollften Vertrauen ihrer chriftlichen Mitbürger 
verwalteten. 

Die Ausfchließung der Juden von den ordentlichen Profefjuren 
ſuchte die Denkfchrift der Regierung damit zu rechtfertigen, daß die 
Juden doch nicht Proreftoren, Dekane, überhaupt Fakultäts- und 
Senatsmitglieder fein fönnten, da mit diefen Stellen theils eine Art 
obrigfeitlicher Gewalt, theild (bei Bromozionen) die Funkzion einer 
Eidesabnahme verbunden fei. Ebenfo wenig fönne man fie zu jurifti« 
ſchen, gefhichtlichen und filofoftfchen Lehrämtern im engern Sinne zus 
laſſen, weil bei allen diefen Fächern der hriftliche Geift ein nothwen— 
diges Erforderniß fei, indem diefelben einen wefentlichen Einfluß auf 
die Borbildung fünftiger Staatsbeamten, Lehrer und Geiftlichen, 
überhaupt aber auf die gefammte Erziehung der Jugend des chriftlichen 
Staates übten. 

Die Abtheilung verwarf diefe Gründe, ſchon um deswillen, weil 
bereits das Edikt von 1812 (welches freilich 1822 in diefem Punkte 
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wieder aufgehoben worden), die Zulaffung der Juden zu afademifchen 
Stellen ohne Beihränfung ausgefproden habe. 12 Stimmen 
‚gegen 2 hatten fi} daher für die unbefchränfte Zulaffung der Juden zu 
allen afademifchen Lehrämtern erflärt, 6 auch dafür, daß die Juden 
Proreftoren und Dekane werden fönnten, Der Reg.-Komm. Brüg— 
gemann vertheidigte hartnädig die Beftimmungen des Entwurfs. 


Zuerft fei Schon auf fünf Univerfitäten — Halle, Königsberg, Greif: 
wald, Breslau und Bonn — durch beſondere Statuten und Privilegien 
die Anftellung von Lehrern auf Berfonen hriftlicher Religion beichränft, 
Ferner müßten auch, der Natur der Sache nach, gewifje Fächer den Juden 
vorenthalten bleiben; zum juriftifchen Lehramte z. B. Fünnten Juden ſchon 
deshalb nicht zugelaffen werden, weil dazu die Würde eined Doftord beider 
Rechte erforderlich fei, bei Erlangung diefer aber der Kandidat ſchwören 
müſſe, die chriſtlich-kirchliche Nechtöverfaflung aufrecht zu erhalten. 
Mas die Filofofie betreffe, fo folle der freien miffenfchaftlichen Forſchung 
feine Schranfe gejegt werden, aber darum handle es fich, ob Demjenigen, 
der nach feiner religidfen Anihauung dem Chriftentbum feindlich gegens 
überftehe, durch Die Autorität des Staat? das filofofifche Lehramt über: 
tragen werden folle, während Deimjenigen, der im Chriflenthum geboren 
und unter den Segnungen deſſelben aufgewachfen fei, der feine Reben‘ 
anfchauungen unter der Einwirkung chriftlicher Verhältniſſe und Lehren 
gebildet habe, in dem Vertrauen, daß er dem Chriftenthum nicht feind 
lich entgegentreten werde, weil die wahre Filofofie diefem nicht wiber- 
Iprechen könne, daß der in ihm wohnende chriſtliche Geift bei feinen 
Forſchungen ein ftiller, lautlofer Führer und Warner fein werde, vertraut: 
ungsvoll ein filofoftiches Lehramt übertragen werben könne. Die Geſchichte 
ferner folle nachweilen, wie Gott die Erfcheinung des ChHriftenthums vor: 
bereitet und durch daſſelbe alle Verhältniffe des Lebens ihrer Umgeftaltung 
und weiteren Gntwidelung entgegengeführt habe. In diefem Sinne die 
Geihichte zu behandeln, fei einem Juden unmöglich. Wie möchte man 
als Lehrer der Gefchichte einen folchen berufen, der, vermöge feiner veli: 
giöfen Ueberzeugung, Den, welchen das Chriſtenthum göttlich verehrt, 
als einen faljchen Brofeten darftellen önne? Auch die Filologie, menn fe 
nicht 6108 Grammatik fein, fondern in den Geift des Alterthums einfüh⸗ 
ren ſolle, müſſe dieſes mit dem Maßſtabe des Chriſtenthums auffaſſen. 


Die Abtheilung hatte nämlich die Frage aufgeſtellt: warum ben 
Juden nicht wenigftens die Fächer der Linguiftif und Geografie 
überlafien werden follten? In der Geografie ſchien alfo ſelbſt der febr 
hriftliche Geijt des Reg.-Kommiſſars fein fpezififchechriftliches Clement 
entdeden zu können. 

Nach diefen Dedufzionen mußte freilich, wohl der Begriff des 
„chriſtlichen Staats’’, wie man ihn von Seiten der Regierung ver 
fteht und zu verwirklichen fucht, Sedermann „vollkommen Har’ fein. 
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Aber auch diesmal folgte dem Vertreter der Regierung der ewig 
wahe Feind und umerbittlihe Kritiker dicht auf der Ferfe. Herr 
v. Binde erklärte: 


Er könne nicht einfehen, wo die chriftliche Anfchauung in ven Bande: 
ten fige, diefer Hauptquelle unferer ganzen Rechtswiſſenſchaft. Was den 
juriftiichen Doftoreid betreffe, fo fei Das eine mittelalterliche Form, die 
am Beften ganz abgeichafft würde. Die Filofofie folle, wie der Kommiſſar 
ſelbſt zugebe, von feinen beftimmten VBorausfegungen, von feiner pofitiven 
Offenbarung ausgehen, fondern blo8 von den allgemeinen Geſetzen des 
Denkens. Zwei große Bilojofen, Spinoza und Mendelsfohn, wären 
Juden geweien, und er glaube, daß, wenn Dieje heute an der Berliner 
Univerfität jich babilitiren wollten, Diefelbe jih dazu nur gratuliren 
könnte. Auch die Gefchichte müſſe rein objektiv aufgefaßt werden. Sollte 
ein jüdiſcher Dozent an eine objektiv richtige Darftellung eine unrichtige 
Folgerung knüpfen, fo mürde wohl jeder Ehrift, der einer ſolchen Vor: 
lefung beimohne, jo viel Feftigkeit der Religionsanfichten mitbringen, um 
dadurch nicht irre geleitet zu werden. Ihm thue jede innere Ueberzeugung 
des Menichen leid, wenn jie erft durch den Staat gewährleiftet werden 
folle. Den Geijt des Eaffiichen Altertbumd werde gerade der Jude unbe: 
fangener auffaffen, als Der, welcher mit chriftlich = theologifchem Geift 
daran gebe. Wer das Alterthbum benugen wolle, um Firchliche Theorien 
daraus zu entwickeln, Der werde den wahren Elaffiichen Geift nicht treffen. 
Don den höheren Bildungsanftalten Preußens, die ſich als Sitze der Hu— 
manität ſtets ausgezeichnet hätten, Tolle man doch ja die engen konfeſſio— 
nellen Rüdjichten fernhalten. Diefen freieren Standpunft nehme das Sta: 
tut der Berliner Univerfität von 1809 ein, und nach diefem, nach dem 
Standpunfte des 19. Jahrhunderts jolle man die andern Statuten, die 
aus dem 16. Jahrhundert ftammten, beurtheilen und modifiziren. 


Auch Meviſſen proteftirte gegen die Auffaffung des Kommiſſars 
im Namen der freien Wiffenfhaft, welde fi nicht zwingen 
laffe,, „nur diejenigen Dffenbarungen des chriſtlichen Geiſtes, welche 
dem chriftlichen Staate genehm feien, für wahr zu halten, dagegen 
andere Dffenbarungen deſſelben Geiſtes, die das weite Feld der Ges 
fhichte berge, zu verwerfen.“ 


„Wenn zugegeben werden könnte,“ ſagte der Redner, „daß ein bes 
flimmter Geiit als chriftlicher Geift vom Staate deflarirt würde, im Gegen: 
fag zu dem wahrhaft freien chriftlichen Geifte, der, in feinem Jahr: 
hundert in feiner Form, ſtets aber in feinem Wefen verfelbe, in jedem 
Momente fich ſelbſt beſtimmt und im Laufe der Zeiten jich noch unendlich 
weiter beftimmen wird — dann wäre ed mit der freien Wiſſenſchaft zu Ende.’ 


Diefe Anfichten erlangten in der Berfammlung dad Uebergewicht, 
indem mit 222 gegen 181 Stimmen die Zulaffung der Judenzu 
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allen afademifhen Aemtern, einfhlieglih des Deka— 
nats und Proreftorats, befchloffen ward. 

Auch ſprach ſich die Berfammlung für Errichtung eines befondern 
Lehrftuhls zur Bildung jüdifcher Theologen aus. 

Die Mehrheit der Abtheilung wollte die Juden auch zu andern 
Lehrämtern zugelaffen wiffen, und zwar ein Theil zu allen, die nicht 
nothwendig ein hriftliches Bekenntniß erfordern, ein anderer Theil mit 
Ausſchluß der Vorfteherftellen und der Stellen an chriftlichen Elemen- 
tarfchulen. 

Diefe Anficht ftieß jedoch in der Verſammlung auf ftarfen Wider 
ſpruch. GrafMerveldt widerfegte fich derfelben im Namen der fa: 
tholifchen Kirche, deren Grundfäge verlangten, daß alle Lehrer an far 
tholifhen Schulen (die rein technifchen Bächer ausgenommen) den far 
tholifchen Standpunft fefthielten. Zugleich erinnerte er an bie 
Worte der Thronrede, wo der König gefagt: „Ich und mein Haus 
wir wollen dem Herrn dienen.“ Damit vertrage es ſich ſchlecht, 
wenn die Jugend ded Landes von Nichtchriften unterrichtet und er- 
zogen werde. 

Gudenau und Manteuffel ll. erflärten es für einen Despo: 
tismus gegen die ärmern Klaffen, wenn man diefe zwingen wollte, 
ihre Kinder in Elementarfchulen zu ſchicken, an denen jüdifche Lehrer 
lehrten, da doch die Wohlhabenderen, die ihren Kindern Privatunter 
richt ertheilen ließen, ſchwerlich dazu jüdifche Lehrer wählen würden. 

Auch Auerswald hielt die Ausfchließung der Elementarjchulen 
für nothwendig, weil an diefen der Lehrer allemal zugleich den Reli: 
gionsunterricht habe, und der Reg. : Kommiffar fegte hinzu: was 
von diefen, Das gelte auch von Progymnaften und Gymnaften, denn 
auch da jei die Wirkfamfeit der Lehrer eine erziehende. 

Die Kurie entfchied fi) mit 236 gegen 180 Stimmen für Beibe 
haltung des Entwurfs, alfo für Ausfchließung der Judenvon 
allen Lehrämtern an hriftlihen Schulen. 

Man fam nun zu der wichtigen Frage wegen der ftändifchen 
Rechte. 

10 Stimmen gegen 3 hatten fich in der Abtheilung dafür erflätt, 
daß den Juden alle ftändifche Rechte eingeräumt werben möchten. 
Als Grund dafür ward angeführt, daß die Juden ſchon als Stadivers 
ordnete an der Regelung des hriftlichen Gemeinwefens Theil nähmen. 
Auch läge es ja immer in der Hand der hriftlichen Wähler, ob fe 
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einem Juden ihr Vertrauen ſchenken wollten; gefchehe Dies, fo fönne 
man ſicher fein, daß der Gewählte ein tüchtiger Mann fei. 

In der Berfammlung trat hiergegen zuerft v. Gaffron auf, der 
bis auf diefen einen Bunft für die völlige Emanzipazion der Juden war. 

Dan jolle keinen Sprung machen, fagte er, fondern die Juden erft 
durch Entfeſſelung in den übrigen Beziehungen zu dieſer höchſten Stufe ver 
Gleichberechtigung mit den Ehriften heranbilden. Auch fei zu fürdhten, 
daß die Juden, bei ihren großen materiellen Mitteln und ihrem feften Zus 
fammenhalten, durch Ankauf von Grundeigenthum oder durch Beftechung 
ihre Leute in die fländiichen Berfammlungen bringen würden, und bedenk 
lich jei ed doch, bei der Geſetzgebung, welche den ganzen fittlichen 
und fozialen Zuftand des Staats bedinge, den Juden einen ſolchen Ein: 
fluß einzuräumen. 

Ihm ward von Schwerin entgegnet: 

Wenn die Juden dur Wahlumtriebe in die Stände kämen, fo würde 
Dies die Schuld der Hriftlichen Wähler fein, die fich beftechen ließen. 
Uebrigeng ſei ſchwerlich zu befürdhten, daß die Juden, die im Verhältniß 
zu den Ghriften jo gering an Zahl wären, auf den Landtagen ein Ueber: 
gewicht erhalten möchten. 


Dem ſchloß Hanfemann fih an, indem er zu bedenfen gab: 
wie man gerade wünſchen müffe, daß die Juden Eigenthum kauften, daß 
fie einem edlen Ehrgeiz nach ſtändiſcher Wirkſamkeit ſich Hingäben, denn 
Das würde fie am Erſten vom bloßen Handel abziehen. 

Bederath endlich wies auf Rurheffen bin, wo die Juden 
alle Rechte, das Patronat ausgenommen, befäßen. Da ward 
von minifterieler Seite abermals mit dem Feldgeichrei: ,, hriftlicher 
Staat!’ ein neuer Sturm verfuht. Man fegte Alles daran, um 
wenigitens diefen wichtigen Punft zu behaupten, nachdem man aus fo 
vielen andern ſchon verdrängt war. 

Manteuffel H. erflärte, daß er in einem chriftlichen Staate 
fid} audy nur einen hriftlihen König denfen fünne (ald ob man 
einen Juden auf den Thron fegen wollte!), der fih nur auf feine 
chriſtlichen Stände ftübe. Da indeflen, feste er hinzu, er zu 
feinem Bedauern wahrnehmen müffe, daß nicht in allen Mitgliedern 
diefer Begriff des chriftlihen Staats feftitcehe, fo wolle er auf die 
Würde der Standfchaft aufmerfiam mahen. So lange die Juden 
noch nicht moraliſch glei hoch ftänden, fo lange fie fich nicht auf 
demfelben Niveau religiöfer Bildung befänden (ald ob dies Beides 
Daſſelbe wäre!), fo lange müſſe man wünfchen, daß das wichtigfte po= 
litiſche Recht, die Standſchaft, ausſchließlich den Ehriften verbleibe. 
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Der Landtagsfommiffar erklärte fehr beftimmt: 


Es jei der „entfchiedene Wille‘ ver Regierung, den Karakter des 
chriſtlichen Staats aufrecht zu erhalten, und darum auch ihr „dringender 
Wunſch,“ daß diefe Verfammlung ftetd nur vom chriftlichen Geifte „durch— 
weht’ jei, 

Mit Bezugnahme auf Bindes Ausfall gegen den Schagminifter 
fuhr er ſodann fort: 

Er gebe zu, daß in der beftehenden Gefeggebung Elemente ſeien, die 
nicht ald vollfommen chriftliche bezeichnet werden konnten; aber das Be 
ftreben der Regierung gehe dahin, die Gefeßgebung dem Chriftenthum im: 
mer mehr anzufchließen, dem chriftlichen Prinzip immer mehr Geltung bar: 
in zu verichaffen. 

Hiernach wird man alfo wohl nächftens das Heer entlafien, den 
Staatsfchag unter die Armen vertheilen, alle Eide fo wie alle Iujurien- 
gefege abjchaffen und fi) aller Sorge um die materiellen Intereſſen bed 
Landes, um Handel und Gewerbe entfchlagen, da diefe ängſtliche Sorge 
um das Irdiſche, die dem Spruche: Mein Reich ift nicht von dieſer 
Welt, direkt zumiderläuft, einer vom wahrhaft chriftlichen Geiſte 
„durchwehten“ Regierung nicht wohl anfteht. 

Es war übrigens ganz Flug von den beiden Wortführern des 
hriftlichen Staats, daß fie ſich nicht lediglich auf die innere Kraft die 
ſes Gedankens verließen, fondern noch einen andern Talisman zu Hülfe 
nahmen, welcher ihnen ſchon oft den Sieg verfchafft hatte: die Beru- 
fung auf den „entſchiedenen Willen ’’ der Regierung und die Herbei- 
ziehung des föniglihen Namens. Durch diefe glückliche Mifchung welt: 
licher und geiftlicher Mittel gelang es dem Minifterium , feine heilige 
Schaar fo zu fanatifiren, daß fie, ald Binde die Tribüne beftieg (blod 
um eine perfönliche Bemerfung zu maden), durch Schreien und Troms 
meln mit den Füßen ihn nicht zum Worte fommen laffen wollte, bis Die: 
fer erklärte: er erwarte eine Wiverlegung mit Gründen, nicht mit den 
Füßen. — Die Frage: 

„Sollen den Juden alle ſtändiſchen Nechte, gleich den Chriften, 
beigelegt werben ?“ 
ward mit der Mehrheit von einer Stimme (220 gegen 219) ver: 
neint. 

Die Oppofizion verfuchte in der folgenden Sigung, wenigftens 
einen Theil der ftändifchen Rechte für die Juden zu erfämpfen. Han 
jemann ftellte ven Antrag, fie zu den Kreistagen zugulaffen, wo 
ja nur über ganz materielle Intereffen, Chauffeebauten u. dgl., ver: 
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handelt würde, oder dody das aftive Wahlrecht ihnen einzuräumen, 
Auch fand diefer Antrag von Seiten der Abgg. Naumann, Bede 
rath, Stämmler, Dittrich, Milde, Winzler und dem Re— 
ferenten lebhafte Unterftügung. Schon ald Stadtverordnete, ward 
gejagt, hätten die Juden das Recht, die Landtagsabgeorbneten in den 
Städten mitzumwählen ; diefes werde ihnen alfo durch den Entwurf ent- 
zogen. Auch fei es eine Beeinträchtigung für Die, welche einen Juden 
zum Stadtverorbneten gewählt hätten, wenn ihr Vertreter nicht mit 
wählen dürfe. Tfchode erwähnte, daß in Breslau die jüdifchen 
Stadtverordneten ohne Widerfpruc an den Landtagswahlen Theil ges 
nommen hätten. An andern Orten dagegen waren fie davon audge- 
ſchloſſen worden, 


Allein auch gegen diefen Vorichlag erhob fih mit aller Macht die 
Begenpartei: es fei bereits darüber abgeftimmt, daß die Juden feine 
ftändifchen Rechte haben follten; Das fei wenigftens der Sinn der Ab: 
fimmung in der legten Sigung gewefen; man fünne jegt nicht wieder 
darauf zurüdfommen, nicht jenen Beſchluß umftoßen oder doc umgehen 
wollen. 


Selbit von den Freunden der Emanzipazion fchloß Graf Renard 
fi) diefem Bedenken an, und, obfhon Binde, Auerswald, Milde 
u. A. entfchieden widerfprachen, fo trug doch wahrfcheinlich dieſer for 
melle Grund wefentlich dazu bei, daß der Antrag mit 249 gegen 191 
Stimmen durchfiel. 


Das Bedenken, das man erhob, fand übrigens in den vorgefchrie- 
benen Formen der Gefchäftsordnung, wie auch der Marfchall fak— 
tifch anerfannte, Feine Begründung, denn man fonnte ganz wohl, nad)» 
dem der frühere Beichluß die Ertheilung aller ftändifchen Rechte an 
die Juden verneint hatte, auf die Frage zurüdfommen: ob ihnen nicht 
wenigftens einige ſolche Rechte einzuräumen, namentlih das Mini« 
mum derfelben, das bloße aftive Wahlrecht. Wenn Etwas gegen den 
Antrag Hanfemannnd eingewendet werden fonnte, fo war es höch— 
ftens Dies, daß nad) der bisherigen Praris Vorfchläge diefer Art, vie 
fi) auf eine befchränfende oder erweiternde Abänderung eines Haupt: 
antrags bezogen, vor der Abftinnmung über diefen!felbft vorgebracht zu 
werden pflegten. Allein eine Nothwendigkeit hierzu war, nad) den Bor: 
fchriften der Gefchäftsordnung, durchaus nicht vorhanden ; der Antrag 
fam vielmehr ganz rechtzeitig, da über die Annahme des $. 36 ſelbſt 
noch nicht abgeftinnmt war. 
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Einſtimmig erflärte fi die Abtheilung dafür, daß dem jüdifchen 
Patrimonialgerichtsinhabern geftattet fein möge, ihre Gerichtshalter 
und Poligeiverwalter felbft zu beftellen, unter Vorbehalt der Beftäti- 
gung der Behörde. Einige Mitglieder wollten ihnen aud) die perfön- 
liche Verwaltung der Gerichtsbarkeit und Polizei, ganz wie den hrifl- 
lichen Gerichtäherren, zugeftehen. 

Die Kurie nahm das Erfte an, lehnte aber das Zweite ab. . 

Ferner befchloß man, die Aufficht über eine Kommunalverwaltung 
dem jüdifchen Gerihtsherren zuzuſprechen — nicht fo aber über das 
Bermögen einer chriftlichen Kirche. 

Daß ein Jude das Patronat nicht ausüben könne, damit war 
die Abtheilung einverftanden; nur beantragte fie — mit 11 gegen ? 
Stimmen —, daß deffen Ausübung in foldhen Fällen nicht der Regie 
rung, fondern der Gemeinde zufallen möge. Die Kurie ſchloß ſich 
diefem Antrage an. 

Für $. 37 befchloß die Kurie folgende Faffung vorzufchlagen: 

„In Betreff des Gewerbebetrieb unterliegen die Juden feinen andern 
Beichränfungen, ald die Chriſten.“ 

Man müfje, ward gefagt, Alles ausfchließen, was die Abficht, 
den Juden den Gewerbebetrieb völlig freizugeben, auch nur im Leifeften 
wieder verbächtigen könnte. 

Bon allen übrigen $$. des 1. Abfchnittes war es nur nod) einer, 
der zu einer längern Verhandlung Anlaß gab. Bei $. 40 nämlid 
hatte die Abtheilung die Einführung der Zivilehe unter den Juden 
beantragt, analog Dem, was das neue Religionsgefeg in diefer Hin- 
ſicht für die chriftlichen Diffidenten verordne. 

Diefer Antrag erlangte in der Kurie eine große Majorität. Zu 
gleich hatte die Abtheilung davon Gelegenheit genommen, die Frage 
anzuregen : 

ob nicht auch die Ehe zwifchen Juden und Ehriften freizuge 
ben ſei? ; 

Das Landrecht, ward gefagt, verbiete den Chriften Heirathen nur 
mit folchen Berfonen, 

„welche nach den Grundfägen ihrer Religion fich den chriftlichen 
Ehegeſetzen zu unterwerfen verhindert find‘, 

Daß dergleichen religidfe Hinderniffe auf Seiten der Juden nicht 
befländen, gehe unter Anderm and dem im der Denkichrift zitirten Gut⸗ 
achten des Pariſer Sanhedrin hervor, wonach das mofaifche Gejeg den Jw 
den Ehen nur mit abgöttifchen Völkerfchaften verböte. Zu dieſen aber 
zechne der Talmud die Ehriften nicht, weil fie den wahren Gott anbeten. 
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Alſo Sediglih vom kirchlichen Standpunkte ftellten fich einer fol 
hen Miſchehe Hinderniffe entgegen, da allerdings chriſtliche Geiftliche Ans 
ftoß nehmen möchten, eine Che mit einem Juden einzufegnen, wie umge: 
fehrt von den Rabbinern eine Ehe mit einem Chriften nicht anerfannt 
würde. Allein, wie der Staat Über die Bedenken hinweggehe, welche in 
der chriſtlichen Kirche felbft gegen Ehen von Berfonen verſchiedener 
Konfeiiion beftänden, ebenſo fönne er es bei Ehen zwifchen Chriſten 
und Juden thun, wenn er jih, unbefümmert um kirchliche Hinderniffe, 
darauf beichränfte, die Korm der Ehe und deren Wirkungen zivilrecht— 
lich zu beſtimmen. 


Die Abtheilung empfahl daher der Kurie mit 12 Stimmen gegen 3: 

„bei Sr. Majeftät dem Könige die Znlaffung ver Zivilehe zwis 
chen Chriften und Juden zu befürworten“, 

In der Kurie nahmen ſich diefes Antrags die Abgg. Graf Res 
nard, Tihode, v. Sauden, v.Byla, v. Bardeleben, Alden 
boven und Hanjemann aufs Wärmfte an. 

Graf Renard erkannte in der Ehe zwifchen Juden und Ehriften 
das befte Sühnemittel nazionalen Haſſes. Tihode und v. Byla 
glaubten ebenfalls, daß durd Nichts fo leicht, als durch die Gemein: 
fchaft des Familienlebens, die noch beftehende Abjonderung und die 
Berfchievenheit der Lebensgebräuce befeitigt werden möchte. Sauden 
fand es nicht gerechtfertigt, wenn das Heiligfte im Menfchen, die 
Liebe, umterdrüdt werde oder der eine Theil gezwungen fei, feinen 
Glauben abzufhwören. Bardeleben fragte: ob man denn apofto- 
lifcher fein wolle, als die Apoftel felbft, welche Ehen zwifhen Juden 
und Chriften geftattet hätten? Auch berief er ſich auf das Beifpiel 
anderer Länder, Frankreichs, Englands, Weimars, Kurheſſens, Bel: 
giens, wo Mifchehen erlaubt wären. Wenn nun eine ſolche Ehe dort 
eingegangen würde und die Eheleute kämen dann nad) Preußen zurüd, 
fo folle hier die Ehe gerichtlid; getrennt werden, wie Dies neuerdings 
in Königsberg vorgefommen *)? 

Gegen den Antrag machte Manteuffel geltend: wenn aud) Die 
Eheleute felbft durch ihre Liebe über den Gegenfag ihrer Glaubensmei— 
nungen hinweggehoben würden, wie aber würden die Kinder, „die mit 
dem Eintritt ins Leben noch nicht zum Bewußtfein diefer Liebe gelangt 
find’’, diefe Religionsverſchiedenheit befeitigen ? 

(Glaubt denn der geehrte Abgeordnete, daß die Kinder früher 


*) In dem bekannten Falle des Dr. Falkſon. 
25 
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zum Bewußtfein der Religionsverfchiedenheit ihrer Aeltern, als zu dem 
der gemeinfamen Liebe, welche fie mit Diefen und Diefe unter einander 
verbindet, gelangen werben ?) 

Steinbed entwidelte tiefmyftifche Begriffe von der Ehe, „die 
durch ihre Firchliche Bedeutung den Ehriften mit dem Erlöſer verbinde‘, 
während der Nichtchrift diefelbe nur als ein rechtliches Verhältniß, der 
Jude fie fogar als einen Kauf betrachte. 

Zwei Fatholifche Mitglieder, Harthbaufenundv. Landsberg: 
Steinfurt, widerfegten fi) dem Antrag im Namen ihrer Kirche, wel 
he Ehen zwifchen Katholiken und Juden für ungültig erfläre. Ihnen 
erwiderte aber ein andrer Fatholifcher Abgeordneter, Aldenhoven: 

Die Kirche erkenne Manches nicht an, was der Staat doc, zulafie 
oder felbft vollziehe, z. B. Cheicheivungen. Das fei dann Gewiſſensſache 
jedes Einzelnen. 

Bon manchen Seiten ward auch behauptet: die ganze Frage ge 
höre nicht hierher. Schwerin fagte: hier habe man nur die rechtliche 
Form der Ehe zu beftimmen; das Kirchliche müffe ganz aus dem Spiel 
bleiben, gemäß dem Grundfaß: das Gebiet der Kirche von dem de? 
Staats zu trennen. Andre wieder meinten: es bedürfe eines ſolchen 
Antrags gar nicht, da ein gefegliches Verbot von Mifchehen nicht 
eriftire, oder man müffe fich wenigſtens erft Darüber genauer untertich— 
ten. Allein Dem hielten Hanfemann und der Referent den K 
nigsberger Ballentgegen, und, obfchon der Regierungsfommilfar 
eine Interpellazion Auersmwalds darüber nicht beantwortete, fo 
fonnte doc, nad) den angeführten Thatfachen , fein Zweifel fein, daß 
wenigftens die Regierung die Gefege fo auslege, als ob fie wirklid 
Ehen zwifchen Juden und Chriften unterfagten. 

Die Kurie beſchloß daher, troß des erhobenen Widerſpruchs, auf 
den Gegenftand einzugehen, und nahm fodann den Antrag feloft mit 

281 bejahenden 
gegen 142 verneinende Stimmen 
an. 

Den zweiten Abfchnitt des Entwurfs, welher Ausnahme 
beftimmungen für die pofener Juden aufftellte, hatte die Abthei- 
lung einftimmig verworfen ; fie wollte, daß der erfteAbfchnitt für die 
ganze Monarchie Geltung haben follte. Ihre Gründe dafür waren 
folgende: 


Die Regierung erkenne ſelbſt in der Denkſchrift an, daß die Verordn. 
v. 1. Juni 1833, welche die Verhältniffe ver Juden in Poſen georbnet, 
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auf den fittlichen Zuftand derfelben wohlthätig eingewirkt und daß verfelbe 
fich feitvem merklich gehoben habe. Allein fie fchreibe dieſe Wirkungen 
nicht ven befreienden, fondern ven befhränfenden Beftimmungen 
jener Verordnung zu und halte deshalb die Berlängerung diefer legtern für 
gerechtfertigt. Die Abtheilung fei der entgegengejegten Anficht. Sie ftüge 
fich dabei theild auf die amtlichen Berichte der Regierungen zu Bromberg 
und Pofen, zufolge deren gerade die Vereinigung der Juden in Pofen zu 
bürgerlichen forporativen Berbänden nachtheilig auf fie gewirkt habe, theils 
auf den allgemeinen Erfahrungsiag, daß die Juden überall da auf einer 
höhern Bildungsftufe ſtehen, wo fie fich einer humanen Geſetzgebung er: 
freuen. Möchten übrigens auch die pojenichen Juden an Bildung hinter 
denen der andern Provinzen zurüd fein, jo fländen fie doch gewiß auf feiner 
niederern Stufe, als auf welcher die Juden der alten Provinzen zur Zeit 
der Erlaſſung des Edikts v. Jahre 1812 fich befunden, Es fei ferner um 
fo weniger gerechtfertigt, die Juden Polens noch länger unter einer Aus— 
nahmegefeggebung zu halten, als ein großer Theil ihrer früher gleichfalls 
zum Herzogthum Warſchau gehörigen Stammesgenofien, der zu ben 
Negierungsbezirfen Sranffurt und Marienwerder geichlagen worden, ſchon 
langft ver Gejeggebung der Altern Provinzen fich erfreue, ohne daß daraus 
ein Nachtheil für den Staat hervorgegangen. 


Der Kampf, der fi hierüber in der Kurie entfpann!, ward auf 
der einen Seite von Solchen geführt, denen vor einer Ueberſchwem— 
mung ihrer Landestheile mit pofenfchen Juden bangte, auf der andern 
Seite von Abgeordneten der Provinz Pofen, die freilich ebenfofehr ein 
Intereſſe daran hatten, ihre Provinz von der dort zufammengedräng: 
ten jüdifchen Bevölferung zu entlaften. Den Legtern ftand jedoch zu— 
gleich das höhere Interefie der Gerechtigkeit und Humanität zur Seite; 
auch konnten fie mit Recht für fi) geltend machen, daß, wenn fie die 
Laft, die jegt ihre Provinz drüde, diefer erleichtert zu fehen wünfchten, 
ihre Abficht dabei feineswegs die fei, dieſe Laft den andern Provinzen 
aufzubürden, daß fie vielmehr überzeugt wären, die Folge einer Frei: 
gebung der pofenfchen Juden werde eine Erhebung derfelben zu einem 
weit befieren fittlihen und geiftigen Zuftande fein, einem Zuftande, der 
fie dann für feinen Landestheil mehr als ein gefährliches Element ers 
fheinen laſſe. Sehr treffend ſprach Dies namentlid) der Abg. v. Ja— 
raczews ki in dem folgenden Gleichniß aus: 


„Wir Landwirthe, wenn wir Waffer haben, das dur Aufftauung 
jumpfig und gefährlich werden fünnte, fuchen dieſes abzuleiten, um daſſelbe 
der gefunden Luft, den fegnenden Sonnenftrahlen auszufegen. Das Waſ— 
fer verliert dann feine ſchädlichen Eigenſchaften, eignet ſich die guten an. 
Thun wir in der moralifchen Welt Daffelbe mit ven Juden! Entziehen wir 
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Diefelben der fegnenden Einwirkung der Zivilifagion nicht! Im Gegen: 
tbeil, laſſen wir fie fich frei unter und bewegen !’ 


Auch Abgeoronete anderer Provinzen traten auf diefe Seite, und 
ſo ward der Vorſchlag der Abtheilung mit 
| - 242 gegen 161 Stimmen 
angenommen. 

Schon im Laufe der allgemeinen Debatte über den Geſetzentwutf 
waren mehrere Amendements geftellt worden, welche auf Ablehnung 
des ganzen Geſetzes gingen. An deffen Stelle follte dann entweder, 
wie Bederath und Winzler vorſchlugen, ein einziger Paragraf tre: 
ten, der die völlige Gleichberedhtigung der Juden mit den Ehriften in 
allen und jeden Beziehungen ausfpräche (die den Kultus fpeziell betref⸗ 
fenden natürlicy audgenommen), oder, nah Mildes Antrag, das 
Geſetz v. 1812, in feinem urfprünglichen,, ächt freifinnigen Geifte und 
nach dem gegenwärtigen Bebürfniffe ergänzt und verallgemeinert. 

Auf diefe Anträge ging man jegt zurüd, wie Dies gleich damals 
vom Marſchall ausdrücklich vorbehaltenworden war. Zuerft am ber 
Beckerath-Winzlerſche Antrag zur Abftimmung, Bederath er 
Härte defjen Annahme für eine Forderung der Gerechtigfeit. Da 
gegen warb von den Gegnern der Emanzipazion, insbefondere den 
Herren v. Bismark und Lilien, nochmals an den hriftliden 
Sinn der Verfammlung appellirtt, und Graf Finfenftein ging jo 
weit, zu behaupten: durdy die Emanzipazion der Juden werde man 
eine Ungerechtigfeit gegen die Chriften begehen. 

Der Antrag ward mit 

220 gegen 186 Stimmen 
verworfen. 

Milde z0g hierauf den feinen zurüd. 

Der Marfchalt ftellte num die Frage: 


ob die Verfammlung den König bitten wolle, den Gefegentwurf mit 
den beſchloſſenen Abänderungen zu erlaflen? 


Diefe Frage ward mit fehr ftarker Majorität bejaht, 


Bei der Berathung in der Herrenfurie famen faft alle die Streit- 
fragen, weldye die andere Kurle bewegt hatten, und größtentheils aud) 
diefelben Beweisführungen, diefelben allgemeinen Gegenfäge, ja fogat 
diefelben befondern Schattirungen der Anfichten wieder zum Vorſchein. 
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Nur das numerifche Verhältnif der Partein zu einander war hier ein 
ganz anderes, 

Für völlige Emanzipazion der Juden kämpfte in der Her: 
renfurie diefelbe freifinnige Dreiheit, die bei allen Fragen diefer Art feft 
zufammenzubalten pflegte — Graf York, Graf Dyrhn und Fürft zu 
Lynar. Sie fämpften dafür mit einem Eifer, einer Konfequenz und 
Ausdauer, die um fo bewundernswerther war, als fie natürlich von 
vornherein auf einen Sieg ihrer Ideen verzichten mußten. Sie griffen 
nicht allein in der allgemeinen Debatte das Prinzip des Gefegentwurfs 
aufs Entfchiedenfte an, fondern kamen andy bei der Berathung der ein: 
zelnen PBaragrafen mit unerfchütterlicher Beftigfeit immer wieder auf 
ihre Grundfäge zurüd und machten den, durch ihre Zahl übermächtigen 
Gegnern jeden Fußbreit Boden ftreitig. 

Fürſt Lynar erflärte fi namentlich gegen die Abſperrung der Fu- 
den in befondere Korporazionen, die er fehr bezeichnend „moraliſche 
Ghettos“ nannte. Eine folhe Scheidung zwiſchen den Bürgern def: 
felben Staats fei ein mittelalterliches Inſtitut; unfre Zeit fordre viels 
mehr die möglichfte Verſchmelzung der Juden mit den Ehriften, damit 
Diefelben lernten, dem Staate, den fie bewohnten, ganz anzugehören. 
So geböte ed auch das Chriftenthum, deffen wahrer eift ein Geift der 
Liebe und Berföhnung fei. Er beantragte daher die gänzliche 
Ablehnung des Gefegentwurfs und eine Bitte an den König 
um Vorlegung eines andern, der dievöllige Emanzipazion der 
Juden entweder fofort verwirflicye, oder doch worbereite. 

Der Antrag fand, wie Dies nicht anders zu erwarten ſtand, in 
der Kurie wenig Anklang. Nicht einmal die erforderlichen je h s Mit: 
glieder erhoben fich zu feiner Unterftügung. 

Graf Morf fügte feinen Widerfpruch gegen das Geſetz auf das 
Prinzip der Trennung von Kirche und Staat, auf die Gewiffensfreiheit, 
welches in Preußen von jeher fchon, im Allg. Landrecht, anerkannt fei, 
auf die Gerechtigkeit gegen die Juden, welche zum Theil, namentlich in 
den ehemals franzöfifchen Landestheilen, Schon im Befig größerer Rechte 
gewefen, ald der Entwurf ihnen zuertheilen wolle, endlich auch auf die 
Erfahrung, daß da, wo die Juden emanzipirt wären, die meiften 
Vebertritte zum Ehriftentbum vorfämen. Graf York nahm die Juden 
gegen den Vorwurf größerer Unfittlichfeit in Schug, weldyen die vom 
Zuftizminifterium veröffentlichte vergleichende Statiftif der Verbrechen 
von Juden und Ehriften auf fie gewälzt habe. Dieſe Statiftif fei uns 
richtig, infofern ſie z. B. die ſämmtlichen Holz» und Forftfrevel — 
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zufammen wohl 190,000 — außer Berechnung laffe und die jüdiſche 
Bevölkerung nur zu den 77,000 andern Verbrechen ftatt zu etwa 
260,000, in Verhaͤltniß ftele. (Schon die Abtheilung hatte die Bemer: 
fung gemacht, daß man die jüdifche Bevölferung hierbei nicht mit der 
Gefammtbevölferung, fondern nur mit der ftädtifchen — weil aud) die 
Juden faft nur in Städten lebten — vergleichen dürfe.) 

Graf Dychn befämpfte die Anficht, als ob die Juden nod) nicht 
reif zur Gmanzipazion wären. So fage man zu Jedem, dem man Et: 
was verweigern wolle. Wenn man nun auch 1808 die preußifhen 
Bauern für nicht reif zur Emanzipazion erflärt hätte, wo wäre ba bie 
fo glorreiche und fegensreiche Landeskulturgeſetzgebung geblieben? 

Auch Graf Zieten fchien bei der allgemeinen Debatte ſich den 
Vertheidigern der Emanzipazion anzufchließen,, verleugnete jedod) diefe 
Anficht fpäter mehrfach bei den einzelnen Punkten. 

Das entgegengefegte Extrem ward am Entfchiedenften vom Fürs 
ften W. Radziwill, einem Mitglieve der Abtheilung, vertreten. 
Wie Graf Finfenftein in der Ständefurie, fo erklärte Fürft Rad: 
ziwill: die Juden möchten Chriften werden, dann wären fie fogleid 
emanzipirt! Die 1800jährige Zerftreuung dieſes Volks über die ganze 
Erde fei ein Öottesgericht, welches fie felbft verſchuldet hätten. 

Nicht ganz fo ſchroff, aber doc) in den meiften Punkten gegen eine 
größere Gleichftellung der Juden mit den Chriften ſprach fih Graf 
Dohna-Lauck aus Sein Standpunkt war der des chriftlichen Staas 
tes, auf welchen ihm bei der fpeziellen Debatte noch verfchiedene andere 
Mitglieder folgten. 

Endlih fanden aud) die vermittelnden Anfichten, die in der andern 
Kurie ſich geltend gemacht hatten, hier ihr Gegenbild : die eine, welde 
die Juden nur allmälig zur Freiheit heranziehen wollte, dort durch 
den Herrn v. Byla, bier durcd) den Grafen Solms-Baruth ver 
treten; die andere, drüben vom Grafen Nenard aufgeftellt, hier vom 
Herrn v. Sierftorpff verfochten, wonach den Juden zwar völlige 
Emanzipazion gewährt werden follte, aber unter der Bedingung, daß 
fie ihren Separatismus, ihre Intoleranz gegen chriftliche Sitten und 
Gebräuche aufgäben, vor Allem den Sabbat auf den Sonntag ver- 
legten. 

Bon der Minifterbanf aus ward der Entwurf hier durch den Mi- 
nifter Eich Horn vertheidigt. Die Idee des chriftlichen Staats, welche 
in der andern Kurie der Minifter v. Thile fo fcharf in den Vorder: 
grund geftellt hatte, ward von Eichhorn mehr nur beiläufig anges 
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führt — vieleicht weil er deren Anerkennung in diefer Kurie mehr, als 
in der andern, vorausjegen zu dürfen glaubte, Dagegen fpielte in 
Eichhorns Vortrag eine andere Lieblingsidee des herrfchenden Sy— 
ſtems eine große Rolle: das Prinzip Forporativer Bereinigung 
oder, wie der Minifter ed nannte, ‚‚organifcher Bildung‘’. Der Minis 
fter beflagte, daß unfre Zeit eine Scheu habe vor jeder foldhen „orga⸗ 
nifhen Bildung in den gefellihaftlihen Zuftänden‘ , daß fie, aus 
Furcht der Wiederkehr früherer Zuftände, überall widerjtrebe, wo ein 
neues forporatives Leben ſich bilden wolle. Gleichwohl zeige fich doch 
auch ein Bedürfnig organischer Öeftaltungen — Das beweife der Trieb 
der Affoziayion. Wenn nun irgendwo Etwas von felbft auftauche, 
ohne Zuthun des Staats, was ein organifches Leben gewinnen wolle, 
da fei die Öelegenheit nicht zu verfäumen, „den leeren Raum mit neuen 
Lebensformen anzufüllen.“ Diefe Idee habe man ſchon bei der neuen 
Gewerbeordnung verfolgt; von diefer fei man auch hier ausgegangen. 
Es follten feine neuen Klorporazionen geichaffen werden , fondern das 
Geſetz nehme die fich vorfindenden Zuftände auf, denn an vielen Orten 
eriftirten fchon Judenfchaften; es mache ſich ganz von felbft, daß Diefe, 
neben den religiöfen Angelegenheiten, auch noc andere gemeinfame 
Angelegenheiten ihrer Glaubensgenoſſen in den Kreis ihres Wirkens 
zögen; diefem Sichvonſelbſtmachen fomme man nur zur Hülfe, indem 
man jenen Vereinigungen Korporagionsrechte beilege u. f. w. Die 
befondere Vertretung der Judenfchaften in den Stadtverordnetenfollegien 
fei nur deshalb vorgejehen, damit da, wo etwa dad Mertrauen der 
chriftlihen Wähler fich nicht den Juden zuwende, Dielen ein andrer 
Meg in die jtädtifche Vertretung eröffnet fei. Die NRepräfentanten der 
Judenſchaften follten übrigens feineswegs das gefonderte Intereſſe 
ihrer Korporazion, fondern ebenfogut das der ganzen Bürgerfchaft 
vertreten, wie die Abgeordneten der befondern Stände auf den Land- 
tagen das ganze Land. Auch fei ja Alles dem freien Entſchluß der Zus 
denfchaften und der freien Vereinigung mit den ftädtifchen Korporazios 
nen überlaffen. Sei es alfo nicht vielmehr eine Befchränfung der reis 
heit, ein unftatthafter Zwang zur Bermifhung, wenn man Dem 
widerftrebe? 

Trog diefer eindringlihen Empfehlung der ‚‚organifchen Bilduns 
gen’’, erklärte fich dennoch die Herrenfurie, wie die Ständefurie, auf 
den Antrag ihrer Abtheilung für Ausjcheidung alles Defien aus den zu 
bildenden Vereinigungen der Juden, was über den Zwed einer korpo— 
tativen Regelung ihrer firchlichen Angelegenheiten hinausgreife und 
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dieſelben zu abgefonderten politifchen Korporazionen machen möͤchte. 
Demgemäß ward in 8.2 der Ausdruck Judenfchaften mit dem: 
Synagogengemeinden, vertaufchtz es ward die befondere Ber- 
tretung diefer Vereine in den Stadiverordnetenfollegien abgelehnt, ja 
fogar deren Befugniß zur Berwaltung von Armenfonds und Stiftungen 
auf die ſchon beftehenden und auf ſolche neu hinzukommende befchränft, 
deren Stifter Dies ausdrücklich wünſchen würden. 

$. 18 befchloß man, unter Zuftimmung des Minifters, fo zu 
faffen, daß die Regierung Trennungen in jübifchen Gemeinden 
nicht zu hindern, wohl aber darüber zu entfcheiden habe, ob eine neue 
Gemeinde fich bilden dürfe — wie ja auch feine neue hriftliche Reli: 
gionsgefelfchaft ohne Genehmigung des Etaatd ins Leben treten 
könne. 

Bei $. 20 ward beantragt, daß %% der in die Kommiſſion zu er- 
nennenden Mitglieder aus den von den Synagogengemeinden Vorges 
fhlagenen genommen werden möchten. 

$. 27 ward, wie auch von der andern Kurie gefchehen, geſtrichen, 
weil man die allgemeinen Beftimmungen, wie fie für die Chriften gel: 
ten, für ausreichend hielt und nicht wollte, daß etwas Befonderes für 
die Juden feftgefegt würde. 

Dagegen trennte fich die Herrenfurie von der Ständefurie, indem 
fie die Bildung abgefonderter jüdiſcher Schulen guthieß. 

Bei $. 34 erklärte fich die Minorität der Abtheilung — Graf 
VYork und Fürft Radziwill — gegen das darin liegende Prinzip 
der Bevormundung. Auch ward ihnen in der Kurie von Dyrhn und 
Lynar beigeftimmt. Allen die Majorität der Abtheilung berief ſich 
darauf, daß die Beftimmung in Bofen ſchon fehr günjtig gewirkt habe, 
und fo nahm die Kurie den $. an, 

Bei den num folgenden wichtigen Gefeßesbeftimmungen trat die 
Kleine freifinnige Frakzion der Kurie mit aller Energie und Einmüthig— 
feit für ihe Prinzip in die Schranfen. Sie wollte zunächft alle 
Staatsämter den Juden freigeben, mit alleiniger Ausnahme derer, 
welche chriftlihe Kultus: und Unterrichtsangelegenheiten berührten. 
Lynar fragte: welches Bedenken man haben würde, einem Nathan 
dem Weifen felbft das wichtigfte Staatdamt anzuvertrauen? York 
erinnerte daran, daß ſchon das Evift von 1812 den Juden Hoffnungen 
auf Staatsämter gemacht habe. Dyrhm erklärte: er halte es für ein 
Zeichen der Siegesgewißheit, des Vertrauens auf die fliegende Kraft 
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der Wahrbeit des Chriſtenthums, wenn man fih nicht fürdhte, den 
Juden auch die größten Rechte im Staate einzuräumen. 

Aber diefe wenigen freifinnigen Stimmen verhallten unter dem 
Widerfpruch einer weit größern Zahl von Gegnern. Die Majorität 
der Abtheilung erflärte fi für den Entwurf, theils aus dem allge- 
meinen Gefihtspunfte des hriftlihen Staats, theild wegen der un: 
vermeidlichen vielfahen Berührungen der meiften Staatsämter mit 
fichlihen und Schulangelegenheiten, theild endlich aus Furcht, die 
Juden möchten ihre Macht, wenn fie in den Beftg von Staatsftellen 
fämen, zum Nachtheil des chriftlichen Elements misbraudyen. 

Diefe Anfihten fanden in der Kurie überwiegenden Anklang. 
Kielmansegge erklärte es für unangemeffen, wenn der chriftliche 
Staat von Juden regiert werden ſollte; Burgbaus berief fi) auf die 
Stimme des Bold; Solms-Baruth hielt mit feiner Idee der „all— 
mäligen Emanzipazion’’ einen folden raſchen Schritt für unverträglich, 
und Graf Zieten äußerte fehr naiv: fo lange man noch unter den 
16 Millionen Ehriften tüchtige Leute hätte, warum follte man denn 
nad) Juden greifen? 

Der Minifter Eichhorn leugnete, daß in dem Edikte v. 1812 
etwas Beitimmtes „verheißen“ fei. Es heiße dort in $. 9: 

„Inwiefern die Juden zu andern Öffentlichen Bebienungen und 
Staatdämtern zugelaffen werden Eönnen, behalten wir uns vor zu bes 
ſtimmen.“ 

Es ging alſo hier mit dem „inwiefern“ ebenſo, wie mit dem 
„wie“ in dem Gef. v. 1823. Wie man ſich dort an das Wörtchen: 
Wie anflammerte, um die Achtmännerdeputagion alles Ernftes für eine 
Erfüllung der Verheißung allgemeiner Stände auszugeben, fo 
verfrody man fich hier hinter das: Inwiefern, um die Berheifungen 
des Evifts von 1812 ins Unbeftimmte zu ftellen. 

Mit derfelben feinen Auslegungskunft wußten die Minifter auch 
die Berufungen auf Art. XVI. der Bundesafte zu entfräften, demzu— 
folge, wie mehre Redner in diefer und der andern Kurie behaupteten, 
den Juden in den ehemals franzöftichen Landestheilen die Rechte, die 
fie vor der Beftgergreifung befaßen, alſo auch die politifchen, unges 
fhmälert verbleiben müßten. Art. XVI., ward ermwidert, garantire 
den Juden nicht die in den einzelnen Bandesitaaten, fondern nur bie 
von den einzelnen Bundesftaaten ihnen eingeräumten Rechte, und 
diefe Faſſung fei ausdrücklich, ftatt der früher vorgefchlagenen: im, 
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gewählt worden, um die Rechte, bie von der Fremdherrtſchaft her das 
titten, auszufchließen. 

D du „‚biedered, treued deutſches Volk“! Als du im jenen 
fchweren Tagen der Gefahr für deine Fürften did hinausftürzteft zum 
blutigen Kampfe, Alles freudig opfernd, Gut und Leben, da dadieft 
du nicht daran, daß, zum Dank für deine Treue, für dein biederes 
Vertrauen, für deine aufopfernde Hingebung, die großen Verheißun⸗ 
gen, die damals deine Fürften fo rüdhaltlos dir entgegenbradhten, 
fpäter, nad) beendetem Kampfe, von Heinen diplomatischen Seelen in 
den Schraubftod ihrer jammerlichen Pfiffigkeit geſpannt und mit Mäfeln 
und Deuteln zur Frage verzerrt werden würden! 

Der Minifter berief ſich aud) darauf: eine Ertheilung politis 
her Rechte an die Juden fei noch nicht „in Mebereinftimmung mit 
dem Geift des ganzen Volks“, wenn auch mit dem „‚einzelner vortteff 
licher Männer, die fih auf diefem Gebiete eine befondere Anſicht 
gebildet hätten.’ 

Alfo man giebt lieber den Vorurtheilen der großen Maſſe, ald 
den gefunden und aufgeflärten Anfichten nad, die in dem wahrhaft 
gebildeten Theile des Volks — nicht blos in „einzelnen vortreff⸗ 
lichen Männern’ — bereitd Wurzel gefchlagen Haben und täglid 
mehr Schlagen! 

Der Antrag Norks ward natürlich verworfen, der $. angenommen. 

Rückſichtlich de Gemeindeämter beantragte die Majorität die 
Zulafiung der Juden zu allen ſolchen, mit denen nicht eine polizeiliche, 
richterliche oder crefutive Gewalt verbunden fei, die Minorität da: 
gegen: zuallen, ohne diefe Beichränfung. 

Die Kurie trat der Majorität bei. 

Dagegen erflärte fie fich dafür, daß die Juden zu Schieds— 
männern nicht blos für ihre Glaubensgenoffen wählbar fein follten, 
und wünſchte fogar deren Zulaffung zu den Stellen der Zuftigfommil: 
jarien und Anwälte, foweit nicht damit das Notariat verbunden fei. 

Bei dem Punkte wegen der afademifchen Aemter beantragte 
die Abtheilung gegen 1 Stimme (Radziwill) die Zulaffung der 
Juden auch zu den ordentlihen Profeffuren in der medizini— 
[hen und filofofifhen Fakultät (ohne Befchränfung auf einzelne 
Disziplinen). Zur juriftifchen Fakultät hielt fie Diefelben nicht für 
zuläflig, theild des Doftoreides wegen, theild weil diefe Fakultäten oft 
in den Fall kaͤmen, Rechtsgutachten zu ertheilen, alfo richterliche Funke 
zionen zu üben. 
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Diefer Anficht ſchloſſen fih, außer der gewöhnlichen Trias, auch 
noch Graf Dohna-Lauck und Graf Redern an. Lepterer wünfchte, 
daß den preußifchen Univerfitäten,, die der Miniſter mit Recht für 
‚„Kleinodien des Staats“ erklärt habe, alle hellleucdhtende del: 
fteine angereiht werden möchten, wo man ſolche aud) finde. Er erin- 
nerte an die vielen ausgezeichneten Männer in Kunft und Wiffenfchaft 
aus der Zahl der Juden, deren Gewinnung nur eine Zierde für den 
Staat fein fönnte. 

In gleihem Sinne verfuhten Dychn und Dorf aus dem Bes 
griffe der universilas litterarum , der ſich nur bei den deutfchen Univer« 
fitäten rein erhalten habe, die Nothwendigfeit herzuleiten, bier die 
größte Kreiheit walten zu laſſen und fichliche Rückſichten, wie lie 4. B. 
auf den englifhen Hochſchulen lafteten , gänzlich fernzuhalten. Diefe 
Richtung habe man früher in Preußen verfolgt, als man die auswärts 
als Jrrlehrer Vertriebenen aufgenommen und angeftellt, und dadurd) 
feien Preußens Univerfitäten groß und berühmt, wahre universitates 
litterarum geworden. 

Diefem Begriff der Univerfitäten, als Anftalten der freien Wiflen: 
haft, ftellten die Grafen B. Stolberg und Solms-Baruth 
fowie der Minifter den Begriff hriftliher Anftalten oder (wie 
Eihhorn fih ausprüdte) „organiſcher Gliederungen“ nidyt blog 
zum Unterricht, fondern audy zur Erziehung, entgegen, und Fürſt 
Radziwill nahm nod ganz befonders für die Fatholifchen Uni— 
verfitäten die Ausjchließlichfeit ihres Bekenntniffes in Anſpruch. 

Dennoch ward der Antrag auf Zulaffung der Juden zu allen 
Lehrftühlen der filofofifchen und medizinischen Bafultät nur mit 31 gegen 
28 Stimmen abgelehnt, und deren Zulaflung zuden ordentlichen 
Profeffuren in den freigegebenen Fächern erlangte fogar die Majori— 
tät. Desgleihen befchloß die Kurie, auf Dorfes Antrag, mit 31 
gegen 23 Stimmen, zu jenen Fächern nod die linguiftifchen hin— 
zuzufügen. 

Die Errichtung eines Lehrſtuhls für jüdische Theologie, welche 
2 Mitglieder der Abtheilung wünjchten, ward nicht angenommen, 

Die Anftellung der Juden bei andern Lehranftalten, mit 
Ausnahme der Borfteherftellen und allen Stellen an Elementarfchulen, 
hatte die Abtheilung befürwortet. Allein gegen diefen Vorfchlag erhob 
fich eine noch weit ftärfere Oppofizion, als bei den afademifchen Aem— 
tern. Namentlich erklärten mehrere Fatholifche Mitglieder die Anftellung 
von Juden an fatholifhen Gymnaſien geradezu für unzuläffig. Der 
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Minifter wies anf die gefchichtliche Entftehung der Gymnaſten und 
ihre Aufgabe als Erziehungsanftalten hin. Sklbſt der Prinz von 
Preußen trat gegen die Abtheilung auf und meinte: man ſei ſchon 
weit genug in der Toleranz gegangen, um ohne Vorwurf diefen Vor: 
fchlag ablehnen zu können. 

Obgleich daher die Abteilung ihren Antrag, auf des Herzogs von 
Ratibor Rath, dahin modifizierte, daß auch hier nur die Fächer der 
Mathematik, Naturwiffenfchaft und der neuen Sprachen ven Juden 
geöffnet fein follten, fo gewann er doch auch in dieſer Beichränfung 
nicht mehr als 

9 Stimmen 
für fid. 

Der unermüdliche York feste es aber durch, daß wenigftend an 
Gewerbfchulen Juden ald Lehrer zugelaffen werden follten. 

Es blieb nun noch der wichtigfte Punft in $. 36 übrig, die Frage 
der ffändifchen Rechte. Die Abtheilung hatte fich in ihrer Majo- 
tität gegen deren Ertheilung an Juden erflärtz nur das Recht der 
Präſentazion des Gerichts: und Polizeiverwalters wollte fie den 
jüdifchen Rittergutsbefigern zugeftehen. Die Minorität, beftehend aus 
dem Prinzen Biron und dem Grafen Dort, hielt es für unbedenl—⸗ 
lich , ven Juden diefe Rechte einzuräumen. Biron erflärte es für eine 
Infonfequenz und eine Unbilligfeit, den Juden, welche Rittergüter 
erwerben dürften, die mit dem Befige folcher verbundenen Rechte vor 
zuenthalten. Ihr Erfcheinen auf den Kreistagen fei ganz unbebenflid; 
würde aber auch ein Jude zum Landtagsabgeordneten durch das Ver— 
trauen feiner chriftlichen Standesgenoffen gewählt, fo wäre Dies ein 
fiheres Zeichen feiner MWürdigfeit und Befähigung. 

Aehnlich äußerte fih Graf Dorf. 

Am heftigften ward diefer Anficht vom Fürften Lichnowsky 
widerfprochen, der überhaupt bei allen religiöfen Fragen felbft jenen 
Schein der Freifinnigfeit, in den er bei rein politifchen ſich meiftend 
hüllte, von ſich warf und als ftrenger Katholif auftrat. Er fonnte 
nicht begreifen, wen denn eigentlich ein Jude, wenn er zum Landtage 
gewählt würde, dort vertreten follte. Doch nicht die Ehriften? 

Eine naive Frage, in der That! Nach dem weftfärtfchen Frieden 
gab es auf dem deutfchen Reichstage ein Corpus Evangelicorum und 
ein Corpus Catholicorum , in jenem wurden die Intereffen der evange⸗ 
liſchen, in dieſem die der fatholifchen Etände des Reichs abgefonbert 
vertreten. Es würde ganz in der Konfequenz jener Frage liegen, wenn 
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der edle Fürſt auf eine Scheidung des Ber. Landtags in eine evangelis 
ſche und eine Fatholifche Kurie antrüge; denn wie kann der Evangelifche 
den Katholifen, der Katholif ven Evangelischen mit vertreten? Stoßen 
ihre beiderfeitigen Interefjen nicht oft weit härter auf einander, weil 
fie einander an Macht und Anſprüchen weit mehr gleichftehen,, als die 
Interefien von 200,000 Zuven und die von 16 Millionen Chriften? 

Der Abtheilungsantrag warb angenommen, den Juden alfo die 
Standſchaft abgefprochen. 

Wie die jenfeitige Abtheilung , fo beantragte auch die der Herren: 
furie die Einführung der Zivilehe für die Juden nach Analogie 
des Gef. v. 30. März 1847. 

Die Kurie ftimmte diefem Antrage bei. 

Desgleichen hielt die Abtheilung ebenfalls eine Beftimmung in 
dieſem Gefege über die Gültigkeit von Ehen zwifchen Juden und 
Ehriften für notbwendig. Darüber, ob darin deren Gültigfeit oder 
Ungültigfeit auszufprehen, waren die Anfichten in der Abtheilung — 
3 gegen 3 — getheilt. Für den Fall aber, daß diefelben ald gültig 
anerfannt würden, beantragte die Abtheilung einftimmig: 

daß ſolche Ehen nur unter der Bedingung zu geftatten feien, 
daß ſämmtliche Kinder daraus in der Hriftlihen Konfellion erzogen 
mürden. 

Man fah alfo die Mifchehen als ein Mittel an, um die Juden 
zum Chriſtenthum berüberzuziehen. Selbft Die, welche fi für die 
Gültigfeit folder Ehen entſchieden, befannten ganz offen, daß fie nur 
unter diefer Bedingung und in diefer Hoffnung Heirathen zwifchen 
Ehriften und Juden wünfchen fönnten. 

Auch fie alfo waren von Profelytenmacherei nicht ganz frei, auch 
fie vermochten das rein Menſchliche von dem fpezififch Ehriftlihen und 
Jüdiſchen nicht ganz zu trennen. Stellte man fid) aber nicht hierdurch 
in Schatten gegen das Judenthum, dem ein Redner in der Ständes 
kurie mit Necht das Zeugniß gab, daß es von Profelytenmacherei fich 
gänzlic) fern halte? 

Aber felbft dieſe Ausficht auf einen für das Chriftenthbum zu 
macjenden Gewinn fonnte die Gegner der Juden mit einer fo engen 
Verbindung zwifchen diefen und den Chriſten nicht ausföhnen. Man 
fand es unvereinbar mit dem chriftlichen Begriff der Ehe fo wie mit 
der Innigfeit des Familienlebens, daß der eine Ehegatte einer andern 
Religion angehörten follte, als der andere; ja Einzelne fürchteten fogar 
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eine „Erſchütterung des Ehriftenthums‘ ein Himüberziehen des crift: 
lichen Ehegatten zu dem Glauben des jüdifchen. 

Die Kurie befchloß gegen 19 Stimmen, Feine gefegliche Be: 
ſtimmung über die Ehen zwifchen Juden und Ehriften zu erbitten. Die 
Frage der Zuläffigfeit gelangte ſomit gar nicht zur Abftimmung. 

Schon im Eingange ihres Gutachtens hatte die Abtheilung die 
Zwedmäßigfeit von Ausnahmebeftimmungen für die Juden der Provin, 
Poſen anerfannt. Eine Ablehnung des ganzen 2. Abſchnitts, wie 
folche von der Ständefurie befchloffen worden, Fam hier nicht zur Frage. 
Nur zwei Mopififazionen von wefentlicher Bedeutung befchloß die Kurie 
zu beantragen: 

einmal: die Gleichftellung der naturalifirten Juden 

Pofens mit denen der übrigen Provinzen in allen und jeden 

Beziehungen; 

zweitens: eine Erleichterung der Naturalifagion durd Auf 

nahme der Beftimmung, daß auch beim Nichtvorhandenfein der 

in $. 48 genannten Bedingungen die Naturalifazion auf einen 
von der Drtsbehörde geftellten, vom Landrathe befürworteten An: 
trag durch Genehmigung der Regierung erfolgen könne. 

Dagegen befchloß man einen Zufag zu $. 54, wonad aus: 
drücklich den nichtnaturalifirten Juden Poſens die Meberfiedelung in 
andern Provinzen unterfagt fein follte, 

Bergleichen wir die Refultate der Verhandlungen über die Juden 
frage in beiden Kurien unter fi und mit dem Entwurfe der Regie 
rung, fo find es hauptſächlich folgende Punkte, welche fich einer fol: 
chen vergleichenden Betrachtung darbieten : 

Zuerft die Tendenz des Gefeges, die Juden von dem übrigen 
preußifchen Staatsbürgern abzufondern , fie wieder zu einer befondern 
Klaſſe oder Körperfchaft zu machen. 

Diefe Tendenz — der eigentliche Augpunft des Geſetzes — ward 
von beiden Kurien entfhieden verworfen. Beide Kurien ent: 
fernten forgfältig alle die Beftimmungen aus dem Entwurfe, welde 
die Abficht anzudeuten fehienen, den Judenfchaften die Stellung poll: 
tifcher Korporazionen zu geben, und befchränften diefelben ausdrüclich 
auf die Firchlichen Zwede. In einem Punkte — wegen der Verwal 
tung von Stiftungen — ging darin fogar die Herrenfurie noch weiter, 
als die Ständefurie, 

Dagegen hielt die Iegtere firenger an dem Grundſatz feft, Ale 
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fernzuhalten, was auf eine Scheidung der Juden von den Ehriften 
bindeute oder hinführe, und ftrich deshalb den Punkt wegen der geſon⸗ 
berten Judenſchulen, desgleichen wegen der Einwirkung der Judenvor: 
fände auf die Erziehung der Judenfnaben. 


Die Autonomie der Judengemeinden in Bezug auf ihre 
innern Kultusangelegenheiten fuchten beide Kurien feſtzu— 
halten. Die Herrenfurie befundete diefes Beftreben , indem fie für die 
Kommiſſion zu Entſcheidung kirchlicher Differenzen eine gewifle Anzahl 
von Mitgliedern aus den von den Gemeinden Vorgefchlagenen zu 
nehmen empfahl, beide Kurien durch Befeitigung der Beftimmung, 
wonach es ſchien, als folle die Trennung einer neuen Sekte von einer 
Gemeinde nur mit Genehmigung der Regierung ftattfinden fönnen. 
Doc war die Faflung, welde die Ständefurie hiernach dem $. gab, 
präzifer und misbräuchlichen Auslegungen weniger ausgefegt, als die 
der Herrenfurie. 

Wenn in den vorgenannten Punkten beide Kurien fo ziemlich den 
gleihen Weg gingen — von dem der Regierung vielfach entfchieden ab» 
weichend —, fo trennten ſich dagegen ihre Bahnen merklich bei denjeni— 
gen Theilen des Gelegentwurfs, welche die politifhen Rechte der 
Juden betrafen. Hier blieb die Herrenfurie bedeutend an Freifinnigfeit 
hinter der Ständefurie zurüd und ſchloß fid) den Abfichten der Regie: 
rung enger an. 

Die Ständefurie wollte den Juden den Zutritt zu allen 
Staatsämtern, mit Ausnahme der die Kultus» und Unterrichtsange: 
legenheiten der Chriften berührenden, desgleichen zu allen Gemeinde: 
ämtern einräumen, — die Herrenfurie ließ es in der erften Bes 
ziehung bei der Beftimmung des Entwurfs und in legter ſchloß fie die 
mit richterlichen,, polizeilichen und erefutiven Berrichtungen verbun: 
denen Aemter aus. 

Hinfihtlih der Schiedsmänner waren beide Kurien einig. 

Die Ständefurie befchloß ferner, daß die Juden zu allen 
afademifchen Lehrämtern nnd Würden zugelaffen werden follten, die 
Herrenfurie befchränfte deren Anftellungsfähigfeit auf die im Ent: 
wurfe vorgefchriebenen fpezieden Fächer und die Linguiftif, dehnte fie 
jedoch (über den Entwurf hinaus) auch auf die ordentlichen Pro: 
feffuren, nicht aber auf das Defanat u. ſ. w., aus. 

Die Anftellung der Juden an andern chriftlichen Lehranftalten 
ward in beiden Kurien verworfen. 
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Ebenfo die Ertheilung ftändifher Rechte an Diefelben, mit 
Ausnahme der indirekten Ausübung der Gerichtsbarkeit und Polizei. 

Für Einführung der Zivilehe bei den Juden erklärten fich beide 
Kurien. 

Die Ständefurie beantragte außerdem die gefegliche Geftat- 
tung der Zivilehe zwifhen EChriften und Juden — Die 
Herrenfurie wies diefen Antrag, als nicht hierher gehörig, von 
der Hand. 

Endlih hielt die Herrenfurie die Scheidung zwifchen den 
Suden der Provinz Pofen und denen der übrigen Mon: 
archie, fowie die Ausnahmebeftimmungen für jene Erftern feft, wäh: 
rend die Ständefurie den 1. Abfchnitt des Gefeges gleihmäßig auf 
alle Juden im preußifchen Staate angewendet wiffen wollte. 


Fünfundzwanzigftes Kapitel. 


Verhandlungen der Herrenkurie über die Anträge auf Abanderungen 
der Verordnungen vom 3. Febr. 


Wir nähern und dem legten Stadium des Landtags. 

Wie Derfelde mit Verhandlungen über die Verfaffungsfrage bes 
gann, fo ſchloß er auch mit ſolchen. Die Anträge auf Abänderungen 
der Gefeggebung v. 3. Febr. , über deren Schidfal in der Ständefurie 
wir im 21. Kapitel berichtet haben, waren von diefer an die Herren- 
furie gelangt und ftanden nunmehr hier zur Berathung. 

Die vorberathende Abtheilung der Herrenfurie hatte mit diploma» 
tiicher Beinheit ein näheres Eingehen auf die Gründe, aus denen 
die andere Kurie den einzelnen Anträgen beigetreten war, ver— 
mieden und fih überall nur an den Gegenftand der Bitte felbft ge- 
halten. - 

Daher führte fie bei dem erften jener Anträge, dem auf Periodizis 
tät des Vereinigten Landtags, zwar die jenfeitS geltend gemachten 
Gründe des Rechts, der Nüglichfeit und Nothwendigfeit in allgemei: 
nen Andeutungen an, ftellte ed aber der Weisheit des Königs anheim, 
welchen diefer Gründe er für gewichtig genug erachten werde, um ſich 
dadurch zur Gewährung der Wohlthaten periodifcher Wiederkehr bes 
ftimmen zu laſſen. 

In der Sache ſelbſt trat fie der Bitte der Ständefurie um Perio— 
dizität im Allgemeinen mit 10 gegen 2 Stimmen bei, nicht fo aber der 
Bitte um Einberufung des Landtags in zweijährigen Zwifchen- 
räumen; vielmehr empfahl fie der Kurie ( mit 11 gegen 2 Stim— 
men): 

die Beftimmung der Frift Sr. Majeftät zu überlaffen. 
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Der Standpunkt der Herrenfurie zu den Verfaffungsfragen war da: 
durch von vornhinein zu einem fehwierigen und befangenen gemacht, daß 
man von gewiffen Seiten her diefe Fragen unter einem rein perfönlichen 
Gefichtspunfte, in unmittelbarfter Beziehung zu den Stimmungen und 
Gefühlen des Königs auffaßte und diefe Auffaffung der ganzen Kurie 
mitzutheilen fuchte. 

Der König war durdy den ganzen Verlauf des Landtags, durch 
die wiederholten Niederlagen des Kabinets, durd die Blößen, welche 
feine Minifter fi) gegeben, und durch die rüdfichtslofe Schärfe, womit 
die Oppofizion diefe Blößen fo wie überhaupt die Schwächen des befte- 
henden Syftems aufgedeckt und angegriffen hatte, je länger je mehr 
verftimmt und verbittert worden. Waren Das die Früchte feiner fo 
eindringlichen Ermahnungen in der Thronrede? War Das der Dank 
für das Patentund für die Erfchaffung eines preußifchen Reichstags, — 
daß diefer Reichstag frevelnd gegen feinen Schöpfer fid erhob und 
die Quelle feines eignen Dafeins, die freie Gnade der Majeftät, über: 
müthig zu verleugnen fich vermaß? 

Mit Mühe gelang e8 den Miniftern, den hochgeſchwollenen Un« 
muth des Königs von eintem offnen Ausbruch zurückzuhalten. Doch 
fonnten fie nicht verhindern, daß, nach dem abfälligen Befchluß der ver: 
einigten Kurien wegen der Oftbahnanleihe, der König, feiner Verftim: 
mung nachgebend, den Befehl erließ, fofort alleArbeiten an den Weich— 
felübergängen einzuftellen, gleichfam um die Provinz für das oppoft« 
zionelle Votum ihrer Vertreter büßen zu laffen. Zulegt fuchte er ſich 
des Misbehagens, welches der Landtag ihm verurfachte, durch gänz- 
liches Ignoriren feiner Verhandlungen zu entfchlagen. Die Landtags: 
berichte der Allg. Preuß. Zeitung blieben ungelefen auf dem Tifche 
des Königs liegen, während Se. Majeftät mit abfichtsvollem Eifer fich 
in dad Studium der Tropenländer vertiefte. 

Die Umgebungen des Königs und die royaliftifchen Ultras, deren 
politifher Meinungsbarometer ſich lediglich nad) den gnädigen over 
ungnädigen Mienen der Majeftät regelt, waren nicht weniger au» 
per ih und empört über die Wendung , welche die Verhandlungen des 
Landtags genommen hatten, befonders aber über die frevelhafte Kühn— 
heit der Oppofizion, die Gefeßgebung v. 3. Febr. in ihren wefentlich- 
ften Punkten in Frage zu ftellen und den föniglichen Gefebgeber, troß 
feiner fo entſchiedenen Willensfundgebungen in der Thronrede und in 
der Antwort, ſchon jegt zu Abänderungen derfelben zu drängen. 

Ihre legte Hoffnung ftand jegt auf der Herrenfurie. Diefe, mein: 
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ten fie, müfle unbedingt jenem geſetzwidrigen und unehrerbietigen Be« 
ginnen der Oppofizion ganz entfchleden entgegentreten; Das erheifche 
von ihr die Ehrfurcht und Die Dankbarkeit gegen den königlichen Geber 
der Verfaſſung, der fie zu einer fo ehrenvollen Stellung berufen habe. 
Unmoͤglich Fönne die Herrenkurie auf die Anträge der andern Kurie ein- 
gehen, deren gemeinfame Tendenz auf Erfchütterung der fämmtlichen 
Grundlagen der neuen Berfaffung und auf Herbeiführung eines ganz 
andern politifchen Zuftandes der Monarchie gerichtet fei. Diefer 
Tendenz dürfe die Herrenkurie in Feiner Weife Vorſchub leiften, umd fie 
müfje daher alle jene Anträge, auch die an fich vielleicht unbevenfliche- 
ven, verwerfen, um der Krone völlig freie Hand zu laſſen und felbft den 
Schein eines Drängens derfelben, einer unehrerbietigen Zudringlichfeit 
zu vermeiden. 

Solche Anfichten wurden von jener Seite her ſchon lange vor Die: 
jen Verhandlungen der Herrenkurie gepredigt. Sie waren ed, auf die 
ſich die Minorität der Abtheilung fügte, indem fie die Berwerfung des 
Antrags der andern Kurie anempfahl. In der Berfammlung felbft fan- 
den diefelben ihren Ausdrud in einem gleich beim Beginn der Sitzung 
geftellten Amendement des Grafen v. Landsberg: Gehmen, wos 
nad) die Herrenkurie zwar die Anficht ausſprechen follte: 
fie halte e8 für zweckmäßiger, wenn flatt der periodifchen Wiederkehr der 


Ausſchüſſe vielmehr die periodische Ginberufung des Ber. Landtags in eis 
ner vom König zu beflimmenden Friſt angeorbnet werden möchte; 


allein zugleich mit dem Zufage: 
fie glaube die Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit mit Vertrauen 
dem König anbeimftellen zu dürfen. 


Diefem Amendement fchloß fi) fogleih der Theil der Kurie an, 
der fi) zu den oben bezeichneten Anfichten befannte. Graf®.v. Stol- 
berg mahnte an die „Konſequenzen“, die in den Verhandlungen der 
andern Kurie an die Erfüllung jener Bitte gehängt worden feien. Es 
fei nichts Anderes, ald ein Drängen, ein Kompelle, was dadurd) 
bededt werden follte. — Graf Eb. v. Stolberg berief ſich auf die 
Antwort des Königs, worin den Ständen gefagt fei: Erfüllt die Ge- 
fege, wie Ich fie gegeben habe, und hernach fagt Mir, wo Abänderun- 
gen zu treffen wünfchenswerth fei! Um diefem Befehle des Königs 
nachzukommen, müſſe man erft die Ausſchüſſe ins Leben treten laffen, 
ehe man Anträge auf Abſchaffung derfelben und periodifche Einberufung 
des Landtags ftelle. — Graf Solms mahnte an das Vertrauen 
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zum König, der ſchon felbft die richtige Zeit und Weife der Erfüllung 
des Wunfches nad) SBeriodizität wählen werde. — v. Qua ſt fand ven 
Antrag bedenklich, weil er fi, wenn auch nur entfernt, anden Rechts- 
boden anlehne, den er nicht anerkennen könne. 

Aber nicht foldye Gründe allein waren ed, welchen den fo lebhaf- 
ten Widerftand diefer Frakzion gegen die Berfafiungsanträge hervor: 
tiefen, fondern nody etwas Anderes, was ihren Seelen, wenn aud 
zum Theil nur als dunkle Ahnung, vorfchwebte: Die Furcht vor einem 
Zuftand der Dinge, wo der fouveräne Wille des Königs und die unge: 
ſchwaͤchte Macht der Krone nicht mehr Alles fein, wo ein Zweites ſich 
neben fie ftellen mödhte, der Wille des Volks, ausgeſprochen in gefeh« 
lihen Formen, mit einem Worte alfo, wie es Graf B. v. Stolberg 
deutlich ausfprach, die Furcht vor einer Theilung der Gewalten, 
die man als eine Konfequenz diefer Verfaffungsreformen in der Ferne 
erblidte. Für fie, von ihrem Standpunfte aus, mußte diefer Gedanke 
natürlich der Schrecken fchredlichfter fein; darum nannte Herr v. Quaſt 
das Durchgehen der Verfafiungsanträge eine Niederlage des Rechts 
und ſprach düftre Profezeiungen aus für die Zufunft Preußens, und 
Herr v. Maffenbad, indem er ein Gleihniß eines Redners von ber 
Gegenfeite aufnahm, welcher die ‘Beriodizität eine „Brücke zwifchen der 
alten und neuen Gefchichte Preußens’ genannt hatte, rief aus: 

„Ich kenne die alte Gefchichte Preußens nnd weiß, wodurch Preußen 
groß und mächtig geworben ift. Wohin es und führen wird, wenn wir auf 
diefe Brüce treten und zur neuen Gefchichte übergehen werben, weiß 
ich nicht,” ; 

Glücklicherweiſe war die Anficht, die nur in der ftarren Unwandel- 
barkeit der beftehenden ftaatsrechtlichen Zuftände das Heil des Staats 
erblidte, in der Verſammlung nicht die allein herrſchende, ja, nad) der 
Zahl und dem Gewicht der Redner zu uriheilen, nicht einmal die vor 
herrfchende. Eine andere Frakzion, die Stellung und Aufgabe der Her: 
tenfurie, die wahre Bedeutung des ariftofratifchen und fonfervativen 
Prinzips beffer würdigend, ftellte fid) den von jener Seite her geltend 
gemachten Grundfägen entgegen. Sie erfannte die Nothwendigfeit ei— 
nes Ausbaus der Verfaffung, vor Allem nad) der Seite der Periodizität 
hin; fie begriff, daß der wahre Monarhismus — im Gegenfag zu 
jenem falfhen Hyperroyalismus — die Stärfe der Krone nicht in 
der Iſolirung, fondern im der innigen Verbindung derfelben mit dem 
Bolfe und deffen Repräfentanten fuchen müffe; fie fah ein, daß die Auf- 
gabe der Ariftofratie nicht die fei, fi den gerechten Wünſchen ded 
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Volks entgegenzuftemmen, fondern diefelben mit dem Gewicht ihrer 
Stimme, in aller Ehrerbietung vor dem König, aber auch in aller Offen- 
heit der Wahrheit und des ächten ‘Batriotismus, am Throne zu befürs- 
worten. Zu diefer Frafzion gehörten nicht nur die, ihrer ganzen Rich- 
tung nad) freifinnigen Mitglieder der Kurie, wie Graf ort, Dyrhn, 
Fürft Lynar, v.Keltfch u. ſ. w., fondern es fchlugen ſich zu ihr auch 
Biele, die fonft nicht eben auf diefer Seite zu ftehen pflegten. Graf 
Zieten verglic die Verfaffung mit einem Gebäude , dem ohne Perio— 
dizität das fchirmende Dach fehle. Nein ! rief Fürft Wired, nidyt das 
Dad fehlt der Verfaffung, fondern der Grumpdftein, fo lange 
ihe die Periodizität mangelt. Sodann erinnerte Fürft Wied daran, 
daß 500 Männer, von allen Theilen des ganzen Landes berufen, mit 
ungeheurer Majorität jenen Beichluß gefaßt hätten. 

„Ich frage, meine Herren,  fagte er, „mit welchem Rechte wollen 
wir diefer impofanten Majorität entgegentreten und fagen: Ihr habt Un- 
recht? Ich glaube, man würde ein trauriges Beifpiel einer 
Ariftofratieinunderbliden, welche pdiegeheiligten Inter 
eſſen des Baterlandes nit fennt und nicht achtet, die den 


Thron nit fügt, fondern untergräbt, weil fie nicht im 
Volkewurzelt.“ 


Endlich mahnte er auch an den Hinblick auf die deutſchen Bundes: 
Raaten, die mit ängftlidher Spannung auf die Entwidlung der ſtaats⸗ 
rechtlichen Zuftände Preußens geharrt, die darin ihr eignes Schidjal 
vor Augen gefehen hätten, die aber unmöglicd, ein Vertrauen auf die 
Solidität diefer ſtaatsrechtlichen Zuftände fegen fönnten, wenn fie fä- _ 
hen, daß die Hauptelemente der ftändifchen Gewalt unter fich über die 
Grundprinzipien ihres Beftehens uneinig wären. Sie würden fi) von 
Preußen trennen und ihren eigenen Weg gehen, und Niemand in der 
Berfammlung werde fein, der Das nicht für ein großes Unglüd halte. 

Auch Graf Sierftorpff, derfirenge Ariftofrat, ſprach für die Pe— 
tizion. Es fei bedenklich, diefelbe zurückzuweiſen, denn die liberale 
Partei ftehe damit auf dem Boden der fonfervativen, auf dem hiftori- 
fen Boden des Geſetzes v. 1820. Ueberdies fei eine regelmäßige 
Wiederkehr des Landtags für die Stärfe der Krone weit erfprießlicher, 
als eine Zufammenberufung deffelben in unregelmäßigen Friſten, denn 
bei einer folhen würden jedesmal Gerüchte laut werden von Gelb: 
verlegenheiten u. |. w., wie Dies fchon jegt der Fall geweien fei. Die 
Rechte der Krone ftänden nirgends ficherer, ald da, wo auch die Rechte 
des Volfs gefichert wären. 
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Graf Igenplig entgegnete auf die Appellazion des Grafen 
Solms an das ‚‚Bertrauen‘’ der Kurie zum Könige: ed zeuge von 
seit mehr Vertrauen, wenn man St. Majeftät einen Wunſch, der all, 
gemein vorhanden fei, in der direften Form der Bitte vortrage, al 
wenn man fich gleichfam fcheue, Dies zu thun. 

Zu ähnlichen Anfichten befannten ſich die Grafen Königsmart, 
Burghaus und Schaffgotfch, Prinz Hohenlohe und Fürſt W. 
Radzimill. 

Graf Dyrhn erflärte, daß er eigentlich noch etwas Anderes be 
antragen möchte, als die Abtheilung (wahrſcheinlich jährliche Ver— 
fammlungen); indeß wolle er, der Einmüthigfeit halber, mit ihr ftim- 
men. Er erinnerte die Berfammlung daran, daß an diefem Tage — 
es war der 18. Juni — vor 32 Jahren eine große Entfcheiduug für 
Preußen gefallen. Der heutige Tag fei die Erfüllung jener Entſchei⸗ 
dung, darum möge an diefem Tage des „ſchönen Bundes’’ die Kurie 
einen Bund um ſich und ihre Mitbrüder in der andern Kurie und um 
das ganze Volk jchlingen. 


Graf York fand im Abtheilungsgutachten die Rechtsgründe nicht 
genug hervorgehoben; der König felbft habe in der Thronrede gejagt: 
das Gef. v. 1820 enthalte in feinem unausgeführten Theile Rechte 
und Pflichten; er habe ferner ausdrüdlich den Ständen die Berpflid: 
tung auferlegt, Wahrer der ftändifchen Rechte zu fein. 

Der Referent, v. Keltfch, führte zu Gunſten des Rechtöpunf- 
tes zwei Orundfäge der hi ftorifehen Schule an, welcher das mehr: 
fach zitirte Mitglied des Rathes der Krone als leuchtender Stern vor: 
geftanden habe. Der eine diefer Grundfäge laute: ein jedes Recht bilde 
ſich allmälig; der andere: ein jedes Recht habe nur dann wahres 
inneres Leben, wenn e8 mit der Ueberzeugung der Gefammtheit zufam: 
mentreffe. Beides nun treffe zu bei Dem, was hier in Frage ftehe. 


„Die Gefeggebung von 1815, 1820, 1823 hat die Rechtsidee er 
ner zentralftändifchen Körperfchaft gepflanzt; diefe Idee hat damals Wur— 
zel gefchlagen, fie hat feitvem überall diefe Wurzeln fefter getrieben. Nicht 
will ich darauf eingehen, daß man fagt, jene früheren Geſetze ſeien weiter 
Nichts, als Verheißungen. Mir jcheinen fie mehr zu fein, denn fe 
tragen den Stempel Allerhöchfter Gefege, einen heiligen Stempel, der, mei 
ned Dafürhaltens, doch noch etwas Mehr enthält, als blos eine Verhei 
Bung, ein Verſprechen.“ 


Fürft Lynar entwidelte in einer längeren Rede die gefchichtlichen 
Momente, welche in Preußen den Uebergang aus dem mehanifchen 
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Syſteme vein abfolutiftiich » büreaufratiicher Beherrſchung des Volkes 
zu dem organischen der Selbfibewegung und freien Entfaltung dejs 
felben herbeigeführt und nothwendig gemacht hätten. Dieſes organiſche 
Syſtem habe feine Vollendung erlangt in der zentralſtändiſchen 
Verfaſſung; allein diefer fehle noch die nothwendige Lebensbedingung 
eines jeden Organismus, die gefiherte Erhaltung und Fortbil— 
Dung. Der Ber. Landtag fei eine glänzende Erfheinung am politis 
fhen Horizonte, aber vor der Hand eine blos fometenartige, deren 
regelmäßige Wiederfehr nicht zu berechnen fei. Wie aber folle den Stän- 
ben die Freudigfeit des Wirkens, der perfönlichen Aufopferung , das 
Bewußtfein ihrer dauernden Nüslichfeit lebendig werden, wenn fie 
fürchten müßten, ihre Thätigfeit durch den todtenartigen Schlaf einiger 
Dezennien unterbrochen zu fehen, wenn fie Das, was fie gepflanzt, nicht 
felbft fortbilden, die gemachten Erfahrungen nicht ſelbſt benugen dürf- 
ten, fondern aus diefen Räumen mit dem Gedanken ſcheiden müßten, 
daß auf dem folgenden Landtage vielleicht eine andere Generazion 
ihre Stellen einnehmen werde? 

Auch noch einen andern Grund berührte der Redner. Die Idee 
der Beriodizität, fagte er, fei bereits ins Rechtbewußtſein des Volfes 
tief eingedrungen ; fehe fich das Volk nun darin getäufcht, fo werde es 
das Vertrauen, die Liebe zu der ganzen ftändifchen Inftituzion verlies 
ren und fich mit feinen Wünfchen einem andern Syftem, dem Syftem 
der Bolfsrepräfentazion, zuwenden. Alſo felbft aus Fonfervatis 
ven Gefichtspunfte fei die Gewährung der ‘PBeriodizität dringend zu 
rathen. 

Fürſt Lichnows ky ſuchte die Meinung zu widerlegen, als ob die 
Anführung des Rechtspunktes (den er felbft übrigens bei Seite ließ) 
ein unehrerbietiges Pochen fei. Der König felbft Habe feine Geſetzgebung 
v. 3. Febr. angereiht an die großen gefeggebenden Momente des verftorbes 
nen Königs, er habe felbft gefagt: „Im Hinblick hieraufhaben wir, forte 
bauend’. — Der König habe ferner in der Antwort die neue Berfafs 
fung zwar für „unantaſtbar““, aber auch für „bildungsfähig“ erklärt. 
Es fei aber feine Antaftung, fondern eine wirkliche Fortbildung des 
Batents, wenn man dafjelbe in Einklang mit dem Srüheren zu bringen 
fuche, und, wenn Manche gefunden hätten, daß diefer Einklang nicht 
beftehe, und Dies ehrlich ausgefprochen hätten, fo könne er darin nur 
einen ganz loyalen Akt und feinen Mangel an Ehrfurcht erbliden. 

Im weitern Berlauf feiner Rede machte Fürft Lichn owsky auf 
bie Stellung der Hertenfurie aufmerffam. Der königliche Gejeggeber, 
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der diefelbe aus freien Stüden ins Leben gerufen habe, habe fie ohne 
Zweifel als ein vereinigendesd, verftändigendes Band 
zwifhen der Krone und der andern Kammer bingeftellt. 
Diefe Aufgabe müffe ihr gerade bei diefer Gelegenheit recht deutlich 
vorſchweben, damit man nicht von ihr, wie von jenem hohen franzöfts 
ſchen Adel in ven Jahren 1815— 1830, der ſich die Aufgabe geftellt, 
der Krone gegenüber die Wünfche und die Lage des Landes wegzuleug: 
nen, einft fagen könne: 


fie Habe Nichts gelernt und Nichts vergeſſen. 


Man durfte mit Recht gefpannt fein, welche Stellung immitten 
diefer beiden fich gegenüberftehenden Richtungen Graf Arnim, das 
bedeutendfte Talent und in den meiften Fällen der Leitftern der Kurie, 
einnehmen würde, Graf Arnim hatte bei allen früheren Verhandlun 
gen der Sadye der Regierung große und wichtige Dienfte geleiftet; er 
war ed, der die Verfuche der Oppofizion, fogleich beim Anfange des 
Landtags eine Entfcheidung der Rechtsfrage in Der Verfafjungsfade 
herbeizuführen, mit außerordentlicher Gewandtheit vereitelte und da 
durch der Regierung und der Krone Konflikte der ernfteften Art ev 
fparte. 

Graf Arnim war entjchloffen, die Regierung um jeden Preis zu 
unterftügen, fo weit er glaubte, daß die Aufrechthaltung der Autorität 
und der freien Machtvollfommenheit der Krone Dies erforderte, alſo 
der Oppofizion überall da entgegenzutreten, wo fie durch ein Pochen 
auf Rechte nach feiner Anficht diefe Freiheit und Autorität bedrohte, 
Allein Graf Arnim war zu flug, um nicht einzufehen, daß, um dieſen 
Kampf glüdlich durchzuführen, von der andern Seite gewiſſe Zugeftänd: 
niffe gemacht, gewiſſe Rechte dem Landtage eingeräumt werden müß: 
ten, daß man auf dem Punkte, auf dem man jegt ftehe, nicht ftehen 
bleiben Fönne, fondern vorwärts gehen müffe, und daß es nur darauf 
anfomme, über das Maß und die Zeit dieſes Vorwärtsgehens immer 
Herr zu bleiben, fich nie drängen zu laffen, ebendarum aber auch nicht 
fo lange zu warten, bis ein Drängen unausbleiblich erfolgen müßte. 


Es war daher nur ganz fonfequent, wenn er, der ſich einer Vor 
bringung fpezieller Anliegen in der Aoreffe, unter der Form von Rechts⸗ 
forderungen oder Rechtsverwahrungen, entfchieven widerſetzt hatte, 
jest ebenfo entfchieden fih dafür ausfprach, daß dieſe Anliegen in der 
Form von Bitten dem Könige vorgetragen würben. 


Ob nebenbei zu diefer mehr oppofizionellen Haltung des Grafen 
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Arnim in den Berfaffungsfragen noch irgend welche perfönliche Motive 
mitgewirkt haben, vielleicht verlegtes Ehrgefühl wegen Nichtbeachtung 
feiner Rathfchläge, oder die Abficht, die liberale Partei, deren Vertrauen 
er durch fein bisheriges Verhalten verfcherzt hatte, wieder mit fich zu 
befreunden und ſich dadurd, für einen fünftigen Landtag eine Partei zu 
ſchaffen — Das bleibe ununterfucht. 

Genug, Graf Arnim fah ein, daß auf dem Wege, den die Hof 
partei in der Berfaffungsfrage einfchlagen wollte, auf dem Wege einer 
fhroffen und hartnädigen Abweifung jedes Reformverlangens, nicht 
vorwärts zu fommen fei, und er bot feinen Scharffinn und feine Be: 
redſamkeit jegt ebenfo auf, um die Hofpartei nachgiebiger gegen die 
Wünfche der andern Kurie und des Volfs zu flimmen, als er in andern 
Fäilen es gethan hatte, um die Oppofizion zurüdzufchlagen, fo oft er 
die Regierung von dieſer bedrängt und angegriffen fah. 

Graf Arnim ging auch diesmal mit der größten Feinheit zu 
Werke. Nur wie im Borübergehen berührte er die Frage megen der 
Berufung auf frühere Gefege, ohne diefelbe , wie er fagte, enticheiden 
zu wollen. Er führte zwar an, wie fchon die bisherige periodifche 
Wiederkehr der Provinziallanditage einen Erfag in der Periodizität des 
Verein. Landtags finden müffe, nachdem an Diefen die wejentlichften 
Rechte Jener übergegangen — ja er ging fo weit, gegen Herrn von 
Duaft, weil Diefer den Rechtsboden zu perhorresziren fchien, ſich auf 
des Könige Worte in der Thronrede zu berufen: daß „das Recht 
der Ader der Könige fei.‘ Aber nad) jeder foldyen fühnen Wendung 
Ienfte er allemal ſogleich wieder in gefchmeidigere Bahnen ein. Er 
verwahrte die Kurie Dagegen, ald ob die ftarfe Majorität in der andern 
Kurie für fie ein Motiv fein könne, fi auch für die Anträge zu ent 
fcheiden. 

„Die Herrenfurie, * fagte er, „hat ihrer Stellung nad) feine Rück— 
fiht, weder auf andere Verhandlungen, noch auf Kommittenten, zu neh: 
men, fondern einzig und allein ihrem unabhängigen, ehrlichen Gewiffen 
zu folgen und nur die Rüdjicht zu beobachten, daß fie die angeftammte, 
eingewurzelte Ehrfurcht gegen den König nicht verlege, 

Dabei ließ er aber doch, wie beiläufig, einfließen, daß die Herren: 
furie auch vorzugsweife die Pflicht habe: 

„das, was das Land wünfcht, in der Weife auszufprechen, wie jeder 
Einzelne es aufgefaßt bat.” 

Nachdem Grof Arnim fo nad allen Seiten hin fich den Boden 
geebnet und die Hofpartei von der Loyalität feiner Abfichten überzeugt 
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hatte, indem er ihr gleichfam in der Ferne zeigte, daß er recht wohl 
viel weiter gehen fönnte, ging er direkt auf den Mittelpuuft ihrer An- 
ſichten los. 


„Wenn Jemand,‘ ſagte er, „ganz unbefangen und unvorber 
reitet in diefe Verſammlung träte und man legte ihm die Frage vor; 
Iſt Dies wohl eine ehrerbietige Bitte? wenn Jemand käme und führ, daß 
darüber noch eine große Spaltung zwiſchen Mitgliedern der DBerfamm- 
fung beftehbt, wie mir heut vernommen haben, daß Einige eine Art Un- 
ehrerbietigkeit in dieſer Bitte jehen — ich glaube faft, eö wäre ihm un- 
begreiflid. 

„Man bat davon geiprochen,” fuhr Arnim fort, „es Fünnte darin 
eine Art Kompelle gefunden werden; es liege namentlich nad ven Er 
fahrungen,, die wir auf diefem Randtage gemacht hätten, ein Kompelle is 
diefer Bitte. Aber gerade, wenn man auf die Erfahrungen dieſes Land: 
tags hinwies, möchte darin eine Unterftügung dafür Liegen, daß mir biefe 
Bitte offen ausfprehen. E83 ift im Intereffe der Regierung, daß eine 
Bitte in diefer Beziehung an fie gelange, weil Se. Venjeftät gefagt haben, 
das ftändifche Inftitut fei bildungsfähig, weil Se. Majeftät und auf ben 
Weg ver Betizion verwiefen haben, weil wir gejehen Haben, daß von ver 
fhiedenen Seiten man vom erften Tage an die Anficht gehabt hat, «#8 
handle jich Hier nicht von Petizionen, fondern von Bermwahrungen, 
von Jnanſpruchnehmen der Rechte, und weil die Bemühungen Der, 
die, wenn ich fo fagen foll, gemäßigtere Anfichten hegen, dahin gerichtet 
geweien find, die Wünfche und Anfichten, die fich im jener Form geltend 
machen wollten, in den Weg der Petizion zu lenken, ’ 

Habe doch der Fön. Kommifjar in der andern Kurie ſelbſt eine Bitte 
für loyal erklärt, welche dahin gerichtet wäre, daß jene Nechte nicht gege: 
ben, jondern anerfannt werden möchten. 

„Ich frage alſo,“ rief Graf Arnim aus, „ob nach diefem Vorgange 
in der andern Kurie dad Verfahren in der Herrenfurie für ein illegales 
gehalten werden Eünnte, welches dieſe Bitte reduzirt auf die ehrerbietigite, 
St. Maj. Ermeffen am Wenigften vorgreifende Form, “ 

Auch unzeitgemäß fei die Bitte nicht, denn man habe durch dieſen 
erften Landtag genug Erfahrungen gemacht, ja ſchon vor demſelben fei in 
allen Mitgliedern der Wunfch nach Periopizität rege geweſen. Auch der 
König werde, fowohl um die Bitte zu gewähren, als um fie abzufchlagen, 
nicht erft der Erfahrungen eines zweiten Landtags bedürfen. 

Die Siherheit der fländifchen Inftitugionen, die Feftftellung 
derſelben, fo daß nicht fortwährend daran gerüttelt werde, fei ein Biel, dad 
je eher je lieber erreicht werden müßte. Se. Majeflät habe eine Fortbil— 
dung in Ausficht geftellt, habe von ferneren Rechten gefprochen, die 
dem Landtage im verfaflungsmäßigen Wege gegeben werden fünnten, und 
es fei naher im Interefje der Krone, wenn die Stände ihre Bitten in dieler 
Beziehung in einer offenen, deutlichen, beftimmten Erklärung ausſprächen, 
wo nun Se. Majeftät entfcheinen könnte, was Sie thun und entfcheiden 
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mögen, Denn, täufche er jich nicht, fo werde, wenn auch das Patent e8 
nicht Elar ausſpreche, doch Feine weientliche Aenverung feitend der Krone 
in der ſtändiſchen Gefeggebung vorgenommen werden, ohne ven Beirath 
ber Stände einzuholen. Nehme man Das an, fei es da wohl vortbeilhafter 
für die raſche Beendigung des unſichern Zuftandes, daß die Krone am 
nächften Landtage mit Vorfchlägen und am übernächften mit ihrer Ent- 
an bervortrete, oder daß gleich jest beftimmte Anträge formulirt 
würden? 


Graf Arnim ſtimmte daher entfchieden gegen das Amendement 
und für die Abtheilung. 


Diefer eben fo feinen und gewandten als fcharfjinnigen Rede hatte 
die Hofpartei nichts Schlagendes entgegenzufegen. Da kam ihr der 
Prinz von Preußen zu Hülfe mit feiner Autorität und dem Gewicht 
feiner perfönlichen Meinungskundgebung , in welcher man natürlich bie 
Stimmungen und Intenzionen des Königs wiederzufinden glaubte und 
welche daher auf einen großen Theil der Kurie ihren Eindrud felten 
verfehlte. 


Ihm komme Alles darauf an, fagte ver Prinz, daß die Art und 
Weiſe, wie die Anträge zu den Stufen des Thrones gelangten, eine folche 
fei, Die Se. Majeftät den König, als höchſten Gefeggeber, nicht in die Nothr 
wendigfeit verjege, in Widerſpruch mit einer eben nur erlaflenen Gejeg- 
gebung zu treten. Die Summe der Petizionen der Ständefurie laffe aber 
Nichts von den Kauptinftitugionen der Geleggebung v. 3. Febr. übrig. 
Die Annahme derfelben in diefer Kurie würde gerade zu dem zu vermei— 
denden Widerſpruch des Gefeggeberd mit feiner früheren Gefeggebung 
führen. Daß die Periodizität ftändiicher Zentralverfammlungen eine Noth- 
wenbigfeit fei, fei durch das Geſetz v. 3. Febr. felbft anerfannt. Sie fei 
dem Ber. Ausfchuffe zugemwieien. Die Nothwendigfeitsfrage fei 
fomiterlepigt. Es frage fih alfo nur: ſei es beiler, daß die Aus: 
ſchüſſe eine folche Periodizität erleben, oder der Ver. Landtag? Dan babe 
nur aber erft die Erfahrung eines Landtags für ih. Die Ausſchüſſe 
feien noch gar nicht zufammen geweſen; alſo fehle deren Erfahrung ganz. 
Es fcheine ihm voreilig, über die Unzweckmäßigkeit der Ausichüffe ſo— 
fort abzufprechen. Der König habe die Wiederberufung ded Ber. Land» 
tagd nad) 4 Jahren verheißen, gerade um Erfahrungen zu jammeln. 
Dieſe Verheißung verlange fo unterthänige aldpanfbare Anerfens 
nung. Wie fünne man diefe jchöner beweilen, ald wenn man beichließe, 
mit dem Könige den Weg ver Erfahrung zu betreten. Die Herrenfurie 
möge daher zwar ihre Wünfche über Periobijirung des Der, Landtags 
vor den Stufen ded Throns ausfprechen, aber die Erledigung dieler Frage 
der Erfahrung und Weisheit Sr. Majeftät völlig anbeimftellen und fo 
Dem Könige mit Bertrauen lohnen, durch deſſen Bertrauen allein fie 
bier fei. 
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Der Brinz erhob fi fogar zu ungewohnten rhetoriſchem Schwun- 
ge, indem er, eine Anfpielung Dyrhns aufnehmend, ausrief: 

„Bezeichnen wir den heutigen Tag eines ewig glorreichen Sieges durch 
einen zweiten Sieg, einen Sieg über und ſelbſt, indem wir den 
Drang nah ralhem Handeln in und befümpfen und dem Gefühl Raum 
geben, daß wir Se. Majeftät bei einer fo jungen Geſetzgebung nicht drän- 
gen bürfen, die er ja felbft als bildungsfähig bezeichnet hat.’ 

Der Prinz erklärte fich für das Amendement. 

Die Zuverfichtlichkeit, womit der Prinz feine Meinung über die 
Unftatthaftigkeit einer Petizion ausfprach, vielleicht auch der diktatori— 
ſche Ton, worin Dies gefchah, mußten wohl etwas fehr Auffallendes 
und Berlegendes haben, denn Graf Arnim, der feine Hofmann, 
fand ſich veranlaßt, wenn ſchon unter den zarteften Formen, doc) ziem- 
lic, beftimmt zu erflären, daß er, da es fi) um das Wohl der Krone 
und des Landes handle, ‚‚jene Unabhängigkeit, die er früherhin nad 
einer andern Seite hin in Anſpruch genommen habe, hier gegen Jeder 
mann feftzuhalten genöthigt ſei.“ 

Er entwidelte hierauf, wie das Amendement nicht minder, als der 
Abtheilungsantrag, die Nüglichkeit einer Periodizität des Der. Land 
tags und deren Vorzüglichkeit vor der des Ver. Ausfchuffes ausfprece, 
aljo ebenfalls, wenn man einmal Dies fo anfehe, der Erfahrung vor 
greife; wie e8 aber dabei noch den Nachtheil Habe, daß, wenn der 
König auf einen bloßen Wunfch der Stände eine Veränderung in der 
Berfaffung vornehmen wollte, man fagen würde, er hätte diefelbe erft 
mit dem nächften Landtage berathen müſſen. Bei einer beftimmten 
Bitte falle dagegen jeder derartige Zweifel an der Rechtöbeftän 
digfeit einer folchen föniglichen Entjcheidung weg. 

Auf diefe legte Bemerfung Arnims gab der Prinz die folgende, 
in feinem Munde fehr beveutfame Erwiderung : 

„Barum Se. Majeftät eine Aenderung folcher Gefeße nicht vorneh— 
men follen, weiß ich nicht. Das Geſetz fagt ausdrücklich, daß Allerhöͤchſt⸗ 
diefelben fih vorbehalten, den Rath der Ver. Stände über die Xen: 
derung ftändifcher Gefege zu Hören; aber das „Muß iſt nicht au 
gefprohen. Sollten alfo Se. Majeftät geruhen, auf unfere Bitte, 
auf unfern Wunfch eine Veränderung der Gefege eintreten zu laffen, fo 
wird Allerhöchftverfelbe befehlen, ob der Rath der Verſamm— 
lung zu hören iſt, oder nicht.” 

Da der Prinz von Preußen das Amendement namentlid we: 
gen des darin enthaltenen Ausdruds des Vertrauens, der Anheims 
gebung der Sache an die Erwägung des Königs, vorgezogen hatte, ſo 
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glaubte Graf Redern eine Vermittelung der Anfichten herbeizuführen, 
indem er zu dem Antrag der Abtheilung den Zuſatz vorfchlug : 


„Die Kurie glaubt, die Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit 
mit Vertrauen Sr. Majeftät anheimftellen zu dürfen.“ 


Andrerfeits verfuchte Graf Landsberg, unter Beiftand feiner 
politifchen Freunde und vom Marſchall ſelbſt unterftügt, fein Amens 
dement umjugeftalten und den YAusdrud der Bitte, den man darin 
vermißte, hineinzubringen. Gegen dieſes Bormuliren eines Amende⸗ 
ments ‚‚im Wege der Unterhaltung ‘’ erklärte fich fehr beftimmt Graf 
Arnim und empfahl nochmald den Antrag der Abtheilung, worauf 
ihm aber fehr Fategorifh vom Prinzen von Preußen entgegnet 
wurde: 

„Ich muß Dem widerſprechen, daß der Vorfchlag der Abtheilung der 


befte ift. Ich habe vorhin ſchon ausgefprochen, dap das Amendement des 
Grafen Landöberg das befte ift, und ich wiederhole ed hiermit.” 


Nach diefem entfcheidenden : Roma locuta est! aus fo einflußreichem 
Munde war es wirflid ein erfreuliche Zeichen von der unabhängigen 
Gefinnung der Mehrheit der Kurie, das die Abftimmung dennoch 
nicht fo ausfiel, wie der Prinz wünfchte und gewiß auch erwartete. 
Zwar erhielt der Antrag der Abtheilung nur eine einfache Majorität, 
nämlich 

Al gegen 26 Stimmen. 
Allein das Amendement Landsbergs ging ebenfalld nicht Durch, wo: 
gegen das Redernfche mit 

49 gegen 18 Stimmen 
angenommen wurde. Die Verneinenden waren: 7 Prinzen des 
fönigl. Haufes, 3 Stolberge, Fürft Salm-Salm, Fürft 
Salm-Horftmar, Gr. Solmsd-Braunfels, v. Quaſt, v. Maf: 
fenbad, v. Krofigf, Herzog v. Eroy und der Marſchall. 

So löfte ſich denn die Dynaftie fammt ‚ihrer Kamarilla von dem 
Volke los. Auf der einen Seite die 18, auf der andern Dad ganze 
Volk, weldes einen gefiherten und feftgeregelten Berfaffungszuftand 
mit allen feinen Wünfchen erftrebte, indem es darin allein die Be— 
friedigung langgenährter Hoffnungen und die Bürgschaft einer glüd: 
lihen Zufunft für Preußen erblidte. 

Am Abend nady diefer denfwürdigen Sigung der Herrenfurie war 
Gefellfhaft beim Prinzen von Preußen, Was dort gefchehen, 
wiffen wir nicht; aber fo Biel ift gewiß, daß man feine Zeit gut be: 
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nugt haben muß, denn am folgenden Tage war die Fyſiognomie der 
hohen Kurie eine bedeutend andere. 

Die Abtheilung hatte mit 10 gegen 3 Stimmen den Antrag der 
Ständefurie in der Frage des Ver. Ausfchuffes zur unveränderten 
Annahme empfohlen. Dagegen trat Fürft W. Radziwill mit einen 
Amendement auf, wonach der Ausfchuß bleiben und nur in feine 
Wirkſamkeit befchränft werden follte. Er follte nämlich in daffelbe Ver: 
hältniß zu dem Ver. Landtage treten, in welchem die Ausſchüſſe der 
Provinziallandtage nad) dem Gef. v. 1842, insbefondere $. 2 und 4, 
zu dieſen ftehen, alfo theild Gefege, die an den Ver. Landtag zu 
bringen wären, vorberathen, theils feinen Beirath zu ſolchen Ges 
fegen geben, welche in der Regel gar nicht an die Stände gelangten 
(3. B. Prozeßgefete). Der Landtagsfommiffar nahm fich Diefes 
Antrags fehr eifrig an. Bon der Gegenfeite wurden zwar einige Ein: 
wendungen erhoben, allein ohne befondern Nachdruck, und fo ward, 
nachdem der Abtheilungsvorfhlag nur 34 gegen 32 Stimmen erlangt 
hatte, das Amendement mit 45 Stimmen angenommen. 

Dem Beſchluſſe der Ständefurie wegen Einholung des Beiraths 
des Ber. Landtags zu allen allgemeinen Gefegen war die Abtheilung 
ebenfall8 beigetreten. ®raf Arnim vertheidigte das Gutachten, in« 
dem er darauf hinwies, wie der Neffort des Ver. Landtags ein völlig 
zweifelhafter fein würde, wenn ein Gefeg bald vor den Ausfchuß und 
bald vor die Provinzialftände gebracht werden Fönnte. 

Allein der Prinzvon Preußen, v. Keltfch und der Land: 
tagsfommiffar widerfegten fih Dem aus Gründen einer angeb- 
lichen praftifhen Zwedmäßigfeit. Der Antrag fiel mit 40 gegen 
26 Stimmen. 

Hinfihtlic der Staatsfhuldendeputazion hatte die Ab: 
theilung zwar dem erften Theile des Antrags der Ständefurie bei: 
geftimmt: 

„den König zu bitten, anerkennen zu wollen, daß nur mit Zuftim- 


mung des Der. Landtags Landesſchulden rechtskräftig Eontrahirt werden 
könnten,“ 


dagegen ſtatt des zweiten Theils den Antrag wieder aufgenommen, den 
ſchon die jenſeitige Abtheilung geſtellt, die Ständekurie aber ver— 
worfen hatte: 


„auszuſprechen, daß Se. Majeſtät dad unbeſtreitbare Necht ver Krone be: 
halten möge, in allen Fällen, in welchen die Einberufung des Ver. Land- 
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tags unausführbar fei, ohne Zuziehung flänpifcher Organe Anleihen zu 
kontrahiren.“ 

Dem Antrage wegen der Zuſtimmung des Verein. Landtags zu 
allen Schulden, nicht blos folchen, für welche das gefammte Staatd« 
eigenthum hafte, war die Mbtheilung einfach beigetreten. 

Auch hier ftellte Fürft Kadziwill, abermals im Einverftändniß 
mit dem Fön. Kommiffar, ein Amendement, welches, wie er 
fagte, die Sache beftimmter ausdrüden und die Vorlegung einer bes 
fondern Propofizion unnöthig machen follte. Er fchlug folgende 
Baflung vor: 


„Seine Majeftät den König zu bitten, 

1) daß alle für Friedenszwecke zu fontrahirenden Staatsanleihen, für 
welche dad Staatseigenthum oder die Staatdrevenüen zur Sicherheit 
beftellt werden ſollen, nicht anders, ald mit Zuftimmung des Ver: 
einigten Landtags aufgenommen werden follen; 

2) daß daffelbe auch von Darlehnen für Kkiegszwecke gelten möge, fo 
oft nach dem Ermeflen St. Majeftät die Einberufung des Verein. 
Landtags ohne Gefährdung des Staats erfolgen kann; 

3) daß aber in den Fällen, wo bei einem zu erwartenden oder bereitd 
ausgebrochenen Kriege zur Beſchaffung des nöthigen außerorbent- 
lichen Geldbedarfs die vorhandenen Fonds nicht ausreichen, deshalb 
Darlehne aufgenommen werden müffen und nach dem Ermeſſen Sr. 
Majeftät die Einberufung ded Vereinigten Landtags ohne Gefährs 
dung höherer Staatdintereffen nicht erfolgen kann, Sr. Majeftät 
dad Recht vorbehalten bleiben möge, vergleichen Anlehen ohne Zu- 
ziehung ftändiicher Organe vergeftalt zu Fontrabiren, daß benfelben 
die nämliche Sicherheit, wie den mit Zuftimmung ded Ber. Landtags 
fontrabirten Darlehnen, zuftehe; 

4) der $. 7 der Berorbnung vom 3. Februar bleibt in Kraft.‘ 


Diefer Antrag ließ alfo der Regierung in Bezug auf die Unter: 
feheidung zwiſchen eigentlichen Staatsfhulden und andern Arten von 
Staatöverpflichtungen (z. B. Garantien oder Berwaltungsfchulden) 
ziemlich freie Hand; dagegen ging er in dem andern PBunfte nicht fo 
weit, wie der Abtheilungsvorfchlag , welcher die Fälle, wo aud, wirf: 
fihe Schulden ohne Zuftimmung der Stände follten aufgenommen 
werden fönnen, nicht einmal auf die Kriegsfchulden befchränfte. 

Aus diefem letztern Grunde erklärte fih Graf Arnim für das 
Amendement, jedoch mit Vertaufchung der Worte „ohne Gefährdung 
u. f. w.’ mit dem Worte: unausführbar, und mit Weglaffung 
des Wörtchend: des vor Staatdeigenthum, damit man nicht etwa 
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blos ſolche Schulden darunter verftehe, für welche das ganze Staats— 
eigenthum verpfändet werde. 

Das Amendement ward mit diefen Modifikazionen angenommen, 
Der fünften und ſechſten Bitte der Ständekurie: um eine Deflara 
zion in Bezug auf die Verhältniffe der Domänen und Regalien, des 
gleichen in Bezug auf den ftändifchen Beirat zu allen Steuern, trat 
man ohne Debatte bei. 

Bei Bunft VII. hatte eine Mehrheit von 7 Stimmen in der Ab: 
theilung den Antrag der andern Kurie: 

„Den König zu bitten, die Verfaffungsgefege nicht ohne Zuftims 
mung der Stände ändern zu wollen,‘ 
angenommen; die Minorität von 5 Stimmen wollte theild nur ben 
Beirath der Stände erbeten wiffen, um der Krone mehr Freiheit 
in der Wahl der Modalitäten zu laffen, theils Hielt fie jede 
ſolche Bitte für unziemlich, weil die Geſetzgebung v. 3. Febr. aus 
der freien Madtvollfommenheit der Krone hervorgegangen ſei. 

Zu diefer legten Anficht bekannten fich Fürft B. Radziwill und 
Graf B. Stolberg; für den bloßen Beirath flimmten Graf 
Solms-Baruth und Graf IHenplig. Dagegen erklärte der Her 
zog von Ratibor: 


Er fehe nicht ein, warum man nicht an Se. Majeftät die Bitte rich⸗ 
ten folle, an den Verfaffungdgefegen ohne Zuftimmung der Stände 
Nichts Ändern zu wollen. „Se, Majeſtät,“ fagte er, „moͤge und gar 
. nicht fragen, wenn Er die Berfafjungdgelege ändern will — ich würde «8 
für viel beffer Halten, ald wenn die VBerfammlung zufammenberufen und 
befragt, ihr Rath aber nicht berüdjichtigt wird, fie nicht das Recht der 
Zuftimmung bei Veränderung der wichtigften Gefege Haben foll. Wenn 
man eine folche Verfammlung, die das ganze Rand vertritt, um Rath 
fragt und ihn bei einer fo wichtigen Frage nicht berückſichtigt, fo, glaube 
ich, giebt man der Öffentlichen Meinung eine Waffe in die Hand, die viel 
gefährlicher ift, als wenn man fie gar nicht fragt und ihr überhaupt nicht 
dad Recht giebt, über Berfaffungdgefege zu berathen.’‘ 


Da erhob ſich, fichtlich gereizt durch diefe Wendung der Debatte 
und durch den Abtheilungsvorfchlag, der Prinz von Breußen und 
ſprach mit jchwerverhaltenem Unmuthe: 


„Es handelt fich Hier um eine neue Schmälerung der Rede 
der Kronez ich fage: neue Schmälerung Wenn Se. Majeftät 
ed für gut befinden, in Ihrer Weisheit ein Recht der Krone ih 
feloft zu ſchmälern, fo darf fein Unterthan, Ich alfo am Wenigften, dar: 
über Bemerkungen machen. Wenn es aber darauf anfommt, daß die Vers 
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fammlung beantragen will, Rechte der Krone zu ſchmälern, wozu Ic 
ihr übrigens das Recht abfprehen müßte, Ich mich dieſem 
Antrage entſchieden widerſetzen müßte.“ 


Der Prinz erklärte ſich nicht blos gegen die Juſtimmung, ſon— 
dern auch gegen den Beirath, und, indem er den $. 12 der Ber. 
v. 3. Febr. vorlas*) fegte er hinzu: 


„In diefem weifen Vorbehalt fcheint mir alle Gewähr geleiftet zu 
fein, die der Landtag von feinem Monarchen verlangen kann, und, wenn 
es je einen König von Preußen geben könnte, der diefen Paflus fo aus: 
legte: mit der größten Willfür und ohne die augenfcheinlichfte Nothwendig- 
feit die jtändifchen Gelege ändern zu wollen, fo glaube ich mit Stolz fagen 
zu fünnen, daß ein folcher König nicht feiner Ahnen würdig dafteben 
würde. Daß ich diele Befinnungen meinem Sohne einprägen und fie auf 
ihn vererben werde, dieſe Verfiherung glaube ich geben zu können, und, 
fo Gott will, wird ed fo weiter geben, Deshalb flimme ich dafür, daß 
der $. 12 unverändert ftehen bleibt.’ 


Graf Arnim hatte die Kühnheit, darauf aufmerffam zu machen: 
wie, nachdem ſchon im Gel. v. 1823 den Ständen verfprochen worden jet, 
es folle in der ftändifchen Verfaffung Nichts geändert werden, ohne zuvor 
ihren Rath zu hören, man natürlich jenen $. 12. der Verordn. v. 3. Febr. 
nicht anders habe verftehen können, als fo, wie ihn, zur allgemeinen 
Breude, Se. kön. Hoheit jo eben ausgelegt babe. Indeſſen würde es Doch, 
zur Befeitigung irriger Anfichten außerhalb der Verfammlung, gut fein, 
wenn ein für allemal den Zweifeln ein Ende gemacht und Das, mas die 
Anfiht Sr. Majeftät fei, auch als gelegliche Anyicht ausgeſprochen würde. 
Es bedürfe alſo eigentlich nur einer Deflarazion des $., und dieſer Bitte 
werde jich wohl auch das durchlauchtigſte Mitglied anichließen. 

Der Prinz erklärte jedoch, Dies nicht zu fönnen, weil die Bitte 
gegen das Votum laufe, das er abgegeben. 

Eine eigenthümliche Logik entwidelte er fodann, indem er bins 
zufügte: 

„Wie foll e8 werden, wenn eine Petizion um Veränderung der Ver: 
faffung an ven König gelangte? Er muß fie dann, da fie bereits die Zu: 
flimmung des Ber. Landtags hat, als König und Gejeggeber annehmen.‘ 

Bon dem Abtheilungsvorfchlage Fonnte natürlih nun gar nicht 
mehr die Rede fein; der Referent felbft provozirte ein Amendement 
im Sinne der Minorität, und Graf Itzenplitz ftellte ein ſolches auf 
Einholung des ftändifhen Beirath 8 beiallen Berfaffungsänderungen, 


) worin gefagt ift: der König werde, „wenn er ſich bewogen finden ſollte,“ ſtaͤndi⸗ 
ſchen Beirath zu Berfaffungsänderungen einzuholen, diefen nur vom Ber, Landtage 
erfordern. _ 

27 
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nicht ohne auch deshalb zuvor ſich gleichſam entſchuldigt und ed als 
einen Akt großer „Selbſtoerleugnung““ angeptieſen zu haben, daß et 
Etwas beantrage, was engherziger erfcheinen möchte, als die hochher- 
zigen Gkſinnungen eines durchlauchtigen Rednets. 

Dieſe Fürbitte befähftigte jedoch den Zorn des Thronfolgers nicht. 
Mit fharfem Tone entgegnete er: 

Er glaube in diefer Berfammlung eine Stimme zu haben, wie jeded 
andre Mitglied, und wolle Niemandes Anficht Faptiviren. Das aber 
fege er hinzu, daß, wenn von Vertrauen gefproden 
werde, man auch feinen Worten vertrauen und durch 
Thaten beweifen folle, wie man dem jegigen König und 
dem fünftigen vertraue 


Das war freilich fein Kaptiviren der Anfichten, fondern 
geradezu eine förmliche Einfhüchterung der Kurie. Die Majvrität 
der Abtheilung fchien nun felbft beftürzt über die Kühndeit ihres Ans 
trags und wollte denſelben gar nicht zur Abſtimmung kommen laſſen. 
Nur Prinz Biron beſtand darauf, daß zuerſt eine Frage auf die „Zu: 
ſtimmung“ geftellt werden müffe. Allein man wollte davon Nichts 
hören; felbft Graf Dyrhn widerfpradh, und fo ward es gemacht, daf 
ohne fürmliche Abftimmung das Abtheilungsgutachten befeitigt und 
nur die Bitte wegen des „Beiraths“ zur Frage geftellt ward; zu ver 
wundern war, daß nach folhen Vorgängen noch 36 Stimmen für 
diefen Antrag (gegen 30 verneinende) fich ergaben, allerdings Feine 
ausreichende Majorität. 

Der legte Antrag, auf Ausfegung der Wahlen, ward mit der von 
Arnim vorgefchlagenen Befchränfung angenommen, daß gelegt 
werden follte: 

bis zur Gntjheidung des Königs über die frühen 
Anträge. 

So endeten diefe Verhandlungen, die denfwürdigften, die wäh 
tend des ganzen Landtags in der Herrenkurie ftattfanden. Sie gewäh— 
ren einen tiefen, aber nicht tröftlichen Einblick in die Stellung der 
Herrenfurie, wie ſolche von dem größern Theile diefer felbjt, vom 
Hof und von der Kamarilla aufgefaßt ward. Das diktatorifche Bench 
men des Prinzen einerfeits, der in der Kurie nicht wie ein Stand zu 
feinen Mitftänden, fondern wie ein fommandirender General zu feiner 
Mannſchaft ſprach, andrerfeits die devote Unterwürfigfeit und die ängft- 
liche Rüdficht auf das höchfte Wohlgefallen oder Misfallen , welche bei 
einem großen Theile der Mitglieder ſich auf fo klägliche Weife fund: 
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gab — Das waren feine guten Zeichen für die unabhängige und 
würdige Stellung einer Verſammlung, die man für berufen hielt — 
nicht, um als gefhmeldige Hoffchranzen und allezeit fertige Jaherten 
jedes Wort des Gebieters zu befräftigen,, jedem Winke Deffelben zu 
lanfchen —, fondern um das Land zu vertreten und die Krone zu bes 
rathen mit jener Selbftftändigfeit, jenem Freimuth, jener Intelligenz 
und jener Acht ariftofratifhen und Fonfervativen Geſinnung, welche, 
wie man anzunehmen pflegt, mit hoher Geburt, unabhängigem Ber: 
mögen und einer audzeichnenden Stellung im Staat und in der Gefell- 
[haft fich verbindet. Mit Bedauern fah man, daß vom Hofe und 
von der allernächften Umgebung des Königs diefe Stellung der 
Herrenfurie gänzlich verfannt und ihr Dagegen jene andere zugemuthet 
ward, die, wenn die Kurie felbft darauf einging, diefe ganze Inftitn: 
zion zu einem für das Intereſſe der Freiheit höchſt gefährlichen und beim 
Volke verhaßten Werkzeug in der Hand der Regierung machen mußte. 
Und mit noch größerm Bedauern nahm man wahr, daß die Herren: 
furie in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht das Selbftgefühl oder nicht 
den Muth befaß, um diefe Anmuthungen mit der ganzen Würde und 
Unabhängigkeit ihrer hohen Stellung in die gebührenden Schranfen 
zurüdzuweifen,, denn felbft die Zahl, welche Widerfpruch dagegen ver: 
fuchte, that Dies doch nur halb Heinlaut und verftummte endlich auch. 
Immerhin jedoch verdienen diefe Männer, welche, im Bewußtfein ihrer 
Pfliht und ihres hohen Berufs, das Wohl des Landes und der Krone 
zu wahren, die Ungnade der Mächtigen nicht fcheuten und ihrem Zorne 
Stand hielten, die ehrende Anerkennung der Gefchichte. Namentlich 
hat Graf Arnim, der am Längften und Beharrlichften diefen Muth 
des Widerſpruchs bewies, dadurch Manches in feinem frühern parlas 
mentarifchen Benehmen auf dem Landtage wieder gut gemacht und we— 
nigſtens gezeigt, daß er nicht zu jener gewöhnlichen farafter= und ge: 
dankenloſen Klaſſe ſervilen Hofadeld gehöre, deflen ganzes Sein und 
Thun nur an dem Winfe des Monarchen hängt. 

Der König vermerfte ſelbſt dieſe fo rückſichtsvolle Oppofizion in 
der Herrenfurie fehr übel. Seine ganze Ungnade traf Die, weldye als 
Redner für die Verfaffungsanträge aufgetreten waren. Unmittelbar 
nach jenen Verhandlungen, am 20. Juli, gab der König den Fonfer- 
vativen Mitgliedern des Landtags in Potsdam ein Feſt. Schon ſeit 
längerer Zeit wurden faft nur ſolche nach Hofe eingeladen. Bon der 
Herrenfurie hatten dazu fammtliche Mitglieder Einladungen erhalten — 
nur Arnim, Keltfh, Lichnowsky, Biron, Dyrhn, Dorf, 

——— 
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DohnasLaud und Keyferling waren übergangen worden, Na 
türlich erregte Dies fofort das größte Auffehen. Der Herzog von 
Braunfchweig, der damals in Berlin anwefend war, fol ſich fehr 
energifch Darüber ausgefprochen und erklärt Haben: er werde es für eine 
perfönliche Beleidigung anfehen, wenn man feinen Bevollmächtigten, 
v. Keltfch, nicht einlade, der in allen Fragen ganz in feinem Sinne 
und nad) feinen Inftrufzionen geftimmt habe. Die Minifter begaben 
fich zum Könige, um ihm Vorftelungen wegen eines fo auffallenden 
Schritted zu machen. Eine förmlihe Sigung des Staatsminifteriums 
fand in Potsdam noch am Morgen des Feſtes, früh um 8 Uhr, flat, 
und in Folge diefer, nad Debatten zwilchen dem Feſtgeber und feinen 
Rüthen nicht der erfreulichften Art für die Oppofizion, felbft für die mil 
defte und gelindefte, wurden noch um 10 Uhr jene acht Herren durch 
einen Hoffourier mündlid, nad; Potsdam eingeladen. Aber weder der 
König noch die Königin würdigten während de& ganzen Tags die fo 
fpät Eingeladenen eines Blids oder Wortes, fondern gaben auffällig 
ihre Unzufriedenheit mit ihnen zu erfennen. 
So ehrte man parlamentarifchen Freimuth ! 


Schsundzwanzigftes Kapitel. 


Anberweite Berathungen ber Verfaflungsanträge in der Drei: 
ftändekurie. 





Mit Schmerz und Beftürzung ſah der liberale Theil der Stände: 
furie die Berfaffungsanträge in der Geftalt wieder, wie fie aus der Herren- 
furie zurückgekommen. Was hatte man in jenem Saale daraus gemacht ! 
Statt des Antrags auf beftimmte Periodizität einen auf unbeftimmtez; 
ftatt der Bitte um Wegfall der Ausfchüfle eine Bitte um modifizirtes 
Fortbeftehen derfelben ; ftatt der jo entſchiednen Vota über das Staats: 
ſchuldenweſen Nichts als zweideutige, die Rechte der Stände nad) allen 
Seiten preisgebende Beſchlüſſe; ftatt derBitte endlich um gänzliche Aus: 
fegung der Wahlen eine bloße Verfchiebung derfelben bis zu der Ents 
fheidung des Königs über die andern Anträge, alfo damit zugleich 
eine Anerkennung der Berpflichtung zum Wählen, fobald jene Entfchei- 
dung erfolgt fein würde. AndreBunfte, der wegen des Beiraths zu allen 
Gefegen und der fo hocdhwichtige wegen des Zuftimmungsrechts der 
Stände bei allen Berfafiungsändrungen, waren von der Herrenfurie 
gänzlich verworfen, während fie nur in zwei Bunften, wo es fi um 
bloße Deflarazionen handelte — binfichtliy der Domänen und der 
Steuern — der Ständefurie beigetreten war. 

Was die gänzlich abgelehnten Anträge betraf, fo war man in Be- 
treff ihrer wenigftens aller Sfrupel überhoben — fie ruhten bis zum 
nächften Landtage, um vielleicht dann, bei günftigeren Sternen, wieder 
aufzuerftehen und ihren mühevollen Weg noch einmal zu durdylaufen. 

Dagegen mußte man wegen derer, denen die Herrenfurienur mit Ab: 
änderungen beigepflichtet hatte, fich entſcheiden, ob man diefe Abänderuns 
gen annehmen vder lieber die Anträge ebenfalls auf ſich beruhen laffen 
wollte. Denn ein Drittes gab es nach den beftehenden Geſetzen nicht. 
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Diefe wichtige und für das ganze Verfaſſungswerk entjcheidende 
Frage ward von den Stimmführern der Oppofizion in einer Vorbera- 
thung, welche in der Wohnung Camphauſens ſtattfand, lange und 
lebhaft disfutirt. Auf der einen Seite vergegenwärtigte man ſich alle 
die Gefahren und bedenklihen Folgen, welche eine zu weit getriebene 
Nachgiebigfeit gegen die Herrenfurie Haben möchte, das Aufgeben von 
Rechtsanſprüchen der wichtigften Art, ftatt deren man jegt überall das 
Ermeffen der Krone eintreten laffen follte, die gefährliche Konfequenz, 
die in einem ſolchen Zurüdgehen von früheren, mit großer Majorität ge: 
faßten Befchlüffen liege, das Mistrauen, weldyes man dadurch leicht 
im Bolte gegen die Entfchiedenheit der Ständefurie in Wahrung feiner 
Rechte erweden fönnte. Auf der andern Seite fagte man ſich, daß bei 
firengem Feſthalten an den urfprünglichen Anträgen der Kurie gar feine 
Bitte an den Thron gelangen werde, daß dann mit allen Verhandlungen 
und allen Bemühungen gar Richts erreicht fei, als höchftens der mora- 
liſche Eindrud im Volke, daß man dann beim nächiten Randtag gerade 
wieder da anfangen müffe, wo man jetzt angefangen habe, während, 
wenn man der Herrenfurie nachgebe, wenigftens in einigen Haupt 
punften durch den gemeinfamen Beihluß beider Kurien und durch 
die, dann mit Sicherheit zu erwartende, beifällige Entfcheidung de 
Krone eine Fortbildung und Befeftigung ver Verfaffung angebahnt, alſo 
ein Boden gewonnen werde, auf dem man bei der nächſten Zufammen- 
funft weiter fortbauen könne. 

Diefe legtere Anficht, welcher nicht blos die vermittelnden Karaftere, 
wie Auerswald, fondern auch Männer der entichiedenften Gefin- 
nung, wie Hanfemann und Binde, desgleichen Camphauſen, 
fich zuneigten, gewann in der vorberathenden Berfammlung die Ma: 
jorität. Bederath widerftand lange; emdlich gab aud er nad. 
Meviffen dagegen und einige andre jüngere Mitglieder blieben feſt 
dabei ftehen, alle abändernden Beichlüffe der andren Kurie verwerfen zu 
wollen. 

Ueber einen Punkt — die Ablehnung des jenfeitigen Antrages 
wegen der Kriegsanleihen — waren Alle einig, und ebenfo vereinigte 
man fi dahin, daß der Punkt wegen der Ausſchüſſe nur unter der Be— 
dDingung angenommen werden follte, daß durch Einfügung einer mo— 
tivirenden Erklärung ausdrüdlic) vorgefehen fei, daß den Ausſchüſſen 
wirklich feine andre, als eine vorberathende und vorbereitende 
Stellung, nad) $. 2 und 4 des Gef. v. 1842, angewiefen werde. 

ALS daher in der Kurie zuerft die Periopizitätsfrage zur Verhand— 


423 


lung geitellt warb und Auerswald zur Eintracht, zum Anſchluß an 
die Herrenkurie ermahnte, da ja doch in der Hauptfache dieſe dem An- 
trag der Ständefurie beigetreten fei, auch deren Gründe nicht geradezu 
abgewiefen, fondern nurdem Könige die Beurtheilung derfelden anheim- 
geftellt habe, da erhob fich gegen diefe Anficht Niemand, ausgenommen 
Meviffen und Stedtmann, welde Beide ihr abweichendes Votum 
durch folgende Worte motivirten : 

Stevtmann: „Ich habe von meinen Kommittenten nicht die Voll: 
macht empfangen, irgend ein’ Recht des Landes aufzugeben. Wir haben ein 
Recht auf ſtändiſche Verfaflung, und die nähere Beftimmung dieſes Rechts 
ift nur in einer einzigen Zeile eined Geſetzes ausdrücklich hervorgehoben, 
im 6. 13 des Geſetzes vom 17. Januar 1820. Kein Argument von dem 
Miniftertiich hat mich überzeugt, daß ed nicht, wenn wir ehrlich fein wollen, 
gemeint fei, eine allgemeine große Landesrepräfentagion alle Jahre zu 
berufen. Dieſes Recht kann ich nicht aufgeben. Will die Krone ſich mit den 
Ständen vertragen, Niemand wird mit mehr Vertrauen, mit mehr Liebe 
ihr entgegenfommen, als ich, aber es freimillig aufgeben — nimmer: 
mehr!“ 

Meviffen: ..... „Ih kann, nah Prüfung aller einfchlägigen 
Verhältniſſe, nur feft bei der Heberzeugung beharren, daß alle die Rechte, 
die wir in unferen früheren Berathungen feftgeftellt haben, und zu Theil 
werben müſſen, wenn das Verfaflungswerf bei und für längere Zeit begrüns 
det werden Toll.’ 


Bei der namentlichen Abftimmung erklärten fid) nur 31 gegen den 
Beitritt zur andern Kurie *). 

Bei dem Punft wegen der Ausichüffe ſprach Schwerin für die 
Bereinigung mit der Herrenfurie. Dffermann und Tſchocke wider: 
fegten fich dem Antrage. Tſchocke erklärte: 

Da die Verhältniſſe nicht mehr diefelben feien, wie 1842, jo feien auch 
Ausihüffe, wie die damaligen nicht nöthig. Daher werde er ih unter 
feinen Umftänden zu einer folchen Wahl entichließen. 

Und Offermann fagte: 

Er babe die Beforgniß, daß, wenn der Ausihuß einmal gewählt ei, 
ihm Mehr aufgetragen werde, ald die Verfammlung beabfichtigt habe. 

Binde äußerte: 

Hinfichtlih des Rechtspunktes Habe ex fein Bedenken, dem Antrag 


) Die Berneinenden waren: Anwandter, Baum, Biefing, Bracht, 
Bremer, Brufi, Dahmen, Denzin, Flemming, Funk, Graach, Kas— 
pers, Kirberg, v. Kraszewoki, Lang, v. d. Loe, Meviffen, Meyer, 
Milde, Mohr, Offermann, Naffauf, Reichardt, Röchling, Röhricht, 
Schäfer, Shult, Seltmann, Stevtmann, Tſchocke, Zunderer. 
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beizutreten, da es nur darauf ankomme, den Ausſchüſſen jede Wirkſamkeit 
zu nehmen, durch welche fie das Recht des Ber. Landtags ſchmälern wür— 
den. Dies gefchehe durch die Faſſung der Herrenkurie, voraudgelegt, daß 
zu derfelben die motivirende Erklärung, welche die Abtheilung (in dem von 
der Oppofizion vereinbarten Sinne) vorgefchlagen hätte, beigefügt werde. 
Gegen die Räthlichkeit folcher Ausſchüſſe, ſelbſt nur mit vorberathenver 
Wirkſamkeit, habe er zwar manche Bedenken, allein hier, wo es fi um die 
Enticheidung einer fo wichtigen Frage handle, ſei es nothwendig und wüns 
ſchenswerth, bis an die äußerfte Grenze ver Nachgiebigkeit zu 
gehen, jo weit zu gehen, als man es mit dem Gewiffen und den Prinzis 
pien ded Recht irgendwie vereinigen fünne, Es fei Died wünſchenswerth 
nicht blos im Intereffe ver Konfolivirung der ſtändiſchen Verfaſſung, Ton: 
dern auch in Bezug auf das gute Einvernehmen der Kurien zu einander, 
welches, wenn es jet ſchon fo feit begründet werde, für den nächften Lands 
tag jogleich eine geveihliche Wirkfamfeit verfpreche, 

Hanfemann fhloß ſich Dem an, und fo ward diefer zweite 
Punkt faft einftimmig angenommen. 

Dagegen erregte der Punkt wegen des Schuldenwefend abermals 
einen fehr lebhaften Streit. Die Bedenken gegen die „Verwaltungs— 
ſchulden“ tauchten in ihrer ganzen Stärfe wieder auf; dazu Fam aber 
das neue Bedenken, daß man durch die Faſſung der Herrenfurie aud) 
andre Arten von Schulden, wenn e8 nurnicht förmliche Anleihen wären, 
nicht ausgefhloffen fand. Der fön. Kommiffar gabzwar wiederholt 
beruhigende Verſicherungen und fhlug vor: man möge doc) au) hier 
eine motivirende Erflärung beifügen. Allein Binde entgegnete: Das 
gehe hier nicht; Die Faſſung der Herrenfurie gebe dazu feinen Anhalt. 

KRüdjichtlic der Kriegsfchulden ftand nun vollends die Oppofizion 
wie einMann für ihre frühere Anficht, daß diefe den Ständen in feinem 
Ball entzogen werden dürften. Winde, Knoblaud, Siebig, Gr. 
Helldorf, Puttfammera.St., Milde und Hanfemann traten 
als Redner dafürauf. Helldorf mahnte an die unveräußerliden 
Rechte des Volks, die man zu wahren habe, und Hanfemann 
äußerte: 

Der Landtag befige nicht fo viele Rechte, um eined davon ohne Noth 
aufzugeben. 

Binde machte noch auf eine wichtige Folge dieſes Rechts aufmerk: 
fam, indem dadurch leichtfinnige, dem Lande nachtheilige Angriffskriege 
vermieden würden, 

Schwerin, der ſich ſchon bei den erften Verhandlungen über die 
Berfafjungsfragen, wie wir fahen, fchwanfend benahm, fiel hier völlig 
von der Oppofizion ab. Er, der früher felbft um ‚‚Anerfennung der 
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ftändifchen Rechte’’ petirt, er, der eine Adreſſe beantragt hatte, in welcher 
die Bedenken wegen derRichterfüllung früherer Gefege niedergelegt wer: 
den folten — er erflärte jept, Feine Verlegung des Rechtsbodens da- 
rin zu finden, wenn die Stände ihr Recht aus dem Gef. v. 1820 
aufgäben, denn unwiderruflich feifein Gefeg; nur einfeitig folle 
es nicht geändert werden dürfen; wenn Krone und Stände über Die 
Aenderung fich vereinigten, fo fei Alles in Ordnung. 

Alfo, die Stände follten ihr gutes, klares Recht felbft ver: 
nidhten, morden helfen! Schwerin, obichon die fortdauernde 
Rechtsgültigkeit des Gef. v. 1820 anerfennend, Fonnte den Ständen ra— 
then, diefes Geſetz aus freien Stüden preiszugeben, mit der Regie: 
rung gemeinfchaftlich eine Aufhebung deflelben in feinem wichtigften 
Punkte zu befchließen, d. h. alfo: wiffentlich und durch die That, 
nicht durch ein bloßes Unterlaffen, dem Volke ein Recht entreißen zu 
helfen, welches Helldorf fehr wahr ein ‚‚unveräußerliches’’ nannte, 
Wie? Eine ſolche Gewiffenlofigfeit, ein ſolches Handeln wider befires 
Wiffen fonnte Schwerin feinen bisherigen politifchen Freunden, der 
DOppofizion, zumuthen, fonnte er von ihnen erwarten? 

Schwerin fand die Stelle wegen der Friedensſchulden nad 
der Faſſung der Herrenfurie unbedenflid. 


Der fin, Kommiffar babe die Erklärung gegeben, daß die Regie: 
rung nur die Verwultungsfchulden von der Zuftimmung der Stände aus— 
genommen wifjen wolle, Diefe Erklärung balte er fo weit für authen— 
tiſch, daß wenigftend die Exiſtenz des gefammten Minifte 
riumsdbamitzufammenhänge. 


Hinfihtlicd der Kriegsfhulden war er derfelben Anficht. 


Hier folle die freie Verfügung der Krone auf die Fälle eingefchränft 
bleiben, wo es wirklih unmöglich fei, die Stände zu berufen. Er fei 
auch hier nicht in Zweifel, „daß er Bertrauen walten laflen fünne.‘’ „Daß 
Das redlich gehalten wird, mas verfprochen ift, dies Vertrauen muß ich 
haben, dies fann man von mir verlangen.’ Leichtfinnige Angrifföfriege bes 
fürchte er nicht; die Zeiten wären vorüber, wo dies möglich war; Preußen 
fei von jegt an ein Verfaffungsftaat, und in folchen fei jo Etwas 
nicht möglich. „Wenn die Stände regelmäßig zufammenfommen, wenn dad 
Gouvernement die Verpflihtung bat, die aufgenommenen Schulden nuch« 
träglich zu vertreten, — fo bin ich überzeugt, daß das Gouvernement lieber 
fein Amt niederlegen, ald der Krone Darlehne anrathen werde, von denen 
e8 voraudfegen muß, daß die Stände dringende Monita dagegen machen 
werden,’ 

Man möge daher dem Befchluß der Herrenkurie auch in diefem Punfte 
beitreten, weil Dies ein Mittel jei, das die Stände bald aufeinen 
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geſichenten Rechtgboden führe, ner für folgende Landtage ihnen 
die Möglichkeit gebe, ſich nicht wieder jo mit Prinzipienfragen zu beichäf: 
tigen, wie es diesmal nöthig gewefen, — 

Gegen dieſen Rath erhob ſich aber ſofort Milde und erklaͤtte: 

&r würde dem Redner allenfalld Recht geben fünnen, wenn die Bor: 
ausfegungen, die er feiner Anficht zu Grunde lege, wirklich fchon beftänden, 
nämlich: eine authentifche Erklärung der Krone wegen ber Garan— 
tien und — ein verantwortlihes Miniſterium. Beides ſei aber 
zur Zeit noch nicht vorhanden, und fo halte er es für unmöglich, daß die 
Stände Preußens ihre Magna charta, dad. Geſetz v. 1820, —5* auf⸗ 
geben ſollten. | | 

Hanfemann wies darauf hin, daß man an der Unwiderruflich— 
feit jenes Gefeges nicht allein im Intereſſe des Volks, fondern auch der 
Staatögläubiger, zu deren Sicherung daſſelbe gegeben fei, feſtzu— 
halten die Verpflichtung habe. | 

Selbft Puttfammer aus St., fonft immer Der treue Meinungs 

enoſſe Schwerin, trennte fid) diesmal von ihm aus dem gleichen 
Grunde und hielt feft an der Oppoſizion. | 

Gleichzeitig mußte Schwerin die Erfahrung machen, wie auf 
fein unbedingtes Vertrauen auf die Worte des Gouvernements nicht 
allzu wohlbegründet fei, denn, als er den Landtagsfommilfar zu einer 
beftimmten Erklärung über die Abfichten. des Gouvernements wegen 
der Garantien provozirte, da entfchlüpfte Diefer ihm mit einer jener 
Schlangenwindungen, in denen er fich während des Landtags fo häu— 
fig bewegt hat. Früher hatte er wörtlich erklärt: 

Weder verzinsliche noch unverzingliche eigentliche Staatsſchulden folk 
ten von der Zuftimmung der Stände ausgenommen fein, Die einzige Be: 
ſchränkung, melche die Regierung Hiervon machen wolle, fei bei den Ver: 
waltungsichulden auf Furze Zeit. 

Jetzt Dagegen fagte er: 

Daß jede Garantie der Handifchen Zuftimmung unterworfen werben 
folle, könne er nicht zufichern. 

Dffenbar verfteekte er fich Hinter dem Doppelfinn der Worte: eigent 
liche Staatsfhulden, den erfchon früher in ähnlicher Weife audger 
beutet hatte, Troß diefer eigenthümlichen Art, mit welcher fomit Schwer, 
rings Berufung auf die Nedlichkeit der Regierung entfprochen ward, 
blieb Diefer doch bei jeinem Vertrauen und ftimmte mit der Regietungs⸗ 
partei für Annahme der Modififazion der Herrenfurie, die jedod) von 
der Kurie mit der großen Majorität von 

300 gegen 146 Stimmen 
verworfen ward. 
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Der Antrag wegen Ausſetzung ber Wahlen warb in der von der 
audern Kurie ihm gegebnen beichränfenden Faſſung ohne Debatte ans 
genommen, Man wollte auch in dieſem Punkte wenigftens zu einem 
gemeinfamen Beichluffe fommen. 

Ob die Kurie, ob insbefondre die Oppofizion wohlgethan, fich 
den Beichlüffen der Herrenfurie anzufchliegen — Das ift eine Frage, 
beten triftige Beantwortung nur bei einer unbefangenen Erwägung aller 
vorliegenden Umftände moglich if. Zweierlei muß man dabei vor Allem 
unterfheiden: einmal den Inhalt der Anträge felbft und zweitens 
ihre Begründung. 

Es ift der Oppofizion von manchen Seiten der Borwurf gemacht 
worden, fie habe dur Annahme der Faffung der Herrenfurie den 
Rechtspunkt, die Bezugnahme auf die frühere Gejepgebung aufges 
geben. Allein Das hatte fie eigentlich ſchon durch ihre früheren Bes 
ſchlüſſe gethan, und ed war nur noch ein ſchwacher Nachhall einer 
Rechtsbegründung, der in den Anträgen, wie fie an die Herrenfurie 
famen, anflang. Es war bereits in den frühern Debatten von der Par: 
tei, welche Feine Rechtsforderung wollte, ausdrücklich bemerft wor« 
den, daß die Bezugnahme auf frühere Gefege nicht die Bedeutung einer 
wirklichen Rechtsbegründung der Bitten, fondern nur die Bedeutung 
fubjeftiver Beweggründe der Bittenden haben follte, und dieſe Anftcht 
hatte ihre faftifche Anerfennung darin gefunden, daß alle auf die ent: 
gegengefegte Anficht bafirten Vorfchläge, 3. B. der Vinckeſche und 
Schwerinfce, abgelehnt worden waren. Dazu fan, wenn man auf 
das Einzelne einging, daß (wie Binde fehr richtig bemerkte) gerade 
der Antrag Der Stänvefurie auf zweijährige Reichstage in den frühern 
Gefegen feine Begründung fand, indem das Gef. v. 1820 ausprüdlich 
nur von alljährlihen Reichstagsverfammlungen fpricht. 

Ob alſo die einzelnen Anträge etwas mehr oder weniger fategor 
rifh, etwas mehr oder weniger allgemein gehalten, etwas mehr oder 
weniger mit Vertrauen, dieſem unvermeidlichen Ingredienz aller 
Verhandlungen des Ver. Landtags, verfegt waren — Das madıte, nach: 
dem man einmal überhaupt zur Form der Bitte von der Form der 
Rechtsforderung oder Rechtsverwahrung herabgejtiegen war, 
feinen fo wefentlichen Unterfchied mehr. 

Freilich wäre e8 beffer und eines preußifchen Reichstags würdiger 
gewefen, wenn er ſelbſt bei feinen Bitten, mit aller ſchuldigen Ehrfurcht 
vor der Krone, doch eine entichiedenere und freiere Sprache am Throne 
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geführt hätte. Bei den eigenthümlichen Verhältniffen der Herrenkurie, 
die wir im vor. Kap. kennen gelernt haben, war Dies indeffen nicht zu 
erwarten, und es war ſchon alles Mögliche, daß eine Bitte in diefer ge: 
mäßigten Form dort durchging. Bringt nun das Zweilammerfyftem es 
allemal mit fih, daß eine Kurie ſich nad) der andern bequemen muf, 
vorzugsweiſe aber die Volkskammer, ald Repräfentantin des Fortſchritts, 
nach der Adelsfammer, ald dem fonfervativen Dämpfer diefer Fort: 
fihrittsbewegung, fo war im vorliegenden Falle, wo e8 fid darum han- 
delte, von dem abfoluten Königthume die allererften Lebensbedingungen 
einer ftändifchen Verfaffung zu erlangen, ein Zufammenwirfen und ver: 
einted Bitten beider Kurien allerdings Doppelt wichtig. Und ebenjo wahr 
als fchön gefagt ift daher, was zur Rechtfertigung des Verfahrens der 
Dppofizion in diefer Sache Bederath in der Rede ausſprach, die er 
bei dem Feſteſſen in Elberfeld hielt. 

„Bir erwogen,’ fagte er, „daß die Bereinigung der beiden Kurien zu 
einer einmüthigen Bitte diefer Letztern das Gepräge eines tief in der Nazion 
wurzelnden Berlangend um fo unverfennbarer aufprüden werde, je hem⸗ 
mender die Schranken waren, die ed auf feinem Weg zum Thron fiegreih 
zu durchbrechen hatte; wir lebten der Hoffnung, daß das bemußte und doch 
ehrfurchtsvoll gemäßigte Verfahren der Stände zu einem erfreulichen Schluß 
des Landtags führen, daß das legte Wort im weißen Saale dem Lande eine 
Freudenbotichaft bringen werde.’ 

Daß diefe Hoffnung fehlfhlug, daß die Krone felbft auf dieſe fo 
gemäßigten und einmüthigen Bitten beider Kurien wenigſtens zunächſt 
nicht einging, Das hat freilich wohl bei Manchen den Gedanken ent: 
ftehen laſſen: wäre doch die Ständefurie feft bei ihren erften Beſchlüſſen 
geblieben! hätte fie, ftatt einer fruchtlofen Nachgiebigkeit, wenigftend 
eine imponirende Konfequenz gezeigt! Aber es wäre unrecht, hier blos 
nad) dem Erfolg zu urtheilen, der mit Sicherheit doch nicht voraus 
zu ermeffen war, und es wäre Furzfichtig, verfennen zu wollen, daß jene 
gewünfchte Konfequenz in dem Stadium, um welches e8 hier fi han 
delt, ſchon nicht mehr ungefchwächt vorhanden, daß der ſtrenge Rech ts⸗ 
boden, auf dem die Oppoftzion den Kampf begonnen hatte, ihr da 
mals ſchon unter den Füßen hinweggefchlüpft war. 

Wenn übrigens Die, welche vom Anfang an ſtreng an biefem 
Rechtsboden feftgebalten, welche alfo z. B. in der Beriodizitätäfrage nur 
für das Bindefhe, aber gegen alle folgenden Amendements geftimmt 
hatten, wenn Diefe auch jegt gegen die Anträge der Herrenkurie 
ftimmten, fo verfuhren fie nur Fonfequent, und es ift dawider Nichts 
zu fagen. 
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Was die Modififazionen des Inhalts der einzelnen Anträge bes 
trifft, fo war, wie fhon gefagt, wenn man einmal von der in der früs 
heren Geſetzgebung begründeten Forderung alljährlicher Reichstage 
abfah, fein ausreichender Grund zur Aufftellung einer beſtimmten Frift 
vorhanden, und diefe blieb dann zulegt allemal in das Ermeffen der Krone 
geftellt. Der erfte Fehler war alfo der, daß die Majorität nicht auf das 
Berlangen nach alljährlihen Parlamenten eingegangen war. 

Die Beibehaltung der Ausſchüſſe mit befchränfter Wirkfamfeit 
hatte freilich, wie Binde fehr fcharffinnig ausführte, mancherlei prafs 
tische Bedenken gegen ſich, befonders dieſes, daß die Ausfchüffe ent- 
weder jelbft bedeutungslos werden, oder, im andern Falle, die Ber 
deutfamfeit und Selbftftändigfeit des Ber. Landtags gefährden mußten. 
Allein ein eigentlich verfaffungsrehtlihes Bedenfen lag gegen 
diefe Inftitugion, wenn fie nad) der Klaufel der Ständekurie umgeftal- 
tet wurde, nicht mehr vor. 

Der legte Antrag, wegen Ausfegung der Wahlen, hatte eigentlich, 
nad) Annahme des zweiten, keinen rechten Zwed mehr. Auf Wegfall 
der Staatsſchuldendeputazion hatte ohnehin die Kurie niemals antras 
gen wollen, fondern nur auf Beichränfung ihrer Kompetenz ; jegt hatte 
fie aud) ihren Antrag wegen der Ausſchüſſe dahin modifizirt, daß Diefe 
fortbeitehen follten — alfo war fein Grund, die Wahlen auszufegen. 

Man fonnte zwar den Antrag fo verftehen: man wolle die Wah— 
len bis nad) der Entſcheidung des Königs ausgefegt wiffen, um, fiele 
diefe abfällig aus, d. h. follte der Der. Landtag nicht periodifch ver: 
fammelt, der Ber. Ausfhuß nicht in feiner Wirkfamfeit befchränft wer- 
den — um dann die Wahlen nicht zu vollziehen. Aber ſchwerlich war 
Das der Sinn, den die Herrenfurie in den Antrag gelegt hatte, und 
unmöglich fonnte man auch einen ſolchen Gedanken in eine Bitte le 
gen wollen, die man an den König richtete. Wollte man Das, fo 
mußte man fategorifch erflären: man werde nicht wählen, bevor 
man ficher fei, daß der König die Bitte wegen der Periodizität und der 
Ausſchüſſe gewähre. Allein den König bitten, er möge fid) felbft die 
Hände binden und der Oppofizion gewonnenes Spiel machen, ja wohl 
gar hoffen, der König werde Dies thun — dazu gehörte eine ftarfe 
Dofis deutfcher Gemüthlichkeit. 

Hierin lag der erfte Keim jener Infonfequenz und Unficherheit in 
Bezug auf den widhtigften Aft des Landtags, die Wahlen, dur 
welde bald fo viel Unheil und Verwirrung in den Reihen der Oppoft: 
sion angerichtet werden follte. 


Siebenundzwanzigftes Kapitel. 


Die Entfheidungen des Königs in den Verfaffungdfragen. 


Die Entfiheivungen des Königs in der Verfaffungsangelegenheit 
ließen nicht lange auf fidy warten. Schon am 24. Juni gelangten zwei 
königliche Botfchaften an die Kurten, wovon die erfte fo lautete: 


„Wir haben durch unſern Landtagsfommiffarius von den Zweifeln 
Kenntnif erhalten, welche bei der Berathung ver Anträge Unferer getreuen 
Stände auf Abänderung des Patents und der Verordnungen v. 3. Febr. 
d. 3. über die Auslegung der $$. 4 und 6 der Veroron. wegen Bildung 
des Ver. Landtags erhoben worden find. Zur Beleitigung diefer Zweifel 
wollen Wir, in Uebereinſtimmung mit den von Unſerm Landtagsfommil 
farius vorläufig abgegebenen Erklärungen, Unferen getreuen Ständen hier: 
durch eröffnen, was folgt: 

1) Wenn im $. 4 der Verordn. üb. d. Bildung des Ver. Landtags bie 
jenigen Darlehne, vie fortan nicht anders, ald mit Zuziebung und 
unter Mitgarantie ded Ver. Landtags aufgenommen werben jollen, 
als folche bezeichnet find, für welche das gefammte Vermögen und 
Gigenthum des Staats zur Sicherheit beftellt wird, fo ift es Unfere 
Abſicht nicht gewefen, durch diefe, wörtlich aus dem Art. IH. der 
Verordn. 0.17. Ian. 1820 entnommene Bezeichnung ſolche Staat: 
anlehen, für welche nur ein Theil des Staatseigenthums oder der 
Staatöreveniten ald Sicherheit beftellt werden möchte, von dem Er 
forderniß der Zuſtimmung des Ver. Landtags auszujchließen. Biel 
mehr ift e8 Unſer Wille, daß die Aufnahme von Staatsanleihen in 
Briedendzeiten und die Ausfertigung von Schulddokumenten über 
folche Anleihen, jo wie eine Vermehrung der in den umlaufenden 
Kafienanweilungen beftehenden unverzindlichen Staatsſchuld nicht 
anders, als unter Zuftimmung ded Ber. Landtags erfolgen ſoll. 
Dies findet jedoch Feine Anwendung auf die laufenden Verwaltungs: 
ihulden, indem dieſelben lediglich in Antizipaztonen der Staatd 
revenüen auf fürzere Zeit beftehen und durch fie das Kand mit neuen 
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Laſten nicht beſchwert wird. Zu ſolchen Verwaltungsſchulden be— 
darf es, wie bisher, jo auch in Zukunft, ver ſtändiſchen Zuſtimmung 
nicht. 

2) Da für die im $. 6 der Verordn. über die Bildung des Ver. Land- 
tags vorgeſehenen Fälle, in denen die Einberufung deſſelben durch 
politiſche Verhältniſſe behindert werden möchte, bei Aufnahme von 
Darlehnen ausdrücklich nur die Zuziehung der ſtändiſchen 
Deputazion für das Staatsſchuldenweſen vorgefihrieben ift, fo folgt 
fhon hieraus, daß Unfere Abjicht nicht dahin gegangen fein kann, 
der gedachten Deputazion ein Recht ver Zuftimmung zu Staatd- 
anleiben beizulegen. Um jedoch jeden Zweifel über dieje Unſere Ab— 
ficht zu löfen, nehmen wir feinen Anftand, hierdurch Unſeren ge 
treuen Stünden auddrüdlich zu erklären, daß die ftändifche Deputa= 
zion für dad Staatsichuldenmweien nicht dazu beftimmt iſt, ven Ver. 
Landtag in feinen gejeglihen Befugniſſen binfichtlic der Konfens 
tirung von Staatsanleihen zu erteßen oder zu vertreten.“ 


Hierdurd, waren allerdings die Zweifel gelöft, aber durchaus auf 
feine befriedigende, die verfaffungsmäßigen Rechte der Stände ſicher— 
ftellende Weife. Nicht allein waren die Verwaltungsſchulden 
ausdrüdlich der ftändiichen Zuftimmung entnommen, fondern ed war 
auch nicht einmal den Ständen wegen der Garantien des Staats Be— 
ruhigung gegeben, und, nad) den Erflärungen des Landtagskommiſſars, 
mußte man daher annehmen, daß die Regierung ſich nach wie vor zur 
Vebernahme foldyer für befugt und zur Einholung der ftändifchen Ge: 
nehmigung dazu nicht unbedingt für verpflidtet halten würde. Die Er: 
Härung wegen der Schuldendeputagion mußte nad) Dem, was hierüber 
der Landtagsfommiffar mehrmals geäußert, fo gedeutet werden: Die 
Deputazion fol zwar bei Kriegsanleihen zugezogen, refp. um ihren 
Rath wegen der Größe und der Aufbringung derjelben befragt werben, 
allein fte hat nicht dad Recht, dazu Nein! zu fagen, die Krone macht 
die Anleihen ganz auf ihre eigene Hand. Es ift nun zwar unentichier 
den gelafjen, ob für ſolche Anleihen die Stände unbedingt die Garan— 
tie übernehmen, alfo fie hinterher gutheißen müffen, oder ob Dies 
nur dann zu gefchehen braucht, wenn der vorgefchriebene nachträgliche 
Nachweis fie von der Nothwendigkeit derfelben überzeugt. 
Allein aus mehrfachen Andeutungen des Miniitere geht ebenfall& her: 
vor, daß die Regierung die Anficht bat: folche mit Zuziehung der 
Deputazion fontrahirte Schulden hätten durchaus dieſelbe Rechts: 
gültigfeit, wie die mit Zuftimmung des Landtags felbft gemachten, 
Auch ift es faktiſch gar nicht anders möglich; denn der Nachweis über 
die Nothwendigfeit und die mügliche Verwendung diefer Anleihen wird 
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den Ständen im Namen des Königs gegeben; der König ifts, der 
die Anleihe befiehlt ; verantwortliche Minifter giebt es nicht; alſo müf- 
fen die Stände hinterher, fie mögen wollen oder nicht, die Garantie 
übernehmen. 

So war alfo hier, ohne einen direkten Antrag der Stände, über 
zwei Bunfte ver Verfaffung entſchieden, aber gerade in dem ganz ent: 
‚gegengefegten Sinne von Dem, was die Ständefurie hatte erbitten 
wollen. 


Die zweite Botfchaft bezog fich auf die fünf von beiden Kurien 
gemeinschaftlich an ven Thron gebrachten Anträge und lautete fo: 


„Wir haben aus der Uns unterm 23. dief. Mts. vorgelegten Petizion 
Unferer getreuen Stände auf Abänderung und Deklarazion des Patents und 
der Verordnungen v. 3. Febr. d. I. die Zweifel erjehen, zu welchen die 
Faffung des $. 9 ver Veroron. üb, d. Bildung ded Ver. Landtags Unjeren 
getreuen Ständen Veranlaffung gegeben hat. Um diefe Zweifelzu löfen, erklä⸗ 
ren Wir hierdurch, daß in dem durch das Geſetz v. 5. Juni 1823 beftimm: 
ten Umfange des Rechts der Stände, mit ihrem Beirath gehört zu werden, 
durch die Verordnungen v. 3. Febr. d. I. Feine Schmälerung eingetreten 
ift, daß vielmehr dieſes Necht in Betreff allgemeiner Gefege, nach Inhalt 
des $. 12 der Verord. üb. d. Bildung des Ver. Landtags und ded $. I der 
Verordn. üb. d. period. Einberufung ded Ver. Ausfchuffes, auch, wenn 
vergleichen Gefege Veränderungen in den Steuern zum Gegenftande ba 
ben, ungefchmälert auf den Ber, Landtag und den Ber, ftändifchen Aus 
ſchuß üsergegangen ift, fo weit nicht die zulegt erwähnte Geſetzesſtelle den 
Provinziallandtagen jenen Beirath für einzelne Ausnahmefälle vorbehalten 
hat. Der $. 9 der Verord. üb. d. Bildung des Ver. Landtags enthält 
demnach in Feiner Weife eine Schmälerung, vielmehr nur eine weſentliche 
Ermeiterung der ftandifchen Nechte. 

Wenn Unfere getveuen Stände ferner die Beſorgniß hegen, daß in 
der Beftimmung ded erwähnten $. 9, wonach das dem Der. Randtage von 
Uns verliehene Steuerbewilligungsreht auf die Domainen und Rega— 
lien nicht bezogen werben foll, eine Befchränfung der fländifchen Gerecht 
fame gefunden werden Fönnte, fo wollen Wir diefe Beforgniß hiermit durd 
die Erklärung befeitigen, daß es bei Erlaß der gedachten Beftimmung nicht 
in Unferer Abficht gelegen bat, in ven verfaffungsmäßigen rechtlichen Ber: 
bältniffen der Domainen und Regalien irgend eine Veränderung herbeizw 
führen, daß mithin dieſe rechtlichen Verbältniffe durch die Verordnungen 
v. 3. Febr. d. 3. in feiner Weife alterirt find,“ 


In diefen beiden Punkten war alſo den ftändifchen Anträgen ge 
nügt, ausgenommen, daß der ftändifche Beirat) zu allen Steuergefepen 
nicht dem Ber. Landtage allein, fondern daneben dem Ver. Ausſchuſſe 
und den Provinzialftänden zugefprochen ward — waß freilich nicht an 
ders zu erwarten war, fo lange überhaupt die Theilung dieſes Bei: 
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raths, wie fie die Verfaſſung v. 3. Febr. eingeführt hatte, fortbeftand. 
Der Antrag auf ausfchließlihe Zutheilung diefer Funkzion an den Ber. 
Landtag war, wie erinnerlich fein wird, von der Herrenkurie nicht an⸗ 
genommen worden. Weiter hieß es: 


„Was die in der Betizion v. 23. d. Mid. beantragten Abänderungen 
Unſeres Patentd und der Verordn. v. 3. Febr. d. 3. betrifft, fo ift Unferen 
getreuen Ständen aus der Anrede, mit welcher Wir jie bei Eröffnung des 
Landtages begrüßt haben, jo wie aus Unferer Erwiderung auf ihre Adreſſe, 
Unfer Entſchluß befannt, an die weitere Ausbildung ded von Uns ſelbſt für 
bildungsfühig erklärten neuen Verfaſſungswerkes nicht anders, ald auf der 
Grundlage reifliher Erfahrung zu gehen. Getreu diefem Entfchluffe, aber 
auch eingedenf Unferer Erklärung, dab Wir den Ver. Landtag gern öfter 
um Uns verfammeln wollen, werden Wir die auf die periopiiche Einberu— 
fung deſſelben und auf Befchränfung des Wirfungsfreifed des Ver. flänbi: 
ſchen Ausfchuffes gerichteten Anträge Unferer getreuen Stände in ſorgſame 
Erwägung ziehen und behalten Uns Unfere Entichliegung darüber fo lange 
vor, bis die Verordn. v. 3. Febr. d. J. ihrem weſentlichen 
Inhalte nach zur Ausführung gefommen fein werden. 

Wenn Unfere getreuen Stände am Schluffe der Petizion an Uns die 
Bitte richten, biö zur Entjcheidung über die vorerwähnten Anträge auf Ab— 
änderung der Verordn. v. 3. Febr. die Wahlen der fländifchen Ausjchüffe 
und der ſtändiſchen Deputazion für das Staatsfchuldenweien auslegen zu 
laſſen, jo behebt fich dieſe Bitte, ſoweit fich viefelbe auf die ſtändiſche De: 
putazion bezieht, dadurdh, dag ein Antrag Unferer getreuen Stände auf 
Abänderung der gefeglichen Beftimmungen über die Bildung und den Wir: 
kungskreis der gedachten Deputazion nicht an Uns gelangt if. Was aber 
die von Unſeren getreuen Ständen gewünschte Ausſetzung der Wahl 
der ſtändiſchen Ausſchüſſe betrifft, fo können Wir dieſer Bitte fchon 
deßhalb nicht ftatt geben, weil Wir beabfichtigen, den Entwurf ded neuen 
Strafgeſetzbuchs, deſſen endliche Feftitellung und Publifazion der Beichleu: 
nigung bedarf, mit Rüdficht auf die wefentliche Verſchiedenheit der darüber 
eingegangenen provinzialftändifchen Erklärungen, dem Ver. ftändifchen 
Ausfchuffe zur Begutachtung vorzulegen und denfelben zu dieſem Zwecke 
möglichit bald zufammenzuberufen. Wir fordern daher Unſere getreuen 
Stände hierdurch auf, die Wahlen der ſtändiſchen Ausſchüſſe 
undder ſtändiſchen Deputagionnunmekrzuvollziehn, wor 
zu die Brovinziallandtagsmarfchälle unverzüglich die nöthigen Anord— 
nungen zu treffen haben.“ 
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Adtundzwanzigstes Kapitel. 


Die Wahlen zu den Ausihüflen und der Staatsihuldendeputazion. 


._— e— 


Der König hatte alfo die Wahlen befohlen. Neue Beftürzung un— 
ter der Oppoftzion! Man hatte fo feft darauf vertraut, der König 
werde die einmüthigen Bitten beider Kurien berüdfichtigen, die jo mäs 
figen Forderungen gewähren. Und jest, ftatt aller Antwort darauf 
— die der König fich vorbehielt —, nur der Fategorifche Befehl, zu wäh» 
len, die beftimmte und unweigerliche Erklärung des Königs: Erſt müſſe 
die Berfaffung v. 3. Febr. in allen ihren Theilen erfüllt fein, ehe an 
eine Aenderung derjelben gedacht werden fönne. 

Man ließ der Oppofizion wenig Zeit zum Ueberlegen. Am 24. 
Zuni fam jener Befehl, und ſchon am 25. follten die Wahlen vor ſich 
gehen. Und, um felbft eine Befprechung unter der Oppofizion möglichft 
zu verhindern, vieleicht auch diefelbe zu fpalten, ward ein Feft, welches 
am 25. Juni in Potsdam ftattfinden follte und wozu aud der Theil 
der Oppofizion eingeladen war, der nicht (wie die 139) einfürallemal 
von ſolchen Feſten ausgefchloffen war, auf den 24. verlegt, indem man 
die ſchon gedrudten, auf den 25. lautenden Einladungsfarten auf den 
24. umfchreiben ließ. 

Ob bei diefem Fefte felbft auf die dabei anwefenden Mitglieder 
eingewirft worden und inwieweit diefe Einwirkung zu dem Ausgange 
der Wahlen beigetragen, bleibe dahingeftellt. Nur eine Thatfache, welche 
öffentliche Blätter in dieſer Hinficht verbreitet haben, glauben wir, auf 
Grund beftimmter und zuverläfliger Mittheilungen, zur Steuer der 
Wahrheit berichtigen zu müffen. &8 ift gefagt worden : die nach Pots— 
dam Eingeladenen (von der liberalen Partei ) hätten bei ihrer Zurück— 
funft von da fi in die Verfammlung der Oppofizion im ruffifchen 
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Hof begeben und dortin einer von der Einwirkung hoher Berfonen zeu⸗ 
genden Weile an den Berathungen Theil genommen. Es nahmen aber 
(nad) unferer Duelle) nur Zwei von jenen Eingeladenen an den Beras 
thungen im ruffifchen Hofe Theil, nämlich die Herren Gamphaus 
fen und v. Bederath, die fogleih nad) der Präfentagion, ohne bei 
diefer vom Könige beachtet und angeredet worden zu fein, vom Feſte 
fortgegangen und nad Berlin zurüdgeeilt waren. 

Wie Dem indes auch fei, Das ift unleugbar, daß vom Hofe und von 
der fonjervativen Partei aus fhon während des ganzen Landtags, in 
verftärftem Maaße aber in diefen legten Tagen auf die Deputirten ein⸗ 
gewirft worden war, um fie zur unweigerlichen Erfüllung des königli— 
hen Befehls, zur Bornahme der Wahlen geneigt zu machen. Auf der 
einen Seite fpiegelte man ihnen die ſchönſten Hoffnungen vor; der Kös 
nig, bieß es, habe den beften Willen und werde gewiß alle billige 
Münfche erfüllen; nur müffe man ihm die Möglichkeit laffen, Dies zu 
thun, ohne mit fich in Widerſpruch zu gerathen, ohne fi) Etwas zu 
vergeben. Dazu gehöre, daß man vor Allem erft die Verfaſſung vom 
3. Febr. vollftändig zur Ausführung fommen laffe, daß man alfo aud) 
die Wahlen volljiehbe. Der König habe nun einmal die Anficht gefaßt, 
er fompromittire fi vor der Welt, wenn er jetzt ſchon, nach wenigen 
Monaten, eine Berfaffung ändere, welche die Frucht fiebenjähriger 
Meberlegungen fei. Man könne aber ficher fein, daß, wenn man wähle, 
der König von den Gewählten Nichts verlangen werde, was den aus— 
gefprochenen Wünfchen und Vorausfegungen der Stände widerfpreche. 
Man appellirte an das Vertrauen, an die Loyalität, an den Patriotis: 
mus der Deputirten, man jchilderte ihnen mit den hellften Farben das 
ſchöne Verhältnig eines einträchtigen Zufammenwirfens von Krone und 
Ständen zum Wohl des Landes, man pries das feltene Glüd Preu— 
eng, welches durch den hohen Sinn feines Königs, durch den redlichen 
Willen feiner Regierung und den gefunden, gefeglichen Sinn des Vol« 
fes im Stande fei, Das auf dem Wege friedlicher und einträchtiger 
Entwidlung zu erreichen, was andere Länder unter Sturm und Ver: 
wirrung aller Art hätten erfämpfen müflen. 

Auf der anderen Seite machte man den Deputirten bange: der 
König, über den ganzen Verlauf des Landtags Schon höchlichft aufges 
bracht, werde die Verweigerung der Wahlen als einen Aft der Wider: 
feglichfeit anfehen und fei feft entfchloffen , in diefem Falle aller weitern 
Entwidlung der ftändifchen Einrichtungen für die ganze Dauer feiner 
Regierung ein Ziel zu fegen. 
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Zu den Furchtfameren und Leichtgläubigern fagte man auch wohl 
geradezu: Wählt! fonft nimmt der König die ganze Verfaſſung zurüd. 

Selbft wohlmeinende Männer, wie Alex. v. Humboldt, halfen 
dieſe Meinung verbreiten, unter dem Hinzuſetzen: die Ultrapartei wün- 
fche Nichts mehr, als Dies, weil fie dann beftimmte Hoffnung habe, 
den König ganz für ihre Anfichten umzuftimmen und die ihr fo verhaß- 
ten neuen Inſtituzionen wieder zu befeitigen. 

Diefe Befürchtungen mochten übrigens nicht unbegründet fein. 
Man hatte von jener Seite her Nichts verfäumt , den König gegen die 
Stände und die ftändifchen Inftituzionen aufzubringen, um ihn, wo 
möglich , zu einem äußerften Schritte zu treiben. — Man ſprach auch 
wohlvon auswärtigen Einflüffen, namentlich Rußlands, die in demſelben 
Maafe wieder in den Vordergrund treten würden, in welchem der Kö— 
nig durch eine zu fchroffe Oppofizion mit Mistrauen gegen feine eigene 
Schöpfung erfüllt und für die Warnungen des autofratifchen Schwa= 
gers, die er früher nicht genug beachtet, empfänglicher gemacht werden 
möchte. 

Die liberalen Mitglieder der Herrenfurie, wie Graf York, Graf 
Dyrhn, Prinz Bironu. A., waren ebenfalls von diefer Furcht ans 
geſteckt, vielleiche auch durch die Beweife von Ungnade, welche fie per- 
fönlich betroffen hatten, erfchüttert — genug, aud) fie fprachen von den 
Wahlen ald von etwas Unvermeidlichem und fuchten die oppofizionellen 
Deputirten in diefem Sinne umzuſtimmen. 

Wie weit man in der Bearbeitung der Deputirten gegangen, um 
fie zur Bornahme der Wahlen zu bewegen, welde Mittel der Ueber— 
redung und Einfhüchterung man angewandt, läßt fi) aus den Aeuße— 
zungen entnehmen, die man von einzelnen Deputirten,, namentlich aus 
dem Stande der Landgemeinden, vernahm: „Wir fönnen nicht an= 
derö’’ , fagten Diefe, „als wählen, denn der König hat es befohlen, 
und, wenn wir nicht gehorchen, fo fommen wir in Kriminalunter- 
ſuchung.“ 

Daß man auch perſönliche Verhältniſſe und Intereſſen der einzel— 
nen Deputirten, wo nur ſolche einen Anhalt boten, zur Beeinfluſſung 
Derſelben nicht unbenutzt ließ, iſt nach dem Vorhergehenden unſchwer 
zu errathen. 

Ein großer Theil der vorſtehend angeführten Gründe kam auch 
in der Vorberathung zur Sprache, welche die Mitglieder der Oppoſizion 
am Abend vor der Wahl im ruſſiſchen Hofe hielten. Von den bisheri— 
gen Vorkämpfern der Oppoſizion waren es insbeſondere Auerswald, 
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Bederath und Gamphaufen, welche in diefem Sinne für Bor: 
nahme der Wahlen, jedoch mit Vorbehalt, fich erflärten. Auch Graf 
Schwerin war gegenwärtig und mahnte zum Vertrauen, zur Ein- 
tracht mit der Krone, zur Ergebung in den unabänderlichen Willen des 
* beften Königs. Daffelbe thaten Graf York und Prinz Biron, welche 
ebenfalls in der Verſammlung erfchienen. 


Man fönne, ward geäußert, ed vor dem Lande nicht verantwor- 
ten, wenn man durch eine zu weit gehende Oppoſtzion die gedeihliche 
Ausbildung des Berfaffungswerfes hemme, wohl gar rüdgängig mache. 
Das Volk werde einen fo entfchiedenen Schritt, einen ſolchen offenen 
Bruch mit der Krone nicht gutheißen. 


Auch Gründe der Politif wurden für dieBornahme der Wah— 
len geltend gemacht. Wenn nun die liberale Partei ſich der Wahl ent- 
zöge, ward gejagt, und diefe dennoch zu Stande fämen, wie Das gar 
nicht zu bezweifeln fei, was würde dann gefchehen? Es würden Mäns 
ner von gouvernementaler oder von gar feiner entfchiedenen Gefinnung 
in die Ausfchüffe und die Deputazgion fommen, mit welden dann die 
Regierung, wenn fie es darauf anlegte, machen fönnte, was fie wollte. 
Wähle man dagegen mit Vorbehalt, fo könne die liberale Partei in den 
Wahlen dieMajorität erlangen und ihre Leute in den Ausfchuß und die 
Deputazion bringen. Dann feiman fiher, daß diefe Körperfchaften Nichts 
thun würden, was gegen das Recht und Intereſſe des Ber. Landtags 
fei, zumal da fie natürlich ebenfalls nur unter dem gleichen Vorbehalt 
die Wahlen annehmen könnten. Auf diefe Weife handle man in den 
Formen der Gefeglichkeit und erreiche doch im Grunde denfelben Zwed, 
denn die Krone könne mit einem Ausſchuſſe und einer Deputazion, die 
nur unter Vorbehalt aller Rechte des Ver. Landtags gewählt wären 
und die Wahlen angenommen hätten, Wenig anfangen. Immer aber 
fei e8 doch gut, die Form der Gefeglichkeit jo lange, ald man es nur 
irgend mit feinem Gewiſſen vereinigen könne, zu bewahren. Sollte 
die Regierung von den Gewählten Etwas verlangen, was Diefe gegen 
ihre Pflicht und ihr Gewiffen hielten, nun, dann fei Zeit, einem fol- 
hen Berlangen fich zu widerfegen, und dann werde es ficherlidy aud) 
geſchehen. 

Endlich ward noch geſagt: es ſei ſogar inkonſequent, nicht zu 
wählen, nachdem man, im Anſchluß an die Herrenkurie, nicht um 
Wegfall, fonden um Modifikazion der Ausfchüffe gebe 
ten habe. Alles, was hiernad) die Konfequenz und Gewiffenhaftigkeit 
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gebiete, fei, daß man erfläre: Ausfhüffe nur mit den Befug— 
niffen einer vorberathbenden Körperſchaft zu wählen. 

Die preußifchen Deputirten hielten dabei noch insbefondere den 
fie zur Verweigerung der Wahlen drängenden Rheinländern entgegen, 
daß gerade fie, die Rheinlänvder, vor dem Beginn des Landtags dar- 
auf gedrungen hätten: man folle nicht den Kampfplatz verlafien, fon: 
dern das Feld behaupten und den Kampf durchkämpfen. Damals hät: 
ten fie, die Preußen, nachgegeben ; jegt möchten ebenfo die Rheinlän 
der ihnen folgen und wählen, damit man nicht durch Spaltung die 
Kraft der Oppoſizion ſchwäche. 

Auf alle dieſe Vorftellungen erwiderten Die, welche gegen bie 
Vornahme der Wahlen waren, durch die Berufung auf ihr Gewiſſen 
und ihre Pflicht gegen das Land, welche ihnen das Wählen verbiete, 
weil darin ein Anerfenntniß der mit den früheren Gefegen und Rechten 
des Volks unvereinbaren Verfaffungsbeftimmungen, ein Preisgeben 
des Anſpruchs auf Alleinberechtigung der allgemeinen reichsftändifchen 
Verſammlung und ein Zugeftändnig der Mitberechtigung anderer ftäns 
diichen Körperfchaften neben jener liege. Wozu habe man denn drei 
Monate lang um Behauptung des Rechtsbodens gekämpft, wozu habe 
man die Landrentenbanfen und die Oftbahnanleihe verworfen und fih 
fo entichieden geweigert, irgend eine reichsftändifche Funkzion vorzu 
‚nehmen, fo lange nicht die Fundamentalrechte der Reichsverſammlung 
feitftänden, wenn man nun doch zulegt wieder Alles aufgeben und bie 
felben Berfaffungsbeftimmungen, von denen man in der Adreſſe, in der 
Deflarazion und noch bei den neueften Verhandlungen ausdrücklich 
anerfannt habe, daß fie nicht zu Recht beftänden , jegt durch feine eigne 
Mitwirkung ins Leben einführen, alfo befräftigen und fanfzioniren wolle? 
Wie möge man doch immer und immer wieder von Vertrauen fprechen 
und an die guten Abfichten des Königs appelliren in einem Augenblide, 
wo man fo eben durch die neueften Beſcheide des Königs, welche auch 
die fo mäßigen Bitten beider Kurien unerfüllt ließen und das wid; 
tigfte Recht der Stände, ihr Zuftimmungsrecht bei den Finanzen, mehr 
als je ſchwankend machten, volftändig darüber aufgeklärt fei, was man 
von dem guten Willen der Krone zu erwarten habe. Hier dürfe feine 
Rückſicht auf mögliche Vortheile oder Nachtheile, hier müffe ganz allein 
der Gedanke an das Recht des Landes und an die Pflicht der Stände, 
als Vertreter des Landes, ihre Handlungsweife beftimmen. Sept fel 
der Moment gefonımen, wo man zeigen müffe, daß man wirklich am 
Rechtsboden fefthalte, wo man durch die That proteftiren Fönne und 
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wo man im Stande fei, diefem Proteft eine thatfächliche Wirfung zu 
verfchaffen, wenn man nur zufammenhalte und dadurch gültige Wah— 
len unmöglich) made. 

Mit foldyen Gründen und Anfichten ftritt man herüber und hin» 
über bis Nachts 2 Uhr. Die Rheinländer waren anfangs faft ein- 
heilig fürs Nihtwählen — endlich aber brachten e8 Gamphaufen 
und Bederath, vorzugsweife jedoch der Legtere, durch ihre Bered— 
famfeit und ihr perjönliches Anjehen dahin, daß eine Spaltung ent: 
ftand und ein Theil fich zu ihren Anfichten hinüberneigte, während der 
größere Theil, namentlich aus dem 4. Stande faft Alle, bei Hanfe: 
mann, Meviffen, Stedtmann und Aldenhoven, die fürs 
Nichtwählen fprahen, aushielten. Die Preußen waren von vorn: 
herein durh Auerswald fürs Wählen mit Vorbehalt gewonnen; 
die Poſener, welde auch hier, wie bei früheren Fällen, fid den 
Preußen und Rheinländern angefchloffen, und erflärt hatten: wenn 
auch nur eine Provinz, außer ihnen, fih fürs Nichtwählen entfcheide, 
dann wie ein Mann mit ihr gehen zu wollen, durften jegt, bei 
ihren eigenthümlichen Verhältniffen, am Wenigſten allein einen ſolchen 
trogigen Schritt wagen, der ihre heiligften Intereffen gefährden fonnte, 
ohne der allgemeinen Sache viel zu nügen. Aus den andern Provin— 
zen aber waren es immer nur Einzelne, weldye in folchen Prinzipfragen 
feft zufammenbielten, 

Vielleicht hätte dennoch die entichiedene Anficht gefiegt, wenn das 
Wahlgeihäft in der vollen Verſammlung des Ver. Landtags vor fid) 
gegangen und wenn es möglich gewefen wäre, hier die Prinzipfrage 
zuvor nochmals öffentlich zur Debatte zu bringen. Allein in acht ver: 
fchiedene Räume vertheilt, ohne den Rüdhalt einer fompaften gleich: 
gefinnten Srafjion, getrennt von den Führern, auf deren Stimme fie zu 
hören pflegten, war die große Zahl Derer, weldye ihren Entſchluß ge— 
woͤhnlich erjt im Augenblide der Entfcheidung zu fallen pflegten, ihrer 
eignen Verzagtheit oder den Einflüffen von anderer Seite her überant: 
wortet. Eine Disfufjion über die Prinzipfrage ward zwar in mehreren 
Provinzen verfucht, aber meift ſogleich durd die Marfchälle abgefchnit» 
ten, zum Theil mit der Erklärung : der König habe befohlen, und man 
habe daher zu gehorfamen. 

Das Refultat der Wahlhandlung war folgendes : 


l. Garnicht wählten: 
aus der Provinz Preußen: Keiner. 
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aus der Provinz Brandenburg: 3 aus dem 3. Stande: Dffermann, 
Anwandter, Kübler *). 
.o# : Pommern: 1 aus dem 2. St., v. Hagenow“). 

Schlefien: 6 — 2 aus dem 2. St.: v. Raven ***) und 

v. Merkel"), Aaus dem 3. St.: Milde, Tſchokke, 
Giebig, Heyn +). 

: 5 = Pofen: 2 aus dem 2, St.: v. Kraszewski Tr) um 
Niegolewsfi +++). 

:s 5» = Sadfen I — 5 aus dem 3. Stde.: Schneider, Coqui, 

Michaelis, Schulze, Uthemann +++) 4 aus dem 


“ 
” 
“ 





) Mit der Erflärung: „weil ihr Gewiffen ihnen Soldjes nicht geftatte und fie 
ihr Gewiſſen höher ftellen müßten, als jede andere Rückſicht, fie ſich auch nicht für 
befugt erachteten, durch Betheiligung an den Wahlen die Rechte aufzugeben, welche 
ihre Kommittenten aus dem Gefeß v. 1820 ertvorben hätten.” 

) Nachdem der Vorbehalt, unter welchem Derfelbe wählen zu wollen erklärte, 
vom Marfchall nicht angenommen worden war. 


“) Mit der Erklärung: „Ich erfläre, daß mein Gewiffen mir nicht erlaubt, 
mein Wahlrecht hier auszuüben, Cine Wahl ift nicht allein eine Pflicht, fondern vor: 
zugsweife ein Recht. Die Ausübung eines Borrechts kann aber immer nur das E— 
gebniß einer freien Handlung fein. 

**) Auch Diefer wollte wählen, jedoch mit der Erflärung : „daß er dem Aus: 
ſchuß und der Devutazion die Ermächtigung nicht ertheilen könne, den Ber. Landtag 
in der Demfelben durch die Geſetze von 1820 und 1823 beigelegten Befugniffe zu er: 
ſetzen.“ Diefe Erklärung warb aber von dem Marſchall und der Mehrheit der Ver: 
fammlung für unzuläffig befunden, . 


+) Diefe erklärten, daß fowohl die Wahl ver Staatsfchuldendeputazion auf 
Grund des Gef. vom 3. Febr. (weil nach diefem bie reichsftändifche Mitwirkung bei 
Staatsanleihen im Falle eines ausgebrochnen oder zu erwartenden Krieges durch die 
Zuziehung jener Deputazion erjegt werben und den fo Fontrahirten Darlehen dieſelbe 
Sicherheit, wie den vom Ver, Landtage genehmigten , zuftehen folfe), als auch bie 
Subftitugion der Ausfchüffe für die Rechnungsabnahme der Staatsfchuldentilgungss 
bepufazion, dem Ber, Landtage gegenüber, in Widerfpruch ftehe mit dem Gef. von 
1820, welches, als ein unwiderrufliches, nach ihrer Anficht von der Krone niemals ab: 
geändert werden fünne, 

+7) Weil, abgefehen von den formellen Bedenken (der nach der Verordnung v. 
22. Juni 1842 nothiwendigen, hier aber nicht befolgten 14 tägigen Vorheranfündigung 
der Wahlen), er auch die Ausfchüffe und die Deputazion nach der frühern Gefeßgebung 
nicht für gerechtfertigt und dieſe rechtlichen Bedenken durch die fün. Botfchaft v. 24. d. 
nicht für befeitigt Halte, 

tr} Weil er, vor 9.3. Febr, zum Landtagsdeputirten gewählt, zu biefen Wahlen 
nicht von feinen Wählern autorifirt fei. 

+44) Mit der Erklärung : wie fie es mit ihrer Pflicht und ihrem Gewiffen nicht 
vereinen zu fönnen glaubten, an den Wahlen Theil zu nehmen. Michaelis nahm jedoch 
an den Wahlen für die Deputazion Theil. 
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4. Stande: Zahau, Seltmann, Dorenberg, Harts 
mann *). 

aus der Provinz Weftfalen 9— 3 aus d. 2. Stde: Binde*), Bodums 
Dolffs, Vely-Jungken; 3 aus dem 3. Stde.: Epping, 
Schmöle, Barre; 3 aus dem 4. Stande: Bracht, 
Berger, Zurmühlen. 

⸗— = Rheinprovinz 28 — 12 aus dem 3, Stande: Hanſe— 
mann, Mevifen, Mohr, Flemming, Baum, Reichardt, 
Biefing, Bruft, Kirberg, Funk, Kasperd, Dahmen; 
16 aus dem A. Stande: Aldenhoven, Jungbluth, 
Raffauf, Lenfing, Stevtmann, Minderjahn, König, 
Zunderer, Schult, Grühn, Graach, v. d. Loe, Rein 
hard, Rombei, Lang, Rech “). (Ein Abg. des 3. 
Standes, v. d. Heydt, welcher frank war, erklärte 
Ichriftlich, weder wählen, noch die Wahl annehmen zu 
wollen.) 





) Erflärend:: daß es nicht mit ihrem Gewiſſen übereinftimme, eine fo hoch— 
wichtige Sache, wie die des zu wählenden Ausſchuſſes, fo wenigen Abgg. der Provinz 
anzuvertrauen. Der Ber. Landtag habe ihnen bewieſen, wie fegensreich Diefer für 
ihren Stand fei, wogegen auf allen bisherigen Provinziallandtagen für fie Wenig oder 
Nichts habe bezweckt werden fünnen. Dorenberg und Hartmann verflanden 
ſich jedoch zur Wahl der Deputazion. 

) Binde erklärte, an der Wahl nicht Theil nehmen zu koͤnnen, auch gegen des 
ren Rechtsgültigfeit proteftiven zu müſſen, und zwar 1) aus formellen Bedenken, 
weil weber die nach $. 38 der ftänbifchen Gefege v. 1824 für alle Befchlüffe, mithin 
auch für Wahlen, nothiwendige Zahl von . ber Abgg. des 2. 3. und 4. Standes 
vorhanden, noch auch die vorgefchriebene 14 tägige Frift beobachtet worden fei, fo daß 
mehrere bereits abgereifte Mitglieder außer Stande gewefen wären, zurüdzufehren 
und an den Wahlen Theil zu nehmen, 2) aus materiellen Gründen, weil, im 
Widerſpruch zu den noch rechtsbeftändigen Gef. v. 1815, 1820 und 1823, auch noch 
nach der königl. Botfchaft von 24. d. Darlehen durch die bloße Zuziehung der Des 
putazion rechtsgültig werden und die Ausfchüffe durch ihren Beirath den des Der, Land- 
tags in Betreff allgemeiner Gefege über Perfonen = und Eigentbumsrechte und Steuern 
erjegen follten. — Diefer Erklärung ſchloſſen fich 7 der Obengenannten an, während 
Herr v. Dely ganz furz erklärte: ex fühle fich in feinem Gewiſſen verhindert, an der 
Wahl Theil zu nehmen. 

*) Mit folgender Erflärung : „Da die dem Ver. Ausfchuffe und der Deputazion 
durch die Verordn. v. 3, Febr. beigelegten Befugniffe im Widerſpruch mit mehreren Be: 
ſtimmungen der nicht verfaffungsmäßig aufgehobenen Gef. v. 1815, 1820 u. 1823 fies 
ben, fo halten wir es mit: unferer Pflicht für unvereinbar, an den Wahlen der Aus: 
fchüffe Theil zu nehmen. Wir verwahren zugleich feierlich alle der Allgem. Ständes 
verfammlung aus den vorftehend angeführten Gefegen erworbenen Rechte, die durch 
das Beftehen ber Ber. Ausſchüſſe und der Deputazion verlegt werden fünnten. * 
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I, Unter Borbehalt wählten: 


aus der Provinz Preußen 55: Aueröwald, Donalitius, Jebens, Schul; 
aus Schilla, Greger, Wenghöffer aus Gumbinnen, 
Hagemann, Vultcke, Forftreuter, Brämer, Grunau, 
Brengel: Beyme, Franzius, Meyhöfer aus Labiau, du 
Bois, Dembowski, Timm, Dahlſtrom, Gapegafl, 
Hein, Urra, Schönlein, Born, Minklei, Morgen, 
Sperling, Kraufe, Schlentber, Heinrich, Harder, Rie: 
bold, v. Barbeleben, v. Saucken-Tarputſchen, Jach— 
mann, Käſewurm, Henſche, v. Platen, v. Sauden: 
Julienfelde, v. Kannewurff, v. Beringe, Stadtmiller, 
v. Schön, v. Kall, Weiſe, v. Kleiſt, v. Donimierski, 
Blindow, Haaſenwinkel, Hoff, Reimer, Schmidt, v. 
Kalkſtein, Siegfried, v. Gordon und Meyhöfer aus 


Schafummen*). 

= 8 = Brandenburg: Keiner. 

— = Pommern: Keiner. 

= = -Schleſien 23 — die ſtädt. Abgg.: Döring, Dittrich, 


Krüger, Werner, Sommerbrodt, Karker, Ungerer, Lch 
mann, Sattig, Bornemann, Richter aud Jauer, Ger 
meröhaufen **); und die ländlichen: Krauſe, God: 
loviud, Freytag, Bleyer, Berndt, Allnoch, Wallicjek, 
Goellner, Thomas, Proge, Scupin, Meyer, Winkler, 
Röhricht, Schaefer, Heyn ***), 


. = -Poſen 32. (Die Namen find nicht angegeben, indem 
diefer Vorbehalt nicht von den Einzelnen, fondern 


*) Ihr Vorbehalt lautet: Sie hätten die fün. Botſchaft v. 24. dfs. dahin ver⸗ 
fanden, daß die zu mählenden Ausfchüffe nur zur Berathung folcher Gegenftände, 
welche dadurch nicht dem in den früheren Geſetzen begründeten Beirath des Ver. Land: 
tags entzogen würben, einberufen werben follten, wie 3. B. das bereits von den Pros 
vinzialftänden verfaffungsmäßig berathene neue Strafgefegbuch und zu diefem Zwece 
vollzögen fie die angeordnete Wahl. Und in Bezug auf die Deputazion : „Nach der 
uns durch die En. Botſchaft v. 24. d. eriheilten Defarazion erfcheint es außer Zweis 
fel, daß die ftänd. Deputazion nur den Zweck habe, der Hauptverwaltung der Staats 
ſchulden zur Seite zu ftehen ; in diefer Ueberzeugung und zu diefem Zwecke vollziehen 
wir bie Wahlen, * 

) „Wir erflären, daß wir, Sr. Maj. Befehlen gehorfam, unter der beftimmten 
Borausfegung die heutigen Wahlen vollziehen, daß durch diefelben den Rechten des 
Der. Landtags fein Eintrag gefchehe. * 

“) „Auf Befehl Sr. Maj. wählen wir, unter der Vorauoſetzung, daß den Red 


ten des Ber, Landtags Fein Eintrag gefchehe, zu welchen Erwartungen ung die Allerh. 
Botfchaften berechtigen. * 
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dur Majoritätsbefchluß von der Berfammlung abge 
geben ward. ”) 


aus der Provinz Sachen 22. Douglas, Lucanus, Käferftein, Schier, 
Schmidt, Ramsthal, Vatterroth, Kerften, Eule, Mül- 
ler, Dietbold, Zeifing, Schmidt, Meves, Rai, Ber 
tram, Gier, Berker, Giefe, Gießler, Toͤlle, Lindner **), 
: = : DWeftfalen Keiner ***). 


: 8 -Rheinprovinz 20: Herbert, Gamphaufen, Gr. Hom: 
peſch, v. Bederath, v. Wüllenweber, Müller, v. Rath, 
Hüffer, v. Rynſch, Merkens, v. Mylius, Haniel, v. 
Neffelvode, Kyllmann, v. Coels, Rochling, Schöller, 
Joerriſſen, v. Eynern, Häger +). 


I. Alle Uebrigenwählten unbedingt +F). 


*) Die Erklärung lautet dahin, daß die Stände, um ber Allerhöchſten Erwar—⸗ 
tung Str, Majeftät des Königs zu entſprechen, bereit feien, die Wahlen vorzunehmen, 
daß fie Dies aber in der vertrauensvollen Borausfegung thun, Se. Majeftät werde 
dem Ber, Ausſchuſſe und der ftänd. Deputazion feine Wirffamfeit zulegen, durch welche 
der Ber. Landtag, in feiner Eigenfchaft als reichsitändifches Organ, in feiner Wirfs 
famfeit beeinträcytigt werden fünnte, und die Mitglieder des zu wählenden Ausfchufs 
fes und der Deputazion nicht in die Lage verfegen, entweder ihre Mitwirfung verfas 
gen zu müffen, oder in Widerfpruch mit der Anficht des Ver. Landtags zu gerathen, 
welcher den Ausschuß und die Deputazion nicht für fompetent hält, irgend welche reichs— 
Rändifche Funfzion zu üben. “ 

*) „Um dem ausgefprochenen Bejehle Sr. Majeftät zu gehorfamen, und in der 
Ueberzeugung, daß Allerhöchftverfelbe die bezüglichen Anträge der Kurie der brei 
Stände aus freier Bewegung noch gewähren werde, wollen wir zur Wahl fchreiten, * 

**) Zwar erflärten 6 Abgg. : die Mahl in der feften Hoffnung und in dem Ber: 
trauen vorzunehmen, daß Se. Majeſtät die vom Landtage eingereichten Petizionen in 
Betreff der Ausſchuſſe und der Deputagion berüctfichtigen werde; allein fie wollten 
Dies ausdrüdlich nur als einen Wunſch, nicht als einen Vorbehalt angefehen 
wiffen. 

+) Sie erflärten: „Da der Ver. Landtag die reichsftändifche Berfammlung tft, 
die nach den verfaſſungsmäßig beitehenden Geiegen das Recht der Begutachtung aller 
allgemeinen, das Perfonens und Eigenthumsrecht und die Steuern betreffenden Ge: 
feße und das Recht der Einwilligung zu allen Staatsanleihen hat, fo nehmen die Un- 
terzeichneten an der Wahl der Ver. Ausfchüfle und der Deputazion unter der Verwah⸗ 
rung Theil, daß allgemeine, das Berfonens und Gigenthumsrecht und die Steuern 
betreffende Gefege ohne die Begutachtung des Der. Landtags nicht erlafien und 
Staatsanleihen ohne die Ginwilligung des Ber, Landtags nicht abgefchloffen werben 
fönnen. 

++) Auch von Diefen motivirten Mehrere ihre Wahl. So z. B. erflärte ein gros 
Ger Theil der brandenburg. Abgeordneten : daß die Öefeßgebung von 1820 u. 1823 


Provinz Preußen: 


s 


" u u R “on 
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Das Gejammtrefultat ftellt fich alfo folgendermaßen: . 
Es waren im Ganzen anmefend :» 2... 499 
Davon wählten: 


gar nicht. bedingt. unbedingt ; 
5 21 


0 5 
Brandenburg 3 0 68 
Pommern 1 0 38 
Schleſien 6 28 45 
Bojen 2 32 9 
Sachen 9 22 37. 
Meitfalen 9 0 45 
Rheinlande 28 20 21 
58 157 284 499 


I. 


Das Refultat der Wahlen felbit war folgendes: 


In den Ausschuß wurden gewählt *): 


In der Provinz Preußen: Gr. Dohna: Lau, Auerswald, *Bardelehen, 


*Donimiersfi, Platen, *v. Sauden-T., Abegg, *Hein- 
rich, "Sperling, *Urra, "Bremer, "Siegfried. 

Brandenburg: Graf Arnim, v. Arnim, v. Katte, v. 
Patom, v. d. Schulenburg, v. Witte, Grabow, Knob: 
lau, Neumann, Stöpel, Dandmann, Dol;. 

Pommern: Fürft Puttbus, Baud, Graf Bismark 
Bohlen, v. der Marwig, v. Schöning, Graf Schwerin, 
v. Weyher, Fabricius, Kuſchke I., Ritter, Stägemann, 
Müller, Vahl. 

Poſen: Fürſt W. Radziwill, Brodowski, Kurgewäfi, 
Miscewski, Poninski, Potworowski, Brown, Haus— 
leutner, Naumann, Paternowski, Jordan, Przykoski. 

Schleſien: Fürſt Hohenlohe-Schillingsfürſt, v. Gaff 
von, Fürſt Hohenlohe-Ingelfingen, v. Keſſel, Graf v. 
Renard, v. Uechtritz, Dittrich, Krüger, *Sattig, Wo: 
diezka, Allnoch, Krauſe. 

Sachſen: v. Kroſigk, v. Byla, v. Frieſen, Graf Gnei— 
ſenau, v. Münchhauſen, Graf Zeh, Lucanus, *Kerften, 
Raſch, 'Schier, Becker, Gießler. 


zwar bie vollſtaͤndige Begründung des Wahlrechts in Zweifel ſtelle, daß fie fih aber. 
für die Bornahme der Wahl entfcheiden zu müffen glaubten, nicht aus eignet 
Ueberzeugung und invollerMebereinftimmung mitihrem Gewiſ— 
fen, fondern lediglich aus Gehorfam gegen den ausprüdlichen Befehl 
Sr. M. und in vollftem Bertrauen auf die ertheilte Allerhöchfte Zuſicherung der Fort 
bildung ber ftändifchen Verfaffung. 


) Die mit einem * Bezeichneten wählten unter Vorbehalt, 
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In der Provinz Weftfalen: Herzog zu Aremberg, Grafv. Galen, Graf 
Landsberg-Gehmen, v. Lilien-Echthaufen, v. Wolff: 
Metternich, Braffert, v. Olfers, Plange, v. Bogwell, 
Derendahl, Linnenbrint, Meyer (aus Lüdhämmern) 
Schulze:Delbig. 

Bo -Rheinprovinz: Fürft Solms:Lich, Graf Fürftenberg, 
v. Gudenau, "Graf Hompeſch, *v. Mylius, *v. Bedes 
rath, "Gamphaufen, *Hüffer, *Kyllmann *). 

II. In die Deputazion. 


” der Provinz Preußen: Sperling. 
⸗ -Brandenburg: Graf Arnim, 

: VPommern: Graf Schwerin. 

=  Bojen: v. Brodowski. 

-Scchleſien: Fürft Hohenlohe-Ingelfingen. 
Sachſen: Graf Zeh. 
Meftfalen: v. Olfers. 
Rheinprovinz: Diergarbt. 

Ein Schrei der Heberrafchung ging durd) ganz Preußen und durch das 
Ausland, ald man vernahm: der Landtag habe gewählt und die Oppo- 
fjion habe, ihrer Majorität nah, an den Wahlen Theil genommen. 
Das alfo war das Ende fo vieler heißer Kämpfe, Das war die Frucht 
jener entfchiedenen Ueberzeugung von dem unveräußerlichen Recht der 
Stände und des Volks, welche eine fo große Zahl von Abgeorpneten 
während des ganzen Landtags zu befeelen ſchien! Wo waren jeßt jene 
81, die gegen Auerswalds Adrefie ftimmten, weil fie unabwendbar 
fefthielten an den „erworbenen Rechten“ und davon nicht eines 
auch nurin Frage geftellt fehen wollten? Wo waren jene 139 oder 142, 
welche die Deflarazion der Rechte unterzeichneten und darin die einzel- 
nen Punkte, in denen die Verfaffung v. 3. Fbr. mit den früheren Ger 
fegen unvereinbar, darum nicht redhtsbeftändig fei, fo Scharf hinftellten? 
Wo waren endlich jene 260, die für Bindes Antrag ftimmten: eine 
bloße Anerfennung der reihsftändifhen Rechte, für den 
Landtag, als ſchon beftehender, vom König zu erbitten? Hatten fie 
ihre Ueberzeugung von der rechtlichen Unftatthaftigfeit der Ausfchüffe 
und der Deputazion, von der Nothwendigfeit einer einzigen und allei: 
nigen reichsſtaͤndiſchen Verſammlung plöglid geändert, daß fie jegt 


z 
[2 
z 
- 
— 
2 


) Die Wahlen für die Landgemeinden (wo nur 3 Abgg. wählten) blieben ganz 
ohne Refultat, da die Gewählten die Wahl ablehnten. — Uebrigens erklärten Die, 
welche nur unter Vorbehalt gewählt, daß fie auch eine auf fie fallende Wahl nur unter 
dem gleichen Vorbehalt annehmen würden. 
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felbft die Hand dazu boten, diefe Nebenlandtage ins Leben zu rufen 
und dadurch die Alleinberechtigung der Hauptverfammlung faktifc zu 
verleugnen und zu vernichten? 

Vergebens berief man fi) auf die Vorbehalte; vergebens ſuchte 
man zu beweifen, wie die legten Abftimmungen der Herrenfurie noth: 
wendig zu bedingten Wahlen hätten führen müſſen — der einfaheSinn 
des Volks, der von logifchen Folgerungen und juriftifchen Klaufeln 
Nichts verfteht, aber deſto fichter das Wahre und praftifc Richtige 
herauszufinden weiß, war damit nicht zufriedenzuftellen. Habe man 
in den Verhandlungen immer Mehr von dem Rechtsboden, auf den man 
ſich geftellt, aufgeben müffen, fo fei Das eben nur eine äußere Noth: 
wendigfeit gewefen, eine unvermeidliche Folge der numerischen Schwaͤche 
der entfchiedenen Oppofizion und der ihr ungünftigen Beftimmungen 
der ftändifchen Gefege. Bei den Wahlen dagegen fei man feiner Thaten 
Herr gewefen , infofern hier jeder Einzelne auf feine Hand, nicht nad) 
Mehrheitsbeſchluß, handeln durfte; hier fei daher der Moment geweien, 
wo man mit voller Entfchiedenheit, einmüthig, auftreten und den ver: 
Iorenen Rechtsboden durch eine einzige Fühne That hätte wiebererobern 
müffen. Wenn dann, ftatt 58, wie jeßt, 200 oder 250 einmüthig 
die Wahlen verweigert, wenn in den Provinzen, wo die Dppofizion in 
der entſchiednen Mehrheit fei, in Preußen, Rheinland, Pofen, wenn 
dort und vieleicht in noch andern Provinzen ganze Stände nicht gewählt 
hätten und alfo am Ende nirgends ordentliche Majoritätswahlen zu 
Stande gefommen wären — dann hätte die Regierung doc wohl 
einfehen müſſen, daß es der Oppofizion Exnft fei mit ihrem Opponi- 
ten, und daß diefem Dpponiren eine tiefe moralifche Nothwendigleit 
zu Grunde liege, der man nicht Hohn fprechen dürfe, Statt Defien 
aber habe fie gefehen, wie die Oppofizion aus einer Stellung nad 
der andern gewichen fei und wie fie zulegt zum größern Theil entweder 
fi) ihr auf Gnade und Ungnade ergeben oder hinter der papiernen 
Schanze der Vorbehalte und Berwahrungen ihr Heilgefucht habe. Das 
fei die Art nicht, wie man die Rechte des Volks wahre, einer Regierung 
gegenüber, die jo hartnädig an ihrem Syfteme fefthalte, fo wenig guten 
Willen und Einficht zeige, von felbft, wenn e8 Zeit fei, Reformen an— 
zubahnen, fondern die nur in der äußerften Noth, wenn fie nicht meht 
anders fönne, dem Anbringen der öffentlichen Meinung nachgebe. — 
Man habe den Schein des Ungehorfams, der Ungefeglichkeit vermeiden 
wollen — aber fei e8 im Grunde nicht auch eine Widerfeglichfeit, eine 
Auflehnung gegen den Föniglihen Willen, wenn man Demfelben Be 
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dingungen vorfchreibe und ihm erfläre: nur unter diefen Bebingun- 
gen gehorchen zu wollen? Habe man fi in feinem Gewifien einmal 
verhindert gefühlt, ohne Bedingung zu gehorchen, fo fei es moraliſch 
ebenſo gerechtfertigt geweien, gar nicht zu gehorchen, denn es fei nur 
eine Seldfttäufchung, eine faljche Bei hwichtigung des eignen Gewiſſens, 
wenn man, um Etwas zu thun, was man eigentlih mit gutem Ge- 
wiffen nicht thun zu dürfen glaube, fid) hinter einen Vorbehalt verftede, 
von dem man im Voraus wiſſen müffe, daß der andre Theil ihn nicht 
refpeftiren werde, Wenn nun aber diefer Fall eintrete, wenn nun der 
König — wie Das gar nicht anders zu erwarten — jene Vorbehalte 
als gar nicht vorhanden betrachte, wenn er nun die Ausſchüſſe und Die 
Deputazion zufammenberufe und ihnen eine Wirffamfeit zumuthe, die 
mit den geftellten Bedingungen unvereinbar fei — wie dann? Dann 
müßten fie entweder doch noch ungehorfam werden oder — fie müßten 
dann abermals transigiren, abermals einen Schritt nachgeben, ſich aber: 
mals verwahren und verflaufuliren, bis über allen Vorbehalten und 
Klaufeln zulegt von dem guten Rechte des Volks, das fie felbft fo, oft 
angerufen, als defien geſchworne Befchüger fie fich felbft fo oft darge: 
ftellt hätten, auch nicht ein Deut mehr übrig fei. Oder hielten fie es 
etwa für leichter, ſich als Ausfchuß oder al8 Deputazion für infompe- 
tent zu erflären und die Anmuthungen der Krone mit Entfchiedenheit 
zurüdzuweifen,, als, jegt fogleidy diefen auvorzufommen durch Verweis 
gerung der Wahlen? Trauten fie den von ihnen Gewählten, ja trauten 
fie fich felbft den Muth zu, unter viel jchwierigeren Verhältniffen eine 
Energie des Widerftandes zu entwickeln, zu der fie ſich jegt nicht zu er- 
heben vermocht? Hätten fie wohl überlegt, was e8 heißen wolle, wenn 
eine Heinere VBerfanmlung von 100 oder gar eine winzige von 8 Per: 
fonen, alleinſtehend, von lauter fremdartigen Einflüffen umgeben, von 
feiner für fie begeifterten öffentlihen Meinung getragen und ange- 
feuert, eine Oppoſizion madyen folle, deren Durchführung felbit der 
großen Reihstagsverfammlung nicht möglich gewefen fei? Werde nicht 
felbft diefer Vorgang den Furchtſamen oder Unentſchiednen in der Depu⸗ 
tazion und dem Ausfchuffe zum Vorwand dienen, um ihre Schwäde 
dahinter zu verbergen ? würden fie nicht argumentiren : da der Ber, Land» 
tag einmal den Ausfchuß und die Deputazion gewählt habe, fo habe er 
ſich faktiſch auch ſchon im Voraus darein gefügt, daß feine Bedin- 
gungen und Anträge inBezug aufBeides verworfen würden, und, habe 
man damals ſich nicht für befugt geachtet, einen Bruch mit der Krone 
herbeizuführen und dadurch die friedliche Entwidlung der Zuftände zu 
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gefährden, fo gelte daflelbe Bedenken in eben dem Grade, ja in noch 
ftärferem, für fie. Kurz, ed werde gehen, wie es in dem bekannten 
Sprüchwort heiße: man habe den Finger hingereicht und werde bald 
die ganze Hand hingeben. Auch der Grund ftand den Wählenden nicht 
zur Seite, der beim Beginn und während des Landtags wohl mehrfad 
gegen einen zu rafchen Schritt der Oppofizion angeführt worden war; 
daß man ſich nicht die Gelegenheit entziehen dürfe, durch das faktifche 
Einleben des Landtags in das Bewußtfein des Volks und durd) die 
Öffentlichen Berhandlungen deſſelben die politifche Bildung und die 
Veberzeugung des Volfs für das BVerfaffungsleben zu werden und zu 
fräftigen — deun der Landtag war vorüber und jener Zweck fomit er: 
reicht 5 dagegen galt es jet, eine andere Nüdficht nicht aus den Augen 
zu verlieren, nicht durch ein fchwanfendes, unfichres Handeln das 
Rehtsbewußtfeinim Volke zu verdunkeln und zu verwir 
ren oder auch dem Landtage und im Befondren der Oppofizion das 
Vertrauen des Landes zu entziehen. Und diefe Rüdjicht auf 
Erhaltung des innigen Zufammenhanges der Stände mit dem Bewußt⸗ 
fein des Volks, die mindeftend ebenfo wichtig war , als die auf Erkal- 
tung eines guten Einvernehmens mit der Krone, diefe hätten die Waͤh—⸗ 
lenden nicht genug beachtet. 

So urtheilte die öffentliche Meinung, infoweit diefelbe überhaupt 
den Standpunft theilte, auf den die Oppofizion beim Anfange des Land: 
tags ſich geftellt, den fie als ihre Operazionsbafts bezeichnet hatte. Aller: 
dings konnte man faum anders, als in derBornahme der Wahlen, auch 
der bedingten, einen Abfall von diefem Standpunkte erblidten, und, ſchien 
ed auch unmöglich, in die Verdächtigungen der rafcher Urtheilenden 
einzuftimmen und Männer wie Bederath, Camphauſen, Auers— 
wald, Schwerinu. A. eines Verraths an der guten Sache aus 
perfönliden Beweggründen zu befchuldigen, ja fiel es ſchon fehwer, 
foldye Männer einer Karakterſchwäche, eines Mangels an politischen 
Muth und entfchlofiner Thatkraft zu zeihen, fo blieb dody, wenn man 
auch Alles zum Beften deutete, immer der Vorwurf ſchwer zu befeitigen, 
daß fie ihre Aufgabe und den Stand der Verhältniffe nicht richtig er 
fannt, daß fie im wichtigften Augenblide einen politifchen Fehler ber 
gangen und dadurch eine ſchwere DVerantwortlichkeit für Alles, was 
daraus folgen möchte, auf fich geladen hätten. 

Das Volf feldft ſchien ähnlich zu fühlen, fo weit ſich Dies ausden 
öffentlichen Kundgebungen von Sympathien entnehmen ließ. Wie ih 
diefe im Allgemeinen faft ausfchließlic den Mitgliedern der Oppo— 
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ſizion zuwandten, fo unter Diefen wieder in höherem Maße den Nichts 
wählern. Hanfemann, Meviffen u. A. wurden auf ihrer Durch: 
reife (namentlich der Erftere in Köln) und bei ihrer Ankunft zu Haufe 
mit dem ungeheuerften Jubel empfangen. Aehnliches gefchah in Schles 
fien mit Milde, Tihode, Siebig, Allnoch u. A. — Binde 
ward ohnehin fchon längft gleichfam als der Typus einer entfchiedenen 
und rüdfichtslofen Oppoſizion angefehen und lebte als foldyer, in Ber: 
fen und Profa, im Munde des Volks. Sein Kreis bereitete ihm ein 
Feft, welches Binde aber ablehnte: jegt fei noch feine Zeit zu Feften, 
fagte er, da man noch fo Wenig erfämpft und noch fo Viel zu ers 
fämpfen habe. 

Zwar wurden aud Bederath, die Kölnifchen Deputirten, 
ingleihen Schwerin u. A. m. gefeiert. Und Niemand mochte dieſen 
Männern eine Huldigung misgönnen, deren fie durch manche und große 
Verdienfte um die liberale Sache fo würdig waren. Aber, je mehr die 
allgemeine Stimme Dies anerfannte, defto lebhafter ſprach ſich auch 
das Bedauern aus, daß der fo glanzvollen parlamentarifchen Laufbahn 
diefer Männer der rechte, entiprechende Abichluß fehle. 

Am Sichtbarften war die Verftimmung über den legten Aft des 
Landtags in der Provinz Preußen. Dort hatte man das Meifte von 
feinen Deputirten erwartet und ſah fi daher am Unangenehmiten ent- 
täufcht. Ein Feft für die Deputirten in Königsberg Fam fpät und fpärs 
lic zu Stande, und der Toaft „auf die 58,’ der auch hier nicht fehlte, 
war eine eigenthümliche Zugabe zu dem Bewillfommungsgruß an Die, 
welche e8 mit verfchuldeten,, daß man diefen 58 allein die Ehre wie die 
Gefahr ihres Fühnen Schrittes überlaffen hatte. 


*) Bol, hierüber den Art. „Die polit. Parteien in Königsberg und der Ver. Lands 
tag,“ im 8, Bde, der Schrift: „Unſere Gegenwart und Zufunft‘’ (Xeipzig, b. Mayer). 


Meunundzwanzigftes Kapitel. 


Der Landtagsſchluß. Abfihten und Mafregeln der Negierung in Be 
ziehung auf die Nichtwähler. Demonftrazionen gegen bie Oppofizion von 
oben und unten. 


Die Haltung des Landtags bei den Wahlen — wie wenig fie auch 
die Erwartungen des Landes befriedigte — war doch noch weit wenl- 
ger nad) dem Sinne des Königs und feiner Umgebungen. 

Die Berftimmung des Königs gegen den Landtag erreichte dadurd 
ihren höchſten Grad. Gtüdlicherweife entzog die nothwendige Reife 
nach Breslau zur Enthülung der Statue Friedrichs d. Gr. Denfelben 
dem Schluffe des Landtags, und die Fönigliche Ungnade ſprach ſich da 
her nur tefleftirt in der Neve aus, womit im Namen Sr. Majeftät der 
Landtagsfommifjar die Stände entließ. Diefe inhaltſchwere Rede lau: 
tete jo: 


„Es ift die Stunde gefommen, in welcher, auf Befehl Sr. Maj. deö 
Königs, unſers Allergnädigften Herrn, die erſte Verſammlung des Ber, 
Landtags geichloffen werden foll. Sie ift dadurch getrübt, daß eine 
fleine Anzahl ſeiner Mitgliederihre Betheiligung beidem 
legten Akt ihrer Wirffamfeit verfagt und ſich daburd 
einer Pflihtentzogen hat, deren Erfüllung mit der Auf 
übungibrerftänvifhen Rechte in weientlihem Zufammer 
bangefteht. 

Die Regierung wird das Anſehen der Gefege zu ſchützen 
wifjen. | 

Bliden wir im Uebrigen zurüd auf den eilfmöchentlichen Zeitraum des 
ftand. Wirfens diefer Hohen Verfammlung, fo werden Gefühle der man: 
nigfaltigften Art in unfrer Bruft fich regen. Wer vermöchte fie zu über: 
ſehen, wer ihnen Ausorud und Worte zu geben? Gin Gefühl aber dürfte 
Allen nicht fremd fein, das Gefühl, das die Ergebnifje des Ber. 
Landtagd weniger fruhtbringend für das Land gewelen 
find, als fie es Hätten fein fönnen. 
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Doch, vertrauen wir der allwaltenden göttlichen Vorſehung, 
welche unferm theuren Baterlande in entfcheidenden Augenblicken ſtets 
fchügend zur Seite fland, daß ber Samen des Guten und Edlen, welcher 
bier auögeftreut iſt, auf einen empfänglichen und fruchtbaren Boden ge 
fallen ei, auf daß er zu einem Baume mit edlen Früchten beranmachie, 
unter deffen Schatten fein Unkraut wuchert ! 

Aber auch ein Gefühl der Freude und des Stolzes durchbebt gewiß 
Aller Bruft, das Gefühl, ja das Bewußtſein, daß alle hier verfammelten 
Stände und Provinzen auf das Innigfte verbunden find durch glühende 
Liebe für das Vaterland, für den uns von Gott gegebenen edlen König 
und fein erhabened Haus; denn Alle haben fih dazu laut und freubi 
bekannt. Wie verfchieven auch die Wege fein, wie labyrinthifch fie fi 
durchkreuzen mögen, bie hier empfohlen , die bier eingefchlagen find, ver: 
trauen wir, daß Alle, die mit jener Gefinnung wandeln, Einem Ziele 
zugeführt werden ! 

Zur Kräftigung der Ehre und Unabhängigkeit der materiellen 
und geiftigen Blüthe des Vaterlandes, zum Ruhme des preußiichen Volkes, 
unter einer durch die Stände gehobenen und geflärften, unangetafteten 
Krone auf den Häuptern feiner Könige aud dem edeln Haufe der Hohen⸗ 
jollern ! ! 

Mit dem Ausdrucke diefer Hoffnung, der Sie auf dem Wege in bie 
Heimath geleiten möge, auf daß Sie auch dort fortwirfen und fireben nach 
jenem erhabenen Ziele, 

erfläre ih — auf Befehl Sr. Majeflät ded Königg — den Erften 

Ver. Landtag für geſchloſſen.“ 

Mit großer Spannung fah man Dem entgegen, was die Regie: 
rung thun werde, um „das Anfehen der Gefege zu ſchützen.“ Der 
Landtagsfommiffar hatte zu einzelnen der Nichtwähler, die fich 
bei ihm verabfchiedeten, privatim geäußert: fie würden bie Folgen 
ihrer Handlung zu tragen haben. Das Nädfte, woran man dachte, 
war: eine Vernichtung des Mandate der Nichtwähler und eine Erflä- 
rung ihrer Richtwählbarfeit zum nächften Landtage. Darauf fchienen 
die Worte in der Schlußrede hinzudeuten , welche von dem Zufammen:» 
bange der ftändifhen Rechte mit der Pflicht ſprachen, der ſich 
die Nichtwähler entzogen hätten. 

Es verlautete auch wohl von der Abficht förmlicher Unterfuchungen, 
gegen alle oder mindeſtens gegen diejenigen der Nichtwähler, welche 
fönigliche Beamte wären. 

Diefe Befürchtungen waren nit ohne Grund. Der König fol, 
im der erften Verſtimmung, allerdings den Gedanken gefaßt haben, 
mit eremplarifcher Strenge gegen die Widerfeglichen zu verfahren. 
Man fagt fogar: der Minifter Thile habe im Auftrag des Könige 
den Entwurf eined Defrets im Staatsminifterium vorgelegt, wonach) 
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gegen die fämmtlihen Nichtwähler mit Kriminalunterfudung 
wegen Majeftätsbeleidigung verfahren werben follte. Dagegen 
hätten ſich aber doch die fämmtlichen übrigen Minifter einhellig und fo 
entfchieden ausgefprochen, daß der Entwurf zurüdgenommen worden 
wäre. 

Bis jegt ift etwas Ernftliches gegen die Nichtwähler nicht unter: 
nommen worden. Man hat fid) feitens der Regierung auf einige Heine 
polizeiliche Nedereien befchränft, um wenigftens feinen Aerger audzus 
lafien und feine Macht fühlbar zu machen. So ward 3. B. in Aachen 
ein Beft für Hanfemann, fodann ein größeres, welches den jämmt- 
lichen rheinifchen Abgeordneten in Düffeldorf gegeben werden follte, 
von den dortigen Behörden unterfagt, indem man den Begriff der 
„Volksfeſte““ im weitfchichtigen Sinne des Bundesbefchluffes v. 1832 
darauf anwanbte. 

Nebenbei lad man der Oppofizion tüchtig den Tert in der Allg. 
Preuß. Zeitung. Man nannte fie eine „Frakzion“, deren ‚‚verkehrte 
Gedanken‘ an dem ‚, gefunden, ehrenhaften Sinne“ der Mehrheit 
geicheitert wären; man fprach von ‚, juriftifchen Spipfindigfeiten und 
liberalen Bantafien’’; man ftellte dem Landtage in feiner Majorität das 
Leumundszeugniß aus, daß „der ehrenwerthe gute Geift, der die Ver- 
fammlung befeelt, die von den Vätern ererbte, mit der Mutter: 
milch eingefogene Gefinnung der weit überwiegenden Mehr: 
zahl und die verftändige Mäßigung Derer, die fi des poli: 
tifhen Aberglaubeng nicht zu erwehren vermocht hatten ‘‘, die 
Verhandlungen „in den Schranken legaler Ordnung erhalten habe‘; 
weil man aber doc nicht verhehlen Fonnte, daß, troß diefes „ehren: 
werthen Geiftes‘’ der Majorität, die meiften und wichtigften Vorlagen 
der Regierung abgelehnt worden waren — fo machte man plöglid 
wieder für dieſe Beichlüffe die Oppofizion verantwortlich, die man 
hier auf einmal als die bewegende Kraft der Gefammtheit hinftellte, 
nachdem man jie vorher ald eine Feine, unbedeutende Frakzion gefchil: 
dert hatte; endlid nahm man den Theil diefer Oppofizion , der, wenn 
aud unter Vorbehalt, gewählt hatte, zu Gnaden an, um defto un 
nadhfichtlicher Die zu verdammen, welche durd) ,, fortgefegte Widerſetz⸗ 
lichfeit gegen das bejtehende Gefep‘’ den ‚‚Uebergang aus der ftaat- 
lichen Ordnung in die Wüfte der Anarchie‘ freventlich verfucht hätten 
— furz, man zeigte deutlich, wie herzlich froh man war, daß Alles 
noch fo leidlich abgegangen und daß man nun wieder allein zu ſprechen 
habe, allein in der A. Pr. 3. nach Herzensluſt Gefchichte machen 
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fönne, ohne ein befchämendes Dementi oder unangenehme Explifa- 
zionen im weißen Saale befürchten zu müſſen. Ob, man hatte jegt 
wieder fehr viel Muth — den Muth jener Leute, die dann erft recht zu 
fchelten und zu braviren anfangen, wenn fie aus dem Bereiche des 
Gegners heraus und in Sicherheit zu fein glauben! 

Schr willfommen waren, bei diefer Stimmung in den obern 
Regionen, die einzelnen öffentlichen Kundgebungen des ‚‚beffern‘’ 
Geiftes im Lande, die ebenfall8 mit loyaler Entrüftung auf jene ges 
haͤfſige „Frakzion“ losfchlugen. Schon während des Landtags waren 
dergleichen Demonftragionen gegen die Oppoflzion vorgefommen — fo 
eine Loyalitätsadreffe von AO fchlefifhen Bauern, gleih nah den 
Adreßverhandlungen, fo etwas fpäter eine Art Abfagebrief aus dem 
löbauer und firasburger Kreife (in Weftpreußen) an die ritterfchaftlichen 
Abgg. diefer Kreife wegen ihrer Theilnahme an der „Deklarazion.“ 
Diefer legteren Demonftragion (an deren Spige der fön. Landrath 
des löbauer Kreifes ftand) verfehlte man nicht duch die A. Pr. 3. 
(Rr. 158) fofort die möglichfte Deffentlichfeit zu geben, fonnte aber 
freilich fi dann auch der Aufnahme einer ‚‚Entgegnung‘’ (Nr. 162) 
nicht entziehen, in welcher die beiden angegriffenen Abgg. ihren Ans 
greifern bewiefen, daß Jene, als die Minorität der Wählerfchaft, ja 
zum Theil ald garnicht zu Derfelben gehörig, das Redt nit 
hätten, ein Urtheil über fie wegen Berwaltung ihres Mandats im 
Namen diefer Wählerfchaft auszufprechen. 

Adreſſen und Zufchriften im entgegengefegten Sinne famen freilich 
audein, und wohl viel zahlreicher; aber fie fanden den Weg in die Def: 
fentlichfeit nicht fo geebnet, wie jene. Auch die bei den fändifchen 
Verhandlungen fo fehr verfannten theologifch » hriftlichen Intenzionen 
des Minifters fanden fih durch ähnliche anerfennende Kundgebungen 
Gleichgeſinnter im Lande getröftet und ermuntert. Bon den Kreisfyn- 
oden zu Unna und Duisburg gingen Adreffen ein, worin, na= 
mentlich in Beziehung auf den Bederathfchen Antrag wegen gänz« 
licher Trennung des Glaubensbefenntniffes von den politifhen Rechten, 
die Regierung dringend gebeten ward, folchen gottlofen Beftrebungen 
entgegenzutreten und auf der bisherigen Bahn ftrengehriftlichen Regi⸗ 
ments zu verharren. 

Neuerdings hat nun auch die brandenburgifche Ritterfchaft — die 
fhon auf dem Landtage der Regierung mit der Kraft ihrer Füße und 
Hände wader ſekundirte — eine Ergebenheitsadreffe an den König ges 
richtet, worin fie ihre Entrüftung über das Treiben der Oppofizion auf 
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dem Landtage ausfpricht. Der König hat ihr ſowohl, als den beiden 
Synoden, in den gnädigften Ausprüden erwidert: er fei überzeugt, 
Daß die von ihnen geäußerten Gefinnungen von der Mehrheit feines 
Bolfes getheilt würden und daß es nur eine Feine Frakzion fei, welche 
im entgegengefegten Sinne handle. 

So ſucht man den König, das Land, die öffentliche Meinung, 
ja am Ende ſich ſelbſt fort und fort über Die wahren Gefinnungen des 
Volkes, über die wahren Anliegen ded Landes, über die dringenden 
Forderungen der Zeit zu täufchen, ift froh, der unbequemen Mahner 
im weißen Saale ledig zu fein, und glaubt: weil man die mahnenden 
Stimmen nicht mehr täglich höre, fo habe es mit der Beachtung der 
Mahnungen gute Zeit. 


Dreifsigstes Kapitel. 


Der Landtagsabſchied. Eine neue Fafe in der Frage ber Wahlen mit 
‚Vorbehalt. 


— 


Schneller, ald man erwartet, ſchon am 24. Juli, erfchien der 
Landtagsabſchied. Er ift mit einer faft abfichtsvollen Trodenheit 
und Kürze abgefaßt, enthält fi), abweichend hierin von früheren Do— 
fumenten ähnlicher Art, aller fubjeftiven Betrachtungen und Gefühls- 
Außerungen , ftellt dagegen die königlichen Entfchließungen feft und be— 
ftimmt als abgefchloffene und unverrüdbare Thatfachen hin und be» 
antwortet diejenigen Punkte, auf die man ſich wahrfcheinlich nicht ein- 
laffen will, durch ein beredted Schweigen. 

Die beiden einzigen Gefepentwürfe, auf weldye fich der Landtag 
unter Modiftfazgionen beiftimmend erflärt hatte, dad Judengefeg 
und das Gefeg wegen der Ausfhließung von ſtändiſchen 
Berhbandlungen, waren fon einige Zeit vorher publizirt worden. 
Der Landtagsabſchied erflärt, daß bei ihrer definitiven Abfaſſung die 
von beiden Kurien gemachten Bemerkungen möglichfte Berüdfichtigung 
gefunden hätten. Im der That hatten die von beiden Kurien ger 
machten Bemerfungen Berüdfihtigung gefunden, einfeitige Anträge 
dagegen und Einwendungen nur infoweit, als ſolche von der 
Herrenfurie ausgegangen waren. Die, zum Theil mit großer 
Majorität gefaßten Beſchlüſſe der Ständekurie, 3. B. gegen die Ehren: 
gerichte, gegen die Abfperrung der pofenfchen Juden u. f. w., waren 
unberüdjichtigt geblieben. Der Grundfag der nur berathen: 
den Mitwirfung der Stände war auch hier in feiner ganzen Strenge 
aufrechterhalten. Der von der Ständefurie zum Judengeſetz geftellte 
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Antrag auf gefegliche Sreigebung der Ehen zwiſchen Juden und Ehriften 
ward, ald nicht hierher gehörig , zurüdgewiefen. 

Was die Provinzialhülfsfaffen betrifft, fo wurde die wei- 
tere Ausführung diefer, von den Ständen beiftimmend begutachteten 
Maßregel für die nächften Provinziallandtage in Ausficht geftellt. 

Der Gefegentwurf wegen Abſchätzung bäuerliher Grund 
ftüde war, wie man fid) erinnert, ſchon während des Landtags zu: 
tüdgenommen worden. 


In Betreff der ftändifchen Beichlüffe wegen der Oftbahn, der 
Einfommenfteuer und der Landrentenbanfen äußerte ſich der 
Landtagsabfchied wörtlich fo: 


„Nachdem Unfere getreuen Stände e8 abgelehnt Haben, zu einer aus 
bem Eifenbahnfonds zu verzinfenden und zu tilgenden Staatsanleihe zum 
Zwecke der baldigen Herftellung der großen preußischen Oftbahn und der 
damit in Verbindung ſtehenden Brückenbauten und fonftigen Anlagen Ihre 
Zuftimmung zu ertheilen, jo ift feine Veranlaſſung abzuſehen, weshalb nach 
dem an jene Erklärung geknüpften Antrage U. g. St. dem nächften Ver, Land: 
tage eine anderweitige Propofizion wegen Ausführung der gedachten Bahn 
vorzulegen wäre, Wir fünnen daher eine jolche Propofizion nicht in Aus 
ſicht ftellen, behalten Uns vielmehr vor, wegen Fortjegung des Baues 
diefer Bahn mit den durch die ſtändiſche Erklärung und die dringenden 
Anfprühe an die Mittel des Staats zur Unterflügung anderer, befonderd 
wichtiger Eiſenbahnen gebotenen Rüdjichten auf möglichfte Beichränfung 
ber Koften nach Zeit und Umftänden das Meitere anzuordnen. 

Wenn U. g. St. die Öefegentwürfe wegen Aufhebung der Mahl: 
und Schlachtfteuer, Beichränfung der Klaffenfteuer und Einführung einer 
Ginfommenfteuer abgelehnt, zugleih aber ven allgemeinen Antrag ges 
ftellt haben: 

„auf Erleichterung ver Abgaben der ärmften Klaſſe nicht allein in 
den mahl= und fchlachtfteuer, fondern auch in den Elaffenpflichtigen 
Orten hinzuwirfen und den dadurch entftehenden Ausfall durch die 
wohlhabenden Klaffen übertragen zu laſſen,“ 
jo erkennen Wir in diefem Antrage die völlige Uebereinftimmung der 
Wünfche U. g. St. mit denjenigen Abfichten, durch welche Wir, in landeb⸗ 
väterlicher Betückſichtigung der Lage der meniger bemittelten Volksklaſſen, 
Uns bewogen gefunden haben, die gedachten Geſetzentwürfe zu proponiren. 
Zur Erreichung des bezeichneten Zweckes hielten Wir eine Einfommenfteuer 
für geeignet, indem kaum ein andered Mittel aufzufinden fein dürfte, die 
Wohlhabenden und Reichen in einem ihrem Vermögen entfprechenden Ber: 
hältniß zu ven Staatslaften heranzuziehen und dadurch für die weniger 
Bemittelten eine Erleichterung herbeizuführen. Da indeffen U, g. St. 
hierauf nicht eingegangen find, fo werden wir in forgfältige Erwägung 
nehmen, ob dieſer Zweck auf einem andern, als dem bezeichneten Wege 
zu erreichen fei. Bis dahin müffen die Mahl: und Schlachtſteuer und bie 
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Klafjenfteuer unverändert fortbeftehen,, wobei ed Uns zur Beruhigung ges 
reiht, aus den Verhandlungen U. g. St. entnommen zu haben, daß nad . 
dem Urtheile vieler ftäptifchen Abgeordneten eine größere Zufriedenheit mit 
der Mahl: und Schlachtfteuer im Lande vorwaltet, ald Died nach den 
von mehreren Provinziallandtagen und einzelnen Städten eingereichten 
Anträgen anzunehmen war. 

Da U. g. St. ſich nicht dafür ausgeiprochen haben, daß der Staat 
die Garantie für die zur Abldfung der Reallaften von bäuerlichen Grunds 
ftüden zu errichtenden Rentenbanfen übernehme, jo werden Wir bei den 
künftig etwa zu erlaffenden provinziellen Gefegen über vielen Gegenftand 
feine Staatögewähr für die Rentenbriefe zufichern, weil eine folche Ges 
währ, wenngleich, aller Vorausficht nach, materiell geringfügig, doch 
durch den Umfang von zu großer nomineller Bedeutung ift, als daß Wir 
Uns dazu nicht der Zuftimmung U. g. St. verfihern zu müffen glaubten. 
Vebrigend werden Wir denjenigen Provinzen, welche die Errichtung folcher 
Rentenbanfen erbeten haben, darauf bezügliche Propofizionen bei der nach: 
ſten Berfammlung ihrer Stände vorlegen laffen, und wollen erwarten, ob 
die übrigen Provinzen den gleichen Wunſch ausfprechen werben.” 


Die ftändifchen Anträge wegen Erlaffung einer Militär: 
firhenorpnung, Aufhebung der ®ebühren für Aufent- 
haltsfarten, Ausdehnung des mündlidhen und öffent- 
lihen Kriminalverfahrens auf alle Theile der Monarchie und 
Deffentlihfeit der Stadtverordnetenfigungen wurden 
gewährt; die Ausdehnung diefed legten Antrags auf die Bürger: 
meiftereiverfammluugen in der Rheinprovin; dagegen ward, al& zur 
Provinzialgefeggebung gehörig, dorthin verwiefen. 

Den Anträgen in Betreff des Nothftandes war ſchon früher 
durch die entjprechenden Berwaltungsmaßregeln nachgekommen worden. 

Die von den Ständen zur Gefhäftsordnung geftellten Ans 
träge follen einer nähern Prüfung unterworfen und bei der vor Eröff- 
nung des nädhften Ver. Landtags zu veranlaffenden neuen Nedakzion 
derfelben möglichft berüdfichtigt werden. 

Die wichtigfte Entfcheidung endlicdy war die wegen der Wahlen 
der Mitglieder des ftändifhen Ausihuffes. Diefelbe 
lautete fo: 

‚Die von U. g. St. vorgenommenen Wahlen der Mitglieder ber 
ftand, Ausfchüffe und ihrer Stellvertreter beftätigen Wir hierdurch, wobei 
Wir, mitRüdficht auf die von einigen Abgg. in die Wahlprotofolle nieder⸗ 
gelegten Erklärungen, hinzufügen: 

daß, fo lange Wir uns nicht bewogen finden, die 

Verordnungen v. 3. Febr. d. I. abzuändern, dem Ber. 

Ausfhuß und der ffänd. Dep, diejenigen Befugniffe 
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verbleiben, welde ihnen nad der gedachten Ber, 

und Unjeren darauf bezüglichen Deflarazionen vom 

24. Juni d. I. zufteben. 

Da die von den Landgemeinden der Rheinproving zu dem ftänd. Aus: 
fchufle gewählten Abgg. die auf fie gefallenen Wahlen nicht angenommen, 
und die wählenden Mitglieder ded Landtags, in Folge diefer Ablehnung, 
neue Wahlen vorzunehmen fich geweigert haben, fo werden in Folge dieſes 
Berfahrend die Landgemeinden der Nheinprovinz bis zum nächſten Prosin- 
ziallandtage der Vertreter im ſtänd. Ausſchuſſe entbehren.“ 

Ueber folgende, von beiden Kurien an den Thron gebrachte 
Anträge: 


wegen Erweiterung des Petizionsrechts; 

wegen Abänderung der Beſtimmung im Gef. v. 1825, 

weldhe die Ausübung der ländifhen Rechte an die 

Gemeinfhaft mit einer der -Kriftlihen Kirden 

fnüpft; 

wegen Ausdehnung der Wählbarfeit zu den Kreis» 

tagen im Stand der fandgemeinden; 

wegen Genehmigung der Prüfung des Finanzetatd 

durch eine Abtheilung und Berichterftattung darüber in der 

Berfammlung, 
beobachtete der Landtagsabichied ein gänzlich es Stillfehweigen. 

Das war eine neue Form der Gebahrung mit ftändifchen Anträgen. 
Bisher gab es nur zwei folche Formen: man lehnte fie ab, oder man 
verfprach, fie zu berüdfichtigen, wenigftend flein Erwägung zu 
nehmen, Jetzt ift eine dritte hinzugefommen: man ignorirt fie. Was 
man mit den Anträgen einzelner Provinziallandtage nie gethan, Das 
thut man jegt mit den Anträgen des Ber. Landtags, der allge 
meinen Nazionalrepräfentazion, mit Anträgen , welde von 
beiden Kurien diefer großen Verſammlung, in jeder mit %-Stim: 
menmebrheit, angenommen find! 

Konnte man wohl ftärfer, fehneidender die fouveräne Misachtung 
der ftändifchen Gewalt in ihrem Verhältniß zu der Macht der Krone 
ausdrüden ? 

Durch den Landtagsabſchied ift übrigens auch die Frage wegen 
der Wahlen mit Vorbehalt in eine ganz neue Fafe eingetreten. Wie 
vorauszufehen, hat der König auf die Vorbehalte feine Rüdficht ge: 
nommen, hat vielmehr erklärt, daß der ftändifhe Ausſchuß und die 
Deputazion die Rechte auszuüben und die Pflichten zu erfüllen hätten, 
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die nach den Verordn. v. 3. Febr. ihnen zufämen, fo lange Er nicht 
etwas Anderes verordnen würde. 

Hiermit ift für Die, welche mit Borbehalt gewählt und die Wahl 
angenommen hatten, der Augenblid gefommen, wo fie entweder 
ihr Mandat, oder ihren Borbehalt aufgeben müffen. 

Bisher hat nur Einer von jenen Gewählten einen foldhen ent» 
fheidenden Schritt getan, Herr v. Bardeleben. Er hat fein 
Mandat zurüdgegeben und in einem „Sendſchreiben an bie 
Landtagsabgeordneten der Provinz Preußen, welche die Wahlen ber 
Ausfhußmitglieder vollzogen haben“),“ Har und bündig die Gründe 
entwidelt, warum er Dies thue. Dieje Gründe find fo ſchlagend, daß 
wir glauben, alle mit Borbehalt Gewählten müſſen ein Gleiches thun, 
wenn fie mit ihrem eignen früheren Verfahren und mit den Anftchten, 
in Folge deren fie mit Vorbehalt zu wählen erflärt, nicht in den aller- 
grellften Widerfpruch gerathen wollen. Her v. Bardeleben ſpricht 
ſich über diefen Punkt in dem gedachten Sendichreiben jo aus: 


„Die Kämpfe, welche an dem Tage vor der Wahl in den Borver- 
fammlungen flattfanden, find Ihnen befannt. Nur allein der lebhafte 
Wunſch, der die Bruft jedes Preußen erfüllt, die Einigkeit der Stände 
mit der Regierung fo lange wie möglich zu erhalten, bewog und, noch 
einen legten DVerfuch zu machen und die Wahlen mit dem Vorbehalte aus: 
zuüben, daß ven Vereinigten Ausſchüſſen und der Deputazion die Befug- 
niffe des Patents vom 3. Februar d. I. nicht zuftehen follten. 

In diefem Sinne allein habe ih den gemachten Vorbehalt ver- 
ftehen koͤnnen. 

In diefem Sinne allein haben Sie mir, wie ich überzeugt 
bin, das Mandat übertragen. Daher mußte ih, um die gegen Sie ein- 
gegangenen DVerbindlichfeiten zu erfüllen, es für eine gebieteriiche Pflicht 
balten, das Mandat niederzulegen, fobald durch den Allerhöchften Land: 
tagsabichied offenbar wurde, daß nad dem Königlichen Willen ven Aus: 
ſchüſſen alle Befugniffe aus der Geieggebung vom 3. Febr. d. 3. verbleiben. 

Wollte man dagegen einwenden: nur die Ausübung der Befugniffe 
fei zu vermeiden, es kaͤme nur darauf an, falld den Ausſchüſſen Gegen: 
flände vorgelegt würden, die nach den früheren Gelegen allein vor den 
Vereinigten Landtag gehören, der Mitwirkung fi zu enthalten, fo muß 
ich hierauf bemerken, daß nach meiner Ueberzeugung eine ſolche Auslegung 
der in dem Wahlprotofolle niedergelegten Erklärung ſchon darum unftatt« 
haft iſt, weil das «bloße Verbleiben in einer VBerfammlung, über deren 
Befugniffe fein Zweifel mehr obwalten darf, die faktifche Anerkennung der 
felben enthält. 


*) Diefes „„Senbfchreiben‘’ it gedruckt erfchienen: Leipzig, im Verlage ber 
Biedermannſchen Berlagsbuchhandlung. 
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Ausichüffe mit diefen Befugniffen hat der Landtag, haben Sie, meine 
Herren, namentlich die Sie mir Ihre Stimmen bei der Wahl gegeben 
haben, für eine den aus den Gefegen von 1815 und 1820 bergeleiteten 
Rechten entgegenftehende Einrichtung erachtet. 

Indem man Mitglied einer folchen Verſammlung bleibt, vernichtet 
man demnach faktiich die dem Lande früher zugeficherten Rechte und macht 
dadurch die Hauptbeftrebungen des Landtags auf Feſtſtellung dieſer Rechte 
erfolglos. | 

Diele große Verantwortung mag ich nicht auf mich laden. 
Sol die in dem Wahlprotofoll niedergelegte Erklärung eine wirt 
liche Bedeutung haben, foll dieſelbe Mehr enthalten, als leere Worte, 
will man aufrichtig gegen die Krone und aufrichtig gegen dad Land fein, 
fo fann man nad meiner Leberzeugung einen Auftrag nicht behal⸗ 
ten, deſſen Grundbedingung durch die Allerhöchfte Willenserklärung im 
Landtagsabſchiede aufgehoben worden ift. 

Meine Herren! Mit der Anficht, die ich von der Sade 
babe, würde ich mich ver Verlegung der heiligften Pflichten gegen die 
Krone und gegen dad Land fchuldig machen, wenn ich nach Erlaffung des 
Landtagsabſchiedes mein Mandat ald Mitglied ded Vereinigten Ausichufles 
niederzulegen einen Augenblid gezögert hätte.” 


Einunddreißigfies Kapitel. 


Rückblicke und Schlußbetrachtungen. 


Am Schluſſe unſrer Darſtellung der einzelnen Verhandlungen ans 
gelangt, wenden wir den Blick noch einmal zurück auf das Ganze und 
fragen: was hat denn num eigentlich dieſer erſte preußiſche Reichstag 
geleiftet? wie hat er feine Aufgabe gelöft? wie hat er den Erwartungen, 
die man an feinen Jufammentritt fnüpfte, wie bat er dem Vertrauen, 
mit welchem das Volk auf ihn blidte, entſprochen? 

Wir gingen bei unfrer Betrachtung des Landtags überall von der 
Anficht aus, daß Derfelbe die Aufgabe gehabt habe, nicht blos einen 
ihm vorgezeichneten Wirfungsfreis auszufüllen, ein gewiſſes, ihm ges 
gebenes Maaß von Rechten auszuüben, fondern allererft dahin zu ftre- 
ben, daß jener Wirfungsfreid erweitert, dieſes Rechtsgebiet feft um- 
grenzt und gefichert würde, Beides in dem Maße, wie Soldyes ver 
lebendige Drang und die politifche Reife des Volks, der Geift der Zeit, 
Das Intereffe der innern Wohlfahrt wie der äußern Größe des Landes 
zu erfordern fchienen. 

Mit einem Worte alfo: wir ftellten uns auf den Standpunkt der 
Dppofizion, wir erfannten in der Oppoſizion die Trägerin und Vertre— 
terin der eigentlichen gefchichtlichen Miflion des Landtags. 

Eine ſolche Anficht wird natürlich von einer andern Seite her ganz 
entfchieden beftritten, als unberechtigt dargeftellt. Ein Artifel in Nro. 
209 der Allg. Preuß. Ztg., (ebenfalls: „Rückblick auf den Ber. Land: 
tag’’ betitelt), defien Verfaſſerſchaft, wenn wir und nicht täufchen, fehr 
hoch hinaufreicht, erflärt: 

„Der Ber. Landtag ſei durchaus nicht in dem Falle geweſen, als 
eine konſtituirende Verſammlung ſich den Umfang ſeiner Wirkſamkeit ſelbſt 
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vorzuzeichnen, einen neuen Vertrag mit der Krone zu ftipuliren,, oder eine 
neue Konflitugion zu machen.’ 

Um die Befugniß des Landtags zu einer Fonftituirenden 
Wirkſamkeit, zur Geltendmachung von Rechtsanfprüchen zu widerlegen, 
pflegt man darauf hinzuweifen, daß der König aus freier Made 
vollfommenheit die Verfaffung v. 3. Febr. gegeben , daß er dur 
diefelbe die noch unerfüllten Verheißungen der früheren Gefege nad 
beftem Wiſſen erfüllt habe, ja in mehreren Punkten darüber hinaus: 
gegangen fei, daß es für die Stände feine andere Rechte gebe, als bie 
aus dem Gef. v. 1823 für die Provinzialftände und die aus dem Pa: 
tente v. 3. Febr. für die allgemeinen Stände, da doc unmöglid Kör- 
perfchaften, die erft feit 1823, beziehendlich feit 1847 eriftirten, Rechte 
beanfprudyen fönnten auf Grund von Gefegen, die lange zuvor, che 
fie ing Leben traten, gegeben wurden. Man erinnert daran, daß im 
rein monarchifchen Staate, was doch Preußen bis jegt gewejen und 
noch) fei, die legte Entfcheidung allemal dem Regenten zuftehe, daß da 
ber ein Pochen auf Rechte oder ein Borfchreiben von Bedingungen fer 
tens der Stände ebenfo unberechtigt als fruchtlos, daß wielmeht verein: 
zige Weg, den der Landtag mit Erfolg habe einfchlagen fönnen, der Weg det 
Bitte an den Monarchen um Fortbildung der Verfaſſung v. 3. Febr. 
geweſen fei. Denn, abgefehen von allem Anderen, hätte die Regierung 
fih in feinerlei Bebrängniß befunden, wodurch fie zur Unterwerfung 
unter den Willen einer ‘Partei und zur Bewilligung ihr vorgefchriebenet 
Forderungen hätte beftimmt werden fönnen. 

Um zwifchen diefen beiden Standpunften zu entfcheiden,, ſcheint 
ed nöthig,, daß wir in Furzen Zügen uns die politifche Entwidlungd 
gefhichte Preußens und den Stand der Berhältniffe, wie er beim Zu 
fammentritt des erften Reichstags war, vergegenwärtigen. 

Preußen war feit dem großen Kurfürften ein abfoluter Staat, in 
welchem der Wille eines Einzigen unumfchränft hetrſchte. Zwar ums 
gaben fpätere Fürften, insbefondere Friedrich der Große, in weifer Er: 
fenntniß der Gefahren eines ſolchen Zuſtandes, ihre eigne Machtvoll⸗ 
fommenheit mit felbftgegogenen Schranfen. Aber dieſe ſchützten doch 
meift nur Privatrechte; öffentliche Rechte des Volks gab es nicht. Da 
fam die Kataftrofe von 1806. Man fah ein, daß man hinter dem 
Kortfchritt der Gefchichte zurüdfgeblieben, ihrem Geifte entfremdet war; 
man eilte, ſich diefem Geifte wieder zu befreumden, man öffnete ihn 
weite Babnen in alle Gebiete des Staatslebens, und fiegreich z0g et 
ein, Alles verjüngend, Fräftigend, meubelebend. 
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Aber die erleuchteten Männer, denen damals die Geſchicke 
Preußens anvertraut waren, blieben dabei nicht ftehen. Sie begriffen 
gar wohl, daß Daffelbe, was jegt Preußen an den Rand des Ab- 
grunds geführt — die Erftarrung und Berfumpfung aller feiner innern 
Zuflände — über furz oder lang wieder eintreten fönne, ja eintreten 
müffe, wenn man nicht diefer Gefahr dadurch für immer vorbeuge, 
daß man den Keim der Selbftverfüngung, der Fortbildung aus und 
durch fich ſelbſt in das innerfte Mark des Staates pflanze. Und fie 
erkannten Dies nicht bloß , fondern file handelten auch nach diefer Et⸗ 
kenntniß, indem fie die Theilnmahme des PVolfsan feinen öf- 
fentlihen Angelegenheiten, deſſen Selbfibewegung und 
Selbftregierung auf allen Gebieten des Staatslebens in beftimm: 
ten, gefeglichen Formen anbahnten. 

Daß ift der Urfprung, Das ift der Zweck jener Gefege von 1808, 
1810, 1815, 18%0, — glorreiher Monumente einer wahrhaft er 
leuchteten Regierungsweishelt! — jener Gefege im Befondern , welche 
die Begründung einer Nazionalrepräfentaygion, mit beftimmten 
Befugniſſen der Mitwirkung bei allen wichtigen Staatsangelegenhei- 
ten, in regelmäßigen, furzen Friften fi) um den Thron verfammelnd, 
als die nothwendige Spitze des neuen Staatsgebäudes hinftellten. 

Hiermit hatte eigentlich der abfolute Herrfcher ſich feiner abfoluten 
Herrfchergewalt begeben, hatte die bisher unumfchränfte Monarchie in 
eine beichränfte verwandelt | 

Allein diefer Aft großartiger Selbftentfagung blieb unvollftändig, weil 
die Rechte, deren der Monarch fich freiwillig entäußern wollte, aus Mans 
gel eines Rechtsſubjelts, auf das fie hätten übergehen können, gleichfam 
in der Luft fchwebten und daher gar leicht wieder zurüdgenommen wer: 
den mochten, wie Dies fpäter denn auch wirklich geſchah. Hätte da— 
mals Friedrich Wilhelm III., ftatt eine Konftitugion und Nazionalrepräs 
fentagion zu verfprechen, diefe Letztere kurzweg ind Leben gerufen, ohne 
auf die Ausarbeitung jener zu warten, fo brauchte man jegt nicht darum 
zu ftreiten, wie jenes Berfprechen wohl eigentlich gemeint fei und was 
für eine Art von Repräfentazion der König feinem Volke habe geben 
mollen. 

Dies geſchah nicht; wielmehr ſchien die Kraft jenes aͤcht koͤniglichen 
Entfchluffes im Fortgang der Zeit immer fhwächer zu werden, die Luft 
am Alleinherrfhen und die Furcht vor dem neuen, unbefannten Zu: 
ftande, den man durch dieAusführung der Gef. v. 1815 und 1820 ins 
Leben rufen wollte, ward übermädhtig — und fo blieb das abfolute 
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Königthum in Preußen als eine Thatſache beftehen und ward im 
Gegentheil wieder körperhafter, denn zuvor, während die Berfafjungs: 
hoffnungen nur wie ein Schatten hinter ihm herliefen, der, je länger, 
defto dünner und wefenlofer wurde. So verging abermals beinahe 
ein volles Menfchenalter, und jenes Element organischer Selbftverjün: 
gung des Staats, deffen dringende Nothwendigkeit ſchon im 3. 1808 
die größten StaatSmänner Preußens anerfannt hatten, war nod immer 
nicht ind Leben getreten. Denn die ‚lebendige Zeit““, welche der jegige 
König bei feinem Negierungsantritt dem ftändifchen Wefen verhieß, 
war nur ein fehwacher auffladernder Schimmer eines wirklich freieren 
öffentlichen Lebens und ließ die Schlagfchatten der beftehenden Zuftände 
in nur noch grellerem Lichte hervortreten. 

War nun aud) eine äußere Kataftrofe, wie Damals, bei dem allge: 
meinen Frieden, der in Europa herrfchte, für den Augenblid nicht zu 
befürchten (obfchon dem Weiterblidenden nicht entgehen Fonnte, wie 
fehr durch ein längeres Beharren bei diefem Syftem Preußens äußere 
politifche Lage, feine Stellung in Deutfchland und in Europa gefährdet 
fei), fo traten um defto fühlbarer und beforgnißerregender die trau 
rigen Folgen diefes Zuftandes nad) innen hervor — eine ungeheure 
Misftimmung durch alle Klaffen des Volks, unaufhörliche Konflikte der 
Regierung mit ftändifchen und ftädtifchen Körperfchaften, oder auch mit 
Einzelnen, wobei felbft die fönigliche Perfon auf eine bedenkliche Weile 
in den Streit gezogen ward, eine bedenkliche Gereiztheit des öffentlichen 
Geiſtes, welche das Anfehen der Gefege und der Regierung bald mit 
tiefem Ingrimm, bald mit frivolem Spotte angriff und untergrub, end» 
lich fogar mannigfache Anzeichen von im Dunklen fehleichenden revolu: 
zionären been. 

Alles Dies, wir geben es zu, war noch nicht von der Art, um einen 
wirflihen Zwang auf den fouveränen Willen zu üben und die Be 
friedigung der hochgefpannten Verfaffungshoffnungen als eine Außer 
lich gebotene Nothwendigkeit erfcheinen zu laſſen. Aber jedenfalls war 
die Lage der Dinge bedenklich genug, um zu der ernfthaften Ermägung 
aufzufordern: ob es nicht beffer fei, diefem fortwährenden Drängen und 
Mahnen, diefen ewig wiederkehrenden Berufungen auf verbriefte Rechte 
und unerfülte Berheißungen, diefem ganzen unbehaglichen und bedroh— 
lichen Zuftande mit einem Male ein Ende zu machen und ſich, um den 
Preis einiger Konzeffionen, einen feften, unantaftbaren Boden zu [haften 
für die nach eignem Mufteraufzuführende, ‚ftändifchegermanifce” 
Monarchie, d. 5. das abfolute Königthum mit blog berathenden 
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Ständen, ohne verantwortliche Minifter, ohne eigentliche Theilung 
der Gewalt. 

So entftandendli, nad langem Zaudern, Annehmen, Berwerfen 
und Wiedernornehmen, die Gejepgebung v. 3. Fbr. 1847. 

Einer fpäteren Geſchichte wird es vieleicht vorbehalten fein, Die 
einzelnen Fäden aufzufinden und bloszulegen, aus deren wunderbarer 
Verſchlingung das Gefpinnft diefer Gefege v. 3. Fbr. hervorgegangen 
iſt — nachzuweiſen, wie Viel davon den unmittelbaren perfönlichen 
Entſchließungen des Königs, wie Biel den Rathichlägen der Minifter 
oder fonftiger Beiräthe feine Entftehung verdankt. So Biel ift gewiß: 
von der großartigen Einfachheit und Aufrichtigfeit der Verfaſſungskon—⸗ 
zeſſionen aus der Stein-Hardenbergfhen “Periode ift darin 
feine Spur zu finden. Bielmehr ift hier Alles zweideutig, voller Klaus 
fein und Hinterthüren, durch welche das abfolute Belieben von allen 
Seiten wieder hereinfchlüpft. 

Man hat, wamentlich der ftändifchen Oppofizion gegenüber, die freis 
willige Entäußerung gewifler Brärogativen der Krone in der Verfaſſung 
v. 3. Fbr. ald einen außerordentlichen und nichtgenug anzuerfennenden 
Beweis von Größe und Erhabenheit der Gefinnung gepriefen. Wir 
wollen die Selbftverleugnung, die in dieſer Beichränfung der eignen 
Machtvollkommenheit liegt, keineswegs ableugnen oder verkleinern ; allein 
ihren wahren Werth erhält eine ſolche Gabe erft dann, wenn ber 
Geber fie mit vollem Vertrauen und ohne Rüdhalt giebt, wenn er ſich 
zwar der Größe und Wichtigkeit jeiner Gabe, aber auch der Nothwen- 
digkeit und Erfprießlichfeit ihrer Lebertragung auf den Empfänger voll» 
ftändig bewußt ift. 

Alles Diefes aber fehlte hier. Nicht blos der Inhalt der Berfaj- 
fung felbft, jondern insbefondere die Art und Weile, wie den Ständen, 
befonders in der Thronrede, der Gebrauch, den fie davon zu machen 
hätten, vorgezeichnet und eingefchärft ward, zeigte deutlidy , wie wenig 
man auf Seiten der Regierung mit fi im Klaren darüber jei, was 
man eigentlich mit einer folchen Verfaffung, mit einer zentratftändifchen 
Inſtituzion dem Volke gebe, daß man die höhere füttliche, politifche und 
gefhichtliche Nothwendigfeit diefer Gabe nicht entfernt begreife, daß 
man diefes ganz neue Berhältnig immer wieder nur aus dem engbe- 
grenzten Geſichtskreiſe des bisherigen abjolutiftifch-bureaufratiichen 
Staats betrachte. Man wollte eine neue Ordnung der Dinge einführen 
und doch felbft die Alten bleiben, feine Ideen, feine ganze politifche 
Denk: und Handlungsweife unverändert in Diefe neue Ordnung bet 
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- Dinge mit hinübernehmen! Der König wollte abjoluter König, die 
Minifter wollten allgebietende, mit der unantaftbaren Macht der Krone 
ſich deckende Lenfer des Staatsjchiffes bleiben. 

Und die Stände? Nun, unter Diefen Dachte man fich wahrſcheinlich 
eine ehrbare, friedfertige Berfammlung, die, vol Freude über das ihrgnä- 
digft verliehene Dafein und in Dankbarkeit gegen den großmüthigen 
Geber erfterbend, die Propofizionen der Regierung ruhig berathen, ihre 
MWünfche dienftfertig erfüllen, auch wohl allerhand Bitten an den Stufen 
des Throns niederlegen würde, aber Alles in der befcheidenften, gemüth— 
fihften Form. Daß es diefer VBerfammlung beifommen Fönnte, fid auf 
die eignen Füße zu ftellen und wirflid Etwas zu fein, nicht blos 
Etwas vorzuftellen, daran muß man gar nicht gedacht oder Das 
muß man für unmöglicy gehalten haben. 

Früher war es ung immer ein pfychologifches Räthfel, wie die 
Minifter hätten zugeben können, daß der Gedanfe, eine Verfammlung 
von 600 Landesrepräfentanten zufammenzuberufen,, im Geifte des Kö: 
nigs Wurzel fchlug und endlich gar zur That wurde. Daß der König 
einen folhen Gedanken faßte und ausführte, Das läßt ſich aus defien 
Karaftereigenthümlichfeit wohl erklären. Allein die Minifter, die ald 
Staatdmänner nicht nad) poetifhen Stimmungen, fondern nad) nüd; 
ternen Berechnungen handeln, die wenigftens fo viel Inftinkt haben 
mußten, um die ihrer bureaufratifchen Herrlichkeit von dorther drohende 
Gefahr im Voraus zu ahnen, wie fonnten fie zu einer folhen Maßregel 
ihre Zuftimmung geben? Seitdem wir freilich das Auftreten der Mi: 
nifter auf dem Landtage beobachtet haben, ift und auch Jenes nicht mehr 
unbegreiflich, denn Minifter, die fi), den Ständen gegenüber, fo wenig 
ſtaatsmänniſch, ja fo wenig Hug im allergewöhnlichften Sinne des 
Worts benahmen, konnten wohl auch Furzfichtig genug fein, um ſich 
über die einfachften Folgen der neuen Inftituzion, die fie ing Leben eins 
führen halfen, fo gänzlich zu täufchen. 

Das alſo waren die Berhältniffe, unter denen der Ver. Landtag 
zufammentrat. Als Baſis feiner Eriftenz und feiner Wirkſamkeit eine 
Berfaflung, die fo, wie fie war, auf keinen Kal ins Leben treten und 
Dauer gewinnen fonnte, ohne die Unficherheit aller Zuftände und die 
Gefahren der politifchen Lage des Landes auf die allerbedrohlichfte Weile 
zu vergrößern — zugleidy aber, im Hintergrunde diefer Berfaflung, eine 
ältere Geſetzgebung, die bereits, in großartiger Erfaffung und aufrid- 
tiger Beachtung der wahren Bedürfniffe ver Nazion, den Grund zu einer 
wahrhaft lebensfähigen und zeitgemäßen Verfaffung gelegt hatte; id 
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gegenüber eine Regierung, weldye das Wenige, was fie gab, nur mit 
halber Seele zu geben und mistrauifchen Blickes darüber zu wachen 
ſchien, daß die Grenze ängftlich abgemeffener Konzefftionen nicht über: 
fchritten werde — welche in den Rechten, die fie den Ständen und dem 
Lande verlieh, nicht mit freudigem Stolze eine Vermehrung der Volks: 
fraft und folglich ihrer eignen, fondern nur einen ihr entgehenden Vor— 
theil erblidte — zu der man ſich alfo eines aufrichtigen guten Willens 
zur Entwidelung des Verfaſſungswerkes aus freien Stüden nicht ver- 
fehen durfte; Hinter fih ein tüchtiges, dem gefeglichen Kortfchritt 
aufrichtig ergebenes Volk, welches von der Energie diefes erften Reichs» 
tags und feinen Verhandlungen mit der Regierung die Befeftigung ſei— 
ner Öffentlichen Zuflände und die Befriedigung feiner Bedürfniffe er 
wartete, die ed in den neuen Berfaffungsgefegen felbft leider nicht fand; 
dazu endlich die auf ihn gefegten Hoffnungen aller deutfchen Bruder: 
ftämme, die auf ihn gerichteten erwartungsvollen Blide der ganzen 
zivilifirten Welt — fonnte e8 da noch zweifelhaft fein, welches feine 
Aufgabe, welches das Ziel feines Handelns fein müßte? Es war das 
erfte Mal in der Gefchichte Preußens, daß das preußifche Volf als ein 
einziges und untheilbares Volk durch ein gefeglich berechtigtes und be 
rufenes Drgan feine Wünfche und Anliegen am Throne ausfprechen 
fonnte, — wie hätte der Landtag ſich der Pflicht entziehen mögen, der 
Dollmeticher diefer Wünfche und Anliegen zu fein? In ihm fongentrirte 
fi) gleihfam das Selbftbewußtfein ‚einer ganzen großen, edlen Na- 
zion von 16 Millionen, einer Nazion, deren Drang nad) politifcher 
Freiheit und nach einem gefiherten Berfaffungszuftande um fo lebhafter 
und unwiderftehlicher war, als fie nicht nur die Berechtigung dazu 
vermöge ihrer vorgerüdten politischen Bildung in ſich trug, fondern als 
auch der Hinblid auf die ftammverwandten Berfaffungsitaaten ringe 
umher fie ihr Zurüdftehen doppelt hart empfinden ließ, als endlich die 
Erinnerung an die großen und heiligen Rechte, deren fie ſchon vor 
mehr als 30 Jahren für würdig und fähig gehalten worden war, uns 
auslöfchlich in Aller Bruft lebte. 

Die Stände hatten alfo eine heilige Pflicht, diefe fo dringenden 
und fo gerechten Wünfche des Volks nad) einer wahren, zeitgemä— 
6 en Berfaffung mit allen ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln am Throne 
geltend zu machen. Sie erfüllten aber auch, indem fie Dies thaten, eine 
heilige Verpflichtung gegen die Krone felbft, die fie als ihre Rathgeber 
berufen hatte, 
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„Neue Verfaſſungen,“ hat ein geiftreicher Geſchichtsſchreiber) 
gefagt, „, find in der Regel entweder das Ende oder der Anfang von 
Revoluzionen.“ Preußens gutes Geſchick ſchien ihm beſchieden zu ha⸗ 
den, von dieſer Regel eine glückliche Ausnahme zu machen. Noch zu 
rechter Zeit hatte feine Regierung die Nothwendigkeit ziner Verfaffungs 
änderung begriffen und gab von freien Stüden, was anderwaͤrts meift 
Folge einer vorangegangenen gewaltfamen Erfhütterung war. Man 
durfte hoffen, daß Preußen zum zweiten Male das in ver Geſchichte 
ſeltene Beiſpiel einer „friedlichen Revoluzion,“ wie ſchon einmal im J. 
1807 ff. geben werde. Allein, wie damals das glorreich begonnene Unter: 
nehmen unvollendet bfieb, fo drohte es auch diedmal an der Unent: 
ſchloſſenheit nnd Wengftlichfeit feiner Leiter oder an übermächtigen frem⸗ 
den Eimflüffen zu ſcheitetn. Geſchah Dies aber, dann war allerdinge 
die Gefahr dringend, daß die neue Verfaffung die ſchon vorhandene 
Gährung im Volfe, ftatt fie zu beſchwichtigen, nur noch fteigern, viel: 
leicht gar zu einem gewaltfamen Ausbruche treiben mechte. Dies Fonnie 
nur verhindert werben, wenn die ftändifche Oppoflzion bie Regierung 
am Stilleftehen over gar Rückwärtsgehen anf der. einmal betretenen 
Bahn verhinderte, und fie durfte daher, um den glüdlichen Fortgang der 
begonnenen ‚friedlichen Revoluzion“ zu fichern, feldft den Schein des 
Ungehorfams, der Unehrerbietigkeit oder der Undanfbarfeit nicht fchenen, 
denn es galt hier die ganze Zukunft Preußens, ja Deutſchlands. 

Wenn die Regierung auf die fo dringenden und fo wohlbegrün: 
deten Vorftellungen der Oppoftzion nicht hörte, wenn fie an ihrem Sy— 
ſtem ſtarr fefthielt und jede weitere Konzeffion hartnäckig verweigerte — 
man, fo füllt die Berantwortlichkeit dafür und für die möglichen Folgen 
dieſer ſchroffen Unbeugſamkeit, ven VBolkswünfchen gegenüber, auf fie 
allein zurück, und die unparteiiſche Gefchichte wird einft darüber richten, 
wer von Beiden, ob die Regierung oder die Stände und ingbefondere 
die Oppofizion, im I. 1847 Tebhafter von dem wahren patrioti: 
ſchen, monarkhifchen und fonfervativen Geiſte befeelt ge 
wejen fei. 

Aber, fagt man weiter, warum die Sache fo übereilen? Der Kö 
nig erklärt ja: die Verfaffung v. 3. Febr. folle nicht fein letztes Werl 
fein ; er erklärt diefelbe für „bildungsfähig““ — warum alfo nicht ab: 
warten, bis Er in Seiner Weisheit die Fortbildung der Verfaffung be 
fihließen würde? 


) Gervinus in feiner Schrift über das Patent v. 3. Febr. 
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Denen, die fo ſprechen, rufen wir zuerft entgegen: Vestigia ter- 
rent! Auch im 3. 1823 ward eine ftändifche Verfaffung gegeben und 
deren Fortbildung zu einer zentralftändifchen in Ausficht geftellt , und 
erft 24 Jahre ſpaͤter geſchah der erfte wirkliche Schritt zu dieſer Ausbildung 
in der Berf.v. 3. Febr. 1847. Würde man nun auch vielleicht fo lange 
diesmal mit der verheißenen „Fortbildung“ nicht gewartet haben, fo 
find doch heutzutage f hon A Jahre nuplos verfäumten Fortfchritts viel 
zu viel, denn das Rad der Zeit rollt jegt fchneller, als fonft, und ein 
Staat, der hinter dem Gefammtfortfchritte zurückbleibt, wird gar ſchnell 
überflügelt und überrannt. 

Dazu fommt, daß eine Berfaffung, die fo viel innere Widerfprüche, 
eine fo große Unficherheit und Zweideutigfeit aller Recdhtszuftände in 
ſich Birgt, wie die v. 3. Febr., auch nicht ein Jahr unverändert fortbe— 
Reben kann, ohne die bevenflichiten Gefahren für den Frieden des Lan- 
des, für das fittliche und rechtliche Bewußtfein des Volfes, für den 
Staatäfredit, endlich für Preußens Stellung zu Deutfchland und zu 
Europa zu entwideln. 

Und wann wurde denn die „„Bildungsfähigfeit‘’ der Verfaſſung 
ausgefprochen und die Wiederberufung des Ber. Landtags binnen 
4 Jahren verheißen? Erft nachdem die Oppofizion in den Adreßver— 
bandlungen den entfchiedenen Willen gezeigt hatte, das gute Recht des 
Landes aufrechtzuerhalten. 

Endlich aber mußte ver Ver. Landtag auch darum fogleich bei feis 
ner erften Zufammenfunft feine Oppofizion gegen die Verfaffung vom 
3. Febr. beginnen, weil, wenn er fid) das erſte Mal ruhig in die Stels 
lung fügte, weldye diefe Verfaſſung ihm anwies, er fich nicht allein vie 
Möglichkeit entzog, fpäter einen andern Rechtsboden für ſich zu fuchen, 
fondern aud) das Vertrauen des Volkes vericherzt hätte, weldhes dann 
in ihm nicht mehr den Wahrer feiner Rechte, fondern nur ein gefügi— 
ges Werkzeug der Krone erblicdt Haben würde, — und dann lebte die 
Gefahr, von der wir oben geſprochen, die Gefahr eines gewaltfamen 
Ausbtuchs gegen die mit fo misgünftigen Augen vom Volfe betrachtete 
Berfaffung in ihrer ganzen Stärke wieder auf. 

Sp Biel über die gefhichtliche Berechtigung der Oppofizion gegen 
die Berfaffung des 3. Februar! 

Was das Verfahren der Oppofizion betrifft, fo ift Derfelben 
das Ängftliche Fefthalten am Buchftaben der früheren Gefege oder am 
fogenannten Rechtsboden von zwei Seiten her zum Vorwurf ges 
macht worden. Die Regierung und ihre Anhänger wollten einen 
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Rechtsanſpruch von Älterem Datum, ald vom 3. Febr. 1847, nicht gel: 
ten laffen und proteftirten überhaupt dagegen, daß die Stände ſich 
felbft Rechte zufprächen, inden fie dadurch der Krone ſich als eben 
. bürtige Macht gegenüberftellen, fi) dvieRolle des Gefeggebers, die 
doch nur dem Könige zuftehe, anmaßten. . 

Bon einer andern Seite her hat man der Dppofizion gerade Das 
zum Vorwurf gemacht, daß fie nicht noch viel entfchiedener aufgetreten 
fei und, ftatt Rechte zu verwahren oder gar um die Anerfennung 
folder zu bitten, ohne Weiteres ſich Nechte beigelegt und der 
Krone die Anerfennung diefer Rechte diktirt habe. Namentlid) fran- 
zöfifche Sournaliften (denen natürlich Nichts näher lag, als, bei dieſem 
erften preußifchen Landtage an die franzöfifche Nazionalverfammlung 
von 1789 zu denken) haben diefen Vorwurf erhoben, haben bie deut: 
fhe Gemüthlichfeit und den juriftifchen Pedantismus der Deutſchen 
gefcholten, der fich in Rechtsdedukzionen und Gefeßesauslegungen her: 
umgetrieben, ftatt ganz einfad vom Standpunkte des Vernunftrechts 
aus beftimmte Rechte für das preußifche Volf zu fordern. Mit einem 
Worte, man verlangte: die Stände hätten die Souveränetät ded 
Volks proflamiren und im Namen diefes fouveränen Volks dem Kö: 
nigthume die Grenzen feiner Macht und feiner Gewalt vorjchreiben 
follen. 

Man fann es wohl nur billigen, wenn die Oppofizion fi) auf 
einen Streit um die Theorie von Volksſouveränetät oder Königthum 
von Gottes Gnaden nicht einließ, fondern ganz einfach das Praktiſche 
der Frage ind Auge faßte. Das PBraktifhe aber war Das, daß man 
die Rechte zu erringen fuchte, welche dem Wolfe die möglichfte Bürg: 
haft geben, in feinem wahren Intereffe und im Geiſte der 
vernünftigen Mehrheit, nicht nach Willfür oder einfeitigen Ans 
ſichten regiert zu werden. 

Zu diefen Rechten gehörte vor Allem die regelmäßige Vie 
derkehr der zentralftändifchen Berfammlungen, damit der vernünftige 
Bolfswille ein Organ habe, durch welches er fi) unmittelbar am 
Throne vernehmbar machen könne; ferner die Einſicht und Ein: 
wirfung diefer Landesrepräfentanten auf den Staatshausphalt 
und die Finanzverwaltung, vor Allem auf das Schuldenwe: 
fen und die Befteuerung. Wenn man diefe Rechte, fodann noch dad 
Recht wenigftens des Beiraths zu allen Gefegen und der Zuſtim— 
mung zu Verfaffungsänderungen, endlich eine gewiffe, von ven früher 
erwähnten Rechten faft ungertrennlihe Verantwortlichkeit ber 
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Minifter für die Handlungen der Krone erlangte, fo war in der Haupt- 
fache jener angegebene Zwed erreicht, und es Fonnte dabei gleichgültig 
fein, ob man diefe Rechte aus dem Prinzip der Bolfsfouverainetät oder 
ſonſtwoher ableitete. 

Bor Allem war zu bedenfen, daß man nicht einen völlig neuen 
Zuftand der Dinge auf einer tabula rasa, wie nad) einer Revoluzion, 
aufzubauen hatte, daß es auch nicht die Abficht der ftändifchen Oppoft- 
zion fein fonnte, eine ſolche Revoluzion herbeizuführen, um tabula 
rasa zu machen, fondern daß ihr Zwed vielmehr der war, einem ge: 
waltfamen Umfturz der Dinge durch eine „, friedliche Revoluzion“ oder 
Reform vorzubeugen, und daß fie, um Dies zu erreichen, gar wohl die 
mildeften Uebergangsformen wählen mochte, um die ihrem Vorhaben 
in den Berhältniffen und Perfonen entgegenftehenden Hinderniffe zu 
überwinden. 

Hier bot fih nun als ein fehr günftiges Hülfsmittel die Beru— 
fung auf ältere Gefege dar. Nicht, als ob die Rechte, die man aus 
denfelben ableitete, erft dadurd, einen Werth und eine Geltung erlangt 
hätten. Keineswegs! Allein darin, daß diefe Rechte, welche das Be- 
bürfniß der Gegenwart dringend heifchte, zugleich eine hiftorifche Be- 
rechtigung hatten, lag ein doppelt wichtiges Moment für deren Beltend- 
machung. Ginmal nämlid, diente die Thatfache, daß diefe Rechte ſchon 
in der frühern Gefeßgebung dem Volke verheißen waren, zur Befräfti- 
gung ihrer Nüglichfeit und Nothwendigkeit fo wie der politifchen Reife 
des Volks; fodann aber lag ein ftarfes moralifches Gewicht, gegen: 
über dem jegigen Geſetzgeber, in diejer Berufung auf die Willensfund- 
gebungen feines Vorgängers. Endlich aber fam bei den meiften diefer 
Rechte noch der befondere Umftand hinzu, daß die Verheißung verfel« 
ben von dem früheren Gefehgeber aufs Engfte mit dem Intereffe des 
Staatsdfredits verfnüpft worden war, und man wohl erwarten 
durfte, Die Regierung werde, um dieſes Intereffe zu fhonen, gerade 
darin am Erften etwas nachgeben. 

Nach Allevem durfte die Oppoſizion wohl hoffen, durch eine ſolche 
Berufung auf beftehende Gefege, verbunden mit dem moralifchen Ge: 
wicht von Bernunftgründen,, die Regierung zum Nachgeben zu vermö» 
gen und fomit ihren Zweck zu erreichen, ohne daß fie nöthig hätte, ſich 
vom legalen Wege zu entfernen und zu einem ähnlichen revoluzionären 
Akte zu fchreiten, wie der war, durch welchen die franzöftfche Nazionals 
verfammlung fich felbft für die Vertreterin des fouveränen Volks er— 
Härte und als foldye über das Königthum ftellte, 
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Freilich bewegte fich, wie ſich bald zeigte, Die Oppofigion hierbei in 
einem eignen Dilemma. Sie wollte ſich auf einen Rechtsboden ftellen, 
den fie auf der Baſis der frühern Gefege zu errichten hoffte, und wollte 
von diefem felbfiftändigen Rechtsboden aus mit der Krone unten 
handeln. Diefes Verfahren ſchien ein durchaus legales zu fein, denn 
man ftügte fi ja aufbeftehende Geſetze. Das Ueble war nut, 
daß eben im abfoluten Staate fein Gefeg Etwas gilt, gegemüber dem 
abfoluten Willen. Im Berfaffungsftaate farın der Monarch fein Geleg 
einfeitig, ohne die Stände, aufheben, abändern oder auch nur auslegen; 
im abfoluten Staate fann er ed. Die Oppofizion befand fidh daher in 
der fchlimmen Lage, daß der Bunft, von dem aus fie das abjolute 
Staatsprinzip aus feinen Angeln heben wollte, felbft im Bereiche die: 
ſes abfoluten Staatsprinzips lag und daher, fo oft fie ihren Hebel an- 
fegte, ihr unter den Füßen hinwegglitt. Wie fonnte man der Regierung 
mit Berufungen auf Geſetze beikommen, von denen dag eine fehon früs 
ber vom König als für ihn unverbindlich erflärt, Das andere durch die 
Berf. v. 3. Fbr. in den wichtigften Punkten abgeändert, wieder ein 
anderes endlich den Abfichten der Regierung durch eine ziemlich willlür⸗ 
liche Auslegung angepaßt worden war. Was half ed, daß die Oppofi- 
zion behauptete: ein in gejeglicher Form ausgefprochner Willendaft des 
früheren Geſetzgebers müſſe ebenfo gut gelten, als ein folcher des gegen: 
wärtigen? Was half es, daß fid gegen jene willfürliche Abändrung und 
gegen diefe ebenfo willfürliche Auslegung beftehender Gefege proteftirte? 
Nicht die Funftreichen Dedufzionen des Landtagskommiſſars und des 
„Rechtögelehrten von europäifchem Rufe““ waren es, welche die Oppo— 
sion fchlugen, fondern die ganz einfache, leider nicht zu beftreitende That: 
ſache, welche jo naiv der Minifter Uh den ausſprach, indem er fagte: 
der Rechtspunkt fei entfchieven, fobald ver König erkläre: fo foll es 
fein, oder: fo foll es verftanden werden. 

Dieje eigenthümliche Lage, in der ſich die Oppoftzion mit ihret 
Berufung auf frühere Gefege befand, erklärt die meiften ihrer Nieder: 
lagen fo wie der Widerfprüce in ihrem Verfahren. 

Es gab nur einen einzigen Moment auf dem ganzen Landtage, wo 
die Oppofizion ganz fonfequent verfuhr. — Das war bei den Noreffever- 
handlungen. Hier verfuchte fie, ſich ganz entſchieden und felbftftändig 
auf den Rechtsſtandpunkt zu ftellen. Sie wollte, der Landtag fohte aus 
ben Geſſ. von 1820 und 1823 feine Berechtigung herleiten, ſich über 
das Gef. v. 3. Fbr. zu ftellen, und follte daher alles Das in Lepterem, 
was er jenen Geſetzen nicht entſprechend fände, kraft diefer feiner 
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Berechtigung zurüdweifen, gleihfam annulliren. Wäre der 
Landtag auf diefe Anficht eingegangen, fo hätte er die Krone in die 
Alternative verfegt : entweder ihn fofort aufzuföfen, oder feine Berechti⸗ 
gung anzuerfennen und mit ihm über die Gültigkeit oder Ungültigfeit 
der Verfaſſung v. 3. Fbr. zu unterhbandeln, alfo, um mit einem Aus⸗ 
drude des modernen Staatsrechts zu reden, diefe Verfaffung aus einer 
oftroyirten im eine paftirte zu verwandeln. 

DieMajorität ging darauf nicht ein ; fie fpradh zwar in der Adreſſe 
von „erworbenen Rechten‘’, legte auch eine allgemeine Berwahrung 
diefer Rechte nieder; allein zugleich behielt fie fih vor, die Anerkennung 
diefer Rechte auf dem Wege der Bitte bei Sr. Majeftät nachzuſuchen. 

Der Dppofizion oder Rechtspartei blieb nun, wenn fie fireng fon- 
fequent handeln wollte, Nichts übrig, als — den Landtag zu verlaffen und 
gegen die Rechtsbeftändigkeit aller feiner Verhandlungen Proteft einzus 
legen. Denn nur fo konnte fie jegt noch die Rechte wahren, vie in 
dem von ihr verfochtenen Becderathfchen Adreßentwurf dem Landtag, 
„als der reichsftändifchen Berfammlung nach dem Gef. v. 1820,“ bei« 
gelegt worden waren. Der König hatte ihm dieſe Rechte abgeipros 
hen und erflärt: die Berfammlung fei nicht die Reichsverfammlung 
nad) dem Gef. v. 1820, fondern eben nur der Ber. Landtag nach dent 
Gef. v. 3. Fbr. Nahm daher die Oppofizion an den ferneren Verhand⸗ 
lungen des Landtags Theil, jo erkannte fie faktifch die Rechtmäßigfeit 
jener königlichen Entſcheidung, ſomit aber die Nichtigkeit ihrer frühern 
Berwahrung an. 

Ob e8 beſſer geweſen wäre, wenn bie überftimmte Minorität da= 
mals diefen Schritt gethan hätte? Konfequenter wäre ed gewejen, Das 
ift gewiß; aber Konjequenz allein ift in der Politik nicht immer ein aus— 
reichender Kompag. Wenn die Minorität damals fortging,, jo war der 
offene Bruch mit der Regierung erflärt und der Streit auf ein Gebiet 
verfegt, wo nicht mehr parlamentarifche Majoritäten, ſondern leicht ein 
unmittelbarer Zufammenftoß der Regierungsgewalt mit der Bolfsgewalt 
den Ausschlag geben mochte. Denn jener Schritt der Minvrität wäre 
eine indirefte Berufung an das Bolfgewefen, daß Diefes die Rechte ver: 
theidigen möge, welche fie, die Oppoſizion, auf dem geordneten Rechts⸗ 
wege nicht zu behaupten vermöchte. Die öffentliche Meinung hätte dann 
für fie in die Schanze treten, das Volk hätte Durch Demonftragionen die 
Regierung zum Nachgeben zu bringen verfuchen müſſen — oder der 
ganze Schritt wäre nutz- und fpurlos vorübergegangen. 

Die Minorität ſcheint diefes doppelte Rififo nicht haben auf ſich 
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nehmen zu wollen. Gewiß war es weniger die Beſorgniß: ob wohl ein 
ſolcher entſchiedner Schritt, wenn fie ihn thäte, Anklang und Unter 
ftügung im Volke finden würde, was fie davon zurüdhielt, als vielmehr 
bie Scheu, welche ihr gefeglicher Sinn vor dem Gedanken empfand, 
möglicherweife einen ernften Konflikt zwifchen Regierung und Bolf her: 
beizuführen. Sie glaubte deshalb, jenen Außerften Schritt vermeiden, 
fie glaubte, auf dem parlamentarifchen Kampfplage ausharren und alle 
Mittel friedlicher Oppoftzion, alle Gründe der Ueberzeugung erfchöpfen 
zu müffen, um zu verfuchen, ob es ihr nicht gelingen möchte, aufdiefem 
Wege die Regierung zur Bewilligung ihrer fo gerechten und fo mäßigen 
Forderungen zu vermögen. 

- Die Minorität blieb alfo und unterwarf ſich dadurdy freilich der 
Nothwendigkeit, die Folgen jener Abftimmung über die Adreſſe nun aud) 
auf fi zu nehmen, d. 5. mit ihren Rechts an ſprüchen den Weg 
der Bitte zu betreten. Zwar verfuchte ein Theil der Oppofizion, den 
Rechtsboden von einer andern Seite her wieder zu gewinnen — in der 
„Deklarazion der Rechte;“ allein diefer Verſuch ermangelte, wie wir 
an der betreffenden Stelle ausführlicher auseinandergefeßt, aller Bedin- 
gungen des Gelingens, fogar der Konſequenz, und mußte daher eben- 
falls fruchtlog fein. 

So kam es dahin, daß die Oppofizion, ftatt Rechte zu wahren oder 
zu fordern, um Rechte bitten mußte. Wie fie ſich anftrengte, um 
jelbft jet noch diefen Bitten die Bedeutung von Forderungen zu geben, 
wie fie aber auch in diefem Beftreben fcheiterte, ift ebenfalls bei der 
Darftellung jener Verhandlungen im Einzelnen nachgewiefen worden. 
Nicht einmal den Schein einer Rechtsforderung fonnte die Oppofizion 
retten; nicht einmal für eine Bitte um Anerkennung eines entfernten 
Rechtsanſpruchs, geſchweige um Anerfennung eines wirklich vorhan 
denen Rechts, ließ fich eine ausreichende Majorität gewinnen ; die Kurle 
bat um Berleihung von Rediten; fie erfannte alfo volftändig an, 
daß der Landtag und das Volk kein Recht hätten, eine andre Verfal- 
fung, als die gegebne, zu verlangen, fondern daß es lediglich von der 
Weisheit und dem guten Willen des Königs abhänge, ob er aus Grün 
den der Zwedmäßigfeit und innern Nothwendigkeit diefe Verfaffung 
weiter ausbilden wolle. 

Es iſt bei diefer Gelegenheit gegen die Rechtspartei geltend ge: 
macht worden, daß es Doc; weit richtiger ſei, die Bitten um Verleihung 
größerer ftändifcher Rechte durch Gründe der Nüglichfeit und innern 
Nothwendigkeit zu unterftügen, ald durch die Berufung auffrühere Ber- 
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heißungen, die ja doch nur dann Werth hätten, wenn fie etwas wirf« 
lich Nügliches und auch jept Zeitgemäßes darböten. 

Die Rechtspartei hat Died Legte nie geleugnet ; fie hat nie behaup- 
tet, daß gewiſſe Rechte einzig und allein darum beanfprudyt werden 
müßten, weil fie früher verheißen worden, unangefehen, ob ihre Ge- 
währung jet dem Lande nüglich oder fchädlich fein würde. Was fle 
behauptete, war nur Dies: daß jene Rechte, eben als verbriefte und 
gewilfermaßen in das Eigenthum des Volks übergegangene, nicht eins 
feitig von der Krone aufgehoben oder abgeändert werben bürften, fon« 
dern daß dazu eine vorherige Berftändigung zwifchen der Krone und 
den Ständen, ald den Beauftragten des Volks und den Wahrern feiner 
Rechte, nothwendig fei. Daher der Zufag , den Binde zu feinem An« 
trag in der Periodizitätsfrage machte: der König möge das Recht der 
Stände auf jährliche Landtage anerkennen, — ſollte jedoh Dem 
ein Bedenfenentgegenftehben, fo möge er dem Landtage 
eine Propofizion zur Regelung diefer Sache vorlegen. 
Man wollte alfo keineswegs halsftarrig nur das Recht, weil e8 Recht 
war, fondern man erftrebtenur das dem wahren Wohle des Landes und 
der Krone Heilfamfte, aber in der Form des Rechts, weil diefe 
Form allein eine ſichre Gewähr dafür bot, daß eben das wirklich 
Heilfamfte ergriffen würde: man wollte e8 nicht in das einfeitige 
Ermefjen und Belieben der Regierung ſtellen, ob fie jährliche, oder zwei⸗ 
oder vierjährlicdhe Landtage, oder foldye in Zwifchenräumen von vielleicht 
10 und W Jahren für dienlicher halten möchte, ob fie den Ständen eine 
Mitwirkung bei allen Schulden, oder nur bei gewiffen, einräumen 
wolle, u. dgl. M. Kurz, man verlangte, daß die neue Berfaffung, als 
eine Abänderung ſchon beftehender Berfaffungsrechte, nur mit Zus 
ffimmung der Betheiligten, alſo der Stände im Namen des 
Volks, feitgeftellt werden follte. 

Die Ständelurie, wie fchon gejagt, entfchied fich nicht für diefe 
Anſicht; die Herrenfurie überließ Alles nody viel mehr dem Ermeſſen 
der Krone und fo war alfo jede, auch die legte Spur des fo vielverfoch: 
tenen Nechtöbodens aufgegeben und die Feftftelung des Verfaſſungs⸗ 
zuftandes völlig in das Belieben, in die Gnade der Krone geitellt. 
Die Oppofizion war in diefem Punfte gänzlicy gefchlagen ; ja, noch 
mehr, fie hatte zulegt (bei der zweiten Berathung der Verfaffungsan- 
träge, wo fie fich in ihrer Mehrheit der Herrenfurie anſchloß) ihre Stel« 
lung, als eine unhaltbar gewordene, freiwillig aufgegeben. 

Noch ein Moment blieb ihr übrig, um diefe Stellung wieder zu 
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gewinnen — die Wahlen. Die Oppofizion hatte vergebens die wohl⸗ 
erworbenen Rechte des Landes in der Adreffe, in der Deklarazion, 
in: den Berfaffungsanträgen zu wahren und zur Anerfennung zu bringen 
verſucht; die Majorität des Landtags hatte ih nicht für fie erflärt, bie 
Regierung: hatte ebenfowenig von freien Stüden nachgegeben. Die 
Oppoſizion hatte fich zu den größten Konzeffionen in Bezug auf die 
Bor m ver Geltendmachung ihrer Rechtsanfprüche verftanden; fie hatte, 
die ſtrenge Konfequenz einer felbftverleugnenden Mäßigung opfernd, 
nicht durch ein Hortgehen vom Landtage die Sache aufs Aeußerfte 
treiben wollen, fondern war: geblieben, hatte gehofft und gehartt, daß 
die Regierung, den Gründen der Vernunft, der Stimme des Landes, 
dem einmüthigen Botum beider Kurien nachgeben, doch noch endlich 
wenigftend Etwas gewähren, wenigftens den guten Willen zeigen 
werde, den Wünfchen und Bitten der Stände zu genügen. Es war 
nicht gefhehen; ftarr und unbeugfam hatte die Regierung auf ihrem 
Willen, auf ihrer Anficht beharrt — jegr trat für die Oppoflzion die 
Pflicht der Konfequenz , des Beharrens auf ihrem Prinzipe in ihrem 
vollen Rechte wieder ein; jest fonnte umd jest mußte fie durch eine 
Derweigerung der Wahlen faktifh die Nichtanerfennung 
der Berfaffungv. 3. Febr. umd die fortdauernde Rechtsbe— 
fändigfeitder Borfhriften des Gef. v. 1820 ausſprechen. 

Es ift wahr, dieſer Schritt ift, mit dem Maßſtabe des abfoluten 
Staats gemefien, von dem Schein eines gewiffen Ungehorfams, ja 
felbft einer gewiffen Ungefeglichfeit nicht ganz frei. Der abjolute Herr: 
ſcher hat befohlen — alfo muß der Unterthan gehorchen! Eine Ber 
fung auf frühere Gefege kann nicht Dagegen eingewandt werden, denn 
der abjolute Herrfcher ift auch der alleinige Geſetzgeber, und alle Geſetze 
eriftiren für ihn nur, infoweit er felbft fie anerfennt und beftätigt. So 
gar die vom Gefeggeber feldft für unwiderruflich erflärten Geſehe 
bilden feine fefte Schranke gegen das felbftbeliedige Schalten und 
Balten des abfoluten Willens, und zwar aus dem Grunde, weil fie 
immer nur den Karakter einfeitiger Wilfenserflärungen oder Ber: 
fprechungen, nicht die zwingende Kraft zweifeitiger Verträge 
haben. 

Wenn in früherer Zeit ein Fürft ſich beifalen ließ, die Rechte und 
Privilegien feiner Stände anzutaften, fo vertheidigten Diefe ihr gutes 
vertragsmäßiges Recht nöthigenfalls mit offener Gewalt. Das 
abfolute Staatsfyftem hat in Preußen diefe vertragsmäßigen 
Rechte vernichtet und noch Feine neuen an ihre Stelle gefchaffen. Denn 


477 


alle fiheinbare Rechte diefer Art, wie z. B. jene Gefehe von 1815 und 
1820, ja feldft die Berfaffung v. 3. Febr., find immer. noch fein wirk⸗ 
liches vertragsmäßiges Recht, fondem nur ein Geſchenk, das 
jederzeit zurückgenommen werden kann, eine Konzeffion auf Wir 
derruf. Wenn e8 morgen dem König beliebt, die Verfaſſung vom 
3. Febr. in ihren wefentlichften Theilen abzuändern, 3. B. den ganzen 
PBaragrafen wegen der ftändifchen Zuftimmung zu neuen Steuern und 
Anleihen zu ftreichen,, fo haben die Stände und das Volk ein eigent- 
liches Rechtsmittel, ein Mittel des gefepliches Widerftandes Dagegen 
nicht, und, wollte etwa der Ber. Landtag bei feiner nächften Zufammen- 
funft auf Herftellung jenes Paragrafen dringen und auf fo lange, bis 
Dies gefchehen fein würde, fich für infompetent zu Vornahme ftän- 
diſcher Gefchäfte erklären, jo würde darin ebenfo gut eine Ungeſetzlich⸗ 
Feit zu finden fein, wie man eine ſolche jest in der Verweigerung ber 
Wahlen auf Grund der ältern ftändifchen Gefeße findet. Aber eben in 
dieſer furchtbaren Konfequenz der Theorie von der abfoluten ‚Herr: 
ſchergewalt und dem abfoluten Gehorfam des Volks, in der gänz- 
lichen Rechtlofigfeit aller Zuftände, die daraus nothwendig refultirem 
müßte, liegt die Unmöglichkeit einer ftrengen Durchführung derfelben, 
liegt für eine weife und befonnene Regierung das ftärffte Motiv, von 
jenem Rechte abfoluter Eigenherrfchaft einen fo fchroffen Gebrauch 
nicht zu machen. Die Theorie vom abfoluten Herrſcherwillen und der 
abfoluten Rechts: und Widerſtandsloſigkeit des Volks ift ein zwei⸗ 
fchneidiges Schwert, welches fi) gar leicht gegen Den fehrt, der es 
bandhabt. Wo ein Volk gar kein Recht in Verfaſſungsſachen hat, da 
kommt es leicht Darauf, fich alle Rechte anzumaßen. Die Schranfen, 
die den Thron im Verfaffungsitaate umgeben, fchügen nit blos das 
Volk gegen Uebergriffe ver Krone, fondern aud) die Krone gegen Leber: 
griffe des Volks. 

Wenn nun Männer von ächt patriotifher und monardis 
ſcher Gefinnung mit allen ihren Kräften dahin arbeiten, gewiſſe feite 
Schranfen — zum Schug für den Thron wie für das Volf —; einen 
feften, vertragsmäßig geficherten Zuftand aufzurichten, wenn fie Dazu 
den legalften, den befonnenften, den gemäßigtften Weg einfchlagen, 
nämlich den der Anfnüpfung an die eigenen früheren Berfprechungen 
der Krone, wenn diefe Männer, nachdem fie in dreimonatlichen Unter: 
bandlungen mit der Regierung alle Gründe der Heberzeugung, alle 
Kraft der Beredſamkeit, alle Mittel und Wege eines friedlichen 
Einverftändniffes verfucht haben, nun enblih im Drange ihres 
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Gewiſſens, im Bewußtfein redlichfter Pflichterfüllung gegen ihr Vater⸗ 
land und die Monarchie, in jenem Gefühl unerfchütterlicher Meberzeu- 
gung, welche einft den Reformator fprechen lieg: Hier ftehe ih, ich 
kann nicht anders! — wenn diefe Männer erflären: Nein! wir fönnen 
nicht wählen, denn wir würden fonft anerfennen, daß jedes verfaf- 
fungsmäßige Recht in unferm Staate, auch das verbrieftefte, eine 
Seifenblafe ift, die der Hauch des allmächtigen Gebieters, wie er fie 
geichaffen, auch wieder zerftören kann; nein! wir können nicht wäh: 
len, denn wir würden fonft einen Zuftand der Dinge durch unfere 
Handlungsweife jankzioniren uud verewigen helfen, deſſen Fortbeftehen 
über ein Kleines Land und Thron in unüberfehbares Elend ſtürzen 
müßte; nein! wir können nicht wählen, weil nur ein entjchlofiener 
Schritt in dieſem legten entfcheivenden Momente vielleicht noch die Re: 
gierung zur Befinnung bringen, fie vielleicht noch vermögen fann, den 
Widerſtand gegen die lauten und gerechten Wünfche des Landes aufs 
Aeußerfte zu treiben, damit zugleich aber aud) die Verſtimmung, die 
Erbitterung, die Gährung im Bolfe — und wenn diefe Männer, 
um einem folchen Aeußerften vorzubeugen, um das Königthum und 
das Land vor einer Kataftrofe zu retten, felbft das, für fie gewiß nicht 
leichte Opfer einer fcheinbaren Ungefeglichfeit auf füch nehmen — dann 
wird jeder Unbefangene wenigftens fo Biel zugeben müſſen, daß bier, 
wenn auch etwa der Form nad) ungeſetzlich, doch dem innerften Weſen 
und dem Sinne der Handelnden nad) tief gefeplich gehandelt worden 
ift, und daß, folge daraus was wolle, die Verantwortung für diefen 
Schritt, wenn auch nicht vor den Tribunalen des Landes, doc vor 
dem höhern Richterftuhle der Gefchichte einzig und allein auf Die zurüd- 
fällt, welche der größten Mäßigung die größte Hartnädigfeit, den 
Harften Vernunftgründen Fategorifche Machtfprüche entgegenfegten und 
fo diefes Unvermeidliche herbeiführten. 


Wir haben bisher von der Oppofizion immer wie von einem un 
theilbaren Ganzen , wie von einer ganz beftimmten, kompakten Partei 
gefprochen. Das war fie aber in ver Thateigentlich nicht. Es lag theilb 
in der Ratur dieſer erfien, aus acht verfchiedenen Landtagen gebildeten 
allgemeinen Ständeverfammlung, daß die gleichartigen Elemente in iht 
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fich erft nach und nad) zufammenfanden und fryftallifirten, theils brachte 
die eigenthümliche Stellung der Rechtspartei und der durch die Berhält: 
niffe ihr aufgezgwungene häufige Wechfel ihrer Operazionspläne es mit 
fih, daß nicht in allen den Fällen, wo der Rechtspunkt zur Frage 
ftand, immer dieſelben ‘Barteigänger auf diefelbe Weife fich bethei- 
ligten. So 3. B. fann man, ftreng genommen, bei den Adreßver— 
handlungen nur die 80 und Einige zur eigentlichen Oppofizion rechnen, 
welche nicht blos gegen das Arnimfche, fondern auch gegen das Auers- 
waldſche Amendement ftimmten. 

Zum Theil wieder eine andere Brafzion war ed, welche die „De— 
flarazion der Rechte‘ unterzeichnete; ein Theil der Rheinländer, die 
dort mit in der Oppoſizion geweſen, fchloß fich hier aus, weil er diefe 
Form der Rechtswahrung für unpraftifch hielt; dagegen trat die liberale 
Brafzion der preußifchen Abgeordneten hinzu, obſchen fie wiederum bei 
der Adreffe den eigentlichen Rechtsboden preisgegeben hatte. 

Wieder anders gruppirte ſich die Rechtspartei bei der Verband» 
lung der Berfaffungsanträge. Die überrafchende Majorität von 260 
Stimmen, bis zu welcher fie bei der Abftimmung über das Binde: 
fche Amendement in der Periodizitätsfrage fich erhob, zeigte, wie viele 
Anhänger der Rechtspunft in der Kurie zählte, die nur durch die ent- 
fchiedene Form, unter welcher derfelbe bisher geltend gemacht worden 
war, fi) von einem offenen Beitritt dazu hatten abhalten laffen. 


Bei derfelben Verhandlung trennte ſich aber auch wieder die Op- 
pofizion, indem ein Theil für das Abtheilungsgutachten (welches die 
Nüglichfeitsgründe über die Rechtsgründe ftellte), ein anderer entſchie— 
den Dagegen ftimmte. 

Aehnlich ging es bei den folgenden Abftimmungen. Als es fodann 
zur anderweiten Verhandlung über die von der Herrenfurie mobdifizirten 
Berfaffungsanträge fam und der größte Theil der Rechtspartei aus 
Rückſichten der Politik und der Mäßigung ſich der Herrenfurie anfchloß, 
beharrte eine Fleine Schaar von 31 allein in der Oppoſizion. 

Endlid trat noch einmal eine Epaltung ein bei den Wahlen, ins 
dem ein Theil der bisherigen Oppoſizion gar nicht wählte, ein anderer 
mit Vorbehalt, Manche fogar unbedingt wählten. Die Statiftif der 
Wahlen, die wir im 28. Kap. gegeben, weift das Nähere darüber 
nah. Man erfieht daraus, daß fogar einige von den Unterzeichnern 
der „Deklarazion““ die Wahlen unbedingt vollgogen, z. B. Schauß 
und Möwes, daß ferner auch von den 31 Mehrere an den Wahlen 
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Theil nahmen, Zwei davon fogar ohne Vorbehalt (Denzin un 
Meyer). ! 


Ale diefe Schattirungen, von denen wir bisher geſprochen, bilderz 
zufammen die Oppofizion im engeren Sinne ober die fogenannte 
Rechtspartei, d. 5. die Partei, weldye zur Bafis ihres Opponireng 
ausichließlich den Nehtsboden nehmen wollte. Im weiteren Sinne | 
fann man aber zur Oppofizion auch Die rechnen, welde aus Rechts» 
gründen und Gründen der Nüglihfeit und innern Nothwen— 
digkeit oder auch nur aus diefen legtern für Abänderung der Ver: | 
faffung ftimmten. Ihr gegenüber ftehen dann blos Die, weldhe entwe- 
der die Berfafjung vom 3. Febr. durchaus unverändert erhalten, oder 
welche eine Abänderung derfelben völlig dem freien Entfchluffe des Kö— 
nigs überlafjen wiffen wollten und felbft eine Bitte darum für unſtatt— 
haft und ungeitgemäß erklärten. Wir haben fowohl diefe legte, an 
Zahl und Kräften fehr unbedeutende Frakzion, als auch jene beiden an— 
dern, dem Inhalt ihrer Wünfche nach, wenn auch nicht in der 
Borm ihrer Begründung, der Oppofizion ſich anfchließenden Richtun— 
gen der Ständekurie im 21. Kapitel näher Farafterifitt. In der Her— 
renfurie gehörte diefen Richtungen die Frafzion an, welche für Annahme 
der Berfafjungsanträge der Ständefurie ftimmte und hierbei, wie wir 
geſehen haben, bei den meiften Abftimmungen die einfache, bei einzel= 
nen fogat die I,» Mehrheit hatte, 

Alfo eine fehr ftarfe, bisweilen an Einhelligfeit grenzende Ma— 
jorität in der Ständefurie und eine zum Theil über % betragende Mehr- 
heit in der Herrenfurie war mit der Berfaffung v. 3. Febr. in ihrem 
gegenwärtigem Beſtande unzufrieden, wünfchte eine Veränderung. 
Gewiß ein höchſt bedeutungsvolles Refultat ! 


Aber wir dürfen auch nicht blos bei den eigentlichen Verfaffungs- 
fragen ftehen bleiben, um den Umfang und die Kraft des oppofizionel- 
(en Elements auf diefem erften Ber. Landtage zu bemeſſen. Noch an: 
dere Verhandlungen geben ung dafür einen kaum weniger zuverläffigen 
Maßſtab an die Hand. Zunächſt müfjen wir bier zweier Verhandlun— 
gen gedenken, bei denen bie eflatante Niederlage, welche die Regierung 
erlitt, eine Folge der Bedenken war, welche. die Unzulänglichfeit der 
verfaffungsmäßigen Garantien in der Mehrheit der Berfammlung erregte. 
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Die ungeheuren Majoritäten, mit welchen die Propofizionen der Regie 
rung in Betreff ver Rentenbanfen und der Dftb ahn zurückgewie⸗ 
fen wurden, fallen alfo zum -allergrößten Theile gleichfalls in die Wag- 
fchale der Oppoflzion. 

Wenn bei diefen bisher erwähnten Verhandlungen ver Kern des 
beftehenden Syftems, das Prinzip abfolutiftiich « büreaufratifcher Herr: 
fchaft, in Frage geftellt war, fo waren es bei andern die Aeußerun— 
gen diefes Syflems, weldye der Oppofizion reichen Anlaß zu Angriffen 
darboten. Und bei diefen Angriffen erhielt Diefelbe abermals zahlreiche 
Verftärkungen aus den Reihen der übrigen Mitglieder, welche in dem 
einen oder dem andern diefer Punkte ebenfalls mit den Tendenzen der 
Regierung unzufrieden waren. Es war bemerfenswerth und für den 
Geift der Regierung wie für den der Ständemehrheit begeichnend, daß 
alle Regierungsvorlagen, ohne eine einzige Ausnahme, von 
der Dreiftändefurie — der eigentlihen Volkskammer — theild ganz 
verworfen, theils in ihren wefentlichften Punften umgeftaltet wurden. 
Dies bewies, wie fehr dDieRegierung außerhalb der Nazion ſtehe, 
und diente zugleich zur Befräftigung der Nothwendigkeit eines regel⸗ 
mäßig wiederfehrenden ftändiichen Einfluffes auf die Gefeggebung, 
um diefe in ftetem Zufammenhange mit dem Bolfsbewußtfein zu er: 
halten. 

Zugleich befand fi) die Oppoftzion bei diefem Anfämpfen gegen 
die einfeitigen Tendenzen des gegenwärtigen Syſtems in erfreulichem 
Einflange mit den großen Prinzipien der glorreichen Zeit der Wiederge- 
burt Preußens, jener unvergeßlihen Stein Hardenbergfchen Pe— 
riode, während das Syſtem diefe Prinzipien in den meiften und wich— 
tigften Beziehungen gänzlich verleugnete. So vertrat die Ständekurie 
in den Verhandlungen über die Chrengerichte den Grundfag der 
allgemeinen, gleihen Volksehre und der Einheit der Ar- 
mee mit dem Volke gegen die Beftrebungen, den Militärftand zu 
einem erzepzionellen Stande über dem Volke zu machen und doch 
feinen erflufiven Standesbegriffen von Ehre alle Klaffen des Volks zu 
unterwerfen; fo befämpfte fie eben dort, wie jpäter beim Judenge— 
fege, die Jdee einer Spaltung des Volkes in fharfgefon- 
derte Stände, Klaffen und Korporazionen im Namen des 
von der frühern Gefeggebung proflamirten Gedankens eines allge: 
meinen Staatsbürgerthums. So verwarf fie die beſchränkten 
Anfihten vom „chriſtlichen Staate’ und fuchte dagegen der 
Glaubens: und Gewiffensfreiheit, verallgemeinen To» 
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leranz und dem Prinzip möglichfter Trennung der Kirche vom 
Staate die weiteften Bahnen zu öffnen bei der Berathung des Ju⸗ 
dengefeges und der Petizion über Aenderung des $.5, 2 der 
ftänd, Geſetze v. 1824. So endlich erflärte fie einftimmig, daß vie 
Kräftigung des Bauernftandes nicht aufdem Wege der Bevor— 
mundung und der Zwangsgeſetze, fondern nur durch fonfequente 
Verfolgung des Wegs der Befreiung, den die Landesfulturgefeggebung 

der Jahre 1807 ff. angebahnt hatte, zu erreichen fei, und verwarf des⸗ 

halb das Geſetz über die Abſchätzung der Bauerngüter. 

(Die Berwerfung des Geſetzes über die Einfommenfteuer rechnen 
wir nicht hierher; bei dieſem war es nicht eine politiſche Oppofizion, 
fondern eine Koalizion von Sonderinterefien, deren Widerftand das 
Geſetz unterlag.) 

Ebenfo enthielt das einmüthige Botum der Ständefurie fürPreß=- 
freiheit und gegen die Zenfur eine eflatante Berurtheilung des be— 
ftehenden Syftems, feines Verfahrens gegen die Prefje und feiner ruch⸗ 
bar gewordenen Abfidht, eine verfchärfte Nebermachung und Bedrüdung 
derfelben mittels eines, nur feheinbar der Zenfur entfagenden, aber durch 
andre Maßregeln ver gleichen Art fie noch weit überbietenden Bundes- 
preßgejehes herbeizuführen. 

Alles Dies zufammengenommen , darf man wohl fagen, daß auf 
diefem erften preußifchen Reichstage das beftehende Regierungsſyſtem 
eine vollftändige Niederlage erlitten hat, fowohl feinem Prinzip nach 
als in feinen einzelnen Aeußerungen, in feinen gefeggeberifchen wie in. 
feinen Verwaltungstendenzen. Diefe Niederlage erfheint noch voll= 
fändiger, wenn man erwägt, wie die blos berathbende und bittende 
Stellung der Stände, die für Anträge vorgefchriebene :Mehrheit, 
endlich dad hemmende Gefchäftsreglement und die dadurch den Mar— 
ſchaͤllen und derRegierung in die Hand gelegte Macht einen nicht wenig 
lähmenden Einfluß auf die Entwidlung und Bethätigung eines felbft- 
ftändigen Geiftes in der Berfammlung üben mußte. Und endlich darf 
man noch eines wichtigen Umftandes nicht vergeflen — daß nämlich das 
Minifterium bei jeder Gelegenheit, wo es in Bedrängniß gerieth, ſich 
mit dem Schild des Föniglichen Namens dedte. Griff man eine Ein= 
richtung an (wie 3. B. das Inftitut der Ehrengerihte) — die Minifter 
beriefen fi darauf, daß der König fie angeordnet Habe; wollte man die 
Gültigkeit einer Berwaltungsmaßregel anfechten (3. B. die Ausſchließung 
zum Landtag Gewählter) — der König hatte felbft entfchieden, und 
dagegen galt feine Berufung. Vergebens fuchten mehrere Redner der 
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DOppofizion die Minifter zur freiwilligen Uebernahme einer Berantwort« 
lichkeit für die Allerhöchſten Entfhliegungen zu vermögen — die Mi- 
nifter lehnten eine joldye wohlweislih ab. So waren die Stände in der 
üblen Lage, fortwährend der königlichen Perſon unmittelbar gegenüber: 
zuftehen, bei ihren Angriffen überall fogleich auf einen Punkt zu ftoßen, 
der doch für fie unnahbar, unantaftbar fein follte. Diefer Umftand 
laͤhmte nicht felten au) die entfchiedenfte Oppofizion, ſchüchterte die Be- 
denklichen und Unfeldftftändigen vollends ein und gab der minifteriellen 
und royaliftifchen Partei eine ſtets bereite Waffe in die Hände. 

Uebrigens können wir bei diefer Gelegenheit nicht verhehlen, daß 
und bei den Berhandlungen diefes preußifchen Reichstags eine gewiſſe 
Veberfhwenglidfeit in den Verfiherungen des Vertrauens, der 
Hingebung, der Unterwürfigfeit unter den Allerhöchften Willen , felbft 
im Munde der freifinnigften und unabhängigften Männer, oftmals un» 
angenehm aufgefallen ift — um fo mehr, als diefen Gefühlen, die man 
fo emfatifch ausſprach, augenfcheinlich oft weder eine tiefere Ueberzeugung 
zu Grunde lag nod) aud) die äußere That enſprach. Denn, während 
man die Weisheit und Vortrefflichkeit des Monarchen in den Himmel 
hob, tadelte man in demfelben Athen aufs Härtefte Maßregeln, von 
denen doch die Minifter verficherten, daß fie nur den Willen St. Ma: 
jeftät ausfprächen. Solche Heuchelei ift die nothiwendige Folge der un: 
natürlichen Stellung, in der fi) Stände befinden, zwifchen denen und 
dem Monarchen fein verantwortliches Minifterium fteht. 


BeiAlledem haben doch auch die Minifter noch ein gut Theil ebenfo 
fdyarfen als begründeten Tadels in den Kauf nehmen müffen, und diefe 
öffentliche Demüthigung der fonft fo übermüthigen Bureaufratie, diefe 
ihr abgepreßten Geftändniffe ihrer Unzulänglichfeit, der Befchränftheit 
ihrer Anfichten, der Mangelhaftigkeit ihres ganzen Syſtems, diefe mo— 
ralifhen Niederlagen , die fie unter den fcharfen Streichen der Oppoſi— 
zion erlitt, die Verlegenheiten, die Widerſprüche, in die fie ſich unauf— 
hörlich verftridte, — alled Dies war ein zweiter, nicht minder wichtiger 
Erfolg der geiftigen Ueberlegenheit und des unermüdlichen Kampfes» 
eiferd der Oppofizion. Auf diefem Felde ärnteten Hanfemann und 
Binde ihre reichften Lorbeeren. 

Ebenda war es aber auch, wo die Unhaltbatkeit, die innere Faͤul⸗ 
niß, ja, fagen wir e8 geradezu! dieImmoralität diefes ganzen abfo- 
Iutiftifch-bureaufratifchen Syftems am Dffenften zu Tage fam, wo 
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man am Deutlichften fah, wie jämmerlich e8 mit einem Verwaltungs⸗ 
organismus beftellt ift, der, ohne Einheit in ſich, ohne die nöthige Selbft- 
ftändigfeit nad) oben, dem abfoluten Willen und feinen perfönlichen 
Umgebungen gegenüber, ohne Zufammenhang und Wechſelwirkung mit 
dem Volksgeiſte und ohne ein durch diefe Wechfelwirtung ihm vorge- 
zeichnetes feftes Syftem, überdies noch der ftarken und geiftig begabten 
leitenden Perfönlichkeiten entbehrt, welche allenfalls den einen und an= 
dern jener Mängel ausgleichen könnten. Hier ein Minifter, der, um fich 
aus einer Verlegenheit zu retten oder einen Sturm abzuwenden, einen 
Kollegen preisgiebt; dort einer, der fehr naiv verfichert, nicht dafür 
ftehen zu können, daß nicht in feinem Departement den feinigen entgegen 
gejegte Orundfäge geltend gemacht würden ; wieder ein andres Malzwei, 

drei Minifter zugleich zu dem befhämenden Befenntniß genöthigt, nicht 
zu wiffen, wie ein Geſetz gemeint fei, oder ein foldhes in einem Sinne 
interpretirend, der Tags darauf durch eine Allerh. Kabin.-Ordre ein feier⸗ 

liches Dementi erfuhr — dazu die kleinliche Sofifterei in der Auslegung 

älterer Gefege und Verheißungen, worin fich der gepriefene Scharffinn 

von Männern wie Savigny erfchöpft — das fehr undiplomatifche 

Benehmen des Chefs der Diplomatie, der engbegrenzte, von myftifch- 

theologischen Nebeln tief umhangene Horizont des Kultus: und Unter: 

tichtsminifters, die Unzulänglichfeiten und Ungeſchicktheiten des Finanz— 

minifterd (3.3. bei der Frage der Banknoten) — ift e8 da wohl möglich, 

an ein erfprießliches Zufammenwirfen eines ſolchen Minifteriums zum 

Wohle des Landes zu glauben? 

Die Einfiht hiervon fcheint fih denn doch, in Folge Diefes Lands 
tags, aud) in den höchſten Regionen geltend zu machen, und man hört 
feitvem fort und fort von beabſichtigten Veränderungen in den oberften 
Verwaltungsftellen. Insbefondre fpridt man von einem Plane, vie 
Gefammtthätigfeit des Minifteriums mehr in einer Hand zu fonzen- 
triren, an die Spige des Ganzen einen Premierminifter zu ftellen, 
und als Solchen bezeichnet man zunächſt Herrn v. Bodelſchwingh, der 
in der That bei den Verhandlungen diefes Landtags fi) verhältniß- 
mäßig unter allen Miniftern am Gewandteſten benommen und bald Durch 
eine gewiffe Kühnheit des Auftretens, bald wieder durch einen Anftrich 
von Libralität und Bonhomie die Kämpfe mit der Oppofizion in feinem 
und gewöhnlich auc) in feiner minder gewandten Kollegen Namen noch 
ganz leivlich beftanden hat. Höhere, wahrhaft ftaatsmännifche Kapa- 
zität fehlt freilich audy Herin v. Bodelfhwingh, und ein Harden— 
berg dürfte er fchwerlich werden. 
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Ueberhaupt aber ift e8 mit der Einfegung eines Premierminifters 
oder Staatsfanzlers allein nicht gethan. So lange man höchſten Orts 
nicht gewiffe perfönliche Lieblingsanfichten aufgiebt oder wenigftens 
eine Beeinfluffung der Leitung von Staat und Kirche durch Diefelben 
fi ſelbſt fireng verfagt, fo lange man nit für die Unabhängig» 
feit des Minifteriums nach oben und für defien Gleichartigkeit 
im Innern fefte Garantien erfchafft, wird eine gründliche Abhülfe nicht 
möglich fein. Jenes Ziel würde aber fogleid; erreicht fein, fobald man 
die Verantwortlichkeit des Minifteriums, den Ständen gegen: 
über, auszufprechen und damit, direft oder indireft, die Zufammenfez: 
zung und den Beftand der Minifterien von den Majoritäten auf dem 
Landtage abhängig zu machen fich entfchlöffe.e So lange man Dies 
nicht thut, fönnen wir uns nicht überzeugen, daß es mit der Abficht 
einer Beſſerung jener Verhältniffe rechter Ernft fei. 


Wenden wir uns jegt zu einer andern Seite unferer Betrachtun- 
gen über den Landtag! Abgeſehen von Dem, was er in direft politi- 
fcher Richtung zur Verbefferung der Verfaffungszuftände des Staats 
gewirkt oder doch erftrebt Hat, hat er auch noch viele andere wichtige 
Refultate hervorgebracht. 

Er hat die politifche Bildung des Volkes mächtig geför- 
dert, die Theilnahme am öffentlichen Leben gefteigert und ihr zugleich 
durch die gründliche Beleuchtung der wichtigften Fragen des Staate- 
rechts und der Gefeggebung in öffentlichen Verhandlungen eine folide 
Unterlage für das politifhe Räfonnement gegeben. 

Er hat eine Fülle politifcher und parlamentarifcher Talente ans 
Licht der Deffentlichfeit gebracht und ihnen zu ihrer Entfaltung einen 
weiten Kampfplatz eröffnet. 

Zu den fegensreichften Folgen dieſes Landtags rechnen wir ferner 
die durch ihn angebahnte, zum Theil auch ſchon ins Werk gefegte 
Bereinigung und Ausgleihung fowohl der verfhiedenen 
Ständedes Volks, als auch dververfchiedenen Theile der 
Monarchie, der verfhiedenen Provinzen. 

Eines der Hauptargumente gegen eine preußifche Reichsverfaffung 
ift immer von der „Eigenthümlichkeit“ der verſchiedenen Landestheile 
und der angeblichen Unvereinbarfeit ihrer Intereffen hergenommen wor: 
den. Der erfte Ber. Landtag hat diefes Bedenken glänzend widerlegt. 

Der provinzielle Sondergeift hat fich bei diefem Landtage nur 
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felten zu zeigen gewagt, und, wo Dies gefhah, da ward überall ſo⸗ 
gleich) im Namen des gemeinfamen Vaterlandes, unter dem Beifall 
einer überwiegenden Mehrheit der Verſammlung, gegen denfelben prote: 
ftirt. Wir erinnern nur an die Verhandlungen wegen derProvinzialhülfs- 
kaſſen. Die ,, Sonderung in Theile’’ für eine Provinz ward nur ein 
mal (vom Heren v. Binde) beantragt, fand aber feinen Anklang und 
unterblieb. Die provinzielle Eiferſucht, welche ſich bei der Frage der 
Oſtbahn von einer Seite her gegen eine vermeintliche Begünftigung der 
Provinz Preußen geltend machte, erfuhr die allgemeinfte und entſchiedenſte 
Mishilligung. Sogar die Intereffen der polnifchen Sprache und Nas 
zionalität in der Provinz Pofen fanden auf dem Landtag die zartefte 
Berücfichtigung und unter den Abgeordneten der andern Provinzen warme 
Bertheidiger gegen ſcheinbar ungerechte Beeinträchtigungen. Und feine 
von allen Provinzen wetteiferte ftärfer in Diefem Aufgeben provinzieller 
Gigenthümlichkeit an ven Gedanken des gemeinfamen, einigen Vater 
landes, als die am Meiften eines folhen Separatidmus, einer Abwen- 
dung vom Hauptlande, wohl gar einer Hinneigung zu Frankreich ver: 
dächtigte Rheinprovinz. 

Und, was das Allererfreulichfte war, dieſes Nazionalgefühl 
hatte felbft die Schranken durchbrochen, welche fonft — zuweilen fogar 
ziemlich fchroff — den Preußen von feinen deutſchen Brüdern zu trent- 
nen ſchienen; es war fein blos preußischer, ed war ein deutſcher 
Gemeingeift, der fich in diefem preußifchen Nazionalparlamente fo 
glänzend manifeftirte. Ueberall und immer fprach man von der Noth⸗ 
wendigfeit einer engern Annäherung Preußens an die übrigen deut- 
fchen, namentlic) die fonftitugionelen Staaten, von dem Berufe Preu⸗ 
ßens, Acht deutfch zu fein und dem ganzen Deutfchland, wie im Kriege 
als Hort und Führer, fo im Frieden ald Mufter politifcher Entwidlung 
voranzugehen. 

Was den Unterfchied ver Stände und der ftändifhen Inter- 
effen betrifft, fo tauchten Diefe zwar wohl bier und da einmal auf, 
(am Meiften bei den Verhandlungen über die Einfommenfteuer) — 
wie Dies bei einer nach dem Syfteme der Vertretung ſtändiſcher 
Sntereffen gewählten Berfammlung auch nicht wohl anders fein 
fonnte, Allein im Ganzen trat doch auch diefer Unterfchieb in den Hin 
tergeund vor dem übermächtigen Geifte der Einheit, Gleichheit, des 
Patriotismus, der alle Stände befeelte. Die Zuvorfommenheit, mit 
welcher namentlich der vierte Stand von dem zweiten Stande behandelt 
ward und weldhe gar fehr gegen die vornehme Verachtung abftach, 
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womit vor noch nicht zu langer Zeit, wenigftens in manchen Provin: 
zen, der Adel auf die Bauern herabblidte, denen er es faft ald An- 
maßung anrechnete, wenn fie in der Ständeverfammlung auch ein 
mal fhüchtern das Wort ergreifen wollten; die lebhafte Unterftügung, 
welche man bei den Rentenbanfen,, bei der Betizion wegen der Kreis: 
tagswahlen aus dem 4. Stande, den Intereffen dieſes Standes ange: 
deihen zu laffen, von allen Seiten fi) bemühte; die entfchiedene Zu: 
rückweiſung jeder Bartifulargefeggebung füreinen einzelnen Stand, bei 
dem Geſetz über die bäuerlichen Verhältniſſe; der allgemeine Beifall, 
den Saudens Rede Ärntete, womit er bei den Berathungen über das 
Befcholtenheitögefeg die beabfichtigte Einführung von Standesgerichten 
befämpfte, und der nicht minder große, der Bederath zu Theil ward, 
als er, gegenüber Bindes ſtolzer Berufung auf feine Ahnen, die 
Sahrhunderte lang den Ader des Rechts gepflügt, voll edlen Selbſtge⸗ 
fühls ausrief: 

„Ich kann mich auf feine lange Reihe von Ahnen berufen, meine 
Wiege ſtand am Webſtuhl meines Vaters; aber ich ftehe Keinem nach an 
Baterlandsliebe, 7 — 

dies Alles waren erfreuliche Zeichen davon, daß die Jdee der 
Aufhebung aller Ständeunterfchiede in dem Begriff des einen, gemein: 
famen Staatsbürgertbums — auch eine der großen Errungenfchaften 
der Zeit von 1807—15, — in dem Geifte der Verſammlung lebendig ges 
worden fei. 

Auch für den fo zahlreichen, hier nicht vertretenen Theil des Vol— 
fes, die fog. arbeitenden Klaffen, zeigte fich in der Berfammlung 
viel Mitgefühl und ein lebhafter Drang, ihr Loos zu verbeffern. Leider 
gingen nur gerade in diefem Punfte nicht überall die fchönen Worte 
mit den Thaten Hand in Hand, wie wir insbefondere bei den Bera— 
thungen über die Einfommenfteuer und theilweife fihon bei denen über 
den Rothitand wahrzunehmen Gelegenheit hatten. 


Es wird und nicht ald ein Verftoß gegen das von ung felbft eben 
erft gepriefene Prinzip der Vermifchung aller Provinzen und Stände 
auf dem Ver. Landtage ausgelegt werden fönnen, wenn wir bei der 
Gruppirung der Abgeordneten nad ihren politifhen Richtungen , die 
wir ſchlüßlich noch in furzen Zügen geben wollen, die Unterſchiede 
der Provinzen und der Stände, ald dur die Zufammenfegung bes 
Landtags und das Wahlfyftem einmal gegeben, zu Grunde legen. 
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Gerade, indem wir zeigen, wie auch hier die Gegenfäge, welche die 
Berfaffung und das Wahlfyftem feftzuhalten fi) bemühen, in der hö— 
bern Einheit gemeinfamer Gefinnungen fi) aufhoben, wie politifche 
Anfichten, zu denen der eine oder der andere Stand, die eine oder die 
andere Provinz durch ihre Eigenthümlichfeiten oder ihre Stellung zum 
Ganzen und zu deſſen Mittelpunfte gewiffermaßen präbeftinirt fchienen, 
dennoch der ftärfern Macht der allgemeinen Bildung oder den Ein- 
flüffen der Vereinigung mit andern Glementen weichen mußten — 
gerade dadurch wird der politifche Kortfchritt, den Preußen fehon bis 
zu diefem Landtage und theilmeife auch durch diefen Landtag gemacht, 
recht anfchaulich werden. 

Im Allgemeinen war das liberale Element am Stärfften in den 
Provinzen Breußen, Bofen und Rheinlande, am Schwächlten 
in Brandenburg, Pommern und Sacdhfen vertreten; Schle— 
fien nnd Weftfalen hielten die Mitte. Wenn wir die Abftimmung 
über das Vinckeſche Amendement in ver ‘Beriodizitätsfrage, als den 
Ausdruck der entfchiedenen Rechtspartei, zu Grunde legen, fo ftellte 
fi das Stimmenverhältniß der acht Provinzen, in abfteigender Linie 
von der am Meijten liberalen zu der am Meiften Fonfervativen geord- 
net, folgendermaßen *): 

Nah Prozentfägen der anweſenden Mitglieder berechnet, ſtimm— 
ten für das Amendement: 


in Bofen 88%, 
s Rheinland 79 

: Preußen 76% 
: MWeftfalen 425), 
« Schlejien 42 

* Sachſen 33% 
«e Brandenburg 26 


5 in Bommern nicht ganz 13. 
Nach den Ständen rangiren die einzelnen Provinzen fo: 


) Ber eine überfichtliche Anfchauung der Abftimmungen der einzelnen Ab- 
georbneten und ber daraus hervorgehenden politifchen Richtung eines Jeden zu haben 
wünſcht, Dem empfehlen wir die ‚‚ Beiträge zur Karakteriſtik des erften Ber. Land⸗ 
tags’’ (Leipzig, Teubner), worin anhangsweife die 15 verfehiedenen namentlichen 
Abftimmungen tabellarifch aufgeführt und die Stimmen für und wider bie Regierung 
mit verſchiedenen Barben bezeichnet find. Im Uebrigen hat diefe, der Oppofizion ſehr 
feindfelige Schrift wenig Werth, 
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Bon ſämmtlichen Anwefenden fimmten für das Amendement : 


im 2. Stand: im 3. Stand: im 4. Stand: 
in Poſen 84°/, in Rheinland 96%, in Rheinland 100%, 
s Preußen 72 = Pofen 871% = Bofen 100°, 


s Rheinland? 37% = Preußen 777, Schleſien 87% 
Sachſen 19 ⸗Schleſien 60» Preußen 82 
s Weftfaln 17 : Sadjfen 521, » Brandenburg 66% 
s Pommern 8 ⸗Weſtfalen 45  » Weftfalen 64% 
« Brandenburg 3%, = Brandenburg 36 = Sadjfen 31 
s Schlefien 3: Pommern 18%, - Pommern 14% 

In allen Provinzen zufammen endlich ftimmten für das Amende: 

ment nad) Prozentfäßen der Anweſenden: 
vom 2. Stand: vom 3. Stand: vom 4, Stand: 
30%, % 38% 73% 

Wie ih das Verhältniß nad Provinzen und Ständen da ftellte, 
wo ed auf eine That anfam, nämlih bei den Wahlen, ift in 
dem betreffenden Kapitel angegeben und mag dort nachgefehen werden. 

Verſuchen wir endlich noch, in furzen Zügen ein Bild der geifti- 
gen Betheiligung der einzelnen Provinzen an der Sache der Oppofi- 
zion, mit Rüdficht auf die Eigenthümlichkeiten einer jeden derfelben, zu 
entwerfen. Wir find dazu um fo mehr berechtigt, als in der That an— 
fangs die liberalen Elemente, wie die entgegengefegten, fi) nur provin- 
zenweife zufammengruppirten und erft nach und nad die gleichartigen 
mehr auseinanderrüdten und zu Parteien verfchmolzen. 

Die rheiniſche Oppofigion war vielleicht die, welche die fertigfte 
und am Meiften jelbftbervußte Anfchauung von Dem mitbradhte, was 
zu erftreben und wie es zu erftreben fei. Ihr Ziel war im Politifchen 
die Fonftituzionelle Monarchie — ohne romantische Schnörfel —, das 
allgemeine freie Staatsbürgerthum ohne trennende Standesunterfchiede, 
die Auflöfung des Provinziellen in der nazionalen Einheit, eine aus— 
gedehnte Theilnahme aller Klafien des Volks am Gemeinweſen durch 
wahrhaft lebensfräftige, mit allen nothiwendigen Rechten ausgeftattete 
Stände; im Religiöfen die gänzliche Trennung der Kirche vom Staat 
und eine, dadurch allein mögliche, thatſächliche Gewiffensfreiheit und 
allgemeine Toleranz. Alles Dies aber war für fie nicht blos ein theo- 
retifches Ideal, fondern das Refultat praftifcher Anſchauung, gefhöpft 
theild aus dem eignen Gemeinwefen ihrer Provinz, wo einzelne jener 
Ideen längft zur Wirklichkeit geworden waren, theild aus den viel 
fachen Berührungen mit den freieren politifchen Zuftänden der weſtli⸗ 
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hen Nachbarländer. Diefe Sicherheit und Klarheit des politifhen 
Gedankens war es, was der rheinifchen Oppofizion einen fo feften 
innern Halt, eine fo große Kraft im Auftreten und dadurch fo ſchnell 
ein Mebergewicht unter der liberalen Partei verlieh. Sie war e8 auch, 
welche in gleichem Maße die Vorträge aller ihrer großen Redner karak—⸗ 
terifitte, wieverfchieden Diefelben auch im Uebrigen fein mochten, welche 
den Reden eines Hanfemann, Bederatb, Camphauſen, 
v. d. Heydt, aud den, obfchon etwas breiten und doftrinären eines 
Meviffen, ja felbft denen der Reoner zweiten Ranges, wie Alden- 
boven, Slemming, Lenfing, Stedtmannn u. 9., den glei- 
hen Stempel politifher Durchbildung aufprüdte. 

Wenn die rheinifche Oppofizion bei einzelnen Gelegenheiten , wie 
bei der „Deklarazion““ und den Wahlen, fich fpaltete, fo war daran 
gewiß nicht eine Meinungsverfchiedenheit hinfichtlich des Zieles ihrer 
Beftrebungen ſchuld, fondern nur hinfichtlich des beften Weges zu 
diefem Ziel, indem die Einen entſchiedener, die Andern vorfichtiger zu 
Werke gehen wollten, Beide, weil fie fo das gemeinfame Ziel am 
Sicherften zu erreichen glaubten. 

Ganz anderer Art und andern Urfprungs war der Liberalismus 
ber Preußen. Hier waren es die Nachklaͤnge aus dem Befteiungs» 
friege und der großen Zeit nad) 1807 (die ſich dort, vermöge der ifolirten 
Lage der Provinz, faft ftärfer und unvermifchter, als irgendwo fonft, ers 
halten hatten), dazu die liberalen Schwingungen des modernen Geiftes, 
die in Königsberg — mit feiner großen filofofichen und literarifchen 
Bergangenheit — jederzeit einen ftarfen Wiederhall fanden, enplich 
jelbit die vorgefehobene Stellung, welche die Provinz gegen Rußland, 
gleichſam als der legte Vorpoften und Schuß der Freiheit und Zivilifa- 
sion, einnahm — kurz, mehr ideale Motive, welche einengewiffen Schwung 
und Freiheitsdrang erzeugt hatten, eine ungeftüme Heftigfeit des Opponis 
rend gegen Alles, was man der tradizionellen Miffton Preußens, der 
Aufklärung, dem Fortſchritt, dem filofofifchen Zeitbewußtfein für zu=- 
widerlaufend erachtete, Zu einem raſchen Entſchluß waren fie daher 
ſchnell bereit; fie hätten die feindlichen Schangen im erften Anlauf neh⸗ 
men oder auch fich mit dem Feinde in die Luft fprengen mögen; daher 
zögerten fie feinen Augenblid, ald ed galt, einen Akt großartiger Ent« 
fagung zu vollbringen, und wiefen den ihnen dargebotenen ‚, eifernen 
Arm ’’ im Drange ihrer politifchen Ueberzeugungen ohne Befinnen 
zurüd. Allein Schritt vor Schritt dem Gegner deu Boden abzufämpfen, 
an den verfchiedenften Punkten den Angriff zu verfuchen,, hier zurück- 
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geihlagen, von eimer andern Seite her wieder vorzugehen, immer 
das Ziel feft im Auge — dazu waren fie zu ungeduldig oder zu leicht 
durch das Mislingen des erften Verſuchs verzagt und unmuthig 
gemacht, Es fehlte ihnen die praktische Erfahrung, die Kenntniß der 
Art und Weife, wie im wirklichen Leben die politifchen Verhältniſſe fich 
geftalten oder wie vielmehr der Menfch jie geftalten muß. Sie ver: 
trauten viel zu fehr der Macht der Ideen, der Gefinnungen, daß fie 
fih Bahn brechen follten, auch wohl dem guten Willen der Menfchen, 
daß diefer Das ewige Recht der Ideen anerkennen, fi ihm unterord- 
nen würde. Sie taugten daher treiflih, Falanx zu bilden, wo es 
galt, durch feftes Zufammenhalten mit der Wucht der Mafie ven Kampf 
zu entjcheiden , aber fie eigneten fi) weit weniger zum Einzelkampfe, 
wo jeder Mann für fich felbft fteht und ſich jeinen Poſten ausfucht; fie 
bedurften eines Führers, dem fie fi ganz anvertrauen fonnten, und 
ein folder bot fi) ihnen dar in Heren v. Auerswald. Die politifche 
Rolle, die Herr v. Auerswald auf dem Ber. Landtage gefpielt hat, 
ift fehr verfchieden gedeutet worden. Die Einen haben ihm Schwäche, 
Liebedienerei gegen die Krone, wohl gar Hafchen nad) einem Porte- 
feuille jchuldgegeben, von anderer Seite her hat man fein Verfahren 
jo Darzuftellen gefucht, als fei ed völlig im Interefje der liberalen Sache 
und gerade durch die äußerſte Mäßigung, die er beobachtet habe, der 
Gegenpartei am Gefährlichjien gemwefen. 

Ung ſcheint, daß Auerswald infofern den Karafter feiner Lands: 
" leute theilt, als auch er ein zu großes Vertrauen auf die felbftwirfende 
Macht zeitgemäßer Ideen fept, daß er glaubt, man dürfe diefe Wirkung 
nicht durd) Webereilung ftören, man müſſe fie vielmehr durch Mäßigung, 
durch Offenhalten möglichft vieler Wege zu gegenfeitiger Annäherung 
und BVerftändigung unterftügen. Ob dabei aud eine gewifle Pietät 
gegen das Königshaus und die Perſon des Königs (deffen Jugendge- 
fpiele Here v. Auerswald gewefen) mitwirkend jei, bleibe dahinge— 
ftellt. So erklären wir und Auerswalds Benehmen auf diefem Land: 
tage, fein freifinniges Auftreten in dem einen, feine vermittelnde und 
nachgiebige Haltung in einem andern Falle, jo namentlich fein Amen» 
dement bei der Adreffe, "bei welchem er allerdings zugleich den Zwed 
haben mochte, den Triumf der Gegenpartei, die ſchon mit Siegesge— 
wißheit über da8 Durchgehen des Arnimfchen Antrages jubelte, zu ver: 
eiteln. Seine Preußen aber folgten ihm damals theild wohl aus Kon- 
fequenz des Zufammenhaltens , theils vielleicht, weil ihnen die Lage 
der Sache im Augenblide nicht Har genug war. Daß Auerswald 
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fi der Deklarazion anfchloß, mochte er hauptſächlich thun, um feinen 
Einfluß nicht einzubifßen ; audy fah er wohl diefen Schritt als einen 
ſolchen an, ver ohne weitere Folgen bleiben und den Fortgang der 
Unterhandlungen mit der Regierung nicht hindern werde*). Sein Be: 
nehmen endlich bei ven Wahlen erflärt fich ebenfalls aus dem Dbenge- 
fagten. Unerflärlic dagegen ift e8, wie auch diesmal die fo entſchie— 
denen Preußen ihm folgen konnten, wo die Sache doch fo offen dalag, 
wo ed nur eiuer entfchloffenen That bedurfte und wo ein großer Theil 
der Dppofizion ihnen das Beifpiel ſolcher Entfchloffenheit gab. Es 
wird immer ein Räthfel bleiben, wie diefelben Männer, weldye vor 
dem Beginn des Landtags mit einem Sim on ſchen: Ablehnen ! wieder 
fortgehen wollten, am Schluß deffelben ganz ruhig die Wahlen voll: 
ziehen konnten, 

Die dritte Oppoflzionsfalanr war die poſenſche. Obgleich fie 
ſich aus leicht begreiflihen Gründen nur wenig bei den Debatten be- 
theiligte, fo ftimmte fie doch in allen Prinzipfragen beharrlicy mit der 
rheinifchen und preußifchen Oppofizion. Diefe Entichiedenheit war um 
fo rühmlicher, als man von gewiffer Seite her nicht verfehlt hatte, ven 
Polen vorzuftellen, wie ein oppofizionelles Verhalten ihrerfeit8 das 
Schickſal ihrer gefangenen Landsleute verfchlimmern Fönnte. Sie hatten 
aber ein befjeres Zutrauen zu der Gerechtigkeit der Regierung und ließen 
ſich nicht einfchüchtern. Wenn fie den Wunfch der übrigen Provinzen 
nad) einer fräftigen Entwidelung der reichsftändifchen Verfaſſung theil- 
ten, fo leitete fie dabei wohl der, gewiß ganz richtige Gedanfe, daß ' 
felbft die Befonderheiten einer fremden Nazionalität unter dem Schuße 
freier Inftituzionen beffer gewahrt find, als in den Händen einer felbft- 
herrlich waltenden Bureaufratie. 

Die übrigen Provinzen hatten fo zahlreiche, feftgefchloffene und 
organifirte Parteiungen nicht aufzuweifen. 

In Schleſien bildeten die drei Abgeordneten Breslaus, Milde, 
Tſchocke und Siebig, nebft dem Abg. von Waldenburg, Hayn, 
eine äußerfte Linke; ein anderer Theil der ftändifchen Abgg. gruppirte 
ſich um die etwas mehr gemäßigt liberalen Hirfch und Dittrich, und 





*) Wir müfjen übrigens hier nachträglich berichtigend anführen, daß nicht erft 
Auerswalds Vorgang die Preußen zum Unterzeichnen der Deklarazion veranlaßte, 
daß vielmehr der erfte Anlaß dazu von Bardeleben ausging, der darüber mit 
Binde (welcher allerdings fchon früher diefe Idee gehabt und geäußert hatte) und 
einigen rheinifchen und preußiichen Abgeordneten fprach. 
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in ähnlicher Richtung faft der ganze 4. Stand um Allnoch, Berndt 
und Krauje. 

In Sachſen zählte die Oppofizion im 3. 4 4. Stande mehrere 
tüchtige Anhänger, aber feine Redner von Bedeutung. Auch unter 
dem Adel hier und in Schlefien gab es Einzelne, die immer oder doch 
in manchen Fragen zu ihr hielten; fo Graf Helldorf, v. Raven, 
v. Merdel. 

Auch Brandenburg lieferte einige gute Kräfte, fo die drei Abgg. 
Berlins, Schauß, Möwes und Knoblaud (der Letzte nament- 
lich von Gewicht in Finanzfadhen), dann Grabow, Dffermann, 
Anwandter, Hübler, Xohfe, Dr. Zimmermann. Die Stelle 
eines Leiters fiel hier gewöhnlih Grabo w zu*). 

Aus Bommern find zu nennen: zuvörderſt v. Gottberg und 
v. Hagenow, wadre Redner und entſchiedene Karaftere. So— 
dann Graf Schwerin und vr Buttfammera. St. Mit Schwe- 
rin ift es faft eben fo ergangen, wie mit Auerswald — man ift an ihm 
irre geworden. Schwerin hatte allerdings im ganzen Laufe des 
Landtags zwar eine aufgeklärte, für Recht, Wahrheit und Freiheit bes 
geifterte, aber doch gemäßigte und von jedem Aeußeren ſich fern hal: 
tende Gefinnung gezeigt; indeß redynete man ihn doch zur Oppofizion, 
und er felbft ftellte fi) unter ihre Fahnen, indem er 3. B. bei den Ver: 
handlungen über die Rentenbanten die fortdauernde Rechtsgültigkeit 
des Gef. v. 1820 und das daraus fließende Zuftimmungredht des Ber. 
Landtags zu allen Staatsgarantien verfocht, indem er ferner in feiner 
Berfaffungspetizion ausdrüdlid von Rechten der Stände ſprach, die 
der König anerkennen folle. Daher fiel es ſchon auf, als Derfelbe in 
der Verhandlung über die Verfaffungsfragen plötzlich fid) von der Op: 
poſizion trennte und gegen das Vinckeſche Amendement ftimmte, wel: 
ches doch eigentlid gar nichts Anderes war, als feine eigene, wieder 
aufgenommene ‘Betizion. Noch unbegreiflicher aber erfchien fein Be: 
nehmen, als er in der legten Sigung fogar der Kurie empfahl, das 
Recht der Zuftimmung zu allen Anleihen aufzugeben und das Gef. 





*) Wir müffen hier einen Vorgang erwähnen, der ung für wahr von einem glaub: 
würdigen Manne erzählt worden if. Bei den Wahlen wäre Grabow ſchon im 
Begriff geweſen, ven Saal zu verlaſſen, alfo nicht zu wählen, und Mehrere hätten fich 
angeſchickt, feinem Beifpiel zu folgen. Da wären aber fogleich die mitanwefenden ho= 
ben Beamten auf ihn losgeftürzt und hätten ihn durch Bitten und Zureden vermocht, 
zu bleiben. 
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v. 1820 in diefem Sinne jelb ft zu ändern. Sogar fein ſtets getreuer 
Anhänger Puttkammer trennte fich hier von ihm. Schwerins Hals 
tung vor und bei den Wahlen konnte nad) jenen Borgängen nicht mehr 
überrafchen. Wenn wir recht urtheilen, fo hat Schwerin fich durch eine 
gewiffe Weichheit des Gefühls, durd) die Scheu vor ernften Konflikten, 
endlich ebenfalld durd) ein zu großes Vertrauen auf den guten Willen 
der Regierenden zu diefer Nachgiebigfeit beftimmen laffen. Auch er 
glaubte, daß durch einen Konflift mit der Krone die glüdliche Entwide- 
lung des öffentlichen Lebens gefährdet jei, auch er hoffte, bei weiſem 
Maphalten von Seiten der Oppofizion, ein freiwilliges Entgegenfom- 
men von der andern Seite. Wir wollten und freuen, wenn feine Hoff: 
nung einträfe, aber wir fürchten, er hat umfonft gehoflt, er hat zu 
ſehr vertraut. „Vertrauen erwedt wieder Vertrauen!“ Das tft al- 
lerdings, wie der König in der Thronrede fagte, ein fchönes, ein kö— 
nigliches Wort, allein Der, welcher diefes Wort zuerft ausſprach *), 
bewies feinem Wolfe wirkliches Vertrauen durch Verleihung einer wah⸗ 
ren Fonftitugionellen Verfaffung ; darum durfte er Vertrauen fordern, 
und es warn ihm auch zu Theil. Kann aber die fogenannte Berfaffung 
vom 3. Febr. Vertrauen erweden? Bielleiht wird Schwerin, ent- 
täufcht, beim nächften Landtage zur Oppofizion zurüdfehren und, mit 
ihr, wieder feine Sache nicht auf Vertrauen, fondern auf das gute 
Recht ftellen. 

Weitfalen hat etwa ein Viertelhundert freifinniger Männer zur 
Dppofizion geftellt, darunter aber nur jehr wenige Sprecher und nur 
einen wirklich hervorragenden. Aber diefer Eine war auch ein Löwe. 
Daß Here v. Binde der glängendfte, gewaltigfte und von den Geg— 
nern der Oppofigion am Meiften gefürchtete Redner des ganzen Land: 
tags war, darüber ift wohl Fein Zweifel ; ebenfowenig darüber, daß er 
als ſolcher ver Sache der Oppoſizion, der Sache des Fortfchritts, wer 
fentlihe Dienfte geleiftet. Er hat mit den Bligen feines Wites und dem 
Donner feines Zornes die verdumpfte Athmofphäre des büreanfrati- 
fhen Staates etwas gereinigt; er hat, wie fein Anderer (Hanfe- 
mann etwa ausgenommen) den Miniftern den Mantel ihrer Untrüg- 
lichkeit und Beamtenhoheit von der Schulter geriffen und fie der Welt 
in ihrer Blöße gezeigt; er Hat mit nüchterner Hand all den romanti— 
hen Aufpug zerftört, womit man bie Lüden und Schäden des morfchen 
Staatsgebäudes überdeckt; er endlich war ed, der immer und überall 


) Der jegige König von Sachſen, damaliger Prinz Mitregent, im 3, 1831, 
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den Rechtspunft in den Vordergrund ftellte, ald das unverrüdbare Ziel, 
auf welches hin man fteuern müſſe. Binde war gleichfam der Mauer: 
brecher, der die feindlichen Verſchanzungen niederwarf und den nad» 
dringenden Bundesgenofjien Bahn brach. So lange ed noch niederzu- 
reißen, zu erobern geben wird, fo lange wird Binde aud) der Bundes» 
genofle der Oppofizion, und ein unfchägbarer, fein. Ob er ſich auch 
dann noch mit ihr verftehen wird, wenn man von dem allgemeinen 
Zielpunft des jegigen Kampfes, der Erringung eines verttagsmäßigen 
Redytszuftandes überhaupt, zu den fpegiellen Fragen über die Art die 
fes Rechtszuftandes übergehen wird — Das wird fi erft zeigen müf: 
fen. Wir fürdten allerdings, daß dann die Wege Bindes und der 
meiften übrigen PBarteigänger der Oppofigion ziemlich weit auseinander: 
gehen werden. Binde hat ftarfe Idioſynktaſien gegen das konſtitu⸗ 
zionelle Syftem; er hat diefe öfters ausgeiprochen und hat es gar 
nicht Hehl gehabt, daß die Hinneigung der Rheinländer zu dem engli- 
ſchen und franzöfifhen Konftituzionalismus ihm zuwider fei. Binde 
bat ferner mitunter eine fonderbare Vorliebe für provwinzielle Abfonde: 
rung und ein ſtarkes ariftofratifches Selbftgefühl verrathen. Alles Dies 
könnte ihn früher oder fpäter leicht mit den Anfichten feiner jegigen po« 
litiſchen Freunde in ernftliche Konflikte bringen, und dann bürften Diefe 
‚einen eben fo gefährlichen Gegner an ihm finden, als fie jegt einen ges 
wichtigen Bundesgenoffen an ihm gehabt haben. Doch — bis dahin 
ifts jept noch weit, und, fo lange ed nur nody die erften Grundlagen 
eined Berfaflungszuftandes zu legen gilt, wird Binde hoffentlich 
immer in den Reihen der Oppofizion fämpfen. 





Die Stellung der Herrenfurie zu den oppofizionellen Beftre: 
bungen in der Ständefurie haben wir im 25. Kapitel ausführlich ge: 
ſchildert. Wir haben dort die Feine Zahl ehrenwerther Männer kennen 
gelernt, welche, die wahre, zugleich ächt monarchiſche und volfsthüm« 
liche Stellung eines preußischen Oberhauſes richtig erfennend, auf die 
Herftellung eines geficherten Berfaffungszuftandes mit allen Kräften 
hinftrebten, aber auch die davon fehr verfchiebenen Anfichten eines an» 
bern Theils der Kurie, der es vorzog, der Schweif des Hofes und der 
unterthänige Diener der Machthaber zu fein. Wenn mandye freifinnige 
Debatten und Abftimmungen der Herrenfurie am Anfang des Landtags 
die Hoffnung erwedten, daß diefe hohe Berfammlung in ihrer gros 
fen Majorität das lebendige Bewußtfein ihrer edlen und fchönen Auf: 
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gabe habe, in ächt Fonfervativem Sinne ein Organ des vernünftigen 
Geiſtes des Volkes und der öffentlichen Meinung zu fein, fo mußte 
ſchon bei ven fpätern Verhandlungen derfelben — über das Petizions- 
recht, das Befcholtenheitsgefeb , die Rentenbanken, die Oftbahn, das 
Judengefeg — diefe Hoffnung mehr und mehr ſchwinden. Zwar zeigte 
fich bei den Berfaffungsfragen wieder hier und da eine überrafchende 
und jedenfalls der Regierung felbft eben fo unerwartete al8 uner- 
wünjchte freifiimige Majorität; allein das diftatorifche Auftreten der 
Hofpartei, die allmälige Herabftimmung der Oppoſizion und ihr end- 
liches Sichbeugen vor dem Zauber des fouveränen Willens — dies 
Alles bewies, daß man hier noch weit entfernt fei von jenem fo oft an= 
gerufenen Mufter des Landes voll angeftammter Erbweisheit, wo einft 
die ftolgen Barone des Dberhaufes die Erften waren, welche dem 
Lande verfafjungsnräßige Rechte un Freiheiten von der Krone er: 
fämpften. 





— 


Was wird nun werden? Wann wird auf diefen erfien preußifchen 
Reichstag ein zweiter folgen? Und in weldhes Stadium wird dann die 
Berfaffungsfrage getreten fein? Das find die Fragen, Die gewiß Jeden 
befchäftigen, der mit Interefie der Geſchichte des erften Ber. Landtags 
gefolgt ift. 

Die Regierung — fo belehrt und ein anderweiter Art. der Allg. 
Preuß. Zig. (in Nr. 240) — geht damit um, einen Ausweg zu finden, 
‚welcher, ohne die Berufung des Ver. Landtags an den Kalender zu 
‚binden, diefe Berufung aus innern Gründen des Bedürfniſſes und der 
Zweckmaͤßigkeit fo oft herbeiführen werde, als es das wahre Intereffe 
der Krone und der Nazion erheifche‘’. 

Ferner werbefieerwägen: „wie den billigen Wünfchen der Stände, 
daß der Thätigfeit des Ver. Landtags ein Ziel angewiefen werde, wel: 
ches mit derjenigen der Ausſchüſſe und der Provinziallandtage weniger 
kollidite, als jegt, entiprochen werden könne, ohne die Verhältniffe 
der Kronezuden Ständen wefentlich zu verändern“. 

Regelmäßige, d. h. in vorausbeftimmten Friften wieder: 
fehtende allgemeine Zandtage (wird weiter dort geſagt), wohl gar all: 
jährliche, würden zwedlos fein, denn was follten fie thun, womit foll- 
ten fie fich befhäftigen? Da, wo jährliche Parlamente wären, wie in 
England, hätten Diefe die Budgetbewilligung. ine ſolche den preu- 
gischen Ständen einzuräumen, fei aber unmöglich ; damitwürde ‚Alles, 
was bisher Preußens Stärke ausgemacht hat, Heerverfaffung, Steuer: 


497 


verfaffung u. f. w., umgeworfen werden“. Man dürfe „die Eigen: 
thümlichfeit der Berhältniffe Preußens’ nicht vergeffen, nicht verfuchen, 
„weder Vergangenes wiederherzuftellen, noch Ftemdes nachzuahmen, 
noch nach unausführbaren Fdealen zu trachten“. 

Wenn Dies das Programm der Regierung ift hinſichtlich Defien, 
was fie auf die Bitten der Stände thun will — und der unverfennbar 
offizielle Urfprung des Art, äßt Solches vermuthen —, fo fieht es frei⸗ 
lich mit den Hoffnungen auf kine erſprießliche Fortbildung des Verfaſ⸗ 
fungswerfes fehr traurig aus. Man wird alfo abermals etwas Halbed 
geben, Etwas, was ebenfowenig lebensfähig und von Danerfein kann, 
als die Berfaffung v. 3. Bebr. in ihrer gegenwärtigen Geftalt; man 
wird den Zuftand der peinfichen Ungewißheit, der Ungeduld, der Auf: 
tegung der Gemüther abermals verlängern; man wird Konflikte mit 
den Ausfchüflen, mit ven Provinziallandtagen zu beftehen haben, wird 
vielleicht dann abermals einen Ber. Landtag berufen, der wieder ebenda 
anfangen muß, wo der jegige geendet; man wird fi), die Stände, das 
Land in unmügen, aufreibenden Kämpfen und Erperimenten erfchöpfen, 
wird herrliche Kräfte und koftbare Zeit, die dem Lande wuchern könnten, 
nutzlos vergeuden, und wird doch am Ende zu der Einficht gelangen, 
daß alles Sichfträuben und Zaudern vergeblich fei, daß man thun müfle, 
was die Vernunft der Dinge, was das Far vorliegende Bedürfniß ge: 
bieterifch heiſcht. Wann wird: man doch endlich aufhören, dem Bolfe 
einreden zu wollen: die ‚, Eigenthümlichfeit ** Preußens vertrage Ein: 
richtungen nicht, welche anderwärts ſich wohlthätig erwiefen haben und 
welche in den allgemeinen Gefegen der menfchlichen Natur und des ge: 
fellichaftlihen Zufammenlebens ihre tiefe Begründung finden? Als im 
Jahre 1807 die großen Staatsmänner Preußens Hand anlegten, um 
die gefammten beftehenden Berhältnife bis auf ihre tiefften Orundlagen 
umzugeftalten, da hätte wohl auch ein Aengftlicher ihnen zurufen mö— 
gen: die Eigenthümlichfeit des Staats vertrage Das nicht! Aber jene 
fühnen und weifen Reformatoren gingen von dem ganz richtigen Grund» 
fage aus, daß Das, was mit den allgemeinen Gefegen der menjchlichen 
Natur und des Staatslebens im Einklang fei, für jeden Staat pafien 
müffe, und daß eine Eigenthümfichkeit, welche Solches nicht vertrage, 
feine natürliche, gefunde, fondern nur eine fünftliche und „angekrän⸗ 
felte‘‘ fei, die man eben fo bald ald möglich umgeftalten müffe, um den 
innerften Kern des Staates vor Verderbniß zu fonferviren. Möchte 
doch dieſe Achtfonfervative Gefinnung bei den jegigen Lenfern 
Preußens Nahahmung finden! Der Landtag hat ihnen eine große 
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Lehre hinterlaffen; er hat ihnen gegeigt, daß der Kern des preußiſchen 
Volkes durch und durch Eonfervativ injenem Sinne ſei; daß er 
‚einen Umfturz, ein Heberftürzen nicht wolle, wohl aber einen entfchie- 
denen Fortfchritt zur rechten Zeit und auf die rechte Weife. 
Einem folhen Volke fann man unbedenklich den vollen Genuß freier 
Staatseintichtungen gewähren ; gefährlich aber wiirde es fein, Daſſelbe 
mit halben und verftümmelten Zugeftändniffen oder wohl gar mit Täu- 
Ihungen hinhalten zu wollen. Der entjcheidende Schritt aus dem ab» 
foluten in den Verfaffungsftaat muß gethan werden — dar: 
über fann nach den Verhandlungen dieſes erften Reichstags Fein Zwei: 
fel mehr fein, und es ift eine ebenfo traurige, ald gefährliche Selbſt— 
taͤuſchung, wenn man nod) immer ſich einbildet, man könne fich mit 


dem Schaufptel freifinniger Inftituzionen umgeben und doc) dabei den. 


Kern des abfolutiftiichen Regiments unangetaftet erhalten, man fönne 
die Vortheile diefer Inftituzionengenießen, ohne fich in Die Befchränfungen 
zu fügen, die fie dem perfönlichen Belieben auferlegen. Je jpäter man 
ſich zu diefem Schritte entichließt, defto fchwieriger wird er; je länger 
man die Gabe verfchiebt , defto mehr wird fie den Werth einer freiwil- 
‚Ligen verlieren, wird als eine abgebrungene erfcheinen. Man rühmt 
ſich höhnend, der Oppofizion gegenüber: die Regierung fei nicht in 
Bedrängniß und brauche fich daher nicht Bedingungen vorfchreiben zu 
lafien. Wir wollen dahingeftellt fein lafen, ob der Moment einer fol: 
hen Bedrängniß, zunächft im Punkte der Finanzen, nicht vielleicht nä- 
her jei, ald man das Volf und die Welt glauben machen will; aber, 
wäre Dem auch nicht jo — iſt es wohl weife von einer Regierung ge: 
handelt, die Befriedigung der gerechteften Wünfche des Volkes fo lange 


hartnädig zu verfagen, bis fie in Bedrängniß ift? Sole Grund: 


füge find wahrhaftig nicht Eonfervativ, fondern vielmehr defiruftiv, 
revoluzionär, ja! revoluzionär, denn fie faen den Samen von Revolu: 
zionen, fie provoziren faft gewaltfam das Volk, fi) Das zu erzwingen, 
was man feinen gemäßigtften und inftändigften Bitten höhnend ver: 
weigert. Durch ſolche Grundfäge iſt ſchon manches Land und manche 
Regierung in Verwirrung und Unglüd;geftürzt worden. Möge Preu- 
end guter Genius. es vor einem ähnlichen Schieffale befchügen ! 


Derihtigungen. 
©. 227 in ber Note muß es heißen, flatt: im 8. Bande — im 7. Bande, 
‚_ Bei der — J—— der von beiden Kurien angenommenen Petizionen iſt irriger⸗ 
weiſe die wegen Erlaſſung einer Militärkirchenordnung übergangen worden. 


Drud von Breitkopf und Härtel in Leipzig. 
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